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Abhandlungen. 


Die Patentertheilung.*) 


Bortrag, gehalten in der Juriftiihen Gefellfchaft zu Wien am 27. Januar 1897. 
Bon Dr. Schanze in Dresden, 


Hodanfehnliche Verſammlung! 

As die ehrendolle Aufforderung an mid erging, bor Ihnen ein patent 
rechtliches Thema zu behandeln, konnte ich über die Wahl desjelben nicht lange 
zweifelhaft fein. 

Soviel vom bisherigen Rechte abweichende Vorſchriften das neue Öfterreichiiche 
Patentgefeg aud enthält, eine Neuerung überragt alle anderen: die Einführung 
der Borprüfung. Ich greife deshalb vielleicht nit fehl in der Annahme, daß 
Sie der Patentertheilung, wie fie fi künftig nad dem Syſteme ber Vorprüfung 
geftalten wird, bejonderes Intereffe entgegenbringen. 

Und was andrerjeits fünnte mid) bereditigen, vor Ihnen das Wort zu ergreifen, 
wenn ich mid; nicht darauf berufen dürfte, daß ich einige Jahre ala Abtheilungs- 
vorfigender des Kaiferlihen Patentamts in Berlin an der Patentertheilung auf 
Grund vorheriger Prüfung Theil genommen und praftifhe Erfahrungen ger 
jammelt babe. 

Ihr Intereffe wie meine Legitimation weifen mid) jo übereinftimmend auf 
bas Thema: 


) Des Näheren audgeführt und begründet find bie folgenden Darlegungen in den 
Abhandlungen: 

„Erfindung und Enideckung“, Hirth’3 Annalen des deutfchen Reichs für Gefehgebung, 
Verwaltung und Statiftil, 80. Jahrgang; daß betreffende Heft erfcheint demnächſt. 

„Bas find neue Erfindungen und Mufter?” Glaferd Aunalen für Gewerbes und Baus: 
weſen, Bd. 87 ©. 188 flo. 

„Die offenkundige VBorbenugung von Erfindungen und Gebrauchsmuſtern“, Archiv für 
bürgerlihes Recht Bb. 11 S. 26 fig. 

„Was find gewerblich verwerthbare Erfindungen?” Grünhut'3 Zeitfchrift für das Pris 
vat: und Öffentliche Recht der Gegenwart Bd. 23 S. 31 fg. 

„Das Erfinderrecht”, Glaferd Annalen x. Bd. 88 ©. 18 lg. 

„Das patentrehtlihe Ginſpruchs verfahren“, ebenda Bb, 84 ©. 258. fig. 

„Die Entſcheidung über die Patentfähigleit im Patentertheilungdverfahren nad 
deutfhem Geſetze und öſterreichiſchem Entwurfe”, ebenda Bd. 89 S. 41 fig. 

Ardiv für Bürgerl. Recht u. Projeh. VII. 1 
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Die Patentertheilung nad) dem neuen öſterreichiſchen Patentgejeße.*) 

Es empfiehlt ſich indeß, nicht nur das Prüfungsderfahren, ſondern aud) 
die materiellrechtlichen Vorausfegungen der Patentertheilung in Berüdjihtigung 
zu ziehen; auch infoweit Hat ſich das neue öſterreichiſche Geſetz dem deutſchen Rechte 
in allen weſentlichen Punkten angeſchloſſen. 

Damit zerfällt der Stoff, für deſſen Betrachtung ih Ihre Aufmerkſamleit 
in Anſpruch nehmen möchte, in drei Theile; es handelt fi um die fragen: 

was ift patentfähig? 
wer ift ſchutzberechtigt? 
wie geftaltet fi das Verfahren? 


I. 


An erfter Stelle gilt e8 zu unterfuhen: was wird patentirt? 

Unter dem Schutze des Geſetzes — heißt e8 in $ 1 — „Itehen neue Er- 
findungen, welde eine gewerblide Anwendung zulaſſen“. 

Das Geſetz jagt: Erfindungen find patentfähig. Was unter einer Er- 
findung zu verftehen jei, darüber ſchweigt das Geſetz und es thut Recht daran, 
daß es fi einfach mit dem Begriffe begnügt, wie ihn ber allgemeine Sprach— 
gebraud; darbietet. Aufgabe der Theorie und Praxis ift es, des Näheren die 
Merkmale anzugeben, die den Dingen zukommen, welde unter dem Worte Er- 
findung zufammengefaßt werben, 

Haben Wiſſenſchaft und Rechtſprechung dieje Aufgabe gelöft? Ic glaube nicht, 
daß Jemand diefe Frage bejahen möchte, Die Begründung der öſterreichiſchen 
Negierungsvorlage führt nicht weniger als 13 Definitionen der Erfindung auf, 
aber feine von ihnen hat Anerfennung gefunden. 

Diefer Zuftand ift unerfreulich und darf nicht fortdauern. Im deutſchen 
Reiche wird allein ſeitens der Anmeldeabtheilungen jährlih 15000 Mal die Frage, 
ob eine Erfindung vorliege, entſchieden. Da lohnt es dod) wahrhaftig der Mühe 
zu wiffen, was eine Erfindung ift, Nicht nur in dem induftriellen Kreifen wird 
der Mangel einer Definition des Erfindungsbegriffs und die damit berfuüpfte 
Unfiherheit der patentrechtlichen Praxis beffagt. Aud die Juriſten fangen an, die 
Bedeutung des Erfindungsbegriffd und Die Nothwendigkeit feiner Feſtſtellung zu 
betonen, Profeſſor Bekler in Heidelberg erflärt rund heraus: „So lange ber 
Begriff der Erfindung ohne fefte Form und Grenze, d. 5. in Wirklichkeit Fein 
Begriff ift, wird da8 Bemühen, ein braudibares Recht der Erfindungen feitzu- 
ftellen, allzeit vergeblich ſein.“ 

An Verfuhen hat es, wie die große Zahl der aufgeftellten Definitionen 
beweift, nicht gefehlt. Weshalb Haben fie nicht zum Ziele geführt? 

Die Firirung eines Begriffes. jegt immer Zweierlei voraus: einmal die 


*) Vom 11. Januar 1897; e8 tritt fpäteftend am 1. Januar 1900 in Kraft. 
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Klarſtellung der begriffsconftituirenden Clemente, ſodann die Zufammenfafjung 
berjelben in einen geſchloſſenen Satz. Zunächſt muß ſachliche Einigung über die 
Merkmale des Erfindungsbegriffes nnd ihr Verhältniß zu einander erzielt fein, 
erft dann läßt fi über den beften ſprachlichen Ausdrud des gefundenen Ergeb- 
niffes disputiven. Dies ift nicht genügend beherzigt worden. Man hat, ohne 
näher auf fremde Gedanken einzugehen, in allzurafcher Ueberzeugung von der Uns 
anfedtbarfeit der eigenen Meinung flugs eine neue Definition aufgeftellt, deren 
fnappe Faffung für Andere terminologiide Schwierigkeiten bot und ſchon deshalb 
zu ſachlichem Mißverftändniffe und zur Ablehnung führte, 

Ich will verfuden, diejen Fehler zu vermeiden. Ich beabſichtige nicht, zu 
jenen 13 Definitionen eine 14. binzuzufügen. IH will mid) vielmehr aus- 
ſchließlich mit der ſachlichen Frage beſchäftigen: welde Merkmale, welche Denkele— 
mente pflegt man in der Vorftellung zufammenzufaffen, wenn man von Erfindung 
ſpricht? 

Es handelt ſich darum, aus der Menge der individuellen Fälle den ab— 
ſtraklten Typus zu gewinnen. Von dem, was das vielgeſtaltige Leben, die uns 
mittelbare Anſchauung des Einzelfalles darbietet, dürfen nur gewifje Merkmale 
als wejentlid ind Auge gefaßt, die übrigen müfjen als zufällig, als unerheblich) 
hinweggedacht werden, Nur jo kann aus der Fülle der Einzelerfheinungen der 
Gattungsbegriff Klar und deutlich Hervortreten. Zur Löfung diefer Aufgabe Hat 
natürlid) vor Allem die Praxis das Material zu bieten. 


Nur Erfindungen werden patentirt, nit Entdeckungen. Wie unterjdeiden 
fi) beide? Zwei Meinungen jtehen fi) gegenüber. Die Einen jagen: Erfindung 
und Entdeckung find ganz verſchiedene Dinge; nad) der Anſicht Anderer ftellt ſich 
dagegen die Erfindung lediglich al8 eine Unterart der Entdefung dar, Wer hat 
Recht? Beide! Es fommt ganz darauf an, ob man Erfindung und Entdeckung 
auf ihren Inhalt, oder auf ihren Urjprung Hin ins Auge faßt. Inhaltlich 
ift die Erfindung der Entdeckung untergeordnet; was indeß die Art und Weiſe 
der Entjtehung anlangt, jo find Erfindung und Entdeckung nebengeordnete Dinge. 

Betrachten wir zunächſt den Inhalt. 

Die Entdeckung umfaßt daß ganze Gebiet des Wahrnehmbaren und Erfenn- 
baren. Die Erfindung bat dagegen ein viel beſchränkteres Gebiet. Damit eine 
Erfindung vorliege, muß es fih um Auffindung einer Caujalbeziehung hans 
dein. Jede Erfindung zeigt ein Mittel und einen durch diefes Mittel erreichbaren 
Erfolg. Aber nicht jede Caujalbeziehung ift geeignet zum Inhalte einer Erfindung. 
Es ift erforderli, daß die Cauſalverknüpfung durch menſchliche Thätig- 
feit, durch menjhlihe Arbeit herbeigeführt wird; Vorgänge, die auf dem freien 
Walten der Kräfte der äußeren Natur beruhen, werden entdedt, nicht erfunden. 
Die Erfindung ift eine Anweifung zum menſchlichen Handeln. Dies gilt nicht 
blos don den Verfahrenserfindungen, jondern aud don den Erzeugnißerfindungen. 
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Bei den Iehteren ift eben die menſchliche Thätigkeit nicht durch den Weg, jondern 
durch das Ziel gekennzeichnet. 

Weiter: Die Entdedung kann etwas Individuelles oder etwas Generelles 
zum Gegenftande haben, Amerika ift entdedt worden, aber aud) allgemeine Natur: 
geſetze werden entdeckt. Die Erfindung dagegen hat immer generellen Inhalt, fie 
verlangt eine Mafnahme, deren beliebige Wiederholung ‚möglich ift, fie enthält 
eine Negel des menjchlihen Handelns, Die Erfindung als folde muß ftreng 
unterfchieden werden von den konkreten Erzeugnifjen, von den konkreten Verfahren, 
die fidh bei der Ausführung der Erfindung ergeben. 

Durch ihren abftracten Charakter unterfeidet fi) die Erfindung aud von 
den Gegenftänden des literariihen und künſtleriſchen Urheberrechts. Letztere find 
durch die Form individualifirt. Schriftwerke, Kunftwerfe und Erfindungen find 
Geiftesgebilde, aber nur die beiden erfteren find, wie ihr Name befagt, Werke. 
Eine Erfindung wird ſchwerlich Jemand als Geifteswerf bezeichnen, denn Die 
Erfindung ift eine Idee und das Werf verlangt eine concrete Gejtalt. 

Selbftverftändlih muß der Inhalt der Erfindung realifirbar, das Mittel muß 
geeignet fein, den Erfolg herbeizuführen, die Ausführbarfeit gehört zum Weſen 
der Erfindung. 

Ich gehe weiter. Damit eine Erfindung vorliege, muß das Ergebniß des 
menſchlichen Handelns irgend ein menſchliches Bedürfniß befriedigen, die Erfindung 
ift eine MNegel des zweckmäßigen Handelns, das Erfindungsergebnig muß 
Brauchbarkeit aufweilen. 

Die Entdeckung „erlöft von intellectueller Unbehaglichkeit“, „fie liegt in ber 
Sphäre des reinen, vom Dienjte de8 Willens befreiten Intellects“, fie befeitigt „Die 
Unruhe des Warumfragens"; die Entdeckung ift Selbftzwed, fie hat Eigenwerth. 
Anders bei der Erfindung. Sie ift Mittel zu einem außer ihr liegenden Zwed, 
fie beſitzt Wirkungswerth, fie will ein anderes Bedürfniß befriedigen als die Er» 
fenntniß ihrer ſelbſt. Die Erfindung gehört der Praris, die Entdedung ber 
Theorie an; jene dient der Abſicht, diefe der Einſicht. 

„Wiffenfhaftlihe Lehr- oder Grundſätze als ſolche“ find niemals Erfins 
dungen; es hätte einer diesbezüglichen Erklärung in $ 2 Ziffer 2 des öſterreichiſchen 
Geſetzes nicht bedurft. 

Aber irgend welche Braudbarfeit genügt. In welcher Richtung das 
Bedürfniß liegt, mit welder Intenfität e8 auftritt, ob feine Befriedigung erlaubt 
ift — auf alles dies kommt es für den Erfindungsbegriff nit an. Es giebt 
insbejondere auch „geießwidrige, unſittliche oder geſundheitsſchädliche“ Erfindungen. 
Die Gefegwidrigfeit, die Unfittlihfeit ift kein Hinderniß des Erfindungsdarafters, 
fondern der Patentfähigfeit. 

Soviel über die Braudbarfeit. 

Ein anderes Erforderniß der Erfindung ift die Eigenartigfeit. Die Er: 
findung muß wie die Entdeckung den bereits bekannten Dingen gegenüber etwas 
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Bejonderes bieten. Aber nicht alle, irgendwo auf der Erde befannten Dinge 
fommen in Betracht, fondern uur diejenigen, welde der jeweiligen Kulturwelt an— 
gehören. „Amerifa wurde entdeckt für die Europäer, nicht für die Rothhäute, 
und die frühere Erfindung des Schiekpulvers durch die Chinejen hebt die Erfindung 
dur Berthold Schwarz nit auf.“ 

Man nennt dieſe Eigenartigfeit wohl Neuheit. Allein es empfiehlt fi, hier 
diejen Ausdrud zu vermeiden, weil er vom Geſetze in durchaus anderem Sinne 
angewendet wird. Ich fomme auf diefen Punkt ſogleich zurück. Das was unter 
Eigenartigfeit zu verftehen ift, läßt fi nicht in eime furze, alle Fälle dedende 
Formel bringen. Für die Entjheidung, ob gleiche oder verſchiedene Maßnahmen 
vorliegen, eriftiren feine objectiven Momente, es fommt darauf an, wie man die 
Dinge anzujhauen gewöhnt und geneigt ift. 

Nicht jede eigenartige Regel menſchlichen Handelns aber ift eine Erfindung. 
Nicht alles, was jo nod nicht dageweien, ift eine Erfindung. Die Erfindung 
enthält — aud) Hierin ftimmt fie mit der Entdedung überein — eine Ueber: 
raſchung, fie bietet etwas Auffälliges, fie bietet eine Kombination, die für den 
Durdiänittsiahverftändigen des betreffenden Gebiete8 aus dem Gegebenen nicht 
ohne Weiteres ableitbar ift. 

Die Ueberrafhung kann liegen in der Stellung der Aufgabe oder in ihrer 
Löſung und in lehterem Falle wiederum entweder in dem gewählten Mittel oder 
aber im Erfolge. Es genügt, daß in der einen oder der anderen Richtung eine 
Ueberraſchung gegeben ift. Laſſen Cie mid) diefen Punkt etwas näher ausführen. 

Das Berdienft des Erfinders fann darin liegen, daß er eine Aufgabe, an 
welde bisher Niemand gedacht, zuerst geftellt Hat; im ſolchem Falle braudt 
dann die Löſung der Aufgabe weder Hinfihtlid des Mittels noch hinſichtlich des 
Erfolges etwas Bejonderes darzubieten. Das Beifpiel einer Erfindung, bei welcher 
das Spezifiihe in der Stellung der Aufgabe liegt, ift die drehbare Nähmaſchinen— 
fußbanf, die von der Näherin, ohne daß fie ihren Sig zu ändern hat, einfad) 
in die Gebrauchslage und wieder in die Ruhelage gebradjt werden kann. Das deutſche 
Reichsgericht Hat das für diefe Fußbank ertheilte Patent im Nichtigfeitsverfahren 
aufrechterhalten, weil hier ein Wit darin liege, daß Jemand zuerft auf den Ges 
danfen gekommen jei, die Nähmaſchine mit einer ſolchen drehbaren Fußbank zu 
verjehen. 

Häufiger ift die Ueberrafhung nit mit der Stellung, jondern mit der 
Löſung der Aufgabe verfnüpft. 

Hier kann einmal das Mittel, durch weldes der Erfolg herbeigeführt 
wird, überrafdend fein. Man ſpricht dann von Erfindung im Gegenjaß zur 
bloßen Conſtruktion. Die Erfindung darf, was das gewählte Mittel anlangt, 
nicht innerhalb der handwerksmäßigen Gepflogenheiten eines jeden Fachmanns Liegen, 
fie muß qualitativ über das Uebliche, das Geläufige hervorragen. 

Die Löfung einer Aufgabe kann endlich nicht blos um des Mittels, fondern 


6 Schanze, Die Patentertheilung. 


au um des Erfolges willen eine Ueberraſchung darbieten. Hierher gehören 
vor Allem die chemiſchen Analogieverfahren. Es fommt nicht jelten vor, daß bie 
Anwendung eines Verfahrens, welches bei Bearbeitung einer beftimmten Gattung 
von Stoffen, den fogen. ifomeren oder homologen Stoffen, üblich ift, in einem 
Spezialfalle nicht zu dem gattungsmäßigen, fondern zu einem ganz unerwarteten 
Ergebniffe führt. Iſt ein Verfahren zur Gewinnung eines Riechſtoffes z. B. von 
fünftlihen Moſchus befannt und bildet Jemand diefem Verfahren, was Ausgangs: 
material und Manipulation anlangt, ein ähnliches Verfahren nad, das gleihfalle 
ein mehr oder minder gutes Mojhusproduft giebt, fo ift natürlich eine Erfindung 
nit vorhanden, Allein e8 kommt vor, daß das Ergebniß eines jolhen analogen 
Verfahrens ganz unverhoffter Weife andre Brauchbarkeiten aufweift, daß z. B. 
das Verfahren nicht zu dem vorausgefegten Niedftoffe, jondern zu einem anders 
gearteten, nicht zum Moſchus, fondern zum Roſenriechſtoffe führt, ja vielleicht 
jogar neben oder anjtatt des Riechſtoffes einen werthvollen Farbftoff oder ein 
ausgezeichnetes Arzeimittel darbietet, Dann ift um dieſes überraſchenden Erfolges 
willen eine Erfindung gegeben. 

In dem Merkmale der Ueberrafhung ftimmt die Erfindung mit der Ent: 
dedung überein. Während aber bei der Entdedung die Ueberraſchung eine un- 
erfreuliche, eine unerwünfdte fein fann, muß die Ueberraſchung bei der Erfindung 
immer in der Richtung des Willfommenen, des Fortſchrittes liegen. Daß in 
irgend einer Beziehung ein Vortheil gegeben fei, ift für den Erfindungsbegriff 
wejentlih. IH fage: in irgend einer Beziehung. Denn dem Fortjcritte fönnen 
jehr wohl in anderer Hinfiht Mängel gegenüber ftehen; dies thut dem Erfindungs- 
begriffe feinen Eintrag. Es bedarf deshalb für die Annahme einer Erfindung 
feiner Feftftellung, daß summa summarum die Mängel durd) die Vorzüge über- 
wogen werden, daß die Ausführung, die Benußung der Erfindung ſich zu einer 
gewinnbringenden, werthvollen gejtalten wird. Aber fehlt e8 in aller und jeder 
Beziehung an einem Fortſchritte, jo ift das Vorhandenjein einer Erfindung zu 
berneinen, 

Wenn es in $ 55 Abi. 5 des neuen Geſetzes heißt, in den vom Präfidenten 
des Patentamtes für die Handhabung der Vorprüfung zu erlaffenden Vorſchriften fei 
hervorzuheben, daß „der Werth der angemeldeten Erfindung feiner wie immer ge: 
arteten Beurtheilung zu unterziehen“ fei, jo darf dies nit mißverftanden werden. 
Die Feititellung, daß eine Erfinduug vorliegt, enthält immer ein Werthurtheif, 
die Annahme der Brauchbarkeit, des überrafhenden Fortichrittes beruht nothwendig 
auf einer Werthſchätzung. Das will aud) die angezogene Beftimmung in $ 55 
nit in Abrede ftellen; fie bejagt nur foviel, daß wenn einmal eine Erfindung 
vorliegt, feine weitere Unterfuhung über den Werth oder Unwerth diefer Erfindung 
angeftellt werden joll; jede Erfindung, nit blos die werthvolle Erfindung ift 
patentfähig. 

Damit dirften die Merkmale, welde die Erfindung ihrem Inhalte nad) 
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fennzeichnen, erſchöpft ſein. Die Erfindung ift eine Regel menſchlichen Handelns, 
fie verlangt 
Ausführbarkeit, 
Brauchbarkeit, 
Eigenartigkeit und 
einen überraſchenden Fortſchritt. 

Allein die Erfindung wird, insbeſondere auch e Entdedung gegenüber, 
nicht blos dur ihren Inhalt, ſondern aud) durd) ihre Entftehung darakterifirt. 
Erfindung wie Entdeckung find Ergebniffe geiftiger Thätigfeit; aber die Entdedung 
ift receptiven, die Erfindung produftiven Urſprungs. Entdedt wird das 
bereit8 Vorhandene, lediglich Verborgene; erfunden wird das nod nicht Vorhandene, 
Entdeden iſt Enthüllen, Erfinden ift Erzeugen. 

Mit Rüdfiht auf diefe verſchiedene Natur ihres Uriprungs, ihrer Ent- 
ftehung jind Erfindung und Entdedung nebengeordnete Dinge, 

Man hat einen Unterfchied zwiſchen Erfinden und Entdeden darin erbliden 
wollen, daß das Erfinden anders wie das Entdeden immer eine planmäßige, eine 
zielbewußte Thätigkeit fei. Diefe Anſicht läßt ſich nicht Halten. Es giebt nit 
nur zufällige Entdedungen, fondern aud zufällige Erfindungen. Ich darf in 
diefer Beziehung hinweiſen auf die vorzüglidhe Nede, mit welcher Profeffor Mad) 
die Profeffur für Philofophie an der Univerfität Wien am 21. Dftober 1895 
übernommen bat, die Rede, „über den Einfluß zufälliger Umftände auf die 
Entwidelung von Erfindungen und Entdedungen.“ 

Iſt die Erfindung ihrem Inhalte nad etwas Generelles, etwas Abftraftes, 
fo ift fie doch andererjeits ihrer Entftehung nad) immer durd) die Perfon des 
Urhebers, durch Ort und Zeit, durch die begleitenden Umftände fonfretifirt. 
Dies bedarf bejonderer Hervorhebung. Daß die fonfrete Entftehungsweije der 
Erfindungen bisher zu wenig beachtet worden ift, bildet den Hauptgrund für die 
Unklarheit, die Hinfihtlih des Weiens der „Neuheit“, wie wir ſogleich jehen 
werden, noch heute herrſcht. 

Soviel über die Erfindung. 

Einzelne Merkmale, jo die Brauchbarkeit, die Ueberraſchung, der Fortidritt 
beſitzen fomparativen Charakter, Auch die Feitftellung der Eigenartigfeit, läßt ſich, 
wie bereit8 betont wurde, an feine ftrifte, durchgreifende Regel binden. Inſofern 
wird der Erfindungsbegriff feinem Weſen nad) immer ein relativer fein. Allein 
diefe Eigenſchaft der Relativität, die vielen Begriffen anhaftet, darf nicht dahin 
führen, die Analyje des Erfindungsbegriffes überhaupt für werthlos zu halten. 

Manche Klage der Induftriellen über das Patentamt und umgefehrt wird 
vermieden, wenn beide Theile ſich Hinfichtlid ihrer Anträge und Einwendungen 
recht verftehen, wenn genau ber Punft dargelegt wird, der gemeint if, Wird 
eine Anmeldung bemängelt mit der allgemeinen Begründung, daß ihr Gegenftand 
feine patentfähige Erfindung fei, jo jteht der Anmelder rathlo8 da, er weiß mid 
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vet, wo er mit feiner Widerlegung einfegen ſoll. Wird ihm dagegen eröffnet, 
daß die Ausführbarkeit oder die Eigenartigfeit ermangele, oder daß weder Die 
Stellung der Aufgabe nad aud ihre Löſung einen überraſchenden Foriſchritt dar- 
biete, jo weiß er, auf welden Punkt es anfommt. Die Patentanmeldungen wie 
die Entſcheidungen des Patentamtes fallen forgfältiger, gründlider, -übereinftim- 
mender aus, wenn bet der Prüfung, ob eine Erfindung vorliege, nicht einem 
vagen Allgemeingefühl Folge geleiftet, jondern jedem ber Einzelmerkmale des Er- 
findungsbegriffes die erforderliche Aufmerkfamkeit zugewendet wird. 

Laffen Sie mid) weiter gehen. Das, was über das patentfähige Objekt 
zu jagen, ift noch nicht erſchöpft. 

Die Erfindung wird nit ſchlechthin patentirt, fie wird nur patentirt, wenn 
fie zur Zeit der Patentanmeldung nod neu iſt. Neu aber ift eine Erfindung, 
wie das Geſetz fagt, wenn fie noch nicht durch Beſchreibung in Öffentlichen Drud- 
ihriften des In und Auslandes oder durch offenkundige Benutzung, Schau: 
ftellung oder Vorführung im Inlande jo Fundgegeben worden ift, daß danach die 
Benutzung durch Sadjverftändige möglich erſcheint. 

Dieſe Neuheit hat nicht das Geringſte zu ſchaffen mit der Eigenartigkeit 
der Erfindung, von der id vorhin ſprach. Nur die Neuheit wird vom Geſetz⸗ 
geber in der angegebenen Weife definirt; die Eigenartigfeit bildet ein Element des 
vom Gejeßgeber undefinirt gelaffenen Erfindungsbegriffs. Wir fahen, daß 
Eigenartigfeit dann vorliegt, wenn ein Gegenftand von den in der jeweiligen Rul- 
turwelt bereits’ befannten Dingen abweidt. 

Ein praftiid; gewordener, aber durdaus typifcher Fall möge den Unterſchied 
zwiſchen Eigenartigkeit und Neuheit veranſchaulichen. 

Das unter dem Namen Arifton befannte mechanische Mufitwert war im 
deutſchen Reiche patentirt worden. Gegen dieſes Patent wurde Nichtigkeitsklage 
erhoben mit der Behauptung, das Arifton ſei nicht mehr „neu“. Denn im 
Grünen Gewölbe, der Königlichen Kunftlammer, zu Dresden, befinde fi ein zu 
Jedermanns Befihtigung ausgeftelltes Kunftwerf, der fogen. Thurm zu Babe 
aus dem Yahre 1602; dieſes Kunftwerk enthalte in feinem Innern ein mechaniſches 
Muſilwerk von gleicher Beſchaffenheit wie das patentirte Arifton. 

Aus Anlaß diefes Proceffes wurde mit vielem Eifer darüber geftritten, ob 
man jagen Fönne, der fogen. Thurm zu Babel fei durch offenfundige Benugung 
befannt geworden. ine ſolche Fragftellung war verkehrt. Zog man die Neu: 
heit des Arifton in Zweifel, jo galt es feftzuftellen, mit daß der Thurm zu 
Babel, jondern daß das Arifton von der Patentanmeldung bereits offenkundig 
benußt worden fei. Wolle man dagegen die Eigenartigfeit des Arifton, aljo 
jeinen Erfindungscdarakter beftreiten — darauf ging thatſächlich die Nichtigkeits— 
Mage aus —, jo bedurfte e8 des Nachweiſes, daß der Thurm zu Babel nicht ge- 
rade dur offenfundige Benußung, fondern irgendwie allgemein befannt ge» 
worden jei. 
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Dieſe falſche Behandlung wäre vermieden worden, wenn man feſt daran 
gehalten hätte, daß jede Erfindung neben ihrem abftracten Inhalt einen konkreten 
Urfprung aufweift. Bei der Neuheit handelt es ſich nit um die Frage, ob ber 
abftracte Erfindungsinhalt früher bereits einmal offen in die Erſcheinung getreten 
ift, fondern ob die durch ihre Entjtehung konkretiſirte Erfindung bereits vor der 
Batentanmeldung in die Deffentlichfeit gedrungen ift. : 

Im Anſchluß an das mitgetheilte Beiſpiel laffen fid die Unterſchiede zwiſchen 
Neuheit und Eigenartigfeit dahin zufammenfaffen. 

Die Eigenartigfeit ift eine der Erfindung immanente Eigenihaft, die Neu- 
heit ift ein accefjorijhes Merkmal, Keine Erfindung ohne Eigenartigfeit; dagegen 
giebt es fehr wohl nicht mehr neue Erfindungen.” 

Bei der Eigenartigfeit handelt es fih um abweidende Qualität der durd) 
ihre Entftehung konkretiſirten Erfindung gegenüber anderen bekannten Dingen. 
Die Neuheit verlangt, daß die durch ihre Entftehung konkretiſirte Erfindung jelbft 
nit anderen Berjonen befannt geworden ift, als denen, die bei der Entftehung 
und bisherigen Benutzung der Erfindung betheiligt oder unter Auferlegung der 
Schweigpflicht zugelaffen waren, ” 

‚Die Eigenartigfeit mangelt, gleichviel auf welche Weije die anderen 
Dinge von gleicher Beidhaffenheit befannt geworden find. Die Neuheit wird da . 
gegen nur bejeitigt, wenn die Belanntgabe der Erfindung gerade durd ver: 
öffentlihte Drudihrift oder durch offenfundige Benußung ıc. herbei: 
geführt ift. 

Bei der Eigenartigfeit fragt es fi, ob die anderen Dinge von gleicher Be: 
ihaffenheit in unjerer Eulturwelt befannt geworden find. Bei der Neuheit 
fommen Drudiäriften des In: und Auslandes, Benußungen aber 
lediglid im Inlande in Betradt. 

Endlich fehlt die Eigenartigfeit nur, wenn die anderen gleihen Dinge wirf- 
Lich befannt geworden find, Zum Mangel der Neuheit genügt dagegen, wenn die 
Möglichkeit vorliegt, daß die Erfindung bekannt geworden ift. 

Troß diefer vielen und tiefgreifenden Unterſchiede find Eigenartigfeit und 
Neuheit der Erfindung bisher ganz allgemein im Theorie und Praxis für 
identiſche Eigenjhaften gehalten worden. Ich ftehe mit meiner Anficht zur Zeit 
noch völlig allein. 

Dies möge über die Neuheit genügen. 

Neben der Erfindung und der Neuheit verlangt aber die Patentfähigkeit 
ſchließlich noch ein Drittes, Nicht jede neue Erfindung wird patentirt, die Er- 
findung muß nod eine anderweite Eigenſchaft aufweijen, eine Eigenſchaft, welde 
das deutſche Geſetz gewerblide Verwerthbarkeit, das öſterreichiſche Geſetz gewerb— 
liche Anwendbarkeit nennt. 

Auch hier liegt die Gefahr einer Verwechſelung nahe, eine Gefahr, der * 
das deutſche Reichsgericht nicht entgangen iſt. 
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Die gewerbliche Verwerthbarfeit wird verwechjelt mit der gewerblichen Brauch— 
barkeit. Und das geht jo zu. Zahlreiche Erfindungen befriedigen gewerbliche Be— 
dürfniffe, befigen gewerbliche Braudpbarfeit. Denken Sie an die Maſchinen für 
induftrielle Zwede, an die Verfahren, welde Halbfabrifate und Hülfsftoffe für 
die gewerbliche Production herſtellen. Die nit zu leugnende Häufigfeit dieſes 
gewerblichen Charakters wird nun unter der Hand in eine Nothwendigfeit ver: 
wandelt, ein accidentale oder hödjftens naturale wird zum essentiale erhoben. 
Das iſt unrichtig. Es giebt eine Menge Erfindungen, deren Braudbarfeit durd)- 
aus feinen gewerbliden Charakter befigt. 

Was heit gewerblih? Sieht man von den rein pofitiv rechtlichen Be— 
griffen des Gewerbes ab, wie fie für Gewerbeordnungen, Gewerbejteuergejeße und 
gewerbeftatiftiide Aufnahmen firirt werden, jo bedeutet Gewerbe zweierlei: 

entiveder jede Thätigkeit, die in der vorausgefaßten Abficht Fünftiger 
Wiederholung um des Erwerbes willen vorgenommen wird, 

oder aber diejenige Thätigfeit, die in der Bearbeitung oder Verarbeitung 
von Robjtoffen befteht. 

Es eriftiren nun viele Erfindungen, deren Braudjbarfeit weder in dem 
einen nod in dem anderen Einne eine gewerbliche ift. Es gehören hierher alle 
Erfindungen, welde unmittelbar die Befriedigung perſönlicher und häuslicher Be- 
dürfnifje der Menſchen bezweden. Die Braudbarfeit, die ein Sicherheitsſchloß, 
eine Meſſerputzmaſchine, eine Taſchenuhr, ein Filzhut befigt, fann man dod nicht 
in dem einen oder in dem anderen Sinne eine gewerbliche nennen. 

Die Sade liegt anders. Die gewerbliche Verwerthbarfeit Hat es nicht mit 
dem Zwede der Erfindung zu thun, fondern mit der Modalität ihrer Aus— 
führung. 

Wir fahen, daß jede Erfindung nothwendig menſchliches Handeln begreift. 
Es giebt nun Erfindungen, deren Ausführung lediglih Entfaltung menſchlicher 
Geiftes- oder Körperfräfte verlangt. In erfterer Hinfidht führe id) als Beiſpiele 
an: Methoden des Nednens, der Mnemotechnik, des Unterrichts; auf Bethätigung 
menſchlicher Körperkräfte beruhen dagegen 3. B. die Kunft des Schwimmens, 
gymnaſtiſche Behandlungsweifen und andere Heilmethoden. 

Weitaus die meiften Erfindungen fegen indeß ein Zuſammenwirken don 
Menfhenkräften und Kräften der äußeren Natur voraus. Bei Erfindungen diejer 
Art kann dann die menſchliche Thätigkeit vor Allem auch in dev Be und Ber: 
arbeitung der Rohſtoffe beſtehen. Nur in diefem Falle ſpricht man von gewerb- 
li) verwerthbaren Erfindungen. Gewerblich verwertäbare Erfindungen find jolde, 
deren Ausführung fi als Bearbeitung oder Verarbeitung von Rohſtoffen dar: 
jtellt, ganz gleichgültig, welchem Bedürfniſſe das auf diefe Weife gewonnene Er- 
findungsergebniß dient. Lediglich die in ſolchem Sinne gewerblid verwerthbaren 
(Frfindungen find patentfähig. 

Alfo ein neues Verfahren dev Arbeitstheilung, dev Buchführung wird nicht 
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patentirt, aud) wenn es eine für den Gewerbebetrieb hochbedeutſame Erfindung ift, 
weil die Benugung dieſer Erfindung nicht Bearbeitung oder Verarbeitung von 
Rohſtoffen ift. 

Andererjeit8 werden Vorrichtungen, deren Herjtellung in folder Bearbeitung 
oder Verarbeitung befteht, des Patentſchutzes aud dann theilhaftig, wenn fie 
Zweden der Land» oder Forſtwirthſchaft, des Verkehrsweſens, der Heilfunft :c. 
dienen, wenn fie für diefe Gebiete Brauchbarkeit beiten. 

Nicht der Gebrauhszwed, jondern die Ausführungsmodalität der Erfindung 
ift eben für die gewerbliche VBerwerthbarfeit maßgebend. 

Das öſterreichiſche Geſetz fteht in dieſer Auffaffung der gewerblihen Ver— 
werthbarfeit auf meiner Seite. Um irrthümlicher Verwechſelung vorzubeugen, hat 
es das Wort „Verwerthung“ vermieden und dafür den Ausdrud „Anwendung“ 
gewählt, Patentirt werden nad $ 1 neue Erfindungen, „welde eine gewerbliche 
Anwendung zulaffen“. R 

Soviel über das Objeft des Patentihubes. 


ID. 


Ich gehe über zum Subjefte des Patentredtes. 

Wem wird das Patent ertheilt, wer hat einen Anjprud auf die Gewährung 
des Patentes? 

Manche Patentrechte, ſo z. B. das ſchweizeriſche, auch das engliſche und das 
nordamerikaniſche beantworten die aufgeworfene Frage ſchlechthin zu Gunſten des 
Erfinders in dem Sinne, daß nur dem Erfinder und feinem Rechtsnachfolger 
das Patent zu Theil werden fol. Aljo die Urheberſchaft ift, wie bei dem litera- 
riſchen und künſtleriſchen Autorrechte, die ausſchließliche Grundlage des Rechtes 
auf Patentſchutz. 

Dieſes Princip erfährt in ſeinem materiellrechtlichen Beſtande natürlich keine 
Beeinträchtigung durch die Beweisvorſchrift, daß der Anmelder bis zum Beweiſe 
des Gegentheils als der Erfinder anzuſehen iſt. Eine ſolche Beweisvorſchrift ent— 
hält z. B. das ſchweizeriſche Geſetz. 

Andere Patentgeſetze ſtehen dagegen auf dem Standpunkte, daß das Patent 
dem erſten Anmelder zu ertheilen ſei, und zwar auch wenn zu Tage liegt, daß 
er nicht der Erfinder oder deſſen Rechtsnachfolger iſt; es wird auf die Urheber— 
ſchaft überhaupt bei der Patentertheilung keine Rückſicht genommen, der Mangel 
der Urheberſchaft auf Seiten des Patentinhabers bildet auch keinen Nichtigkeits— 
grund. Nur auf civil- und ſtrafgerichtlichem Wege kann der durch die Patent— 
nahme ſeitens eines Unbefugten verletzte Erfinder, ſeine Rechte geltend machen. 
Bon dieſem Prinzip wird das öſterreichiſche Privilegiengeſetz vom 15. Auguft 1852 
beherrſcht: der Anmelder joll durd) das Patent belohnt werden, weil er die Er- 
findung der Allgemeinheit überliefert. 

Eine Mitteljtellung nimmt das deutsche Patentgefeß ein, es ſtimmt weder 
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mit dem ſchweizeriſchen nod mit dem bisherigen öſterreichiſchen Rechte überein. 
Das deutſche Net beruht auf folgenden Erwägungen. 

Erfindungen follen nicht blos um des Erfinders willen, jondern zugleid) zu 
Nutz' und Frommen der Gefammtheit gefügt werden, Der Patentſchutz ift das 
Hequivalent dafür, daß zum Wortheile der Induftrie die Erfindung alsbald be- 
hufs Ermögliung weiterer Fortjhritte der allgemeinen Kenntniß offenbart und 
nad Ablauf der Schußfrift der allgemeinen Benußung überlaffen wird. Ein 
doppelte wird durch den Patentſchutz belohnt: einmal die erfinderifche Thätigfeit, 
zum Anderen die in ber Patentanmeldung liegende Preisgabe der Erfindung. 

Diefes zweifache Verdienſt ift aber nicht immer in der Perjon des Erfinders 
vereinigt; e8 kommt vor, daß der Erfinder die Erfindung geheim Hält, daß da» 
gegen ein Anderer die Erfindung zum Patent anmeldet. Hier fallen beide Ver— 
dienfte, was die Subjefte anlangt, auseinander, Der Eine hat erfunden, will 
aber die Erfindung der Allgemeinheit vorenthalten; der Andere hat nicht erfunden, 
befigt lediglich die Kenntniß der Erfindung, bewirkt aber, daß die Erfindung Ge: 
meingut zunächſt des Wiffens, jpäter aud) des Handelns wird, 

Welche von beiden Perfonen hat das größere Verdienſt? Zweifellos der 
Erfinder! Allein wenn das Verdienft des Erfinders aud das größere ift, fo ift 
es doch nicht das ausſchließliche. In erfter Linie muß wohl der Erfinder berück— 
fihtigt werden, aber es liegt doch Fein Grund vor, den bloßen Anmelder, falls 
der bejjer berechtigte Erfinder nichts dagegen bat, leer ausgehen zu lafjen. 

Wie ift dieſer Gedanke zur juriftiihen Ausprägung gelangt? In fol 
gender Weile. 

Das deutſche Geje gewährt den Anſpruch auf Patentertheilung jedem bloßen 
Anmelder, materiellvehtlid ausgedrüct, jedem bloßen Erfindungsbefißer, nnd zwar 
entſcheidet die Priorität der Anmeldung. Allein das Geſetz räumt zugleid dem 
Erfinder die Befugniß ein, fein befferes Recht geltend zu machen. Nur wenn 
dies nicht geſchieht, kann der bloße Erfindungsbefiger das Patent befommen und 
behalten. Erhebt der Erfinder Einjprud gegen die Patentertheilung, jo wird der 
bloße Erfindungsbefiger mit feiner Anmeldung abgewieſen. Der Erfinder kann 
aledann entweder die Erfindung ohne Patentſchutz benutzen, er kann aber aud) 
jeinerjeit8 um ein Patent nachſuchen, auf Antrag wird ihm die Priorität des ab- 
gewielenen Erfindungsbefigers zu Theil. Die Befugniß des Erfinders geht jedod) 
nod) weiter. Iſt dem bloßen Erfindungsbefiger das Patent bereits ertheilt, fo 
fann der Erfinder die Vernichtung desjelben durch das Patentamt verlangen, wenn 
er nicht vorzieht, fi) dasjelbe im Rechtswege Übertragen zu lajien. 

Ganz das gleihe Einſpruchsrecht und Recht auf Vernichtung oder Ueber: 
tragung fteht aber nit nur dem Erfinder zu, jondern jedem Erfindungsbefiger 
gegenüber dem, der fid) unbefugt den Erfindungsbefig von ihm angeeignet hat. 

Diefe Termittelung zwiſchen den Intereffen des Erfinders und dev bloßen 
Erfindungsbefiger entiprit in ausgezeichneter Weiſe dem praftiihen Bedürfniſſe. 
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Sie hat ein Vorbild und Analogon in dem zivilrechtlichen Verhältniſſe, welches 
zwiſchen Eigenthum, fehlerfreiem Befite und fehlerhaften Beſitze obwaltet. Wie 
übrigens der zivilrechtliche Befigesihug aud dem Eigenthümer zu Gute fommt 
und ihm die probatio diabolica erjpart, jo hat aud) der Erfinder Gewinn davon, 
daß das Patent dem erften Anınelder ertheilt wird; denn regelmäßig ift er jelbft 
doch der erjte Anmelder und er braudt fih dann nicht dem oft ſchwierigen, jeden- 
jall8 umſtändlichen Beweiſe feiner Urheberſchaft zu unterziehen, 

So das deutſche Geſetz. Wie hat das neue öſterreichiſche Geſetz dieſen 
Punkt geregelt? 

Der Regierungsentwurf fteht ganz auf deutſchrechtlicher Grundlage. Das 
Patent wird jedem Erfindungsbefiger ertheilt, das Net des Erfindungsbefigers 
muß aber dem befferen Rechte des verlegten Erfindungsbefigers oder Erfinders 
weichen, fall® dieſes beffere Recht geltend gemadjt wird. Darin, daß das üjter- 
reichiſche Geſetz den befjer Berechtigten zur Erlangung des einem Anderen er- 
teilten Patentes nicht, wie das deutſche Gejeß, auf dem Rechtsweg und die Vor: 
ſchriften des allgemeinen Civilrechts verweiſt, jondern ihm eine patentrechtliche, vor 
dem Patentamt durdguführende Aberfennungs- und AZuerfennungsflage einräumt, 
liegt lediglich eine weitere Ausbildung des Gedanfens, daß einerjeits nicht nur dem 
Erfinder, fondern aud dem bloßen Erfindungsbefiger ein Anſpruch auf das 
Patent zuftehen, daß andererjeitd jedod) das Recht des Erfinders, wenn es geltend 
gemacht wird, den Vorzug haben joll. 

Merkwürdiger Weije heißt e8 nun aber in der Begründung des Regierungs- 
entwurfes: Den Rechtsgrund des Patentſchutzes bilde die Leiftung des Erfinders; 
der Entwurf ftehe deshalb auf dem matürlihen und folgerihtigen Standpunfte, 
daß das Patent dem Urheber der Erfindung gebühre Da jedod die Feititellung 
der Urheberihaft mit Beweisihwierigfeiten verknüpft fei, werde bis zum Beweiſe 
des Gegentheild jeder Anmelder als Urheber angefehen. Und in dem Gefeß-Ent- 
wurfe des Privilegienausfchuffes, wie er im Abgeordnetenhaufe und im Herren: 
hauſe angenommen worden ift, hat dann aud ausſchließlich das Fundament der 
Urheberfhaft, unter gleichzeitiger Statnirung einer für fie ſprechenden praesumtio 
juris, formelle Anerkennung gefunden. An Stelle der Vorſchrift in $ 4 der Re— 
gierungsvorlage: „Auf die Ertheilung des Patentes Hat derjenige Anfpruch, welder 
die Erfindung zuerft nad Maßgabe dieſes Geſetzes angemeldet hat“ — iſt die 
andere Beftimmung getreten: „Auf die Ertheilung des Patente hat nur der Ur- 
heber einer Erfindung oder deſſen Rechtsnachfolger Anfprud. Bis zum Beweiſe 
des Gegentheild wird der erfte Anmelder als Urheber der Erfindung angeſehen.“ 

Man könnte hiernad) geneigt fein, anzunehmen, daß das neue öſterreichiſche 
Geſetz in feiner ſchließlichen Geftalt das deutſchrechtliche Vorbild aufgegeben und 
dafür das ſchweizeriſche Syftem adoptirt Habe, daß dem bloßen Erfindungsbefiger 
feine materiellrehtlihe, fondern Tebigli eine beweis rechtliche Pofition habe 
eingeräumt werden follen. Der praktiſche Unterſchied Tiegt in Folgenden, 
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In dem lehteren Falle müßte dem bloßen Erfindungsbefiger das Patent 
verfagt werden, jobald nur irgend wie außer Zweifel ſteht, daß er nicht der Er» 
finder oder deſſen Rechtsnachfolger iſt. Es wäre aljo z.B. von Amtswegen 
eine Anmeldung zurückzuweiſen, wenn aus der Anmeldung felbft ſich ergiebt, daß 
der Patentſucher weder Erfinder noch defjen Rechtsnachfolger ift; eines Einſpruches 
jeitend des Erfinders würde es in foldem Falle nicht erſt bedürfen. Nach der 
materielfrehtlihen Geftaltung dagegen wird die Anmeldung des bloßen Erfindungs: 
befiers erft zurückgewieſen, wenn der Erfinder im Wege des Einſpruches fein 
beſſeres Gegenrecht geltend gemacht hat. 

Trotz des entgegenſtehenden Wortlautes des mitgetheilten $ 4, in dem Die 
Urheberſchaft als alleiniges Fundament der Patentberedtigung Hingeftellt wird, bin 
id der Meinung, daß das neue öſterreichiſche Geſetz auch dem bloßen Erfindungs- 
befiger neben dem Erfinder ein Recht auf das Patent eingeräumt hat, ganz nad) 
dent Vorbilde des deutſchen Gejeßes. Denn nad) $ 5 des öſterreichiſchen Geſetzes 
foll dem Anmelder der Anſpruch auf die Patentertheilung nur dann verfagt fein, 
wenn er nicht Urheber der angemeldeten Erfindung und wenn überdies bom 
Urheber Einiprud erhoben worden ift. 

Ein gewiffer Widerſpruch zwiſchen den beiden Vorjriften in $ 4 und in 
8 5 wird fidh nidt in Abrede ftellen laſſen. Ich meine aber, die materiellredit- 
lie Pofition, welde in $ 5 dem bloßen Erfindungsbefißer eingeräumt wird in 
dem Sinne, daß fein Recht nur durch ein bejieres Gegenrecht entkräftet werden 
fann, wiegt ſchwerer als das in $ 4 ausgeſprochene allgemeine Prinzip der Ur- 
heberjaft, nad welden dem Anmelder lediglich eine Beweisvergünftigung zu 
Theil wird. 

Selbftverftändfih läßt fi für die Entideidung des Bier auftaudhenden 
Zweifel® Fein Argument zu Gunften des ausſchließlichen Fundaments der Urheber: 
ſchaft aus der Beſeitigung des Anmeldefyftens entnehmen. Der Gegenfaß von 
Anmeldung und Prüfung bezieht fi) lediglich auf die Beweisfrage, nit auf die 
Rechtsfrage, und weiter lediglid auf den patentfähigen Gegenſtand, nicht auf die 
patentberechtigte Perjon. 

Damit dürfte das erſchöpft fein, was fid in Kürze über die materiellen 
Borausjeßungen der Patentertheilung in objeftiver und fubjeltiver Hinficht 
jagen läßt. 

II. 

Ein dritter Punkt bleibt noch zu erledigen: das Verfahren. 

Die Prüfung und Patentirung der Erfindungen liegt den Anmelbeab- 
theilungen bes Patentamtes ob, in Beſetzung von drei ftändigen Mitgliedern, unter 
denen zwei fachtechniſche fein müſſen. 

Das Berfahren wird eingeleitet durd die Anmeldung d. 5. durch den An- 
trag auf Patentertheilung. Die Anmeldung muß ſchriftlich erfolgen; es müſſen 
ihr beigefügt fein 10 Gulden Anmeldegebühr und eine fo Hare und vollſtändige 
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Beihreibung der Erfindung, wenn nöthig auch Zeihnung, daß danach die Be- 
nutzung der Erfindung durch andere Sadverftändige möglid ift. Am Schluſſe 
der Beſchreibung ift der Gegenftand der Erfindung nad) feinen weſentlichen Merk— 
malen in Form einer begrifflihen Definition zu firiven d. i. der fogen. Patent: 
aniprud), das, was ald Gegenftand des Patentes beanſprucht wird. 

Anmeldung, Gebühr, Beihreibung, Anfprud bilden die formellen Voraus— 
jegungen der Patentertheilung. 

Die Anmeldung wird nicht fogleih der Anmeldeabtheilung felbft, ſondern 
zunächſt nur einem Mitglied derjelben, dem Vorprüfer unterbreitet. Derjelbe hat 
feine decifive Befugniß, fondern Tediglid die Aufgabe, den Anmelder auf etwaige 
Umftände und Bedenken hinzuweiſen, damit die Sache thunlichſt geflärt und ſpruch— 
reif vor die Abtheilung gelangt. Erachtet die Anmeldeabtheilung die Anmeldung 
für gehörig erfolgt und die Patentfähigkeit nit für ausgeſchloſſen, jo verfügt fie 
das Öffentliche Aufgebot der Anmeldung, die Induftriefreife werden zur Mitarbeit 
bei der Prüfung der Patentvorausjeßungen aufgefordert. Innerhalb zweier Monate 
fann dann gegen die Ertheilung des Patentes Einfprud erhoben werden, ſowohl 
wegen mangelnder Patentfähigfeit als auch wegen bejjerer Berechtigung des Ein- 
ipredenden. Nah Ablauf der Einiprudsfrift faßt die Abtheilung Entſchließung 
über die Ertheilung des Patentes, Gegen diefen Beſchluß kann der Patentſucher 
wie der Einſprecher innerhalb 30 Tage Beſchwerde einlegen. Dann entjcheidet 
anderweit die Beichwerdeabtheilung, welde aus fünf Mitgliedern, zwei rechls— 
fundigen und drei fachtechniſchen befteht, An der Beihlupfafjung über die Bes 
ſchwerde darf fein Mitglied Theil nehmen, welches bei dem angefochtenen Beſchluſſe 
mitgewirkt bat, 

Vorprüfer, Anmeldeabtheilung und Beſchwerdeabtheilung können Sadver- 
ftändige zuziehen. Mitglieder, welde im Einzelfalle als befangen anzuſehen jind, 
liegt das Geſetz im Anſchluß an die Inhabilitätsgründe der Civilprozeßordnung 
von der Mitwirkung aus, 

ft die Ertheilung des Patentes endgiltig beſchloſſen, jo verfügt das Patent: 
amt die Eintragung der geihüßten Erfindung in das Patentregifter, die Kund— 
madhung der Ertheilung im Patentblatte, die Ausfertigung der Patenturfunde für 
den Batentinhaber, ſowie die Drudlegung und Beröffentlihung der Patent: 
bejchreibung. 

So der äußere Verlauf des Prüfungsverfahrens. 

Auch Hier ftimmen öſterreichiſches und deutſches Recht in allen wejentlichen 
Punkten überein. Nur in zweifaher Richtung weiſt das öſterreichiſche Recht Ab— 
änderungen und zwar BVerbefferungen auf. Während nad) dem deutſchen Geſetze 
die Anmeldung als zurüdgenommen gilt, wenn ſich der Patentſucher auf den Vor— 
beſcheid des Vorprüfers nicht innerhalb der gejeßten Frift erflärt, tritt nad) öfter- 
reichiſchem Recht diefe Rüdnahmefiction, die nothwendig den Prioritätsverluft im 
Gefolge Hat, nicht ein, die Anmeldung kann vielmehr auch in ſolchem Falle nur 
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durch Beſchluß der Anmeldeabtgeilung erledigt werden. Das öſterreichiſche Recht 
jchließt ferner den Vorprüfer von der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung der An- 
neldeabtheilung nit aus, das ift ein weiterer Unterjchied dem deutjchen Rechte 
gegenüber; nad) diefem darf der VBorprüfer nur an der Berathung, nicht aber der 
Beihlußfaffung Theil nehmen. Der deutſche Gefeßgeber hat ſich von der Bejorg- 
niß leiten laffen, daß der Vorprüfer, wenn er einen Vorbeſcheid erlafjen hat, gegen 
die Anmeldung voreingenommen fei. Diefe Beſorgniß hat ſich in der Praris als 
ungeretfertigt erwieſen. 

Geftatten Sie mir, noch etwas näher auf die Feftftellung der Patentfähig- 
feit einzugehen. Und zwar möchte ic zwei Dinge ins Auge fafjen: einmal die 
Beweislaft, zum Anderen den Grad der Genauigfeit und Sorgfalt, mit der die 
Prüfung vorzunehmen ift. 

Man ſpricht befanntli von materieller und formeller Beweislaſt. Sagt 
man, Iemanden treffe die formelle Beweislaſt, jo Heißt das: nur die von ihm 
geltend gemachten und unter Beweis geftellten Thatſachen darf die entjcheidende 
Behörde berüdfihtigen. Dieſe formelle Beweislaft laffe ih außer Betracht. Ich 
möchte Ihre Aufmerkfamfeit lediglich auf die materielle Beweislaft hinlenken d. h. 
auf die Frage: wen gereicht es zum Nachtheile, wenn das Ergebniß der behörb- 
(ihen Prüfung ein non liquet ift. Diefe Frage wird fir jedes Prüfungsver- 
fahren, auch fir das Patentertheilungsverfahren praftiih. Denn den drei Mög- 
(ifeiten, daß das Patentamt 

zu einer pofitiven Ueberzeugung, 

zu einer negativen Weberzeugung, 

zu einem non liquet 
gelangt, ftehen nur zwei Entjdheidungsfüglichfeiten gegenüber, das Patentamt muß . 
entweder das Patent ertheilen oder es verjagen, tertium non datur, Soll aljo 
da8 non liquet zur Patentertheilung oder zur Patentverfagung führen? — das 
ift der Punkt, auf den es ankommt. 

Das öſterreichiſche Geſetz beftimmt im diefer Hinſicht in Webereinftimmung 
mit dem deutjchen Rechte: die Anmeldung ift nur zurüczuweilen, wenn fi ergiebt, 
daß eine patentfähige Erfindung nicht vorliegt Alſo die Verfagung bes Patentes 
jegt voraus, daß das Patentamt von der Patentunfähigfeit überzeugt iſt. Zur 
Patentertheilung fommt e8 nit nur dann, wenn die Patentfähigfeit dargethan ift, 
jondern aud dann, wenn fie zweifelhaft bleibt. Mit anderen Worten: die ma- 
terielle Beweislaft trifft das Patentamt. 

Diefe Normirung der Beweislaft wird durch die Natur des Beweisthemas 
geboten, insbejondere durch die dem Erfindungsbegriffe innewohnenden Merkmale 
der Eigenartigfeit, der Ueberraſchung, des Fortjcrittes, aber aud) durd) das Er- 
forderniß der Neuheit. Alle dieſe Eigenſchaften laſſen fich viel leichter widerlegen, 
als beweifen. Der Reichsgerichtsrath Dr. Bolze, einer der feinften Kenner des 
Patentredtes, hat Recht, wenn er geltend macht: „Der Erfinder hat eben etwas 
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Neues gefunden vder glaubt etwas Neues gefunden zu haben. Alle übrigen 
Menſchen, aud die beiten Techniker und Prüfungsbeamten fünnen aber die neue 
Erfindung nur mit dem Make des bisher Bekannten meſſen. Es ift möglich, 
daß das Neue in das bisher Bekannte nicht ſicher einzurangiven ift, und in dieſen 
Fällen bat die Prüfung etwas Problematiſches.“ 

Man hat die eigenthümlihe Natur des Beweisthemas bei der Prüfung der 
Patentfähigfeit nit verfannt. Die herridende Meinung hat aber geglaubt, da 
diefer Befonderheit nicht dur die Bertheilung der Beweislaft, fondern durch den 
Grad des zu fordernden Beweiſes Rechnung zu tragen fei, daß das Patentamt 
ih mit bloßer Wahrſcheinlichkeit der Patentfähigfeit begnügen müſſe. 

Das ift unrichtig, für das Deutſche Recht; ob aud) für das öſterreichiſche 
Recht — das ift die leßte Frage, für deren Beantwortung ih um Ihre Auf- 
merkjamfeit bitten möchte, 

Die Motive des deulſchen Patentgefeßes vom 25. Mai 1877 kennzeichnen 
das Vorprüfungsverfahren als ein nur proviſoriſches, der förmliche Beweis der 
Batentjähigfeit fei erft im Nichtigfeitsverfahren zu erbringen. Die patentamtlidhe 
Praxis hat indeß diefe Auffaffung von Anfang an abgelehnt; fie ift dev Meinung, 
daß der Schwerpunkt der Prüfung in das Ertheilungsverfahren, nicht in die 
Nictigkeitsinftanz falle. Die deutſche Induſtrie hat fi hiermit einderjtanden 
erflärt; von einem chemiſchen Großinduftriellen ift ausgeiproden worden: ein Vor— 
prüfungsverfahren, das den Weg der Gründlichkeit und Sorgfalt verlaffe, ſei 
ihlimmer, als das bloße Anmeldeverfahren, denn es entbehre deſſen Einfachheit 
und Schnelligfeit und verleihe den Patenten doch nur einen trügeriihen Schein 
der Rechtsgültigkeit. Dieje Aeußerung ift zutreffend. Die deutihe Praxis hat 
Recht daran gethan, die Motive des Gejeßes in dieſem Punkte unbeachtet zu 
laſſen. 

Anders liegt die Sache vielleicht in Oeſterreich. Hier hat das neue Geſetz 
ſelbſt die Abweiſung der Anmeldung von ihrer „offenbaren“ Patentunfähigkeit 
abhängig gemacht. 

Was iſt unter „offenbarer“ Patentunfähigkeit zu verſtehen? Rein ſprachlich 
find zwei Möglichkeiten gegeben. Man kann unter offenbarer Patentunfähigkeit 
verjtehen eine Patentunfähigfeit, die prima facie, ohne eingehende Prüfung er- 
fictli ift; dies die eine Auslegung. Offenbare Patentunfähigkeit kann aber jehr 
wohl auch joviel heißen, wie eine Patentunfähigkeit, die, gleihviel, ob ohne oder 
in Folge forgfältiger Prüfung, bis zur Zweifellofigkeit, bi8 zur Evidenz dar— 
gethan ift. | 

Iſt das Wort offenbar in letzterem Sinne aufzufaffen, jo ergeben ſich Feinerlei 
Bedenken. Es ift dann eben nur der richtige Grundjah, daß das Patentamt im 
Zweifel das Patent zu ertheilen hat, in befonders beftimmter und präzifer Weiſe 
zum Ausdrude gelangt; ganz ähnlid wie in dem vom Privilegienausihuffe vor— 
geichlagenen, vom Plenum des Abgeordnretenhaufes aber abgelehnten Schlußſatze 
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des $ 55: die Patentunfähigkeit wegen mangelnder Ausführbarfeit oder mangelnder 
Neuheit folle nur angenommen werden, wenn die Unmöglichkeit der Ausführung 
oder das Vorliegen neuheitsſchädlicher Momente „vollfommen nachweisbar“ jei. 

Allein die Begründung der Regierungsvorlage, ebenjo die Mehrzahl der 
veröffentlichten Kritifen und der Bericht des Privilegienausfhuffes nehmen das 
Wort offenbar im anderen Sinne Ein offenbarer Mangel der Patentfähigfeit 
folf ein prima vista Mangel fein, ein Mangel der „für jeden Sachverſtändigen 
auf den erſten Blick“ erkennbar ift, ohne daß es zuvor eingehenderer Unterſuchung 
bedarf; die Prüfung der Anmeldeabtheilung foll eine bejhränfte, eine bloß ſum— 
mariſche jein. 

Diefer Standpunkt iſt faum haltbar, Sollen die Mitglieder der Anmelde- 
abtheilungen wirfli die im Laufe ihrer Thätigkeit erworbenen befonderen Fachkennt— 
niffe, die erlangte Befähigung mit Leichtigkeit einſchlägiges Material aufzufinden, 
unbenußt laffen, und fi auf das beihränfen, was „für jeden Eadverftändigen 
auf den erjten Blick“ erkennbar ift, was „jeder auf dem betreffenden Gebiete nur 
halbwegs Berwanderte anzugeben in der Lage fein muß“?! 

Die Zufiherung blos ſummariſcher Prüfung hat jedenfall® die Gegner des 
Vorprüfungsſyſtemes verföhnlih ftimmen ſollen. Bedurfte es ſolchen Zugeftänd- 
niffes, um die Vorprüfung überhaupt durchzuſetzen, jo ift der Preis gewiß fein 
zu Hoher geweien. Immerhin läßt ſich ſachlich diefe Beihränfung der Vorprüfung 
faum vedtfertigen. Die Mitglieder des juridiihen Doftorenfollegiums zu Wien, 
Dr. Sääf von Norden und Profefior Dr. Schrutka von Rechtenſtamm haben fid 
in gleihem Sinne gutadtlid geäußert. Eie maden geltend: „Das Vorprüfungss 
ſyſtem mit dem erforderlichen Eoftipieligen ftaatlihen Apparate und feinem rechts— 
polizeilichen Charakter, weldes die Patentbehörde unvermeidlih Vorwürfen von 
Seiten abgewiejener Patentwerber ausjegt, kann nur feine Rechtfertigung finden, 
wenn eine ftrenge, gründlihe Vorprüfung eine ftarfe Garantie für die Rechts— 
gültigfeit der ertheilten Patente giebt." Diejer Einwand ift durdaus zutreffend. 
Will man auf die Wünſche aller fiegesgewifjen Patentfucher Rückſicht nehmen, fo 
müßte man jede, auch die offenbar patentunfähige Anmeldung patentiren. Das 
Beftreben, die Anerfennung aller abgewiejenen Patentanmelder zu gewinnen, ift 
ebenjo ausfitslos wie da8 Bemühen, Strafverurtheilte zu Lobrednern der Ge— 
rechtigkeit zu maden. 

Andererjeits darf man aber an die Einhaltung des Wortes „offenbar” 
feine übertriebenen Befürdtungen knüpfen. Es joll wohl, wie e8 in der Begrün- 
dung der Regierungsvorlage heißt, der Prüfung feitens der Anmeldeabtheilung eine 
Grenze gefteft fein. Allein das Geſetz giebt doc) in feiner Weile des Näheren 
an, wo die Grenze zu ziehen ift, fondern überläßt dies dem Ermefjen des Patent- 
amtes, Und dem Anmelder fteht, wie e8 weiter in der Begründung ber Re— 
gierungsvorlage heißt, feinesfalls die Befugnig zu, ein vom Patentamt entdedktes 
Hinderniß der Patentirung mit der Begründung zu befämpfen, daß dasjelbe nicht 
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offenbar fei. Die Praxis wird fid) vorausfihtlih bemühen, die Schranfe der 
Prüfung möglihft weit hinaus zu rüden und auf diefe Weile, jelbft wenn fie den 
Standpunkt der Motive für zutreffend hält, das Bedenkliche der Geſetzesvorſchrift 
nah Thunlichkeit mildern. Vielleiht wird die Praris nod weiter gehen und 
dem Borbilde Deutſchlands entſprechend ſich einfach über die Auffaffung der Motive 
dinwegjeßen, das heikt, aus dem Worte „offenbar” nicht eine Beihränfung ber 
Prüfung, fondern lediglich eine Vertheilung der Beweislaft ableiten. 

Darüber fann ja ſchließlich fein Zweifel jein, aud der Berichterſtatter des 
Privilegienausfhuffes ftimmt darin zu, daß Alles auf die Praxis, auf die Hand- 
habung des Gejeßes anfommen wird. „Das beite Geſetz kann in Folge einer 
geiftlofen, mechaniſch an den Buchſtaben der Paragraphen Elebenden Praris feine 
Wirfung verfehlen. Und umgekehrt Gejegesformulirungen, die als ſolche nicht 
frei von Bedenken find, vermögen durd) eine geſund waltende Rechtspflege zum 
Guten gewendet zu werden.“ 

Daß Defterreih, was die Handhabung der Patentprüfung anlangt, auf fein 
fünftiges Patentamt die weitgehendften Hoffnungen ſetzen kann, bedarf feiner Her- 
vorhebung. Wie hätte das veraltete, lückenreiche Privilegiengefeß vom Yahre 1852 
den Anforderungen der modernen Zeit aud nur einigermaßen Genüge leiften 
fönnen, wenn ihm nicht ausgezeichnete Behörden, voran des K.K. Handels- 
minifterium, zur Seite geftanden hätten. 


Ih bin zu Ende mit meinen Ausführungen. 

Das neue öfterreihiidde Patentgejeg ift im deutſchen Reiche mit freudiger 
Genugthuung begrüßt worden; nicht blos deshalb, weil unjer Recht Mufter und 
Borbild geweſen ift, fondern in viel höherem Maße um der reihen Anregung 
und Förderung willen, welde die deutſche Theorie und Praxis des Patentrechtes 
als Gegengabe jeiten Defterreihs erwarten darf. 

Mögen auch die gemeinfamen Beftrebungen und Intereffen auf dem Gebiete 
des Patentrechts dazu beitragen, daß das Band, weldes Defterreihh und Deutſch— 
land eint, immer fejter und inniger werde, 


Die Beftimmungen des Geſetzes gegen unlauteren Wettbeiverb über Re— 
Hame in ihrem Verhältniſſe zum deutichen Bürgerlihen Geſetzbuch und 
den übrigen gewerblichen Schußgejegen. 

(Vortrag, gehalten in der YJuriftifchen Gefellichaft zu Leipzig.) 

Bon Landrichter Dr. Lobe in Leipzig. 

I. Mit dem Reihsgefeße zur Bekämpfung des unlautern Wettbewwerbs vom 


27. Mai 1896 ift in Deutſchland anjdeinend eine Entwidelung zum Abſchluß 
2* 
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gefommen, die in gerade umgekehrter Richtung verlaufen ift, wie im franzöſiſchen 
Recht: in Deutſchland von Sondergeſetzen zu einem allgemeinern Geſetze, in 
Frankreich vom allgemeinen zu Sondergeſetzen. Während auch die übrigen 
romanischen Gebiete einen allgemeinen Begriff des unlautern Wettbewerbs aus- 
gebildet haben — gleidjviel, ob die theoretiihe Begründung, die fie ihm geben, 
richtig ift oder nicht — hat die überwiegende Praris ber deutſchen und öſter— 
reichiſchen Gerichte und zum größeren Theile auch die deutſche Rechtswiſſenſchaft 
die Auffaſſung vertreten, daß die ganze wirthſchaftliche Erwerbsthätigkeit als ſolche 
durch die Gewerbefreiheit außerhalb alles Rechts ſtehe und nur die Bethätigung 
der natürlichen Handlungsfreiheit ſei, die in öffentlichem Intereſſe durch 
Verbotsgeſetze höchſtens hie und da eingeſchränkt werde. 

Dieſe grundſätzlich verſchiedene Auffaſſung iſt nicht in der Verſchiedenheit der 
Geſetze jener Rechtsgebiete begründet, denn dieſelben geſetzlichen Beſtimmungen, auf 
denen das franzöſiſche und italieniſche Recht den Schutz gegen unlautern Wett— 
bewerb aufbaut, finden ſich auch in den deutſchen Bürgerlichen Geſetzbüchern. — 
Jedenfalls aber iſt die Verſchiedenheit der Auffaſſung von Bedeutung geworden 
für unſere Rechtsentwickelung auf dieſem Gebiete und für die Ausbildung des 
Schutzes gegen den unlautern Wettbewerb im Gewerbe, der doch nun einmal aud) 
in Deutſchland vorhanden und bei der Gewerbefreiheit mehr und mehr gewadjien 
war. Ganz fonnte man deshalb aud bei und des Schutzes nit entrathen. 
Thatfahen machen ſich eben geltend, gleichviel ob die Yuriften fie theoretiſch con- 
ftruiren und definiven können oder nicht. 

In den Gebieten des franzöfiichen Rechts num führte die weitere Ausbil- 
dung des Rechtsſchutzes dazu, daß er ſich nicht als Erweiterung, ſondern als Ber- 
ſchärfung des bereits beftehenden allgemeinen Schutzes gegen unlautern Wettbewerb 
darſtellte. Es wurden einzelne ihwere oder ſonſt ausgezeihnete Fälle heraus— 
gehoben und unter verſchärften, in der Regel ſtrafrechtlichen Schuß geftellt. Da- 
neben blieb aushilfsweife der allgemeine civilrechtliche Schuß beftehen. 

Anders in Deutſchland. Hier konnte nad) der herrſchenden Anſchauung von 
einer Verſchärfung des Schutzes feine Rede fein, da der unlautre Wettbewerb als 
ſolcher als rechtswidrige Handlung, die zum Schadenerſatz verpflichtet, officiell nicht 
anerfannt wurde und ein beſondres Verbotsgeſetz hierüber nicht vorhanden war, 
Wenn daher hier nach und nach einzelne Geſetze für beſtimmte Fälle unlautern 
Wettbewerbs Schutz gewährten, ſo wollten ſie dieſen erſt einführen, nicht einen 
bereits beſtehenden verſchärfen. 

Dieſe Sondergeſetze haben nun freilich nach und nach immer weitere Gebiete 
des unlautern Wettbewerbs ergriffen — ich erinnere nur an 8 14 des Geſetzes 
zum Schutze der Waarenbezeichnungen — bis fi das Geſetz vom 27. Mai 1896 
in allgemeinerer Weiſe mit ihm befaßte. 

So ftehen wir denn ſchließlich einem embarras de richesse von Vorſchriften 
gegenüber, der leicht verwirrend werden kann, wenn es nicht gelingt, das Ver: 


Lobe, Die Beftimmungen des Geſetzes gegen unlautern Wettbewerb ꝛe. 21 


hältniß der einzelnen Beftimmungen zu einander genau abzugrenzen. Der gewverb» 
liche Wettbewerb hat jhlimme Rache genommen. Weil die gefammte gewerbliche _ 
Thätigfeit niht ald Ausübung eines fubjektiven Rechts erachtet und demgemäß 
ihre Störung nit als Rechtsverletzung angejehen wurde, war man gezwungen, 
nad) und mad) einzelne Erwerbsthätigfeiten als bejondre jubjeftive Rechte auszu« 
ihälen. Die Folge davon ift, daß, wie dieſe einzelnen gewerbliden Thätigfeiten 
fi) freuzen und ineinandergreifen, dag gleihe bei den gejeglihen Vorſchriften 
ftattfindet, die da8 Gebiet des unlautern Wettbewerbs wie Hleinere und größere, 
theil8 concentriſche, theils excentriſche, theils ſich ai theils ſich gar nicht 
berührende Kreife bededen. 

Es ſei mir geftattet, einige jolher Kreuzungspunfte von Beftimmungen des 
Geſetzes gegen den unlautern Wettbewerb mit den übrigen Schutzgeſetzen des ge- 
werblidhen Verkehrs furz zu berühren, und zwar will id) mid) auf die Vorſchriften 
über die unlautre Reklame, 88 1 und 4 des Geſetzes gegen unlautern Wett 
bewerb, beſchränken. 

II. Bei der Erörterung der Beziehungen dieſer geſetzlichen Vorſchriften zu 
einander wird nun freilich kaum zu umgehen jein, zu der frage, ob die Erwerbs» 
thätigfeit Ausübung eines jubjectiven Rechts fei oder nicht, Stellung zu nehmen. 
Das ift feineswegs eine bloße Doftorfrage, denn von ihrer Beantwortung hängt 
insbefondre auch ab, inwieweit das neue deutſche Bürgerliche Geſetzbuch ergänzend 
eingreift. 

Die geſammte gewerblide Thätigfeit aber als Bethätigung eines befondern 
fubjectiven Rechts, eines jog. Perſönlichkeitsrechts, aufzufaſſen, ift theoretiſch 
möglich und ſcheint mir praktiſch nothwendig, wenn anders ein genügender Schuß 
für gewerbliche Arbeit gegen unlautre Konkurrenz geihaffen werden ſoll. 

Hierin liegt zunädft eine Ausfonderung aus dem allgemeinen Perſönlich— 
leitsrecht bes Menſchen auf freies Handeln innerhalb der Rechtsordnung. Die 
Borjtelung, daß die gewerblihe Thätigkeit als eine bejondre Arbeitsthätigkeit 
tehtlih anerfannt und geradezu Bethätigung einer befondern redtlihen 
Befugniß ſei, tritt dort zum erften Male ſcharf hervor, wo fie nit als eine 
Jedermann zuftehende Befugniß, fondern als ein Recht nur gewiſſer Einzelner 
erſcheint: bei den Gewerbegeredtigfeiten. Sobald dieſe monopolifirt waren, find 
fie von jeher als bejondre jubjective Rechte anerfannt worden. Auch bei ihnen 
aber ift das, was fie eben zu fubjectiven Rechten madt, die ihnen zu Theil ge: 
wordene rechtliche Anerkennung der Gewerbeausübung. Zum Monopol madt fie 
nur der Umftand, daß fie allein diefer Anerkennung theilhaftig wurden, während 
diefe andern verfagt wurde. Auf die Natur der Erwerbsthätigfeit als einer recht— 
lichen Befugniß kann es aber dann feinen Einfluß ausüben, wenn die Erwerbs- 
thätigleit nicht nur Einzelnen, fondern nunmehr Jedermann geftattet wird. Das 
aber ift durch die deutfche Gewerbeordnung erfolgt. Deren Abſicht ging allein 
dahin, die vormals nur Einzelnen gewährte rechtliche Anerkennung dev Erwerbs: 
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thätigfeit jegt allen Erwerbstreibenden zufommen zu lafjen, nicht befteht der Be— 
griff der Gewerbefreiheit darin, die ehedem Wenigen gewährte Anerkennung aud) 
diefen zu entziehen. Ob die gewerbliche Thätigfeit als fubjectives Recht anzujehen 
jei, will jedenfall® die Gewerbeordnung für das Privatrecht nicht entſcheiden und 
fiher nit verneinen. Ihre Ausdrucksweiſe läßt im Gegentheil erfennen, daß fie 
die Gewerbsausiübung nicht als rechtlich gleichgiltiges Handeln, wie effen, jpazieren- 
gehen, fondern als ein befonders redtlid) anerfanntes, darum dor Störung zu 
Ihügendes Handeln auffaßt, 

Auf der andern Seite bedeutet die Anerkennung der Ausübung des Gewerbe: 
betrieb8 als ein fubjectives Recht die Zufammenfaffung von einzelnen Erwerbs: 
thätigfeiten, die bisher jhon als befondre jubjective Rechte angejehen wurden. 
Solche bejondre jubjectiven Rechte auf Erwerbsthätigkeit erfennen aber alle Ur: 
heber- und Patentgefege an. Sie alle begründen neben dem Beſitzesſchutz, 
der den Schöpfern eines geiftigen oder künſtleriſchen Werkes fir ihr Erzeugniß 
gewährt wird, das bejondre fubjective Recht zur gewerblichen Verwerthung, das 
fi bei Echriftwerfen jogar zu einem bejondern Verlagsrecht verfelbftändigt hat. 
“ Ein Grund aber, gerade nur dieſe Art gewerblicher Thätigkeit zu ſchützen, liegt 
nit vor. Wenn dieſe zuerft herausgehoben wurde, jo geſchah es, weil hier am 
deutlichften die Nahtheile des Mangels eines allgemeinen Schutzes ſich zeigten. 
An ſich aber ift das Recht, mit jenen immateriellen Gütern, einem 
Schrift: und Kunftwerf, einer Erfindung und dergleichen, Erwerbsthätigfeit aus— 
zuüben nicht ein befondres aus der Natur des Geifteswerfs oder ber 
Erfindung fließendes Recht, fondern lediglid eine befondre Bethä- 
tigung des allgemeinen fubjectiven Rechts zur Ausübung gewerb- 
liher Thätigfeit, 

Erkennt man nun einmal die Ausübung der Erwerbsthätigfeit als Bethä— 
tigung eines fubjectiven Nedts an, jo muß jeder unlautre Wettbewerb im Ge— 
werbe eine Verlegung diejes fubjectiven Rechts darſtellen und damit, wie jede 
Verletzung eines fubjectiven Rechts, den allgemeinen Beftimmungen des bürger- 
lichen Rechts unterfallen,. Die Schwierigkeit liegt aber in der Beftimmung, wann 
eine Verlegung jenes fubjectiven Rechts anzunehmen jei. 

Der Begriff des unlautern Wettbewerbs im Gewerbe ergiebt ſich erſtens 
aus dem Begriff des Wettbewerbs überhaupt, zweitens aus dem Begriff der Er: 
werbsthätigfeit, die eben den Anhalt des bezeichneten jubjectiven Rechts bilder. 
Denn die Erwerbsthätigfeit mehrerer Gewerbetreibenden desjelben Gewerbes ift es 
ja, die miteinander in Wettbewerb ſteht. Das Ziel, wonad jeder Gewerbe- 
treibende ftrebt, ift Abjag und Verwerthung feiner gewerbligen Leiftungen, Kund— 
ſchaft. Sind nun die von einem Gewerbetreibenden zu berwerthenden gewerblichen 
Leiftungen gleicher oder verwandter Art, dienen fie zur Befriedigung derſelben 
Bebürfniffe wie die eines andern Gewerbtreibenden, jo wenden ſich beide, um den 
Abſatz ihrer Yeiftungen zu erlangen, an Menjhen mit denfelben Bedürfniffen. 
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It dann weiter nod) der Kreis von Perjonen, an die die Gewerbetreibenden ihre 
Leiftungen abjegen wollen, ein und derjelbe, wohnen 3. B. die Perfonen in der 
jelben Stadt, in demſelben Lande, nicht etwa die einen in China, die andern in 
Deutfhland, jo jtrebt jeder, diefelben Perſonen zu feiner Kundſchaft zu gewinnen, 
Mit dem gegenfeitigen Streben nad einem einzigen Ziele, das nur dem einen 
von beiden zufallen kann, ift aber der Wettbewerb gegeben. — Wie nun jeder 
Wettbewerb begrifflih eine Vergleihung, ein Abmeſſen der nad dem gemeinjamen 
Ziele ftrebenden Kräfte enthält und unlauter wird, wenn andre als zur Vergleihung 
geftellte Kräfte, jei es, um die Thätigfeit de8 Gegners zu hindern, fei e8 um Die 
eigene Thätigfeit zu fördern, in den Wettfampf eingeführt werden, jo ift dies aud) 
beim Wettbewerb zwiſchen den gewerblichen ZThätigfeiten der Fall. Erſchöpft ſich 
diefe aber in der Verſchaffung von Kundſchaft, jo ergiebt ſich daraus, daß ala 
lautrer Wettbewerb nur jolde Erwerbsthätigfeit anerfannt werden. 
Tann, die in der Berjhaffung von Kundſchaft durd eigene Arbeits: 
fraft ihre Grenze findet. Im dem Begriff der Kundſchaft liegt aber num, daf 
die Abnahme der gewerblichen Leiftungen in den freien Willen der Abnehmer geftellt 
fein muß. Jede Gegenleiftung für eine abgenommene gewerbliche Yeiftung, die nicht 
im freien Willen der Abnehmer ihren Grund hat, erhält die Natur eines Tributs, 
einer Steuer an den Leiftenden und vernichtet damit den Begriff der Kundidaft. 
Bezeihnend nennen deshalb die Engländer Kundidaft the goodwill of a trade, 
Hieraus folgt, daß jeder Wettbewerb im Gewerbe unlauter wird, wenn, ſei es, um 
die Thätigfeit des Meitbewerbers zu hindern, fei ed, um die eigene Thätigfeit zu 
fördern, eine jolde Thätigfeit angewendet wird, die nicht eigene Arbeitsthätigfeit 
ift und die freie Entihließung des Abnehmers, ob er Kunde werden will oder 
nit, aufhebt. Irrt hum Hebt aber den freien Willen auf, Eine unlautere, 
den eigenen Erwerb fördernde Thätigfeit ift jonad) die täufchende Reklame und 
die Benußung fremder Arbeitsthätigkeit, ſei es dadurch, daß man zwiſchen ihr und 
der eigenen bei der Kundſchaft Verwechslung Herbeiführt, ſei es, daß man fid 
direft fremder Fabrik- und Geſchäftsgeheimniſſe bemächtigt. Eine unlautere die 
Erwerbsthätigfeit des Mitbewerber hindernde Thätigfeit ift insbefondere die 
Herabjegung feiner Perſon oder feiner gewerblichen Leiftungen, 

Diefen theoretiih gefundenen Merkmalen unlautren Wettbewerbs entſpricht 
in der That auch die Eintheilung des Geſetzes, wie unſchwer zu erfennen ift. 

II. Als erjte Frage nun erhebt ſich jofort die, ob das Geſetz alle Fälle, 
die ſich nad der joeben entwidelten Begriffsbeftimmung juriſtiſch als unlauterer 
Wettbewerb darjtellen, etwa durd) Aufjtellung eines allgemeinen Verbot, getroffen 
dat. Man hat verjudht, dies zu thun, ift aber wieder davon zurücgefommen. 
Ein Blick in das Gefeh lehrt jedenfalls, daß es nicht geichehen ift, Vielmehr 
werden, gleihwie in ben frühern Geſetzen, wiederum nur eınzelme die Erwerbs— 
thätigfeit unlauter fördernde oder unlauter Hindernde Mittel hervorgehoben und 
daran civilrechtliche und ftrafrehtlihe Folgen gefnüpft. Der Gejeßgeber hat aber 
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aud) durch das Gejeh gegen den unlautern Wettbewerb vom 27. Mai 1896, wie 
fih aus der Entſtehungsgeſchichte Mar ergiebt (vergl. befonders S. 3 und 4 des 
Kommilfionsberigts), die Materie niht ausshließlid regeln wollen, und 
daraus folgt, daß die frühern Schutzgeſetze noch Geltung haben und das bürger- 
lie Geſetzbuch ergänzend eingreifen fan, daß die VBorjhriften des bürger- 
liden Geſetzbuchs, foweit fie fi) auf unlautern Wettbewerb anwenden laſſen, 
denen des gegenwärtigen Geſetzes jubfidiär find. Das ift übrigens aud) 
durchaus im Sinne der Motive und der Dentichrift zum deutſchen Bürgerlichen G.B. 

Aber neben der Frage nad) der Subfidiarität des deutihen B.G. B.s fteht 
die, ob e8 etwa entgegenftehende Beftimmungen des Geſetzes gegen unlautern 
Wettbewerb aufhebt und abändert, 

Solde Verſchiedenheiten finden ſich nämlid in den Vorſchriften über 
Schadenerjagpflidt, SS 823 fig. des B. G. B.6. 

Daß das B. G. B. an fid) die Kraft hat, entgegenftehende Beftimmungen des 
Geſetzes vom 27. Mai 1896 abzuändern, ift zweifellos, denn es flicht aus der: 
jelben Rechtsquelle und ift das ſpätere. Mit der Beftimmung in Art. 31 des 
Einführungsgefeges aber ift nicht viel zu maden. Dieſe lautet: „Die Vorſchriften 
der Neichsgejege bleiben in Kraft. Sie treten jedoch infoweit außer Kraft, als 
aus dem B. G. B. die Aufhebung fi ergiebt“. Wir ftehen aljo immer wieder 
vor der Frage, ob die Beitimmungen des B. G. B.s über Schadenerſatzpflicht, die 
dod) offenbar einheitliche und grundjägliche Regelung geben wollen, entgegenftehende 
Vorſchriften früherer Neichsgefege haben abändern wollen. Nad) den Motiven zum 
1. Entwurf eines B.G. B.s (Bd. II S. 746) jollen nun allerdings die bereits 
beftehenden reichsgeſetzlichen Beitimmungen über die Verpflichtung zum Scaden- 
erfag aus unerlaubten Handlungen in Kraft bleiben, insbefondere die Vorſchriften 
über Verlegung des Urheberrechts, Patentrehts sc. — Hätte e8 das Gejeh gegen 
unlautern Wettbewerb damals ſchon gegeben, jo wäre es fiher bier von den Mo: 
tiven mit aufgeführt worden, Immerhin find dies nur Aeuferungen dev Motive, 
im Geſetze felbjt ift diefe Auffafjung nit zum Ausdrud gefommen. Es müſſen 
alfo die allgemeinen Auslegungsregeln angewendet werden. Sieht man nun einmal 
vom B. G. B. 3 824 ab, der der Sonderbeftimmung in $ 6 des Gejehes gegen 
unlautern Wettbewerb entipriht und nur ein befonderes Mittel des Wettbewerbs 
hervorhebt, jo kommen als allgemeine Beftimmungen die 88 823 und 826 in 
Frage!) Gleihgiltig nun welden Paragraphen gegen den unlautern Wettbewerb man 
anwenden will, immer wird fid) diefe Vorſchrift als die allgemeinere gegenüber 
den einzelnen Beftimmungen des Gejeßes gegen unlautern Wettbewerb darftelfen. 


i) 8.0.8. 8 828: 

Mer vorfätlich oder fahrläffin das Yeben, den Körper, die Gefundheit, die Freiheit, 
das Eigenthum oder ein fonftiges Recht eines Anderen widerrechtlich verlegt, ift dem Anderen 
zum Grjage des daraus entftchenden Schadens verpflidtet. 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welder gegen ein den Schuß cincd Anderen 
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Dann aber gilt die Rechtsregel: lex posterior generalis non derogat priori 
speciali, Die Beftimmungen des B. G. B.s über Schadenerjag ändern aljo die 
entgegenftehenden Beitimmungen des Gejeges vom 27. Mai 1896 nit ab. 

Bon Bedeutung wird dagegen nad) anderer Richtung die Frage, ob $ 823 
oder $ 826 auf den unlautern Wettbewerb anzuwenden fei, ob die im Geſetz vom 
27. Mai 1896 hervorgehobenen Fälle aljo Spezialfülle von 8 823 oder von 
$ 826 jeien. Und eben bier zeigt ſichs, daß es nothwendig ift, ſich zu entſcheiden, 
ob man die Erwerbsthätigkeit al Bethätigung eines ſubjektiven Rechts 
anerfennen will oder nit. Denn erftern Falls wird der unlautre Wettbewerb 
als eine Handlung zu gelten haben, die da8 Recht eines andern, des Konkur— 
renten, widerrehtlid verlegt, und es wird $ 823 des B.G.B.8 die jubfi- 
diäre Vorſchrift bilden, letztern Falls wird diefe oder jene unlautre Wett- 
bewerbshandlung nur als eine gegen die guten Sitten verftoßende Handlung 
betrachtet werden fönnen und es wird $ 826 des B.G.B.8 die fubfidiäre Vor— 
ſchrift bilden. Der Unterſchied ift aber wejentli: denn nad B.G.B. $ 823 
verpflichtet aud) die fahrläffige Verlegung des Rechts eines andern zum Schaben- 
erjag, nad) $ 826 aber nur die vorſätzliche Schadenzufügung. 

Sieht man, wie id es für richtig Halten möchte, im unlautren Wettbeiverb 
die Verlegung eines Rechts des Konkurrenten, kann aljo jede unlautre Wett 
bewerbshandlung, wenn fie nicht jhon nad) dem Geſetz vom 27. Mai 1896 
ſchadenerſatzpflichtig madt, nah B.G.B. 8 823 gefaßt werden, fo entfteht doch 
die Frage, ob die Vorſchrift in $ 1 Abi. 2 des Geſetzes vom 27. Mai 1896, 
wonad Redakteure, Verleger, Druder und Berbreiter von periodiihen Drud- 
ſchriften nur jhadenerfagpflichtig find, „wenn fie die Umrichtigkeit der Angaben 
fannten, nicht gleihwohl die Subfidiarität des B.G. B.s ausjhlieht für den 
Fall, daß jene die Unridhtigfeit etwa nur hätten fennen müjfen. Denn bie 
Entftehungsgeihicdte und die Ausdrucksweiſe diefer Beftimmung läßt feinen Zweifel, 
daß damit ein Privilegium für diefe Perjonen hat geſchaffen werden follen. 
Aber was den Schein eines Privilegiums und einer Ausnahme von den all 
gemeinen Beltimmungen über Schadenerſatzpflicht hat, ijt bei mäherem Zuſehen 
gar fein Privilegium. Denn die Thätigfeit, die $ 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
27. Mai 1896 im Auge hat, ift im Wahrheit eine Beihilfe zur unlautern 
Rellame. Nur das unlautre Fördern eigener Erwerbsthätigfeit wird dem Konfur- 
renten gegenüber, der eine gleichartige Erwerbsthätigfeit ausübt, unlautrer Wett: 
bewerb, Hauptthäter ift aljo jedesmal nur der Wettbewerber jelbjt, und die Thätig- 


bezwedendes Geſetz verftößt. Iſt nach dem Inhalte ded Geſetzes ein Berftoh gegen dieſes 
aud ohne Verfhulden möglich, fo tritt die Crfagpflicht nur im Falle des Verſchuldens ein, 


$ 826: 
Wer in einer gegen bie auten Sitten verftoßenden Weiſe einem Anderen vorſäklich 
Schaden zufügt, ift dem Anderen zum Erſatze des Schadens verpflichtet. 
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feit aller, die nicht im Wettbewerb ftehen, ſtellt fi deshalb nur als Teilnehmer: 
handlung an fremder Wettbewerbsthätigfeit dar. ine ſolche ift aber die Thätigfeit 
des Redafteurs, des Druders ꝛc., der feine periodiſche Drudidrift zur Reklame 
für einen andern Gewerbetreibenden hergiebt. Da nun Beihilfe im techniſchen 
Sinne immer eine vorſätzliche Förderung einer fremden Thätigfeit vorausjeßt, jo 
ergiebt ji von felbft, daß der Redakteur, Druder ıc. die Unwahrheit der reflame- 
haften Angaben fernen mußte, um überhaupt Gehilfe zu werden. Daß er dann 
aber für den Schaden mithaftet, entſpricht nur der Vorfhrift in $ 830 Abſ. 2 
des deutſchen B.G.B.8. Die Vorſchrift in $ 1 Abf. 2 des Geſetzes vom 27. Mai 
1896 iſt augenfheinlih in Hinblid auf die im Prefgefeße $ 21 aufgeftellte 
Präfumtion der Mitthäterfhaft gegeben worden und man hat verhiten wollen, 
daß die dort für das Strafrecht gegebene Präſumtion etwa auf das Civilredht über- 
tragen Werbe. — 

IV. Bei der Prüfung der Beziehungen, die die Vorſchriften über die un- 
lautre Reklame nad dem Geſetze vum 27, Mai 1896 zu den übrigen fonder- 
geſetzlichen Beftimmungen haben, die diejes Gebiet berühren, ift e8 nöthig, ſich die 
Natur des durch unlautre Reklame verübten unlautven Wettbewerbs vor Augen 
zu halten, Reklame ift die über das bloße Anzeigen und Feilbieten gewerblicher 
Yeiftungen Hinausgehende Aufforderung an das Publifum, die gewerbliche Leiftung 
abzunehmen. Sie ift ein Werben um Kundſchaft und, da auf Kundſchafts— 
erwerbung ſchließlich alle Erwerbsthätigfeit hinausläuft, nothivendig erlaubt, aud) 
wenn fie noch jo marktſchreieriſch iſt. Der Gewerbetreibende muß, um feine Waare 
abzujegen, die Kaufluft anvegen und deshalb fein Angebot als günftig darftellen. 
Mit der Erregung der Kaufluft allein iſt ibm aber nod) wenig geholfen. Er 
muß weiter die Kaufluft auch im der Richtung zu beeinfluffen ſuchen, daß fie ihre 
Befriedigung bei ihm nimmt und ihn feinen Mitbewerbern vorzieht. Zu dieſem 
Zwede muß er aljo weiter fein Angebot als bejonders günftig darjtellen, günftiger 
als das feiner Mitbewerber. Auch hierin liegt am ſich noch nichts unlauteres, wie 
mit Unrecht oft die franzöfiihen Gerichte angenommen haben. Das Werben um 
Kundſchaft und Anpreifen der Waare wird aber jofort unlauter, wenn der Anſchein 
eines bejonders günftigen Angebots durch Irreführung der Abnehmer erreicht wird. 
Denn dann find dieſe nicht mehr freiwillige Kunden, es liegt Feine eigentliche Er— 
werbsthätigfeit mehr vor, wie fie allein im Wettbewerb zur Bergleihung jteht 
und der Wettbewerb wird damit unlauter. Die den unlautern Wettbewerb quali— 
ficirende Handlung befteht hier alſo in der Irrthumserregung der Käufer, wodurch 
dem Gewerbebetrieb des Konkurrenten die Kundſchaft abgeleitet und dieſer in feinem 
Bermögen geſchädigt wird. 

1.) Sofort fällt die Aehnlichkeit des Thatbeftandes mit dem des Betrugs 
nah St. G.B. 8 263 auf, Und dod ift die umlautre Neflame nit etwa ein 
befonders herausgehobener Betrugsfall. Nur das Mittel des rechtswidrigen An— 
griffs ift das gleiche, die Täufchung der Abnehmer, der Angriff jelbft richtet ſich gegen 
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zwei ganz verjhiedene Rechtsgüter: bei dem Betrug gegen das Vermögen 


des Kunden, bei der unlautern Reklame gegen die Freiheit des Gewerbebetriebe 2 


des Konkurrenten. Und dabei ift zu beadhten, daß der Betrug ein Verletzungs— 
delift, die unlautre Reklame ein Gefährdungsdelikt ift, die Vollendung aljo 
zu einem anderen Zeitpunft eintritt als beim Betrug. Hiernad) findet zwifchen 
bem Bergehen nad) $ 4 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 und nad) St. G. B. 263 
nicht Geſetzeslonkurrenz, jondern Idealkonkurrenz jtatt. 

2.) Wie beim Betrug, jo bildet auch bei den übrigen gefeßlihen Beſtim— 
mungen nothwendig die Irreführung des Kunden, die eben die Reklame zum un— 
lautern Wettbeiverb ftempelt, den gemeinfamen Berührungspunft. Als folde Irre 
führung wird in $ 1 und $ 4 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 die Irreführung 
über den Bejig von Auszeihnungen diveft hervorgehoben. 

a.) Einen bejondern Fall einer jolden Irreführung ftellt die in $ 40 bes 
Patentgejeges?) erwähnte Handlung vor, wenn ſich jemand der Wahrheit zumider 
— vorfäßlid oder fahrläffig — eines deutſchen Patentes berühmt Die 
Hervorhebung diefes befondern Falls von Reklame, — denn weiter ift die Hand» 
lung in ber That nichts, wenigftens dann, wenn die Berühmung zu Reklame— 
zweden erfolgt — hat in betveff der civilrehtlidhen Folgen feine Bedeutung. 
Als unerlaubte, gegen ein befondres Gejeß verftoßende Handlung macht ihre 
fahrläffige und vorfäßlie Begehung jowohl nad $ 823 Abf. 2 des B.G.B.8 
als nah $ 1 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 in gleicher Weile ſchadener— 
ſatzpflichiig. Dagegen find die ftrafrehtliden Folgen verfhieden: 8 40 des 
Patentgeſetzes droht Geldftrafe bis zu 1000 .„# an, 8 4 des Geſetzes vom 
27. Mai 1896 Geldftrafe bis zu 1500 M, unter Umpftänden fogar Haft und 
Gefängniß. Die Vorſchrift des Patentgejeges ift aljo die mildere gegenüber der 
des Gejehes vom 27. Mai 1896, Cie fteht ferner zweifellos zu diefer im Ver— 


hältniß von lex specialis zur lex generalis. Gilt num bier die Negel, daß 


lex posterior generalis non derogat priori speciali in dem Sinne, daß $ 40 
des Patentgejeßes eine Beftrafung nad) 8 4 des Geſetzes gegen unlautern Wett» 
bewerb ausjhließt? Dies würde zu dem auffälligen Ergebniß führen, daß die Be: 
rühmung eines deutſchen Patentes milder zu beftrafen fei, als die eines aus— 
ländiſchen Patentes. Dies, und der Umftand, daß das Gejeh vom 27. Mai 1896 


) Batentgefeg $ 40: 

Mit Geldftrafe bis zu eintaufend Mark wird bejtraft 

1. wer Gegenftände oder deren Berpadung mit einer Bezeihnung verfieht, welde ges 
eignet ift, den Jrrthum zu erregen, daß die Gegenftände durd cin Patent nad) Maßgabe 
dieſes Geſetzes geſchützt feien. 

2. wer in öffentlichen Anzeigen auf Aushängeſchildern, auf Empfehlungskarten oder 
in ähnlichen Kundgebungen eine Bezeichnung anwendet, welche geeignet iſt, den Jrrihum zu 
erregen, daß die darin erwähnten Gegenſtände durch ein Patent nach Maßgabe dieſes Ge— 
ſetzes gefhügt ſeien. 
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offenbar den Schuß gegen unlautre Reklame bat erweitern wollen, läßt erkennen, 
daß beide Beftimmungen einander in der Weife ergänzen, daß, wenn das eine 
Geſetz nit zur Anwendung kommt, das andre Anwendung zu erleiden hat, fie 
ſich gegenfeitig fubfidiär find, daß aber, wenn für die Anwendung beider Vorſchriften 
die Vorausfegungen vorliegen, alsdann nad den Regeln der Gejegesfonfurrenz 
ftets das härtere Strafgefeß anzuwenden ift. Die Vorausſetzungen für beide find 
aber injofern verſchieden, als nad) $ 4 des Gejeßes vom 27. Mai 1896 nur 
vorfäglihe, nah 8 40 des Patentgejehes auch fahrläffige Begehung Strafe 
nad) ſich zieht, ald ferner da8 Vergehen nad 8 40 des Patentgejeßed von amts- 
wegen, das nad) $ 4 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 aber nur auf Antrag zu 
verfolgen ift. Hier zeigt ſich der intereffante Fall, daß das jchwerere Delift An- 
tragsdelift ift und der Privatkläger dem öffentlichen Ankläger die Strafverfolgung 
entwinden kann. Das follte meines Erachtens die Staatsanwaltſchaft veranlajien, 
in diefen Fällen ein öffentliches Intereffe anzunehmen und dann nad $ 12 des 
Geſetzes gegen unlautern Wettbewerb öffentliche Klage zu erheben. 

b.) Einen weitern Fall der Täufhung über eine Auszeihnung, die zu Re— 
flamezweden im unlautern Wettbewerb vorgenommen werden. fann, bildet der 
unbefugte Gebraud eines Titels oder einer Würde, z. B. Hoflieferant, 
Doktor, oder die unbefugte Abbildung des Wappens des Kaijers oder 
eines Bundesfürften. Hiermit wird aber zugleich der Thatbeſtand von 
St.G. B. 8 360 Nr. T oder 8 getroffen. Gleichwohl bildet der Thatbeftand der er- 
wähnten Paragraphen des Strafgefeßbudys nicht einen befondern Fall der in $ 4 des 
Geſetzes vom 27. Mai 1896 bedrohten unlautern Reklame. Denn das Rechtsgut, 
das beide Geſetze ſchützen wollen, ift verſchieden: dort die Hoheitsrechte des Kaifers, 
der Fürften oder von fonft zur Verleihung von Würden befugten Perſonen, hier 
der freie Gewerbebetrieb des Konkurrenten, defien fubjektives Recht auf Erwerbs- 
thätigleit. Es liegt daher eine Uebertretung zwei verjdiedener Normen durch eine 
Handlung vor und es muß Idealfonfurrenz angenommen werden, nicht wie 
vorhin Gejehesfonfurren;. 

ce) Ganz andere Bedeutung hat dagegen die fälſchliche Benußung eines 
Staats: oder Ortswappens zu dem Zwede, um über Beſchaffenheit umd 
Werth der Waaren einen Irrtum zu erregen, wie folhe in $ 16 des Geſetzes 
zum Schuße der Waarenbezeichnungen?) mit Strafe bedroht ift. Hier ift 
nicht, wie im St. G.B. $ 360, deren Gebrauch verboten, weil dadurch etwa das 
eines jelbftändigen Scußes würdige Hoheitsreht der Staatd- oder Ortsan- 


°») 8 16 bes Geſetzes vom 12. Mai 1894: 

Mer Waaren oder deren Berpadung oder Umhüllung oder Ankündigungen, Preisliften, 
Gefchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleihen fälfhlih mit einem Staats» 
wappen oder mit dem Namen oder Wappen eines Ortes, eined Gemeindes ober weiteren 
Nommunalverbandes zu dem Zwecke verfieht, über Beihaffenheit und Werth der Waaren 
einen Irrthum zu erregen, oder wer zu dem gleihen Zwed derartig bezeichnete Waaren in 
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gehörigen auf Führung oder Verleihung des Wappens verlegt wird, vielmehr 
fommt dieſes Wappen bier nur als Individualifirungszeihen für Die 
Waaren Gewerbetreibender beftimmter Bezirke in Betracht und die mißbräudjliche 
Führung ift verboten, weil dadurd das Faufende Publifum über die Herkunft, 
über die Beihaffenheit und den Werth der Waare getäuſcht werden fann. Das 
durch $ 16 des Geſetzes zum Schuße der Waarenbezeichnungen gefhühte Rechtsgut 
ift alfo in Wahrheit das gleiche wie das in 8 4 des Geſetzes gegen den unlautern 
Wettbewerb geſchützte, es wird bloß ein bejondres Mittel unlautrer Reklame 
hervorgehoben, das Vergehen nad) $ 16 des Gejehes vom 12. Mai 1894 ift alfo 
nur ein Spezialfall von dem nad) 8 4 des Geſetzes vom 27. Mai 1896, beide 
ftehen im Verhältnig von lex specialis zu lex generalis. Hier aber ftelft ſich 
das Spezialgefeß zweifellos als das ſchärfere Geſetz dar: nad) 8 16 ift die höchſte 
Strafe 5000 .# und gegebenenfalls aud 6 Monate Gefängniß, nad; $ 4 die 
höchſte Strafe nur 1500 #. Ueberdies ift das Vergehen nad) $ 16 von 
amtswegen, das nad) $ 4 nur auf Antrag zu verfolgen. Bei vorliegender Ge— 
ſetzeslonkurrenz muß aljo allein das Gejeh vom 12. Mai 1894 zur Anwendung 
fommen, 

3. $ 16 des Gefeßes vom 12. Mai 1894 leitet über zur Betrachtung der 
andern gejegliden Vorjhriften über den Mißbrauch befondrer In— 
dividualifirungszeiden zum Zwede, das Publitum über die Herkunft und 
die Bezugsquelle der gewerblichen Leiftungen zu täuſchen und damit die 
Kundihaft von dem Konkurrenten abzuleiten. Eines der weſentlichſten Mittel, die 
Arbeit des Wettbewerbers unbefugt für fid) dienftbar und damit den Wettbewerb 
zu einem unlautern zu madjen, bejteht eben darin, in dem Publifum den Irrthum 
zu erregen, als ob die Waare von dem Konkurrenten ſtamme. Indem der Gejeh- 
geber alfo diefen Unterfdeidungszeichen jeinen Rechtsſchutz angedeihen läßt, bethätigt 
er nur feinen Schuß für den geſchäftlichen Verkehr überhaupt und will der Ver— 
letzung des jubjektiven Rechts der Gewerbetreibenden begegnen. Alle dieje Be— 
ftimmungen haben das Gemeinfame, daß fie die hervorgehobenen Bezeichnungen 
nur in ihrer Eigenſchaft ald Bezeihnungs- und Unterjheidungsmittel für die ges 
werblichen Leiftungen jhüßen wollen: weder der Name nod die Firma, weder die 
Marke noch ein fonftiges Waarenzeihen oder eine Ausftattung der Waare haben 
einen Selbftzwed, find um ihrer jelbjt willen geſchützt. Allein um der Perſönlichkeit 
und der gewerblichen Leiftung willen, deren Unterſcheidung von anderen fie er- 
möglichen jollen, wird der Schutz gewährt. So ergiebt fid ohne weitres, daß 
eine Täuſchung durch jene beſonders hervorgehobenen Unterſcheidungsmittel, mügen 
fie num im  Hanbelögejegbud Art. 20 und 21 bei den Vorſchriften über die Firmen- 


Verkehr Bringt ober feilhält, wird mit Gelbftrafe von einhundertfünfzig bis fünftaufend Mark 
oder mit Gefängnif bis zu ſechs Monaten beftraft. 

Die Berwenbung von Namen, welde nad Handelögebraud; zur Benennung gewiſſer 
Waaren dienen, ohne deren Herlunft bezeichnen zu follen, fällt unter diefe Beftimmung nicht. 
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führung oder im Geſetz zum Schuße der Waarenbezeihnungen erwähnt fein, 
immer nur befondre Fälle der in $ 1 und 8 4 erwähnten Irrthumserregungen 
find, daß bier aljo uneingeſchränkt die Kegel gilt lex posterior generalis non 
derogat priori special. Das Geſetz gegen den unlautern Wettbewerrb hat mithin 
dieje früheren Beltimmungen nicht aufgehoben, beide beftehen nebeneinander fort. 
Auch Hier aber gilt dasjelbe, was bei der Beiprehung von 8 40 des Patent- 
geieße® erwähnt wurde: die Beitimmungen find einander gegenfeitig fubfidiär. 
Können beide, die des Sondergejeßes und die des Geſetzes gegen unlautern Wett- 
bewerb Anwendung leiden, jo hat in civilrechtlicher Hinfiht der Kläger die Wahl, 
auf welde Beftimmung er jeinen Anſpruch ftügen will, in ſtrafrechtlicher Hinficht 
aber findet, da Geſetzeskonkurrenz vorliegt, ftet8 das härtere Geſetz Anwendung. 

Ih darf davon abjehen, die Folgerungen im Einzelnen bier zu ziehen, fie 
ergeben fi) ohne weiteres aus der Regel. Nur das jei hervorgehoben, daß ſowohl 
$ 14 als $ 15 u. $ 16 des Gefeßes vom 12. Mai 1894 die härteren Straf- 
beftimmungen enthalten, eine Entihädigungspflidt in $ 15 aber nur an die vor- 
fäglihe Begehung gefnüpft wird. Hier jowohl wie in $ 16, der die Entſchädigungs— 
pflicht überhaupt nicht erwähnt, tritt daher die fubjidiäre Vorfhrift von $ 1 des 
GSejehes vom 27. Mai 1896 in Wirkjamfeit. Dieſes leßtre nämlich, nit uns 
mittelbar das deutihe Bürgerlihe Gejeßbud, ift den Beftimmungen des Waaren- 
bezeichnungsgeſetzes jubfidiär, weil es wiederum fpeziellere Beftimmungen ent 
hält als jenes. So ergiebt fi) denn die Klimar. 1. Das Waarenbezeiänungs- 
gefeß, 2. das Geſetz gegen den unlautern Wettbewerb, 3. das Bürgerliche Geſetz— 
buch, und alle drei find wieder einander gegenfeitig jubfidiär. 

Allein nad zwei Richtungen Hin bedürfen die Beſtimmungen des Gejehes 
vom 27. Mai 1896 über unlautre Reklame in ihrem Verhältniß zu den Vor— 
ſchriften des Waarenbezeihnungsgefeßes vom 12, Mai 1894 doch noch furzer Be- 
leuchtung, und mit diefer will ich ſchließen. 

a) Zunächſt bedarf es der Feitftellung der Bedeutung der Bezeihnung 
„Bezugsquelle“, die SS 1 und 4 des Geſetzes gebraucht. Die Motive er- 
flären, dieſer Begriff jolle fih nur auf Urjprungsangaben nit geographiſchen 
Charakters erfireden, „da die fälihlihe Verwendung von Ortsnamen in ge 
ſchäftlichen Ankündigungen bereits dur $ 16 des Waarenbezeichnungsgeſetzes in 
einem dem Bedürfniffe des redlihen Verkehrs genügenden Umfange eingeſchränkt 
ſei.“ Eine ganz engherzige Auffafjung, die glücklicher Weife im Geſetze felbft gar 
feinen Ausdrud gefunden hat. Das Geſetz Spricht vielmehr ſchlechthin von der 
Bezugsquelle von Waaren, und es liegt nicht der geringfte Grund vor, fie in 
dem Sinne der Motive zu beſchränken. Insbeſondre fann nicht zugegeben werden, 
daß weil in $ 16 des Waarenbezeihnungsgejeßes nur einzelne geographiide 
Herkunftsbezeihnungen geſchützt find, die dort nicht erwähnten Bezeichnungen nun 
überhaupt ſchlechthin freigegeben fein jollen und mit ihnen nit unlautrer Wett- 
bewerb getrieben werden könne. Die Folge einer derartigen Auffaffung wäre 
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z. B., daß die täuſchende Bezeihnung einer deutſchen Waare als englifher zu 
Reklamezweden von $ 1 oder 4 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 nicht getroffen 
werden fünnte. Denn bier wird eine Bezugsquelle geographiſchen Charakters an— 
gegeben, die nicht unter $ 16 des Waarenbezeichnungsgejeßes fällt, da England 
ein Land ift, fein „Ort oder weitrer Kommunalverband.“ 

b) Die Bezugsquelle und Herkunftsbezeihnung des $ 1 und $ 4 des Ge- 
jeßes vom 27. Mai 1896 kann ſich aber weiter auch auf eine Perſon beziehen. 
Solder einzelnen Herkunftbezeihnungen geihieht in $ 14 und 15 des Waaren- 
bezeichnungsgeſetzes Erwähnung: $ 15 ftellt die Ausftattung als Unterjheidungs- 
zeihen unter befondern Schuß, $ 14 nad Maßgabe des Geſetzes vom 
12. Mai 1804 geſchützte Waarenzeiden. Hier num entfteht die Frage, ob 
aud) ſowohl mit einem folden gejhügten als mit einem nicht nad) dieſem Geſetze 
geihügten Zeichen durch Irreführung des Publikums über die Bezugsquelle un: 
lautre Reklame verübt werden kann. 

«@.) Nicht allen Zeichen, denen nad dem Gejeg vom 12, Mai 1804 die 
Eintragung und damit der Schub nad) $ 14*) verſagt wird oder die that- 
ſächlich nit eingetragen find, mangelt deshalb ſchon die Fähigkeit zur In— 
dividualifirung beftimmter gewerblicher Leiſtung, die Fähigkeit, als Merkzeichen für 
die Waaren beftimmter Produzenten zu dienen. Das gilt insbejondere von den 
in Nr. 2 des 8 4 des Geſetzes zum Schuß der Waarenbezeihnungen genannten 
Zeichen,“) nicht minder von den in $ 8 erwäßnten,®) vor allem aber gilt es von 


4) 8 14 des Geſetzes vom 12. Mai 1894: 


Wer mwifientlih oder aus grober Fahrläffigfeit Waaren oder deren Verpadung ober 
Umbülung, oder Ankündigungen, Preisliften, Gejhäftäbriefe, Empfehlungen, Rechnungen 
ober dergleihen mit dem Namen oder der Firma eines Anderen oder mit einem nah Maß: 
gabe dieſes Geſetzes geſchützten MWaarenzeihen widerrechtlich verfieht oder dergleichen 
widerrechtlich gefennzeichnete Waaren in Berkehr bringt oder feilhält, ift dem Verlegten zur 
Entſchadigung verpflichtet. 

Hat er die Handlung wifjentlih begangen, fo wird er außerdem mit Gelbfirafe von 
einhundertfünfzig bis fünftaufend Mark oder mit Gefängniß bis zu 6 Monaten beftraft. Die 
Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurüdnahme des Antrages ift zuläffig. 


5) 5 4 des Geſetzes vom 12. Mai 1894. 

Die Eintragung in die Rolle ift zu verfagen für reigeihen, ſowie für Waaren— 
zeichen, 

1. welche ausſchließlich in Zahlen, Buchſtaben oder ſolchen Wörtern beftehen, die An: 
gaben über Art, Zeit und Drt der Herftellung, über die Beichaffenheit, über die Beftimmung, 
über Preis:, Mengens oder Gemwichtäverhältniffe der Waare enthalten; 

2. welde ins oder ausländifhe Staatdmappen oder Wappen eines inländifchen Ortes, 
eines inländifhen Gemeinde: oder weiteren Hommunalverbandes enthalten. 

8. welche Aergerniß erregende Darftellungen oder ſolche Angaben enthalten, dic er: 
ſichtlich den thatſächlichen Verhäliniffen nicht entpreden und die Gefahr einer Täufchung 
begünbden. 

Zeichen, welche gelöfcht find, dürfen für die Waaren, für welche fie eingetragen waren, 
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ſolchen, die zwar eingetragen werden fünnen, deren Cintragung aber nidt bean- 
tragt worden ift. Denn die Eintragung in die Zeichenrolle ſchafft ja nicht erjt 
die individualifirende Kraft des Zeichens. Dieſe vermag vielmehr allein das kau— 
fende Publikum zu ſchaffen. Ob diefes mit einem Zeichen die Vorftellung einer 
beftimmten Bezugsquelle der Waare verbindet, darauf allein fommt e8 an. Dann 
aber kann, jobald ein Zeichen nur diefe Unterſcheidungskraft befigt und das Publifum 
dadurd auf einen beftimmten Produzenten hingewiejen wird, aud) durd) ein ſolches 
nicht eingetragene und nicht eintragungsfähige Zeichen unlautre Reklame nad) 
$ 1 und $ 4 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 begangen werden. — Durd) wahre 
Freizeichen freilich ift dies nicht möglich: aber nicht deshalb, weil fie nicht ein- 
tragungsfähig find, fondern weil fie im Gemteingebraud find und deshalb der 
individualifivenden Kraft entbehren. Aendert ſich dies im Laufe des gewerbliden 
Verkehrs, jo kann natürlich jofort unlautre Reklame damit begangen werden, 

2.) Kommt es aljo ftets darauf allein an, ob ein Zeichen bei dem Pub— 
fifum als Hinweis, auf eine bejtimmte Bezugsquelle thatfählih gilt, jo daß dieſes 
dur feinen Gebraud) irregeführt werden kann, jo muß weiter gejagt werden, daß 
jelbft mit einem formell richtig eingetragenen Zeihen ein Konkurrent gegen ben 
andern unlautern Wettbewerb verüben kann. Denn dieje Eintragung fann erfolgt 
fein, obwohl das Zeichen bereits als Individualifirungszeihen eines andern Kon— 
furrenten eingebürgert war, der nur die rechtzeitige Eintragung herbeizuführen 
verfäumt hatte. Durch die bloße Eintragung verliert e8 aber noch nicht die Kraft 
feiner Individualifirungsfähigfeit für den urſprünglichen Beſitzer, folange e8 das 
faufende Publikum noch als Bezeihnung der Waare des Konkurrenten auffaßt. 
Mag daher auch die bloße Gebrauhnahme des Zeichens von dem durch die Ein- 
tragung formal Berechtigten geftattet fein: treten die Merfmale der Reklame hinzu, 
jo macht aud) der Gebrauch diejes formalberehtigten Mittels fie unlauter und es 
muß deshalb $ 1 oder 4 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 Anwendung finden. 


oder für gleichartige Waaren zu Gunften eines anderen, als des legten Inhabers erft nad) 
Ablauf von zwei Jahren feit dem Tage der Löſchung von Neuem eingetragen werben. 


6) 8 8 desſelben Gefehes: 

Auf Antrag des Inhabers wird das Heichen jederzeit in der Rolle gelöfht. Bon 
Amtöwegen erfolgt die Löfhung: 

1. wenn feit der Anmeldung des Zeichend oder feit ihrer Erneuerung zehn Jahre vers 
flofjen find; 

2. wenn die Eintragung ded Zeichens hätte verfagt werben müſſen. 

Soll die Löſchung ohne Antrag ded Inhabers erfolgen, fo giebt dad Patentamt dieſem 
zuvor Nachricht. Widerfpricht er innerhalb eines Monats nach der Zuftellung nicht, fo erfolgt 
die Löſchung. Widerſpricht er, jo faßt das Patentamt Beſchluß. Soll in Folge Ablaufs der 
zehnjährigen Frift die Löſchung erfolgen, fo ift von derſelben abzufehen, wenn der Inhaber 
bed Zeichens bis zum Ablauf eines Monats nad der Zuftellung unter Zahlung einer Gebühr 
von zehn Mark neben der Erneuerungsgebühr die Erneuerung der Anmeldung nachholt; bie Gr: 
neuerung gilt dann als an dem Tage des Ablaufs der früheren Frift gefchehen. 
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Ich babe verſucht, im Wejentlihen die Beziehungen der Beftimmungen über 
die unlautre Reklame nad) dem Geſetze vom 27. Mai 1896 zu verwandten gejeß- 
lichen Vorſchriften anzuführen. Die der übrigen Beftimmungen jenes Gejebes 
find nicht minder reichhaltig und verwidelt. Wenn Sie mit einigen meiner Aus- 
führungen vielleiht aud nicht einverjtanden fein werden: in Einem glaube id) 
Ihrer Zuftimmung dod gewiß zu fein: in der Meinung, wie gefährlid es ift, 
Spezialgefeße zu erlaffen ohne Hare juriftiihe Erfenntniß des Gebiets, auf das 
jie fi) beziehen. Ein bischen Begriffsjurisprudenz ift eben dod von nöthen. 


Der einfeitige Nüdtritt vom Dienftvertrag und die Rechtswirkungen des 

berechtigten und unberechtigten NüdtrittS nad) Reichsrecht (Handelsgeſetz— 

buch, Bürgerliches Gejegbud, Gewerbeordnung) und nad) Sächſ. Bürger- 
lichen Recht. 


Von Landrichter Reinhard in Freiberg. 


In der Praxis begegnet man ganz verjdiedenen Anſchauungen über die Be- 
deutung und Tragweite der Vorſchriften in Art. 62 fig. des H.G. B.'s. Es ift in 
diefer Beziehung aud jo vieles zweifelhaft und beftritten, daß es nicht überflüffig 
fein dürfte, die rechtlichen Beziehungen der Betheiligten bei den Dienftverträgen 
des H.G. B.'s, der Gew.O. und des bürgerlihen Rechts wenigftens nad) der Rid)- 
tung bin einer Betrachtung zu unterziehen, unter welden Vorausſetzungen dev ein- 
jeitige Nüctritt vom Dienftvertrag zuläffig ift und welde Rechtswirkungen ev 
äußert, = 
In den Art. 61—64 des H. G. B.'s finden ſich die Vorſchriften über die 
Beendigung des Dienftvertrags des Handlungsgebilfen. Iſt der Dienftvertrag 
für eine beftimmte Zeit abgeſchloſſen worden, jo endigt er mit dem Ablauf diefer 
Zeit. Iſt der Vertrag auf unbeftimmte Zeit abgeſchloſſen, jo kann jeder Theil 
die Beendigung des Verhältniffes durch Kündigung herbeiführen, für welche die 
Vorihrift des Art. 61 Abi. 1S. 1 maßgebend ift, dafern nicht vertragsmäßig 
eine andere, fürzere oder längere Frift bedungen ift. Daß ein auf längere Zeit 
abgeſchloſſener Dienftvertrag auch im beiderjeitigen Einverftändnig (mutuo dissensu) 
fofort gelöft werden kann, bedarf faum der Erwähnung. 

Art. 62 geftattet jedem Vertragstheil die jofortige Aufhebung des Dienft- 
vertrags vor Ablauf der beftimmten Zeit und ohne Einhaltung einer Kündigungs- 
frift, falls ihm ein wichtiger Grund zur Seite fteht. Die folgenden Artikel geben 
Beifpiele folder widtigen Gründe. 

Die Streitfrage, ob der Dienftvertrag durd die einfeitige Erklärung des 
Bertragstheild, der. einen wichtigen Grund dazu bat, aufgehoben wird oder vb 
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aud im diefem Falle die Aufhebung des Vertrags erjt durd den Ausiprud des 
Richters herbeigeführt wird, 
vergl. hierzu dv. Hahn, Kommentar zum H.G.B. 4. Aufl. Bd. 1 ©. 314, 
Endemann, Handbud xc. 1. Bd. ©. 264, Gareis u. Fuchsberger, 
9.6B., 1891 S. 174 Note 129, Entiheidungen des Reichsé— 
BÄDER Br 0 Fr Al a a €: m 0 1671 17,xee 
darf gegenwärtig als im Sinne der erften Alternative entſchieden gelten und bedarf 
deshalb nicht mehr dev Beſprechung. 

Die Gründe zum beredtigten Nüctritt vom Dienftvertrag find im Handels: 
geicpbud) Für die Dienftverhäftniffe der Handlungsgehilfen erſchöpfend geregelt. 
Für die Frage, ob ein gegebener Thatbeftand die einjeitige Yöjung des Vertrags 
eines Handlungsgehilfen redtfertigt, darf aljo auf das bürgerlihe Recht nicht zu» 
rückgegriffen werden. [dm Uebrigen bejteht aber auch infoweit zwiſchen den Be— 
ſtimmungen des Handelsrechts und des bürgerlihen Rechts fein erheblicher Unter: 
ſchied. Das könnte zwar, fofern man das Sächſiſche Bürgerliche Geſetzbuch in Ver: 
gleich zieht, auf den erjten Augenblic zweifelhaft erſcheinen. Denn während das 
Handelsgejegbud im Art. 62 zunächſt das allgemeine Prinzip aufftellt, daß die 
Aufhebung des Dienftverbältnifies dor der beftimmten Zeit aus wichtigen Gründen 
von jedem Theile verlangt werden kann und in den Art. 63 und 64 Beilpiele 
hierzu anführt, beſchränkt fi das Sächſ. Bürgerliche Gejegbud auf die Süße: 
Der Dienſtberechtigte kann vor der Zeit vom Vertrag abgehen, wenn dem Dienjt- 
leiftenden Untreue oder grobe Fahrläſſigkeit beim Dienfte zur Yaft fällt oder wenn 
derjelbe die zum Dienfte nöthige Befähigung oder Geſchicklichkeit verliert oder ſich 
durch jtrafbare oder unfittlihe Handlungen des Vertrauens des Dienftberedtigten 
unwirdig madt. Der Dienftleiftende fann vor der Zeit vom Vertrage abgehen, 
wenn der Dienjtberedtigte Mahnens ungeachtet die fällige Gegenleiſtung nicht 
entrichtet. 

In einem Urtheil des Oberlandesgerihts Dresden 

— abgedrudt im Sächſ. Ardiv 1896 ©. 301 fig. — 
wird mit zutreffeuden / Gründen dargethan, daß die in den SS 1241 fig. des 
Sächſ. Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgezählten Thatbeftände nur beifpielsweije an— 
geführte Amwendungsfälle eines höheren Grundjages des Inhalts find, daß aud) 
im Herridaftsgebiet des Sächſ. Privatrechts die Betheiligten bei einem Dienſt— 
vertrag das Recht Haben, beim Vorhandenſein erheblider Gründe vom Vertrags: 
verhältniß vor der Zeit abzugeben. Es genügt ftatt weiterer Ausführungen hierzu 
auf das oberlandesgerihtlihe Urtheil zu verweilen. Die Ausführungen dejjelben 
beziehen fi) zwar nur auf das Rücktrittsrecht des Dienftleiftenden, Es ergiebt 
fid) aber aus der Begründung, daß das gleiche aud für das Rücktrittsrecht des 
Dienftberedtigten gilt, jedody mit einer nicht unwidtigen Einſchränkung, die zu- 
gleich eine bedeutungsvolle Abweichung des Sächſiſchen (und gemeinen) Rechts 
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vom Standpunft des Handelsrechts und des künftigen Deutihen Bürgerlichen 
Rechts mit fih bringt. 

Die Wichtigkeit der Gründe hat im Streitfall der Richter zu beurtheilen. 
Richterliches Ermeſſen hat zu entiheiden, ob bei Berückſichtigung aller in Betracht 
fommenden Umftände im Einzelfalle die Annahme geredfertigt ift, daß ein redlich 
denfender und handelnder Mann in gleicher Lage gleichfalls zur Aufhebung des 
Dienftverhältnifjes verjcritten fein würde. Es darf nad) Yage der Umftände bei 
billiger Berüdfihtigung der rechtlichen Intereſſen beider Theile dem einen Ver— 
tragstheil nicht zu zumutben fein, den Vertrag wider feinen Willen fortzujeßen. 
Hiernach kann an fi) aud ein zufälliges Ereigniß einen widtigen zum Rücktritt 
vom Dienftvertrag beredtigenden Grund abgeben. Ein in der Perfon des Dienft- 
berechtigten eintretender Zufall, der ihm in die Lage bringt, die Dienfte nit ge- 
brauden zu fünnen, beredtigt ihn aber nad) Sächſiſchem und gemeinem Recht zum 
Rüdtritt vom Vertrage nit, weil er nad) pofitiver Vorſchrift diejer Rechte in- 
joweit die Gefahr zu tragen hat. Nach SS 1135, 870 des Eid. B. GB.'s kann 
der Dienftberetigte, der wegen eines in jeiner Perſon eintretenden Zufall® die 
Dienfte nit gebrauden kann, die Zahlung der Gegenleiftung nidht ablehnen. 
Bürdet ihm nun das Geſetz die Gefahrtragung in diefem inne auf, fo ift es 
jelbftverftändlih, daß er fie nit dadurd von ſich abwälzen darf, daß er vom 
Vertrag zurüdtritt. Diefer Ausweg ift ihm durd die angeführte Geſetzesſtelle 
verihlofien. Wo aljo die Frage, welde Gründe zum Rüdtritt beredtigen, 
nah Sächſiſchem Recht zu beantworten ift, reicht die Thatſache, daß der Dienft- 
beredtigte die Dienfte in Folge eines ihn treffenden Zufall nicht gebrauchen kann, 
nicht aus, um für ihn ein Rücktrittsrecht zu begründen. ] 

Für das gemeine Net kommt in Betracht 119 $ 9 und 138 pr. D. XIX. 
2. Namentlich an der leiteren Stelle ijt ganz allgemein ausgeiproden: Qui operas 
suas locavit, totius temporis mercedem accipere debet, si per eum non 
stetit, quominus operas praeset. praestet. Wenn daher für gemeinrechtliche Ent- 
iheidungen der Grundſatz aufgeftellt worden ijt, daß „vom Dienftvertrag jeder 
Kontrahent zurüdtreten könne, fobald ihm die Aushaltung des Kontrakts vom 
andern Theil in billiger Berüdfihtigung der Umftände gar nicht zugemutbet 
werden fünne“, 

vergl. Windſcheid, Xehrb. der Pand., 2. Bd. $ 401 n. 10a, 
jo wird Dies immer nur mit dev Beihränfung als richtig zuzugeftehen jein, 
daß der Dienftleiftende die Aushaltung des Vertrags ftets fordern fann, wenn es 
nicht an ihm liegt, daß er feine Dienfte nicht leiftet. 

Für das Handelsrecht aber, das für die handelsrechtlichen Dienſtverhältniſſe 
infoweit allein maßgebend ift, gilt diefe Beihränfung nit. Wenn nad) Yage 
der Sache jonft fein Bedenken gegen die Annahme vorliegt, daß der als Auf: 
hebungsgrund geltend gemadte Thatbeſtand als wichtiger Grund anzujehen iſt: 
daraus, daß er fi als ein in der Perjon des Dienftheren eingetretener Zufall 

8* 
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darftellt, kann nicht die Pflicht des Richters abgeleitet werden, dem Grunde Be— 
achtung zu verjagen. 

Dies ift nit unbeftritten. So vertritt 

Staub, Kommentar zum H.G. B., 2. Aufl. 1894, 8 2 zu Art. 62, 
die Meinung, daß als "wichtiger Grund im Sinne des Geſetzes nur ein jolder 
gelten fünne, der in der Perfon defien liegt, gegen den der Rücktritt ſich richtet. 

Daſſelbe jagt 

Dernburg, Lehrb. des Preuß, Privat-Rechtes, 5. Aufl. 1897, 2. Bd. 

©. 558 $ 193 unter 3, 
mit den Worten: Jeder Theil kann aus wichtigen, in der Perſon des andern 
liegenden Gründen zurüdtreten. 

Beide Schriftsteller gehen aljo noch weiter und verjagen das Rücktrittsrecht 
nicht blos dem Prinzipal wegen eines in feiner Perfon eingetretenen Zufalls, 
jondern überhaupt jedem Theile die Berufung auf ein im feiner Perfon einge 
tretene® Ereigniß. Die von Dernburg ftatt weiterer Begründung angezogenen 
Erfenntniffe des Neihsoberhandelsgerihts und des Reichsgerichts, 

— Entjheidungen des Reichs-O.H.G.'s Bd. 19 ©. 113, Bd. 21 

©. 392; Grudot, Beiträge x. Bd. 36 ©. 1159 — 

bieten indeffen einen Beleg für feine Meinung nit, Wenn Staub den ange 
führten Sab mit Sicherheit dem Gejeß entnehmen zu können glaubt, jo fann er 
dabei nur die Beiſpiele der Art. 63 und 64 im Auge gehabt haben. In der 
grundfäglicen Beftimmung des Art. 62 ift jenes Erforderniß ganz zweifellos nicht 
zum Ausdruck gelangt. Die Beilpiele der folgenden Artifel find allerdings jo ge 
wählt, daß bei ihnen der Aufhebungsgrund in der Perfon des anderen Theils 
liegt. Es ift ja auch gar nicht zu verfennen, daß das der regelmäßige Fall ift. 
Immerhin ift e8 unzuläſſig, aus den Beijpielen den von Staub aufgeftellten 
Grundjaß herauszulefen. Das ergibt fi Far, wenn man die 88 63 flg. des 
Entwurfs eines revid. H.G.B.'s heranzieht. Nah 5 64 3. 1 diejes Entwurfs 
fann der Handlungsgehilfe Aufhebung des Vertrags fordern, wenn er (durd) 
eigene Verfchuldung oder durd einen Zufall) zur Fortjegung feiner Dienfte un— 
fähig geworden ift. In diefem Beiſpielsfalle liegt der Aufpebungegrund in der 
Perſon deffen, der ihn geltend madt. Daß mit der neuen Faffung an dem bie: 
herigen Handelsrecht nichts hat geändert werden jollen, zeigt die Denlſchrift zu 
diefem Entwurf, welde fi S. 63 dahin ausipridt: „Das Recht des Prinzipals 
wie des Handlungsgehilfen, aus widtigen Gründen das Dienftverhältniß ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrift jofort zu kündigen, bleibt beftehen, — — — 
Die im H.G.B. aufgeführten Beifpiele hat der Entwurf zum größten Theile 
beibehalten; dod find zugleich die entipredhenden Vorſchriften der Gew.O. (58 123, 
124, 133e, 133d) berückſichtigt.“ 

Dem entipriht auch die Auffaffung, die die Beitimmung des Art. 62 des 
H.G. B.'s ſonſt in Yiteratur und Yudifatur gefunden hat. So äußert fid) v. Hahn 
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in der erſten Auflage feines Kommentars zum H.G. B. (1863, $ 3 zu Art. 62 
— 4. Wfl. Bd. 1 S. 315): Es würde irrig fein, aus den Beijpielen der 
Art. 63 und 64 etwa das Prinzip zu abftrahiren, daß der Gehilfe die Aufhebung 
des Vertrags nur in dem Fällen einer Verlegung der hauptſächlichſten Vertrags: 
pflichten durch den Prinzipal oder einer rechtswidrigen Handlungsweife desfelben 
gegen ihn erlangen fönnte oder daß der Prinzipal außer auf VBertragsverleßung 
oder jonjtige ihm gegenüber geſchehene Rechtsverletzungen ſich nur auf einen durd) 
das Verſchulden des Gehilfen herbeigeführten Zuftand vder auf einen den Gehilfen 


zunächſt treffenden Caſus berufen könne. Auch ein zunächſt den Kläger treffen: | 


der Caſus fann als wichtiger Grund erſcheinen, namentlich joweit er die Voraus: 
jegungen, welche zum Abſchluß des Vertrags beftimmten, betrifft. So fann 5.2. 
cafuelle Nöthigung zur Aufgabe des Handelsgewerbes oder eines Theiles desjelben 
als genügender Grund auf Seiten des Prinzipald erideinen :c. 
Ebenjo ſpricht ſich aus 
Endemann, a. a. O. ©. 265. 
Auch andere Ausleger des H.G. B.'s ftehen auf demjelben Standpunfte 
vergl. Makower, Note 6a zu Art. 64; Puchelt, 3. Aufl, 1882, Bd. 1 
S. 122 Note 6; Gareis und Fuchsberger, 1891, Note 129, 
131 -133, ©. 174 flg; Cojad, Yehrb. des Handelsrehts, 2, Aufl., 
$ 18 unter 6a; Gareis, Lehrb. x, 4 Aufl. S. 119. 
Endlich wird in der“ Entſcheidung des Reichs-DO.H.G.'s Bd. 19 S. 393 
ausgeführt, „daß die Eröffnung des Konkurjes über das Vermögen des Prinzipals 


binfichtli der Aufhebung des Dienftvertrages vor der beftimmten Zeit als eine 


gravis causa im Sinne des Art, 62 (scil. vom Konfursverwalter) geltend ge 
madt werden kann.“ Dahingejtellt, ob für den Konfursfall jegt durch die Be— 
ftimmung in $ 19 der K. O. etwas geändert worden ift: jedenfalls Liegt bei ihm 
der Aufhebungsgrund in der Perjon defjen, der ihn geltend macht; troßdem hat 
das Reichs-⸗O.H.G. Fein Bedenken getragen, ihn als widtigen Grund anzu: 
erfennen, 

Die Abweihung des Sähfishen und gemeinen Rechts vom Handelsredt 
hat eben darin ihren Grund, daß die Vorjhriften jener Rechte über die Gefahr: 
tragung bei Dienftverträgen für das Handelsrecht feine Geltung befigen, wenigftens 
joweit fie die zuläffigen Rücktrittsgründe beeinfluffen. 

Auch für das Fünftige Deutſche bürgerlide Recht gelten fie nicht. Die 
Regelung der Hier beſprochenen Frage ift für das Gebiet dieſes Rechts genau die 
gleihe, wie für das Handelsrecht. $ 626 jtellt den Grundjag auf: Das Dienjt- 
verhäftnig kann von jedem Theile ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift gefündigt 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Die gleiche Beſtimmung fand fid) 
bereit in den Entwürfen (E. I $ 566 Abſ. 1, E. II $ 565, E. III $ 617) 
Die Motive zum Entw, I (Mot. II ©. 469) führen hierzu aus: „Den größten 
Schwierigkeiten unterliegt aber die nähere Beftimmung der Gründe, welche zum 
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Rücktritt vom Vertrag beredtigen follen. Die Verträge, jauf welde Rückſicht zu 
nehmen ift, find jo verſchiedener Art, daß eine erſchöpfende Aufftellung der ein: 
zelnen Gründe oder auch mur die Servorhebung einiger Beiſpiele fid) nicht als 
ausführbar erweiſt. — — Das Gejeß hat fid) an der vorliegenden Stelle, wo 
der Dienftvertrag im Allgemeinen geregelt wird, darauf zu befhränfen, das Prinzip 
auszufpredhen, daß wichtige Gründe das fragliche Recht verleihen. Welche Gründe 
als wichtig anzufehen find, darf der richterlichen Würdigung überlaffen werden. 
Es kann darauf vertraut werden, daß hieraus beſondere Uebeljtände nit ent 
jpringen werden. Auch das Schweizer Bd.-Geſetz Art. 346 hat diefen Weg be: 
treten, für welden fid) überdies der Standpunft des gem. Rechts und der Bor: 
gang des Art. 62 des H.G. B's geltend machen läßt. 

Ebenfowenig, wie dies bier geſchehen ift, ftellt die Denkſchrift zum Entw. III 
(S. 121 flg. der Heymann’shen Ausgabe) das Erforderniß auf, dak der Auf- 
löfungsgrund in der Perjon des andern Teils liegen müffe, hebt vielmehr aus- 
drücklich Hervor, daf ein Verſchulden des andern Theils zur Begründung des „außer: 
ordentlihen Kündigungsrechts“ nicht erforderlid) jei. Sie läßt alſo aud) zufällige 
Ereigniffe als wichtige Gründe gelten und da der oben beiprodene gemeinrechtliche 
und ſächſiſche Grundſatz über die Gefahrtragung bei „Dienftverträgen i in das deutjche 
Bürgerliche Geſetzbuch feine Aufnahme gefunden hat, auch ſolche zufällige Ereigniſſe, 
die in der Perſon des Zurücktretenden liegen. So würde nad) künftigem deutſchen 
ebenjo wie nad) Handelsrecht z. B. die Zerftörung einer Handelsniederlaffung 
durch Feuer und die damit verbundene vollkommene Cinftellung des Handels: 
betriebs unter Umftänden als widtiger Grund für den Prinzipal anzujehen fein, 
der die Entlaffung feines Handlungsgehilfen vor der vertragsmäßigen Zeit recht— 
fertigt. 

II. —. . 

Wenn das Geſetz beſtimmt, daß ein Bertragätheil die Aufhebung des Dienft- 
verhältnified vor der beſtimmten Zeit herbeiführen kann, jo hat es damit zum 
Haren und unzweideutigen Ausdrud gebradpt, daß die Rechtsordnung einen Ber: 
trag, dejfen Aufhebung ein Vertragstheil aus einem widtigen Grund fordert, mit_ 
der Erflärung dieſes Verlangens für aufgehoben behandelt wiffen will. In Folge 
deſſen kann Feiner der beiden Kontrahenten die Erfüllung dieſes Vertrags für die 
Zufunft beanſpruchen. Der Dienſtherr fann nicht mehr fordern, daß der Hand» 
lungsgebilfe ihm die vertragsmäßig bedungenen Dienfte leiftet, und dev Handlungs: 
gehilfe ift nicht mehr beredtigt, daß ihm dev Prinzipal die vertragsmäßige Gegen: 
leiftung (joweit dieje noch nicht verdient it) gewährt, 

Es bleibt aber die Frage offen, ob nicht der eine vder andere Theil 
Schadenerjaß wegen Nichterfüllung troß beredtigter Aufhebung des Ver— 
trags fordern darf, Ueber dieſe Frage ſchweigt das H.G.B. Art. 57 kann 
hierzu nicht herangezogen werden. Gemäß Art. 1 ijt deshalb die Frage nad) dem 
bürgerlidden Rechte zu beantworten, 
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vergl. Entjheidungen des ROH. GE, Bd. 14 ©, 21; Entjdei- 
dungen des R.G.s, Bd. 22 ©. 37. 

Das Yandesreht muß den wichtigen Grund im Sinne des Art. 62 als Grund 
für die Aufhebung des Dienjtvertrags aud dann vejpeftiven, wenn es für Die 
ausichlieglih nad) bürgerlihem Recht zu beurtheilenden Dienftverträge den gleichen 
Thatbejtand als Aufgebungsgrund nicht anerkennt. Für die Frage aber nad) einem 
Anſpruch auf Schadenerjag wegen Nidterfüllung hat man zu erwägen, ob die 
Herbeiführung des _Grundes den aus dem Dienftvertrag für beide Theile ſich er— 
gebenden Pflichten widerftreitet. Die Erfüllung des Dienftvertrags bat (nad) Sächſ. 
8.6.8. $ 858) dasjenige zu umfaffen, was nad) der bejonderen Berabredung 
der Betheiligten, nad) den geſetzlichen Vorſchriften und überhaupt nad) Treue und 
Glauben und nad der Handlungsweife eines vedlihen Mannes zu leijten ift.") 
Zweifellos erfordert es die Auffafjung des redlichen Verkehrs, daß z. B. derjenige, 
welder Dienfte zu leisten verpflichtet ift, ſich nicht jelbft in einen Zuftand verſetzt, 
der ihm die Yeiftung der Dienfte unmöglid madt, Wenn nun ein Handlungs: 
gehilfe durch Betheiligung an einem Raufhandel fid) Verlegungen zuzieht, die feine 
Arbeitsunfähigkeit zur Folge haben, jo ift dieſe Arbeitsunfähigkeit für beide Theile 
ein Grund zum Nüctritt vom Vertrag. Mag nun der Gehilfe oder der Prin-/ 
zipal ihn geltend maden, jo verliert der leßtere damit fein Recht auf Erfüllung 
des Vertrags durd den Gehilfen, jeine Aniprüde auf dejjen fernere Dienſt— 
leiftungen. Dieſer Berluft hat jeine alleinige Urſache in dem rechtswidrigen Schuld 
haften Verhalten defjelben und verpflichtet ihn daher, ſofern ihm nur wenigſtens 
geringe Fahrläffigkeit beizumefjen ift, nah $$ 1236, 728 des B.G. B.'s ver 
bunden mit Art. 283 des H.G. B.'s zum Schadenerjat (Leitung des Erfüllungs: 
interefle). 

Ein widtiger Nüctrittsgrund für den Gehilfen kann es jein, wenn der 
Prinzipal ſich ſchwerer Ehrverlegungen gegen ihn ſchuldig macht. Auch dieſe 
Handlungsweiſe ſtellt ſich als ein Verſtoß gegen die Vertragspflichten dar. Der 
Dienſtvertrag begründet für beide Theile ein gewiſſes Treue- und Vertrauens— 
verhältniß, das ſie verpflichtet, ſich ſolcher Handlungen zu enthalten, die eine 
Störung dieſes Verhältniſſes zur Folge haben müßten. Giebt nun der Prinzipal 
durch grobe Ehrverletzungen dem Handlungsgehilfen Anlaß zur ſofortigen Löſung 
des Vertrags, ſo hat er durch ſein ſchuldhaftes vertragswidriges Verhalten den 
Verluſt der Vertragsrechte ſeines Gehilfen herbeigeführt und muß daher dieſem 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung leiſten. Man darf hiergegen nicht einhalten, 
daß ja der Gehilfe — wenn er den Berluft feiner Vertragsredte, feiner vielleicht 
recht gut bezahlten Stellung nicht auf fid) nehmen wollte — den Vertrag nicht 
zu löſen braudte, daß daher der Rücktritt des Gehilfen den urſachlichen Zu⸗ 


’) Bergl. Deutſches B.G.B. 8 242: „Der Schuldner iſt verpflichtet, die Leiſtung fo 
su bewirken, wie Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte es erfordern”, 
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jammenhang zwiſchen dem jhuldhaften Verhalten des Prinzipal® und dem einge 
tretenen Schaden unterbroden habe (fo 3. B. Landmann, für die Gewerbe- 
ordnung, $ 123 Anm. 2, $ 124 Anm, 2, $ 124a Anm. 2c, $ 133b Anm. 2d 
— vergl. unten unter IV). Das ift aber irrig. 

Wenn das Gefe im Einzelfalle das jhuldhafte Verhalten des einen Ber: 
tragstheiles ald einen widtigen Grund zum Rücktritt für den anderen Theil an- 
“erkennt, jo ift damit zugleich anerkannt, daß die Folgen des Rücktritts (Berluft 
der Vertragsrechte für die Zukunft) verurfadht find durd den Grund zum Rück— 
tritt, wennihon die Geltendmahung diefes rundes, die Erflärung des Rück— 
tritts auf freier Entſchließung des Rüctretenden beruht. Es kann daher nicht dem 
mindeften Zweifel unterliegen, daß, wenn diefer Grund eine Verlegung der Ber: 
tragopflichten oder fonjt eine an ſich widerrechtliche Handlung in ſich ſchließt, eine 
Schadenerfaßpfliht Desjenigen begründet wird, der ihn ſchuldhaft (vorſätzlich oder 
fahrläffig) herbeigeführt Hat. ?) / 

Vergl. Entfheidungen des R.O.H.G.'s, Bd. 14 ©. 21. 

Beruht dagegen der Grund zum Rücktritt weder auf Vorſatz nod auf Fahr: 
läfjigfeit eines Bertragstheils, ift er alfo durch einen Zufall herbeigeführt worden, 
jo ijt ein Entihädigungsanfprud nicht begründet. Dem fteht nicht entgegen, daß 
nad) 88 1235, 870 des Sächſ. B.G.B.8 Derjenige, dem Dienfte veriproden 
worden find, die Gegenleiftung aud dann zu entrichten hat, wenn ev wegen eines 
in feiner Perjon eingetretenen Zufall® die Dienfte nit gebrauden kann“ Man 
denfe 3. B. an den Fall, daß eine Feuersbrunft eine Fabrik einäfhert und die 
vollftändige Einftellung des Handlungsbetriebs zur Folge hat und daß deshalb 
der Fabrifbefiger einen Commis jofort entläßt. Daß diefer Thatbeftand einen 
wichtigen Aufhebungsgrund abgeben kann, ift oben unter I gezeigt worden. Die 
Aufhebung des Vertrags hat hier die Urſache in einem zufälligen Ereigniß, das 
zunäcdft den Prinzipal betroffen hat und dieſen in die Lage bringt, die Dienſte 
des Commis nicht mehr brauden zu können. &leihwohl läßt ſich aus 88 1235, 
870 des Sächſ. B. G. B.'s nit etwa das Net des Commis auf Fortgewährung 
jeines Gehalts oder auf Schadloshaltung herleiten. Bon einer Entihädigungs- 
pflicht ſprechen die SS cit. überhaupt nicht. Wirkt aber jener Zufall als Aufs 
hebungsgrund, jo führt feine Geltendmadung zur Beendigung des Vertrags. Wie 
ſchon unter I hervorgehoben worden it, befagen jene Gejegesftellen nur, daß auf 
dem Gebiet des Sächſ. Rechts der angegebene Thatbeftand den Dienftherrn nicht bes 
rechtigt, feinerjeits die Erfüllung abzulehnen. Wo aber eine reichsrechtliche Vorſchrift 
(Art. 62 des H.G. B.'s) die einjeitige Aufhebung des Vertrags im Einzelfalle ge: 
ftattet und damit die Rechte beider Theile auf fernere Bertragserfüllung befeitigt, 


2) Das Deutfhe B.G.B, fpridt in $ 628 Abf. 2 diefen Sat mit den Worten aus: 
Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des andern Theild veranlaft, fo ift 
diefer zum Erſatz des durd die Aufhebung des Dienftverhältniffes entftehenden Schadens 
verpflichtet, 
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entfällt die Anwendbarkeit jener jähfiihen Beftimmungen. Aus dem Dienftver- 
trag wird an ſich für den durd einen Zufall herbeigeführten Schaden nicht ge 
haftet, e8 müßte denn der eine oder der andere Theil die Haftung für zufällige 
Schäden ausdrüdlih vertragsmäßig übernommen Haben. In Folge defjen fehlt 
es — von diefem Ausnahmefall abgeſehen — bei vorliegendem Zufall an den 
einen Schadenerſatzanſpruch begründenden Vorausſetzungen. 


IH, 

Das H.G.B. entſcheidet aud die Frage nicht, welche Rechtswirkungen ein 
durh die Beftimmungen in Art, 62 lg. nit geredtfertigter Nüdtritt 
vom Vertrag äußert. Auch fie ift nad dem bürgerliden Rechte zu beurtheilen. 
Es ift daher zu unterſuchen, welche Grundſätze nach dem Sächſiſchen und fünftigen 
Deutihen Rechte hierfür maßgebend find. Ehe jedod in Beſprechung der hier 
auftretenden Streitfragen eingetreten wird, mögen zunächſt einleitungsweije einige 
allgemeine Betrachtungen über die Dienftleiftungspflit des Handlungsgehilfen 
und ihr Verhältnig zu feinem Anſpruch auf die Gegenleiftung Pla finden, 

Aus der Natur des Dienftvertrags ergiebt fih, daß der Dienende im All 
gemeinen ®) ein Recht auf Arbeit nicht hat, jondern daß ſich feine Anſprüche im 
Allgemeinen auf die Gewährung der Gegenleiftung beſchränken. Es handelt fid) 
hier um Dienftverhältniffe, die einerjeits auf eine gewiffe Dauer beredjnet find 
und bei denen andererjeitd der Dienftleiftende feine ganze Arbeitsfraft oder 
den ir Theil derjelben zur Verfügung ftellt. Nun wird 

1. jehr häufig (und für viele Arten der hier in Betracht fommenden Dienft- 
perhättniffe ift das das gewöhnliche) die Gegenleiftung nad) Zeitabſchnitten be: 
meſſen. Der Commis wird gegen einen Monatsgehalt von 100 4 angeftellt. 
In diefen Fällen fegt der Anjprud auf die Gegenleiftung die vorgängige Keiftung 
der Dienfte nicht voraus, ſondern nur das mit Leiftungsbereitihaft verbundene 
Yeiftungsangebot, dergeftalt, daß der Dienftleiftende warten darf, ob der Dienft- 
berr von den angebotenen Dienften Gebraud) madt. Geſchieht dies, jo muß er 
fie natürlid) leiften, um den Anfprud auf die Gegenleiftung zu erwerben. Ge— 
ſchieht es aber nicht, jo Hat er feinen Vertragspflicgten vollkommen genügt, wenn 
er fi zur Verfügung gejtellt hat. Damit bat er aud den Anjprud auf die 
Gegenleiftung erworben. Mit Recht fagt Siebenhaar in feinem Kommentar 
zum B.G.B., 2. Aufl. Bd. II S. 288 zu $ 1238: Zu warnen ift vor der An- 
fiht, daß der Dienftleiftende zur Begründung feines Anſpruchs auf den Lohn 
neben feiner Bereitwilligfeit zur Dienftleiftung aud nod darauf Bezug nehmen 
müffe, daß und wie er die Dienfte geleiftet habe. 

Diefelben Erwägungen haben zum $ 615 ©. 1 des Deutſchen B.G. B.'s 


s) v. Hahn ftellt a. a. DO. Bd. 1 ©. 815 (der 4. Aufl.) den Sat ohne Beihränfung 
auf. Das ift mir aber nicht zweifellos. 
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geführt. Diefer lautet: Kommt der Dienftberedtigte mit der Annahıme der Dienfte 
in Verzug, jo kann der Verpflichtete für die in Folge des Verzuges nicht geleifteten 
Dienfte die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nadjleiftung verpflichtet 
zu fein. Im Entwurf J $ 561 Satz 1 lautete die entiprehende Beftimmung: 
Kommt der Dienftberedtigte in Verzug der Annahme der Dienfte, jo hat der 
Dienftverpflichtete für die Dauer des Verzugs Anſpruch auf die vertragsmäßige 
Vergütung, ohne x. Wie die Motive II S. 461 fig. ergeben, hat der erjte Ent: 
wurf den für die Sachmiethe angenommenen Grundjag aud für den Dienftver- 
trag gebilligt, daß die Vorleiftungspflicht des Dienftleiftenden erfüllt ift, wenn er 
zur Dienftleiftung im Stande ift‘ und fid) bereit erflärt hat. Wenn im $ 561 
Sab 1 des Entwurfs I ($ 615 Saß 1 des Geſetzes) vom Annahmeverzug des 
Dienftberedtigten die Rede ift, jo ift damit nicht mehr und nichts Anderes gejagt, 
als daß der Dienftleiftende zur Dienftleiftung im Stande gewejen fein und jid) 
bereit erflärt Haben muß. Denn eine verſchuldete Nichtannahme iſt nicht Voraus— 
jegung des Annahmeverzugs des Gläubiger. Es gehört dazu nicht einmal eine 
Annahmeverweigerung, jondern e8 genügt die einfahe Thatſache der Richtannahme 
der angebotenen Yeiftung (8$ 293, 294 des Deutiden B.G.B.'s — die Ausnahme 
des 8 299 wird hier faum in Betradyt fommen können; vergl. aud) Motive II 
©. 68 flg.). 

Daſſelbe jagt $ 1239 des Sächſ. B.G. B.'s mit den Worten: Der Dienit: 
berechtigte ift verpflichtet, die Gegenleiftung zu entrichten, jelbft wenn er von 
den Diensten feinen Gebraud) macht, vorausgejeßt, daß der Dienftleiftende zu den 
Dienjten bereit war. 

Hiernad) kann die Begründung des Anſpruchs des mit feften nad) Zeit: 
abſchnitten bemeffenen Gehalt angeftellten Handlungscommis gegen jeinen Prin— 
zipal, der von feinen Dienften feinen Gebrauch gemacht und ihn nicht beſchäftigt 
bat, keinerlei Schwierigkeit madhen. Er fordert am Schluß des Monats den ver- 
einbarten Monatsgehalt, aljo die VBertragsleiftung, und braudt im Streitfall nur 
zu beweifen, daß er zur Leiſtung der ihm vertragsmäßig obliegenden Dienfte im 
verflofjenen Monat im Stande war und fid) bereit erflärt hat. 

2. Bei andern Dienftverträgen bemißt fi die vom Dienftberedtigten zu 
zahlende Gegenleiftung nad) den geleifteten Dienften. Hier könnte die Meinung 
auftauden — und wird in der That vielfad vertreten — daß in diejen Fällen 
die wirflie Leiftung der Dienſte Vorausfegung des Anſpruchs auf die Gegen: 
feiftung ift, daß aljo, wenn feine Dienfte geleiftet worden find, ein Anſpruch auf 
die vertragsmäßige Leiftung nicht befteht, jondern nur ein Schadenerſatzanſpruch, 
wenn der Dienftberehtigte durch ſchuldhaftes vertragswidriges Verhalten die 
Yeiftung der Dienfte vereitelt hätte. Mit diefer Meinung würde man aber weder 
dem Wejen des Dienftvertrags, noch den geſetzlichen Beftimmungen in 8 1239 
des Sächſ. und $ 615 des Deutſchen B.G.B.S gerecht. Der Dienftpflichtige 
hat auf Grund des Vertrags die Gegenleiftung zu fordern, dafern er nur feiner: 
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jeitd den Vertrag erfüllt hat. Seine Verpfliitungen aus dem Dienftvertrag find 
nit dadurd andere geworden, daß die ihm zufommende Vergütung ftatt nad 
Zeitabjnitten auf andere Weife bejtimmt wird. Er hat aljo bei Yeiftungsbereit- 
haft und Yeiltungsangebot aud) in diefem Fall den (durch vorgärgige reelle 
Yeiftung der Dienfte nicht bedingten) Anfprud auf die Gegenleiftung. Freilich 
fehlt e8 bier, fall® feine Dienfte nicht angenommen wurden, an einem Mafjtabe 
jur ummittelbaren Berehnung der Höhe der Gegenleiftung, wie er in 
den umter 1. behandelten Fällen in den Zeitabſchnitten gegeben ift. Indeſſen jind 
die Schwierigkeiten nit unüberwindlid und liegen nit ſowohl in thesi, al$ in 
praxi. Man nehme an, ein Handlungsgehilfe ift in der Weife angeftellt, daß ex 
für den Prinzipal als Reifender Verkaufsgeſchäfte vermitteln und für jedes von 
ihm vermittelte Geſchäft eine bejtimmte Summe erhalten ſoll. Während des erſten 
Monats entwidelt er die vereinbarte Thätigfeit, im folgenden nimmt der Prin- 
jipal die von ihm angebotene Thätigkeit, zu reifen und zu vermitteln, nit an. 
In beiden Monaten bat der Handlungsgehilfe den Dienftvertrag erfüllt und des— 
halb den Anſpruch auf die Gegenleiftung erworben, Die Klage hat er für den 
erjten Monat dahin zu begründen, daß er für den Prinzipal x-Geſchäfte ver- 
mittelt und daher x. y-Mark zu beanipruden habe. Eine ganz gleidhartige Be— 
gründung ijt für den zweiten Monat natürlic) ausgeſchloſſen. Da aber die Dienft- 
leiftungen nit die Bedingung des Anſpruchs auf die Gegenleiftung find, fondern 
nur den Maßſtab zur Berehnung der Höhe der Gegenfeiftung bilden, fo ift hier 
für dieſe ein anderer Maßſtab zu fuchen, der fid) am einfachſten und ſachgemäßeſten 
in der Weife darbietet, daß man zu Grunde legt, welde Geſchäfte der Reiſende 
im zweiten Monat vermittelt haben würde, wenn der Prinzipal feine Dienfte be- 
nutzt hätte, Der Anſpruch verwandelt fid) deshalb noch keineswegs in eine 
Schädenforderung. Das was ihm zu gewähren ift, bleibt die vertragsmäßige 
Yeiftung des Dienftberedtigten. Selbftverftändlih ift ein ftrifter Beweis hier 
ausgeſchloſſen, daß der Reiſende eine beftimmte Anzahl Geſchäfte vermittelt Haben 
würde, und jo fann die Ermittelung der Höhe der Gegenleiftung praktiſch zu 
großen Schwierigfeiten führen. 

3. Etwas anders liegt die Sache bei Anftellung von Reifenden gegen einen 
beftinnmten Gehalt und Meifefpefen. Ein Theil der letzteren hat regelmäßig nicht 
den Charakter der Gegenleiftung für die Dienfte, fondern der Erjaßleiftung für 
die bei Leiftung der Dienfte dem Reiſenden erwadjienden Aufwendungen. Dagegen 
gehört im Zweifel ein anderer Theil der ihm zuftehenden Reiſeſpeſen zu der ihm 
gebührenden Gegenfeiftung und zwar regelmäßig derjenige Betrag, den er zu feinem 
Yebensunterhalt für die Zeit aufwenden muß, während deren er diefen Unterhalt 
aus den Spejen zu beftreiten vertragsmäßig berechtigt ift, 

vergl. Sächſ. Archiv 1896 S. 313, O.L. G. Dresden. 

Wird ſolchenfalls der Handlungsgehilfe vom Prinzipal zum Reiſen nicht verwendet, 
ſo entfällt natürlich ſein Anſpruch auf den Theil der Reiſeſpeſen, der nur zum 
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Erſatz von — nicht entftandenen — Auslagen dienen jollte; e8 verbleibt ihm aber der 
Anfprud auf die dertragsmäßige Gegenleiftung, d. 5. auf den Gehalt und den 
zu ihr gehörenden Theil der Spejen. Die foeben angezogene Entiheidung des 
D.L.G.8 Dresden ſcheint den Anfprud auf diefen Theil der Spefen des Reifenden, 
den der Prinzipal nicht hat reifen laffen, als Schädenanſpruch anzufehen. Denn 
fie jagt (a. a. DO. ©. 314): Wenn und foweit der Reiſende vertragwidrig vom 
Reifen zurüdgehalten oder wenn er vorzeitig entlaffen wird, liegt für ihn eine 
| Schädigung vor, infofern er nunmehr feinen Yebensumterhalt mit eigenem Oelde 

bezahlen muß; und weiter: Wie ſchon hervorgehoben, ift zur Begründung des jeht 
geltend gemachten Anſpruchs nothwendig, daß der Reifende vertragswidrig am 
Reifen verhindert worden ift. 

Meines Erachtens ift das nit richtig. Zu feiner Klage braudte der 
Neifende nur anzuführen, daß er für die in Frage fommende Zeit zur Ausführung 
von Geihäftsreifen engagirt und daß er hierzu im Stande war und fid) bereit 
erflärt hat, Eine Schädigung liegt für ihn aud nidt in der Nidtannahme 
jeiner Dienfte durch den Prinzipal, weil ja nad $ 1239 die Nichtannahme feiner 
Dienfte feinen Anſpruch auf die Gegenleiftung unberührt läßt, zu welder, wie an 
mehreren Stellen des Urtheils betont wird, der Spejentheil gehört. 

In Harer, jeden Zweifel ausichließender Weife ordnet $ 615 des deutſchen 
B.G. B.'s die ſoeben beſprochene Frage, indem er allgemein beftimmt, daß der 
Dienſtberechtigte, wenn er im Annahmeverzug fi befindet, für die in Folge des 
Verzugs nit geleifteten Dienfte die vereinbarte Gegenleiftung zu 
geben hat. 

4. Entiprediend find natürlid; die Dienftverträge zu beurtheilen, bei denen 
die bisher beiprodhenen Arten der Beftimmung der Gegenleiftung fombinirt find, 

Die bisherigen Beratungen waren nothwendig, um eine ſichere Gruud— 
lage zu gewinnen fir die Beantwortung der an die Spitze diejes Abſchnitts ge- 
ftellten Frage und insbefondere der Frage, ob der nicht geredtfertigte ein- 
ſeitige Rücktritt vom Vertrag die Beendigung des Vertragsverhältnifjes 
(ebenjo wie der berechtigte Rüdtritt nad den Ausführungen unter 1) herbeiführt. 
Dieſe Frage iſt zu verneinen.*) 

Die gegentheilige Meinung will dem vertragstreuen Theile ftatt des An- 
ſpruchs auf Vertragserfüllung nur einen Anjprud auf Shadenerjag wegen 
Nihterfüllung einräumen. Man führt an, daß, wenn ein Prinzipal- den 
Kommis grundlos entläßt, der Anſpruch des Letzteren auf die vertragsmäßigen Bezüge 
für die Zukunft deshalb in Wegfall fommen muß, weil fid) diefe als unmittelbare 
Gegenleiftung feiner Dienfte darftellen und die Leiftung der Dienfte zur Voraus— 
haben. Aber diefe Begründung ift, wie gezeigt, unzutreffend und zwar 


4) Anders das preußifche Landrecht. Diefed gewährt dem Dienftherrn das freie Rüd: 
trittsrecht, vorbehaltlich feiner Entſchädigungspflicht, vergl. $S 408, 409 A.L. R. I. 6. 
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auch in dem Falle, wo die Gegenleiftung mit dev Dienjtleiftung dergeftalt ver— 
quickt ift, daß dieje den Maßſtab für jene unmittelbar abgibt. Es iſt aljo gegen» 
über dem oben entwicelten Verhältniß zwiſchen Dienften und Gegenleiftung nicht 
für richtig anzuerfennen, daß nad) den Gejegen der Denklehre der einfeitige Rück— 
tritt dom Vertrag die Beleitigung der Vertragspflichten des Zurüctretenden für 
die Zukunft zur Folge haben müfje. Dies trifft aud in dem entgegengefeßten 
Fall nicht zu, wenn der Handlungsgehilfe feinen Pla im Comtoir ungeredt- 
fertigter Weife verläßt. Unrichtig ift e8, wenn behauptet wird, der Prinzipal habe 
fein Mittel in den Händen, ihn zur Leiſtung der Dienfte zu zwingen, weil ſich 
die Dienfte, wenn fie nicht freiwillig geleiftet würden, nicht erzwingen ließen und 
insbejondere ein paffiver Widerftand nit gebroden werden fünne, Es kann zu- 
gegeben werden, daß praktiſch das Recht des Prinzipals auf Vertragserfüllung 
gegenüber dem grundlos wegbleibenden Kommis jehr häufig werthlos ift, aber 
zweifellos erliſcht dieſes Recht nicht naturnothwendig mit der Erklärung des Kommis, 
daß er den Vertrag fortan nicht mehr erfüllen werde, 

Ebenjowenig lafjen fi für jene Meinung die Nürnberger Protokolle 
der Kommilfion zur Vorberathung eines A.D.H.G. B.'s verwerthen. Dort heißt 
es Bd. 1 ©. 102: „Schließlich wurde von einer Seite beantragt, im Geſetz zu 
bejtimmen, was die rechtliche Folge fei, wenn ein Prinzipal oder ein Gehilfe den 
Dienftvertrag vorzeitig auflöft. Die Verfammlung hielt aber dafür, daß eine 
ausreihende Feſtſetzung der in einem folden Falle beftehenden Entſchädigungs— 
pflicht unerreihbar jei.“ In der nächſten Sigung wurde folgender Antrag 
(Anl. A ©. 112) eingebradgt: „Da die Fälle eigenmädhtiger Entlaffung aus dem 
Dienfte reſp. eigenmädtiger Verlaſſung desjelben häufig vorkommen, aud nicht 
abzujehen ift, weshalb das A, D. H.G.B. darüber nichts aufnehmen will, wieder- 
hole id meine Propofition: 

3 63. Der Prinzipal, welder den Handlungsgehilfen ohne genügende 
Gründe außer der Zeit entläßt, hat ihm das Gehalt für das laufende und für 
ein ferneres Vierteljahr zu erjeßen. 

Ss 64. Der Handlungsgehilfe, weldder ohne genügende Urſache vor der Zeit 
den Dienft verläßt, hat dem Prinzipal das Gehalt des laufenden Bierteljahrs und 
dazu nod das eines Vierteljahrs zu erjegen.“ Diefer Antrag wurde wiederum ab- 
gelehnt (S. 108). 

Es ift gar nicht zu verfennen, daß dieſer Antrag und die in den Protofolfen 
wiedergegebenen Aeußerungen ſich auf dem Boden dev Anſchauung bewegen, daß 
aud der unberedtigte Rücktritt den Dienftvertrag auflöft, den Anjprud auf Ver: 
tragserfüllung befeitigt und nur Aniprüde auf Schadenerjag wegen Nichterfüllung 
übrig läßt, Allein man darf nicht vergeffen, daß es fi) hier um geſetzgeberiſche 
Erwägungen Handelt, die nicht zu einer ihnen entſprechenden Gejeßesvorihrift ge- 
führt haben. Für die Auslegung des beftehenden bürgerlichen Rechts dürfen fie 
nicht derwerthet werden. De lege ferenda wirde ſich vielleicht darüber ſprechen 
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lajjen, ob e8 im Anbetracht der bejonderen Natur des Dienftvertrags nicht zweck— 
mäßig wäre, jeden Theil ſchlechthin zum einfeitigen Rücktritt, zur jofortigen Auf: 
hebung des Vertrags (vorbehaltli etwaiger Schädenanſprüche des anderen Theile) 
zu beredjtigen. Aber wenn man auch zugeben wollte, daß diefe Negelung ver— 
nünftig wäre, jo fommt es doch allein darauf an, ob das beftehende Recht diejen 
für vernünftig gehaltenen Redtsjag enthält. Das aber muß mit aller Ent- 
ſchiedenheit verneint werden.) 

Die Nehtsordnung wird von dem grundlegenden Satze beherriät, daß 
Niemand ſich einfeitig von den vertragsmäßig übernommenen Verpflichtungen [o8- 
jagen fann, jofern nicht eine bejondere Verabredung oder geſetzliche Bejtimmung 
dazu ermädtigt. Diefen Sab jpridt das Sächſ. B.G.B. im $ 864 aus, vergl. 
auch Siebenhaar, a. a. O. Bd. II S. 287 zu $ 1233. Auch das deutſche 
B.G. B. Hat ihn nicht aufgegeben, wenn ſchon es ihn nicht mit ausdrücklichen 
Worten zum Ausdrud gebracht hat. Der erfte Entwurf enthielt ihn im $ 360: 
Erfüllt der eine Vertragſchließende feine Verbindlichkeit nicht, jo ift der andere des- 
halb nicht beredtigt, einfeitig vom Vertrag zurüczutreten, wenn nicht durch Geſetz 
oder Vereinbarung ein Anderes bejtimmt ift. Es verfteht ſich von jelbit, daR, 
wenn nicht einmal die Nidhterfüllung des Vertrags Seiten des Vertragsgenoſſen 
zum Rücktritt berechtigt, der einjeitige Rücktritt erjt recht ausgejchloffen ift, wenn 
der andere Theil erfüllungsbereit ift.*) 

Der einjeitige Rücktritt wird aljo von der Rechtsordnung nur dann reipef- 
tirt (mit der Wirkung, daß der Vertrag für die Zukunft als erloſchen gilt und 
fein Vertragstheil für die Zukunft Erfüllung fordern fann), wenn er vertrags- 
mäßig vorbehalten oder durch gefeglihe Beſtimmung geftattet ift.”) Soweit nicht 
Verabredung oder Geſetz ihn zuläßt, bleibt e& bei dem Vertrag. Insbeſondere 
bleiben die VBertragspflidten des Zurüdtretenden für die Zeit bis zur 
geſetzmäßigen Aufhebung desjelben unberührt. Damit ift nicht gejagt, daß die 
Nüctrittserflärung jeder Rechtswirkung entbehre. In der des Dienftberedtigten 
liegt die Annahmeverweigerung rückſichtlich der Dienfte des anderen Theil, der- 
geftalt, daß diejer für die Zukunft von dem thatſächlichen Angebot feiner Dienfte 
befreit ift (Süd. B.G.B. $ 748, deutſches B.G.B. $ 295). Imfofern in ihr 
der Wille zum Ausdrud gelangt ift, den Vertrag zu löfen, fann fie die Kündigungs- 


5) Es ift hier vom Sächſiſchen und Deutfchen bürgerlichen Recht die Rede! 

9) Einſeitiges Rüdtrittäreht 3. B. in den Fällen 88 283, 286 Abi. 2, 826 des 
Deutſchen B.G. B.'s. 

) So ſagen z. B. Mot. II ©. 468 zu $ 566 Entw. I: „Kür den Dienſtvertrag find bes 
jondere Borfchriften nöthig, weldhe in Abweihung von den für die Verträge geltenden all 
gemeinen Grundfägen beiden Theilen dad Recht verleihen, nod vor Ablauf der Tienftzeit 
vom Bertrage unter gemwifjen Borausfegungen für die Zukunft fich los zu jagen.“ 
Auch diefe Ausdruckſsweiſe verbietet die Annahme, daß eine Losfagung vom Dienftvertrag 
ſchlechthin möglich fei. 
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friſt in Lauf jegen und auf diefem Wege zur Auflöfung des Vertrags führen. 
Eine fofortige Aufhebung des Dientverhältnifjes findet aber nicht ftatt. 
Hieraus ergibt fih Folgendes: 

a. Tritt der Prinzipal ohne vechtfertigenden Grund einfeitig zurüd (ein: 
feitige Entlaffung des Handlungsgehiffen), jo wirft feine Erklärung einmal als 
Kündigung des Vertrags, vorausgejegt, daß eine Kündigung überhaupt zuläffig ift. 

Sie wirkt ferner als Verweigerung der Annahme der Dienfte des Handlungs- 
gehilfen. Dieſer genügt fortan feiner Vertragspflicht, wenn ev fid) zu den Dienft- 
feiftungen bereit hält. Sein Anfprud auf die Gegenleiftung bleibt nad) wie vor 
derjelbe. Er dauert fort, bis die Beendigung des Dienftverhältniffes in geieß- 
mäßiger Weife eingetreten ift.*) 9) Dieſe kann dadurd geſchehen, daß er ſich mit 
der vorzeitigen Entlaffung einverjtanden erklärt. Diesfalls löft ſich der Vertrag 
mutuo dissensu. Als eine folde Einverftändnißerflärung ift e8 aber nicht ſchon 
anzufehen, wenn der Kommis, dem der Prinzipal „die fofortige Beendigung des 
Dienftverhäftniffes anfündigt und das fernere Betreten der Gejhäftsräume unter: ' 
jagt”, diefer Weifung widerjprudslos Folge leiftet (vergl, Entideidungen des 
Reichs ⸗O. H.G.'s Bd. 2 ©. 285). 

Die Höhe der dem Entlaffenen zufommenden Gegenleiftung ift in den oben 
unter III. 1 beſprochenen Fällen nad den in Frage kommenden Zeitabjihnitten, 
in den Fällen III. 2 nad) Maßgabe der Dienfte zu berechnen, die nad) richter— 
lihem Ermefjen der Dienftleiftende verrichtet Haben würde, wenn der Prinzipal 
fie angenommen hätte, 

b. Zritt der Handlungsgehilfe grundlos einfeitig zurück, jo hat zunädhft die 
Rüdtrittserflärung gleichfalls die Wirfung einer Vertragsauffündigung, falls dieje 
zuläſſig iſt. Auch er wird dur den Rücktritt nicht frei von feiner Vertrags— 
pfliht (d. i. zur Veiftung der übernommenen Dienfte). Im übrigen find aber 
die Rechtsfolgen bier wejentlih andere wie im Falle a. Mit dem Rücktritt ver- 
neint er jeine fernere Leiftungsbereitihaft und damit die Vorausjegung feines Ans 
ſpruchs auf die Gegenleiftung, deren er in Folge deffen injoweit verluftig gebt, 
als fie auf die nicht geleifteten Dienfte entfällt. Indem er mit feinen Vertrags: 
feiftungen in Verzug geräth, macht er ſich ſchadenerſatzverbindlich (Sächſ. B.G.B. 
$ 740, deutſches B.G.B. $ 286 Abſ. 1). Der Dienftderr kann aljo von ihm 
Fortjegung der Dienfte bis zur gejeßmäßigen Beendigung des Dienftverhältnifjes 

*) Dies ift ſehr wichtig, wenn der Prinzipal in Konkurs verfällt. Nach der hier ber: 
tretenen Meinung genießt er das Vorzugsrecht des $ 54 3. 1 der K.D., während ihm die 
Anhänger der Schabenerfagtheorie dieſes verfagen müffen. 

9) Der Dienftberechtigte kann einen verhältnigmäßigen Abzug machen, wenn der Dienft: 
leiftende dadurch, daß er die Dienfte nicht geleiftet hat, etwas erfpart oder andermweit etwas 
durch Dienftleiftungen erworben hat, was er außerdem nicht erworben haben würde. So 
das Sädf. B.G.B. $ 1239 S. 2, Aehnlich Deutfches B.G.B. $ 615 S. 2. Beweispflichtig 


ift im Streitfall der Dienftberechtigte. Anderweite Dienfte zu fuchen, ift der Dienftpflichtige 
nicht verbunden, (vergl, Coſack, Lehrb. des Handelsrechts, 2. Aufl. $18 ©. TI). 
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fordern, joweit er diefer Verbindlichkeit nicht nadfommt, die Gegenleiftung zurüc- 
halten und Erjaß des Schadens verlangen, der ihm durch die Nichtleiſtung der 
geſchuldeten Dienſte erwädjlt. — 

Die einſeitige, geſetzlich nicht gebilligte Rüctrittserflärung iſt widerruflich. 
Der Widerruf hat die Bedeutung, daß ſich der Rücktretende wieder auf den Boden 
des Vertrags ſtellt. Der Prinzipal, der die unberechtigte Entlaſſung des Kommis 
zurücknimmt, erklärt ſich damit zur Annahme der Dienſte bereit und nöthigt hier— 
mit den Kommis zum thatſächlichen Angebot derſelben. Der unberechtigt weg— 
gelaufene Kommis findet ſich wieder ein und erfüllt die vertragmäßig ihm ob— 
liegenden Dienſte, wodurch er den Anſpruch auf die Gegenleiſtung (bezw. den 
entſprechenden Theil derſelben) erwirbt, natürlich vorbehaltlich ſeiner Haftung für 
die inzwiſchen verurſachten Schäden. Damit ſoll aber nicht geſagt ſein, daß ſich 
der vertragstreue Theil den Widerruf des Rücktritts Seiten des vertragbrüchigen 
Theil8 unter allen Umftänden gefallen laffen müßte, In dem vertragswidrigen 
Verhalten (unberedtigtem Rücktritt) kann je nad) Yage der Sade ein wichtiger 
Grund zu finden fein, der den vertragstreuen Theil zum einjeitigen Rücktritt nad) 
Mafgabe von Art. 62 fig. des H.G. B.'s beredtigt und deſſen Geltendmachung 
die unter II beiprodenen Redtswirkungen bat. 

Die bisherigen Darlegungen unter II und III ergeben folgende Sätze: 

1. Der beredtigte einfeitige Rücktritt vom Vertrag hebt das Dienftver: 
hältniß für die Zukunft auf und befeitigt das Recht der Betheiligten auf fernere 
Vertragserfüllung. 

2. Auch beim beredtigten Rücktritt ift die Entftehung eines Schadenerjaß- 
anſpruchs denkbar, und zwar ift derjenige Vertragstheil dem andern ſchadenerſatz— 
pflidtig, der den Grund zum Rücktritt durch ſchuldhaftes vertragwidriges Ver: 
halten oder eine an fid) rechtswidrige Handlung herbeigeführt Hat. 

3, Wenn der Nüdtrittögrund durch einen Zufall berbeigeführt worden ift, 
befteht fein Anſpruch auf Schadenerja wegen Nichterfüllung. 

4, Der unberedtigte einfeitige Rücktritt vom Vertrag bat die unter 1 
bezeichnete Wirkung nicht. Insbeſondere bleiben die Vertragspflichten des Zurück 
tretenden unberührt, Der vertragstreue Theil behält feine Anjprüde aus dem 
Dienftvertrag fort Dis zur geſetzmäßigen Beendigung besjelben. 

5. Der unberechtigte einfeitige Rücktritt kann fir den vertragstreuen Theil 
ein wichtiger Grund zum bereKtigten Nücktritt werden. 

68 bedarf faum nod der Hervorhebung, daß diefe Sätze aud) für den 
Dienftvertrag des bürgerlichen Rechts gelten, von weldem ein Vertragstheil ein- 
jeitig zurüdgetreten ift, jowie daß die Süße 4 und 5 aud dann Anwendung zu 
finden haben, wenn dev unberedtigt zurücktvetende Theil für feinen Rücktritt einen 
widtigen Grund zu haben glaubt, Denn er kann ihn nur auf feine eigene Ge— 
fahr geltend madhen. Wird der Grund vom Ridter verworfen, jo muß er fid) 
jo behandeln Taffen, als wenn er überhaupt feinen Grund gehabt hätte, 
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IV. 

Es foll nun noch wenigitens furz erörtert werden, wie fid) die Regelung 
der angeregten Zweifelsfragen nad) der Gewerbeordnung geftaltet; bezüglid) der 
unter dieſes Geſetz fallenden Dienftverhäftnifje follen jedoch nur diejenigen der 
Gewerbegejellen und -gehilfen (Titel VII unter II) und der Betriebsbeamten, 
Werfmeifter, Techniker (Titel VII unter IIIa) beiproden werden, da fir die 
Dienftverhältnifje der Fabrifarbeiter und der gewerblichen Lehrlinge (ebenſo für 
die der Handlungslehrlinge) bejondere Gefihtspunfte in Betracht kommen, 

1. Für fie ift in $ 124a und $ 133 b der gemeinfame Grundjaß aufge: 
jtellt, daß jeder Vertragstheil aus widtigen Gründen vor Ablauf ‚der vertrag: 
mäßigen Zeit und ohne Innehaltung einer Kündigungsfrift die Aufhebung des 
Arbeitsverhältniffes verlangen fann (bei den Gewerbegehilfen unter der Voraus: 
jegung, „daß das Arbeitsverhältnig mindeftens auf eine Wode oder daß eine 
längere als 14tägige Kündigungsfrift vereinbart iſt'). Die 88 123, 124 und 
133 ce, 133 d enthalten (ähnlih wie Art. 63 und 64 des H.G. B.s) die Auf- 
zählung don Beilpielsfällen. Die generellen Beftimmungen der 88 124a und 
133 b find wie die Vorſchriften in 88 133a, 133c, 133d, 133 e erſt durch die 
Novelle vom 1. Juni 1891 (R.G.Bl. 1891 ©. 261 fig.) in die Gewerbeordnung 
eingefügt worden. Speziell die Beftimmungen der 88 133 a bis 133 e verdanfen 
ihre Entftehung dem Beftreben der Betriebsbeamten, es möchten ihre Verhältniſſe 
in der Weije geregelt werden, daß die Art. 57—64 des H.G. B.'s auf fie für 
anwendbar erklärt würden, 

vergl. Motive zur angez. Novelle bei Landmann, Reichs-Gew.O., Bd. II, 

©. 899. 
Diefen Beftrebungen ift infoweit ftattgegeben worden, als in Anlehnung an die 
Vorſchriften des H.G.B.8 Art. 60—64 die Kündigung des Dienftverhältnifies 
(8 133a) und die Fälle geregelt worden find, in welden der eine oder andere 
Theil ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift die jofortige Aufhebung des Dienft- 
verhältnifjes herbeizuführen bevedtigt ift (SS 133 b—d). Hinzugefügt ift in 
$ 133 e durch Berweilung auf 88 124b, 125 eine Vorſchrift über die Rechts— 
folgen des Vertragsbruchs. Unzwerfelhaft ift man hiernach berechtigt, für die 
Auslegung diefer Vorſchriften die Grundjäße anzuwenden, welde für das H.G.B. 
Art. 62 lg. Giltigfeit haben, jofern ſich nicht aus dev Gewerbe-Ordnung jelbft 
etwas Abweichendes ergiebt. Für die Vorſchriften dev 88 135 a ift das ganz ent- 
jhieden zu verneinen; man wird daher auch für dieſe Arbeitsverhältnifje nicht das 
Erforderniß aufftellen dürfen, daß der Aufhebungsgrund in der Perſon des anderen 
Theils liegen müffe. Hieraus folgt aber weiter, daß der Gejeßgeber unmöglich 
mit dem gleihen Wortlaut, den er in der gleichzeitig geihaffenen Beftimmung des 
$ 124 a gebraudt bat, einen andern Sinn verbunden haben kann, Das ift um- 
fomweniger anzunehmen, als $ 124 3. 1 ein Beiſpiel enthält, wo der Aufhebungs- 
grund in der Perfon desjenigen liegt, dev ihn geltend machen darf. Es ift daher 
Archiv für Bürger. Recht u. Proze. VIL 4 
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aud für dieſe Dienftverträge an dem Satze feitzubalten, daR cin zur Vertrags— 
aufhebung bevedjtigender Grund aud ein zufälliges Ereigniß fein kann, das den 
vom Bertrag zuridtretenden betroffen. hat. Mit Recht hebt daher Landmann 
a.a. O. S. 875 als Beifpiele folder wichtiger Gründe hervor: Todesfälle oder 
ſchwere Erkrankungen in dev Familie des Arbeitgebers oder Arbeititehmers, Ein: 
tritt eine® Unglücksfalls, falls dadurd der Fortbetrieb der Fabrik gehindert wird 
u. ſ. w. Es find dabei natürlid) immer die begleitenden Umftände in Betradjt 
zu ziehen und es ift mit Rückſicht auf die Sitte des Verkehrs zu prüfen, ob nad) 
der Handlungsweife eines redlihen Mannes die jofortige Aufhebung des Vertrags 
gerechtfertigt wird, 

2. Auch die Rechtéfolge des beredtigten und unberechtigten Rücktlritts ift 
die gleidye, wie bei den handelsrechtlichen Verträgen. In diefer Beziehung ver- 
tritt Landmann eine abweichende Anſicht, infofern ev der Meinung ift, daß der 
beredtigte Nüdtritt vom Vertrag das Dienftverhältniß ſtets und unter allen Um- 
ftänden dergeftalt Löft, daß aud fein Schädenanjprud) übrig Dfeibt, 

vergl. a. a. ©. $ 123 Anm. 2 ©, 868, $ 124 Anm. 2 ©, 875, 

$ 124a Anm. 2e S. 375, $ 133b Anm. 2d S. 904 fig. 

So fagt er S. 868: der Arbeitgeber, der einen Gehilfen auf Grund des 
$ 123 entläßt, verzichtet hiermit auf die Yeiftung der Arbeit und fann daher aud) 
einen Entihädigungsanjprud gegen den Arbeiter jelbit dann nidyt erheben, wenn 
diefer die Entlaffung verſchuldet. Die Richtigkeit diefer Folgerung wird ihm aber 
an anderer Stelle ($ 133b Anm. 2 b) jelbjt zweifelhaft. Zur Begründung feiner 
Anſicht führt er S. 873 (zu $ 124°) an: „Hätte hier das Geſetz dem Arbeit- 
geber einen Entjhädigungsanjprud nad) Maßgabe der allgemeinen gejeglihen Be- 
ftimmungen vorbehalten wollen, wie ein folder in dem analogen Falle des 8 123 
3. 8 durch 8 123 ©. 3 dem Arbeiter vorbehalten worden ift, jo hätte dies im Geſetz 
ausdrücklich gejagt werden müſſen“. Man darf hiernach annehmen, daß er jeine An- 
fiht lediglich aus der Vorihrift des $ 123 Abf. 3 berleitet. Seine Schlußfol— 
gerung ift aber nicht zutreffend. In $ 123 Abſ. 3 handelt es fi um die Ent- 
laſſung eines Arbeiter, der zur Fortſetzung der Arbeit unfähig geworden oder 
mit einer abſchreckenden Krankheit behaftet ift. Alle übrigen Beifpiele des $ 123 
(unter 1—T) betreffen Aufhebungsgründe, die vom Arbeiler verſchuldet find. 
Daß in diefen Fällen der Arbeiter, joweit feine, durd fein ſchuldhaftes Ver— 
haften nothwendig gewordene Entlaffung dem Arbeitgeber Schaden verurſacht, 
diefem haftpflichtig wird, ift eine jelbjtverftändlide Folge allgemeiner Rechtsgrund 
läge. Das braude nicht erjt ausdrüdlid ausgeiprohen zu werden. Im Gegen- 
theil hätte e8 einer ausdrücklichen Beftimmung bedurft, wenn das Geſetz den 
Arbeitgeber hätte vor die Alternative ftellen wollen, entweder den böswilligen Ar- 
beiter in der Arbeit zu behalten oder aber ihn zu entlaffen und den hierdurch 
entjtehenden Schaden erjaglos auf fid) zu nehmen, Für die Fälle des $ 123 3. 8 
fonnte e8 dagegen zweifelhaft fein, ob das Gejeh dem Arbeitgeber das Recht ein 
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räumt, die Aufhebung des Vertrags dergejtalt herbeizuführen, daß er dem Arbeiter 
aud nicht erjagpflitig wird. Für diefen Fall bat deshalb das Geſetz in $ 123 
Abi. 3 den für $ 123 3. 1—7 jelbftverftändlihen Sat ausgeiproden, daß die 
Wirkungen der Bertragsaufhebung, insbeſondere etwaige Schadenerjagverbindlid)- 
feiten nad) den allgemeinen Vorſchriften zu beurtheilen find. Der gleihe Sat gilt 
natürlich aud) für die Fälle der SS 124, 124a, 133 b, 133e, 133 d und des— 
halb find die Bemerkungen Yandmanns dahin richtig zu ftellen: Beim berechtigten 
KRüctritt vom Vertrag befteht auch nad) der Gewerbeordnung eine Schadenerjaß- 
verbindlichkeit gegen denjenigen, der den Grund zum Rücktritt ſchuldhaft herbei- 
geführt Hat, gleichviel ob er jelbjt oder fein Vertragsgenoſſe den Nücktritt erklärt. 

Soviel den unberedtigten Rüctritt vom Arbeitsvertrag anlangt, jo finden 
die unter III entwidelten Grundjäge eine ausdrückliche gejeblihe Anerkennung in 
den 88 124b, 133 e. Hier wird eine bejtimmte, vom Nahweis eines Schadens 
nit abhängige Entihädigung dem vertragstreuen gegen den vertragsbrüdigen Theil 
jugeiprochen und weiter verordnet: durch ihre Geltendmahung wird der Anſpruch 
auf Erfüllung des Vertrags und auf weiteren Schadeneriag ausgeſchloſſen. Hier— 
aus folgt, daß, wenn der vertragstreue Theil diefen, ihn des Beweiſes eines 
Schadens enthebenden Anſpruch nicht geltend machen will, er troß des einfeitig 
erklärten Rücktritts die fernere Erfüllung des Vertrags und Erſatz fiir die durd) 
den Verzug des andern Theils ihm verurfadhten Schäden fordern darf. Dies 
führt zu dem unter III gewonnenen Ergebniß aud für diefe gewerberechtlichen 
Dienftverträge. 





Gntſcheidungen. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts und Sächſiſcher Gerichte. 


Vertragsanerbieten, Rechtzeitigleit der Annahme (Art. 318, 319, 275 des 
9.6.8.8, 88 817, 816 Sat 2 60 des B.G. B.s) 


Urtheil des D.L.G.’3 Dredden vom 28. Ditober 1894, O. III. 38,94. 


Der Sachverhalt ergiebt ſich aus den nadjftehenden Entſcheidungsgründen des 
zweitinſtanzlichen Urtheils, dur; das in Uebereinftimmung mit der erjten Inſtanz 
die auf Bezahlung von 2300 .4 gerichtete Klage des Konkursverwalters abge: 
wiejen twurde: 

Es ift unbeftritten, daß der Beflagte am 30. März 1893 dem Stläger, 
Rechtsanwalt X, auf defjen Expedition erklärt hat, er wolle für die zum Konkurſe 
N. gehörige Hypothekenforderung von 3000 .# jammt Anhang einen Kaufpreis von 
2300 4 zahlen, und daß er der Bemerkung des Klägers (des Verwalters in 
diefem Konkurſe), er könne nicht jofort abſchließen, er müſſe vielmehr erſt mit den 
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in Chemnitz wohnenden (drei) Hauptgläubigern Ns Rückſprache nehmen, feinen 
Widerſpruch entgegengejeßt hat. 

Schon dieſe Thatſachen genügen zu der Annahme, daß das Anerbieten des 
Beklagten auch nad) der Beendigung diefer Zufammenfunft von dem Kläger hat 
angenommen werden fünnen, Nah $ 817 des B.G. B's würde dies nicht 
zweifelhaft jein, da dieſe Geſetzesvorſchrift bei der Allgemeinheit des gewählten 
Ausdrudes aud auf das Anerbieten unter Gegenwärtigen zu beziehen ift. Aber 
aud Art, 318 des H.G. B.'s, zu defjen Anwendung die Kaufmannseigenſchaft auch 
nur des Beklagten (Urt. 277, 273, 274) und die Erwägung führt, daß Hypo— 
thefenforderungen nicht zu den unbeweglichen Saden zu rechnen find ($ 60 des 
B.G. B.'s) und bei der Ueberlaffung einer ſolchen Forderung dieſe leßtere, nicht 
aber das verpfändete Grundſtück den Gegenjtand des Rechtsgeſchäftes bildet, mithin 
Art. 275 nicht einſchlägt, (Entideidungen des R.O.H. G.'s Bd. II Seite 44, Ent: 
iheidungen des R.G.'s Bd. I Seite 259), will das Erlöjchen des unter Gegen- 
wärtigen geftellten Antrags (Anerbietens) bei nicht jofortiger Annahme deffelben 
nicht als eine geſetzliche Fiktion aufftellen, jondern läßt aud die Geftaltung zu, 
daß der Antragende (Anbietende) troß der unterbleibenden fofortigen Annahmeer- 
flärung des anderen Theiles feinen Antrag fortwirfen lafjen will, Entideidungen 
des R.O.H.G.'s Bd. III Seite 117 Bd. VIII Seite 399). Das ift in dem 
vorliegenden Falle auf Seiten des Bellagten anzunehmen, ſelbſt wenn er nicht, 
wie don dem Kläger unter Eideszufhiebung behauptet worden ift, ausdrücklich er: 
flärt haben jollte, er halte fi vorläufig an feinen Antrag gebunden. Denn ſchon 
das paifive Verhalten des Beklagten gegenüber der bereits wiedergegebenen Er- 
flärung des Klägers, durch welche diefer feine Geneigtheit zum Abſchluſſe zu er— 
kennen gegeben und auf das alleinige Hinderniß der ſofortigen Annahme hingewieſen 
hatte, konnte der Kläger nur in dem Sinne verſtehen, daß dev Beklagte ihm die 
zur Bejeitigung dieſes Hindernifjes erforderliche Frift zur Abgabe feiner Annahme: 
erflärung einräumen wolle; dies um jo mehr, als der Beklagte ſchon von vorn: 
herein erwarten fonnte, daß der Kläger, da feit der Konkurseröffnung erft 5 Tage 
verfloffen waren, nit jofort und auf eigne Kauft über die fragliche Hypotheken— 
forderung verfügen, wenigftens fie nicht zu einem Preife hergeben würde, weldher 
den bei Eintreibung der Forderung im Konkurſe des Schuldners beziehentlich 
in dem Zwangsverfteigerungsverfahren zu erwartenden Betrag von 80 Prozent 
(— 2400 A) nit erreichte, und daß ferner der Kläger an die von ihm um ihre 
Zuftimmung zu befragenden Hauptgläubiger des von ihm verwalteten N.ſchen 
Konfurjes nur mit einem anmahme fähigen Angebote wiirde herantreten wollen, 

Die ihm hiernach verwilligte Frift hat num freilid der Kläger nicht innege- 
halten. Es ift bei dem Beflagten, einem Kaufmanne, im Zweifel anzunehmen, 
daß er nicht eine längere Friſt habe gewähren wollen, als der Kläger zur Einholung 
der Genehmigung dev Hauptgläubiger bedurfte, wenn feine Anfrage an diefelben, 
ihre Antwort und die Mittheilung der Antwort an den Bellagten mit der im 
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Gefhäftsverfehre eines Rechtsanwaltes fo gut wie in demjenigen eines Geſchäfts— 
mannes vorauszufeßenden Pünktlichkeit erfolgten (Entiheidungen des R.O. H. G.'s 
Bd. VII Seite 400). Zu dieſer Annahme führt zwar nicht die auf das Ber: 
hältniß von Kaufleuten unter einander und vornehmlich auf den Waarenhandel 
paffende Erwägung der vorigen Inftanz, daß der Beklagte fi nicht länger als 
unbedingt nöthig der Gefahr Habe ausfegen wollen, ein Opfer der Spekulation 
ded Klägers zu werden, wohl aber die Erwägung, daß im kaufmänniſchen Erwerbs: 
(eben jeder Schwebezuftand, insbefondere die Ungewißheit, ob die zur Abwicelung 
eines Geſchäftes erforderlihen Geldmittel bereit gehalten werden müffen oder ander: 
weit gewinnbringend verwendet werden fünnen, lähmend wirfen und die unent: 
berlihe Bewegungsfreiheit jhmälern muß. Wieviel Tage hiernad) dem Kläger 
zur Abgabe feiner Annahmeerflärung eingeräumt worden feien, braucht nicht mit 
der vorigen Inftanz pofitiv fejtgeftellt zu werden, es genügt vielmehr die negative 
Feſtſtellung, daß die Abjendung diefer Erflärung erſt am 14, April 1893, aljo 
am 15. Tage nad) dem Anerbieten nit als friftgemäß angejehen werden kann; 
und Hierzu führt nothwendig die Erwägung daß es ſich nur um die Befragung 
dreier an demfelben Orte wie der Kläger wohnenden Fleischer gehandelt Hat 
und für diefe Befragung, wenn fie brieflid) erfolgte, nicht einmal die dazwiſchen 
fallenden Feier- und Sonntage (31. März, 2., 3. und 9, April) ein weſentliches 
Hemmniß zu bilden brauchten. 

Gleichgültig ift, ob die Verzögerung in der Abgabe der Annahmeerklärung 
in Ereigniffen ihren Grund gehabt hat, welche von dem Willen des Klägers un: 
abhängig geweſen find, oder ob fie auf ein Verſchulden des Klägers zurüczuführen 
ft. Denn für die Bemeffung der Frift ift beim Mangel einer beftimmten Zeit 
grenze nur die aus den begleitenden Umftänden zu ermittelnde Willensabjiht 
maßgebend, von welder die Betheiligten bei ihrer Erwirfung und Bewilligung 
geleitet worden find. 

Die Folge der Nichteinhaltung der Frift feiten des Klägers regelt ſich, da 
das H.G. B. den Fall der Friftbewilligung bei einem unter Gegenwärtigem ges 
gemachten Bertragsanerbieten nicht bejonders behandelt, nad) $ 816 2, Sat des 
unter diefen Umftänden zufolge Art. 1 des H.G.B. anzuwendenden B. G. B. dahin, 
daß das Anerbieten von ſelbſt und ohne daß es eines Widerrufs durch den Be— 
Hagten bedurft hätte, feine Kraft verlor. Und aud) wenn man mit Pudhelt 
(Bd. II Anm. 7 zu Art. 318 Seite 876 der 4. Auflage) und mit Anſchütz 
und Bölderndorff (Bd. III Ann. II 2. Abſatz Ende zu Art. 318 Seite 217) 
auf dieſen Fall der von dem Antrage unter Abwejenden handelnden Art. 319, 
2, Abfag, analog anwenden und daher annehmen wollte, daß auch die erft nad) 
dem Ablaufe der Bedenkzeit bei dem Antragenden eingehende Annahmeerflärung 
wirffam ſei, fofern fie nur rechtzeitig, d. 5. vor Ablauf der Bedenkzeit, abgejendet 
worden ift, würde man zu einem für den Kläger günftigeren Ergebniffe deshalb 
nit gelangen, weil eben ſchon die Abjendung feiner Annahmeerflärung am 
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14. April als eine friſtgemäße nicht angeſehen werden kann. Auch bei Anwendung 
des Art. 319 alſo würde es nicht des angeblich von dem Beklagten durch den 
Kläger vor der Abſendung der Annahmeerklärung mitgetheilten Rücktritts bedurft 
haben, um die Annahmefähigkeit des Anerbietens zu beſeitigen; wie ſich denn auch 
das Weitere Eingehen auf die andere Frage von ſelbſt erledigt, ob der Beklagte 
fein Anerbieten ſchon vor dem Ablaufe der dem Kläger eingeräumten Friſt hätte 
widerrufen können, mit anderen Worten, ob das Anerbieten wie Art. 319! des 
9.6.3. mit den Worten „. . . bleibt der Antragende . .. gebunden“ für 
den Antrag unter Abwejenden beftimmt als ein während diejes Zeitraumes un: 
widerrufliches oder als ein blos annahmefähiges, aber beliebig widerruflides ge— 
macht worden fei (Endemann, Handbud des deutihen Handelsrechtes Bd II. $ 245 
letzter Abjag und $ 246 unter I A 2, Seite 430 und 432 fg.). 


Haftet der Liquidator einer offenen Handelsgeſellſchaft aus eigenen Mitteln 

den Gläubigern dafür, dab fie aus dem Ertrage der Liquidation befriedigt 

werden? Gemeinſchaftsberhältnißß zwiichen den Gläubigern einer Handels- 

geiellichaft? Kundgemachte ftille Geſellſchaft. (Art. 133, 137, 243, 202, 
256 des 9.6.8.5, SS 1547 flg., 765 des B.G. B.'s.) 


Urtheil des D,LG.'3 Dresden vom 11, Februar 1889. O, II. 122/88. 


Der Kaufmann Rihard H. war fowohl alleiniger Inhaber eines in 
Dippoldiswalde unter der Firma „W. W. Nachfolger“ betriebenen Ausfhnitt- 
geihäfts, al8 im Vereine mit einem gewiffen W. Theilhaber einer offenen Handels» 
gejellihaft unter der Firma „H. & Co,“ in Borna. 

Aud der gegenwärtige Beklagte, Louis H., war bei dem leßteren Geſchäfte 
mit einer Einlage von 45000 4 als ftiller Geſellſchafter betheiligt. 

Die Geſellſchaft ftand, gleich der Einzelfirma „W. W. Nachfolger“ mit der 
Klägerin in Kontoforrentverfehre. Nachmals jol vereinbart worden fein, den ge 
Ihäftlihen Verfegr beider Firmen auf dem Konto von „H. & Co.” weiter zu 
führen, 

Im Dftober 1886 hat fid die Firma H. & Co. aufgelöft. Die Liquidation 
ward von dem Beklagten geführt. Hierbei jollen alle Gläubiger, einſchließlich des 
Letztern als ſtillen Gejelligafters, jedod mit Ausnahme der Klägerin, volle Be— 
friedigung erhalten haben, 

Wegen ihres angeblichen Guthabens von 15194 .# 20 £. jammt Zinfen 
nimmt fie jegt mit der Stlage den Beklagten perſönlich in Anſpruch. Hierbei 
bezog fie fi) auf folgende Vorgänge: 

In Folge eines Seiten der Firma „H. & Co.” an ihre Gläubiger, darunter 
jedod nicht mit an die Klägerin, gerichteten Rundſchreibens vom 29, September 
1886, fand am 2, Oftober 1886 eine Gläubigerverfammlung ftatt, bei welder 
aber die Klägerin nit mit erjdienen war. In der Berfammlung kam 
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ein Vertrag zu Stande, inhalts deſſen die Firma H. & Co. in Liquidation trat 
und die Liquidation durch den Beklagten geführt werden ſollte. Derſelbe ver— 
pflichtete ſich, Schuldverbindlichkeiten unter 600 .# aus eigenen Mitteln zu be 
zahlen. Dagegen gewährten die Gläubiger, deren Forderungen fid auf mehr als 
600 M beliefen, Geftundung. Ihre Anſprüche jollten in vier Vierteljahrsraten 
im Laufe des Jahres 1887 voll getilgt werden. Dafür leiftete der Beklagte den 
Gläubigern unter der Vorausſetzung ihres Beitritts zu der Geftundung als Selbit- 
Ihuldner Bürgſchaft, verzichtete auch bis zu ihrer vollftändigen Befriedigung auf 
Rückzahlung feiner Einlage, Der Rechtsanwalt Dr. R. follte dem Yiquidator 
gegenüber diejelben Funktionen ausüben, wie im Konfurfe der Gläubigerausſchuß. 

Die Klägerin, welde einräumt, von diefen Abmadhungen erſt jpäter von 
dritter Seite her Kenntniß erhalten zu haben, fieht gleihwohl jene Bürgſchafts— 
und NRüdtrittserflärung als an ſie mit gerichtet an und will diefelbe durch 
ſtillſchweigende Geftundungsertheilung und durd ihr fonftiges Verhalten thatfäch— 
lid angenommen haben. Sie leitet aber eine perjünlicde Haftpflicht des Beklagten 
ihr gegenüber aud daraus her, daß nad) ihrer Auffaffung die Yiquidation als 
eine aud in ihrem Intereſſe erfolgte Geihäftsführung, und zwar im Verhält— 
niffe zu ihr als eine folde ohne Auftrag, zu gelten habe. Endlid nimmt fie 
darauf Bezug, daß jowohl durch den Beklagten und die anderen Gejellidafter 
mündlich, als aud durd jenes Rundſchreiben das Vorhandenſein der ftillen Ge: 
ſellſchaft kundgethan worden jei. 

Der Beklagte beftritt die Exiſtenz einer Forderung der Klägerin an die 
Handelsgejellihaft „H. & Co." und feine eigene Haftpflicht. 

Die in erfter Imftanz ausgeiprodene Klagabweifung wurde beftätigt. Aus 
den Gründen: 

1., Die nad) einer Reihe verſchiedener Gefihhtspunfte zu prüfende Frage, 
ob ſich eine perſönliche Haftpflicht des Beklagten gegenüber der Klägerin begründen 
laſſe, wäre zu verneinen, wenn der Beklagte nur in jeiner Eigenſchaft als 
Ziquidator der offenen Handelsgejellihaft „H. & Co.“ im geſetzlichen 
Sinne in Betracht käme. 

Der Liquidator einer joldhen Geſellſchaft fteht zu deren Gläubigern 
nit in einem derartigen unmittelbaren Rechtsverhältniſſe, vermöge deſſen er. ihnen 
aus eigenen Mitteln dafür aufzukommen hätte, daß fie aus dem Ertrage der 
Liquidation befriedigt werden. 

Bei einer Aktiengejellihaft nimmt der Liquidator eine andere Stellung ein. 

Zufolge der diejer Gejellihaftsform eigenthümlichen ftrengen Verantwortung 
der Vertretungsorgane, jowie mit Rückſicht auf die zwingende Natur des Yiquidatione: 
verfahrens, vergl. Art. 243 flg., 202 des Handelsgeſetzbuchs in der Faſſung des 
Geſetzes vom 18. Juli 1884, wird ſich eine unmittelbare Haftung des Liquidators 
gegenüber einem bei der Liquidation unbefriedigt gebliebenen Gläubiger denfen 
laſſen, vergl. die ſchon vor jenem Geſetze ergangenen Entjheidungen des 
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Neihsgerihts Bd. VII S. 106 flg. In den Artikeln 133 fig. des Handels- 
geſetzbuchs, welde die Yiquidation der offenen Handelsgeſellſchaften behandeln, findet 
ſich dagegen fein Anhalt für eine derartige Haftpfligt der Yiquidatoren. Bei 
diefen Gejellihaften ift die Liquidation nur ein vom Geſetze an die Hand ge 
gebenes Mittel zur Auseinanderjegung der Geſellſchafter, an das dieſelben jedod) 
nicht gebunden find, an dejjen Stelle fie vielmehr vermöge Vereinbarung jedes 
andere, ihnen zwecdienlid; ericheinende Verfahren einſchlagen können, Nur die 
Beitimmung der Perjonen der Liquidatoren ift nad) Befinden auf Antrag eines 
Geſellſchafters ausnahmsweiſe in die Hand des Richters gelegt (Art. 133 Abi. 2). 
Aber aud dann find die Yiquidatoren nichts weiter, als die geſetzlichen Vertreter 
der Gefellihafter (Entſcheid. des Reichsgerichts Bd. XVII S. 368 flg.). 
Lediglich diejen gegenüber erſcheinen fie, wofern und foweit fie nicht mit ihnen 
identiich find, als deren zur Rechnungsablegung verpflidtete Stellvertreter für die 
gehörige Erfüllung der ihnen in Art, 137 auferlegten Obliegenheiten perſönlich 
verantwortlich). 

Nah einer gewiſſen Richtung mag der Beklagte eine andere Stellung eins 
nehmen, als die eines gewöhnlichen Yiquidators einer offenen Handelsgeſellſchaft. 
Unberüdfihtigt dejien, daß er fid) theils zur Befriedigung von Geſellſchafts— 
gläubigern aus eigenen Mitteln verpflichtet, theils Für Erfüllung höherer Forde— 
rungen als Selbftihuldner verbürgt hat, ließe ſich nämlich, da feine Ernennung 
als Yiquidator einen Theil des in der Gläubigerverfammlung getroffenen Ab- 
fommens bildete, aljo mit Zuthun und unter Gutheißung der betheiligten 
Gläubiger erfolgte, in deren Berbhältniffe zu ihm nad Befinden eine Ge— 
ihäftsführung vermöge Auftrages ald gegeben anjehen, welche gegenüber 
diejen Gläubigern eine unmittelbare Verbindlichkeit des leßtern zur gleihmäßigen 
Bertheilung der Yiquidationsmaffe begründet. Die Klägerin gehört aber nicht 
zu diefen Gläubigern. Ihr gegenüber war der Bellagte nur ein Liquidator in 
dem geſetzlichen Sinne, welder, wenn die Liquidation einer offenen Handelsgeſell— 
haft im Frage ift, mit den Gejellihaftsgläubigern in feinem Rechtsver— 
hältniffe, namentlich) aud nit in dem eines Gejhäftsführers ohne Auftrag fteht, 
dejien Geſchäftsherrn vielmehr nur die Geſellſchafter find. Dasjenige 
Rundſchreiben, weldes aud der Klägerin zugegangen ift, enthält — neben der 
Mittheilung über den Eintritt der Firma in die Liquidation und über die Be- 
jtellung des Bellagten als Liquidators — nit die geringfte Andeutung defjen, 
daß diejer den Gläubigern gegenüber eine andere Stellung einnehmen jolle, als 
einem Xiquidator vermöge des Geſetzes zukommt Die Verweiſuug aud) der 
Släubiger an ihn wegen Auseinanderjeßung der noch beftehenden Geſchäftsver— 
bindlichkeiten ſpricht nur eine fid) von ſelbſt ergebende Folge des Zwedes der Liqui— 
dation und der Vertretereigenichaft des Yiquidators aus, 

Daß im einzelnen Falle die Einleitung des Yiquidationsverfahrens vor allem 
oder ausſchließlich im Intereſſe der Gläubiger liegt, und deren volle Befriedis 
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gung durd Vermeidung des Konkurjes bezwedt, vermag an fidh die rechtliche 
Stellung des Liquidators den Gläubigern gegenüber nicht zu ändern, wenn umd 
ſoweil diefe nit in ein fürmliches Vertragsverhältnig zu dem Liquidator treten, 
was bei der Klägerin nit der Fall ift. 

2., Ferner fünnte in Frage fommen, ob etwa der Beflagte, weldjer bei der 
Fiquidation nad der Behauptung der Klägerin für feine Einlage als ftilfer Geſell— 
ihafter, aljo für einen an fi nur aus einem modificirten Gläubigerverhältnifie 
ji ergebenden Anſpruch, volle Befriedigung erhalten haben foll, aus dem Geſichts— 
punfte einer ungeredtfertigten Bereiherung, beziehentlid; der Rückforderung wegen 
Mangels jeden Grundes (88 1547 flg. des B.G. B.'s) der Klägerin, als einer 
andern gleid) berechtigten, Durch dieſes Verfahren jedoch benadhtheiligten Gläubigerin, 
gegenüber antheilig aufzufommen habe. Auch die8 muß verneint werden, weil 
weder die Klägerin es gewejen, weldje die Yeijtung dem Beklagten gemacht hat, 
nod) jolde dem Yebtern aus ihrem Vermögen zugefloffen ift. Sie wäre nur 
dann beredtigt, dem Bellagten dasjenige wieder abzunehmen, was er mehr er: 
langt haben foll, als ihm bei gleihmäßiger VBertheilung des Geſellſchaftsvermögens 
unter Berüdfihtigung des ihn treffenden Antheils am Berlufte zugefommen jein 
würde, wenn zwiſchen den Gläubigern eines Schuldners ſchon in Folge diejer 
Eigenihaft aud außerhalb des Zwangspverfteigerungs- und Konkurs— 
verfahrens ein Gemeinfhaftsverhältnig mit gegenfeitigen Verpflichtungen beftände. 

Dies ift aber nad) Sächſiſchem Rechte nicht der Fall. Namentlich ließe ſich 
aus der Vorſchrift in $ 765 des B. G. B.'s ein ſolches Rechtsverhältniß nicht her— 
leiten. Den nicht mit Vorzugsrechten verjehenen Gläubigen fteht vielmehr im 
Berhältniß zu einander außerhalb des Konfurjes zum Schutze gegen ungeredt- 
fertigte Verkürzungen folder Art — und zwar bier neben der fortdauernden 
Solidarhaft der Gejellihafter — nur der Weg der Anfehtung im Sinne des Ge: 
feßes vom 21. Juli 1879 und das Arreftverfahren offen. 

Wenn bei der bier fraglihen Liquidation der Rechtsanwalt Dr. R. Die 
jenigen Funktionen ansgeübt hat, welde im Konfursverfahren dem Gläubigeraus— 
ſchuſſe zuftehen, jo bildet dieſe Beſtimmung einen Theil jenes Abkommens, bei 
dem die Klägerin nicht betheiligt ift. Weberdies fann die Uebertragung einer eins 
zelnen Seite der Vorjhriften des Konkursrechts auf eine außergerichtliche Aus: 
einanderfegung nicht dazu führen, ſolche nunmehr aud in allen übrigen Punkten 
nad Konfursgrundjägen zu beurtheilen. 

Es wird dann weiter aus thatſächlichen Gründen ausgeführt, daß die 
Klägerin aus der Bürgſchafts- und Nüctrittserflärung des Beklagten feine Rechte 
für fid) herleiten fünne, da die Einladung zu der Gläubigerverjammlung der 
Klägerin nicht zugegangen, aljo ein Anerbieten zum Abjchluffe eines Abkommens 
nit an fie gelangt fei, übrigens auch Stlägerin eine wirlſame Annahme eines 
Anerbietens nicht erflärt habe, und fodann fortgefahren: 

3., Endlich ließe fi eine perjönlicde Haftung des Beklagten auch nicht aus 
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denjenigen Vorgängen begründen, bei denen das Vorhandenſein der ſtillen Geſell— 
haft kundgemacht worden fein joll. 

Die Betheiligung des Bellagten als ftillen Geſellſchafters bei der offenen 
Handelögejellihaft unter der Firma „H. & Co.“ war an fi auf das Verhältniß 
zu Dritten, insbefondere zu den Gläubigern, aljo aud zur Klägerin ein- 
flußlos, (Art. 256 des H.G. B.'s) und fonnte auch dadurch Bedeutung nicht ges 
winnen, daß einer der Gejellihafter ohne Wiſſen und Willen des Be: 
flagten die Klägerin von dem Beſtehen des ftillen Gejellihaftsverhältnifjes in 
Kenntniß jeßte. 

Ob und inwieweit etwas Anderes zu gelten habe, wenn durd den Be— 
Flagten oder mit deſſen Zuftimmung eine folde Kundmachung erfolgt wäre, ift 
nad allgemeinen Grundfäßen zu beurtheilen — vergl. Art. 260 des 9.6.3.8. 
Wie ſich aus der bei v. Hahn, Kommentar zum Handelsgeſetzbuche 3. Aufl. 
Bd. IS. 785 fig. 789 dargelegten Geſchichte diefer Beſtimmung ergiebt, ift 
zwiſchen den verihiedenen Arten folder Mitteilungen zu unterjceiden und bei 
Feftftellung der Tragweite derartiger Erklärungen namentlich aud auf die im 
Kaufmannftande gangbare Auffaffung (Art. 279 des H.G. B.'s) Rüdfiht zu 
nehmen. Bei öffentlihen Kundgebungen — die Zeitungen, Rundſchreiben — wird 
ſich auf Seiten des ftillen Gejelliafters ein auf Uebernahme einer Verpflichtung 
gerichteter Wille leiter annehmen laffen, als bei blojen mündlichen Erklärungen, 
geſprächsweiſen Mittheilungen unter Freunden und Belannten, — vergl. Anſchütz 
und vd. Völderndorff, Kommentar, Supplement-Bd, (II. Bd. 2. Abth. 2. Aufl.) 
S. 897 —. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus muß den Behauptungen der Klägerin die 
Beachtung verſagt werden. Selbſt wenn der Beklagte wußte, daß die Klägerin 
mit der Firma „H. & Co.” in laufender Geſchäftsverbindung ſtand und ein Gut— 
haben an diefelbe hatte, jo würde fi) aus allgemeinen Auslaffungen des Inhaltg 
„ich bin mit Hineingegangen, id bin mit drin”, die Abfidht, hierdurch den Kredit 
der Gejellichaft zu vermehren und den Anfragenden zu weiterer Kreditgewährung 
zu veranlaffen, für fi) allein jedenfalls nicht mit Sicherheit entnehmen laſſen und 
zwar umfoweniger, als für einen Geſchäftsmann, wie fi) der Beklagte jelbft jagen 
mußte, die bloje Thatſache, daß ſich ein Dritter als ftiller Geſellſchafter bei einem 
Handelsgeſchäfte betheiligt Habe, ohne Kenntniß der Höhe der Einlage von äußerſt 
geringem Werthe if. Die fragliden Erklärungen des Beklagten müfjen nicht 
einmal nothwendig auf ein ftilles Gejellihaftsverhältniß bezogen, können 
vielmehr aud dahin verftanden werden, daß der Beklagte blofe Darlehne ge 
währt habe. Zur NRedtfertigung einer dev Klägerin günftigeren Auffaffung würde 
es mindeftend der mäheren Angabe der Umftände bedurft haben, unter welden 
die Geſpräche ftattgefunden haben follen, wozu jedod die Klägerin nicht im 
Stande ift. 

Das Nämliche gilt von den andern Aeußerungen „wir haben in diefem 
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Jahre nichts verdient, ih bin mit drin“, injofern nod in verftärktem Maße, als 
fi) diefe völlig ungeswungen als bloſe Beantwortung der Frage über den Ge: 
ſchäftsgang mit einem die eigene Wifjenihaft des Beflagten begründenden Zuſatze 
(„id bin nämlih aud mit darin”) auffaffen laſſen. Diefe Antwort war nod) 
dazu jo ausgefallen, daß fie zu übermäßigem Sreditgeben nicht verleiten konnte, 
vielmehr zur Vorſicht mahnte, 

Auch der beiläufigen Bezeichnung des Beklagten als jtillen Geſellſchafters 
in dem der Klägerin zugegangenen, übrigens von Jenem nicht mit unterzeich— 
neten Rundſchreiben vom 2. Dftober 1886 fann die Bedeutung der Begründung 
einer bejonderen Haftpflicht des Beklagten in feiner Eigenſchaft als ſtiller Geſell— 
ſchafter mit Rüdfiht auf die damalige Lage der Geſellſchaft, welche ihre Auflöfung 
und den Eintritt in das Liquidationsverfahren beſchloſſen hatte, und den Zweck 
dieſer Mittheilung nicht beigelegt werben. 


Kaufvertrag; VBertragsfreiheit bei der Preisfeitiegung. Benadptheiligung 

des Käufers durch Bewilligung niedrigerer Preife an andere Kunden? 

Bedeutung von Preisliften, VBerheimlihung von Preisverzeichniffen, Trinfs 

gelder des Verkäufers an Angeftellte des Känfers (Art. 286, 337 des 
9.6.8.8, 8 864 des B. G. B.'8). 


Urtheil des D.2.G.'3 Dresden vom 29. November 1895. 0. IV. 80/94. 


I. 

Die beklagte Firma hat gegen die von ihr nad Höhe von 3533 .# 75 4. 
an ſich zugeftandenen Klagforderung an Kaufpreis für Papier eine Gegenforderung 
aufgerechnet, welche fid) darauf gründet, daß fie bei früheren — bereits bezahlten — 
Papierlieferungen von der Klägerin übertheuert worden jei. 

Die Preife der früheren Papierlieferungen, welde die Beklagte jet anficht, 
waren, wie die vorige Inftanz mit Recht angenommen hat, zwiſchen den Parteien 
vereinbart, 

Nach dem Grundjaße der Vertragsfreiheit, welder den Handelsverfehr be- 
herrſcht, unterliegt die Vereinbarung des Preifes einer Waare in der Regel keinen 
gejeglihen Schranfen. Selbft ein übermäßiges Mifverhältniß zwiſchen Leiftung 
und Gegenleiftung bildet an ſich feinen Ungültigkeits- oder Anfehtungsgrund 
(Art. 286 des H.G. B.'s, $ 864 des B. G. B.'s, Entſcheidungen des Reiche: 
2.9.6.8 Bd. 21 ©. 72). Lediglich beim Hinzutritt befonderer Umftände kann 
das Mißverhältniß zwiihen dem Preije und dem Werthe einer Waare als 
ein einzelnes Thatbeſtandsmoment von Erheblichkeit werden wie 5. B. bei ber 
Preisminderung wegen Fehlerhaftigkeit der Waare, beim Betruge und beim Wucher. 


I. 
Die Bellagte hat num allerdings behauptet, daß fie im vorliegenden Falle 
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von der Klägerin durch argliftige Veranftaltungen zur Bewilligung dev jeßt von 
ihr als zu hoch bezeichneten Preife bewogen worden jei. 


1. 

Zunächſt kann darin, daß die Klägerin ihre Waaren andern Kunden Billiger 
verkauft haben ſoll als der Beklagten, ein Betrug, welder fie der Lebteren ſcha— 
denserſatzpflichtig machen würde, nicht erblictt werden. Sein Käufer hat im Mangel 
einer befonderen — im gegenwärtigen Falle nicht behaupteten — Abmadung ein 
Recht darauf, daß der Verkäufer ihm bei der Preisvereinbarung (demm um 
diefe, nicht um eine nachträgliche Preisberehnung bei unterbliebener Preisverein- 
barung handelt e8 ſich Hier) Feine höheren Preife abfordere als anderen Kunden, 
Auch der Umftand, daß die Beflagte, wie fie behauptet, eine Hauptabnehmerin 
der Klägerin gewejen ift, würde feine Rechtspflicht für die Teßtere begründen, ihr 
geringere oder doch feine höheren Preife abzufordern als anderen Abnehmern. 
Die Klägerin hatte daher auch feine Verpflichtung, unaufgefordert die Beklagte 
darüber aufzuklären, wie fid) die von ihr verlangten Preife zu den Preifen ver- 
hielten, die fie andern Kunden für diefelben Waaren berechnete. Die Abjagver- 
hältniffe eines Kaufmanns und insbejondere die Preife, die er andern Abnehmern 
zu berechnen pflegt, gehören nad) der Anſchauung : des Handelsverfehrs nicht zu 
den Umftänden, über die derjenige, der mit ihm in Kaufsverhandlungen eintritt, 
eine don freien Stüden gegebene Aufklärung erwartet. 

Der Antrag der Beklagten auf Borlegung der Yagerbüdjer der Klägerin, 
aus denen fid) die ungünftigere Behandlung der Erfteren im Verhältniß zu an- 
deren Kunden der Yeßteren ergeben joll, ijt daher unerbeblid. Der Widerjprud) 
der Klägerin gegen diefen Antrag würde aber aud) deshalb begründet fein, weil 
diefe Yagerbücher ihrer Beftimmung gemäß allerdings Geſchäftsgeheimniſſe der 
Klägerin enthalten, deren Offenlegung die Bellagte nicht beanfprudden kann, 


2. 

Weiter hat die Beklagte ihren Gegenanfprud darauf geftüßt, daß die von 
ihr der Klägerin bezahlten Preife höher jeien als die für die betreffenden Papier: 
jorten in den durd den Drud verbreiteten Lager: und Preisverzeidhniffen der 
Klägerin angeſetzten Preife. 

Aus diefen Preisliften kann aber die Beklagte feinen Einwand gegen die 
von ihr bezahlten Preije ableiten, denn fie hat nicht auf Grund der Preistiften, 
jondern auf Grund bejonderer Preisvereinbarung von der Klägerin gefauft. Darauf, 
daß die Klägerin bei der Preisvereinbarung die in diefen Preisliften be- 
rechneten Preife nicht überſchritt, hatte die Beklagte fein Recht. 

Die Preisliften enthielten, weil an da8 Publiftum im Allgemeinen gerichtet, 
feinen verbindlichen Antrag zum Kauf, ſondern lediglich eine Geſchäftsempfehlung, 
eine Aufforderung zum Stellen von Offerten, 
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vergl. Art. 337 des 9.6.8.8. Seuffert's Ardiv Bd. 17 ©, 33, 
Ihering in den Yahrbüdern für Dogmatik des heutigen römiſchen und 
deutſchen Privatrehts Bd. 4 S. 95 Bd. 7 ©. 164, Regelsberger, 
civifretlihe Erörterungen Bd. I ©. 51. 

Ueberdies würde es, felbft wenn man mit 
Biermann in den Jahrbüdern für Dogmatif x. Bd. 32 S. 305 fig. 
und ©. 311 flg. 

in den Preisliften ein Berfaufsangebot „joweit der Vorrath reiht” finden wollte, 
im vorliegenden Falle an der Annahme diejes Angebots auf Seiten der Beklagten 
fehlen, weldje behauptet, daß ihr beim Vertragsihluffe die Preisliften unbefannt 
geweien jeien. Auch würde darin, daß die Klägerin bei der Preisvereinbarung 
von der Beklagten andere Preife ald die in der Preislifte berechneten forderte, ein 
Widerruf des in den Preisliften etwa zu erbliden gewejenen Angebots liegen, deffen 
Zuläffigfeit 

ju vergl, au Biermann a. a. O. ©. 310 flo. 
nicht wohl bezweifelt werden kann (zu vergl. aud) Art. 320 des 9.6.8.8). 

Tarauf, daß die Klägerin fie bei der Preisvereinbarung ausdrüdlid darauf 
binweife, die von ihr geforderten Preije feien andere als die in den Preisverzeid)- 
niſſen berechneten, hatte die Beklagte fein Recht. Denn jelbjt wenn man davon 
auszugehen hätte, daß die Preisverzeichniſſe diejenigen Preife enthielten, zu denen 
die Klägerin regelmäßig zu verfaufen pflegte, jo war doch, wie bereits dargelegt, 
die Beklagte nicht beredhtigt, zu verlangen, daß Klägerin fie mindeftens ebenjo 
günftig behandle wie ihre andern Kunden und die Klägerin war nicht verpflichtet, 
fi der Beklagten gegenüber wegen einer etwa abweichenden Preitforderung zu 
rechtfertigen. Selbft wenn daher bei der Klägerin für die Beklagte, ein „Extra- 
preisverzeichniß“ beftanden Hätte, wiirde die Beklagte daraus feinen Anjprud auf 
Herabjeßung der von ihr bewilligten Preife oder auf Schadenserjaß ableiten 
fünnen, 

3. 

Die Bellagte behauptet aber weiter, die Kfägerin habe ihr die gedrudten 
Freisverzeihniffe abfichtlich nicht zugehen laffen und fie habe daher — was nad) 
ihrer Darftellung offenbar der Zwed der Verheimlichung geweſen fein ſoll — nad) 
Treu und Glauben annehmen müffen, daß die von der Klägerin bei Vorlegung 
der Mufter geforderten Preije jedenfall® feine höheren geweſen jeien als die in 
deren Preisliften verzeichneten. 

Aus diefem Vorbringen ergiebt ſich zunächſt, daß die Beklagte das Beſtehen 
von Preisverzeihniffen im Geſchäfte der Stlägerin gekannt Hat, denn jonjt hätte 
fie nicht annehmen können, daß die von derjelben geforderten Preife mit deren 
Preisverzeihniffen übereinftimmten. Es ergiebt fi) aber aud) weiter daraus, 
daß fie fi bei ihren Vertragsichlüffen mit der Klägerin um den Inhalt jener 
Preisverzeihniffe nicht gefümmert und mithin damals feineswegs denjenigen Werth 
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darauf gelegt hat, den fie ihnen jegt beigemefjen haben will. Denn andernfalls 
würde es ihr aufgefallen fein, daß ihr feine Preisverzeihnifie der Klägerin zus 
gingen, fie würde deshalb nachgeforſcht, ſich ſolche zu verſchaffen geſucht und von 
deren Inhalt Kenntniß genommen haben. Den Nachtheil, welcher ihr durch eine 
derartige ſorgloſe Geſchäftsgebahrung etwa entſtanden ſein ſollte, würde die Be— 
klagte ſich ſelbſt zuzuſchreiben haben und nicht auf die Klägerin überwälzen können, 
da fie nad) dem oben Ausgeführten weder ein Recht auf Zufendung der Preisver: 
zeihniffe, noch darauf hatte, daß die Klägerin ſich bei den Vertragsverhand— 
fungen mit ihr an Dieje Preisverzeihniffe band. 

Wenn die Mlägerin ihre Preisverzeichniſſe der Beklagten abſichtlich verheimlicht 
hätte, jo würde fie dadurd) die Beklagte nicht in einen Irrtfum haben verjegen 
fünnen, jondern ihr Zwed könnte nur darin beftanden haben, der Beklagten den 
Inhalt ihrer Preisverzeichniſſe nicht wiſſen zu lafjen, damit dieſe nicht daraus 
Beranlaffung nehme, die Bewilligung höherer Preife als der in dem Preisliften 
verzeichneten abzulehnen, Hierin fann aber nad) dem oben dargelegten die Unter: 
drückung einer Thatjadhe, worüber die Bellagte nad) den Grundfägen von Treu 
und Glauben Aufflärung erwarten dürfte, nicht erblidt werden, 


4, 

Die Bellagte hat ferner geltend gemacht, die Klägerin habe fid) ihren, der 
Beklagten, Magazinverwalter H. durch Gejdente derart dienftbar gemacht, daß er 
die Einkäufe für ihr Geſchäſt nur bei der Stlägerin bewirkt, ohne ſich um deren 
Preisverzeichniß zu befümmern und deren Preisforderungen danach zu fontroliren. 

Die Klägerin nimmt darauf Bezug, daß die Gewährung derartiger Trink— 
gelder eine im Gejhäftsleben allgemein verbreitete Praxis jei. 

Die, wie die Erfahrung des täglichen Lebens lehrt, auch jonft bei Handels- 
und Gewerbtreibenden vielfach herrſchende Unfitte, den Angeftellten und Dienft: 
feuten ihrer Kunden Geſchenke als fogenannte Zrinfgelder zu gewähren, verfolgt 
im Allgemeinen den Zwed, die Beſchenkten dadurch zu veranlafjen, den Bedarf 
ihrer Arbeitgeber und Dienftherrihaften aud) in Zufunft von ihnen zu beziehen 
und nicht ihren Konkurrenten deven Kundſchaft zuzuwenden. Daß bierdurd) die 
Kunden benadhtheiligt werden künnen, injofern die betreffenden Waaren von einem 
andern Lieferanten vielleicht beſſer oder billiger zu beziehen jein würden, iſt zuzu« 
geben und deshalb ift die betreffende Geſchäftsſitte allerdings nicht einwandfrei, 
Sondern moraliſch bedenkllich. Daß aber in jedem Falle eine jolde Schädigung der 
Kunden beabfihtigt fein umd eintreten müſſe und daß daher da8 Trinfgeldgeben 
in jedem Falle eine Verleitung des Zrinfgeldempfängers zur Untreue enthalte, 
läßt fi nicht behaupten. 

Die Einwendung wurde indefjen nicht beadjtet, weil der Nachweis nicht 
erbracht war, daß durch die Trinfgelder die Preisfeftjegung zu Ungunften der Be- 
flagten beeinflußt jei. 
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Bedeutung der Vereinbarung im Papierhandel, dag die Waare „auf 

jneeeffive Adforderung zu Hiefern“ iſt. Beweis durch Sadperftändige, 

Auskunft des Aelteftenkollegiums der Kaufmannfchaft zu Berlin. 8 259 
der EBD. Art. 278 des 9.6.8.8. S 711 des B.G. B.'s. 


Urtheil de3 D.2.G.'3 Dredden vom 23. Dftober 1895. 0. IV. 83/94. 


Ueber die beim Geſchäftsabſchluſſe vereinbarte Lieferzeit ift ſoviel unftreitig, 
daß Klägerin, die Inhaberin einer Papierfabrik, von den dem Beklagten 35000 Bogen 
Papier 10— 12000, mindeftens 10000 Bogen Ende Juni 1892, den Reſt von 
da an auf ſucceſſive Abforderung zu liefern hatte. 

Den Beflagten fann nicht zugegeben werden, daß ſchon mit diefer Abrede 
die Klägerin die Verpflichtung übernommen babe, den auf Abforderung zu lie: 
fernden Theil von Ende Juni an jederzeit fertig und zum Verſandt auf Abruf 
bereit zu halten. Für eine ſolche Auffaffung Hat fi zwar der in der Berufungs- 
inftanz zunächſt gehörte Sachverſtändige Papierfabrifant F. ausgeſprochen; ihr wider- 
ftreiten aber die beiden anderen Gutadhten, Der von der erften Inftanz zuge- 
jogene Sadjverftändige Papierhändler K. findet den Ausdrud „zur fucceffiven 
Abforderung” nad) der Verfehrsauffafjung nicht beftimmt genug, um über die 
Vieferzeit eine fefte Norm im Sinn des Beklagten zugeben und die Befugniß des 
Sabrifanten auszuſchließen, nad) Ablieferung einer Theilpoſt mit der Anfertigung 
der nächſten erft auf deren Abruf hin zu beginnen. Hiermit deckt ſich im Wefent- 
lihen die Anſchauung des Aeltejten-Kollegiums der Kaufmannſchaft zu Berlin. 
Danad) ift der Ausdruck „zur fucceffiven Abforderung” ohne Beftimmung irgend 
einer Frift, innerhalb deren die Abforderung zu erfolgen hat, im Papierhandel und 
namentlich im Handel mit zum Bedrucden beftimmten Papieren fein allgemein 
verfehrsüblicher und feinesfalls al8 mit der Vereinbarung auf jederzeitigen Ab- 
ruf identisch anzufehen. Das Aelteften-Kollegium beihränft ſich aber nicht auf 
diejen allgemeinen Ausfprud, fondern kommt unter Würdigung der Einzelheiten 
des Falls zu dem Schluffe, daß e8 nad der muthmaßlihen Abfiht dev Parteien 
in das Belieben der Klägerin geftellt war, den vor Ende Juni zu liefernden Theil 
jedesmal erſt anzufertigen, wenn und infoweit er vom Beklagten abgefordert wurde. 
Was der Beklagte gegen diefes Gutachten ausftellt, ift unbeachtlich. Das Aelteften: 
Kollegium der Kaufmannſchaft zu Berlin hat die Eigenſchaft einer Fachbehörde, 
ju deren Dienftobliegenheiten die Begutachtung von kaufmännischen Fragen gehört 
(zu vergl. Entjheidungen des vorm Reichsoberhandelsgerichts Band 16, ©. 37). 
Die Einholung von Gutachten folder Fahbehörden wird von der C. P.O. feines: 
wegs ausgeſchloſſen; die durch das jchriftlih vorliegende Gutachten erwieſene 
Thatſache, daß die um Auskunft erſuchte Fachbehörde der von ihr befundeten An- 
fit ift, darf nah $ 259 C. P.O. für die Bildung der richterlichen Ueberzeugung 
berwwerthet werden (zu vergl. Wengler's Archiv 1890 ©. 254 ff.). An der erforder: 
lien Sachkunde des Aelteften-Rolfegiums ift micht zu zweifeln, da ſich dasjelbe 
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auf die ausdrücklich nad) diefer Richtung erfolgte Anfrage zur gutachtlichen Aeußerung 
bereit erflärt und hierdurch ſowie durd die thatfähliche Abgabe des Gutachtens 
zur Genüge fundgegeben bat, daß von ihm nad der Art feiner Berfaffung und 
feiner Zufammenjegung ein fachmänniſch zuverläffiges Urtheil ausgeſprochen werden 
fünne, 

Hiernad) liegen drei Gutachten über die nämlide Frage vor, von denen 
fi) zwei zu Ungunften, eines zu Gunften der vom Beklagten vertretenen Auffafjung 
ausſprechen. Es fehlt an jedem Anhalte dafür, dem Urheber des letzteren Gut- 
achtens eine erhöhte Sachkunde und Unbefangenheit des Urtheils zuzuſchreiben, als 
den beiden anderen Sadjverftändigen, während man andererjeits dahin geftellt 
lafjen fann, ob man die Beweisfraft des vom Aelteſten-Kollegiums erftatteten 
Gutachtens jo hoch veranjhlagen dürfe, um zu der pofitiven Feſtſtellung zu ges 
langen, daß nad dem aus den Umftänden erhellenden Bertragswillen der Parteien 
erft der jedesmalige Abruf des Beklagten für die Verpflichtung der Klägerin zur 
Anfertigung der Waare entiheiden follte. Denn jedenfalls wird das Beftehen 
einer allgemeinen Verfehreübung, nad welder der Ausdrudf „zur fucceffiven 
Abforderung“ in dem vom Beflagten gewünſchten Sinne verftanden werden müßte, 
ſchon durd die Thatſache wiederlegt, daß von drei, wie anzunehmen ift, gleich fad)- 
fundigen Perſonen zwei diefer Auffaffung entgegentreten. Es verbleibt daher zum 
Mindeften eine Ungewißheit in dem Sinne der Vereinbarung. Der Bellagte aber 
ift e8, der aus dem Vertrage ein Recht auf eine ihm vortheilhaftere Leiſtung ber- 
leitet und gegen den daher in diejem Falle die Auslegungsregel in $ 813 des B. G. B. 
wirkſam wird, nachdem die Anwendung der in Art. 278 ff. H. G. B. geordneten 
Grundſätze zu einer ausreichenden Klarftellung des Vertragswillens — und das 
ift im Hinblid auf den Anſpruch des Aelteften-gollegiums die dem Beklagten 
günftigfte Annahme — nicht geführt hat. Die Rechtsregel: „quod sine die 
debetur, statim debetur“ (zu vergl, $ 711 B. G. B.), auf welde ſich Bellagter 
beruft, ſchlägt nicht ein; denn die fofortige Lieferung war eben nicht in Ausficht 
genommen, jondern Lieferung in Theilabſchnitten, für die, joweit e8 ſich nicht um 
die erjte Nate handelte, eine Friſt überhaupt nicht beftimmt, deren Fälligwerden 
vielmehr noch durch eine Erklärung des Beflagten bedingt war. Ebenſowenig ift, 
wie der Beklagte will, der Wortfinn für deſſen Auslegung zu verwerthen; das Wort 
„Abforderung“ ift hier mit deu jonft vielfach unter gleichen Verhältniſſen ge: 
braudten Ausdrude „Abruf“ identiſch und giebt ebenfowenig, wie das letztere, 
einen unmittelbar im Wortfinne begründeten Aufſchluß darüber, ob dem Lieferungs: 
verlangen jofort zu entipredden jei oder nad) ihm noch eine Frift vergehen dürfe. 
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Kaufvertrag, Verzug, Einrede des nicht erfüllten Vertrages bei Mangel- 
haftigfeit eines Theiles der Waare. (Art. 356 des 9.6.8.5, 8 865, 
8 859 des B.G. B.s). 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 2. Februar 1894. 0. IV. 164/98. 


- Die Beklagte faufte am 15. September 1892 von der Klägerin 1000 Stüd 
la white selected Thibet-Rammmfelle zum Breife von 10 .# für das Stück mit 
1%/, Dekort, zahlbar in Hamburg nad Ankunft und Nichtigbefund der Waare 
gegen Aushändigung der Verſchiffungspapiere. Die Beklagte behauptet mit Un— 
vet, daf fie berechtigt jei, wegen verjpäteter Lieferung vom Kaufe zurückzutreten. 
Nah ihrer Angabe jollte zwar die Verſchiffung vertragsgemäß ab Shanghai Ende 
September — Anfang Oktober erfolgen, und beträgt die regelmäßige Dauer eines 
Seetransportsd don Shanghai nad Hamburg nidt mehr als 6—8 Wochen; da- 
gegen wurden von den Fellen 299 Stüd am 14. Dezember 1892 und 701 Stüd 
erſt am 19. Januar 1893 jeiten der Klägerin als in Hamburg eingetroffen 
avifirt. Gleihwohl kam diejelbe mit der Yieferung nicht in Verzug. Der gegen: 
wärtige Redtsfall ift gemäß $ 11 des B.G.B.s verb. Art. 342 Abſ. 1 und 
Art. 324 Abi. 1 de8 H.G. B.'s nad) dem in Hamburg als dem beiderjeitigen Er: 
füllungsorte geltenden gemeinen Rechte zu entſcheiden. Darnad) würde, da eine 
Mahnung nidt in Frage kommt, der Eintritt eines Verzugs der Klägerin voraus- 
jeßen, daß eine bejtimmte Lieferungszeit ausgemadt worden war. Diejer Fall 
liegt nit vor; es ift wohl von der Klägerin eine gewifje Zeit der Verladung 
der Waare in Shanghai garantirt, nicht aber von den Parteien eine Zeit feit- 
gefeßt worden, zu oder bis zu welder die Klägerin die Felle in Hamburg zu über- 
geben habe, Allerdings ift nad) der Behauptung der Bellagten die vereinbarte 
Berjhiffungszeit nidt eingehalten worden, und es könnte wegen dieſer Ver— 
jäummiß angenommen werden, daß der Bellagten ein Nedt zum Nücktritt vom 
Vertrag erwadjen war, da die Einhaltung einer ſolchen Verladungszeit bei Ver— 
trägen der vorliegenden Art, ähnlich wie die Rechtzeitigkeit der Yeiftung in den 
Fällen des Art. 356 des H.G.B.s und des 8 865 des B. G. B.'s als weſent— 
lies Erfordernig der Vertragserfüllung des Verkäufers angefehen werden muß. 
Zu vergl. 

Entjheidungen ded Reichs-O.H.G.'s Bd. 3 ©. 220, Bd. 5 S. 38, 
Bd. 18 S. 134, Bd. 24 ©. 19%; Entiheidungen des Reichs— 

gerits Bd. 30 ©. 60. 
Allein des Rechts, die Waare deshalb zurüdzuweiien, hat fid die Beklagte jelbit 
jtillfchweigend begeben. Denn fie hat der Klägerin erſt am 13. Januar 1893 
erflärt, die Drdre wegen verjpäteter Lieferung zu annulliven, obwohl ihr Vertreter 
H. bereitd8 am 30. November bez. 7. Dezember 1892 von den Verladungszeiten 
benahritigt worden war, und es hätte ihr nad) den Anforderungen von Treu 
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und Glauben obgelegen, die Klägerin, wenn fie die Waare wegen verjpäteter Ver: 
ſchiffung ablehnen wollte, hiervon unverzüglid zu unterrichten. Man vergl. 

Entjheidungen des Reihsgerihts Bd. 30 ©. 61 flg.; Entfheidungen 

des Reih-O.H.G.8 Bd. 24 S. 195. 
Dagegen ift der Anjprud der Klägerin, wie die erſte Inſtanz mit Recht ange- 
nommen hat, nad) den Regeln über die Einvede des nicht erfüllten Vertrags 
hinfällig. . 

Die beklagte Firma ließ ſämmtliche 1000 Stüd Felle am 25. Februar 
1893 durch ihren Handlungsgehilfen L. bei der Klägerin unterſuchen, wobei derjelbe 
501 Stüd als Sefundawaaren, mithin als nicht vertragsmäßig bezeichnete. Auf 
Antrag der Klägerin wurden nunmehr die Felle durch zwei von: der Hamburger 
Handelsfammer ernannte Sachverſtändige befidtigt; nad) ihrem Gutachten waren 
564 Stüd von vertragsmäßiger Beihaffenheit, die übrigen 436 Stüd aber nicht 
empfangbar. Klägerin fordert mit der erhobenen Klage lediglich den Kaufpreis 
für jene 564 Stüd, ohne bereit zu fein, die ganze vereinbarte Anzahl der ge- 
bandelten Felle zu liefern, wie daraus hervorgeht, daß fie jid) nad) dem That- 
beftande des vorigen Urtheils außer Stande erflärt hat, die übrigen 436 Stüd 
in der vertragsmäßigen Qualität zu beidaffen. 

Es liegt nun nicht der Fall vor, daß der Kaufvertrag rückſichtlich der nicht 
empfangbaren Stüde rüdgängig gemacht worden wäre. Dies könnte in Anbetradt 
deffen, daß eine Mehrheit einzelner Sachen von gleihmäßiger Beihaffenheit unter 
Vereinbarung eines Stücpreifes gehandelt worden ift, nad) Befinden dann an- 
genommen worden, wenn die Beklagte wegen der theilweifen Mangelhaftigkeit der 
Lieferung Vertragsaufhebung (Redhibition) verlangt hätte. Diefen Weg Haben 
aber die Beklagten zunächſt nicht eingeſchlagen. Sie haben wohl in erfter Inftanz 
geltend gemacht, die beflagte Firma jei wegen Angebots einer bloßen Theilleiftung 
zum Abgehen vom Vertrage berechtigt gewejen, indefjen weder vor, noch in dem 
Prozeffe erklärt, da fie wegen der Mangelhaftigfeit der angebotenen 1000 Stüd 
Felle Aufhebung des Kaufvertrags beanſpruchten. Jedenfalls wäre, wenn man ja 
das Gegentheil annehmen wollte, aus den erſtinſtanzlichen Aeußerungen der Be— 
flagten nicht erſichtlich, daß fie von diefem Rechte aud für den Fall Gebraud) 
maden wollten, wenn damit nur eine theilweife Aufhebung des Handels zu er- 
reiden jei. Im jeßiger Inftanz aber haben die Beklagten ihre Abſicht ausdrüd: 
id) dahin erläutert, daß fie das Nedt zum Abgehen vom Vertrage überhaupt nur 
eventuell geltend machten, wogegen fie zunächſt den Klaganſpruch nur um deswilfen 
beftreiten wollten, weil Klägerin bloß zur Lieferung eines Theils der gehandelten 
Waare bereit ſei. Es ift daher die Annahme ausgejhlofjen, daß der Kaufvertrag 
infolge einer, nur bezüglid der nicht vertragsmäßigen 436 Stüde wirkfamen 
Redhibitiongerflärung auf die empfangbaren 564 Stücke beihränft fei, und muß 
vielmehr davon ausgegangen werden, daß ſich der Vertrag fortdauernd auf die ge- 
jammte gehandelte Stüczahl erftrede. 
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Wie jih hieraus ergiebt, iſt e8 nur eine Theilleiftung, welche die Klägerin 
in Geftalt der erwähnten 564 Stüd elle anbietet. Hieraus folgt aber aud) 
weiter, daß ihrer Forderung die Einrede des nicht erfüllten Vertrages entgegen: 
fteht. Da nämlid ein Vorausgehen der Erfüllung der Beklagten weder verab- 
redet ift, nod in der Natur des Geſchäfts liegt, jondern die Zahlung in Hamburg 
erſt nad) NRihtigbefund der Waare gegen Aushändigung der Berihiffungspapiere 
zu erfolgen Hatte, jo fann die Klägerin nad) gemeinem wie ſächſiſchem Rechte 
(8.6.3. $ 859) die Gegenleiftung nicht fordern, ohne daß fie ihrerjeits zur Er: 
füllung bereit ift. ine gehörige Erfüllungsbereitihaft der Klägerin ift nun aber 
in dem Angebote von nur einem Theile der gehandelten Waare nicht zu befinden, 
es müßte denn fein, daß Beklagte gegen Zahlung eines verhäftnigmäßigen Theils 
des Kaufpreijes eine Xheillieferung anzunehmen hätte. ine dahingehende Ver— 
pflichtung derjelben kann indefjen nicht anerkaunt werden. Es liegt fein Grund 
vor zu der Annahme, daß dem Verkäufer im vorliegenden Falle nad) dem Ber: 
tragswillen der Parteien eine Theilleiftung geftattet jein jollte. Hiergegen ſpricht 
vielmehr die Erwägung, daß die Beklagte fowohl die Koften des Transports der 
Waare ab Hamburg zu tragen, als auch letztere dort zu unterſuchen hatte und 
ihr daher vermehrte bez. verhältnigmäßig größere Transport- und Befidtigungs- 
koſten erwachſen mußten, wenn fie in Raten abzunehmen hatte oder Klägerin ſich 
überhaupt auf Lieferung eines Theils der gehandelten Stüdzahl beſchränkte. In 
Ermangelung eines gegentheiligen Abfommens kann aber der Verkäufer, ungeachtet 
einer Trennbarkeit des verkauften Waarenquantums, gemeinvedhtlih dem Käufer 
ohne Bertragsverleßung feine Theilleiftung aufnöthigen. (Vergl. aud Staub, 
Kommentar zum H.G.B. unter 1a und b Art, 359 ©. 849; Annalen des 
vorm. Oberappellationsgerits Bd. 1 ©. 556; Zeitſchrift für Rechtspflege und 
Berw. Bd. 36 ©. 119). 


Necht des Käufers, bei theilweifer Mangelhaftigkeit der gelieferten Waare 
die ganze Sendung zurüdzuweilen? ($S 695, 859, 916 Abi. 2 des 
2.6.8.5). 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 27. September 1895. O. IV. 42,95. 


Der Sahverhalt ergiebt fih aus den nachſtehenden Entiheidungsgründen 
des zweitinſtanzlichen Urtheils, durch weldes im Gegenſatze zur erften Inftanz die 
auf Bezahlung des Kaufpreifes gerichtete Klage abgewiefen wurde, 

Die Beklagte Hat zufolge ihrer Zuſchrift vom 12. Mai 1894, worin fie bei 
der Klägerin 20 Stüd ſchnittfreie Ochſenhäute beftellte, von letzterer 20 Stüd 
Häute überſendet erhalten, diefelben jedoh jänmtlih mit dem Bemerfen zur Ber: 
fügung geftellt, die Häute feien, da 13 Stüd Schnitte aufwiefen, für ihren Zwed 
nicht verwendbar. Sie ift auf die Klage des Verkäufers in voriger Inftanz ver- 
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urtheilt worden, 330 .# 90 4, d. i. den Kaufpreis für 10 Stüd, weiche das 
angefochtene Urtheil für empfangbar erachtet, nebſt Zinjen zu bezahlen. 

Aus den von der erjten Inftanz angeführten Gründen ift für erwieſen an- 
zufehen, daß 10 Stück der gelieferten Rindshäute ſchnittig find und daher einer 
bei der Beftellung bedungemen Eigenſchaft ermangeln. Wenn nun die gelieferten 
20 Häute nur zur Hälfte ihrer Beſchaffenheit nad) der Beftellung entipreden, jo 
fiegt in ihrer Zufendung jeiten der Klägerin bezüglid ber empfangbaren 10 Stüd 
das Angebot einer THeilleiftung, während im übrigen nur der mißlungene Ver— 
ſuch eines Erfüllungsangebots bez. den Verſuch unternommen worden ift, der Be- 
klagten ftatt des geſchuldeten Reftquantums ein anderes Schuldobjekt aufzunöthigen. 
Nah 8 695 des B. G. B.'s braudt fid aber ein Gläubiger eine theilweife Er- 
füllung im allgemeinen nicht gefallen zu laſſen. 

Die erfte Inftanz nimmt an, daß durch die theilweife Mangelhaftigkeit ber 
beftelften Lieferung das Recht des Verkäufers, Annahme und Bezahlung des ver- 
tragsmäßigen Theils zu fordern, dann nicht ausgeihlofjen werde, wenn die Waare 
ihrer Natur nad) theilbar und fein Gejammtpreis vereinbart war, erachtet aljo 
in diefem Kalle die Rechtsregel des 5 695 eit. für nnanwendbar. In der That 
ift die Meinung, daß fid) im Handelsverfehr der Käufer eines generisch beftinmten 
trennbaren Waarenguantums auf den gedachten Rechtsſatz nicht berufen Fünne, 
jeit Pöhls — Handelsredt Th. I ©. 173 — bis in die neuefte Zeit, zumal 
für den Fall des Diftanzlaufs, in der deutſchen handelsrechtlichen Doktrin vielfach 
vertreten, auch in die Rechtsſprechung deutſcher Gerichtshöfe übergegangen, insbe— 
ſondere des vorm. Oberappellationsgerichts zu Lübeck, des vorm. Reichsoberhandels 
gerichts, des Reichsgerichts, des Hamburger Oberlandesgerichts und des erſten 
Senats des Oberlandesgerichts zu Dresden. Zu vergl. *) 


*) Anm. ber Red. vergl. auch Annalen des D.L.G.'8 Dresden, Bd. 18 ©. 92 fla. 
Ferner ift in einem Urtheile des D.2.6.'3 Dreöden vom 80. März 1894 (O. IV. 10/93) 
Folgendes bemerkt: 

Das Berufungsgericht hält an der von ihm bisher 

zu vergl. Annalen des Königl. Sächſ. D.2.G.8 Bd. 10 ©. 53/54 
befolgten Rechtsanſicht feft, daß bei einem in Raten zu erfüllenden Lieferungsgefhäft der 
Verzug in betreff einer oder einzelner Raten den anderen Kontrahenten im Allgemeinen nicht 
dazu berechtigt, fih vom Bertrage überhaupt loözufagen. Diejer a. a. D. für den Fall des 
Lieferungs verzugs des Verkäufers entwidelte Rechtsgrundſatz hat aud im Falle eines 
dem Käufer bezüglich einer oder mehrerer Theillieferungen zur Laſt fallenden Zahlungs: 
verzugs dergeftalt Anwendung zu leiden, daß dad Nüdtrittärecht des Verkäufers jedesmal 
nur wegen denjenigen Raten, mit deren Bezahlung fih der Käufer im Verzuge befindet, zur 
Entftehung gelangen kann, alfo nidt Pla greift, wenn, mie im vorliegenden alle, der Ber: 
fäufer mit der Lieferung der Zahlung vorauszugehen hatte. Dieſe Anſchauung beruht aber 
nicht, wie der Bellagte vermeint, auf einer Berneinung des einheitlihen Charakters des ganzen 
Vertrags, welder erftere vielmehr aud nad Anfiht des Berufungdgerichtd anzuerkennen ift 
und fich insbefondere in der Wirkung eines dem Berläufer nad $ 768 des B.G. B.'s zuzu: 
geftehenden Zurüdhaltungsrecht® binfichtlich ber fpäteren Lieferungdraten äußert, fondern auf 
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Kletke, Präjudizien, Bd. 2 Nr. 1272 und 1274; Entiheidungen des 
Reichs-⸗O.H.G.'s Bd. 19, S. 188; Bolze, Praris des Reichsgerichts, 
Bd. 6 Nr. 544; Goldſchmidt's Zeitihr. für Handelsrecht Bd. 38 
©. 204 Nr. 212, Bd. 40 ©. 508 Nr. 197; Seuffert’s Ardiv 
Bd. 41 Nr. 41; Annalen des D.R.G.E zu Dresden Bd. 3 ©. 336; 
Wengler’s Archiv Jahrg. 1883 ©. 217. 

Es bedarf aber hier feiner weiteren Prüfung diefer nicht allgemein gebilligten 
Rechtsanſicht — 

vergl. dv. Treitzſchke, Kauflontrakt $ 63 ©. 243; Goldihmidt, Hand: 

buch des Handelsrehts Bd. I S 63 Nr. 29; Erf. des Oberappellations: 
gerihts zu Dresden in der Zeitihr. für Handelsreht Bo. 5 ©. 274; 
Thöl, Handelsreht Theil II S 222; Entjheidungen des Reichs— 
O.H.G.'s Bd. 5S. 108, Bd. 8 S. 77T, 106, Bd. 16 ©. 192, Bd. 21 
©. 236, Bd. 24 ©. 358; Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 4 
©. 8; Bolze, Praxis des Neihsgerihts Bd. 12 Nr. 451, Bd. 15 
Nr. 365 —, 
da es im vorliegenden Falle an einer Vorausſetzung derjelben gebridt. 

Nah den Ergebniffen der zweitinftanzliden Beweiserhebung erweift ſich 
nämlih die Annahme der erften Inftanz, daß e8 fid) um eine theilbare Waaren- 
jendung handle, al8 unhaltbar. Die Beklagte bezeichnete bei der brieflihen Be— 
itellung vom 12. Mai 1894 die zu liefernden Häute als eine Probe, als welde 
die beftellte Lieferung aud ihrer Größe nad) erſcheint und von der Klägerin jelbft 
nah ihren Zufhriften vom 25. und 29. Mai 1894 angefehen wurde. Da die 
beflagte Firma eine Gerberei betreibt, jo ift anzunehmen, daß die bezwedte Probe 


der in Fällen der vorliegenden Art nad der Abficht der Kontrahenten als Regel vorauszu— 
fegenden Theilbarkeit ded Bertragsgegenftandes. hr entipridt es, den Verzug be« 
treffö einer einzelnen Theillieferung nicht mit einem bie Bertragserfülung im Ganzen be: 
treffenden Berzuge zu identificiren, fondern die Möglichkeit eines nad feinem Gegenftande 
und feinen gefeglihen Wirkungen auf die einzelne Rate befhränkten Lieferungs- wie Zahlungs: 
verzugd anzuerfennen, Die vom Bellagten für feinen abweichenden Standpunkt angezogene 
Entfheidung eines anderen Senated des Berufungdgerichts 
— Bengler’3 Ardiv 18% ©. 680 fla. — 

fteht dem nicht entgegen, da fie aus der — wie ſchon gedacht, auch vom erfennenden Senate 
angenommenen — Ginheitlichfeit ded Bertragd Folgerungen nicht für die Trage des Verzugs: 
eintrittö, fondern für die in 515 der K.D. beftimmten Wahlbefugnifie ded Konkursverwalters 
unter befonderer Berüdfihtigung der aus der Entjtehungsgefhichte diefer Gefegeöbeftimmung 
zu entnehmenden Auslegungsmomente zieht. Gbenfomenig läßt fich gegen die Berechtigung 
der vorftehenden Auffaffung einwenden, daß fie Fälle, in welchen es bei ihr auf Grund des 
Art. 854 des H.G. B.'s zu einem Nüdtrittörechte ded Verkäufers gegenüber dem mit der 
Zahlung fäumigen Käufer kommen könne, nicht übrig laffe. Denn bei allen in Raten zu 
erfüllenden Lieferungdverträgen, bei denen ſich der Käufer zur Vorausbezahlung des Kaufs 
preiſes verpflichtet hat, ift für ein Nüdirittörecht des Verkäufers hinſichtlich der verfallenen 
Raten Raum gegeben. 
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nit in einer bloßen Befihtigung beftehen, fondern daß mit den gefauften ſchnitt— 
freien Häuten ein Verſuch im Wege der Verarbeitung gemadjt werden jollte, Der 
Sahverftändige M. hat nun beftätigt, es jei durchaus zwedmäßig, nur Häute von 
einer und derjelben Herkunft in einem Eſcher zu verarbeiten, und es entiprede 
einem vationellen Verfahren, einen Eſcher mit der ganzen Anzahl Häute, auf die 
er berechnet ift, zu füllen. Es muß aber, zum mindeften in Ermangelung gegenz 
theiliger Beweisgründe, nad) dem Gutachten des Sadverjtändigen, wonad eine 
ſolche Eſcher-Größe die gewöhnlichſte und häufigfte ift, davon ausgegangen werden, 
daß aud die Eier in der Gerberei der Bellagten auf wenigftens 20 Stüd ein- 
gerichtet find, um jo mehr, als diefelbe im vorliegenden Falle gerade diefe Anzahl 
zur Probe beftellt hat. Hierans ergiebt ſich, daß die Bellagte, wenn fie die Hälfte 
der empfangenen Häute ſchon vor der Verarbeitung als untauglih ausjceiden 
mußte, den Verjud mit dem Reſte nur in unzweckmäßiger Weife ausführen konnte, 
jo daß der Werth, welden die vertragsmäßigen 10 Häute für fie hatten, durd) 
das Fehlen der übrigen 10 Stüd beeinträdtigt wurde, Dazu fommt aber, daß, 
wie der Sadjverftändige M. weiter verſichert, eine Probe auf die Beſchaffenheit 
derartiger Häute mit mindeftens 20 Stück gemadt werden muß, da ihre Bes 
handlungsweife an den einzelnen Herkunftsorten eine jehr verſchiedene ift und einen 
wejentlihen Einfluß auf die Tauglichkeit der Häute bei der jpäteren Verarbeitung 
äußert. Unter diefen Umftänden war die Lieferung der 20 Ochſenhäute als eine 
wirthſchaftliche Einheit zu betrachten. 

Hiernad) ift der, Einwand der Bellagten, wenn man ihn dahin auffaßt, 
daß fie nad) $ 859 verb. $ 695 des B. G. B.'s ihre ganze Gegenleiftung bis zur 
vollftändigen Erfüllung jeiten des Verkäufers zurücdhalten dürfe, gereditfertigt. 
Nah obigem liegen aber aud) die Vorausjegungen vor, unter denen der Käufer 
nad) $ 916 des B. G. B.'s beredtigt ift, wegen Nehlerhaftigfeit einzelner Stücke 
einer Lieferung die Aufhebung des Kaufvertrags rückſichtlich des Ganzen zu bean— 
ſpruchen. Die Einvede würde daher aud) dann zu beachten fein, wenn fie dahin 
aufzufafien wäre, daß die Beklagte gemäß SS 909 lg. des B.G. B.'s wegen 
der ehlerhaftigkeit der 10 Stüd Wiederaufhebung des gefammten Kaufgeſchäfts 
fordere. 


Erlöſchen der beflagten Handelögeiellichaft während des Prozeſſes. Be: 

weislaft, wenn der Kläger ſich auf Angemefjeuheit des Preiſes, der Beklagte 

auf Preispereinbarung bezieht. Recht des Käufers auf Berbefferung der 
mangelhaften Sache? ($ 768, 8 909, 8 922 des B.6.B.S.). 


Urtheil des D.L.G.3 Dredden vom 29. Januar 1892, O. IV. 6/90, 
Der Kläger hat gegen die Handelsgeſellſchaft in Firma C. E. K. und deren 


Theilhaber, die Kaufleute K. und F., Klage auf Bezahlung eines Wärmſchrankes 
und einer Wärmpfanne unter Bezugnahme auf die Angemefjenheit der berechneten 
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Preife Klage erhoben, Die Beklagten haben geltend gemadt, daß für die ge- 
lieferten Gegenftände ein Preis vereinbart worden fei; fie halten ſich aud zur 
Zurüdhaltung des Preifes bis zur Verbeflerung der angeblich undicht gearbeiteten 
Wärmpfanne für befugt. 

Die Parteien haben ſich noch darüber einverftanden erklärt, daß der Mit« 
beflagte 3. im Laufe des Berufungsverfahrend aus der Firma ausgejhieden, daß 
diefe Veränderung im Handelsregifter eingetragen und öffentlich befannt gemacht 
worden ift und daß jeitdem dev Mitbeflagte K. der alleinige Inhaber der Firma ift. 

Ueber die einjhlagenden Fragen wurde in dem Berufungsurtheile Folgendes 
bemerft: 

Die Veränderung, welde im Laufe des Berufungsverfahrens auf Seiten 
der verflagten Partei durd das Ausiheiden des Mitbeflagten F. aus der in erfter 
Yinie verflagten Handelögejellihaft in Firma „C. E. 8." eingetreten ift, hat 
weder für den Fortgang des Rechtsſtreits noch für die Beurtheilung des Streit: 
verbältniffes Bedeutung. Der ausgejhiedene Geſellſchafter bleibt dem Gläubiger 
der Geiellichaft aus den bisherigen Geſchäften nad) wie vor verhaftet jelbft dann, 
wenn ex fi) über die dadurd) begründeten Schulden mit feinem Gejellihafter aus- 
einandergejeßt hat (vergl. Entiheidungen des Reichsoberhandelsgerichts Bd. 5, 
©. 392). Dit Fortdauer des BVerhältniffes F. als Prozekpartei aber war ſchon 
dadurd; bedingt, daß die Klage von vornherein gegen ihn perjönlid mit gerichtet 
war (vergl. Entideidungen des Reichsoberhandelsgerichts Bd. 9, S. 17). 

Zwar ift durd) das Ausiheiden F.'s aus der nur zwiſchen ihm und dem 
Bellagten K. beftehenden offenen Handelsgeſellſchaft dieſe ſelbſt zur Erlöſchung ge- 
lommen. Allein dies hat nur die Folge, daß die Gejellihaft aufgehört hat, als 
Partei zu figuriren und dies durch eine entſprechende Aenderung dev Ueberſchrift 
des Urtheild zum Ausdrucde gebracht werden mußte *). 

Die erfte Inftanz bat das ſich auf die Preisvereinbarung beziehende An- 
führen der Beklagten als Einrede behandelt. 

Nah der Anſicht des Berufungsgerihts, mit welcher die Rechtſprechung des 
vormaligen Königlich Sächſiſchen Oberappellationsgeridhts ſowie diejenige des vor— 
maligen Reichsoberhandelsgerichts und anjheinend aud die Rechtsmeinung des 
Reichsgerichts übereinftimmt, 

vergl. Annalen des vorm. Königlich Sächſiſchen Oberappellationsgericts 
N. F. Bd. 7, ©. 356, Bd. 10, S. 289,”479, II. F. Bd. 1, S. 508. 

Entiheidungen des vorm. Reichsoberhandelsgerichts Bd. 3 Seite 248 fig. 
Bd. 11, ©. 362, Bd. 13, ©. 213, Bd. 23, ©. 53, 

Entiheidungen des NReihsgerihts Bd. 2, ©. 195, Br. 3, ©. 122, 
Bd. 18, ©. 158 

*») Anm. Der Eingang des Berufungsurtheild lautete: „In Sachen der offenen 


Handelögefellfchaft unter der Firma CE. €. K. ſowie deren Theilhaber, ded Kaufmanns K. und 
des Kaufmanns F, und nunmehr der Letteren Beiden allein,” 
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ift es für die Regel als Leugnen des Klaggrunds, nicht als Einrede anzufehen, 
wenn die Darjtellung des Beklagten nur darauf hinausfommt, daß der Kläger 
die Thatfahen, auf welche ſich fein Anſpruch gründet, nicht richtig oder nicht voll: 
ftändig wiedergegeben habe, und diefe Eigenſchaft hat hier das Vorbringen der 
Beklagten. Denn es liegt die Behauptung darin, daß hinſichtlich des Preifes der 
Vertragsabihluß in anderer Weile ald vom Kläger angegeben werde, zu Stande 
gefommen jei. Die Beweislaft trifft daher in diefem Punkte den Kläger. 

Die Beflagten wenden ferner ein, die Wärmpfanne ſei jo undicht gearbeitet, 
dak fie das Waſſer durchlaſſe, und wollen bis zur Befeitigung dieſes Mangels 
die Gegenleiftung zurüdhalten. Sie erhoben damit den Anjprud auf Berbefferung 
des Apparats und ein folder jteht ihnen nicht zu. 

Die Lieferung der Wärmpfanne ift als Kauf zu behandeln. Es ändert an 
diefer Eigenſchaft des Bertragsverhältniffes nichts, führt insbeſondere nicht zur 
Annahme eines Verdingungsvertrages, daß der Kläger zugleich die Aufftellung des 
Apparates an Ort und Stelle übernommen hatte. Denn diefe Leiſtung hat, in- 
fofern fie, wie die Parteianführungen hinreichend erfennen laffen, nicht bejondere 
Vorkehrungen auf dem Grund und Boden jelbjt erforderte, nur den Charakter 
einer Nebenleiftung untergeordneter Art, welche für die Beurtheilung des Vertrages 
als Ganzen feine Bedeutung hat, 

vergl. Wengler, Archiv Yahrgang 1886 ©. 113 fig. verb. mit Annalen 

des Dberlandesgerihts Bd. 9 S. 557 flg., Bd. 10 ©. 62 fig. 

Der Käufer, weldem behufs der Xertragserfüllung eine fehlerhafte Sadıe 
geliefert worden ift, hat, falls er es, was ihm beim Gattungsfaufe freiftcht, nicht 
vorzieht, die als Vertragsleiftung ihm angebotene Sache zurüdzuweifen und Lie— 
ferung einer anderen dem Vertrag entipredenden Sache zu fordern, 

vergl. Motive zu $ 909 B.6.B. in Siebenhaars Kommentar Bd. 2 

S. 149, 2. Aufl., Entjheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 

B.1, S.55, Goldſchmidt, Zeitihrift für das gefammte Handelsrcdt, 

Bd. 19, S. 115, Wengler, Archiv, Jahrgang 1889 S. 442, 750 fig. 
zur Wahrnehmung jeiner Rechte nur die Wahl zwiichen der Aufhebung des Ver- 
trages und der Minderung des Saufpreifes, bezw, unter beftimmten Voraus: 
jegungen ein Recht auf Schadenserjag ($ 909, $ 922 B. G. B.). 

Dagegen fteht ihm fein Net auf Befeitigung der vorhandenen Mängel als 
jelbftftändige Leiftung zu. Ein foldes Recht gewährt ihm weder das H. G. B., 
welches die Rechte des Käufers gegenüber einer mangelhaften Vertragserfüllung 
in diefer Richtung überhaupt nit geregelt hat, noch das Bürgerliche Geſetzbuch. 

Bergl. Wengler, Ardiv Yahrgang 1889 ©. 442. 

Damit fällt das von den Beklagten geltend gemachte Zurückhaltungsrecht, da 
es mit dem Rechte auf Verbefferung der Wärmpfanne feine Grundlage verliert 
($ 768 3.6.8.) 
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Kündigung eines Vertrags, durch den Jemand einem Andern den Allein: 
verfauf eines Artifel3 auf unbeftimmte Zeit übertragen hat. 


Urtheil des D.L.G.'8 Dresden vom 15. Januar 1890. (O. IV. 120,89). 


Thatbeitand. 

Der Inhaber des Gafthaufes „L.'s Hötel" in Dresden verlangt von dem 
Beklagten als Generalvertreter der Freiherrlich Tucher'ſchen Brauerei in Nürnberg 
für das Königreih Sachſen die Erfüllung eines Vertrags, durch welchen Beflagter 
ſich zunächſt — im November 1882 für Dresden-Altftadt — in der Folge aber 
— im Juni 1883 — aud für Dresden Neuftadt verpflichtet hat, dem Kläger 
den Alleinverfauf des Tucher'ſchen Bieres in Fäffern zum Ausſchank und Verfauf 
für die erwähnten Stadtbezirfe „auf fo lange” zu übertragen, „als Klägers monat- 
liher Konfum nit unter fünf Heftoliter ſinke.“ Durch Brief vom 19, Februar 
1889 hat Bellagter dem Kläger mitgetheilt, er löſe den Vertrag, er bat aud) feit 
diefer Zeit Tuherjches Bier in Fäffern an einen anderen Dresdner Wirth 
geliefert. j 

An Stelle des in der Klagſchrift angekündigten Antrages, feitzuftellen, daß 
der zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vertrag noch beftehe, und daß es Beklagtem 
nicht erlaubt ift, an andere Reftaurateure in Dresden ohne Klägers Genehmigung 
das Tuherihe Bier in Fäſſern zum Ausſchank direkt zu liefern, hat Kläger ohne 
Widerſpruch des Beklagten gegen diefe Aenderung deſſen Verurtheilung dahin be- 
antragt, den erwähnten Vertrag zu erfüllen und bei einer feitzujeßenden Strafe 
des Berfaufs don Tucher'ſchem Biere in Fäffern zum Ausihanf an andere 
Dresdner Abnehmer fid zu enthalten. 

Der Beklagte, welcher Widerflage auf Feitftellung des Nichtbeſtehens des in 
Rede jtehenden Vertrags erhoben Hat, hält ſich zur Löſung des Vertrags be- 
vehtigt, weil der Kläger wiederholt das feſtgeſetzte monatlihe Minimalquantum 
von 5 Heftolitern nicht abgenommen habe, indem er von der Anſicht ausgehe, 
daß dieſes Quantum ein monatlihes, abjolut beftimmtes Minimalquantum be: 
deute, während der Kläger dieſes Minimalquantum lediglid als ein durchſchnitt— 
liches aufgefaßt haben will. 

Die erſte Inſtanz ift der Hägeriihen Auffaffung beigetreten und Hat, da 
unter den Parteien feftftehe, daß der durchſchnittliche Monatskonſum des Klägers 
bisher das vertragsmäßige Minimalquantum überftiegen habe, den Beklagten unter 
Abweiſung der Widerflage dem Klagantrage gemäß verurtheilt. 

Gegen diejes Urtheil hat der Beklagte Berufung eingelegt mit dem Antrage, 
den Kläger unter Abweilung jeiner Klage dem Widerflagantrage entſprechend zu 
verurtheilen, 

Zur Begründung der Berufung macht er geltend, in den Jahren 1887 und 
1888 ſei der Konjum des Klägers an Bier außerordentlich zurüdgegangen. Er 
bafte ſich deshalb zu der im Briefe vom 19, Februar 1889 ausgeſprochenen 
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Löſung des Vertrags beredtigt. Im jedem Falle habe ihm aber das Recht zuge: 
ftanden, die Yöfung des Bertrags durd Kündigung herbeizuführen, da der Vertrag, 
wenn man die heutigen Erwerbsverhältniffe in Rückſicht ziehe, als auf ewige 
Zeiten abgeſchloſſen nicht angejehen werden könne. 

Schließlich befämpft der Bellagte die don der erften Inſtanz befolgte Anz 
fiht, daß das feftgefeßte monatlihe Minimalquantum als ein durchſchnittliches 
zu verſtehen jei. 

Kläger tritt den rechtlichen Ausführungen des Bellagten entgegen, ſpricht 
insbefondere dem Bellagten die Füglichkeit ab, aus dem Sinfen des Konjums in 
den Jahren 1887 und 1888 einen BVertragsauflöfungsgrund für fid) abzuleiten 
und behauptet, daß derartige Yieferungsverträge bei vertragsmäßiger Erfüllung 
feitens der Parteien überhaupt nicht einfeitig kündbar jeien. Ueberdies jei in 
jolden Fällen, wie der vorliegende, eine Vertragsdauer von 20 bis 30 Fahren 
nit nur allgemein üblid, fondern aud) zur Erzielung von Gewinn nothiwendig. 

Das Berufungsgeriht hat nad) Gehör eines Biergroßhändlers als Sad: 
verftändigen in theilweifer Beachtung der Berufung das erftinftanzlidde Urtheil 
dahin abgeändert, daß feftgeftellt worden ift, daß der zwiſchen den Parteien ab» 
gefchloffene Vertrag bis zum 19. Auguft 1889 beftanden hat und Beklagter bis 
zu diefem Zeitpunkt verbunden gewejen ift, den Vertrag zu erfüllen und fid des 
Verlaufs des bezeichneten Bieres in Fäffern zum Ausihanf und Verkauf an dritte, 
in Dresden wohnhafte Abnehmer zu enthalten, daß jedody der Vertrag mit dem 
19. Auguft 1889 zur Endigung gelangt ift. Betreffs des Mehrgeforderten ift 
die Klage, joweit fie auf Erfüllung des Vertrags für die Zeit bis zum 19. Au 
guft 1889 gerichtet geweſen ift, für erledigt erklärt, im Uebrigen dagegen ebenjo 
wie in Bezug auf die Zeit vor dem 19, Auguft 1889 die Widerflage abge: 
wiejen worden. 

Gründe. 

In den Gründen wird zunächſt ausgeführt, die Vereinbarung der Parteien, 
daß dem Kläger der Alleinverfauf des Tucher'ſchen Bieres übertragen fein jolle, 
„So lange jein monatliher Konjum nicht unter fünf SHeftoliter finfe”, könne nicht 
anders verftanden werden, als in der Weiſe, daß die Verpflichtung des Beflagten 
babe gelöft werden können jobald der Monatsbezug weniger als fünf Heftoliter be- 
tragen babe, daß aljo in jedem Falle, wo in einem Monate die Quantität des 
vom Kläger bezogenen Bieres das bezeichnete Minimalguantum nicht erreicht habe, 
der Beklagte beredhtigt gewefen fei, von dem Vertrage zurüdzutreten. Die Gründe 
fahren dann fort. 

Es fann aber, wie zu Gunften des Klägers in Betracht kommt, der in 
Rede ftehende Vertrag aud) nur fo verftanden werden, daß in dem Falle, wenn 
die vom Kläger in einem Monate bezogene Quantität Bier da8 Quantum von 
fünf Heftolitern nicht erreichen würde, das Vertragsverhältniß nicht ohne Weiteres 
als erloſchen zu betradpten, jondern dem Beklagten das Recht vorbehalten jein 
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folfe, den Vertrag einfeitig zu löſen, dergeftalt, daß ihm die Wahl zuftand, ob er 
von diefem Rechte Gebrauch machen oder unter Berziht auf dasfelbe den Vertrag 
fortfegen wolle, 

Unftreitig bat der Kläger zum legten Male im Auguft 1888 weniger als 
das feitgejegte Minimalquantum bezogen. Es ftand aljo dem Beklagten das vor: 
gedachte Wahlreht nad) Ablauf des Auguft 1888 zu. Wenn nun aber derſelbe 
wie im Einverftändniffe der Parteien beruht, bis in den Februar 1889 hinein 
dem Kläger weiterhin Bier in monatlihen das Quantum von fünf Heftolitern 
überfteigenden Mengen lieferte, ohne fid) alsbald nad) Ablauf des Augufts über 
fein Wahlrecht zu äußern, jo kann und konnte in&befondere vom Kläger dieſe 
Handlungsweile nur als eine ftillichweigende Willenserflärung dahin aufgefaßt 
werden, daß er auf das Recht zur Ausführung des Vertrags verzichten und den 
Vertrag mit dem Kläger, welcher ſeinerſeits durch Fortbezug des Bieres fic ‚hier: . 
mit einverftanden bezeigte, fortſetzen wolle, 

Es ftand demgemäß dem Bellagten am 19. Februar 1889 nicht mehr zu, 
auf das durd) feinen Verzicht erloſchene Recht zur Löſung des Vertrags zurüd: 
zufommen. 

Eine andere Frage dagegen ift die, ob der Beklagte nicht an fi nad) dem 
Vertrage die Füglichkeit hatte, durch einjeitige Auffündigung den Vertrag zum Er: 
föjhen zu bringen. Dieje Frage war zu bejahen. Es folgt dies, wie ſchon in 
der von dem Beklagten für fid) angezogenen Entſcheidung des 3. Givilfenats des 
Oberlandesgerits*) hervorgehoben worden ift, aus der durd den Wechiel des 
wirthſchaftlichen Bedürfniſſes und die Zweifeitigkeit des Vertragsverhältniſſes be: 
gründeten Annahme, da nad) der Abſicht der Kontrahenten jedem Theil das Recht 
habe eingeräumt werden jollen, den Bertrag durch einfeitige Willenserklärung nad) 
Ablauf einer angemefjenen Kündigungsfrift zur Endigung zu bringen und der dem 
Beklagten unter der obengedachten Vorausſetzung berehtigungsweife zugeftandene 
Vorbehalt zur fofortigen Löſung des Vertrags kann nicht zu Gunften des Klägers 
in der Weife gedeutet werden, daß ſich Beflagter hierdurch feines Rechts, den 
Vertrag aus anderen Gründen aufzulöien, habe begeben wollen. 

Im vorliegenden Falle erſcheint es um fo unbebenfliher, dem Beflagten 
das Recht zur Kündigung des Vertrags zuzuſprechen, als der Vertrag nad) 
dem Einverftändniffe der Parteien bereits eine längere Reihe von Jahren ange: 
dauert hat.*) 

Hiernad) kann es ſich nur nod um die Frage handeln, welde Kündigungs» 
frift im vorliegenden Falle Seiten des Beflagten einzuhalten geweien jei. Wenn 
man diejelbe auf 6 Monate bemefjen hat, jo beruht dies einestheil® darauf, daß 


*) Anm. dieſe Gntfch. (III. C. 24,89) betraf den Antrag des Klägers auf Erlaf einer 
einftweiligen Verfügung gegen den Bellagten. 
—) Anm. des Einf.: vergl. auch Wengler's Ardiv, 1890, S. 691 flag, 
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nad) der gutachtlichen Auslaffung des als richterlichen Gehülfen zugezogenen Sad): 
verftändigen die Einführung eines neuen Bieres in der Art de8 Tucher'ſchen bei 
den örtlichen Verhältniſſen Dresdens und der Konkurrenz nit nur bedeutende 
Seldopfer und Mühewaltung, jondern auch bejonders einen längeren Zeitraum in 
Anfprud nimmt, anderentheils darauf, daß bei der Länge des Zeitraums, während 
deffen der Vertrag bereits bejtanden bat, die Anforderung einer zweijährigen 
Kündigungsfrift, wie fie der Sadjverjtändige nad) feiner auf eine beftehende 
Uebung nit geftügten Anſicht für erforderlich bezeichnet, als zuimeitgehend zu 
betrachten war. 

Aus dem Ausgeführten ergiebt ſich, daß das Verlangen des Klägers auf 
Vertragserfüllung zur Zeit der Anftellung der urjprünglih auf Feftjtellung der 
Erfüllungspflit gerichteten Klage begründet gewejen, das Klagrecht aber im Yaufe 
des Prozeſſes — am 19. Auguft 1889 — mit dem Vertrage jelbft erloſchen ift, 
jo daß eine Verurtheilung zur Erfüllung des Vertrags nad der Beihaffen- 
heit der geforderten Yeiftung überhaupt nicht mehr ausgeiproden werden Tann, 
vielmehr für die Zeit vom 19. Auguft 1889 ab die mit der Widerflage ge- 
forderte Feititellung der Endigung des Vertrags auszufpreden ift. Wie aber eine 
im Yaufe des Prozeffes eingetretene Erledigung des Klagrechts nicht einen auf Die 
Adweifung der Klage gerichteten Ausiprud zur Folge haben kann, fo eridien es 
auch — zumal der den entgegengejeßten Erfolg anftrebenden Widerflage gegen- 
über — zuläffig und durch das Yutereffe des Klägers geboten, dem Klagantrage 
in dem geringeren Umfange eines auf die Feitftellung der Erfüllungspflicht des 
Beklagten für die Zeit bis zum 19. Auguft 1889 gerichteten Ausſpruchs ftatt- 
zugeben, der, wie die Verhältniffe hier liegen, nur eine beſchränktere Beachtung 
de8 Klagantrags enthält, welcher infoweit von dem Kläger jelbft nad $ 240 Nr. 2 
und 3 der C.P.O. zuläffiger Weife hätte modificirt werden dürfen, 

vergl. Entjheidungen des Reichsgerichts Bd. XXI, ©. 419. 
Dementjpredend war die Widerflage joweit fie auf die Feftftellung des Nicht: 
bejtehens des Vertrags für die Zeit vor dem 19. Auguft 1889 geridhtet ift, ab- 
zumeifen. 


Zum Begriffe der Novation. 
Urtheil des R.G.'s vom 2. Juli 1896. (VI. 81/96.) 


Entiheidungsgründe. 

Geklagt ift auf die Feitjtellung der vom Kläger unter Nr. 42 der A.'ſchen 
Konfurstabelle angemeldeten und vom verflagten Konkursverwalter beftrittenen 
Konkursforderung in Höhe von 14977,25 4. Zunächſt fragte fi, ob es glaub- 
haft fei, daß der durd die Abweifung diefer Klage gegebene Beſchwerdewerth, wie 
nah $ 508 der EP.D. erforderlich, mehr als 1500 betrage. Dies war 
nad) Maßgabe von $ 136 der K. O. zu bejahen, da bereit in der Klagſchrift 
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der Kläger die beftimmte Angabe gemacht hatte, daß in der Maffe ungefähr 
11*/,9/, liegen und demzufolge die Koftenberehnung in diefem Prozefje bisher 
nad einem Streitwerthe von 1700 .# gemadjt worden ift, ohne daß von der 
einen oder der anderen Seite Widerjprud dagegen erfolgt wäre. Die Nevifion 
erſchien ſomit als zuläffig. 

Für begründet fonnte jie dagegen nicht eradtet werden. Die angemeldete 
Forderung ftellt den Ausfall dar, welden der Kläger auf eine ihm gegen den 
Gemeinſchuldner A. zuftehende Darlehnsforderung von 15000 .#, für die letzterer 
ihm 15000 .# auf fein Grundftüd gewilligte Handfeften, folgend nad 40000 #, 
verjeßt Hatte, beim öffentlichen Verkaufe des Grundftücdes erlitten haben will. 
Ob die Gründe, aus denen das D.L.G. dem Kläger diefe Forderung abgeſprochen 
bat, zutreffen, kann dahin geftelft bleiben, da die Entſcheidung jedenfalls aus dem 
folgenden Grunde aufreht zu Halten fein würde Für die fraglide Schuld des 
A. Hatte die Firma Gebr. U. zu Herford am 1. Mai 1895 die Bürgſchaft 
übernommen. Zur Erfüllung diefer Bürgihaftsverpflihtung ftellte fie dann am 
25. Mai 1895 dem Kläger eine „Obligation“ aus, worin fie erklärte, dieſem 
15000 „# aus einem Darlehen jhuldig geworden zu fein, ſich verpflichtete, dieſes 
Kapital mit 5%, jährlid zu verzinfen und nad) vorheriger dreimonatiger Kün— 
digung zurüdzuzahlen, und dem Kläger dafür 15000 .# annoch von ihr auf das 
inzwiſchen von ihr erfaufte bisherige Grundſtück des Gemeinſchuldners zu willigende 
Handfeften, folgend nad) 40000 .4, verpfändete. . Hieraus folgt ohne Weiteres, 
daß die Forderung, welde dem Kläger gegen den Gemeinſchuldner zuftand, getilgt, 
oder höchſtens vielleiht auf Gebr, U. übergegangen ift, jedenfalls aljo dem 
Kläger nit mehr zufteht, wie dies auch ſchon vom Yandgeridte angenommen 
worden ift. Das Berufungsgeridt freilih ift gerade diefer Begründung der 
Klagabweifung entgegengetreten, und hatte injofern aud Veranlaſſung dazu, als 
das Landgericht hier mit dem Begriffe der Novation operirt hatte. Eigentlich ted)- 
nifc Heißt „Novation” im gemeinen Rechte nur dasjenige Rechtsgeſchäft, bei dem ſich 
Uebernahme einer Berpflihtung und Aufgeben einer bis dahin beftehenden For- 
derung gleihen Inhaltes als Leiftung und Gegenleiftung gegenüber ftehen, 1 1 
pr. D. de nov. 46,2. Bon diefem Rechtsgeſchäft gilt der Sat, daß im 
Zweifel feine Novation, jondern nur der Hinzutritt einer acceſſoriſchen Verbind— 
lichfeit anzunehmen iſt; vgl. Entſcheidungen des R.G.'s in C.S. Bd. 14, 
©. 210 flg. Hier paßt aber diefer Sa nit. Denn hier find, wie es heut— 
zutage jehr Häufig vorkommt, die Kontrahenten, nämlich Gebr. U. und der Kläger, 
übereingefommen,, daß die bisherige Schuld, hier die Bürgſchaftsſchuld, Kurzer 
Hand als bezahlt gelten, und der Zahler, hier die Firma Gebr. U., das Geld 
gleich als Darlehen behalten ſolle. Was bier vorgegangen ift, ift allerdings ſicher 
feine Novation im techniſchen Sinne; dagegen liegt rechtlich eine wirkliche Zahlung 
der Bürgihaftsihuld und ein wirklicher Darlehnsvertrag vor, nad 1 15 D. de 
R. C. 12,1. Will man einen jolden Vorgang dennod als Novation in einem 
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weitern Sinne bezeichnen, jo ift jedenfalls fein Anlaß zum Zweifel darüber ge- 
geben, ob das ältere Schuldverhältnig aufgehoben fein follte; ohnedies wäre viel- 
mehr der Hergang überhaupt nicht denkbar; denn es ift begrifflih unmöglich, daß 
ein Schuldner diejelbe Geldfumme zugleid) aus einer Bürgidaft und aus einem 
Darlehn ſchulde. Daß bier der Hergang jo war, fteht formell ganz feſt; da 
nit nur die Urkunde jo lautet — dieſer gegenüber Fünnte nod) ein abweichender 
wahrer Vertragswille behauptet fein —, jondern aud) die Darftellung des Klägers 
jelbft nad dem Thatbeſtande erfter Inftanz gerade dahin gegangen ift, e& babe 
damit die Bürgihaftsverpflitung der Gebr. U. erfüllt werden ſollen. Dem— 
gegenüber war die jpätere, vom D.L.G. hervorgehobene Bemerkung des Klägers, feine 
Forderung an A. jei damit feineswegs getilgt, nur eine falſche Redtsausführung ; 
denn wenn der Bürge den Gläubiger völlig befriedigt hat, kann der leßtere auch 
nichts mehr vom Hauptiduldner zu fordern haben. 

Da fomit die Revifion zurücigewiefen werden mußte, waren nad) $ 92 
Ab. 1 C. P.O. aud die Koften diefer Inftanz dem Kläger zur Laft zu legen. 


Anfechtung eines Beichluffes der Generalberſammlung einer Aftiengejell- 

ichaft wegen nicht ftatutenmäßiger Einberufung. Iſt gegenüber der Er- 

Härung Jemandes, dab er an einen Andern feinen Aniprud bez. einen 

gewiſſen Anſpruch nicht mehr babe, eine die Rechtmäßigleit dieſer Er- 

tlärung beftreitende Klage Diefes Andereu möglih? Negative Feit- 
ſtellungsklage. 


Reichsgericht VL Civ⸗Sen. Urth. v. 16. November 1896. VI. 198/96. 


Von dem Vorſitzenden des Aufſichtsraths einer Aktien-Bierbrauerei in 
Kitzingen war in den hierzu beſtimmten Blättern eine Generalverſammlung auf 
den 29. Dezember 1893 einberufen worden. Auf der Tagesordnung ſtand u. A. 
der Antrag, den nachmaligen Klägern O. und C. R. v. D., dem Erſteren als 
Aufſichtsrath, dem Letzteren als Gründer und eventuellen Gründer, vollkommene 
Decharge zu ertheilen. Die Kläger ſtellten den Antrag auf Anberaumung einer 
neuen Generalverſammlung, eventuell auf Vertagung, und als dieſe abgelehnt 
wurde, verlangten ſie Verwerfung des erwähnten Antrags, wonach ihnen ſelbſt 
vollkommene Decharge ertheilt werden ſollte, indem ſie geltend machten, ihre Ent— 
laſtung ſei bereits nach Art. 213e und 226 des H.G.B.'s eingetreten, eine 
Dedarge-Ertheilung Seiten der Aftiengejellihaft ſei alfo gegenftandslos. Der von 
ihnen befämpfte Antrag wurde aber mit 242 gegen 43 Stimmen angenommen. 
Sie erhoben, nahdem inzwilchen Konfurs zum Vermögen der Aktiengefelliaft er- 
öffnet war, Anfehtungsflage gegen den Vorftand der Aftiengejellihaft, gegen die 
Mitglieder des Aufſichtsraths und die durch den Sonfursverwalter vertretene 
Aftiengejellihaft mit dem Antrage, den Beſchluß der Generalverfjammlung, die 
ihnen ertheilte Dedarge betreffend, als nichtig und rechtswidrig aufzuheben. Die 
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Klage wurde in erjter und zweiter Inftanz abgewiejen und die Reviſion mit 
der nadjtehenden Begründung zurückgewieſen, aus der fid) der weitere Sad): 
ſtand ergiebt. 

Das Berufungsgeriht erachtet die Anfechtungsflage ungeadjtet der Konkurs: 
eröffnung für ftatthaft und die Vorausjegung der Erklärung des Widerſpruchs 
gegen den Beſchluß für gegeben, die Einberufung zur Generalverfjammlung zwar 
für formwidrig, die Formwidrigfeit aber für einflußlos. Es erkennt ferner an, 
daß die Anfehtungsflage nicht des Nachweiſes eines bejonderen redhtlihen In— 
tereſſes bedürfe, jondern ſchon durd das Intereſſe begründet fei, daß fein mit dem 
Geſetze oder dem Gejellihaftsvertrage im Widerſpruch jtehender Beſchluß Rechts— 
wirfjamfeit erlange, erachtet aber aud) den auf die angebliche Unzuläffigkeit der 
Dedarge-Ertheilung geftüßten Klagegrund für Haltlos, da diefe Erklärung gegen 
fein Geſetz verftoße. 

Die Reviſion macht geltend, der Anfedhtende habe nur die Gejehes- oder 
Statutenverlegung nachzuweiſen. Sache des Gegners jei es, den Beweis zu er- 
bringen, daß die gerügte Verlegung auf das Zuftandefommen des angefochtenen 
Beihluffes ohne allen Einfluß gewejen jei. Verletzungen dagegen, deren Einfluf 
ſich nicht mit Beftimmtheit überjehen Lafje, begründeten ſtets die Anfechtung. 
Hierzu gehöre der vorliegende Fall. Weil die Berufung der Generalverfammlung 
und die Feftftellung der Bekanntmachung nidt von dem durd das Statut dafiir 
beftimmten Organ erfolgt jei, habe fein Aktionär davon Notiz zu nehmen gebraudt. 
Nah Inhalt des Protofolls über die Generalverfammlung vom 29. Dezember 
1893 ſeien auch von dem Aktienkapital von 420000 .# in der Berfammlung nur 
276000 4 vertreten gewejen, wovon für den Dedargebefhluß nur 242000 .# 
geftimmt hätten. Es laſſe ſich nicht aufklären, ob nit im Falle vorſchrifts— 
mäßiger Ladung die fehlenden 144000 .# jämmtlid) oder zum Theil vertreten 
geweſen jein würden, und ob nidt durd deren Theilnahme an der Diskuffion 
das Endergebniß ein anderes geworden wäre. Darauf, ob die beiden Aufjichts- 
rathsmitglieder 8. und H. durch ihr nachheriges Verhalten ihr Einverftändnik 
mit dem Vorſitzenden des Aufſichtsraths W. zu erfennen gegeben, fomme es nicht 
an. Ueberdies feien fie dem Dedargebeihlug nicht beigetreten, Es ſei Beweis 
angeboten worden, daß die beiden Auffihtsrathemitglieder, R. K. und H., bei 
Beginn der Generalverfammlung erflärt hätten, fie jeien um die Einberufung einer 
Generalverfammlung gar nit gefragt worden, eine Auffihtsrathsfigung über die 
Einberufung einer Generalverfammlung habe überhaupt gar nicht ftattgefunden, 
fie würden entſchieden gegen eine Generalverfammlung mit folder Tagesordnung 
geftimmt haben, da fie gegen jede Dedargeertheilung jeien. Die vom Berufungs: 
gericht angewendeten Grundjäge könnten nur angewendet werden, wo die be- 
ſchließende VBerfammlung eine Generalverfammlung gewejen fei. Generalverjammlung 
im Sinne des Gejeßes fei nur eine folde, die von dem geſetzlich oder ftatuten- 
mäßig beftimmten Organ unter gleichzeitiger Mittheilung dev von demjelben Organ 


80 Altiengefellihaft. Generalverfammlung. Anfechtung. 


feftgeftellten Tagesordnung berufen jei. ine durch ein anderes Organ einberufene 
Verſammlung ſei feine Generalverfjammlung. Deren Beidlüffe jeien nichtig und 
bedürften nicht erſt der Anfechtung. 

Die Revifion konnte nit für begründet erachtet werden. 

Nehtsgrund der Anfehtung aus Artikel 190a und 222 des Handelögejeh- 
buchs in der Fajjung des Gejeges, betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
und die Aftiengefellihaften vom 18. Juli 1884, ift Verlegung des Geſetzes oder 
des Gejellihaftsvertrags. Unter Verlegung des Gejeßes fällt die Verlegung jeder 
Rechtsnorm, materiellen oder formellen. Die Anfehtung fann jomit auf die Ber- 
legung von Gejeß und Statut begründet werden, die bei der Vorbereitung der 
Generalverfammlung erfolgt ift. 

Das Berufungsgericht ftelt nun feit, daß die Einberufung der General- 
verſammlung nicht durch den Vorftand erfolgt fei und daß der Einberufung des 
Borfigenden des Auffihtsratds eine Beſchlußfaſſung des Auffihtsraths, ſei es zu 
Protofoll oder durch Zirfularabftimmung, hätte vorausgehen follen. 

Aus der nah dem Thatbeftande des Berufungsurtheils verlefenen öffent: 
lichen Bekanntmachung vom 8. Dezember 1893 im Zufammenhalt mit $ 31 der 
Statuten, deren einſchlägige Beftimmungen gleihfall® verlefen wurden, ergibt fid) 
aber, daß die Bekanntmachung jelbjt in der vorgeſchriebenen Form durch Erlaß 
des Vorſitzenden des Auffihtsrath8 unter der Firma der Gejellihaft erfolgte. 

Unter welden Borausjeßungen Mängel der Berufung der Verfammlung 
den Charakter einer Generalverfammlung mit der Wirkung benehmen, daß die Be- 
ſchlüſſe als nichtig einer Anfehtung gar nicht bedürften, ift ftreitig. (Vergl. 
Staub, Kommentar z. A. D. Handelsgefeßbud, III. und IV. Aufl. S. 559. 
Peterjen-Pehmann a. a. O. ©. 218, 219. Ring, das Reichsgeſetz, be: 
treffend die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien zc. II. Aufl. S. 581). Geht man 
auch von der Unterſcheidung zwiſchen dem Wal der Berufung durd ein unzu- 
ftändiges Organ und dem Falle der ordnungswidrigen Berufung durd ein zu— 
jtändiges Organ aus, (Staub a. a. O. ©. 559, Peterfen-Pehmann a. a. O. 
S. 219), jo würde hier dod nur die zweite Alternative in Frage fommen und 
demgemäß aud nad) diefer Unterfdheidung die Verfammlung vom 29, Dezember 
1893 als Generalverfammlung gelten. 

Wie aud das Reichsgericht anerfannt hat, findet aber die Anfechtung ihre 
Grenze in der Einflußlofigfeit dev Verlegung, Staub a, a, O. ©. 491, 422. 
Entjheidung des Reichsgerichts I. Givilfenats vom 15. November 1893 in 
Saden 2. gegen ®. 1. 272,93. Bolze Bd. 17 Nr. 533. 

Das Berufungsgeridt findet dieſe Einflußlofigfeit darin, daß die Mitglieder 
des Auffihtsraths ihr Einverftändnig mit der Art der Einberufung und dem In- 
halte derjelben durch ihr Verhalten zu erkennen gegeben. Ob dieſes Einverftänd- 
ni dem Beweisanerbieten der Kläger gegenüber aud) auf Seite der Auffihtsräthe 
K. und H. angenommen werden durfte, mag ebenfo dahin geftellt bleiben, als die 
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Frage, ob die nachträgliche Zuftimmung der Auffihtsräthe unter allen Umftänden 
den Formmangel zu heben vermöchte. Entſcheidend für die Annahme der Einflup- 
lofigfeit einer ſolchen Formmidrigfeit ift, daß ihr weder die VBerfümmerung des 
Rechtes eines Aftionärs noch ein Einfluß auf das Zuftandefonmen des ange: 
fohtenen Beſchluſſes zugefchrieben werden kann. Die Revifion madt allerdings 
geltend, daß die Theilnahme ausgebliebener Aktionäre an der Disfuffion möglicher 
Weiſe das Ergebniß der Abftimmung beeinflußt haben würde. Die Bekannt— 
mahung der Einberufung wäre aber genau in derfelben Form erfolgt, wenn der 
Formmangel nicht vorgelegen hätte, die Berufung fomit auf Grund eines Be— 
ihluffes des Auffihtsraths veröffentlicht worden wäre, Nad Außen ift jomit die 
vorgelegene Ordnungswidrigfeit nit in die Erſcheinung getreten. Dafür, daß 
diefer Vorgang befannt geworden und etwa irgend ein Aktionär fid) deshalb vom 
Beſuche der Generalverfjammlung Hätte abhalten laſſen, liegt nichts vor, Die 
Ordnungswidrigkeit durfte daher für einflußlos erachtet werden. 

Der Ausführung des Berufungsgerichts, daß feine Rechtsnorm beftehe, ge- 
mäß der ein wirklich oder vermeintlich Berechtigter nicht befugt fei, feine Anerkennung 
dahin zu erflären, daß ihm feine Anſprüche gegen einen Dritten oder foldje nicht 
mehr zuftehen, konnte mur zugeftimmt werden. Der Beihluß verftöht gegen fein 
Geſetz oder irgend eine Rechtsnorm. Wer amerfennt, daß er feinen Anſpruch 
gegen einen Dritten babe, greift in deſſen Rechte nicht ein. Feſtſtellungsklagen 
aber betreffen das Beſtehen oder Nichtbeftehen eines Rechtsverhältniſſes. Für die 
bloße Fejtitellung eines Aufhebungsgrundes für ſich gegenüber der Anerkennung, 
daß ein Schuldverhältniß nicht beftehe, gibt es Feine Klage. 

Die Revifion war daher als unbegründet zurückzuweiſen. 


Tragweite einer gerichtlichen Enticheidung, durch welche vor dem Inkraft— 

treten des Gejeges zum Schutze der Waarenbezeihnungen vom 12. Mai 

1894 eine Klage darauf, dab ein Anderer ſich eines gewiflen Waaren- 

zeihens nicht bedienen dürfe, rechtöfräftig abgewieſen ift, für die Rechts— 
verhältniffe nach dem Inkrafttreten jenes Geſetzes. 


RG. 1. Eiv,S. Urth. vom 2, Dezember 1896. I. 280/96. 


Für die Beklagte, die Gelellihaft D. & Co., war am 22, Januar 1891 
in das Zeichenregifter des Amtsgerichts zu Frankfurt a M. ein Waaren- 
zeihen für Verpackung von Seife eingetragen worden, beftehend in einer ovalen 
Marke, in deren Umgrenzung fi eine figende Eule befindet mit dev Umſchrift 
„Doerings Seife, Preis 40 Pfennige”. 

ALS darauf die Klägerin eine Seife unter Benußung einer ovalen Marke, 
in deren Umgrenzung fi ein fißender Adler mit der Umfchrift „Apotheker 3. C. 
Doering’s Seife, Preis 40 Pfennige” befindet, in den Handel bradte, erhob die 
jegige Beklagte Klage gegen fie auf Ausiprud der Nichtberechtigung zur Bezeich— 

Araid für Bürger, Recht u. Progeh. VII. 6 
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nung von Seife mit dem für fie, die damalige Klägerin, eingetragenen Waaren- 
zeihen oder mit ihrer Firma und zum Feilhalten folder Seife, ſowie auf 
Schadenserfag. Dieſe Klage wurde jedoch durch Urtheil des Landgerichts J zu 
Berlin vom 28. November 1892 als unbegründet abgewiejen, und dieſes Urtheil 
ift rechtskräftig geworden, 

Am 19. Juni 1893 wurde dann das erwähnte Waarenzeihen mit dem 
Adler für die jeßige Klägerin, die Firma P. & F., in das Zeichenregiſter des 
Amtsgerichts zu Charlottenburg eingetragen. 

Nahdem das Reichsgeſetz zum Schutze der Waarenbezeihnungen vom 
12, Mai 1894 in Kraft getreten war, meldete die Klägerin das Zeichen mit dem 
Adler, die Bellagte das Zeichen mit der Eule beim Reichspatentamt zur Eins 
tragung in die Zeihhenrolle an. Gegen die Eintragung des von der Stlägerin 
angemeldeten Zeichens erhob die Beklagte Widerſpruch wegen Uebereinftimmung 
dieſes Zeichens mit dem für fie, die Beklagte, in das Zeichenregifter des Amts— 
gerichts zu Frankfurt a. M. eingetragenen Zeihen. In Folge dieſes Widerſpruchs 
wurde durd Entideidung des Patentamts, Abtheilung für Waarenzeichen, Die 
Eintragung des don der Klägerin angemeldeten Zeichens wegen Uebereinſtimmung 
mit dem älteren für die Beklagte eingetragenen Zeichen verjagt, und die dagegen 
von der Klägerin erhobene Beſchwerde durch Beſchluß der Beſchwerdeabtheilung 
des Patentamts vom 10. Juni 1895 als ungerechtfertigt zurückgewieſen. 

Nunmehr erhob die Klägerin Klage mit dem Antrage, die Beklagte zu verur— 
theilen, einzuwilligen, daß das für die Klägerin in das Zeichenregiſter des Amts— 
gerichts zu Charlottenburg eingetragene Waarenzeichen in die Zeichenrolle des Patent: 
amts übertragen werde. Cie ſtützt fi auf das oben erwähnte Urtheil des Yand- 
gerihts I zu Berlin vom 28. November 1892 und die Eintragung in das 
Zeihenregifter des Amtsgerichts zu Charlottenburg. 

Die Klage wurde in allen Inftanzen abgewieſen; die Gründe des Urteils 
des Reichsgerichts lauten: 

Nah 8 6 Ubi. 2 des Gefehes zum Schuß der Waarenbezeihnungen vom 
12. Mai 1894 ift die Entideidung des Patentamts, daß die beiden in Frage 
ftehenden Waarenzeihen mit einander übereinftimmen, eine endgültige. Cs fragt 
fi daher nur, ob der Klägerin ungeachtet diefer Uebereinftimmung ein Anſpruch 
auf Eintragung gegen die Beklagte zufteht. Mit Recht ift dies von den Inftanz- 
gerichten verneint worden. 

Die in dem Vorprozeß erhobene Klage war dagegen gerichtet, daß die jegige 
Klägerin das Zeichen mit dem Adler zur Kennzeichnung ihrer Waare benußte. 
Das diefe Klage abweijende und rechtskräftig gewordene Urtheil ftellte das jtreitig 
geweſene Rechtsverhältniß dahin feit, daß die Gejellihaft D. & Co. fortan nicht 
berechtigt war, die Geſellſchaft P. & F. an der Benutzung jenes Zeichens zur 
Waarenbezeihnung zu hindern, Nachdem jodann die zuleßt genannte Firma (die 
jeßige Klägerin) das von ihr benußte Zeihen in das Zeichenregijter des Amts— 
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gerichts Charlottenburg hatte eintragen laſſen, ergab ſich eine mittelbare fernere 
Folge des Urtheils aus dem 8 11 des Geſetzes über den Markenſchutz vom 
30. November 1874 in Verbindung mit dem aus 8 293 der E.P.O. abzuleiten— 
den Grundſatz, daß die rechtskräftig gewordene Abweifung eines Anſpruchs die 
Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache aud gegen einen ſolchen Anſpruch 
begründet, Für den der abgewiejene Anſpruch eine nothwendige Worausjeßung 
bildet. Weil die Beklagte (D. & Co.) nicht beredtigt war, die Klägerin von der 
Benugung des Zeichens mit dem Adler auszuſchließen, war fie auch nicht in der 
Yage, die Löſchung dieſes Zeichens, nachdem es eingetragen worden war, herbei- 
zuführen. Sie mußte es als ein durd das Gejeh vom 30. November 1874 
geſchütztes gelten laſſen. Weiter aber reiht die Tragweite des in dem Vorprozeß er- 
gangenen Urtheils nicht. Es entzieht der Beklagten nicht die Befugniß, auf Grund 
ihrer älteren Zeihenanmeldung vom Jahre 1891 Widerjprud dagegen zu erheben, 
daß die Klägerin für das von ihr benußte Zeihen aud den Schuß des neuen 
Geſetzes erlangt. Anders läge die Sadje mur dann, wenn das Geſetz vom 
12. Mai 1894 beftimmte, daß die in die amtsgerichtlichen Zeichenregiſter einge: 
tragenen Waarenzeihen nad) erfolgter Anmeldung beim Patentamt ohne Weiteres 
in die Zeichenrolle einzutragen feien. Das ift aber, wie fi aus 8 24 des Ge— 
jeges ergiebt,- nicht der Fall. Nur die Eintragung derjenigen in die Zeichen— 
regifter eingetragenen Zeichen, die auf Grund eines älteren landesgeſetzlichen 
Schutzes eingetragen worden find, darf nicht verjagt werden; alle übrigen find mur 
dann in die Zeichenrolle einzutragen, wenn fie den Erfordernifjen des neuen Ge— 
ſetzes entſprechen. Die frühere Eintragung in das Zeidhenregifter oder vielmehr 
die ihr zu Grunde liegende Anmeldung hat nur Bedeutung für die frage der 
Privrität. Hiervon abgejehen, ift das Schutzrecht, das durd die Eintragung in 
die Zeihenrolle gewonnen wird, ein von ber früheren Eintragung unabhängiges, 
auf jelbftändigen Vorausſetzungen beruhendes neues Recht, nicht das alte Recht 
mit fedigli) neuer formaler Grundlage. Daraus folgt dann aber mit Nothwen— 
digkeit, dak die Eintragung in das Zeihenregifter des Amtsgerichts Charlottenburg 
und das im Vorprozeffe ergangene Urtheil nicht geeignet find, einen Anſpruch der 
Klägerin gegen die Bellagte auf Eintragung ihres Zeichens in die Zeichenrolfe zu 
begründen. 

Unerheblich it die Behauptung der Klägerin, daß zuerft jie und der mit 
ihr in Verbindung ftehende Apotheker F. C. D. in Berlin unter der damals 
noch nicht eingetragenen Adlermarke Toilettenfeife bergeftellt und vertrieben habe. 
Die blos thatfählihe Benutzung dieſes Zeihens gewährte fein Prioritätsrect 
gegenüber der zuerjt erfolgten Zeihenanmeldung der Beklagten. Unerheblich ift 
auch die fernere Behauptung, daß der Mitinhaber der beflagten Geſellſchaft, 
R. M., mit einem anderen aus Berlin ftammenden Apotheler D. zu einer 
offenen Handelsgejellihaft unter der Firma D. & Co. zujammengetreten ſei, 
um ebenfalls D.'ſche Scife in den Handel bringen zu fönnen, und daß dieſe Ge: 

6* 
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jellihaft am 30. Dezember 1890 gegründet, der genannte D. aber ſchon am 
1. Januar 1891 wieder ausgetreten und eine andere Perjon an feine Stelle ge: 
treten jei. Iſt das richtig, was die Klägerin behauptet, jo folgt daraus höchſtens, 
daß der Megifterricgter eine Aenderung der Firma der Beklagten als einer der 
Wahrheit nicht entiprehenden erzwingen könnte. So lange eine Aenderung nicht 
durchgeſetzt wird, bleibt die eingetragene Firma die Firma der Beklagten, und 
das für die Firma eingetragene Waarenzeihen ein Waarenzeihen diefer Firma. 
Im Falle einer Aenderung konnte überdies gemäß 8 5 Nr. 2 des Gejehes vom 
30, November 1874, und kann gemäß $ 3 Nr. 3 des Geſetzes vom 12, Mai 
1894 das Zeichenrecht für die neue Firma gewahrt werden. 


Nüdforderung wegen Leiftung einer Nichtichuld und wegen Mangels jeden 

Grundes vom gutgläubigen Erwerber nah ſächſiſchem und franzöfiichem 

Rechte. Bereicherung. 8 1527, 8 1550 des 8.6.8.8, Art. 1380, 1378, 
1379 Code cibil. 


Urtheil des D.2,©.'3 Dresden vom 6. Mär; 189, O. IV, 199/93, 


Der Sadjverhalt ergiebt ſich aus den nachſtehenden Gründen, aus denen 
die in erjter Inftanz ausgeſprochene Klagabweiſung gebilligt wurde:. 

Die Klägerin war als Zahljtelle auf einem Ende April 1895 zahlbaren 
Wechſel benannt, welder von der Firma Lehmann Freres in Straßburg als Be- 
zogener angenommen war, Der Wedel ging durch Indofjament des Ausjtellers 
und Remittenten auf den Beflagten über, wurde in dejjen Auftrage am 2. Mai 1895 
im Banfgefhäfte der Klägerin durch die Poft zur Zahlung vorgelegt und, unge: 
achtet die Firma Yehmann Freres bereits Mitte April 1893 in Konkurs verfallen 
war, von einem Angeftellten der Klägerin bezahlt. Letere fordert von dem Be— 
flagten Erftattung des gezahlten Wecjjelbetrags von 446 A 75 &. unter der 
Behauptung, die Bezahlung des Wechſels ſei vor fid) gegangen, ohne daß fie 
Dedung gehabt habe, und dem Umftande zuzujcreiben, daß ihr Profurift G., 
feinem vorher gefaßten Entjchluffe zuwider, im Drange der Geſchäfte verabjäumt 
habe, den an der Kaſſe thätigen Beamten zur Ablehnung der Wechſelzahlung an- 
zuweiſen. 

Daß die geleiſtete Zahlung der Erforderniſſe einer giltigen, zur Tilgung 
der Wechſelobligation geeigneten Einlöſung des Wechſels ermangelt habe, iſt nicht 
dargethan. Namentlich iſt genügender Anhalt für die Annahme zu vermiſſen, 
daß auf Seiten der Klägerin der Wille gefehlt habe, den ſtreitigen Betrag zum 
Zwecke der Einlöſung eben dieſes Wechſels zu bezahlen. Die klagende Geſellſchaft 
wurde bei der Bezahlung der Wechſelſumme an die Poſt durch den in ihrem Ge— 
ſchäfte angeſtellten Kaſſirer vertreten. Daß es außerhalb des allgemeinen Auf— 
trags des letzteren gelegen habe, Wechſel, welche von der Poſt im Bankgeſchäfte 
der Klägerin zur Zahlung vorgelegt wurden, einzulöſen, und er daher zur Be— 
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zahlung des jeßt in Rede ftehenden Wechſels einer bejonderen Ermächtigung bes 
durft Habe, läßt fi nicht ohne weiteres vorausjeßen und wird von der Klägerin 
ſelbſt nicht behauptet. Es muß aber auch angenommen werden, daß der Kaſſirer 
bei der Bezahlung der Wechſelſumme an den Poftboten beabfihtigt hat, diejelbe 
gerade auf den hier fraglichen Wechſel behufs deffen Einlöfung namens der Klägerin 
zu berichtigen, 

Dies wird auf Grund der Beweisergebniffe näher ausgeführt und ſodann 
fortgefahren: 

ft aber davon auszugehen, daß die geleiftete Zahlung eine giltige Hono- 
rirung des mehrerwähnten Wechſels feiten der Klägerin enthalte, jo erſcheint das 
von bderjelben in Anfprud genommene Rückforderungsrecht nad) den Grundjäßen 
des in Straßburg geltenden Nechtes, nad welchem der Klaganiprud aus den von 
der vorigen Inftanz dargelegten Gründen zu beurtheilen ift, nicht gerechtfertigt, da 
alsdann das Vermögen des Beklagten durd die Wechſelzahlung, mit welder er 
nur die Befriedigung wegen einer ihm zuftehenden Forderung empfing, feine Be: 
reiherung erfahren bat. 

Es ift vorauszufeßen daß fi der Beklagte beim Zahlungsempfange in 
gutem Glauben befunden habe, da e8 an einem gegentheiligen Beweiſe völlig ge— 
bright. Die Klägerin Hat in diefer Hinficht mehr nicht angeführt, als daß fie dem 
Bellagten am 2, Mai 1893 dur einen noch vor dem Gelde bei ihm einge: 
gangenen Brief mitgetheilt habe, fie verlange Rückgabe der Wechſelſumme, weil 
deren Bezahlung auf einem Verſehen berube, und dieſe Thatſache ift zur Be: 
gründung der Annahme, daß fi) der Beklagte beim Zahlungsempfang in uns 
redlichem Glauben befunden habe, nicht genügend, Zwar könnte ſich fragen, ob 
ihm nit der Vorwurf unredlicher Handlungsweile zur Laſt fiele, wenn er bei 
der Einfaffirung des Wechſels in dem Bewußtſein gehandelt hätte, daß die Klägerin 
feine Deckung in Händen habe und daher den Wechſel nur in Folge eines Irr— 
thums in Bezug auf die Thatſache des Bankerotts der bezogenen Firma oder des 
Mangels genügender Dedung einlöjen könne, Allein das ift aus dem oben ge: 
daten Klaganführen nicht zu entnehmen. Denn abgejehen davon, daß jene bloße 
Meittheilung nicht geeignet war, den Beklagten von der Nichtigkeit des von der 
Klägerin behaupteten Sahverhalts zu überzeugen, erfuhr auch derjelbe von deren 
Berjehen erjt zu einer Zeit, als der gezahlte Betrag durch die Poft bereits ein; 
faffirt, mithin, da legtere hierbei im Auftrage und Namen des Beklagten thätig 
wurde, derjelbe bereits in deſſen Vermögen übergegangen war. 

Nah dem in Straßburg geltenden Civilrechte findet nun, gleihwie nad) 
gemeinem Rechte und dem ſächſiſchen bürgerlichen Geſetzbuche (38 1527 und 1550), 
die Rüdforderung wegen Leiftung einer Nichtſchuld und wegen Mangels jeden 
Grundes gegen denjenigen, welcher die grundlofe Leiftung in gutem Glauben in 
Empfang genommen bat, nur dann, wenn er dadurch bereichert worden ift, und 
nur bis zum Betrage diefer Bereicherung ftatt. Man vergl. 
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Code civil, Art. 1380 verb. 1378, 1379, Zadariä, Handbuch des 
franz. Civil-Rechts Bd. 2, 8 442, Anm. 13, ©. 694 der 6. Aufl. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilfa_hen Bd. 22, ©. 368 flg., 

jowie das von der Klägerin angezogene Urtheil des Reichsgerichts in der 

Notariats-Zeitung für Elſaß-Lothr. Yahrgang 1892 S. 255. 

Im vorliegenden Falle ließ aber die Einlöfung des Wechſels die Vermögensbilanz 
des Bellagten unverändert, indem dev Geldbetrag, welden fie einerjeits deſſen 
Vermögen zuführte, durch die Tilgung des Wechſelrechts des Beklagten, welde 
andererfeits mit dev Zahlung verbunden war, aufgewogen wurde. Man vergl. u. a. 

l. 8,1. 11 und J. 44 D. de cond. ind. 12, 6,1. 1819 D, si quid 
in fraud, patr, 38, 6, 1.12 $ 1 D, de distr. pign. 20, 5, Ent: 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 13 ©. 182 flg., 
Bd. 29 ©. 1 jlg., Entiheidungen des Reichsoberhandelsgerichts 
Bd. 17 ©. 4, Sächſ. Bürgerliches Geiehbud $ 1524 Sap 2, Thöl, 
Handelsreht $ 329 unter II no. 1 ©. 493 und 494 der 5. Aufl. 

Hiergegen kann nicht eingehalten werden, daß, da der Acceptant zur Berfallzeit 
in Konkurs war, die Wechlelforderung gegen diefen uneinbringlich geweſen jei, 
daher aber ihr Verluft feine Ausgleihung des Werths der Wechſelzahlung bilden 
fünne. Zwar mag fid darüber ftreiten laffen, ob dem in mehrfahen Ausjprüden 
der römischen Rechtsquellen, insbejondere 1. 8 1. 11 eit., ſowie l 1819 eit., 
zum Ausdrude fommenden Saße, daß die Zahlungsunfähigfeit des Schuldners 
feinen Grund ergiebt, in der Befriedigung oder Sicherftellung, weldye dem Gläubiger 
aus den Mitteln eines dritten zu Theil wird, eine Bereicherung deffelben zu er: 
blicken, — man vergl. auch Annalen des vorm. DOberappellationsgerichts zu Dresden 
n. F. Bd. 8 S. 466 — unter allen Umftänden Folge zu geben jei. Zu vergl. 

Entiheidungen des Reichsgerichts Bd. 10 ©. 88 am Scluffe, Bd. 29 
S. 1 lg, Annalen des Königl. Oberlandesgerihts Bd. 6 ©. 339, 
340, Wenglers Arhiv, Jahrgang 1881 ©. 425 fig, 1883 ©. 188, 
Behanhel, das bad. bürgerl. Recht Bd. 2, $ 181, Note 1 ©. 105 
der 3. Aufl. 

Es kaun indejjen dieſe Frage nad) Yage der Sache dahingejtellt bleiben; denn da 
dem Beklagten neben dem Acceptanten noch der Ausjteller verpflichtet war und 
diefer durch die Wechſelzahlung der Klägerin gleichfalls befreit wurde, jo kann 
wegen der Zahlungsunfähigfeit des erjteren feineswegs angenommen werden, daß 
die erlangte Zahlung ihrem Werthe nad) die durch diefelbe vernichteten Wechſel— 
rechte des Bellagten überwiege. An dem Untergange des Regreßrechts des Be— 
flagten fonnte aud die Erhebung eines Protefts Mangels Zahlung, welde die 
Klägerin nad) der Honorirung des Wechſels im Namen des Beklagten ins Werf 
jepte, nidts ändern. Denn die Ausübung des Regreßrechts gegen den Indofjanten 
ſetzt nach Art, 41 der W.O. die Thatſache nicht erlangter Zahlung voraus; der 
Proteft Mangels Zahlung aber ift unfähig, diefes Erforderniß zu erfeßen, fondern 
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ſchafft nur für dasjelbe einen, dem Beweiſe des Gegentheils weichenden formellen 
Beweis, Man vergl. Entſcheidungen des Neihsoberhandelsgerihts Bd. 19 
©. 148 fig. Es fonnte hiernach unerörtert bleiben, ob, wenn Beklagter durd) 
die Zahlung eine Vermögensbereiherung erlangt hätte, diefelbe als grundlos und 
daher der Rüdforderung unterworfen würde angejehen werden können, 


Klage auf Freigabe abgepfändeten Geldes. Eigenthum an baarem Gelde. 
Bereiherungsflage. 8 690 der C.P.O. SS 1519 flg. des B. G. B.s. 


Urtheil des D.L.G.'8 Dresden vom 2, Dezember 1893. 0. III. 134.93. 


Dem Kommis und Handlungsreifenden der — in Brooflyn domizilivenden 
— Klägerin, Ferdinand R. find am 25. Juli 1891 während feines Aufenthalts 
in Annaberg bei Vollziehung eines von der Beklagten gegen ihn erlangten Arreft: 
befehld 900 #4 baares Geld abgepfändet worden. Die Klägerin hat wegen Frei 
gabe diefer bei dem Amtsgericht Annaberg Hinterlegten 900 .# Klage erhoben 
unter dem Anführen, daß die gepfändeten Geldftüde ihr Eigenthum jeien, even: 
tuell daß die Beklagte zu ihrem (dev Klägerin) Nachtheile um die 900 .# be: 
reichert fei. 

Das Prozefgeriht Hat die Entiheidung von einem Eide der Inhaber der 
Hagenden Firma abhängig gemadt. In zweiter Inftanz wurde die Klage abge 
wieſen aus folgenden Gründen: 

Nah 8 690 der C.P.O. kann ein Dritter die Freigabe eines gepfändeten 
Gegenjtandes verlangen, wenn ihm an demjelben ein die Veräußerung hinderndes 
Recht zufteht. Dieje Beftimmung ift zwar nah $ 810 1. Abſatz 2. Satz auch 
im Falle einer zum Zwede der Arreftvollziehung erfolgten Pfändung anzuwenden, 
Ihre Vorausſetzung ift aber nad Anſicht des Berufungsgeridhtes in dem vor- 
liegenden Falle auf Seiten der Klägerin hinfihtli der ihrem Handlungsreijenden 
R. abgepfändeten 900 .# nicht vorhanden. 

Diefe I00 .# find angeblid ein Theil der 1000 .#, welde R. auf Grund 
des ihm von der Klägerin zur DBejtreitung des Reiſeaufwandes mitgegebenen 
Kreditbriefes“ in Berlin von der Firma Altmann & Stettheimer ausgezahlt er 
halten hat. Da nicht behauptet, aud faum anzunehmen ift, daß der Vertreter 
der genannten Firma bei dieſer Auszahlung zu erkennen gegeben habe, auf wen 
er Belig und Eigenthum an dem Gelde übertragen wolle, ob auf R. jelbjt oder 
auf die Klägerin, ald deren Handlungsbevollmädtigter er reifte, jo ift für die 
Frage, wer von Ddiejen Beiden das Geld erworben habe, dev Wille des Empfängers 
R. ausſchlaggebend geweſen (vergl. die Literaturnachweiſe in den Entiheidungen 
des Reichsgerichts in Civiljahen Bd. 11, S. 128). Und da aud) diejer Wille 
nad) den Parteivorträgen bei der angegebenen Gelegenheit einen befonderen Aus- 
druck nicht gefunden hat, jo läßt er fih nur aus den begleitenden Umſtänden 
unter Anwendung der Grundjähe des dvernunftgemäßen Denkens feſtſtellen. Hierbei 
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ift vornehmlich zu berüdfichtigen, daß nad der eigenen Darftellung der Klägerin 
anzunehmen ift, fie jei ihrem Reiſenden R. gegenüber verpflichtet gewejen, den 
dur deſſen Entjendung nad Europa entftehenden Aufwand zu tragen und ihm 
die Hierzu erforderlihen Mittel durch Mitgabe eines Baarbetrages in amerika 
niſchem Gelde und eines „Sreditbriefes” vorjhußweife zu gewähren, Das ent- 
ſpricht auch der regelmäßigen Gejtaltung des Verhältniſſes zwiſchen dem Beauf- 
tragten und dem Auftraggeber ($ 1314 des B. G. B.'s). Es hat aljo durch 
Auszahlung des Baarbetrages und durch Aushändigung des Sreditbriefes eine 
Geldihuld der Klägerin gegenüber ihrem Beauftragten im Voraus erfüllt werden 
follen. Schon aus diefem Grunde muß angenommen werden, daß R. wie ſchon 
bei der Entgegennahme des Baarvorſchuſſes aus den Händen feiner Prinzipalin 
jo aud) bei der Erhebung von Geld auf den Kreditbrief bei den darin genannten 
Firmen, insbejondere bei der Firma Altmann & Stettheimer, den Willen gehabt 
haben, Eigentum daran für fi zu erwerben, indem er diefe Geldbeträge als 
einen Theil der ihm vertragsmäßig zufommenden Gebührniffe betraditete. 

In Betreff der Ausübung des auf diefe Weife erlangten Eigenthumsrechtes 
war allerdings R. in feinem Verhältniſſe zur Klägerin, feiner Auftraggeberin, 
vertragsmäßig infofern beſchränkt, ald er das Geld nur in ihrem Intereffe und 
zwar zu einem ganz beftimmten Zwede, nämlich zur Beftreitung des Reiſeauf⸗ 
wandes, verwenden durfte. Dieſe Beihränkung ſchließt aber keineswegs den Be— 
griff des Eigentfums aus. ES ift gerade bei dem Gelde, dem allgemeinen Taufd)- 
mittel, ftreng zu ſcheiden zwiſchen der juriftiihen und der ökonomiſchen Seite; es 
ift durchaus nicht immer der Eigenthümer, weldem der Nutzungswerth des Geldes 
zu Gute fommt. 

Es kommt mit anderen Worten bei dem Gelde weniger darauf an, daß 
man Eigenthümer einer gewiſſen Zahl von Geldftücen ift, als daß man eine be- 
ftimmte Menge eines allgemein anerfannten Machtmittels feinen Zwecken dienft« 
bar madhen kann. Das Lehtere läßt ſich ebenfo gut erreihen mit Hilfe eines 
blojen Anſpruches gegen einen Anderen des Inhaltes, daß diefer Andere eine be: 
ftimmte Geldjumme im Intereſſe des Forderungsberedtigten aufzumwenden hat, 
vorausgeſetzt natürlih die Zahlungsfähigfeit und Zahlungsbereitiaft des Ver: 
pflidhteten. Hiermit hängt es zujammen, daß im täglichen Leben, welches nicht 
ſtreng zwiſchen juriftiiden und wirthſchaftlichen Begriffen ſcheidet, Die Frage, weſſen 
Zweden im einzelnen Falle eine Summe Geldes zu dienen beſtimmt jei, mit der 
anderen frage oft verwechſelt wird, wen die einzelnen Geldftüde eigenthümlich ge- 
hören. So behauptet der Sparfaffeneinleger von ſich, e8 „gehöre“ ihm ein ber 
Höhe feiner Einlage entipredender Theil des Sparkafjenvermögens, aud) wenn ihm 
noch nicht infolge Abforderung feiner Einlage eine gewiffe Anzahl Geldſtücke aus: 
gezahlt worden ift, und meint damit nur, daß er jederzeit einen verhältnißmäßigen 
Theil des Sparkaffenvermögens feinen wirthihaftlihen Zweden dienftbar maden 
fünne, So beauftragt der Privatmann, welder ein Guthaben bei einer Banf hat, 
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die Lebtere, von „seinem Gelbe” Werthpapiere zu kaufen, und ſchreibt ſich damit 
nah dem Wortlaute das Eigenthum an gewiffen im Beſitze der Bank befind- 
lien Geldftüden zu, während er dod dem Sinne nad nur die ihm zuftehende 
rechtliche Möglichkeit bezeichnen will, über die Tauſchkraft jener Geldſtücke zu vers 
fügen, fi ihren Nußungswerth dienftbar zu maden. 

In dem gleihen Redtsirrtfum Hat ſich augenſcheinlich auch R. befunden, 
als er bei feiner Vernehmung die ihm auf Grund des Kreditbriefes von Alt: 
mann & Stettheimer ausgezahlte Geldjumme als nicht ihm, fondern der Klägerin 
gehörig bezeichnete. Die von ihm angeführten Thatfahen rechtfertigen nicht dieſe, 
ein bloßes Urtheil enthaltende Ausſage, fondern nur die Annahme, daß der Nub- 
ungswerth jener Geldjumme im Enderfolge der Klägerin gebührt habe, infofern 
R. verpflichtet war, fie ausſchließlich im Intereffe der Klägerin, nämlich zur Bes 
jtreitung feines Reifeaufwandes zu verausgaben. 

Die vorftehenden Erwägungen ſchließen aud die Möglichkeit aus, die Exe— 
futionsintervention aus einem anderen Gefichtspunfte aufrecht zu erhalten. Dieſe 
Klage kann nämlid zwar ebenjo wie der analoge Ausſonderungsanſpruch im Konkurs: 
verfahren ($ 35 der K.O.) nit nur auf Eigentfum oder publizianiſchen Beſitz 
an der gepfändeten Sache, jondern auch auf einen auf die Sadje bezüglichen blos 
perjönlihen Anſpruch des Klägers gegen den ausgepfändeten Schuldner geftüßt 
werden (Entjheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 18 ©. 366 filg.; 
Gaupp, Konimentar zur C.P.O. Bd. II Anm, II 1b zu $ 690 ©, 379 der 
2. Aufl, O.L.G. Stuttgart in Seuffert’8 Ardiv Bd. 45, ©. 244 fig. Nr. 152, 
Kohler, Konkursrecht $ 33 ©. 155). Hierbei wird aber doch immer voraus: 
gejeßt, daß die Sade, auf deren Herausgabe der Anjprud gerichtet ift, nit 
zum Vermögen des Schuldners gehöre, daß fie alſo in feinen Beſitz ge- 
fonmen ift mit der Beftimmung, nit ihm zu verbleiben, fondern an den 
als Intervenienten auftretenden Dritten zu gelangen beziehentlich zurüczugelangen, 
wie dies der Fall ift bei dem Anſpruche des Vermiethers, des Hinterlegers, des 
Berleihers auf Rückgabe der vermietheten, Hinterlegten, verliehenen Sade. Ein 
Anſpruch diefer Art ift im dem vorliegenden Falle nicht in Frage. Denn R. iſt 
nad dem Obigen nicht verpflichtet geweien, das ihm auf Grund des Kreditbriefes 
ausgezahlte Geld an die Klägerin abzuliefern, da er es nit für fie erhalten 
bat; es ift ihm ja im Gegentheil zu dem ausgeſprochenen Zwecke gewährt worden, 
es auszugeben, nämlich feinen Reiſeaufwand davon zu beftreiten; nur den nad) 
Befinden nad Dedung aller Reiſekoſten in feinen Händen verbleibenden Reſt— 
betrag hat er nad) Beendigung der Reife an die Klägerin herauszugeben gehabt. 

Gleichgültig ift nad) dem oben gewonnenen Rejultate, ob R. das ihm von 
Altmann & Stettheimer ausgezahlte Geld mit eigenem Gelde vermijcht hat; denn 
er it eben ſchon ohne ſolche Vermiſchung Eigenthümer jenes Geldes geworden. 

Infoweit endlih die Klage als Bereiherungsflage bezeichnet worden iſt, 
jtehen ihr zwar formelle Bedenken nicht entgegen. Denn einerjeits ift die Zu— 
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ſtändigkeit des Prozeßgerichts, welche für die Exekutionsintervention nad $ 690 
der C.P.O. (vergl. übrigens $ 707) begründet iſt, infolge ſtillſchweigender Verein: 
barung der Parteien aud in Betreff der Bereicherungsklage nicht zu bezweifeln 
(88 38, 39 der C.P.O.). Und andererfeits liegt in der nachträglichen Geltend— 
mahung des Gefidhtspunftes der Bereicherungsklage deshalb nicht eine Klag- 
änderung im Sinne der 88 335 3. 3 und 240, weil es fid) hierbei nicht um 
Vorführung neuer Thatfadhen, aljo niht um eine andere Subftantiirung des 
Klaganſpruches, fondern nur um eine andere rechtliche Würdigung des gleichen 
Thatbeftandes handelt. Die Klage ift aber als Bereiherungsflage materiell nicht 
begründet. Die Bereiherung des Einen zum Nachtheile des Anderen giebt dem 
Yegteren nicht unter allen Umftänden, jondern nur in den vom Gejeße beftimmten 
Fällen einen Anfprud auf Herausgabe der Bereicherung (Entfheidungen des 
Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 13 S. 181). Bon den bezüglichen Beitimmungen 
des ſächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuches fünnen hier nur die von der jogenannten 
Kondiktionenlehre handelnden in den 88 1519—1550 in Frage fommen. Ihre An— 
wendung auf den vorliegenden Fall wird aber jhon durd die Erwägung aus: 
geihlofien, daR nad dem oben Ausgeführten infolge dev Pfändung der 900 4 
überhaupt nit Etwas aus dem Vermögen der Klägerin an die Beklagte 
gelangt ift. 


Wechſel, Einwand des Gefälligfeitönccepts, ded mangelnden Begebungs- 
vertrages, der Arglift. Unterichied des Wechſels von der Bürgichaft (Art. 82, 
40 der Deutihen W.D. SS 1466, 1467 des B.G.B.). 


Urtheil des O.L. G.'s Dredden vom 12. Juni 1896. O. IV. 72/96. 


Kläger klagt im Wechſelprozeſſe gegen die beflagte Handelsgejellichaft auf 
Grund des von lebterer acceptirten Primawedjjel® auf Zahlung von 2430 .# 
nebjt Zinjen, 

Bellagte erhebt gegen die Klagforderung die Einreden des Gefälligkeits— 
accepts, der Arglift und des mangelnden Begebungsvertrages, indem fie im Ein: 
zelnen anführt: 

Der eine Inhaber des Beklagten, Sch., habe mit dem jpäter — am 11, Fe— 
bruar 1896 — in Konkurs verfallenen Fabrifanten G. in freundihaftlihen Ber: 
fehr geitanden und ihm, um ihm pecuniär auszubelfen, öfters Gefälligfeitsaccepte 
gegeben, die G. in Umlauf gejeßt und ſpäter eingelöft habe. Einmal habe ©. 
den Kläger um Geld gebeten; diefer habe erklärt, er werde ihm außhelfen, wenn 
er das Accept Sch.'s bringe, worauf G. bemerft habe, Sch. werde ihm ſchon 
aushelfen. Als darauf ©. dem Kläger das jtreitige Accept gebracht habe, habe 
er dem lebteren mitgetheilt, daß Sch. aus Gefälligfeit acceptivt habe, G. habe 
aud, wie Kläger gewußt babe, niemals eine Forderung an die Beklagte gehabt. 
Da Kläger gewußt habe, daß ein Gefälligfeitsaccept vorliege, jo habe er auch ge 
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wußt, daß Bellagte nur eine bürgſchaftliche Verpflichtung eingegangen fei, die 
zeitli) begrenzt gewejen fei. Da Kläger weder gegen den Hauptjchuldner noch 
gegen den Bürgen binnen 30 Tagen geflagt habe, jo fei die Bürgſchaft nad) 
$ 1467 des B. G. B.'s erlojhen. Auch ftehe ihr die Vorſchrift in $ 1466 des 
B.8.B. zur Seite; Klägerin habe ihr rechtzeitig mittheilen müffen, daß G. den 
Wechſel nicht eingelöft habe, dann würde ihr möglid) geweien fein, von G. noch 
Befrieigung zu erlangen; ftatt dejien habe Klägerin ihr diefe Mittheilung erft 
am 11. Februar 1896 zugehen lafjen. Ein Wechjelbegebungsvertrag habe niemals 
zwiſchen Klägerin und Beflagter ftattgefunden; Klägerin habe den Wechſel ohne 
joldhen erlangt. Sch. habe nur mit ©. fontrahirt und dieſem das ftreitige Accept 
gegeben; während auf früheren Accepten G. als Aussteller geftanden habe, jei der 
jest in Frage fommende Wechjel mit dem Ausftellungsvermerf der Klägerin ver- 
jehen. Sch. Habe fein Accept nur dem Empfänger ©., nidt jedem beliebigen 
dritten zufommen lajfen wollen. 

Kläger giebt nur zu, daß er innerhalb 30 Tagen vom Berfalltage des 
Wechſels an gerechnet weder gegen ©. nod gegen Beklagte Klage erhoben habe. 
Die in erfter Inſtanz ausgeiprodene Verurtheilung wurde beftätigt aus folgenden 
Gründen: 

Gegen die Beadhtlichfeit der Einvede des fehlenden Wedjjelvertrages iſt 
bereit8 von den vorigen Richtern mit Recht geltend gemadt worden, daß die Be- 
Hagte im vorliegenden Falle durch die vor Ausfüllung des Ausftellungsvermerts 
an ©, bewirkte Hingabe des Accepts es dem leßteren überlaffen bat, die 
Lücke jelbjt auszufüllen oder durch denjenigen, an den er den Wechſel weiterbegeben 
würde, ausfüllen zu laffen. Das Ausfüllungsredt ift nit an die Perjon des— 
jenigen, dem das Accept gegeben wird, gefnüpft, jondern übertragbar; auf jeden 
Fall begründet die Bezugnahme auf eine vertragswidrige Ausfüllung dem dritten 
redlichen Erwerber gegenüber feine Einrede (vergl. Staub, Wechſelordnung, ©. 35, 
Entſch. des Reihsgerihts Bd. 2, S. 97 ff., Bd. 23, ©. 110). 

Ebenjowenig ift der Einwand des Gefälligkeitsaccepts zu berückſichtigen. 

Wer einem Andern aus bloßer Gefälligfeit, um ihm Credit zu verihaffen, 
fein Accept in der Weije giebt, daß diejer, ſei es nun ausdrücklich oder ftill- 
ſchweigend, die Verpflichtung übernimmt, dem Acceptanten bis zur Verfallzeit 
Dedung zu gewähren oder den Wechjel zu diefer Zeit felbft einzulöjen, kann zwar 
hieraus gegen die von dem Wechjelnehmer felbft erhobene Klage einen Einwand 
herleiten, Dagegen gehört dieſe Einwendung nit zu den aus dem Wechſelrecht 
jelbjt hervorgehenden (Art. 82 der Deutihen W.O.), kann aljo nicht dem dritten 
gutgläubigen Erwerber des Wechſels entgegengefeßt werden; aud begründet das 
bloße Wiffen des dritten Erwerber, der Acceptant habe den Wedel nur aus 
Gefälligfeit für einen Andern unterjchrieben, nicht die Einrede der Arglift; denn 
die Gefälligkeit des Unterjchreibens befteht eben darin, daß der Wechſelnehmer den 
durch Gefälligfeitsunterichrift werthvoller gewordenen Wechſel disfontiven oder in 
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Zahlung geben und in den Verkehr bringen fol, aljo darin, daß er eine dem 
Dritten gegenüber verpflichtende Unterfchrift abgiebt. Wenn der dritte Erwerber 
von dem zwiſchen den Acceptanten und dem Wechſelnehmer obwaltenden Gefällig- 
feitSverhältnifje Kenntniß Hat, jo weiß er nur, daß der Mcceptant fi) aus Ge 
fälfigkeit für feinen Wechſelnehmer dem dritten Erwerber verpfliditen wollte, be: 
findet ji alfo nicht in böfem Glauben (vergl. Staub, Wechſelordnung, S. 174). 

Eine beachtliche Einvede der Arglift ift aud nit in dem fonftigen Vor— 
bringen des Bellagten enthalten. Die geſchäſtlichen Beziehungen zwiſchen der Be: 
Hagten und G., insbefondere die Art und Weife, in welcher zufolge der zwiſchen 
diejen getroffenen Vereinbarung die fälligen Wechſel eingelöft zu werden pflegten, 
berührten den Kläger, der feine Anfprücde aus dem Klagwechſel auf Grund eigenen 
Rechts nicht als Rechtsnachfolger G.'s geltend macht, überhaupt nit. Ob Kläger, 
welder nad) der eigenen Saddarftellung der Beklagten den Wechſel bezahlt hat, 
hiervon erft am 11. Februar 1896, aljo veihlih 8 Monate nad) BVerfallzeit, die 
Beklagte mit dem Berlangen um Zahlung in Kenntniß geſetzt Hat, ift einflußlos. 
Der Kläger ift befugt, feine Anfprücde aus dem Accepte bis zum Ablaufe der 
dreijährigen Verjährungsfrift (Art. 77 der Deutſchen W.O.) gegen die Beklagte 
geltend zu maden; er war nicht verpflichtet, al8bald nad) der Fälligkeit der Wechſel 
der Bellagten zur Zahlung vorzulegen; vielmehr hätte e8 der Beklagten freige- 
ftanden, zu Vermeidung etwaiger Nachtheile nad) Ablauf der Proteftfrift die 
Wechſelſumme auf Gefahr und Koften des Inhabers bei Gericht oder einer andern 
zur Annahme von Depofiten ermädtigten Behörde oder Anftalt niederzulegen 
(Art. 40 der Deutihen W.O.). Wenn die Bellagte die Unthätigfeit, die der 
Kläger in der Einziehung der Wedjjelfumme ihm gegenüber anfänglid) an den Tag 
gelegt hat, dazu benußen will, um auf Grund der civilrechtlichen Vorſchriften über 
die Bürgſchaft ($ 1466, $ 1467 des B. G. B's.) fi) von dem Klaganfprude zu 
befreien, jo jcheitert diefer Angriff vor Allem jhon daran, daß das Accept feine 
Bürgſchaft ift; das Accept hat zwar mit der letzteren infofern eine gewiffe Aehn— 
lichkeit, al8 e8 ein Garantieveripredhen gegenüber allen Wechjeleigenthümern ent: 
bäft, (vergl. Lehmann, Lehrbuch des Wechſelrechts, S. 450); dagegen ift das in 
dem Accept liegende reine Summenverſprechen lediglich nad) wechſelrechtlichen Grund: 
ſätzen zu beurtheilen; der Acceptant kann ſich mithin dem Wechſelgläubiger gegen: 
iiber nicht auf etwaige, ihm aus einer Bürgfchaft zuftehende Rechtszuſtändigkeiten 
berufen (vergl. Thöl, Wechſelrecht, $ 80, S. 278 der 4. Aufl.). 


Mecjiel-Begebungspertrag, Einrede des Verpflichteten gegen die in Art. 
36 der D.W.O. aufgeftellte Nechtövermuthung. (Art. 82, Art, 39 der 
D.W.O.) 

Urtheil des D.2L.G.3 Dresden vom 6. März 1894. (O. IV. 204,93). 


Der Klaganſpruch betrifft eine Forderung aus einem am 15. Oftober 1893 
fällig gewefenen Wechſel über 600 .4, welder von Friedrid K. an eigne Ordre 
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ausgeftellt und von Theodor B. in Leipzig acceptirt ift. Auf der NRüdjeite des 
Wechſels befindet fi an erfter Stelle das Vollgiro des Ausftellers auf den Be— 
flagten, an zweiter das Blanfogiro des Letzteren. Hierunter fteht der Name des 
Klägers, für welden der Wechſel am 18. Dftober 1893 beim Aussteller Mangels 
Zahlung proteftirt wurde. Daran reihen ſich zwei, zur Zeit der Protefterhebung 
bereit8 durchſtrichene Vollindojjamente, das erjtere auf die Kredit: und Sparbanf 
zu Yeipzig, das andere auf die Reichsbankhauptſtelle daſelbſt lautend; leßteres trägt 
die Unterſchrift der Kredit- und Sparbanf, während die Unterſchrift des erfteren 
nicht Tejerlich ift, doc weder auf den Namen des Kläger noch des Beflagten 
hinweift. Kläger giebt zu, daß die Einfügung feines Namens ſowie die Durd)- 
jtreihung der nadfolgenden beiden Vollgiri erſt jtattfand, nachdem die Reichsbank— 
bauptftelle den Wechſel aus der Hand gegeben Hatte. Hinfihtlih der Art und 
Weije, wie dies geihah und der Wechſel in den Beſitz des Klägers gelangte, find 
die Parteien darüber einverjtanden, daß der Acceptant B., welder vom $tläger 
beauftragt gewejen jei, für die Firma 8. & 8, einen von diefer auf B. ge 
jogenen, ebenfalls am 15. Dftober 1893 zahlbaren Wechſel über 564 4 bei 
Perfall zu kaufen, an Reihsbanfhauptitelle auf feine Erflärung, daß er für 
8. & 2. den Wedel haben wolle, jtatt dieſes gleicherweiſe fein Accept tragen- 
den Wechſels den Klagwecjjel gegen Zahlung von 600 M ausgehändigt erhielt 
und jodann die Firma 8. & %. den letzteren Wechſel nad Durchſtreichung 
der dem Blankogiro des Beklagten folgenden beiden Bollindofjamente an den 
Kläger gab. 

Im Betreff des Zeitpunftes, zu weldem der Acceptant B. den Klagwechſel 
von der Reichsbanfhauptitelle einlöfte, vermag Kläger nur fopiel bejtimmt anzu- 
geben, daß der Vorgang ſich nod vor Ablauf der Proteftfrijt zutrug, nicht ſicher 
aber weiß er, ob am Berfalltage, dem 15. Dftober 1893 ſelbſt oder ganz kurze 
Zeit vorher. Beklagter giebt zu, daß die Einlöfung am Verfalltage ftattfand, will 
indeß auch nicht beftreiten, daß fie ganz furze Zeit vorher geichehen fein könne, 
Ueber den Inhalt der Verhandlung hierbei gibt Kläger an, der Acceptant B. habe 
erflärt, den Wechſel für 8. & %, Haben zu wollen; er fann nicht behaupten, 
daß L. erklärt babe, den Wedel für 8. & 2%. kaufen zu wollen. 

Dagegen behauptete Beklagter, daß die Erflärung B.'s an den die Reichs— 
banfhauptftelfe vertretenden Kaffirer dahin gegangen fei, er wollte den Wechſel 
zahlen. Hinfihtlih des Ueberganges des Klagwechſels aus dem Beſitze der 
Reihsbanfhauptftelle in die Hand der fpäteren Inhaber räumt Kläger ein, daf 
ein auf die Uebertragung gerichteter Akt auf dem Wechſel ſelbſt nit zum Aus- 
drud gebracht worden jei. 

Unter Aufhebung der erftinftanzlien, den Beklagten verurtheilenden Ent- 
ſcheidung wurde die Klage abgewiefen aus folgenden Gründen: 

Die erfte Inftanz erachtet die Beredtigung des Klägers, den Klagwechſel 
geltend zu machen, durd) das Blankogiro des Bellagten für begründet. 
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Dem war nidt beizutreten. 

Zum Uebergange des Wechſelanſpruchs auf einen Dritten ift die bloje Er- 
langung des Beſitzes an dem mit einem entipredhenden Indoſſamente verjehenen 
Wechſel nicht ausreihend, vielmehr noch erforderlich, daß dev Wechſel auf Grund 
eines Begebungsvertrags mit dem Indoffanten in die Hand des Dritten gelangt 
ift. Dieſer legtere Umftand bedarf zwar feiner beſonderen thatfähhlihen Begründung 
und Beweisführung von Seiten des dritten Beſitzers, da nad) Artikel 36 der 
deutſchen Wechſelordnung eine gejeßlihe Vermuthung dafür ftreitet, daß der durd) 
das Indoſſament legitimirte Inhaber auf Grund eines jolden Vertrags in den 
Beſitz des Wechſels gekommen ift. Es fteht aber dem in Anfprud genommenen 
Wecjelverpfliäteten als eine im Wechſelrechte begründete Einrede (Art. 82) das 
Recht zu, den Mangel diejes Erforderniffes geltend zu machen und joweit nöthig 
im Wege des Gegenbeweijes darzuthun, 

vergl. Thöl, Wechſelrecht 4. Aufl. 88 55 und 116; Entiheidungen des 

Reichs-O. H.G's XIX ©. 33 und des Reichsgerichts V ©. 82. 

Nach demjenigen, was Kläger hierüber bereits in der vorigen Inſtanz ein- 
geräumt bat, ift als feftgeftellt anzujehen, daß Kläger den Wechſel niht auf Grund 
eines wechjelmäßigen Begebungsvertrags erworben hat. 

Das Indoſſament des Beklagten, auf weldes ſich der Kläger ftüßt, hat 
nicht die Weiterbegebung des Wechſels an den gegenwärtig als Nahmann des 
Beklagten figurivenden Kläger oder die Firma 8. & L., von welder 
Kläger den Wechſel empfing, jondern die Begebung an einen Dritten zum Zweck 
gehabt, defien auf die Kredit: und Sparbank lautendes Giro ebenjo wie das Giro 
der Yebteren an die Reichsbanfhauptitelle in der Folge von der Firma K. & Y. 
durdjftrihen worden find, wie man annehmen muß, in der Abficht, durch die Ent- 
fernung der hinter dem Blanfogiro des Beklagten befindlichen Vollgiri das erjtere 
mit Hülfe der durch Artifel 36 der Deutſchen Wechſelordnung formell gebotenen 
Handhabe zu ihrer bezw. des Klägers Legitimation verwendbar zu mahen. Ma— 
teriell würde Die genannte Firma bieyzu nur bevedtigt gewejen fein, wenn fie jid) 
auf einen Begebungsvertrag mit dem letzten Vollindofjatar, der Reihsbankhaupt- 
ftelle in Yeipzig zu berufen vermödte, Ein folder Vertrag jedoch liegt nachweis— 
id) nicht vor, da derjenige Vorgang, durch welchen die Firma K. & 8, in den 
Beſitz des Wechſels gelangt ift, nicht die wejentliden Erforderniffe für den Ab- 
ſchluß eines DBegebungsvertrags enthält. 

Nah Einverftändniß der Parteien wurde der Wechſel um die Verfallzeit 
von der Keihsbankfhauptftelle, dem damals durch Bollgiro legitimirten Inhaber, 
an dem Acceptanten B. gegen Zahlung dev Wedjjelfumme ausgehändigt und es 
muß an und für ſich angenommen werden, dak der Wille der Betheiligten auf 
Erfüllung der durd das Accept begründeten Wechſelſchuld des Acceptanten jowie 
der daran fi knüpfenden Berbindlichfeit des bezahlten Inhabers zur Aushändigung 
des Wechſels nad) Art. 39 der W.O. gerichtet war, 
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vergl. Entſcheidungen des Reichs-DO.H.G.'s V ©. 126. 

Nun joll zwar nad) der Behauptung des Klägers der Wille des Acceptanten gar 
nit auf Einlöfung diejes Wechſels, jondern auf den Ankauf eines von ihm 
acceptirten zweiten Wedjjel® über 564 .# für deſſen Aussteller, die Firma K. & V., 
gerichtet geweien fein. Das Vorhandenjein diejes Willens ericheint aber für die 
Verhandlung auf der Reihsbanfhauptitelle rechtlich ohne Bedeutung, weil derjelbe 
nit in einer für den die Bank Hierbei vertretenden Kaſſirer erfennbaren Weije 
in Die Erjdeinung getreten ift. Die Erklärung, in welder nad). der eigenen Dar: 
jtellung des Klägers die auf den Kauf des Wechſels gerichtete Abficht des Accep- 
tanten B. fi kund gegeben haben joll, „den Wechſel für 8. & Y. haben zu 
wollen,“ drückt ihrem Wortlaute nad) ledigli das Verlangen aus, daß der Wechſel 
Seitens der Reihsbanfhauptitelle an den Acceptanten herausgegeben werde und 
läßt einen beftimmten Grund und Zwed der verlangten Herausgabe jo wenig er- 
fennen, daß der Wechſelinhaber mit Hinblid auf den bereits erfolgten (oder uns 
mittelbar bevorftehenden) Eintritt des Fälligfeitstermines nicht jowohl einen Ankauf 
zum Behufe des Eintritts in die Reihe der Wedjjelgläubiger, fondern vielmehr 
als nächſtliegenden Grund und Zwed die Einlöjung des Wechſels in Erfüllung 
der Berbindlichfeit des Acceptanten vorausjegen durfte und mußte, 

Auch die Nambhaftmahung der Firma K. & Y. als desjenigen, für welchen 
B. den Wedel haben wollte, vermag dem Verlangen in Anfehung des Grundes 
und Zwedes feine andere Richtung zu geben, wenn man berüdjihtigt, daß aud) 
ein Dritter zur Einlöfung des Wechſels an Stelle des Acceptanten beredtigt war, 
und daß der Acceptant nicht blos für den Dritten das Einlöfungsgeihäft beforgen, 
jondern aud ein Intereffe daran haben fonnte, dies dem Wedhjelinhaber fund 
zu geben, 

Händigte der Kaffirer der Reichsbankhauptitelle den Wechſel an den Accep- 
tanten aus, ohne jeinerjeits, wie Kläger zugeiteht, den Willen der Banf, den Wedhjel 
an den Acceptanten oder die Firma K. & 2. zu begeben, auszufpreden oder durch 
ein entipredhendes Indoſſament zu betätigen, jo bleibt nur die Annahme übrig, 
daß die Aushändigung in der Abſicht geihah, die mit Zahlung der Wechſelſumme 
bewirkte Tilgung der Wechſelſchuld des Acceptanten anzuerkennen. Damit wird 
die Vorausjegung, daß der Acceptant B. oder jein Auftraggeber, die Firma 
K. & 8, den Wechſel durd) einen Begebungsvertrag erworben habe, hinfällig. 

Der von dem Direktor der Reihsbankhauptftelle der Firma 8. & Y. nad): 
träglid erteilte Rath, den Wechſel unter Benußung des Blankogiros des Be— 
flagten auf den Kläger zu übertragen, kann als „Rath“ ſchon an fi nicht in 
dem Sinne verftanden werden, als babe damit von der Reichsbankhaupiſtelle der 
Wedel nadträglid an die genannte Firma oder an den Kläger begebungsweije 
übertragen werden jollen. Außerdem befand fid) der genannte Vertreter der Bank 
rehtlid gar nicht mehr in der Lage, für die Bauf Gläubigerrehte an dem Wedhjel 
auszuüben und den Wechſel weiter zu begeben, da mit der Zahlung durch den 
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Acceptanten oder für den Acceptanten eine objektive Tilgung dev Wedjjelobligation, 
welche für alle Wecjjelverpflidgteten befreiend wirkte, herbeigeführt worden war, 

vergl. Entjheidungen des Reichs-O.H.G.'s V ©. 126, XVII ©, 168; 

und des Reichsgerichts IX S. 64, fowie Annalen des Königl, Ober: 
appellationsgerits II. F. IV. Bd. ©. 414, 

Aus diefem Grunde fonnte aud) der Acceptant den durd fein Verhalten 
befundeten Tilgungswillen nit nadträglih ändern und in einen Erwerbswillen 
für die Firma K. & 8. als neuen Wedjfelgläubiger rechtswirſſam umwandeln, 

vergl. Entſcheidungen des Reichs-O.H.G.'s V ©. 313. 


Ift bei der Berechnung des Streitgegenftandes für die Klage des Aus— 

ftellers, der den MWechfel im Regreßwege eingelöft hat, gegen den Al— 

zeptanten der Betrag der Wechielfumme oder dev Betrag der Regreß— 
ſumme maßgebend? 


Beſchluß des D.2L.G.'3 Dresden V. Civilf. vom 28. März 1895. Ve 47/95. 


Beflagter ift Afzeptant, Kläger ift Aussteller und (erfter) Blankoindofjant 
eines am 15. Yanuar 1895 zahlbaren Wechſels über 443 .# 74 4. Im Auf- 
trage eines Nachmannes ift der Wechſel am 16. Januar 1895 proteftirt und 
vom Kläger am 12. Februar 1895 durch Zahlung der Wedjjelfumme und der 
Spejen des Indofjatars mit zujammen 452 #4 69 4. im Regreßwege eingelöft 
worden. Dem Antrage des Klägers entipredend, hat das Landgeriht Bautzen 
den Beklagten durch Verſäumnißurtheil vom 25. Februar 1895 verurtheilt, dem 
Kläger diefe 452 .# 69 Pf. nebſt Zinjen zu 6 %, feit dem 12, Februar 1895, 
jowie 1 .# 50 4. '/, 9], eigener Provifion zu zahlen, 30 &. Porto zu er- 
ftatten und die Koften des Nedhtsftreites zu tragen. Im dem Koftenfeftfegungs:- 
beihluffe vom 6. März 1895 ift nun — und biergegen wendet fid) die Be- 
[werde — der Werth des Streitgegenftandes nad) der Höhe der Wechſel-, 
nit nad Höhe der Regreßſumme (alfo mit 443 .# 74 2. umd nit mit 
452 MA 69 &.) bemeffen worden, weil die Proteftfoften und Spejen als Neben- 
forderung bei der Werthsberechnung unberückſichtigt zu bleiben hätten. 

Diefe Begründung fteht zwar im Einflang mit den Entſcheidungen des 
ſechſten (Entfheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 29 ©. 332 fig.) 
und des zweiten (Juriſt. Wochenſchrift 1883 ©. 268) Civilfenats des 
Reichsgerichts vom 28. Januar 1892 und bez. vom 12, Dftober 1883. Das 
Beſchwerdegericht vermag jedoch nicht, ihr beizupflichten. 

Nach dieffeitiger Auffaſſung ift bei der Löſung der hier ftreitigen Frage da- 
von auszugehen, daß der Alzeptant eines Wechſels zwar in erfter Linie — Art. 23 
Abf. 1 der W.O. — veripriht, die von ihm afzeptirte Summe (die Wechſel— 
ſumme) dem ihm zur Verfallzeit den Wechſel präfentirenden Wechfeleigenthümer zu 
zahlen, daß damit aber die durch die Annahme des Wechſels begründete Ver- 
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bindlichkeit des Afzeptanten noch nicht erihöpft wird: denn durch fein Afzept giebt 
aud) er nod ein Garantieverjprehen, er verpflichtet ſich nämlich zugleich 
— Art. 831 WD. — jedem früheren oder fpäteren Wechſeleigenthümer den (ge 
ſetzlich feſtgeſtellten) Schaden zu erjegen, den diejer etwa durd) die Nichterfüllung 
jener erjten Verbindlichkeit des Alzeptanten erleiden follte, 

vergl. Lehmann, Lehrbuch des Wedjielrehts, 1886, ©. 450, 264; 

Mit anderen Worten: dem Inhaber haftet der Afzeptant für Zahlung 
der Wechſelſumme am. Verfalltage, dem einlöfenden VBormanne für Ber: 
gütung dejjen, was diejer hat zahlen müjjen, weil der Alzeptant jelbft 
nicht gezahlt Hat, 

Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts Bd. 24 ©, 5, 

Bon diefen beiden durch das Afzept begründeten VBerbindlichfeiten des Ak— 
zeptanten, der Zahlungspflidt und der Regreßpflicht, fommt nun im vor- 
liegenden Falle, wo der Kläger den proteftirten Wedel von einem Imdoffanten 
bat einlöfen müffen, nur die letztere, die Negrekpfliht des Art. 81 in Frage. 
Daß eine folde dem Afzeptanten auch gegenüber dem Ausjteller obliegt, geht aus 
Art. 23 Abſ. 2 verb. mit Art, 81 der WO. deutlich hervor und bedarf feines 
weiteren Nachweiſes, 

vergl. Lehmann, a. a. D. ©. 461, 462, Rehbein, die allg. D. W.O. 

mit Kommentar IV. Aufl. S. 45 Anm, 7. | 

Der Inhalt diefer Verpflihtung des Alzeptanten gegen den Ausſteller iſt 
nun zwar in der Wechjelordnung nicht ausdrücklich und nicht unmittelbar feftgeftellt 
worden. Da man jedod bei der Berathung der Wechſelordnung darüber ein- 
verftanden geweien ift, daß „Alles was der Indofjant oder Ausfteller 
einer Zratte zu gewähren babe, aud vom Afzeptanten gefordert 
werden fünne,” F 

vergl. die Protofolle der Leipziger Wechſel-Konferenz $ 456 nad) der THöl« 

ihen, ©. 44 oben nad) der Baſſermann'ſchen Ausgabe, 
und diejer Wille dev Gefeßgeber im Gejeße jelbft dadurd einen klaren Ausdruck 
gefunden Hat, daß in Art. 81 der W.D. die für den Fall der Nichteinlöſung des 
Wechſels entftehende Verpflichtung des Austellers und des Indoffanten auf eine 
Stufe geftellt wird, jo erſcheint e8 gerechtfertigt, aud die hier fragliche Verbind- 
lichkeit des Alzeptanten nad) den zunächſt gegen den Aussteller und den Indofjanten 
gerichteten Borjhriften des Art. 51 der W. O. zu beurteilen, 

vergl. hierzu insbefondere Kehmann, a. a. D. ©. 559 Anm. 25. 

Für die auf Art. 51 geftügte Negreßflage des Indoſſanten gegen ben 
Aussteller Hat nun der erfte Eiviljenat des Reichsgerichts 

vergl. deſſen Entjheidungen in Civilſachen Bd. 32 S. 75 flg.*) 


) Bergl. hierzu Lehmann in Iherings Jahrbüchern Bd. 34 S.440 und Staub, WD, 
Art, 51 51. 
Ardie für Bürgerl, Recht u. Prosch. VIL 7 
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im Einklang mit einer daſelbſt (und in ben cit. Entſcheidungen Bd, 29 S. 333) 
erwähnten nit abgedruckten Entiheidung des dritten Civilſenats deſſelben Ge— 
tits dom 27. Januar 1882 überzeugend ausgeführt, daß die von dem flagenden 
Indoffanten an defien Nahmann gezahlte Regreßſumme den Werth des Streit- 
gegenftandes bildet, weil fie al& eine, ein einheitlihes Ganze darftellende Forde— 
rung anzufehen ift, von der die früheren Zinfen und Koften nicht wieder als 
Nebenforderungen abgelöft werden können; diejelben find mit ihr vielmehr zu einer 
neuen jelbftändigen und — Art. 51 Ziff. 1 der WO. — dem ganzen Be- 
trage nad) zu verzinfenden Hauptforderung verſchmolzen, neben welder nun—⸗ 
mehr als Nebenforderungen nur nod) die in Art. 51 unter Ziff. 2 und 3 be 
zeichneten Anſprüche in Betracht kommen, 

vergl. hierzu noch Baſch, Allgem D. H.G.B. und Allgem. D. WO. 

III. Aufl. ©. 55 bei Ziff. 8. 

Diefe Grundfäge müſſen nad dem vorher Dargelegten auch für die hier in 
Rede ftehende Regreßklage des Ausftellers gegen den Afzeptanten gelten, weil eben, 
wie oben gezeigt, die in Art. 81 der WO. feftgeftellte Reg reßpflicht des Af- 
zeptanten inhaltlich die gleiche ift wie diejenige des Ausftellers und des In— 
bofjanten, 

vergl. Bald, a. a. DO. ©. 56 bei Ziff. 10. 

Nah alle Dem ift aljo für den gegenwärtigen Prozeß die vom Kläger am 
12, Februar 1895 bezahlte Regrekfumme von 452 .# 69 4 als Streitgegenftand 
anzufeben. 


Nechtlihe Natur der nad) S 26a Abi. 2 Ziff. 2a des Krankenverſicherungs⸗ 

gejeges in der Faſſung der Novelle vom 10. April 1892 zuläffigen Ord- 

nungsftrafen. Zuläifigfeit des Nedhtswegs? (SS 76 e, 55, 58 des Ktranten- 
berficherungsgeieges).*) 


Urtheil des L.G.'s Leipzig vom 21. März 1896, Dg. VI. 83/96, 


Die Hagende Ortsfrankenfaffe verlangt vom Beklagten, einem ihrer Mit- 
glieder, 156 # Ordnungsftrafe Der Beflagte hat vom 3. Januar bie 
9. März 1895 Kranfenunterftügung bezogen und hatte währenddem die auf Grund 
von 8 26a Ziff. 2a des Kranfenverfiherungsgejeßes in der Faſſung vom 
10. Aprit 1892 und gemäß Statut8 der Klägerin durch Beihluß ihrer General: 
verſammlung erlaffenen und von der Auffichtsbehörde genehmigten Vorſchriften über 
die Krankmeldung, das Verhalten der Kranken und die Krankenaufſicht bei Ver- 
meidung der im Statut wie Gefeß für Zuwiderhandfungen angedrohten „Ordnungs- 
ftrafen biß zu 20 #" zu befolgen. 

*) Anm, des Einf. Was in der im Sädf. Ardiv Bd. 5 ©, 132 fig. veröffent 


lichten Gntſcheidung des D.L.G.'3 Dresden für bad Gebiet der Unfallverfiherung ausgeführt 
worden ift, ift hier für das Gebiet der Aranfenverfiherung erörtert worden. 
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Wegen behaupteter dreier Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften ſind 
von der Klägerin wider den Beklagten drei Strafverfügungen auf Höhe von je 
5.4 erlaſſen worden, Der Beklagte hat hiergegen Beſchwerde an die Aufſichts— 
behörde nit ergriffen, wohl aber gegen einen wegen der Ordnungsftrafen von 
zufammen 15 .# erlaffenen amtsgerichtlichen Zahlungsbefehl rechtzeitig Widerſpruch 
erhoben. 

Das Amtsgeriht Hat die Klage wegen Unzuläffigfeit des Rechtswegs ab- 
gewieſen. Das Landgericht beftätigte aus folgenden Gründen: 

Der Rechtsweg ift aud nad Anſicht des Landgerichts unzuläffig. 

a) Hierfür ift im erfter Linie mit dem vorigen Richter der 8 76 e des 
Kranfenverfiherungsgefeßes in der Fafjung vom 10. April 1892 heranzuziehen. 
Danach ift gegen Strafverfügungen aus $ 26a Ziff. 2a (genauer: aus den in 
Berfolg diefer Gejegesftelle getroffenen ftatutariihen VBeftimmungen) binnen zwei 
Wochen nad) deren Eröffnung Beſchwerde an die Auffihtsbehörde zuläffig, 
und deren Entiheidung — „endgüftig”. Dies beſagt ſchon nad) dem Wortfinne, 
daß irgend eim weiterer Rechtsbehelf nicht gegeben fein folle. Die Novelle zum 
Krankenverfiherungsgejeß gebraucht diefen Ausdrudf öfter, wo Entſcheidungen der 
Berwaltungsbehörden („Auffihtsbehörde”, „vorgejeßten Dienftbehörde“, „höheren 
Verwaltungsbehörde”, „Zentralbehörde”) bejonders in Fragen der Organifation 
und Berwaltung der Krankenkaſſen ergehen, und jo an Stellen, mo ‚über die Be- 
deutung des Wortes „endgültig” kaum ein Zweifel übrig bleiben fann: 

8 3a Abi. 2, $ 3b Abi. 2 Befreiung von der Berfiherungspfliät, 
819 Abſ. 4 Entſcheidung über die Kafjenangehörigkeit eines Betriebes, $ 48 a 
Abſ. 2 Zuweiſung gewiffer Gewerbszweige und Berfiherungspfliätiger zur Kaffe 
und Anordnung von Statutenänderungen, $& 26a Abf. 2 Genehmigung ge- 
wiffer Beihlüffe der Generalverjammlung, $ 52 a Abi. 5 Anordnungen gegen 
zahlungsunfähige Arbeitgeber, $ 56a Berfügungen über die Zahl der Kaffen- 
ärzte, Apotheken, Krankenhäuſer, $ 62 Abſ. 2 alter wie neuer Faſſung: Feſt—⸗ 
ſetzung der Beiträge gegenüber widerjtrebenden Unternehmern, (Bergl. zu 88 26 a 
Abi. 2, 48a Abi. 2, 52a Abi. 5, 56a noch die 88 64, 65, 72, 73, 74). 

Dazu fommt der weitere Inhalt des $ 76 e und deſſen Stellung im Zu— 
fammenbange des Geſetzes. Die Strafverfügungen aus $ 26a Ziff. 2a werden 
bier neben denjenigen aus $ 56a und 76b behandelt, welde letztere von der 
Auffihtsbehörde wider Kaffenvorftände und wider Verwaltungen der Ges 
meinde-Rranfenverfiherung ergehen. Auch bezüglid) dieſer heißt es, die Entſcheidung 
ber nädjften Stelle („der nächſtvorgeſetzten Behörde") jei endgültig: hier und 
ebenjo dort joll der Rechtsweg ausgeſchloſſen fein. 

Beachtlich ift, daß es an jeder Friftfegung fehlt, bis wann der Rechtsweg 
zu bejäreiten wäre (zu vergl, $ 58). Eine Entjheidung aber, gegen bie für 
alle Zeit der Rechtsweg offen ftände, wäre nichts weniger ald „endgültig“, 

b) Der Rechtsweg verbietet fi) aud) nad) dem Weſen der vorliegenden 

7* 
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Ordnungsſtrafen. Indem das Kranfenverfiherungsgejeß in $ 262 zuläßt, daß 
im Kaffenftatut gewiffe Ordnungsftrafen vorgejehen werden, räumt e8 den Orts— 
franfenfafjen eine Strafgewalt gegenüber den Mitgliedern ein. Sie beruht auf 
dem Reichsgeſetz und dem Statut, das von der Gemeindebehörde errichtet ift und 
glei Abänderungen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde bedarf, 
wie denn bei Aufftellung der einzelnen, der Strafdrohung unterfallenden Ordnungs⸗ 
vorſchriften die Auffichtsbehörde mitwirft ($ 26a Abſ. 2). Die „Ordnungsſtrafe“ 
ift nad) diefer ihrer Grundlage nicht Vertragsftrafe, fie erwächſt nit aus einem 
Berhältniffe des Privatrehts und unterfteht nicht dem Privatrechtsſchutze im or. 
dentlihen Rechtswege. Sie Karafterifirt fid) als eine öffentliche Strafe, die die 
Krankenkaſſe als öffentlich-rechtlicher Verband durch ihre zuftändigen Organe ver: 
möge einer ihr vom Träger der Strafgewalt eröffneten Strafbefugnig wegen ge 
wiffer Ordnungswidrigfeiten im eigenen und mittelbar ftaatlihen Intereſſe wider 
ihre Mitglieder einzuführen und zu verhängen vermag. 

Moſin, das Recht der Arbeiterverfiherung Bd. 1 ©. 806 fig., 816; 
Preger im Archiv für öffentliches Recht, herausgegeben von Laband 
und Stoerf Bd. 7 ©. 412 bis 414, und wegen der Ordnungsftrafen 
aus 8 103 des Unfallverfiherungsgefeßes die Entſcheidung des Königl. 
Oberlandesgerihts im Sächſiſchen Archiv Bd. 5 ©, 137, 143 fig.) 

Die Frage, ob im einzelnen Falle geftraft werden durfte, bewegt ſich deshalb 
ebenfo wie die Frage nad) der Angemefjenheit der ausgeworfenen Strafe auf dem 
Gebiete des Öffentlichen Rechts und ift der Nahprüfung der Gerichte entzogen. 

Zu vergl. außer den genannten Schriftſtellern Schider, Das Kranfenver- 

fiherungsgefeß 3. Aufl. 1893 $ T76e. 

Die Entſcheidung ift vielmehr in letzter Inftanz in die Hand der Aufſichts— 
behörde, alfo in diejelbe Hand gelegt, die die Borjriften zu genehmigen hat, 
auf deren Verlegung „Ordnungsjtrafe” ſteht. Demgemäß bleibt, gleichviel ob die 
Auffihtsbehörde angerufen oder nicht angerufen worden ift, fein Raum für ein 
gerichtliches Urtheil, ſondern es bleibt nur die Vollſtreckung übrig. 

ce) Wenn aus der Verfagung des Rechtswegs folgt, daß nun aud) die Voll: 
ftredung nit im gerichtlichen Zwangsvollſtreckungsverfahren, fondern im Ver— 
waltungswege zu geſchehen habe, was Hier im einzelnen nicht weiter zu verfolgen 
ift (Archiv f. öffentliches Recht a. a. D.), jo kann auch dies Ergebnif feinen An- 
faß zu Bedenken geben. Wird dod für verwandte Ordnungsftrafen die Einhebung 
im Berwaltungswege anerfannt, jo in $ 109 des Unfallverfierungsgejeges vom 
6. Juli 1884 fir Ordnungsſtrafen feitens der Genoffenfhaftsvorftände und der 
BVorftände der Betriebs:.(Fabrif-)Rrankenkafjen, in $ 100b der Gewerbeord- 
nung für Ordnungsjtrafen feitens der Innungsvorftände, nicht minder in $ 137 
bes Geſetzes betr. die Invaliditäts- und Altersverfiherung vom 22. Juni 1889 
(„die in die Kaffe der Verfierungsanftalt fließenden Strafen werden im derjelben 
Weiſe beigetrieben wie Gemeindeabgaben“). Unter ſolchen Umftänden kann, zumal 
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angeſichts des $ 76b des Krankenverſicherungsgeſetzes, nichts daraus für Zus 
läſſigleit des Rechtswegs hergeleitet werden, wenn 8 55 nur von Eintrittsgeldern 
und Beiträgen ausſpricht, daß ſie „wie Gemeindeabgaben beizutreiben ſeien.“ 
Ebenſowenig läßt ſich aus der Statthaftigkeit der Aufrechnung zwiſchen Drdnungs- 
ſtrafen und Krankenunterſtützung ($ 56) etwas für die Entſcheidung der gegen- 
wärtigen Rechtsfrage entnehmen. 


Zur Lehre von der nothiwendigen Streitgenoilenihaft. Wahrung der 
Berufungsfrift durch Zuftellung der Berufung nur an einen Streit- 
genoflen ? 


Urtheil des D.2L,G.'3 Dresden vom 7. März 1895. O. I. 180,94. 


Der Kläger hat gegen den erjten Staatsanwalt beim Landgericht Dresden 
Klage erhoben auf Aufhebung einer über ihm wegen Geiftesihwäde vom Amts» 
geriht Dresden verhangenen Vormundſchaft. Dem Nedtsftreite ift gemäß $ 4 
des Sächſ. Gefehes vom 20. Februar 1882 verb. $ 607 Abf. 3 der C.P.O. 
der Vater des Klägers als Streitgenofje des Staatsanwalts beigetreten, 

Durch Urtheil vom 4. Mai 1894 ift die Klage abgewiejen und der Kläger 
zu den Koſten des Rechtsſtreites verurtheilt worden. Eine Ausfertigung dieſes 
Urtheils ift auf Betreiben der Staatsanwaltſchaft beim Landgeriht Dresden am 
20. Augujt 1894 dem Redtsanwalt Dr. ©. als dem Prozeßbevollmädtigten des 
Klägers und dem Redtsanwalt Dr. D. als dem Prozeßbevollmächtigen des Streit 
genofjen zugeftellt werden. ine dieſes Urtheil betreffende Berufungsihrift vom 
14. September 1894 Hat der Kläger am 14. September 1894 dem Redtsanwalt 
Dr. D. als dem Prozeßbevollmädtigten des Streitgenoffen und am 17. September 
1894 dem erjten Staatsanwalt beim Landgericht Dresden zuftellen laffen. Außer: 
dem hat er eine dasjelde Urtheil betreffende Berufungsfhrift vom 23. Januar 
1895 und das Urtheil ſelbſt gleichzeitig am 24. Januar 1895 dem Redtsanwalt 
Juſtizrath H. als den vom Streitgenoffen für die zweite Inftanz beftelften Prozeß— 
bevollmädtigten und die neue Berufungsſchrift allein am 25. Januar 1895 dem 
erften Staatsanwalte beim Oberlandesgerichte zuftellen laſſen. 

Der in beiden Berufungsjhriften angekündigte Antrag des Klägers geht 
dahin, unter Aufhebung des angefochtenen Urtheils dem Klagantrag gemäß zu er: 
fennen. Der Staatsanwalt beim DOberlandesgeriht hat Verwerfung des Redits- 
mittel3 beantragt, der Streitgenoffe St. hat dieſem Antrage fid) angeſchloſſen. 

Nahdem das Berufungsgericht beſchloſſen Hatte, daß über die Zuläffigkeit 
der Berufung vorab zu verhandeln fei, Hat der Kläger dieſe Zuläffigfeit behauptet 
unter gleichzeitiger Bezugnahme darauf, daß ihm bereits am 12, Oftober 1894 
ein vom Rechtsanwalt Yuftizrath H. als dem Prozeßbevollmächtigten des Streit: 
genofjen verfaßter Schriftfaß zur Berufungsbeantwortung zugeftellt worden ſei. 
Letztere Thatfahe wird von den Gegnern des Klägers anerkannt, 
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Die Berufung wurde als unzuläffig verworfen aus folgenden Gründen: 

Durd die am 20. Auguft 1894 auf Betreiben des Staatsanwalts erfolgte 
Urtheilszuftellung an den Kläger wurde für diefen nah $ 477 Abi. 1 der C. P.O. 
ber Lauf der Berufungsfrift eröffnet. Dem fteht nicht entgegen, daß die Zuftellung 
nit zugleid auf Betreiben des Streitgenoffen erfolgt ift. Diejer hatte in Folge 
ſeines Beitrittes zum Rechtsſtreite nah 8 607 Abi. 3 der C.P.O. zunädft 
wenigftens für die erfte Inftanz als nothwendiger Streitgenofje des Staatsan- 
waltes im Sinne von $ 59 der C.P.O. zu gelten. Die Beftimmungen der 
C.P.O. über die nothwendige Streitgenoffenfhaft bezweden die Verhütung wider: 
ſprechender Entiheidungen in Fällen, wo das jtreitige Rechtsverhältniß gegenüber 
alfen Streitgenofjen nur einheitlich feitgeftellt werden fan oder aus fonftigen 
Gründen die Streitgenoffenshaft nothwendig ift (Motive in Hahn's Materialien 
zur C.P.O. Bd. 1 ©. 174). Diefer Zwed wäre nit erreihbar, wenn in den 
Fällen der nothwendigen Streitgenofjenidaft der Lauf der Berufungsfrift fein ein 
beitlijer wäre, ſondern je nad der Zeit der Urtheilszuftellung an oder für die 
einzelnen Streitgenofjen ein verjdiedener fein fünnt. Da es fein Mittel giebt, 
dur weldes der die Urtheilszuftellung beabſichtigende Streitgenoffe die Betheili» 
gung der übrigen Streitgenoffen an der Zuftellung erzwingen könnte, muß aus 
der Vorfärift in $ 60 der C.P.O., wonad) jedem Streitgenoffen das Recht zur 
Betreibung des Prozefjes zufteht, wenigftens für den Fall der nothwendigen Streit: 
genoſſenſchaft gefolgert werden, daß durch die don einem Streitgenofjen bewirkte 
Urtheilszuftellung für den Gegner die Berufungsfrift auch gegenüber den übrigen 
Streitgenofjen eröffnet wird (Entjheidungen des Reichsgerichts Bd. 30 
©. 345 flg.). Der Kläger war alſo durd die Urtheilszuftellung vom 20. Auguft 
1894 in die Lage gejegt, die Berufungsfrift fowohl gegenüber dem Staatsanwalte 
als gegenüber dem Streitgenoffen wahren zu müffen. Er hat dies zwar gegen- 
über dem letzteren durch friftgemäße Zuftellung der Berufungsihrift an deſſen 
Prozepbevollmädtigten erjter Inftanz, Rechtsanwalt Dr. D,, aber nicht gegenüber 
dem Staatsanwalte gethan. Denn die von ihm innerhalb der Berufungsfrift bes 
wirkte Zuftellung der Berufung an den erjten Staatsanwalt beim Landgericht 
Dresden ift wirkungslos. Wielmehr hätte diefe Zuftellung an den erften Staats» 
anwalt beim Berufungsgerichte bewirkt werden müſſen (Entf heidungen des 
Reihsgerihts Bd. 18 S. 405 flg., Bd. 25 ©. 419 flg.; Annalen bes Ober- 
(andesgerihts Bd. 13 S. 264 flg.). Die nadträglid an diefen Staatsanwalt 
bewirkte Zuftellung der Berufung ift verfpätet und deshalb wirkungslos, 

Der Staatsanwalt hat in der Berufungsverhandlung geltend gemadt, daf 
die Berufungsfrift überhaupt nur ihm gegenüber zu wahren gewejen wäre, da 
nur er nad $ 607 Abſ. 1 der C.P.O. dem Kläger als Partei gegenüberftehe 
und der Beitritt des Streitgenoffen zum Rechtsſtreite zunächſt nur für die erfte 
Inftanz gegolten Habe, diejer daher in der Berufungsinftanz erft von der Zeit 
an als Streitgenofje zu behandeln jei, wo er von neuem dem Rechtsſtreite beis 
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trete. Dieſe Frage ift nicht zweifelsfrei, braucht aber nicht entſchieden zu werden, 
ft fie zu bejahen, fo wäre die Berufung ſchon deshalb als unzuläffig zu ver- 
werfen, weil fie nicht redhtzeitig dem zuftändigen Staatsanwalte zugeftellt worden 
ift. Iſt fie zu verneinen, aljo der Vater des Klägers in Folge feines Beitrittes 
zum NRedtsftreite in erfter Inftanz ohne weiteres aud) für die Berufungsinftanz 
als Streitgenofje des Staatsanwaltes zu behandeln, jo würde die Berufung immer 
nod) deshalb unwirkſam fein, weil fie innerhalb der einheitlihen Berufungsfrift 
nit beiden Streitgenoffen in gültiger Weife zugeftellt worden ift. Bei der noth- 
wendigen Streitgenoffenidaft, wie fie hier vorliegt, hat die Unterlaffung oder Die 
Unwirkſamkeit der Berufungszuftellung gegenüber aud) nur einem Streitgenoſſen 
die Unzuläffigfeit der Berufung gegenüber allen Streitgenofjen zur Folge. Auch 
dies ergiebt fi aus dem Weſen der nothwendigen Streitgenoſſenſchaft und der 
Nothwendigfeit einheitlicher Feſtſtellung des jtreitigen Rechtsverhältniſſes. Denn 
diefe Einheitlichfeit ginge fofort dann verloren, wenn es zuzulaffen wäre, daß die 
Berufung gegenüber einem Streitgenojjen wegen verjpäteter oder unwirkſamer Zu— 
ftellung als unzuläfjig verworfen, gegenüber dem anderen aber für zuläſſig erflärt 
und darnach al8 materiell begründet angeſehen werden fönnte. Andererjeit3 Tann 
die Annahme nicht für zuläffig gehalten werden, daß durch die wirffame Zuftellung 
der Berufung an einen der nothwendigen Streitgenofjen die Berufungsfrift ohne 
weiteres aud gegenüber allen anderen Streitgenoffen gewahrt jei. Denn das 
Geſetz erkennt zwar an, daß der eine Streitgenofje für den andern thätig fein 
und den Prozeß betreiben fann ($$ 59 und 60 der C. P.O.), beftimmt aber nicht, 
daß die vom Prozeßgegner gegenüber einem einzelnen Streitgenofjen vorgenommene 
Prozefhandlung von felbft aud gegen die übrigen Streitgenoffen wirkſam fein 
joll. Der Kläger mußte aljo zur Wahrung der Berufungsfrift vor deren Ab» 
laufe die Berufung allen Streitgenoffen gültig zuftellen (vergl. Wenglers Ardiv 
N. F. Bd. 11 ©. 463 fig; Wilmowski und Levy zu $ 479 der EP.D.). 
Da er died nit gethan hat, war feine Berufung als unzuläffig zu verwerfen 
($ 497 der C.P.O.). 


Ueber die Verpflichtung des Prozekgerichts zur Entgegennahme von Schrift- 
ſätzen nad Schluß der mündlichen Verhandlung. 


2.6, Plauen, Civil.-K. L Beihluß vom 20, Mai 1885 (C. B. 21,85). 


„In der die Beihwerde näher begründenden Ausführungsfhrift ift die vom 
Amtsgericht zurücgemwiefene Eingabe des Klägers als eine Abſchrift des dem Pro- 
zeßgegner zugeftellten Schriftfages, mithin als die in $ 124 C. P.O. für den 
Anwaltsprozeß vorgeſchriebene Niederlegung eines vorbereitenden Schriftſatzes 
bei Geriht bezeichnet worden. Die ebengedadhte Geſetzesvorſchrift bezwedt, daß 
auch dem Gerichte von dem in dem vorbereitenden Schriftiae enthaltenen Ma: 
teriale ſchon vor der mündlichen Verhandlung Kenntniß gegeben und dem Bor 
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figenden dadurd) die für die ſachgemäße Yeitung der Verhandlung nöthige Vorbe— 
reitung ermöglicht werde. Die Befolgung der Beltimmung des $ 124 C. P.O. 
in dem Amtsgerichtsprozeß ift zwar den Parteien nicht vorgejchrieben, aber nad) 
$ 463 verb. 8 456 [body nadjgelafjen. Auch in dem Amtsgerichtsprozeß enthält 
daher die Weberreihung eines vorbereitenden Schriftfaßes bei dem Prozeßgericht 
der Sache nad) den Antrag, das Schriftſtück zu den Akten zu nehmen. Wie fid 
ſchon aus dem obenbezeichneten der Zwede Borjhrift des 5 124 C. P.O. ergiebt, 
fann die Partei ein ſachliches Intereffe haben, daß diefem Antrage ftattgegeben 
werde. Die Zurüdweijung desjelben feiten des Gerichts läßt ſich daher als eine 
Entjdeidung im Sinne des $ 530 auffaffen und unterliegt folglid) dem Rechts— 
mittel der Beſchwerde. Die eingelegte Beſchwerde erſcheint jomit an ſich als zu— 
läffig, aber fie ift nicht begründet weil das zurückgewieſene Schriftftüd, die Eingabe 
vom 22,/23. April, als ein vorbereitender Schriftfab nicht gelten kann. 

Nun mag zwar dem Beidhwerdeführer darin beigetreten werden, daß der 
Regel nad eine Prüfung der vorbereitenden Schriftſätze durch das Gericht im 
Borverfahren nicht ftattzufinden hat — vergl. Gaupp E.P.O. Br. I ©. 356 — 
und daß diejelben zu den Akten zu nehmen find, ohne Rückſicht darauf, ob fie 
nur Rechtsdeduktionen oder auch thatfähliche Behauptungen oder Erklärungen über 
Anträge des Gegners enthalten. Für die Vorbereitung zu ſachgemäßer Leitung 
der Verhandlung fünnen gewiß auch die Mittheilungen der rechtlichen Auffafjung, 
von denen die Rechtsanwälte der Parteien, fei e8 in Bezug auf progefjuale oder 
fei es in Betreff der einfchlagenden materiellen Nedptöfragen ausgehen, von Be— 
deutung jein. Aber von einem Schriftſatze im Sinne der Beftimmungen der 
C.P.O. 8 120 flg., der die mündliche Verhandlung, auf Grund deren die Ent« 
ſcheidung zu ertheilen ift, vorbereiten fol, kann der Natur der Sache nad) dod) 
nur die Rede fein, injoweit eine mündliche Verhandlung in Ausſicht fteht, nicht 
mehr, wenn die Verhandlung bereits geſchloſſen ıft. Das letztere war zur Zeit 
der Eingabe vom 22./23. April bereits der Fall. Es ift nun zwar weiter rihtig, 
daß der Richter, worauf der Beihwerdeführer fich bezieht, bis zur Verkündung 
des Endurtheils die Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung anordnen fann, 
— C.P.O. 8 142 —, aber die Füglidfeit der Parteien, für diefen Fall noch 
vorbereitende Schriftſätze zu wechſeln, fommt nur in frage, wenn entweder eine foldje 
Wiederaufnahme bereits beihloffen, ein neuer Termin bereits angejeßt oder eine 
joldhe Wiederaufnahme der Berhandlung wenigftens von einer Seite beantragt worden 
ift. Keine diefer Vorausfeßungen liegt jedod dor. Der Richter konnte ſchon in 
Betracht diefer Sachlage die Eingabe vom 22.23. April nit ohne Weiteres als 
einen borbereitenden Schriftiag anfehen und war zur Prüfung des Inhalts um 
jo gewiſſer beredtigt, ja verpflichtet, al8 das Schreiben an das Amtsgericht, alfo 
den Richter adreffirt ift. Die Prüfung diefes Inhalts ergiebt, daß das Schriftſtück 
nichts Anderes, als die Darlegung rechtlicher Auffaffungen des Elägeriichen Rechts— 
anmwaltes enthält, Welden Zweck dieje jhriftlihen Ausführungen nad) dem Schluß 
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der mündlichen Berhandlung haben, wie der Inhalt derjelben Prozepftoff werden 
ſoll, ift nit abzufehen. — Dadurch allein, daß die rechtlichen Ausführungen die 
vorliegende Streitfrage betreffen und daß der Kläger ein Eremplar des Schrift. 
ftüd8 vor der Einreihung bei Gericht dem Gegner zugeftellt hat, kann dasjelbe 
den Charakter eines vorbereitenden Schriftjages nit erlangen. Fehlt ihr aber 
derjelbe, jo hat die Partei auch fein Net, zu verlangen, daß die jchriftlichen 
Darlegungen ihres Anwalts in Betreff der einfhlagenden rechtlichen Fragen — 
und darum handelt es fi do allein — nad) dem Schluß der mündliden Ber 
handlung von dem Richter entgegen und zu den Aften genommen werben. 

Würde die Sache in zweiter Inftanz zur Verhandlung kommen, jo könnte 
es freilich dem Kläger zweckmäßig erſcheinen, die nämlihen ſchriftlichen Ausführ- 
ungen, die jeßt zurückgewieſen wurden, doch noch als vorbereitenden Schriftjaß für 
die mündliche Verhandlung der Sade in zweiter Inftanz, oder würde das Urtheil 
erfter Inftanz aufgehoben und anderweite Verhandlung in dieſer Inftanz ange 
ordnet, aud für die weitere Verhandlung in I. Inftanz nochmals bei Gericht ein- 
zureihen und es würde dann nad) Befinden diefem neueingereihten Schriftſatze 
Aufnahme in die Akten nicht verfagt werden können. Allein der Kläger hat es 
fi ſelbſt zuzuſchreiben als eine Folge feiner unzeitgemäßen Einreihung der ſchrift— 
lihen Ausführungen und, infofern die Eingabe nunmehr, ohne ein Theil der 
Prozeßakten geworden zu fein, dod als Unterlage für die Entjheidung über die 
eingelegte Beſchwerde bei dem Amtsgerichte zu verbleiben hat, als Folge feiner 
nicht begründeten Beſchwerde, wenn er eintretenden Falls fid) veranlaßt und bez. 
mit Rüdfiht auf die Vorſchrift E.P.D. 8 124 genöthigt jehen follte, eine ander- 
weite Abſchrift derjelben Deduftionen auf der Gerichtsichreiberei des Gerichts 1. 
bez. II. Inftanz niederzulegen. Es Hat daher aud die Erwägung diefer Even- 
tualitäten zu einer für den Kläger günftigeren Entfheidung über jeine Beſchwerde 
nit führen können,“ 

Das Beihwerdegeriht ordnete an, daß die die vorftehende Differenz bes 
treffenden Schriftftüde von den Prozeßalten getrennt zu halten jeien, 


Schlietßzt die Unbefanntihaft des Aufenthalts des durch einen Prozeß— 
bevollmächtigten vertretenen Schwurpflichtigen die Anberaumung eines 
Shwörungstermins und den Erlah des Verſäumnißurtheils aus? 


2.6. Plauen, EivibK. I. Beihläffe vom 17. April und 15. Juni 1891. (C. B. I. 791 
und 12,91). 


Das Amtsgericht lehnte den Antrag des Klägers auf Anberaumung eines 
Schwörungstermins ab, weil der Prozeßbevollmädtigte des ſchwurpflichtigen Be— 
klagten erflärt habe, daß ihm auch jetzt nod) der Aufenthalt des Beklagten unbe- 
fannt ſei und daR nad) der von ihm eingezogenen Erfundigung die Angehörigen 
des Beflagten ihm verſichert hätten, aud) ihnen ſei der Aufenthalt desjelben unb:: 
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fannt. Auf Beſchwerde des Klägers verfügte das Landgericht die Anberaumung 
eines Schwörungstermins, indem es ausführte: Da die Ladung zum Schwörungs- 
termine nidt dem Beklagten jelbft, jondern dem Prozeßbevollmädhtigten desjelben 
zuzujtellen jei, könne die Abweſenheit des DBeflagten feinen Hinderungsgrund für 
die Anberaumung eines Schwörungstermines bilden. Erft, wenn der Beklagte im 
Schwörungstermine nit erjheine, werde die Frage zu prüfen fein, welche Folgen 
das Ausbleiben des Beklagten nad) ſich ziehe. Im Schwörungstermine blieb der 
Beklagte aus, Der Antrag des Klägers auf Erlaß des Verſäumnißurtheils wurde 
vom Prozeßgerichte zurückgewielen, die biergegen erhobene Beſchwerde aber vom 
L.G. für begründet erachtet. Die Gründe der leßteren Entſcheidung lauten: 

„Nah 8 162 der C.P.O. müffen Zuftellungen an den für die Inftanz bes 
ftellten Prozeßbevollmädtigten erfolgen und zwar im Mangel einer anderweiten 
Beitimmung aud in folden Fällen, wo es ſich um rein perfönlide Handlungen 
der Partei handelt. Eine Zuftellung an die Partei jelbft ift nad feiner Be— 
ftimmung ausgeſchloſſen, aud die öffentliche Zuftellung im Falle des Unbekannt— 
jeins des Aufenthalts der Partei. Iſt aber die Yadung zum Schwörungstermine 
dem Prozeßbevollmädtigten der ſchwurpflichtigen Partei zugeftellt worden und er: 
Iheint die letztere nicht, weil fie wegen Unbefanntjeines ihres Aufenthalts Kenntniß 
vom anberaumten Schwörungstermine durch ihren Prozeßbevollmädtigten nicht er- 
langt Hat, jo Liegt nad) Anfiht des Beſchwerdegerichts feine Veranlaffung vor, 
einem dom Gegner in Gemäßheit von $ 430 der C. P.O. geftellten Antrag auf 
Erlaß des Verſäumnißurtheils nicht ftattzugeben; es ift vielmehr in dem Erlaß 
des Verſäumnißurtheils das einzige Mittel zu erbliden, mit welchem der Säumig- 
feit der Partei begegnet werden fann, welde es während des Schwebens eines 
Rechtsſtreits der Mühe nicht für werth hält, ihren Prozeibevollmädtigten von 
ihrem Aufenthalte in Kenntniß zu jeßen. Im anderen Falle wirde eine durch 
die Säumigkeit der ſchwurpflichtigen Partei herbeigeführt, entweder auf Abſicht 
oder doch auf grober Fahrläffigkeit beruhende Verſchleppung des Rechtsſtreits ohne 
nachtheilige Folgen für die ſchuldige Partei fein, eine Thatſache, die gewiß nicht 
mit den im Webrigen von der C.P.O. zur Verhütung von Prozeßverſchleppungen 
getroffenen Mafregeln in Einflang gebradjt werden könnte,“ 


Erftattungsfähigfeit der Koften der Neife zum Cchwörungstermine bei 
Unterlafiung eines Antrags nah $ 441 der C.P.O. 


2.8. Plauen, Civil⸗-K. I. Beſchluß vom 4. Auguft 1891. (C. B. I. 15,91). 


Der Schwurpflictige war von feinem Wohnort Berlin zum Schwörungs- 
termine nad) Plauen gereift. Die Abnahme des Eides in Berlin hatte weder er 
jelbft noch der Gegner beantragt. Die erfte Inftanz billigte ihm die Reiſekoſten 
zu; die Beichwerde des Gegners wurde verworfen. Das Landgericht führte aus: 

„Wie aus der Faffung des $ 441 der EBD, erhellt, bildet die Leiftung 
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des in einen bedingten Emdurtheile erkannten Eides vor dem Prozeßgerichte Die 
Negel. Das Prozeßgeriht kann unter den 1. c. angegebenen Vorausſetzungen von 
dieſer Regel abgehen und den Eid durch einen Beauftragten oder erjudten Richter 
abnehmen laffen, wird aber Hiervon nur vorfihtig Gebraud; maden und e8 in 
den meiften Fällen auf eine Anregung der Parteien ankommen laffen, da ja die 
Eidesleiftung vor dem mit dem Streitftoff vertrauten Richter regelmäßig als das 
Zwedmäßigere ſich darftellt und überdies im Intereffe des am Site des Prozeh- 
gerichts wohnhaften Gegners gelegen fein wird, ſchon um diefem Gelegenheit zu 
geben, ohne Aufwand an Zeit und Geld dem Schwurpflichtigen perſönlich Vorhalt 
thun zu fünnen. Es wird daher der zum Ehwörungstermine vorgeladene Schwur- 
pflichtige zunächſt davon auszugehen haben, daß das Prozeßgericht die Eidesleiftung 
vor ihm als die zwedmäßigere Erledigung des Rechtsſtreits oder des gerade in 
Frage befangenen Streitpunftes eradtet. Damit ift ihm die Möglichkeit, die Ab- 
nahme des Eides vor einem beauftragten oder erſuchten Richter anzuftreben, nicht 
abgeſchnitten; er ift aber zur Stellung eines hierauf abzielenden Antrages aus 
dem oben angegebenen Grunde nicht verpflidtet und kann insbejondere auch ab- 
warten, ob der Gegner die Anregung hierzu geben werde. Solange dies nidt 
geſchehen, muß ſowohl das Prozeßgericht als der Schwurpflichtige von der An— 
nahme ausgehen, daß der Gegner an der Eidesleiftung vor dem Prozeßgerichte 
ein erhebliches Imtereffe habe. Im vorliegenden Falle ift eine jolde Anregung 
von dem Beklagten als dem Gegner des ſchwurpflichtigen Klägers, weder dieſem 
nod dem Gerichte gegeben worden, 

In Erwägung alles deffen ift für den ſchwurpflichtigen Kläger aus dem 
Umftande, daß er, ohne Anregung zu einer Abnahme des Eides durch den Richter 
feines Wohnortes (Berlin) zu geben, der Ladung des Prozeßgerichts gefolgt ift, 
fein Borwurf berzuleiten und es Fönnen daher auch nicht die durd) die Reiſe des 
Klägers von Berlin nad) Plauen zum Zwede der Ableiftung des ihm zuerfannten 
Eides erwachſenen Reiſekoſten als ein Aufwand angefehen werden, welden der 
Kläger bei gehöriger Inobadhtnahme der ihm obliegenden Pflichten als Prozeß— 
partei hätte vermeiden Füunen, 


Zu $S 431 EP.D. Grenzen der Zuläffigfeit der Aenderung eines durd) 

bedingtes Endurtheil auferlegten Eides. Die Umerheblichkeit des zu be= 

richtigenden Umftandes darf nicht den Gegenftand neuer Beweiserhebungen 
bilden. 


2.8. Plauen, Eivil.sK. I. Urtheil vom 16. Februar 1891. Dg. I 25/90. 


Der im rechtskräftigen bedingten Endurtheile normirte Eid betrifft die Wahr- 
nehmungen, welde Beflagter über die Beidaffenheit der ihm vom Kläger gelieferten, 
angeblich jpätejtens am Tage nad der Ablieferung unterfuchten Butter gemadt 
hat. DBellagter bat zu ſchwören, daß dabei die Butter ſchlecht, buttermilchhaltig 
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und ſchlechtſchmeckend gewejen ſei. Er will in den Eid an Stelle dieſer leßteren 
auf die Beſchaffenheit der Butter bezüglihen Worte die Worte „ungleidartig, 
Ihimmelig und ſchlechtſchmeckend“ gejeßt Haben, indem er anführt, die Buttermild- 
baltigkeit Habe er exit je beim Verbraude der Butter am 7., 8., 9., 10. und 11, 
oder 12. Auguft 1890 bemerkt, mit welder Modififation erbiete er ſich aud) Die 
in Betreff der Buttermilchhaltigkeit gemachten Wahrnehmungen zu befhwören. 
Kläger beantragt, den Eid als verweigert anzufehen und die Folgen der Eides- 
verweigerung durch Endurtheil auszufpreden; auf der Behauptung, daß die Butter 
buttermildhaltig bei der erften Unterfuhung geweſen jei, beruhe das Sachver— 
ftändigengutaditen; auch könne recht wohl die Buttermildhaltigkeit erjt jpäter in- 
folge mangelhafter Verwahrung der Butter jeiten des Beklagten eingetreten fein, 

Nah diefem Antrage wurde erfannt und dies, wie folgt, begründet: 

„Der Antrag des Beklagten auf Abänderung des ihm zuerfannten Eides 
würde nur auf $ 431 C. P.O. geftügt werden können. Hiernad dürfen einmal 
unerheblihe Umftände, welde in die Eidesnorm aufgenommen worden find, be 
rihtigt werden, und fodann kann der Schwurpflicgtige, welder frühere Behaup- 
tungen zurüdnimmt oder früher beftrittene Thatfahen zugefteht, ſich zur Leiftung 
eines beſchränkteren Eides erbieten, jelbft wenn der Eid durch bedingtes Endurtheil 
auferlegt ift. Allein von einer Berichtigung unerheblicher Umftände kann nicht 
die Rede fein, da die den Gegenftand der Eidesleiftung bildenden Angaben des 
Beklagten betreffs der Beihaffenheit der Butter bei der vorgenommenen Unter« 
ſuchung ſowie betreffs des Zeitpunftes, wo ſolche erfolgte, gerade die Unterlage 
für das Gutachten des Sahverjtändigen gewejen find und feinesfall® mit nur 
einiger Sicherheit angenommen werden fann, das Gutachten des Sachverſtändigen 
werde nidht anders ausgefallen fein, wenn dem leßteren die veränderten Angaben 
des Beklagten vorgelegen hätten. Insbeſondere liegt auf der Hand, daß die Un— 
erheblichfeit eines Umftandes, foll fie zu einer Abänderung der Eidesnorm führen 
fönnen, dem Richter ohne Weiteres erfennbar fein muß, dagegen nicht erft durd) 
neue in dem gegenwärtigen Stadium des Prozeffes gar nicht mehr zuläffige Be— 
weiserhebungen feftgeftellt werden darf. Gerade die Nothwendigkeit hierzu läßt 
den Umſtand nit als unerheblich eriheinen und ſchließt eine entſprechende Ab—⸗ 
änderung aus. Die Bedeutung, weldie der Umftand, daß Bellagter die Butter- 
milhaltigfeit der Butter bereits am Tage nad) Ankunft dev Butter wahrge: 
nommen bat, mit Rückſicht auf das abgegebene Eadjverftändigengutadten für die 
Entſcheidung bat, hindert es aud, dem Erbieten des Beklagten zur Leitung eines 
beſchränkten Eides, wofern man die® und nidht eine Mobififation des Eides in 
feinen Erflärungen finden will, Folge zu geben. Denn ein Weglafen des Wortes 
„buttermilchhaltig“ wiürde den Richter mit Rüdfiht auf das Gutachten des 
Sahverftändigen in die Lage bringen, eine Entſcheidung überhaupt nit treffen 
zu können. 

Nach alledem mußte die in den Erklärungen des Beflagten liegende Ber: 
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weigerung des zuerfannten Eides dazu führen, dem auf Ausiprud) der Folgen 
diejer Eidesverweigerung gerichteten Antrage des Gegners ftattzugeben.“ 


Berüdjihtinung von Geftändnifien des Gegners des Schwurpflichtigen 
im Schwörungstermine Unguläffigfeit neuer Begründung der durch 
rechtöfräftiges bedingtes Endurtheil zum Eide verftellten Einrede. 


8,8. Plauen, Civ.K. I. Urtheil vom 1. Juli 1886, Dg. 8/86. 


Der Kläger erbot jih im Ehwörungstermine zur Ableiftung des ihm 
mittelft bedingten Endurtheil® auferlegten Eides, mitteljt deſſen er die angeblich 
durch den Bellagten an ihn erfolgte Bezahlung des Kaufpreifes zweier Schweine 
abzulehnen hatte. Der Bellagte gab nunmehr an, es fei nidht wahr, daß er den 
Preis für die beiden ihm verfauften Schweine dem Kläger jelbft bezahlt habe; er 
babe vielmehr den Preis für das erjtere der ihm vom Kläger gelieferten Schweine 
an S., den Preis für das andere an dem verftorbenen Kajfirer des Klägers N, 
bezahlt. Demzufolge beantragte Beflagter, den Eid in Gemäßheit feines neuerlichen 
Vorbringens abzuändern. Auf Antrag des Klägers wurde Bellagter unbedingt 
verurtheilt. Die Gründe führen aus: 

„Das Borbringen des Bellagten im Schwörungstermine enthält das Ge— 
ſtändniß der Unrichtigkeit derjenigen Thatfahen, weldde von ihm zur Begründung 
der Zahlungseinrede angeführt und vom Gerichte ald zu diefem Zwecke ſchlüſſig 
eradjtet worden waren. Ein derartiges Geftändniß ift mindeftens als Verzicht 
des Bellagten auf den Beweis der Einredethatjahen aufzufaffen und fteht daher 
feiner Wirkjamfeit nad) dem ausdrücklichen Erlaffe des hierüber dem Kläger zus 
erfannten Eides glei. Es war daher von Abnahme des Eides abzufehen und 
die Zahlungseinrede des Beklagten als unerwieſen zu verwerfen (C. P.O. 88 429, 
428 verbunden mit $ 261). 

Andrerjeits durfte niht auf den vom Beklagten geftellten Abänderungs- 
antrag gefügt werden. Denn das neuerliche Anführen des Beklagten enthält nicht 
unweſentliche Abweihungen (C. P.O. $ 431) von den früheren Angaben, jondern 
eine neue jelbjtändige Begründung der Zahlungseinrede. Dies gilt namentlid, 
von der Behauptung, daß der Preis je eines der beiden Schweine zu verjcdiede- 
nen Zeiten jedesmal an eine beftimmte Perfon bezahlt worden ſei, und von dem 
Mangel der Bezeihnung der Forderung, zu deren Tilgung die Zahlung beftimmt 
gewejen jein fol. Der Beachtung des neuen Vorbringens des Beflagten als eines 
wirffamen Bertheidigungsmittels jteht die Rechtskraft des bedingten Endurtheils 
entgegen. Hierdurch ijt unter den Parteien in einer für dieſe verbindlichen Weile 
feitgeftellt worden, daß nur die von Beklagten vor dem Erlafje des Urtheils dor: 
geſchützten Thatſachen geeignet feien, al8 Zahlungseinrede das Erlöſchen der Klag- 
forderung zu begründen. Damit iſt der Beklagte mit der Geltendmachung anderer 
Ginredethatfadhen ausgeſchloſſen.“ 
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Berechtigung eines Verlagsbuchhändlers, der ſich dem Autor gegenüber 
zur Wahrung der Anonymität verpflichtet hat, zur Verweigerung des 
Zeugnifles. ($ 345° der E.P.D.) 

Beſchluß des D.L.G.'8 Dreöden vom 22. Januar 1894 (IT. C. 2,94). 

Durch Beweisbeihluß war die Abhörung eines Verlagsbuchhändlers als 
Zeugen darüber angeordnet worden, ob und wie weit ein in feinem Verlage er- 
ſchienenes Werk von dem Kläger herrühre. Der Zeuge hat bei feiner Abhörung 
angegeben, es Hätten aufer dem Kläger noch drei Mitarbeiter Beiträge zu dem 
Werke geliefert, jedod; die Namen der drei Mitarbeiter zu nennen verweigert, weil 
er fi in dem mit dem Kläger abgefhloffenen Verlagevertrage verpflichtet habe, 
die Namen bderfelben gegen Jedermann geheim zu halten, 

Die erfte Inftanz Hatte die Weigerung auf Grund von 8 3493 der C. P.O. 
für gerechtfertigt erflärt. Dies wurde gebilligt aus folgenden Gründen: 

Ob es fi im vorliegenden Falle um ein „Gewerbegeheimniß“ im Sinne 
bes 8 349° der C.P.O. handelt, kann dahingeftellt bleiben, weil dem Zeugen 
jedenfalls der Ablefnungsgrund des $ 348° der C. P.O. zur Seite ſteht. Nach 
diefer geſetzlichen Vorſchrift ſind Perfonen, welden Eraft ihres Gewerbes That- 
ſachen anvertraut find, deren Geheimhaltung dur die Natur derſelben ge- 
boten ift, in Betreff der Thatfahen, auf welde die Verpflichtung zur Vers 
ſchwiegenheit fi) bezieht, zur Verweigerung des Zeugniffes beredtigt. Inwiefern 
durch die Natur der Thatfahen Geheimhaltung geboten fei, darüber hat im ein« 
zelnen Falle da8 Gericht nad) feinem Ermeſſen zu entjheiden (vergl. Gaupp, 
EBD. IS. 677 der 2. Aufl; Wilmowsfi-kevy, EBD. IS. 560 ber 
6. Aufl.). Bei Thatfadhen, welder einer Perſon Fraft ihres Gewerbes anvertraut 
jein follen, ift auf die bejonderen Verhältniffe des Gewerbes, die in demjelben 
vorfommenden Gepflogenheiten und thatſächlichen Uebungen Rückſicht zu nehmen. 

Allgemein befannt und nad dem Geſetze durchaus zuläffig (vergl. $ 11 
Abf. 3 des Geſetzes, das Urheberrecht an Schriftwerfen u. ſ. w. betr., vom 
11. Juni 1870), ift es, daß öfters bei Schriftwerfen, welde im Buchhandel ver- 
Öffentlicht werden, der Name des Urhebers gar nicht angegeben wird, Im einem 
derartigen Falle hat der Autor ein Interejfe daran, daß fein Name vor dem Pu- 
blifum nicht genannt werde. Vermöge diejes Intereſſes wird er vielfach dem Ver— 
leger die Verpflichtung auferlegen, feinen Namen Dritten gegenüber geheim zu 
halten. Berträge, dur welde der Verlagsbuchhändler dem Schriftfteller Die 
Wahrung der Anonymität zufigert, fommen im buchhändleriſchen Verkehre jehr 
bäufig vor; jeder gewiffenhafte Verleger wird bemüht fein, das ihm anvertraute 
Geheimniß forgfältig zu bewahren; es würde ihm, wenn er die Verpflichtung zur 
Verſchwiegenheit brechen würde, in Schriftftellerkreifen mit Net der Vorwurf der 
Unzuverläffigfeit gemadjt werden, während ihm dod daran gelegen fein muß, ſich 
das Vertrauen der Autoren zu erhalten, Gerade die beiten und hervorragenditen 
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Shriftfteller würden, wenn fie aus irgend einem Grunde ein Werf anonym zu 
veröffentlichen beabfihtigen, mit Recht Bedenken tragen, mit einem als nicht ver- 
iäwiegen befannten Verleger in Verbindung zu treten. Es Handelt fi demnach 
bei einem derartigen, zwiſchen dem Schriftfteller und dem Verleger abgeſchloſſenen 
Vertrage um eine dem letzteren fFraft feines Gewerbes anvertraute Thatſache, 
deren Geheimhaltung durch die Natur derjelben geboten if. Das Intereſſe, 
weldes der Autor an der Geheimhaltung feines Namens hat, ift in dev Geſetz— 
gebung ausdrücklich als ein beredtigtes anerkannt; in diefer Beziehung braucht 
nur auf die Beftimmung in $ 28 Gab 3 des bereits angezogenen Geſetzes vom 
11. Juni 1870 verwiefen zu werden, deren Zweck gerade darin beſteht, Vorſorge 
dafür zu treffen, daß der Autor und feine Rechtsnachfolger ihre Rechte wahr: 
nehmen können, ohne genöthigt zu werden, aus der Anonymität herauszutreten. 
Wenn der Berleger, fall er auf Grund des angezogenen $ 28 die dem Urheber 
juftehenden Rechte im Klagewege geltend macht, den Namen des letzteren nicht zu 
nennen braucht, jo fteht e8 hiermit nur im Einklange, daß er au in einem 
Civifprozefje nit al8 Zeuge den Namen des Autors, dem er Verſchwiegenheit 
angelobt, anzugeben hat. 

Der Bellagten ift zwar zuzugeben, daß eine bloß vertragsmäßg über— 
nommene Verpflichtung zur Verſchwiegenheit einen Zeugen nicht berechtigt, auf 
Grund von 8 348° der EP.O. das Zeugniß zu verweigern. (Vergl. Struds 
mann-Koch, C.P.O., S. 409 der 5. Aufl; Sarwey, E.PO., ©. 511; 
Kohler in der kritiihen BVierteljahrsihrift, Bd. 22 ©. 483 fig.) 

Im gegenwärtigen Falle Handelt e8 ſich indefjen um eine vertragsmäßige 
Zufage, welche in den betheiligten Verkehrskreiſen allgemein üblich und gebräud;- 
(ih ift; der Zeuge kann dann die Ausfage verweigern, wenn er durd die Erftat- 
tung feiner Ausjage die ihm berufsmäßig obliegende Pflicht dev Verſchwiegenheit 
verlegten würde; es ift der nämliche Grund ausſchlaggebend, aus weldem auch 
Angehörige anderer Berufsfreife wie Aerzte, Anwälte, Apothefer, Handelsmäkler 
u. A., zur Verweigerung des Zeugniffes befugt jind. (Bergl. v. Canftein, Lehr: 
buch des öſterreichiſchen Civilprozeßrechts, JI S. 487 der 2. Aufl.) — Wenn die 
Beklagte noch geltend macht, es fünne ein Vertrag, durch welden ſich eine Partei 
jur Geheimhaltung des Namens des anderen Kontrahenten verpflidte, argliftiger 
Weife zur Vereitelung der Führung des Zeugenbeweifes geſchloſſen werden, fo ift ihr 
entgegenzubalten, daß dieje thatfähhlihe Borausjegung im gegenwärtigen Falle nicht 
zutrifft; es ift nicht der geringfte Anhalt dafür vorhanden und ift aud) von der 
Beklagten nit einmal behauptet worden, daß der Kläger und der Zeuge‘ aus 
unlauteren Motiven, etwa um einem Dritten Schaden zuzufügen, die Geheim- 
haltung der Namen der Mitarbeiter verabredet hätten; die Vereinbarung ftellt fid) 
vielmehr als durchaus unverdächtig und zuläffig bar. 
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Net des Rechtsauwalts zur Verweigerung des Zeugniſſes. 
Beſchluß des dritten Civilf. des K. S. O.2.G.8 vom 25. Januar 1895. IL C. 17/98.) 


Die Verweigerung ded Zeugnifjes Seitens des Rechtsanwalts X. wurde 
in Webereinftimmung mit der erften Inftanz für unerheblid erklärt. 

Der Zeuge, welcher das Zeugniß verweigert, hat nad) $ 351 Abf. 1 der 
C.P.O. die Thatfahen, auf welde er jeine Weigerung gründet, anzugeben und 
glaubhaft zu machen. Der Beihwerdeführer, welher von beiden Theilen als 
Zeuge benannt worden ift, ftüßt aber feine Zeugnißverweigerung gegenwärtig, 
nahdem ihm der Kläger, welchem er in dem von diejem gegen deſſen Tochter, die 
verehel. B., geführten Vorprozeffe als Sachwalter bedient gewejen ift, von der 
Berpfliätung zur Verjcäwiegenheit entbunden hat, nur noch auf die Behauptung, 
daß, wenn die Thatſache, für melde er als Zeuge benannt worden fei, wahr wäre, 
ihm folde in feiner Eigenſchaft als Rechtsanwalt dod nur bei einer Berathung 
anvertraut worden jein könnte, da nicht behauptet worden fei, daß er die angeb- 
liche Kenntniß etwa auf andere Weiſe als Privatperfon erlangt hätte. Er folgert 
hieraus, daß er auch der genannten Tochter Klägers gegenüber nad) geſetzlicher 
Vorſchrift zur Verſchwiegenheit verpflicgtet fein würde, und gründet ſchließlich feine 
fortgefete Weigerung zur Ablegung des von ihm erforderten Zeugnifjes darauf, 
daß die verehel. B. eine Erklärung, daß fie ihn ebenfall® von der Verpflichtung 
zur Verſchwiegenheit entbinde, noch nicht abgegeben habe. Allein, ganz abgejehen 
davon, daß die verehel. B., wie dem Beihwerdeführer bereits mitgeteilt worden 
ift, inzwiſchen in beweifender Form zu den Alten erklärt hat, daß fie denjelben in 
Anjehung alles deffen, was fie ihm im Laufe des Prozefjes, den er im Jahre 
1892 für ihren Vater gegen fie geführt hat, mitgeteilt habe, ausdrüdlid von 
ber ihm als Anwalt obliegenden Pfliht zur Verſchwiegenheit entbinde, überfieht 
aud der Beichwerdeführer, daß von der Bellagten gar nidt behauptet worden ift, 
er habe, was nad) Tage der Sache allein die Vorausſetzung feiner Verpflitung 
zur Verfchwiegenheit bilden würde ($ 348 Ziff. 5 der C.P.O.), in feiner Eigen- 
ſchaft als Rechts anwalt von der von ihr behaupteten Thatſache, welde er be- 
zeugen fol, Kenntniß erlangt, und daß der Kläger ihn ja nur für die Unwahr— 
heit diefer Thatſache als Zeugen benannt hat. Der Beihwerdeführer irrt in der 
Annahme, daß, wenn ein Sachwalter ald Zeuge benannt werde, bis zum Beweije 
des Gegentheils die Vermutung dafür ſpreche, derjelbe könne, falls die Thatſache, 
welche er bezeugen foll, wahr wäre, nur in feiner Eigenſchaft als Rechtsanwalt 
Kenutniß davon erlangt haben. Vielmehr ift, wenn fid) dies nicht aus der ſtrei— 
tigen Thatſache, was hier zweifellos nicht der Fall ift, von jelbft ergiebt, von dem 
betreffenden Sadjwalter, fall® er fein Zeugniß verweigern will, ber oben anges 
zogenen Vorſchrift in $ 351 der C.P.O. Genüge zu leiften. Sade des Be— 
ſchwerdeführers wäre es daher im vorliegenden Falle geweſen, ſich zur Recht— 
fertigung ſeiner Zeugnißverweigerung darauf zu beziehen, daß er, ſei es dem 
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Kläger oder defjen Tochter oder beiden gemeinfam, bereits dor Beginn jenes 
VBorprozejjes in Bezug auf die dem Kläger an jeine Tochter zuftehende Fur: 
derung als Sadwalter bedient gewejen jei. An einer folden Bezugnahme ge 
bricht es aber gänzlich. 


Beichlüfle, die der fofortigen Beſchwerde unterliegen, werden für den In- 
ftanzrichter mit der Zuftellung an die Parteien unabänderlid). 


2.8. Zmwidau, IIL Civilst. Beihluß vom 12. Juli 1895. Cg. III 88/98, 
O.L.G. Dresden, Beihluß vom 15. Oftober 1895. III C, 142/95. 


Eine Partei, der einige Anſätze im SKoftenfeftjegungsbejhluffe des Prozeß— 
gerichts abgeftriden waren, erjudte nad) Ablauf der Nothfrift dieſes Gericht, die 
betreffenden Anſätze in der urjprüngliden Höhe anderweit fejtzufeßen. Das Pro- 
zeßgericht lehnte ab. 

(Aus den Gründen): „Die Frage, ob das Gericht befugt ift, feinen der jo- 
fortigen Beſchwerde unterliegenden Beihluß vor Cinlegung dieſes Rechtsmittels 
abzuändern, ift beſtritten. . . . Für die Anfiht, daß der Richter bis zur Ein- 
fegung der fofortigen Beſchwerde jeinen bejhwerenden Beſchluß abändern können, 
haben ſich namentlid) folgende Schriftjteller ausgeiproden: Wach, Vorträge, S. 97, 
Hellmann, Lehrbuh S. 770, Seuffert, EP.O. 3. Aufl. $ 540 Anm, 3, 
und insbejondere Gaupp, C.P.O. 2. Aufl., deſſen Ausführungen in Nr. IV 
und Anm. 15 zu $ 540 allerdings zu jeinen Vorbemerkungen zu $ 272 1. ce, 
(Bd. I ©. 555) nit völlig in Einklang jtehen. Alle diefe Rechtslehrer be— 
gründen ihre Meinung im Wejentlihen damit, daß das Gejeß ſelbſt dieſen Satz 
aufgeftellt habe, indem es das Geridht bloß zur Abänderung „einer durch Be: 
ihwerde angegriffenen Verfügung” für nicht befugt erfläre. Indeſſen giebt 
ihon dieſe Gejegesauslegung zu Bedenken Anlaß. Die Vorſchrift, daß Beſchlüſſe 
des Gerichts dasjelbe nicht binden, findet ji) anderwärts im Gejeße generell nir- 
gends ausgeſprochen. Sie ijt in diefer Allgemeinheit aud) nicht vermöge Schluffes 
aus dem Gegentheile aus $ 289 C. P.O. berzuleiten. Die Motive zur Eivil- 
Prozeß-Ordnung heben zu dieſer Gejegesftelle ausdrüdlih hervor (Hahn, Mas 
terialien zur E.P.O. 2. Aufl. S. 288), es jei als jelbjtverjtändlich weggelafien, 
dag Beihlüffe und Verfügungen prozeßleitender Natur für das Gericht feine 
bindende Kraft geben, Der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß hat aber nicht prozeleitende, 
jondern -entſcheidende Eigenſchaft und erjeßt das ſonſt bei einem Streite erforderliche 
Urtheil. Aber auch die citirte Stelle in $ 540 Abi. 3 C. P.O. fagt in ihrem 
Wortlaute nod nit, daß Beihlüffe, die der jofortigen Beſchwerde unterliegen, 
bis Anfehtung für den erjten Richter abänderlic fein. Der Schluß, daß eine 
Handlung, weil fie von einer beftimmten Zeit an im Geſetze ausdrücklich ver- 
boten fei, jhon aus diefem Grunde vor diejer Zeit gejegli erlaubt fei, trifft 
mindeftens dann nicht zu, wenn fi aus den übrigen Beſtimmungen bes Geſetzes 
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das Gegentheil, ſei es auch nicht mit diveften Worten, ergiebt. Dies ift aber 
bier der Fall. 

Bon Bedeutung bei Entſcheidung der Streitfrage ift die Aeußerung in den 
Motiven zur C.P.O. (Hahn, 1. c. S. 578), welde zu dem Satze, das Gericht 
jei zur Abänderung feiner durch Beſchwerde angegriffenen Verfügung nicht befugt, 
hinzuſetzt: „bezüglich des Beichwerdegegenftandes, hat die Thätigfeit des Inftanz- 
gerihts mit Erlaß der angegriffenen Verfügung ihr Ende erreicht.“ Diefe Be- 
merfung, die bei den Beratungen der Eivil-Prozeß-Ordnung niemals bemängelt oder 
auch nur einer Beiprehuug unterzogen worden ift, läßt den Willen des Gejeßgebers 
in dieſer Frage Har erfennen und kann nidt kurzer Hand als irrthümlid außer 
Acht gelaffen werden. Andererjeits ift das Gewicht, welches einige Schriftiteller 
(Gaupp, Seuffert I. ec.) darauf legen, daß der Ausdrud in 3 324 des Norbd. 
Entwurfs „wenn die Beihwerde an eine Nothfrift gebunden ift,“ zweifellos ab- 
fihtlih in die Worte „durch Beihwerde angegriffenen Verfügung“ abgeändert 
jei, nicht ausschlaggebend. Denn eben für die —— dieſer Aenderung fehlt 
jeder Nachweis, ſie beruht auf einer bloßen Bermuthung./ Es ift darauf hinzu— 
"se weifen, daß es aud an einer anderen Stelle der Reichsgeſetzgebung betreffs des 
Rechtsmittels der fofortigen Beſchwerde, nämlih in 8 353 St. P. O. ebenfalls 

heißt: „Das Gericht ift zu einer Abänderung feiner dur (jofortige) Beſchwerde 
angefohtenen Entſcheidung nicht befugt“, hierdurch aber zum Ausdrud gebradt 
werden foll, daß das Gericht die von ihm erlaffenen, der fofortigen Beſchwerde 
unterliegenden Entſcheidungen überhaupt nit abändern darf. (Köwe, Kommentar 
zur St. P.O. $ 353 Nr. 8.) Diejer Hinweis auf ein anderes Geſetz ift nicht un: 
ftatthaft, weil befanntlid dev Ausdrud „jofortige Beſchwerde“ in der Reichsgeſetz— 
gebung als techniſche Bezeihnung gebracht wird. 7— 

Für die aus den Motiven ſich ergebende Abſicht des Geſetzgebers ſpricht weiter 

der Umſtand, daß die der ſofortigen Beſchwerde unterliegenden Entſcheidungen der 

2 Rechtslraft fähig ſind. Es würde ein innerer Widerſpruch ſein, dem Rechtsmittel 
der Partei nach Ablauf der Nothfriſt jede Wirkung auf den beſchwerenden Be— 
ſchluß zu verſagen, gleichwohl aber dem Gerichte von Amtswegen oder auf ein— 
fache Anregung der Partei hin die Möglichkeit einzuräumen, den rechtskräftigen 
Beſchluß abzuändern. Dies verträgt ſich mit dem Weſen der Rechtskraft nicht. 
Die von Völderndorff (Kommentar zur K.O. 2. Aufl., 2, Bd. ©, 23) ver- 
ſuchte Löjung, die Abänderung während des Yaufes der zweiwöchigen Nothfriſt 
dem Gerichte zu geftatten, läßt fi aus dem Geſetze nicht begründen. Auch 
könnte im vorliegenden Falle auf fie nicht zugefommen werden, weil bier die 
Nothfriſt thatſächlich verſtrichen ift. 

Die Mehrzahl der Schriftſteller, die ſich über dieſe Frage geäußert haben, 
ſteht ebenfalls auf der Seite dieſer ſich aus den Motiven ergebenden und dem 
Zwecke wie der Natur dev durch die ſofortige Beſchwerde angreifbaren Beſchlüſſe 
entſprechenden Auffaſſung. So Wilmowski & Levy C. P.O. 5. Aufl. $ 540 
Nr. 6; Strudmann & Koch, C.P.O. 5. Aufl. $ 540 Nr. 5; Willenbüder, 
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Koſtenfeſtſetzungsberfahren S. 36; Peterjen, K.O. 3. Aufl. S. 312 und die 
von dieſem weiter citirten Autoren. Nicht minder ftimmt die Praxis der Gerichte, 
foweit befannt, mit diefer Auffafjung überein. Vergl. Wenglers Ardiv 
N. F. VI ©. 628 flg.; Buſch, Zeitihrift Bd. XIV ©, 263 flg. Auch das 
Königl. Sächſ. Oberlandesgeridt bat ſich anläßlih der Erörterung der Frage, ob 
die erjte Inftanz ihren früheren, einef Zwangsvollftrefung einjtellenden Beſchluß 
jpäter vor Einlegung einer Beihwerde anderweit durch Beſchluß aufheben 
fünne, dahin ausgeſprochen, daß die erjte Inſtanz hierzu nicht mehr berechtigt 
jein würde. Vergl. Beihluß des Königl. Sächſ. Oberlandgeridts i. S. Unger 
eontra Münd vom 12. Oftober 1894, III C. 181/94. 

Auf die Beihwerde des Betroffenen beftätigt das Dberlandesgericht die 
vorſtehende erſtinſtanzliche Entiheidung, indem es ohne näheres Eingehen auf die 
im Obigen beiprodene Streitfrage bemerkte, das Rechtsmittel könne aus. dem 
Grunde feinen Erfolg haben, weil der Koftenfeftiegungsbeihluß die Rechtskraft 
beſchritten habe und das Prozengeriht ſchon deshalb an feiner Abänderung bes 
hindert jei. 


Bei Zuftellung don Anwalt zu Anwalt muß das Empfangsbelenntnik 
innerhalb der Zuftellungsfrift ausgeftellt werden; S 181 der C.P.O. 


2.8. Baugen, Civil-⸗K. II, Urtheil vom 24. Januar 1896; Dg. 176/95. 


Der Kläger Hat vorgelegt 

1. ein Empfangsbefenntnig des Rechtsanwalts S. als des Prozeßbevoil⸗ 
mächtigten des Beklagten, wonach die Zuſtellung des Urtheils des Königl. Amts— 
gerichts B. vom 23. Oklober 1895 an den Rechtsanwalt S. am 6. November 
1895 erfolgt, und 

2. ein am 20. Dezember 1895 uegeftelltes Empfangsbekenntniß desſelben 
Anwalts, nach welchem dieſem der Berufungsſchriftſatz vom Prozeßbevollmächtigten 
des Klägers, Rechtsanwalt W., am 9. November 1895 behändigt worden iſt. 

Ein weiteres Empfangsbekenntniß über die Zuſtellung der Berufung iſt un— 
beſtritten nicht ausgeſtellt, die Berufung iſt auch anderweit dem Beklagten nicht 
zugeſtellt worden. 

Die Berufung wurde als unzuläſſig, verworfen aus folgenden Gründen: 

Nah der Begründung des Entwurfs zur C. P.O. ift unter Zuftellung im 
Allgemeinen die Mittheilung einer Abjhrift oder einer Ausfertigung des zuzu— 
ftellenden Schriftftüds unter Beurkundung der erfolgten Mittheilung zu ver: 
ftehen. Damit jcheint zwar der Wortlaut des $ 156 der C. P.O. nicht überein: 
zuftimmen, injofern nad) feiner Vorſchrift die Zuftellung in der Webergabe des 
zuzuftellenden Schriftſtücks beſteht. Im Entwurfe zur C.P.O. waren indeffen die 
Beitimmungen ber SS 156 und 173 des Geſetzes im $ 166 in der Weife zu« 
ſammengefaßt, daß nad) der PBeftimmung über die Aufnahme der Zuftellungs- 
urtunde die Vorſchrift gegeben war, daß jeder Perſon, an welche eine Zuftellung 

8: 
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erfolge, eine beglaubigte Abſchrift des mitzutheilenden Schriftftüds zu übergeben 
fei, und der Inhalt des $ 156 der C. P.O., der im Gegenjaß zu der Frage, 
wie die Zuftellung zu erfolgen habe, lediglih darüber Beftimmung trifft, was 
zuzuftelfen jei, ift erft durd) die Kommiſſion aus redaktionellen Gründen zu einer 
jelbftändigen Vorſchrift gemacht worden. In der Begründung ift hierzu aus— 
drücfich betont, daß die Beftimmung des $ 166 des Entwurfs, alfo fowohl die 
Vorſchrift über die Mittheilung des Schriftftüds als aud die über die Beur— 
fundung den Zuftellungsaft betreffe. Ebenjo ift zu $ 171 des Entwurfs, welder 
dem $ 178 der C.P.O. entſpricht, bemerkt, daß diefer Paragraph, der die Beur- 
fundung der Zuftellung durch den Poftboten vorſchreibt, den Akt der Zuftellung 
im engen Anſchluſſe an die Vorſchriften über die Zuftellung durch Gerichtsvoll— 
zieher regle. Und zu $ 174 des Entwurfs, welder mit $ 181 der C. P.O. über- 
einftimmt, ijt in der Begründung bemerkt, daß für die Zuftellung von Anwalt 
zu Anwalt das Einverftändniß der beiden Anwälte vorausgejegt fei, indem ein 
ſchriftliches Empfangsbefenntnig des Requifiten zur Beurkundung der Zuftellung 
beigebraht werden müffe, und der betreibende Theil auf anderweite Zuftellung 
angewiefen fei, wenn die Ausſtellung des Empfangsbefenntnifjes verweigert werde. 

Hahn, Materialien zur C.P.O., ©. 23 flg., 230 flg., 1212. 

Danad) kann aber fein Zweifel darüber beftehen, daß für jede Art der Zu— 
ftellung deren Beurkundung als Theil der Zuftellung ſelbſt gedacht, und insbe- 
fondere aud für die AZuftellung von Anwalt zu Anwalt die Ausstellung des 
Empfangsbefenntnifjes als für die Zuftellung weſentlich vorausgefegt ift. Dieſe 
Abſicht des Gejeßgebers hat zwar im Geſetze feinen zweifelöfreien Ausdrud ge— 
funden, der Wortlaut des Geſetzes fteht aber nicht derart entgegen, daß er nicht 
in Gemäßheit des offenbaren Sinnes des Gejeßes ausgelegt werden könnte. Diefer 
Sinn entſpricht aud allein dem Zweck des Geſetzes, die Feltjtellung, ob eine Zu: 
ftellung erfolgt fei, der Verfügung der Parteien zu entziehen; diefer Zwed würde 
nit erreicht worden fein, wenn die Beurkundung lediglich behufs Beihaffung 
eines Beweismitteld, die das Gefeß Überdies der Partei überlaffen haben würde, 
vorgeſchrieben und dadurch die Prüfung der Zuftellung von der willfürlihen Be— 
weisfiührung der Parteien abhängig gemacht worden wäre. Dem fteht die Vor- 
ſchrift des $ 181 Abi. 2 der C.P.O., daß zum Nachweiſe der Zuftellung das 
Empfangsbefenntniß genüge, nicht entgegen, infofern diefe Beftimmung nicht bejagt, 
daß das Empfangsbefenntniß überhaupt nur al& Beweismittel in Frage komme, 
fondern nur bervorhebt, dak für den Fall der einfachen Behändigung von Anwalt 
zu Anwalt die Beurkundung dieſes Vorgangs durch das Empfangsbelenntnig als 
ausreichend beſcheinigt gelten joll, 

Sntfheidungen des Reichsgerichts Bd. 5, ©, 414; Bd. 8, ©. 332; 

Bd. 11, ©. 404; Bd. 13, ©. 367; Bd. 14, ©. 348; Bd. 19, 
©. 426; Buſchs Ziſchr. Bd. 11, ©. 59; Seufferts Ardiv, Bd. 48, 
Nr. 66; ſächſ. Ardiv, Bd. 4, ©. 113; Gaupp und GSeuffert, 
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Kommentare, zu 8 181 der EBD; v. Wilmomsfi und Levy, 
Kommentar zur C. P.O., T. Aufl, S. 290 flg., 299 fig. 

Iſt danach die Ausftellung des Empfangsbefenntniffes als Theil der Zus 
ftellung von Anwalt zu Anwalt anzufehen, jo ift im vorliegenden Falle, da ein 
Empfangsbefenntniß über die Behändigung des Berufungsihriftiaßes vom Prozeß— 
bevollmädjtigten ded Beklagten vor dem Ablaufe der Berufungsfrift, wie unbe: 
ftritten, nicht ausgejtellt worden ift, die Auftellung von Anwalt zu Anwalt inner- 
halb der Berufungsfrift nicht zur Vollendung gelangt. 

Da die Berufung auch anderweit nidht zugeftellt worden ift, jo war fie als 
unzuläffig, wie geſchehen, zu verwerfen. 


Zur Auslegung von $ 85 Abi. 5 G.K.G. Die Nicdhtzahlung des dem 

Magenden Ausländer auferlegten Borichufles hindert nicht den Fortbetrieb 

des Prozeſſes durch den Bellagten. Deutih-Ruffiiher Handelsvertrag 
vom 10. Februar 1894. 


L. G. Leipzig, Eivil-K. IL Beihluß vom 11. November 1896. B. C. II 260/96. 


In einem beim Amtsgericht anhängigen Prozeßverfahren Hatte ſich erjt im 
Yaufe des Rechtsſtreits herausgeftellt, daß der Kläger ruſſiſcher Staatsange- 
höriger jei. Der Bellagte erhob nunmehr die prozeßhindernde Einrede der man: 
gelnden Sicherheit für die Prozeßkoften und das Amtsgericht legte dem Kläger 
unter gleichzeitiger Entziefung des ihm früher ertheilt gewefenen Armenrechts die 
Zahlung eines dreifahen Gebührenvorſchuſſes auf. Noch bevor diefer Vorſchuß 
erlegt worden war, reichte der Beklagte Ladungsihriftfaß ein. Das Prozeßge- 
riht verweigerte die Terminsbeftimmung unter Berufung auf $ 85 Abi. 5 G. K. G. 
Die Beſchwerde des Beklagten wurde für begründet erflärt: 

„Die Beftimmung in $ 85 Abf. 5. G. G.K., wonach vor erfolgter Zahlung 
ded don einem Ausländer zu entrichtenden Vorſchuſſes die Vornahme jeder ge» 
rihtfihen Handlung in der Regel abzulehnen ift, hat nur den Zwed, den aus— 
ländifhen Kläger die Rechtsverfolgung zu vermehren, jolange er nicht die 
Staatsfaffe wegen der durd) feine Klageerhebung veranlaßten Gerichtskoſten ſicher— 
geftellt hat; keineswegs Hat hierdurch auch der inländijhe Beklagte in der 
Ausübung feiner Rechtsvertheidigung dem Kläger gegenüber beſchränkt werden follen. 
Auf eine ſolche Beihränfung der Prozefrehte des Inländers würde es aber 
hinauslaufen, wenn das Gericht ihm die Fortjegung des Prozeſſes ‚bis zu dem 
Zeitpunfte, wo der Ausländer feiner gefeglihen Vorſchußpflicht genügt habe, unter: 
jagen dürfte. Auch wenn der Vorſchuß vom Kläger nicht bezahlt wird, muß ber 
Bellagte dod) immerhin das Recht haben, den Klaganſpruch zu befämpfen und die 
lage, ſei e8 aud nur mit Rückſicht auf die ihr in erfter Linie enigegengejeßte 
Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten zu Falle zu bringen, 

Adgejehen hiervon ift es nicht einmal richtig, den Kläger im Sinne des 
$ 85 ©.8.G. ald Ausländer zu behandeln, 
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Die Annahme des Worderridters, dag in Rußland den dort als Kläger 
auftretenden Deutjhen in der hier fraglichen Beziehung nicht die Gegenfeitigfeit 
verbürgt fei, iſt irrig. Die Bl. . hierfür beigebrachten Literaturnachweiſe betreffen 
ſämmtlich den Redtszuftand vor Abihluß des Deutſch-Ruſſiſchen Handels— 
und Schiffahrtsvertrags vom 10, Februar 1894. Im Art, 2 diefes Ver— 
trags ift beftimmt, 

daß die Angehörigen beider Reihe im Gebiete des andern Theils freien 

Zutritt zu den Gerichten haben, um als Kläger oder Beklagte aufzutreten und 
daß fie in diefer Hinfit alle Nehte und Befreiungen der Inländer 
genießen ſollen. 

Damit find für die Geltungsdauer des Handelsvertrags die ruſſiſchen 
Staatsangehörigen im Rechtsverkehre mit den deutſchen Gerichten der Inländer 
gleichgeftellt, ſodaß die Auferlegung des dreifahen Gebührenvorſchuſſes — ebenjo 
wie die im Hinblid auf die Ausländereigenihaft des Klägers verfügte Entziehung 
des ihm früher ertheilt gewejenen Armenrechts — ungeredtfertigt war. 


Gefihtspunfte für Verwerfung eines Ziwangspergleihs nach 8 173 der 

KO. Meberftimmung der ablehnenden Gläubiger durd den mit dem Ge— 

meinjhuldner verwandten Hnuptgläubiger. Außerachtlaſſung des Nad)- 

forderungsrehts. Gehören die Koften des Ziwangspergleichsverfahrens 
zu den Mafleloften? 


2,6. Plauen, Eivilf. I. Beihluß vom 80. September 1891. C. B. 1. 22/91.*) 


Auf Beſchwerde eines Gläubiger wurde der den Zwangsvergleich beſtäti— 
gende Beſchluß des Konfursgerihts aufgehoben. 

Aus den Gründen: 

„Wie aus den Akten hervorgeht, Hat der Kaufmann P. in R., welder fid) 
Inhalts des verworfenen Vergleichs zur Bezahlung von 30°, der nicht bevor- 
rechtigten Konfursforderungen verpflichtet hat, im Januar 1891 dem Beſchwerde— 
führer zunächſt 50 %,, dann 55%, der dem leßteren gegen den Gemeinſchuldner 
zuftehenden Forderung angeboten. Es würde aljo, wenn der Beſchwerdeführer 
jenes Gebot P.'s angenommen hätte, ein Zwangsvergleid) zu Stande gelommen 
jein, nad) welchem die Konfursgläubiger fait das Doppelte von dem erhalten haben 
würden, was benjelben nad) dem verworfenen Vergleiche zufommen ſollte. Die 
Annahme des Gebots von 30°, durd die in $ 169,, K. O. borgeidriebene 
Mehrheit der Forderungsbeträge ift aber nur dadurd ermöglicht worden, daß die 
Mutter des Gemeinſchuldners, deren Forderung weit über die Hälfte der ſämmt— 


*) Anm, ded Einf. Die Bedenken, welche namentlid in faufmännifhen Kreifen und 
in Fällen, in welchen Verwandte des Gemeinſchuldners als Hauptgläubiger den Zwangs— 
vergleich betreiben, gegen das Inſtitut des Zwangsvergleichs erhoben werben, dürften durch 
eine dem Sinne ded obigen Beſchluſſes entiprechende ftrengere Handhabung des gerichtlichen 
Veftätigungdrehts einen großen Theil ihrer Berechtigung verlieren. 
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(ihen angemeldeten Forderungen beträgt, filr die Annahme jenes Gebots von 
30 %/, gejtimmt hat. Es liegt nun auf der Hand, daß die Mutter des Gemein- 
ſchuldners bei ihrer Abſtimmung nicht jowohl ihr Intereſſe ald Konkursgläubigerin 
im Auge gehabt, als vielmehr aus verwandtihaftlihen Rückſichten gehandelt hat 
und daß der Vergleihsvorihlag von 30%, überhaupt nur gemadt worden ift, 
weil die Möglichkeit vorlag, mit Hilfe der Mutter des Gemeinſchuldners al® der 
überwiegenden Hauptgläubigerin die nicht willfährigen Gläubiger zu überftimmen., 
Ueberdies ift die angebotene Aftordrate fein genügender Ausgleih dafür, daß die 
nicht bevorreditigten Gläubiger mit Annahme des Zwangsvergleichs das Nad)- 
forderungsredit auf 70%, ihrer Forderungen verlieren. Ohne den Zwangsver- 
gleid erhalten fie jegt bereit8 mindejtens 18%/, %/, ihrer Forderungen und behalten 
das Nahforderungsredt. Der ökonomische Werth diejes Rechts ijt im vorliegen: 
den Falle nicht zu unterjhäßen, namentlich im Hinbli darauf, daß der Gemein: 
ſchuldner ein in den beiten Jahren jtehender, thatkräftiger Kaufmann ift, dem es 
bei einiger Gunft der Berhältniffe und mit dev ficherlich nidyt ausbleibenden Unter: 
ftügung jeiner nädjten, nit unvermögenden Verwandtihaft nicht fehlen dürfte, 
wieder zu beſſeren Vermögensverbältnijjen zu gelangen, welche ihn in die Yage 
bringen, jeine Gläubiger voll zu befriedigen oder ihnen wenigſtens mehr zu ge 
währen, als ihnen zur Zeit durch den vorgejhlagenen Zwangsvergleich geboten wird, 

Es war hiernad der Bergleih vom 29. Auguft v. 9. als dem gemein» 
jamen Intereſſe der nicht bevorredtigten Gläubiger widerfprehend zu bezeichnen 
($ 173 der 8.D.) und demgemäß der eingewendeten Beichwerde ftattzugeben. 

Die erwachſenen Koſten waren, da die Koften des Zwangsvergleihsverfahrens 
nicht unter die Mafjekoften zu rechnen find (Hahn, Materialien zur K.O. S. 229) 
nah $ 87 der C.P.O., $ 65 der 8.D. dem Gemeinfchuldner aufzuerlegen. 
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1. Den Parteien ſteht nad) den Vorſchriften der C.P.O. das Recht, zum 
Zwede der Nahholung des verjäumten Vorbringen von Angriffs: und Ber: 
theidigungsmitteln, Beweisanträgen oder Beweiseinreden, die Wiedereröffnung der 
mündlihen Verhandlung zu beantragen, nit zu. Ob die Partei oder deren 
Prozekvertreter bei folder Verſäumung eine Schuld trifft oder nicht, ift unerheb- 
ih (E.P.O. 88 208, 251, 256, 491, 485), Die Vorjhrift des $ 142 C. P.O. 
ftellt nur in das Ermejjen des Gerichts, von Amtswegen die Wiedereröffnung 
einer gejhlojjenen Verhandlung anzuordnen, wenn das Gericht der Anficht ift, 
daß aus dem Ergebnijje der ftattgehabten und gejdlofienen Ber- 
handlung jelbjt, weil fie in einem erheblichen Punkte nicht erſchöpfend geweſen, 
die Nothwendigkeit weiterer Verhandlung fi) ergebe. Dieſe Vorausſetzung für die 
Anordnung der Wiedereröffnung der geihloffenen Verhandlung ift im vorliegen» 
den Falle überdieg gar nidt vorhanden, Beklagter will nur Verſäumtes nad): 
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holen.) Aus dem Umftande aber, daß die Parteien in der in Gemäßheit des 
$ 142 wieder eröffneten Verhandlung bisher Verfäumtes nachzuholen in der Tage 
find, darf ſelbſtverſtändlich nicht geichloffen werden, daß ihnen ein Recht auf 
Wiedereröffnung der geſchloſſenen Verhandlung zufteht (Pland Lehrbuch II 8 95 
©. 86 Anm. 142; v. Wilmowski-Levy, Kommentar Anm. 1, 2 zu $ 142; 
Gaupp III. Aufl. Bd. I S. 144; Entfheidungen des Reichsg. in Civilſ. 
Bd. 16, S. 417; Nur. Wochenſchrift 1894 ©. 261 Nr. 6; Seufferts 
Ardiv Bd. 41 Nr. 231, Bd. 50 Nr. 210) VI. B 210,96 vom 21. 12, 1896. 

2. Die Annahme des O.L.G.'s, daß Kläger deshalb, weil er in dem 
früheren, vor Erlaß des Theilurtheils ftattgefundenen Berhandlungstermine vom 
22. 12. 1893 nur die Berurtheilung des Beklagten zur Zahlung von 3150 .# 
nebft Zinfen beantragt babe, den früher mit der Klage geforderten Mehr betrag 
im gegenwärtigen Nedtsftreite nit mehr geltend maden könne, läßt fi durd) 
den Hinweis auf $ 243 der C. P.O. nicht begründen. Das D.L.G. geht davon, 
aus, daß zwar ein Verzicht des Kläger auf den die Summe von 3150 .# über: 
fteigenden Betrag jeines Anſpruchs nicht vorliege, daß jedod der Kläger für 
den Mehrbetrag die Klage zurüdgenommen babe. Bei dem Umſtande, 
daß Kläger gar feine Erklärung darüber abgegeben hat, wie er es mit dem früher 
geforderten Mehrbetrage gehalten wiffen wolle, muß es ſchon für bedenklich er: 
achtet werden, in der bloßen Thatfache, daß Kläger die Zuerfennung eines geringeren 
Betrages verlangt hat, eine Zurüdnahme der Klage für den früher geforderten 
Mehrbetrag zu erbliden. Aber wenn man auch diefe Annahme als auf thatſäch— 
(iher Würdigung beruhend in der Reviſionsinſtanz nit für anfehtbar eradjten 
wollte, jo würde aud an die theilweiie Zurüdnahme der Klage bezüglich des 
urſprünglich geforderten Betrages nicht die Konſequenz geknüpft werden fünnen, 
dag Kläger nit in einem fpäteren Stadium des Prozeſſes feinen Anſpruch wieder 
erhöhen künnte. Der $ 243 der E.P.O. ſpricht von der Zurüdnahme devganzen 
Klage, und diefe hat nad) Abſ. 3 dafelbft die Folge, daR der Rechtsſtreit als nicht 
anhängig geworden anzufehen ift. Wird aber ein erhobener Klageanſpruch nur 
dem Betrage nad) veduzirt, fo greift der Grundſatz des $ 240 Nr. 2 ($ 491 
Abf. 2) Pla, wonad der Kläger jederzeit den Klagantrag in der Hauptſache oder 
in Bezug auf Nebenforderungen erweitern oder beſchränken kann. Kläger, der 
feinen Klagantrag beſchränkt hat, kann nicht Schlechter geitellt werden, als wenn er 
urjprünglid feinen Antrag auf die geringere Summe gerichtet hätte, in welchem 
Falle ihm unbedenklich die fpätere Erhöhung geftattet ift. In diefem Sinne hat 


*) Verhandlung und Bemweidaufnahme in der Berufungsinftang waren geichloffen und 
Termin zur Berfündung einer Entiheidung anberaumt; Bellanter beantragte Wiedereröffnung 
der Verhandlung, weil zur Charalterifirung eines der abgehörten Zeugen noch Veſchiedenes 
vorzubringen, der von demfelben gejchilderte Vorgang nad der Darſtellung des Bellagten 
auc ganz auders verlaufen, und dich vorzutragen und dem Zeugen vorzuhalten, nur in 
Folge eined Verſehens der erftinftanztihen Anwalts unterblieben fei. Das Ferufunnsgeridt 
wies den Antrag zurüd; das R.G. beftätigte, 


_ . en 
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ſich auch bereits das R.G. ausgefproden, Jur. Wochenſchrift 1896 ©. 398 
Nr. 6 (Peterfen C.P.O. IH. Aufl. $ 243 Bem. 6). II 266/96 vom 15. 
12. 1896. 

3. Es fann nit zugegeben werden, daß bei der VBernehmung des Zeugen 
gegen die Vorſchriften der E.P.O. verftoßen worden ift. Nach dem Vernehmungs- 
protofolfe vom 20. 12. 95 hat der Zeuge erflärt: „ich Habe nad den mir vor» 
liegenden Aften*) mein Wiſſen von der Sache bereits ſchriftlich zu Papier ges 
bradt und übergebe dieſe meine jchriftlide Darftellung über den aftenmäßig 
aufgeftellten Sadverhalt zu Gerihtshänden, nehme das Geſchriebene unter meinen 
Eid und bitte, das Schriftftüd als meine Erflärung gelten zu laffen.“ Darnach 
hat der Zeuge bekundet, daß er von dem Sahverhalt nur dasjenige wiffe, was 
fih aus den Aften ergebe, daß er aljo aus perfönlicher Erinnerung feine Dar: 
ftellung geben könne, daß er aber eine Darftellung des Sadjverhalts aus den 
Aften angefertigt habe und das Schriftſtück, defien Richtigkeit er beftätige, übers 
reihe. Es ift nicht erfihtlid, inwiefern eine ſolche Vernehmung einen Verſtoß 
gegen die C.P.O. enthalten fan. Der Zeuge hat eine mündliche Erflärung über 
den Gegenftand feiner Bernehmung abgegeben, nämlid dahin, daß er hiervon aus 
perjönliger Erinnerung nichts wife. Wenn er dabei die ſchriftliche Darftellung 
aus den ihm zur Verfügung ftehenden Akten überreicht, und das Berufungsgericht 
diefe Darftellung bei der Beweiswürdigung als glaubwürdig angefehen hat, fo 
jteht dies mit den Vorſchriften der E.P.D. nit in Widerfprud. VI. 263/96 
vom 4. 1. 1897, 

4. Der Prozeßbevollmädtigte des Klägers hatte bei dem Gerichtsſchreiber 
des O.L. G.'s beantragt, das Verfäumnißurtheil diefes Gerichtes vom 31. 10. 96 
mit dem Attefte der Rechtskraft zu verjehen. Da der Gerichtsſchreiber diefen Ans 
trag ablehnte, wiederholte der Prozekbevollmädhtigte des Klägers denjelben und bat, 
eventuell die Sade dem Senat zur Entjheidung vorzulegen. Der Gerichts: 
ſchreiber hat leßteres getan. Das D.L.G., das Prozeßgericht, will dem Geſuche 
nit entipreden und bat auf Grund des $ 540 Abi. 4 der C. P.O. die Sache 
dem R.G. zur Entieidung vorgelegt. Dies Verfahren entipridt indeß nicht dem 
Geſetz. Nah 8 701 der C. P.O. findet jofortige Beſchwerde gegen Entſcheidungen 
ſtatt, welche im Zwangsvollſtreckungsverfahren ohne mündliche Verhandlung 
erfolgen können. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich aber, wie das R.G. ſchon mehrfach 
ausgeſprochen hat — Entſch. in Civilſ. Bd. 25 ©. 387 flg., Bd. 31 ©. 410 
— nicht auf folde Entſcheidungen, welde nur zur Vorbereitung des Vollſtreckungs- 
verfahrens dienen, namentlich nit auf Entſcheidungen betreffend die Ertheilung 
von Atteſten der Rechtskraft oder Vollſtreckbarkeit. Gegen dieſe ift vielmehr die 
einfahe Beihwerde zuläffig. Das O.L. G. hat daher gemäß 8 539 Abf. 1 der 
EBD. über das vorerwähnte Geſuch ſelbſt Entiheidung zu treffen. BR VI 
221/96 vom 7. 1. 1897. 


*) 6 handelt fih um die Vernehmung des Direltord des Königl. Hofbräuamtes zu 
Münden, Regierungsrath X, 
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5. Dem vom D.R.G. ausgeſprochenen Satze, daß die in $ 3 des (zwiſchen 
den Parteien — Brüdern — über die Begründung einer offenen Handelsgef. 
abgeſchloſſenen) Gefellfhaftsvertrags getroffene Beftimmung, wonad ein 
Geſellſchafter durd einftimmigen Beſchluß der übrigen Gefellidafter 
aus der Gejellihaft ausgeſchloſſen werden fann, für rechtsunwirkſam 
zu eradten jei, ift beizutreten gewejen. Er beruht auf der Anſchauung, daß 
nad) den Grundjäßen des H.G.B.s die Ausſchließung eines Mitgliedes einer 
offenen Handelsgefellihaft gegen feinen Willen lediglich richterlicher Entſcheidung 
zugewieſen und daher der Willfür der Parteien entzogen ſei. Dieje jhon in den 
Entſch. des ReichsO.H.G.'s Bd. 21 S. 54 entwidelte Auffafjung ift aud) von 
der Doftrin durchweg als richtig anerfannt worden (Staub, zu Art. 128 8 6; 
Mafower, zu Art. 128 Note 13; Behrend I $ 80 Note 5). Das 9.6.2. 
enthält bezüglid der offenen Handelsgejellihaft eine Reihe von Beftimmungen, 
welche zweifellos der öffentlihen Ordnung angehören und durch Privatdispofition 
der Geſellſchafter nicht abgeändert werden können. Insbeſondere ift Art. 90, welder 
vorjhreibt, daß das Rechtsverhältniß der Geſellſchafter untereinander ſich zunächſt 
nad dem Gefelliaftsvertrage richtet, und die Beftimmungen der nadfolgenden 
Artifel nur infoweit angewendet wijfen will, als über die darin berührten Punkte 
feine Vereinbarung getroffen ift, nur für den zweiten Abſchnitt des betreffenden 
Titels, nit auch für den vierten Abſchnitt maßgebend, welder „von der Aufs 
löſung der Gejellihaft und dem Austreten einzelner Geſellſchafter aus derjelben“ 
handelt, Bezügli der im vierten Abſchnitt enthaltenen Vorſchriften ift im ein- 
zelnen Falle je nad) dem Charakter derjelben und etwaigen Andeutungen, die das 
Geſetz ſelbſt enthält, zu prüfen, ob fie der öffentlihen Ordnung angehören oder 
nicht. Nun geht das H.G.B. im Allgemeinen von dem Grundfaße aus, daß die 
Geſellſchaft durch den Austritt eines Mitgliedes aufgelöft wird und läßt nur 
einige Ausnahmen von diefem Grundſatze zu (Art. 123 NT. 2, 127, 128). Der 
Art, 128, welher einen diefer Ausnahmefälle enthält, weift aber unter Bezug: 
nahme auf den Art. 125 die Ausihliegung eines Gefelliafters aus Gründen, 
welde in der Perfon desjelben liegen, lediglid der Entjheidung des Richters zu. 
In Art. 130 Abf. 1 trifft das Gefeß dann weiter eine ganz allgemeine Be— 
ftimmung über den Zeitpunkt dev Auseinanderfegung in Anjehung der Vermögens: 
lage auch mit dem ausgeſchloſſenen Geſellſchafter und gibt dur die Vorſchrift, 
daß die Zeit der Behändigung der Klage in Betracht komme, deutlich zu erfennen, 
daß. es nur an eine Ausfchliefung auf Grund gerichtlicher Klage gedacht hat. 
Hätte das Gefeh eine Ausſchließung durch Privatwillkür auf Grund des Geſell— 
ihaftsvertrages für ftatthaft gehalten, jo Hätte es aud diefen Fall in Betracht 
ziehen müffen. Die Art. 130 und 131 wollen, wie aus ihrem Inhalte Kar her— 
vorgeht, maßgebende Grundfäge bezüglid der Auseinanderjegung für alle Dies 
jenigen Fälle aufftellen, in denen troß des Austrittes eines einzelnen Gejellihafters 
die Geſellſchaft als ſolche beftehen bleibt, in weldem alfo feine Auflöjung und 
teine Liquidation eintritt. Ein folder Austritt erfolgt entweder durch freiwilliges 
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Ausscheiden eines einzelnen Geſellſchafters (Art. 127) oder durch Ausihliekung des— 
jelben wider feinen Willen, Die Art. 130 und 131 find aber, was die Aus: 
ſchließung angeht, nur auf Fälle der Ausſchließung durch gerichtliches Urtheil zu 
beziehen, wie aus dem citirten Abj. 1 des Art. 130 hervorgeht. Es würde aljo 
für jolde Fälle, in denen die Ausihliefung eines Geſellſchafters lediglich durd) 
den Beſchluß der übrigen erfolgen follte, an einer geſetzlichen Beftimmung über 
die Auseinanderfegung fehlen. Eine analoge Anwendung der genannten Artifel 
auf die leßteren Fälle würde aber jhon deshalb nicht thunlich fein, weil hierbei 
von einer Klage feine Rede fein fan. Hieraus darf der Schluß gezogen werden, 
daß das Geſetz ſelbſt die Ausfhliegung eines Gefelliafters auf anderem Wege 
als durch gerichtliche Entiheidung als rechtlich unmöglich angenommen hat. . . 
Ebenjowenig kann es für zutreffend eradjtet werden, wenn die Revifion darauf 
binweift, daß Art. 124 b eine freie Kündigung unter den Geſellſchaftern gejtatte, 
und mit Rüdficht hierauf die Beitimmung des $ 3 des Gefellihaftsvertrags für 
ftatthaft eradjtet werden müſſe. Der Art. 124 b fennt allerdings eine Auffün- 
digung von Seiten eines Geſellſchafters, wenn dieſe, wie im vorliegenden Falle 
geihehen, auf unbejtimmte Dauer eingegangen ift. Aber zunädft wird durch eine 
ſolche Auffündigung die Auflöfung und Liquidation der Geſellſchaft Herbei- 
geführt, was die Beklagten eben nicht wollen, indem fie allein ohne den Kläger 
die Geſellſchaft fortzuführen gedenfen. Eodann kann nad) Art. 126b aud nur 
der Geſellſchafter fündigen, welder aus der Gejellihaft ausſcheiden und damit die 
Auflöfung herbeiführen will. Hier aber haben umgekehrt die Beklagten, welche 
bleiben wollen, das Ausiheiden des Klägers verlangt...” II. 270/96 vom 
15. 1. 1397. 

6. Ablieferungsort für die von der Beklagten (in Danzig) an die Klägerin 
(Mannheim) laut Kaufvertages zu überjendenden 140 Gentmer Braunſenfſamen 
war Rotterdam, wo die Waare aus dem Scedampfer auf das Rheinſchiff um- 
geladen wurde. Stlägerin hat die Waare erjt in Mannheim unterfuht und dann 
zur Verfügung geftellt. Beklagter wurde mit dem Einwande der Verjpätung der 
Mängelanzeige nit gehört... „Die Annahme des Berufungsgerihts, daß nad) 
den bejonderen Umftänden des Falles die erft in Mannheim erfolgte Unter: 
ſuchung und darauf erjtattete Mängelanzeige noch redtzeitig erfolgt fei, konnte 
nicht für rechtsirrthümlich eradhtet werden. War aud) das größere Mufter, weldes 
die Klägerin am 6, 10. 1893*) von der Beklagten mit der Poft zuge» 
endet erhielt, nit als Ausfallmufter bezeichnet, jo erſcheint es doch rechtlich 
unbedenflih, daß das Berufungsgerigt mit Nüdjiht auf das vorausgegangene 
Verlangen der Klägerin feftftellt, diefe Habe unter den gegebenen Umftänden als 
gewig annehmen dürfen, daß fie in dem erwähnten Mufter ein durch Stichprobe 
gewonnenes, die Waare ſelbſt repräjentivendes Ausfallmufter erhalten habe. Da 
num aber diejes vermeintliche Ausfallmufter in der Qualität mit der Probe, nad) 


*) Auf ihr Verlangen nach einer „großen Ausfallprobe”; der Seedampfer kam 
am 17, 10. 93 in Rotterdam an, 
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welder der Kauf abgefhloffen worden war, übereinftimmte, fo reditfertigt ſich aud) 
die Annahme des Berufungsgerihts die Klägerin habe nunmehr ſich darauf 
verlafjen fönnen, daß die Waare felbft im Wefentlihen ſich als ver- 
tragsmäßig erweifen werde, und fei deshalb beredtigt geweſen, die Unterfugung 
der Waare auf etwaige Abweihung von dem Ausfallmufter bis zur Ankunft der 
Waare in Mannheim zu verſchieben. Es handelt fi hier eben nit um nad) 
träglie Geltendmahung von Mängeln der Waare, welde ſchon an dem die 
Waare repräfentirenden Ausfallmufter wahrgenommmen werden konnten, viel: 
mehr um jolde, durch welde fi die gelieferte Waare von dem Ausfall: 
mufter unterfhied. Nur dadurd daß das am 6, 10. 1893 gejendete Mufter 
in Wahrheit nicht, wie die Klägerin vorausjegen durfte, ein Ausfallmufter, viel- 
mehr nur ein zurückgebliebener Theil der urſprünglichen Kaufprobe war, wurde 
die Klägerin in ihrem Vertrauen getäuſcht, ohne daß fie jelbft die ihr obliegende 
Pflicht der Sorgfalt verlegt Hätte...“ II 289/96 vom 12. 1. 1897. 

7, Der Beklagte hatte in einem befferen Viertel der Stadt X, wo der Code 
eivil gilt, mit Duldung der Verwaltungsbehörde, ein Bordell errichtet. 
Auf Antrag don Beſitzern der in der Nähe des betreffenden Haufes liegenden 
Grundftüden wurde er verurtheilt, des Halten eines Bordells in diefem Haufe 
bei Vermeidung einer Geldftrafe von 500 .# für den erften, einer Haftftrafe von 
2 Monaten für den zweiten, und einer Haftftrafe von 6 Monaten für jeden weiteren 
Fall der Zuwiderhandlung zu unterlaffen. Das Urtheil nahm Bezug auf Ce. 554 
(ftörende Einwirkungen) und 1382 flg. (eine das Eigenthum der Kläger beſchä— 
digende unrechte That). Nevifion zurücgewiefen: 1382 Ce. fei mit Recht an— 
gewendet; die Duldung des Bordells dur die Werwaltungsbehörde fei irrele— 
vant. . . „Den Berwaltungsbehörden kommt in Deutihland und wie das Be— 
rufungsgericht feftftellt, fpeciell in dem Gebiete, zu dem die Stadt X gehört, die 
Befugniß nicht zu, Bordelle zu konzeffioniren. Die bloße Duldung beruht 
zwar auf der das öffentliche Wohl berücfichtigenden Erwägung, daß die Mög: 
lichkeit befjerer polizeiliher und ärztlider Ueberwadung der gewerbs— 
mäßigen Unzudt durd das Beftehen von Bordellen gegeben ift, allein 
diefelbe hindert nit die Geltendmahung der durch dem Betrieb eines beftimmten 
Bordells verlegten Privatredte und bedingt feine Zuftändigfeitsüberfdreitung 
der Gerichte, wenn durch diefe der Weiterbetrieb eines einzelnen in einem beſſeren 
Stadtviertel eröffneten Bordells, welches das Nachbareigenthum ſchädigt unter: unter: 
jagt wird.” II 263/96 vom 8. 1. 18917,7T. 78,279. 

8. Eine in erfter Linie für Preußen wichtige Broge haben (im Gegenſatz 
zum fünften Civil. vergl. Entf. des R.G.'s Bd. 23 ©. 233 flg.) die vereinigten 
Givilfenate in der Sigung vom 28. 12. 1896 durch Aufftellung folgenden 
Rechtsſatzes entſchieden: Den in 88 24—28 des Preußiſchen Gejehes über 
die Zwangsvollftredung in das unbeweglihe Vermögen vom 13.7. 1883 
genannten Korderungen*) fteht ein Vorrecht gegenüber den in das 

) D. h. die der Eintragung in dad Grundbuch nicht bevürfenden Maſſekoſten und die 
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geringfte Gebot nit aufgenommenen Hypothefenforderungen aud 
dann zu, wenn fie niht ſchon im Berfteigerungstermin, fondern erft 
fpäter angemeldet werden. III 54/96. 
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Belpreßungen. 

Die Beweislaft im Civilprozeß. Theorie, Kafuiftif und Präjubigienfammlung. Ein 
Handbuch für die Prarid, Bon B. Betzinger, Landgerichtsrath. Karldruhe, Ber: 
lag von 9. Yang. 

Der Berfaffer fucht die Lehre von der Bemeislaft, die troß der ausgezeichneten Be: 
arbeitung, die fie in der jüngften Zeit erft dur Fitting erfahren hat, noch eine Menge un: 
gelöfter Streitfragen enthält, auf neuen Grundlagen aufzubauen. Die Methode, deren er 
fich bedient, ift die der angewandten Logil. Sie verleiht dem Buche ſchon bei rein Außer 
licher Betrachtung ein eigenthümliched Gepräge durch bie Fülle der dem Lefer entgegen: 
tretenden logiſchen Formeln und mathematischen Begrifjsfonftruftionen, wie man fie in 
gleichem Umfange bei rechtswiſſenſchaftlichen Werken fonft nicht anzutreffen pflegt. Wir ver- 
weiſen u. A. auf die figürlihen Darftellungen ©. 255, 817, auf die mittelft der Logifchen 
Schlußformel barbara gewonnene Berdeutlihung bed Urtheilsſyllogismus ©. 274, und um 
nur ein befonder® auffallendes Beifpiel herauszuheben, auf die S. 206 und 317 aufgeftellten 
Gleihungen: M-+ G — Nicht. und M —+- Nidt:G — W, wobei M die Mindernorm, G 
die Gegennorm und W die Rechtswirkung ausdrüden fol. Dazu eine von der bisherigen 
durchweg abweichende Terminologie. Denn der Berfaffer unterſcheidet nicht mehr in der her 
gebrachten Weife zwifchen rechtöbegründenden, rechtsvernichtenden und rechtöhemmenden That: 
ſachen; er fpricht anftatt defjen von merkmalbejahenden und merkmalverneinenden Behaup: 
tungen, von Norm und Mindernorm (Klaggrund), von Gegennorm (Einrede) und Gegen: 
Gegennorm (Replif). Kurzum, ein in jeder Hinſicht neues und intereffantes, für den erften 
Anlauf freilich nicht leicht verftändliches Bud). 

Das Werk zerfällt in zwei Theile. Der erfte Theil (S. 1—285) bietet eine fachlich 
georbnete Zufammenftellung von 254 Urtheildauszügen über bie verjhiedenften Fragen des 
Beweisrechts, fomweit folde Urtheile in Seuffert’3 Archiv, ſowie in den Entfcheidungen 
des RD.H.G.'3 und R.G.'s Beröffentlihung gefunden haben. Der zweite Theil (S. 247 
bis 872) bringt eine foftematifhe Darftellung der eigenen Beweistheorie des Verfaflerd. Der 
Schwerpunft liegt felbftverftändli in den Ausführungen des zweiten Theils, 

Der Brüfftein einer jeden Beweistheorie bildet die Behandlung bes qualifizirten 
Geftändniffes. Wen trifft die Beweislaſt, wenn der aus einem Kaufgefhäfte auf Bezahlung 
in Anfprucd genommene Beklagte einwendet, der Kauf ſei unter einer aufjchiebenden Be 
Dingung, unter Bewilligung einer Geftundungäfrift gefchloffen worden, oder wenn er bes 
hauptet, nicht für fi, fondern als Stellvertreter eines Andern gelauft zu haben? Hat ber 
Bellagte die geltend gemachte Beſchränlung zu bemeifen oder der Kläger den Beweis zu 
führen, daß er den Kaufvertrag unbedingt, ohne Befriftung, daß er ihn mit dem Bellagten 
für feine Perfon abgejchlofjen habe? Die Anfichten hierüber waren in früheren Jahren be: 
Lanntlich jehr getheilt. In der neueren Zeit fhien der Meinungskampf mwenigftend auf dem 
Boden der Praxis zu einem gewiſſen Abſchluß gelommen zu fein. In der Rechtſprechung 
jog. abfolut privilegirten Forderungen, bie ben dann folgenden Realrechten, namentlich Hy: 
pothelens und Grundſchulden vorgehen (4. B. Öffentliche Laften, Koften der Zwangsver— 
waltung.) 
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der Gerichte neigt man jetzt wohl faſt ausnahmslos dazu, die Vertheidigung des Beklagten 
als ein Leugnen des Klaggrundes aufzufaſſen und dementſprechend dem Kläger den Be— 
weis für bie Bedingungsloſigkeit des Vertragsabſchluſſes aufzubürden, — eine Auffaſſung, 
bie bei uns in Sachſen namentlich durch die Autorität Poſchmann's zu allgemeiner Ans 
erfennung gelangt if. Da ift ed nun von ntereffe, dab Bekinger nah dem Borgange 
Fittings in der Ztichr. f. Eivilprog., Bd. 18 ©. 55, 56 die Leugnungstheorie verwirft 
und im Namen ber gefunden Logik die Rüdkehr zu der älteren, in der Rechtſprechung feit 
nahezu 25 Jahren überwundnen Einredetheorie befürwortet, „welche ja in ihrer Einfach: 
heit und Durdfichtigkeit fofort da8 Gepräge der Wahrheit aufmeift” (S. 346). 

Die Ausführungen Betginger's haben hier und da Eindrud gemadt; vergl. u. N. 
Schultzenſtein in der Ztiſchr. f. Civilproz., Bd. 20 S. 193, 196. Uns haben fie nicht 
überzeugen können. Wir find im Gegentheil der Meinung, daß die Anhänger der herrichen: 
den Lehre fi mit weit größerem Rechte auf die Logik berufen können als ihre Widerſacher. 

Betzinger ftellt ald Grundregel ber Bemweidlaft ©. 297 ben Saß hin: 

Jede Partei hat die ihr vortheilhaften, beweisbebürftigen, progeßerheblichen That: 
beſtandsmerkmale zu beweifen, widrigenfalls diefelben unberüdfichtigt bleiben. 

Die volle Tragweite diefer Formel ift aus ihr felbft micht Leicht zu erfennen; fie enthüllt ſich 
erft, wenn man zufieht, melde Anmwenbung ihr gegeben wird. Unter „vortheilhaften“ That: 
beftandömerfmalen verfteht der Verfaſſer nämlich die Merkmale derjenigen materiells 
rechtlichen Norm, deren Rechtswirkung den Sadhantrag der Partei deckt. Hier wird alſo 
auf die objektive Geſetzesnorm ald die Duelle der Veweislaftregelung vermiefen. Der 
Kläger braucht nur dasjenige Minimum an thatjählihen Vorausfegungen zu bemeifen, 
was nad materielem Recht zur Begründung bed von ihm erhobenen Anſpruchs unerläßlich 
ift. Beifpiele erläutern: 

Kläger hat dem Bellagten 1000 .# Darlehn gewährt, rückzahlbar nad 10 Jah— 
ren. Da das Gefeh zum Begriffe bed Darlehnd nur bie Hingabe von Gelb und bie 
vertragdmäßige Feftfegung der Nüderftattungpflidt fordert, fo hat der Kläger mehr nicht 
zu bemweijen, ald daß cr dem Bellagten gegen dad Verſprechen der Zurüdzahlung 1000 4 
bingegeben habe. Daß eine Rüdzahlungsfrift verabredet oder vielmehr nicht verabredet 
mworben fei, „gehört ebenfowenig zu den VBorausfegungen eines Darlehns⸗ als irgend eines 
andern Vertrags" (S. 826). 

Die Klage aus Schenkung erheifcht nach materiellem Recht nichts weiter als die Dar: 
legung eine® Schenkungsverſprechens. Der Kläger genügt biernad feiner Beweispflicht, 
wenn er nachweift, der Bellagte habe zu ihm gefagt: „Sch fchenke Dir 8000 4". Wenbdet 
ber Bellagte ein, er babe dieſer Erklärung Hinzugefügt: „Falls ih in der Lotterie das 
große 2008 gewinne”, jo hat er das zu bemeifen. 

Dder: 

Die Parteien haben einen Kaufvertrag über 100 Ballen Baummolle zum Tages: 
preife mit einander abgeſchloſſen, in der Weife, daß Bellagter die 100 Ballen zu kaufen 
erflärt bat, wenn er die Fabrik zu ©. in der Zwangsverſteigerung zugefchlagen erhalte. 
Der Kläger braudt in der Klagfchrift nur den „Minimalthatbeftand” des Kaufes zu ber 
baupten, ſich alſo nur darauf zu beziehen, daß er mit dem Bellagten über den Gegenftand 
des Kaufs und über den Kaufpreis einig geworden fei. Gefteht der Bellagte dies zu, 
jo muß er verurtheilt werben, wofern ihm nicht der Nachweis gelinat, daß er dad Kauf: 
gejhäft von einer Bedingung abhängig gemacht habe. — 

Wir können uns mit diefen Ergebniffen nicht befreunden. Sie ſcheinen und weder vor ben 
Geboten der Logik no vor dem gefunden Rechtögefühle Stand halten zu können. 

Der Grundirrtfum Betzinger's liegt wohl darin, daß er die Beweislaſt unmittel- 
bar mit der objektiven Geſetzesnorm verknüpfen zu dürfen glaubt. Es ift ein logiſches Un— 
ding, a priori und lediglid im Anſchluß an die Civilrehtänormen beftimmen zu wollen, 
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was zur Durchführung eines Anſpruchs vom Kläger zu behaupten und zu bemeifen ſei. Das 
wird von Beginger an andrer Stelle gelegentlich jelbft anerfannt (S. 296). Aus 
dem Gefeg allein kann niemals ein Anſpruch abgeleitet werden. Wer einen An: 
ſpruch im Prozeßwege geltend madt, muß, wenn er fih auf den Abſchluß eines Rechts: 
gefhäfts fügt, den rechtögefhäftlihen Thatbeftand darlegen, der feiner Klage zu 
Grunde Tiegt. Nicht auf das Nechtögefhäft im Allgemeinen fommt es au, fons 
dern immer nur auf dad, was nad der Angabe ded Kläger im konkreten Falle 
zwifhen ihm und dem Bellagten verabredet worden fein jol. Gntjteht über den In— 
halt diefer Verabredung Streit zwifchen den Parteien, giebt der Bellagte im Gegenfag 
zur Klagdarftellung einen Sahhergang an, bei dem der vom Kläger gezogene Schluß auf 
den Klagantrag nicht mehr gerechtfertigt fein würde, fo hat der Kläger zu beweiſen, daß fich 
der Bertragdabihluß fo zugetragen habe, wie er ihn behauptet. Er beweift nicht eigentlich 
die Negative deſſen, was ber Bellagte vorgebradt hat, fondern nur die Richtigkeit 
feiner eignen Sadhdarftellung, foweit fie von derjenigen des Geguers abweicht, 
foweit er fie aber aufrecht erhalten muß, um darnach den Klaganiprud als entftanden er: 
fcheinen zu laſſen. 

Es ift nicht richtig, daß der Beklagte, der fi auf die Beifügung einer Suspenſiv— 
bedingung beruft, damit den Vertragsabſchluß im Allgemeinen zugefteht. Ein im All: 
gemeinen zugeftandener Bertrag ift fein progefjual fahbarer Begriff. Man kann nicht zu: 
geftehen, einen Kauf abgefchloffen zu Haben, vorbehältlid der Frage: welches der Gegenstand 
des Kaufd, welches der Kaufprei® und welches die fonftigen Kaufdbedingungen gemeien 
feien. Mit demfelben Rechte würde man fagen können, der Vertragsabſchluß werde zuge: 
ftanden, wenn der auf Rüdzahlung eines Darlehns von 100 4 belangte Bellagte erwidert: 
er habe die 100 .# zwar empfangen, jedoch nicht ald Darlehn, jondern ald Geſchenk. Zu 
der Geltendmadhung einer noch nicht eingetretenen Suspenfivbedingung liegt vielmehr die 
Verneinung, daß ber dem Klaganfpruche zu Grunde liegende, vom Kläger als unbedingtes 
Rechtsgeſchäft vorgetragene Kauf zu Stande gelommen fei. Denn der bedingte Vertrag ift 
ein anderes Gefchäft ald der unbedingee Wer nur unter einer Suspenſivbediugung gelauft 
haben will, hat eben, folange die Bedingung ſchwebt, noch nicht feftgefauft. Es ift fchlechter: 
dings unzuläffig, diefen rechtögefchäftlihen Thatbeitand, wie Beginger will, zu zerreifien 
und bie einheitliche Willenserklärung ded Käufers: ich Faufe, wenn ich die Fabrik zu 2). zus 
gefhlagen erhalte, — die, anders außgedrüdt, doch nur beſagt: ih will nicht kaufen, es 
mwäre denn, daß ich die Fabrik u. ſ. w. — in zwei Theile zu zerfpalten: in ein Zugeftändniß, 
gekauft zu haben, und in eine jelbftändige Einrebe. 

Zubem ift e8 doch überaus bedentlih, wenn Betzinger dem Anfpruh erhebenden 
Kläger geftatten will, fih auf das mit dem Bellagten abgefchlofjene Rechtsgeſchaft nur in: 
fomweit zu berufen, als es ihm vortheilhaft dünkt. Tritt der Kläger mit der Behauptung. vor 
den Richter, er habe mit dem Bellagten einen Vertrag geſchloſſen, aus dem diefer gegen: 
mwärtig zu leiften habe, während dad Gefhäft in Wirflichfeit bedingt oder befriftet ge: 
ſchloſſen war, fo jagt er einfach die Unwahrheit. Hiergegen bat neuerdings mit Recht ſchon 
Stölzel geeifert (Schulung f. d. civil. Praxis, S. 132, 155): „Wenn das ftatthaft wäre, 
und wenn durd eine ſolche Manipulation der Bellagte ſich genöthigt fähe, dem Kläger den 
Eid über die Unbedingtheit des Geſchäfts anzuvertrauen, dann wäre unfere Jurisprudenz 
wenig wertd. Das hieße, der Lüge Thür und Thor öffnen, es hieße, einen Kläger, ber 
wahrheitswidrig aus einem Gefchäfte ald aus einem unbedingten Flagt, damit prämiiren, daß 
man ihn zum Eide über feine Lüge zuließe“. 

Wir fönnen nad alledem den Berfuh Betzinger's, im Kampfe gegen die unfere 
Rechtſprechung zur Zeit beherrfhende Leugnungstheorie ber Ginrcdetheorie zum Siege zu 
verhelfen, nicht für gelungen halten. Das Wiederauftauden der Ichteren läßt es faft be: 
dauerlich erjcheinen, daß die die Beweislaft regelnden 58 193—198 des I, Entwurfä des 
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Deutfhen B.G. B.'s Leine Gefeteökraft erlangt haben. Der $ 196 gab der herrichenden, 
nach unferem Dafürhalten richtigen Anfhauung einen durdaus zutreffenden Ausdruck. Bei 
der zweiten Leſung ift der ganze Abfchnitt vom Beweis geftrihen worden, wie jedoch bie 
Protokolle ergeben keineswegs etwa deähalb], weil man die Richtigkeit oder Sachgemäßheit 
ber bort aufgeftellten Grundfäte bezweifelt hätte, 

Landgerichtärath Dr. Panl, Leipzig. 


Der publiziſtiſche Neaktionsauſpruch und fein Rechtsſchutz im Herzogthum Braun: 
ſchweig, von Dr. Richard Mansfeld, Amtsrichter. Braunſchweig 1895. Verlag 
von Benno Goeritz. 2 4 80 +. 

Die Schrift beginnt mit einer theoretifhen Unterfuhung der rechtlihen Natur des 
dem Individuum zur Abwehr unberechtigter Anforderungen des Staates zur Seite ftehenden 
Anfpruchs und fuht das Ergebniß in prüfender Bergleihung mit dem beftehenden Redts- 
zuftande, insbeſondere des Herzogthums Braunfchmeig, zu bewähren und für die Löſung 
mannigfadher die Literatur und Rechtſprechung befchäftigenden Streitfragen nugbar zu maden. 

Anſpruch ift das rechtlich anerkannte aktuelle Begehren. Er entipringt einem Rechts-— 
verhältniß und erftrebt bald die Erfüllung eines Befriedigungsgebots, Aktionsanſpruch, bald, 
insbefonbere bei abfoluten, ſowie auf ein Nichtthun gerichteten obligatorifhen Rechtöverhält- 
niffen, die Geltendmahung eines Störungsverbot8 gegen den Uebertreter, Reaktionsanſpruch. 
Der Staat ald Rechtsſtaat tritt dem Einzelnen mit einer rechtlich beftimmten Herrfhermadt 
gegenüber, beide verfnüpft ein Subjeftiondverhältniß, ein Rechtsverhältniß publiziftifcher Art, 
welches indbefondere dem Staate die negative Obligation auferlegt, ſich ungeſetzlicher Ans 
forderungen an den Unterthan zu enthalten. In der Verlegung dieſes Verhältnifjes durch 
ven Staat, nit, wie man gemwöhnlid meint, im Privateigentfum und andern Privatrechten 
ber Untertfanen murzelt der publiziftifche Realtionsanſpruch, deſſen rechtliche Beſonderheit 
deshalb auch einer durchaus felbftändigen und eigenartigen Begründung bedarf. Die Ber: 
legung insbeſondere, die ihn hervorruft, ift ſtets Geſetzesverletzung und richtet fih, wie er 
mwähnt, nicht gegen ein Privatrecht, fondern gegen ein ſolches rechtlich geſchütztes Intereſſe, 
defien Wahrung nah dem Willen des Staates jelbft dem Einzelnen überlaffen ift und welches 
in einem Forderungsrecht ded Individuums gegen den Staat, nicht zu handeln, jeinen 
Ausdrud findet. Als öffentlich-rechtlicher Anſpruch ift er gleich andern Anſprüchen biefer 
Art den bürgerlihen Gerichten entzogen und der Bermwaltungägerichtöbarkeit unterworfen. 

Die überaus fharffinnige und gründliche Arbeit verdient die größte Beachtung und 
bedeutet felbft gegenüber den hervorragenden Yeiftungen aus neuerer Zeit unleugbar einen 
Fortfchritt auf ihrem Gebiet. Abſchließend ift fie freilich der Natur der Sache nad nicht, 
insbeſondere bedeutet die verfuchte Begründung des Reaktionsanſpruchs auf eine oblis 
gatorifche Beziehung zwiſchen Staat und Unterthan die Hereintragung eined fremdartig ge: 
nug anmuthenden Elements, und noch bebenflicher (vergl. ©. 44) ift die auch wenig auds 
reihend motivirte Benußung des fo dehnbaren und willfürlihen Begriffs der Snterefjen- 
verlegung, zumal wenn man mit dem Berfafler dabei auch folden ntereffen Rechnung 
tragen will, die dem eigentlichen Rechtögebiet fern Liegen. 


Landgerihtöbireltor Fuchs, Yeipzig. 
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Abhandlungen. 
Verſuch einer Enquöte über das Berufungsverfahren. 
von Oberlandesgerichtsrath R. v. Sommerlatt in Dresden, 


Einleitung. 

Im Herbft 1896 habe id, um zu erfahren, wie fi das Berufungsver- 
fahren bei den Dberlandesgerichten praktiſch geftaltet hat, eine Anzahl Fragen !) 
an ſämmtliche deutihe Dberlandesgeridhte gejendet. Der nähere Zwed der Um— 
frage war in dem einer jeden beigefügten Vorworte angegeben, das folgenden 
Wortlaut hatte: 

Der Zwed der beifolgenden Umfrage ift, Klarheit darüber zu erlangen, 
wie fi) das Berufungsverfahren der Civilprozefordnung bei den Dberlandes- 
gerichten Deutſchlands geftaltet hat. 


») L Wird die zweitinſtanzliche Verhandlung regelmäßig durh Schriftſätze vorbereitet 
ober erfährt dad Berufungsgericht die Rechtsmittelbegründung regelmäßig erft 
durch Vortrag in der mündlichen Verhandlung? 

1. Wird vor der mündlichen Verhandlung regelmäßig ein Referent beftellt? 

Werben bie Alten vor der mündlichen Verhandlung 

a) allen Mitgliedern bed Kollegiums 
ober 
b) nur dem Borfigenden und dem Referenten vorgelegt? 

DI. Findet in den Eivilfenaten vor der mündlichen Verhandlung eine nicht öffentliche 
Vorberathung ftatt, in der auf Grund bes erftinftanzlihden Sachſtandes und ber 
etwa eingegangenen zweitinſtanzlichen Schriftſätze 

a) eine vorläufige Entſchließung in der Sache gefaßt 
oder 
b) das Kollegium nur einftweilen über den Sachſtand informirt wird? 
Fans Frage III zu bejahen: 
Trägt in biefer Borberathung der für die Sache beftellte Referent ober ber Bors 
fifende die Sache vor? 

IV. Wird in der mündlichen Verhandlung das gefammte erftinftanzlide Streitvers 

hältniß vollftändig vorgetragen, erftredt fi der mündliche Vortag insbeſondere 
a) auf den gangen Urtheilsihatbeftand, 
b) auf fämmtliche Bemweisprotofolle, 
c) auf fämmtlihe Schriftftüde und Anlagen, 
oder wird von ben Rechtsanwälten nur ein kurzes Reſumé des Streitgegenftanbs 
Ardin für Bürgerl. Reht u. Prezeß. VIL 9 
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Die von Wach betreffs des landgeriguligen Verfahrens unternommene 
Enquöte, die feiner Zeit mit Beifall begrüßt und erfolgreid durchgeführt wor- 
den ift, hat unzweifelhaft eine frudtbare, für die Praris förderliche Wirkung 
gehabt; eben dadurch, daß fie über die Entwidlung des erftinftanzlihen Ver— 
fahren® bei der überwiegenden Mehrzahl der deutihen Landgerichte zuverläffige 
Mittheilungen brachte, hat fie für das von ihr berührte Gebiet des Prozefjes 


unter Hervorhebung der Punlkte, auf die fi der Rechtsmittelangriff richtet, gegeben, 
fo daß das Beruſungsgericht dann den gefammten Akteninhalt ald vorgetragen 
oder doch ald gerichtäfundig anfieht ? 
V. Pflegt der Vortrag in freier Rebe oder durch Ablefen zu erfolgen? 
Werden indbefondere 
a) das erftinftanzliche Urtheil oder wenigftens der Thatbeftand, 
b) die Beweisprotololle, 
e) die zmweitinftanzlihen Schriftfäge 
wörtlich verlefen? 
VI. Macht ſich die Erhebung von Beweiſen häufig erforderlich? 
VII. Erfolgt die Beweisaufnahme regelmäßig vor dem Kollegium oder vor einem be: 
auftragten oder erſuchten Richter? 
VIN. Wird bei Wedel im Richterkollegium dad gefammte Streitmaterial ftet3 von 
Neuem vollftändig wieder vorgetragen, ev. erfolgt diefer neue Vortrag 
a) von den Anwälten, 
b) von den Referenten oder Vorfigenden mit deren Zuftimmung ? 


IX. Werden die Urtheile regelmäßig fofort nah Schluß der mündlichen Verhandlung 

verkündet ober erft in einem fpäteren Termine? 
Wenn letzteres der Fall ift: 

a) Schließt fih die Berathung des Gerichtöhofes zegelmäßig « an die mündliche 
Verhandlung an oder erfolgt fie an einem fpäteren Tage? 

b) Werden die Urtheile regelmäßig erft nad) ihrer Fertigftellung und Billigung 
durch dad Kollegium oder nur nad Abfafjung der Urtheildformel verkündet? 

X. Enthält das Verufungsurtheil regelmäßig einen neuen felbftändigen Thatbeftand 
oder wird betreffö des erftinftanglihen Borbringens auf den landgerichtlichen That- 
beftand verwieſen? 

XI. Kommen Anträge auf Berichtigung ded Thatbeftandes öfters vor? 

XTI. Befteht am Oberlandesgeridht eine Einrichtung, welche die Erreihung gleihmäßiger 
Rechtiprehung und Bermeidung widerjprehender Enticheidungen der einzelnen 
Senate bezwedt ? 

a) ift etwa durch die Praris oder die Geſchäftsordnung eine analoge Anwendung 
der Borfchrift in $ 137 des Gerichtöverfaflungsgejeges eingeführt ? 

b) ober pflegen die einzelnen Eivilfenate, ehe fie in einer Nechtöfrage von der 
Anfiht eined anderen Civilfenates abweichen, fih mit den andern Senaten 
in Berbindung zu feßen? 

ce) oder werden die ausgearbeiteten Urtheile vor der Verfündung dem Dberlandes- 
gerichtöpräfidenten zur Durchſicht vorgelegt, fo daß diefer, wenn er einen 
Widerfprucd mit der Anficht eines andern Senates vorfindet, oder wenn er 
fonft die zu verlündende Entſcheidung für bedenklich hält, die Sache dem ents 
jcheidenden Senate unter Hervorhebung feiner Bedenken zur nochmaligen Er— 
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zur Klärung der Anfihten und zur Herbeiführung größerer Gleichmäßigkeit 
ganz wejentlich beigetragen. 

Auf die zweite Injtanz ift jene Umfrage abfihhtlid nicht erftredt worden 
(vergl. Buſch, Ziſchr. f. Eivilprozef, Ergänzungsheft zu Bd, 11 ©, 7), es 
ding dies mit den nächſten Zielen des damaligen Unternehmens zuſammen. 
Wie das von der Civilprozegordnung angenommene Prinzip der Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit im Berufungsverfahren, insbefondere vor den Ober: 
landesgeridten durchgeführt wird, ijt bisher nirgends zuſammenfaſſend 
feftgeftellt worden; in der Litteratur finden fi nur fehr vereinzelte Mit- 
teilungen über die Handhabung der Civilprozefordnung durch die Oberlandes- 
gerihte, und auch fie berichten meift nur über die Löſung einzelner, bei den 
betreffenden Oberlandesgerichten aufgetauchter Prozeffragen, find aber weder ge- 
eignet, für ſich allein ein voljtändiges Bild des Berfahrens bei dem betreffen. 
den einen Obergerichte, noch zujfammengefaßt ein jolhes von der Praxis der 
deutſchen Oberlandesgerichte im Allgemeinen zu geben. 

Hier ift alfo offenbar eine Lücke; es ift dringend wünjchenswerth, daß, 
fie ausgefüllt, daß ebenjo wie damals den Yandgeridten, aud) jedem Oberlandes— 
gerichte die Möglichkeit gegeben werde, die bei ihm übliche Auslegung der be- 
treffenden Paragraphen der Givilprozekordnung mit der bei den andern ihm 
coordinirten Gerichten eingebürgerten Praris zu vergleichen. 

Daß eine derartige Gegenüberftellung der im Einzelnen vielleiht etwas 
abweihenden Behandlung der SS 472 fig. der C.P.O. von Nutzen für die 
Praris der Oberlandesgeridte im Allgemeinen jein wird, dürfte nicht zu bes 
zweifeln jein; aud hier wird die Kenntniß von anderen Anſichten zur Nad)- 
prüfung der eigenen anregen, und jo fann aud) diefe Enquöte an ihrem be- 
iheidenen Theile dazu beitragen, die deutſche Nechtseinheit im ihrer praktiſchen 
Bethätigung zu fördern. 

Die Unterfuhung fünnte fi aber, wie zu hoffen ift, nod im einer 
zweiten Richtung für die Gejammtintereffen der Rechtspflege dienlich erweifen, 
indem fie durd eine möglichſt vollftändige Darftellung der Praris der Ober- 
landesgerichte eine Unterlage bieten würde für die bereits in Angriff genommene 
Revifion der C.P.O., bei der nad) dem bisher befannt Gewordenen eine Ber: 
bejferung gerade des Berufungsverfahrens wohl nicht in Ausfidt genommen 
worden ift, 


mägung zurüdgiebt, oder zur genaueren Grörterung der Rechtsfrage die 
Meinungsäußerungen der übrigen Givilfenate einholt? 
XIII. Sind fonft über bad Berufungsverfahren nad) der EBD. irgend welde Gr: 
fahrungen 
a) in günftiger 
b) in ungünftiger Beziehung 
gemacht worden? 
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Nach beiden Richtungen iſt freilich ein befriedigender Erfolg nur dann 
zu erwarten, wenn an der Beantwortung der geftellten Fragen fi möglichſt 
alle Eivilfenate der deutſchen Oberlandesgerichte betheiligen. 

Bon einer erheblihen Zahl der Oberlandesgerichte fteht dies bereits jebt 
in ficherer Ausfiht, und bei dem gemeinfamen Intereffe, dem die Umfrage 
dienen foll, dürfte zu hoffen fein, daß feiner der Fragebogen unbeant- 
wortet bleibt. 

Die Zuläffigfeit einer Privatenquöte — im Gegenfaß zu einer von den 
Landesjuftizverwaltungen zu veranftaltenden amtlihen Unterfuhung — iſt nidt 
zu beanftanden; in diefer Beziehung mag auf die treffende Bemerfung Wach's 
in dem Vorworte zu feiner Enquöte (Buſch, Ziſchr. f. d. Givilpr., Bd. 10 
S. 185) verwiefen werden, daß es ſich bei einer Unterfuhung der hier in 
Frage fommenden Art nit um ziffermäßig feftzuftellende Thatſachen, fondern 
um Dinge, die nur bejdreibend erfaßt werden fünnen, um die verſchiedenen For- 
men handelt, welche fid in den vom Wortlaut des Gejeßes allenfalls gedeckten 
Grenzen als Anwendung defjelben entwideln. 

Das Ergebniß der Enquete wird in einem der erten Hefte des Säch— 
ſiſchen Archivs für bürgerlihes Reht und Prozeß d. 3. 1897 veröffentlicht 
und durch den Unterzeichneten beiproden werben. 

Ein großer Theil der deutſchen Dberlandesgerichte hat die geftellten Fragen 
bereitwilligft beantwortet, wofür den geehrten Herren Einjendern hiermit verbind- 
bindlichſter Dank abgeftattet wird. Es find im Ganzen Antworten eingegangen 
von den Oberlandesgerichten Berlin, Braunjhweig, Breslau, Celle, Darmftadt, 
Dresden, Hamm, Iena, Karlsruhe, Kiel, Colmar, Köln, Königsberg, Marien- 
werder, Didenburg, Pojen, Roftod, Stettin, Stuttgart?), Nur einzelne der ge- 
ſtellten Fragen find beantwortet worden vom D.L.G. Frankfurt. 

Nicht beiheiligt haben fid) an der Beantwortung die ſämmtlichen Kal. Bay: 
riſchen Oberlandesgerichte (weil das Kgl. Bayriihe Yuftizminifterium aus Anlaß 
der bevorftehenden Reviſion der Civilprozefordnung in nicht ferner Zeit amt— 
lie Erhebungen in der Berufungsinftanz und deffen Mängel veranlafjen will) 
jowie die Oberlandesgerichte Cafjel, Hamburg und Naumburg. 

Iſt demnach aud zu beflagen, daß das Ergebniß der Unterfuhung ein 
lüdenhaftes ift, jo wird die Mittheilung der Antworten doch vielleicht trotzdem 


2) Bon den genannten Dberlandesgerichten beziehen fich die Antworten auf fämmt: 
lihe erfennende Civilfenate; es fehlt nur eine Antwort ded V, Senat? des Hammer: 
gerichts, ſowie des I. Senats des D.Y.G.'8 Königäberg. Die Antwort ift theils einheitlich 
Namens fämmtlicher Senate (fo von Karlsruhe, Kiel, Colmar, Didenburg, Stettin und Stutt: 
gart), theild von den einzelnen Senaten felbft erteilt worden. — Wo im Folgenden ein Drt 
mit Beifügung einer Zahl angeführt ift, bedeutet dies den betreffenden Senat ded einzelnen 
Dberlandesgerichtö, alfo 3. B. Pofen III = III. Eivilfenat des Königl. Oberlandesgerichts 


Poſen. 
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nit ohne Intereffe fein. — Um Mißverftändnifje auszufhließen, wird befonders 
hervorgehoben, daß die vorliegende Arbeit feinen amtlichen Charakter hat; Die 
Antworten find lediglich als private Meinungsäußerungen anzufehen, erheben alfo 
feinen Anfpruc auf irgend welde offizielle Bedeutung). Es würde nur mit 
Freude begrüßt werden, wenn die gegenwärtige Privatenqu&te recht bald durch 
gründfidere und maßgebendere, von den Landesjuftizverwaltungen zu veranftaltende 
amtlihe Unterfuhungen ergänzt, berichtigt oder ganz überholt werben wiirde, 


A. 
Die Fragen I—IIL betreffen die Vorbereitung der mündliden Verhandlung 
Seitens der Parteien (IT) und des Geridts (II, IID. 


Frage I. 

Wird die zweitinftanzlide Verhandlung regelmäßig durd 
Shriftjäge vorbereitet oder erfährt das Berufungsgeridt Die 
Rehtsmittelbegründung regelmäßig erft durd Vortrag inder münd— 
lihen Verhandung? 

1. wird von der weitaus größten Zahl der Gerichte dahin beantwortet, 
daß die Verhandlung regelmäßig durch Schriftfäße, die dem Geridht überreicht 
werden, vorbereitet, und daß nur ausnahmsweife ohne foldje verhandelt wird (jo 
Berlin I—IV, VI—XIHO, Braunſchweig, Breslau, Gelle, Hamm, Kiel, Könige- 
berg II, III, Dresden, Karlsruhe, Marienwerder, Poſen, Stettin, Stuttgart, Iena, 
Oldenburg (Sch.L.)9. 

Die erwähnten Ausnahmen betreffen nach den Berichten von Berlin VI, 
V115), VIII®), Kiel, Karlsruhe, Dresden III, IV, V einfachere Sachen, ſowie 
ſolche Prozeffe, in denen nur die Rechtsfrage ftreitig ift”); nad) dem Bericht von 
Sena I belaufen fi die Ausnahmen auf oder %, der Fälle. 

Daß nit jelten Ausnahmen von der Regel vorfommen, konſtatirt Berlin 
XII, Dresden VII, jehr feltene Ausnahmen Breslau III, äußerft feltene Aus: 
nahmen Breslau V, recht jeltene Mlarienwerder II, nur wenige Hamm V. Nad) 


») Es ift dies in einzelnen Berichten beſonders betont; man glaubt aber nicht fehl 
zu gehen, wenn man auch die übrigen Berichte nicht als amtliche Mittheilungen auffaßt. 

*) Oldenburg Sh.t. — Dibenburg, Redtöfagen aus Schaumburg-Lippe; Olden— 
burg O. — Rechtsſachen aus dem Herzogthum Dldenburg. 

5) Berlin VII: die zweitinſtanzliche Verhandlung wird durch Schriftſätze vorbereitet, 
Ausnahmen finden ftatt, wenn neue Thatfahen nicht anzuführen find und aud die Sache 
zu rechtlichen oder thatfählihen Ausführungen feinen Anlaß bietet. Hiernach fehlen Schrift: 
fäge nur in ganz vereinzelten Fällen. 

°) hier (Berlin VIII) wird bei einfahen Sachen öfters die Berufung durch Antrag 
im Berhandlungsdtermine begründet, wobei etwaige neue Thatfachen und Beweismittel in einer 
Protofollanlage firirt werden. 

?) Dresden I: Kommen nova, fo giebt regelmäßig auch Schriftfäge; in feltenen 
Fällen, wo nova ausbleiben, befonders in Armenfachen, unterbleiben meift auch Schriftſätze. 
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dem Bericht von Roſtock II werden Schriftjäße in ſchwierigen und verwickelten 
Saden regelmäßig, fonft nur ausnahmsweiſe eingereicht. ®) 
Aus einzelnen Berichten: 

Hamm ID. 
Die zu verlefenden Anträge, Beſchränkungen und Erweiterungen der in erjter 
Inftanz erhobenen Anfprühe und neu vorzubringenden Thatfahen und Beweiſe 
gelangen in der Regel vor der mündlihen Verhandlung mitteljt vorbereitender 
Schriftjäge zur Kenntniß des Gegners bez. des Gerichts; im Webrigen erfolgt 
die Darlegung der Parteirechte meift nur durch Bortrag in der mündliden 
Verhandlung. 

Hamm V, 
Der größte Theil der hier zugelafienen Anwälte bereitet die mündlide Verhand— 
fung regelmäßig durch Schriftfäße vor. Nur einige wenige Anwälte reichen 
vor der Verhandlung nicht einmal einen Antrag ein, 

Berlin X, 
Vorbereitung der mündlihen Verhandlung durch Schriftfäge bildet bei Weiten 
die Regel, jelbjt wenn zur Begründung des Rechtsmittels nur wenig umfang: 
reihe neue Anführungen gemadt werden. 

Dresden II. 
Wenn fih die Necdtsmittelbegründung nicht bloß auf rechtliche Ausführungen 
beſchränkt, wird, abgejehen von den Fällen, in denen es fih um unbedeutende 
Ergänzungen des landgerihtlihen Thatbeftandes handelt, regelmäßig die münd- 
liche Berhandlung durch Schriftſätze, wenigftens von Seiten des Berufungs- 
klägers, vorbereitet. 

Jena I 
Zumeift findet die Verhandlung jtatt, nachdem fie durd allerdings häufig erjt 
jehr kurz vor der Verhandlung eingehende Schriftfähe vorbereitet, nur etwa in 
einem Fünftel oder Sechſtel der Fälle bringt erjt der Vortrag in der miünd- 
lien Verhandlung die Rechtsmittelbegründung, die dann zumeijt einfacher 
Natur, Dod kommt es natürlid jehr häufig vor, daß in der mündlichen 
Verhandlung Behauptungen gebradjt werden, die in den zuvor eingereichten 
Schriftſätzen nit angekündigt. 

Daß im Gegenſatze zu der regelmäßig durch Schriftſätze erfolgenden Vor— 
bereitung Seitens des Berufungsflägers der Berufungsbeflagte bisweilen die 
Beantwortung nur mündlid bewirkt, wird hervorgehoben von Dresden II, III, 
Königsberg II. 

Als jelbftverjtändlih wird hervorgehoben, daß im BVerhandlungstermine 
häufig neue Thatſachen und Beweismittel ohne vorherige Ankündigung durch 


) Der Bericht von Roftod I und Darmftabt I hebt hervor, daß die Praris in diefer 
Beziehung eine ungleihmäßige jei. 
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Schriftjäge geltend gemaht werden (Berlin IV, Iena I). In einem Dresdener 
Berichte wird noch bemerft, daß im der mündlichen Verhandlung, namentlich in« 
folge der Ausübung des ricdhterlihen Fragrechts neue Erflärungen nachgebracht 
werden, die vom Vorjigenden und dem Referenten aufgeſchrieben zu werden pflegen, 
jo daß die Ordnung und Zufammenftellung Ddiefer zahlreihen Notizen für den 
Thatbeſtand ſchwierig und zeitraubend ift. 

Betreffs der Zeit des Einganges der Schriftjäge wird vielfach darüber 
geklagt , daR fie jo jpät eingehen, daß der Gegenanwalt ſich über die aufgeftellten 
Behauptungen nicht erklären kann, mithin eine Vertagung der Sache noth: 
wendig wird, (Berlin IX, X, Hamm I, Jena II, Karlsruhe, Dresden I, 
III, IV.) 

Einzelne Berichte rügen am Inhalte der Schriftfäge, daß fie zu weit 
ihweifig find. So heißt es im Stettiner Beridt: 

An Schriftfägen, namentlich folden, die nur Nehtsausführungen ent: 
balten, wird häufig zu viel geleijtet. 

Im Bericht von Berlin XI wird die regelmäßige Worbereitung der Ver 
handlung „durch meiftens jehr umfangreiche, oft weitſchweifige, jelbft mit Deduk— 
tionen verjehene Schriftjäße” hervorgehoben. Auch der Bericht von Karlsruhe 
betont, daß die Schriftjäße nad) der Gepflogenheit einzelner Anwälte, ftatt eine 
bloße Skizze des miündliden Vortrags zu bilden, im ausführlicher Breite Alles 
enthalten, was in thatſächlicher und rechtlicher Beziehung vorgebracht werden foll. 

Dagegen erwähnt der Bericht von Jena II, daß die Berufungsihriftfäge 
faft ausnahmslos nur das nad; $ 479 der C. P.O. Nothwendige?) enthalten. 

2. Völlig im Gegenfate zu der Regel der Vorbereitung der Verhandlung 
durch Schriftfäße ift die Praris von Didenburg O., jowie der dem franzöſiſchen 
Rechtsgebiete angehörenden Dberlandesgeridyte Colmar, Cöln und Darmftadt II, 

Das O.L.G. Colmar erfährt die Berufungsbegründung regelmäßig erjt 
durch Vortrag in der miündlihen Verhandlung; in Darmjtadt II kommt eine 
Vorbereitung durch Schriftjäge nur fehr jelten vor. Nah den Cölner Berichten 
erfüllt der Wedel von Schriftfägen mehr den Zwed einer gegenfeitigen Informa- 
tion der Anwälte, als den der Vorbereitung des Gerichts auf die mündliche Ver— 
handlung. Nach den infoweit übereinjtimmenden Berichten der fünf Cölner Eivil- 
jenate wird die Verhandlung zwar unter den Anwälten regelmäßig durd Schrift: 
jäße vorbereitet; da8 Gericht erhält von ihnen jedod) erjt in der mündlichen Vers 
handlung Kenntniß. Hierzu bemerkt der Beriht von Cöln I: 


®) Der Bericht fährt indeffen fort: Die Berufungsanträge und ihre Begründung werden 
allerdings in der Regel durch weitere Schriftfäge angekündigt; allein die Zuftellung diefer 
Schriftfäge und die Niederlegung von Abjchriften derfelben auf der Gerichtsſchreiberei erfolgt 
meiftens erft in den legten Tagen vor der mündlichen Verhandlung, Häufig fogar erft am Ver: 
handlungstage felbft, fo daß der Vorbereitungsswed nur unvolllommen oder gar nicht er- 
reiht wird. In Folge der verfpäteten Zuftellung macht fi) nicht felten Vertagung der Ver: 
handlung nöthig. 
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eine Minderzahl der Anwälte pflegt die Schriftfäße dem Gegner und 
dem Berufungsgerichte gleichzeitig zuzuftellen, 

während es in dem Bericht von Cöln III heißt: 

Die zweitinſtanzliche Verhandlung wird von den Parteivertretern vegel- 
mäßig durch Schriftſätze vorbereitet; das Gericht erfährt die Redtsmittel- 
begründung ausnahmslos erft durch Vortrag in der mündliden Verhandlung. 
Bon wenigen Ausnahmen abgejehen werden die vorbereitenden Schriftſätze erſt 
in der mündlichen Verhandlung, gemeinhin nah Schluß der Verhandlung dem 
BVorfigenden überreicht. 

Frage II, 


Wird vor der mündliden Berbandlung regelmäßig ein Re— 
ferent beftellt? 

Werden bie Akten vor der mündliden Verhandlung 

a) allen Mitgliedern des Kollegiums 

ober 

b) nur dem Borfigenden und dem Referenten vorgelegt? 

Auch hier macht fid) die zu I, 1, 2 bereits erwähnte Verfhiedenheit geltend. 
Ein Beriäterftatter wird vom Vorfienden bejtellt in Berlin, Gelle, Breslau, 
Frankfurt, Darmftadt I, Hamm, Dresden, Marienwerder, Pofen, Königsberg, 
Stettin, Iena, Kiel, Karlsrube, Stuttgart, Braunfhweig, Oldenburg, Roftod und 
bei dem I. Senate des O.L. G.'s Cöln; die Akten werden bei den erwähnten Ge— 
richten — mit Ausnahme von Roſtock, wo fie ſämmtlichen Mitgliedern des Kol— 
legiums vor der Verhandlung vorgelegt werden — regelmäßig nur dem Vorfigen- 
den und dem Referenten mitgetheilt; nur ganz ausnahmsweiſe, bei bejonders 
ſchwierigen Saden, erfolgt die Vorlegung an ſämmliche Mitglieder (Berlin IV, 
IX '°), X, Hamm I, III, V, Jena I, Stiel. 

Bei den Preußiſchen Gerichten ſcheint es allgemeine Regel zu fein, daß ber 
Berichterftatter vor der mündlichen Verhandlung ein ſchriftliches Votum abfaft 
(io beſonders hervorgehoben von Berlin IV!’), VI, X!?) XIII, Breslau V, 


se) Hier wird jedoch hervorgehoben, dak in der Regel dazu die Zeit nicht reicht. 

11) Hier wird bemerlt: In allen Sadhen wird längere Zeit vor dem Termin ein 
Referent beftellt; diefer verfaßt ein fchriftlihes Votum, Außer ihm fieht nur der Borfigende 
die Alten dur. Diefed Verfahren hat zwar den Nachtheil, daß bei den vielen, durch bie 
Anwälte veranlaßten BVertagungen die Durhfiht der Akten wiederholt werben muß und 
manche Arbeit vergeblich if. Doc ſcheint die Vorbereitung durch Cinficht der Akten für die 
Leitung ber Verhandlung und für die fpätere Berathung von zu großem Nugen, als daf 
man fie aufgeben möchte. 

19) Bor der mündlichen Berhandlung wird ein Berichterftatter beftelt. Mit der aut: 
achtlichen Aeußerung deffelben werben die Alten dem Borfitenden etwa eine Woche vor bem 
Termine vorgelegt. Cine Borlegung an die übrigen Mitglieder des Kollegiums findet dagegen 
nur in Außerft feltenenen befonderen Ausnahmefällen ftatt. Sie ift vorgelommen, wenn bem 
Borfigenden in Betreff einer fchmierigen felten behandelten Rechtsmaterie eine vorgängige 
Information der Gerichtsmitglieder wünjhensmwerih erſchien, oder wenn in verfdiedenen, 
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Königsberg III); ebenjo erfolgt die Abfafjung eines ſchriftlichen Votums in Jena !®), 
Dfdenburg'*) und Karlsruhe '°). Die Ausarbeitung eines ſchriftlichen Votums 
unterbleibt beim D.L.&. Dresden. 

Ueber die Zeit, zu welcher der Referent beſtellt wird, ſprechen ſich einzelne 
Berihte dahin aus, daß die Bejtellung glei) nad) Eingang der Akten (Hamm T), 
alsbald nad) Anjegung des erſten Termins (Hamm IV), oder längere Zeit vor dem 
Termine (Berlin IV) erfolgt. Bei dem O.L. G. Karlsruhe geſchieht fie in zwei 
Senaten erjt nad Eingang der landgeridtlihen Akten, um bei der Verſchiedenheit 
der Berufungen nad Umfang und Schwierigkeit eine ungleiche Belaftung der eins 
zelnen Senatsmitglieder möglichft zu vermeiden; im dritten Senate des D.L.G.’8 
Karlsruhe erfolgt die Beftellung jogleih beim Einlauf der Berufung im 
Interefie der Bereinfahung und Beichleunigung des äußeren Geihäftsganges 
und weil eine gleihmäßige Bertheilung der Arbeit, foweit fie überhaupt 
erreichbar ift, erfahrungsgemäß im Laufe des Geihäftsjahrs ſich von ſelbſt 
ergiebt. 

Dagegen unterbleibt die Beftellung eines Referenten bei dem DOberlandes- 
geriht Colmar — bei welchem die Aften vor der mündlichen Verhandlung feinem 
Mitgliede des Kollegiums vorgelegt werden — jowie bei dem 2,, 3., 4. und 
5, Senate des O.L. G.'s Cöln und bei dem 2, Senate des O.L. G.'s Darmſtadt. 
Hier werden die Alten vor der mündliden Verhandlung nur dem Vorſitzenden 
vorgelegt (Cöln IIL!°, V). Die Borlegung erfolgt vor der Verhandlung nur an 


wejentlich gleichartigen Berufungsſachen die nämlichen Fragen zur Entfheidung kommen 
mußten. (Berlin X.) 

ıs) 8 11 der Gefchäftdorbnung des gemeinſchaftlichen Thüringiichen Oberlandesgerichts 
lautet : 

Bei Berufungdverhandlungen in bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten kann der Borfigende 
des Senats zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung einen Berichterftatter ernennen. 
Der Berichterftatter, welchem die von der Gerichtöfchreiberei eingezogenen Prozeßakten ſowie 
die bei denfelben eingegangenen vorbereitenden Schriftfäe aldbald nad) Eingang vorzulegen 
find, hat eine fhriitlihe vorbereitende Neußerung zur Sache ſpäteſtens 8 Tage vor dem 
Termine dem Borfigenden mit den Alten zuzuftellen. 

14) Didenburg: 63 wird ſtets ein Referent beftellt, welder kurze Zeit vor dem 
Berhandlungstermine die Alten an ben Vorfigenden thunlichft mit feinem fchriftlihen Gut— 
achten vorlegt. Bei den übrigen Mitgliedern circuliren die Akten nur, wenn eine Rüds 
erinnerung an Verhandlungen in einem ober mehreren früheren Terminen es wünſchenswerth 
erfheinen läßt. Es wird Died dann bei Beginn einer neuen Berhandlung der Parteien mitgetheilt. 

5) Karlsruhe. Es wird in allen Fällen ein Berichterftatter aufgeftellt. Derfelbe 
fertigt eine kurze Ueberfiht über den gefammten Akteninhalt, fügt feine vorläufige Anficht 
über die rechtliche Beurtheilung des Falles unter Anführung der einfchlagenden Yiteratur 
bei und übergiebt diefe Vorarbeit einige Tage vor dem Termine dem Borfigenden, Andere 
Gerichtömitglieder erhalten vor der mündlichen Verhandlung feine offizielle Kenntnik von 
dem Akteninhalte. 

16) Göln III bemerkt, daf die Akten nur dem Vorfigenden auf beffen Erfordern vor: 
gelegt werben. 
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den Borfigenden (Darmſtadt II), die Richter erhalten erſt durch die Öffentliche 
mündliche Berhandlung Kenntnig von der Sache und erft nad) Beendigung der- 
jelben erfolgt die Zutheilung der Sachen an die einzelnen Richter (Cöln ID. Im 
dem Bericht des IV. Senats des O.L. G.'s Cöln ift bemerkt: 

„Die Beftellung eines Referenten wird nicht für angemejjen erachtet, um 
die Aufmerkſamkeit aller Mitglieder des Kollegiums auf den Gang der Ver: 
handlungen zu fihern, war aud) im früheren Rhein. Prozeiverfahren nit üblid. 
Mittheilung der Akten an ſämmtliche Mitglieder findet nicht ftatt. Der Vor: 
figende handelt nad eigenem Ermeſſen.“ 


Frage III. 

Findet in den Civilfenaten vor der mündliden Verhandlung 
eine nicht öffentlihe Vorberathung ftatt, in der auf Grund des erjt- 
inftanzliden Sadftandes und der etwa eingegangenen zweitinftanz- 
liden Schriftjäße 

a) eine vorläufige Entjhließung in der Sade gefaßt oder 

b) das Kollegium nur einftweilen über den Sachſtand informirt 

wird? 

Falls Frage III zu bejahen: 

Trägt in bdiefer Vorberathung der für die Sache bejtellte Referent oder der 
Vorfigende die Sade vor? 

Eine derartige Einrichtung exiftirt nur bei dem D.L.G. Dresden. Hier 
findet vor der mündlichen Verhandlung eine nit öffentlihe Vorberathung jtatt, 
die grundjäßlic nur den Zwed hat, daß das Kollegium einftweilen über den Sach— 
Stand informirt wird. Dies fließt nit aus, daß der Senat fid) in einfadhen 
Saden bei Gelegenheit der Vorbeſprechung für den Fall, daß der Sachſtand un— 
verändert bleibt, über den Erfolg der Berufung oder über einzelne Streitfragen 
ſchlüſſig macht. Den Vortrag in der Vorberathung erftattet dev Referent, im 
IV. Senate der Vorſitzende. 

Alle anderen Gerichte haben die Frage verneint. Nur nad) dem Bericht 
des I. Senats des O.L. G.'s Celle fommt es mitunter vor, daß in bejonders ge— 
eigneten Fällen, um das Verſtändniß der zu erwartenden Rarteivorträge zu er— 
feiern, der Referent vor der Verhandlung von der Sadlage im Berathungs— 
zimmer furzen Bericht erftattet. Der Bericht des II. Senats des O.L. G.'s Celle 
bemerkt bei Verneinung der Frage, eine Vorberathung vor der miündliden Ver— 
handlung finde nur alsdann ftatt, wenn der Vorfigende oder der Referent die 
Beſchränkung der mündlichen Verhandlung auf einzelne Streitpunfte für ange- 
meffen erachte. Nicht ausgeihloffen ift e8, daß bei unfreiwilligen Paufen während 
der Sigung einzelne Saden vor der Verhandlung beſprochen werden (Berlin IV), 
oder dak dor Beginn der mindliden Verhandlung geſprächsweiſe darauf hinge— 
wiejen wird, daß dieje oder jene interefjante Rechtsfrage das Kollegium beſchäftigen 
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werde (Jena 1), ferner daß der Vorfigende mit dem Neferenten eine Vorbeſprechung 
hält zur Befeitigung etwaiger Zweifel über die rechtliche Beurtheilung der Sache 
oder zur Berftändigung über die Direktive der Verhandlung, insbefondere die Er- 
mittelung für erheblid) eradjteter, bisher noch nicht feitgeftellter Punkte u. dergl. 
(Karlsruhe); nad) dem Berichte des I. Senats des O.L. G.'s Jena findet e8 der 
Borfigende bisweilen für angezeigt, bei Beginn der üffentlihen Verhandlung nad) 
Verlefung der Anträge mit einigen Worten den Kernpunkt des Streites anzudeuten, 
um die Aufmerkfamfeit des Kollegiums von Anfang an auf das Wefentlihe zu 
lenfen, was zur Folge gehabt bat, daß auch zumeift num die Anwälte ihren Vor— 
trag mit einer folden kurzen Hinweifung auf das Weſentliche einleiten. — Sonft 
erwähnt nur nod der Bericht des I. Senats des O.L. G.'s Hamm, es jei im 
Jahre 1896 ein einziges Mal bei einer in thatjählider Beziehung befonders 
Ihwierigen Bergwerksfahe das Kollegium vor der mündlichen Berhandlung zu— 
ſammengetreten, und es babe der Meferent an der Hand von Modellen, die von 
den Parteien dem Gerichte eingejendet worden, die Richter über die thatſächliche 
Lage des Rechtsſtreites informirt. 


B. 
Die Fragen IV, V und IX beziehen fid) auf die mündlide Verhandlung 
jelbft, ihren Umfang (IV), die äußere Geftaltung der Vorträge (V) und die Er: 
neuerung der Verhandlung (VIII. 


Frage IV. 

Wird in der mündliden Verhandlung das gefammte erftinftanz- 
lihe Streitverhältniß vollftändig vorgetragen, erftredt jid der 
mündlide Vortrag insbejondere 

a) auf den ganzen Urtheilsthatbejtand, 

b) auf ſämmtliche Beweisprotofolle, 

ec) auf ſämmtliche Schriftftüde und Anlagen, 
oder wird don den Rechtsanwälten nur ein furzes Reſumé des 
Streitgegenftandes unter Hervorhebung der Punkte, auf die fi der 
Rehtsmittelangriff rihtet, gegeben, jo daß das Berufungsgeridt 
dann den gejammten Afteninhalt als vorgetragen oder dod als ges 
rihtsfundig anſieht? 

Nach der infoweit mit einander übereinjtimmenden Praxis ſämmtlicher Ge— 
richte bezieht fi der Bortrag grundjäglid auf das gefammte erftinftanzlidhe 
Streitverhältniß, joweit e8 fr die zweitinftanzlide Entſcheidung von Bedeutung 
ift, alfo auf alle in der Frage unter a—c hervorgehobenen Punkte (Berlin, 
Braunfhweig, Breslau, Celle, Darmftadt, Dresden, Hamm, Jena, Karlsruhe, 
Königsberg, Marienwerder, Poſen, Roftod, Cöln, Stettin, Stuttgart, Oldenburg). 
Beijpielsweije jeien folgende Antworten erwähnt: 
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Berlin III, 
Prinzipiell wird das ganze Streitverhältniß, ſoweit es für die zweitinftanzliche 
Entiheidung noch von Bedeutung ift, vorgetragen. 

Berlin VII 
Es wird das gefammte erjtinftanzlide Streitverhältnig vollftändig vorgetragen, 

Berlin VII. 
In der Regel wird das gejammte erftinftanzlide Streitverhältnig volljtändig 
borgetragen. Insbeſondere erftredt fi) der Bortrag auf den ganzen Urtheile- 
thatbeftand und auf die ſämmtlichen WBeweisprotofolle, auf die Schriftſtücke und 
Anlagen nur infoweit, als diefelben für die Entſcheidung erheblich erſcheinen. 

Berlin IX. 
Das gefammte Streitverhältnig mit allen Beweisprotofollen, Schriftjtüden und 
Anlagen wird vorgetragen, joweit der Vortrag erforderlich zur Begründung der 
Berufung oder des Antrages auf Zurücweilung der Berufung. 

Berlin XIII. 
In der mündlichen Verhandlung wird das erftinjtanzlihe Streitverhältniß voll 
ftändig vorgetragen. Insbeſondere wird der Inhalt des ganzen Urtheilsthat- 
bejtandes und der Gründe mitgetheilt und werden ſämmtliche Beweisprotokolle, 
deren Inhalt noch erheblich ift, jowie Theile von Urkunden, die von Bedeutung 
für die Entfheidung fein können, verlejen, 

Breslau III. 
Der Vortrag erftredt fi auf alle Grundlagen der Entſcheidung. 

Breslau V. 
a, foweit e8 für den Gegenftand der Berufung Intereffe hat. Das Material, 
weldes der Entſcheidung zu unterbreiten ift, wird aber vollftändig vorge: 
tragen, 

Gelle I. 
Regelmäßig wird im der mündlichen Verhandlung, wenn nicht eine Be— 
Ihränfung auf einzelne Etreitpunfte beichloffen wird, das gefammte erftinftanz 
lihe Streitverhältnig nad Anleitung des erftinftanzliden Thatbeftandes unter 
Verlefung der ſämmtlichen Beweisprotofolle und der erhebliden Schriftftüde 
vorgetragen. 

Celle II. 
Es wird das gefammte erftinftanzlihe Streitverhältniß vorgetragen, namentlid) 
erſtreckt ſich dieſer Vortrag auf den gejammten Urtheilsthatbeftand und bie 
ſämmtlichen Beweisprotofolle, falls night nad Maßgabe der gejtellten 
Rechtsmittelangriffe einzelnes aus dieſen Schriftſtücken ausſcheidet. Die im 
Thatbeftande angezogenen Schriftftüde nebft Anlagen gelangen in 
einer dem Worjtehenden entipreddenden Weile gleihfalls zum Vortrag. Im 
Uebrigen erſtreckt fi) der Yebtere auf den Inhalt der Akten nur foweit, als 
die Anwälte e8 für dienlid erachten, oder das Gericht darauf hinweiſt. 
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Oldenburg. 
Bollftändig, foweit e8 für die 2, Imftanz in Betracht fommt. In geeigneten 
Fällen wird die Beihränfung vorher mit den Anwälten beiproden. 

Darmftadt IL 
In der mündlichen Berhandlung wird das geſammte erſtinſtanzliche Streitver- 
hältniß vorgetragen, insbejondere auch der ganze Urtheilsthatbeftand, ſoweit 
ſolcher nicht mit den übrigen verlefenen Schriftſtücken zuſammenfällt, ſämmtliche 
Beweisprotofolfe, ſämmtliche für die Beurtheilung der Sache überhaupt relevanten 
Schriftſtücke und Anlagen. 

Darmftabt II. 
Das gelammte erjtinftanzlihe Streitverhältnig wird nur infoweit vollftändig 
vorgetragen, als es Gegenftand des Berufungsangriffs ift oder mit demſelben 
zufammenfällt und erftredt fi infoweit auf den Urtheilsthatbeitand, auf 
ſämmtliche Beweisprotofolle über Augeniheinseinnahme, Vernehmung von Zeugen 
und Sadverftändigen und auf ſämmtliche Beweisurfunden. Andere Theile der 
Geritsaften fommen nur ausnahmsweile, wenn auf deren Inhalt Bezug ge- 
nommen wird, zur Berlefung. 

Hamm I. 
Das gejammte Sach- und Streitverhältniß wird, joweit nicht einzelne Punkte 
aus der Berufungsinftanz ausgeſchieden find, jeitens der Anwälte mündlich vor: 
getragen. Die Borträge pflegen ſich an den Thatbeſtand des erften Urtheils 
anzujchliegen. Die Beweisverdandlungen und Schriftſtücke werden, jofern fie 
fih auf den noch ftreitigen Prozekftoff beziehen, vollftändig vorgetragen. Sit 
der Vortrag unvollftändig oder mangelhaft, jo wird auf eine Ergänzung bin- 
gewirkt unter entiprechender Ausübung des Fragrechts. 

Hamm IV, 
Es wird darauf gehalten und für nothwendig eradtet, daß die Prozeßbevoll— 
mächtigten das erftinftanzlihe Streitverhältniß nebjt dem Inhalte der zu a, b, 
e bezeichneten Schriftſtücke jo vollftändig vortragen, als es erforderlich ift, um 
jedes Mitglied des Kollegiums über die Sadjlage zu unterrichten und zur ſelb— 
ftändigen Enticheidung in Stand zu jeßen. Es wird aljo die zweite Frage 
verneint, dabei aber als jelbftverftändlic angenommen, daß, wenn die Berufungs- 
anträge nur einen Theil des erftinftanzlihen Thatbeftandes betreffen, aus dem 
Bortrag alles das ausjheidet, mas durch diefe Anträge nicht berührt wird, 

Jena I. 
Niemals, außer wenn e8 fi um von Amtswegen zu prüfende Punkte Handelt, 
wird der Afteninhalt, injoweit er nicht vorgetragen, als vorgetragen angejehen 
oder als geridhtsfundig behandelt. Das erftinftanzlihe Material wird — ſo— 
weit es nad Maßgabe der Berufungsanträge erforderlih — immer 
vorgetragen, d. 5. feinem weſentlichen Inhalte nad mitgeteilt. Doch ift das 
felbftverftändlihd cum grano salis zu verftehen, Wird z. B. mit der Klage 
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Herausgabe eines aus vielen einzelnen Gegenjtänden bejtehenden Mobiliar ge- 
fordert, jo wird regelmäßig gar fein Bedenken getragen, fid) mit der Konftatirung 
der Parteien zu begnügen, daß fi der Streit um die in der Klage einzeln auf- 
geführten Mobiliengegenftände drehe. Ueberhaupt läßt fid) hier eine allgemeine 
Regel gar nit aufitellen. Manchmal genügt ein ganz kurzes Reſumé der An- 
wälte, und zwar ohne daß der Gerichtshof es nöthig hat, nicht Vorgetragenes 
als vorgetragen anzufehen; in anderen Fällen wieder zeigt es ſich unerläßlich, 
den gefammten erjtinftanzlihen Thatbeſtand nebjt den in demjelben in Bezug 
genommenen Schriftjtüden und Protofollen mittheilen zu laffen. 

Karlsruhe, 
In der mündlichen Verhandlung wird von den Anwälten das gejammte erft- 
inftanzlide Streitverhältnig vollitändig vorgetragen, Urtheilsthatbeitand, Beweis: 
protofolfe, Schriftjtüce, insbejondere Korreipondenzen u. dergl. Dod hängt die 
größere oder geringere Ausführlidkeit diejes Vortrages theild von der Be— 
Ihaffenheit des Falles überhaupt, theild von dem Umfange des Rechtsmittel: 
angriffes ab. Dabei verfallen übrigens einzelne Anwälte zuweilen in den fehler, 
daß fie aus dem erſtinſtanzlichen Urtheile bei Darftellung des Streitverhältnifjes 
bereit8 Vorgetragenes bei Begründung der Berufung wiederholen, anftatt den 
in Betradt kommenden Inhalt des angefochtenen Urtheils erjt bei dem leßteren 
Anlaffe Hervorzuheben. Ein bloßes Rejume des Streitgegenftandes mit der 
Mafgabe, daß das Gericht den gejammten Afteninhalt als vorgetragen anfieht, 
kann als Vortrag der Anwälte um jo weniger genügen, als nad der Antwort 
zu Frage II der Afteninhalt nur zwei Mitgliedern des Senates befannt ift. 

Kiel. 
Soweit die Parteianträge es erfordern, wird das erſtinſtanzliche Streitver- 
bältnig vollftändig vorgetragen. Dies erſtreckt ſich auf den Thatbeftand, Die 
Beweisprotofolle und die Schriftftüde und Anlagen, joweit diefe nit im That: 
beftand ausreihend enthalten find. Das Berufungsgericht fieht nicht Vor— 
getragenes nicht als geridhtsfundig an. 

Königsberg III. 
Es wird in der Regel in der mündlichen Berhandlung das gefammte erft- 
inftanzlihe Streitverhältnig nah Maßgabe des erſtinſtanzlichen Urtheilsthat- 
beftandes — unter Ergänzung der in deinjelben etwa übergangenen, den Sad)- 
waltern weſentlich erſcheinenden, ſchon erjtinftanzlic (nad) Yage der Aften) vor- 
gebraten Thatſachen — injoweit dies für die zweitinftanzlihen nod zur 
Entſcheidung ftehenden Anſprüche erheblich eriheint, vorgetragen. Der Vortrag 
erſtreckt ſich dann insbejondere — außer wie bemerft auf den Thatbeftand — 
aud) auf die Beweisprotofolle, injoweit diejelben einem der Sahwalter oder dem 
Vorſitzenden oder dem Referenten erheblich erſcheinen ſowie ferner auf Urkunden 
und Anlagen, (Ein folder umfafjender Vortrag wird bei fortgejeßter 
mündlicher Verhandlung in der Regel nit wiederholt.) 
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Marienwerder 1. 
Das erſtinſtanzliche Streitverhältnig wird in vollem Umfange vorgetragen, nad) 
dem in weitläufigen bez. verwidelten Streitſachen zuvor zur befjeren Orientirung 
der Mitglieder des Gerichts vom Anwalt des Berujungsflägers oder vom Vor: 
figenden ein furzes Reſumé des Streitgegenjtandes gegeben worden ift. 

Bojen I. 
Es wird vollftändig vorgetragen unter Ausihluß des in der Berufungsinftanz 
nit mehr jtreitigen Sachverhalts. 

Marienwerder II. 
Der Vortrag erfolgt vollitändig in den durd SS 487, 488 der C.P.O. ge 
jogenen Grenzen mit Einfluß des Afteninhalts zu a, b, c. Was nidt vor- 
getragen ift, wird auch nicht als vorgetragen oder als geridhtsfundig angejehen. 

Bojen II. 
In der mündliden Verhandlung wird das erſtinſtanzliche Streitverhältnig, jo: 
weit die darauf gejtüßten Anſprüche und Einreden in zweiter Inftanz nod zur 
Entſcheidung ftehen, vollftändig vorgetragen.‘ 

Göln II. 
In der mündlihen Verhandlung wird regelmäßig der geſammte, für die Be- 
rufungsanträge erheblide Streitjtoff ausführlid) vorgetragen; auf Scriftftüce 
als Erjaß für den mündlichen Vortrag wird nur dann Bezug genommen, wenn 
fi der Streitftoff dur mündlichen Vortrag nicht zum Verſtändniß bringen läßt. 

Cöln V, 
Der mündliche Vortrag erjtredt fi auf den ganzen Urtheilsthatbeftand, auf 
ſämmtliche Beweisprotofolle und auf ſämmtliche Schriftſtücke und Anlagen. 

Dresden VII. 
In der Regel wird der gefammte erftinftanzliche Streitftoff in der aus a—c 
erſichtlichen Weije vorgetragen; doch kommen Ausnahmen insbejondere in ber 
Richtung dor, daß nebenjählihe Theile des Thatbeſtandes, minderwichtige 
Zeugenausjagen u. dergl. im nuce wiedergegeben werden. Der Vortrag don 
Urfunden pflegt in der Weiſe zu gejchehen, daß der Inhalt des Dokuments furz 
jfizzirt und im übrigen auf das Schriftſtück verwielen wird. 

Dresden III. 
Im Allgemeinen ift die erjtere Frage, bis mit c, zu bejahen, ſoweit nicht bei 
einer Mehrheit von Anſprüchen, von Angriffe: und Bertheidigungsmitteln die 
Berufung auf einzelne derjelben beidränft wird. 

Stettin. 
Es wird von den Anwälten jo vollftändig vorgetragen, daß eine Ergänzung 
aus den Akten nicht entnommen wird. Inſoweit erforderlih, werden die An- 
wälte veranlaft, den Vortrag zu ergänzen, 

Eine grundjäglide Abweihung von dieſer Praxis ift wohl aud nicht in 


144 v. Sommerlatt, Gnquete über das Berufungs verfahren. 


den Berichten des O.L. G.'s Colmar und des 5. Eiviljenats des O.L. G.'s Hamm 
enthalten, von denen ber erftere lautet: 


Bei der mündlichen Verhandlung werden das erftinftanzlide Streitvers 
hältniß, das angefochtene Urtheil, jowie die dieſem vorausgegangenen Ent- 
ſcheidungen nebſt den Entideidungsgründen, Beweisprotofollen, Schriftftüden 
und Anlagen nur injoweit vorgetragen, als Died zum Berftändniß der Be- 
rufungsanträge und zur Prüfung der Richtigkeit der angefochtenen Entſcheidung 
erforderlich ift — infoweit aber regelmäßig auch vollftändig. Doch wird, wenn 
es die Rage der Sade erlaubt, zuweilen aud ein Theil der Beweisprotokolle, 
Scriftftüde und Anlagen nur ihrem wejentlihen Inhalte nach vorgetragen. 


Der letztere hat folgenden Wortlaut: 


Der Vortrag erfolgt meift vollftändig unter fteter Kontrole jeitend des 
Borfigenden; der Urtheilsthatbeitand wird nicht vollftändig vorgetragen ; ebenjo- 
wenig erfolgt Verlefung jämmtliher Schriftftüde oder Anlagen. Walls es er- 
forderlid), werden die Beweisaufnahmeprotofolle verlejen. 

Als Modifikationen des Grundjahes, daß der gefammte Streitftoff vorzu— 
tragen fei, haben ſich folgende ergeben: 


1) Wie ſchon in dem eben angezogenen Berichten von Cöln (TI), Colmar, 
Hamm (V) und Dresden (VII) hervorgehoben ijt, pflegt e8 mit dem wörtlichen 
Vortrag don Urkunden nit jo ftreng genommen zu werden. So wird weiter 
aus Gelfe (I) berichtet, daß nicht ſämmtliche Schriftitüce und Anlagen vorgetragen 
werden, daß man ſich betreffs derfelben vielmehr mit einem Referate der Parteien 
begnügt, foweit nicht gerade der entiheidende Wortlaut in Frage fommt. Der 
oben mitgetheilte Bericht des II. Senats des O.L. G.'s Celle erwähnt no, daß 
auf übereinftimmenden Antrag der Redtsanwälte Schriftftüde und Anlagen ale 
verlefen angenommen werden, foweit nicht der Wortlaut erheblich erſcheint. Vom 
D.R.G. Darmftadt (II) wird nur bei jehr umfangreichen Schriftftücen der Inhalt als 
vorgetragen angejehen. Am DL.G. Kiel wird, als Ausnahme von dem oben 
bervorgehobenen Grundjage, von Rechnungen und dergleihen Schriftftüden nur 
der Inhalt vorgetragen, die zur Urtheilsfällung erforderlihe Nadhprüfung aber 
auf Grund der Aften vorgenommen. So auch Hamm II: das ganze wejent- 
lihe Material wird vorgetragen; in Nebendingen, bezüglih Rechnungen u. dergl. 
Schriftjtücte genügt eine Bezugnahme auf die Akten und gilt dann inſoweit der 
Inhalt diefer als vorgetragen. Schriftftüde, Korrefpondenzen insbefondere werden 
vom D.L.G, Königsberg (III) öfters in Form eines Reſumés behandelt; ebenfo 
erfordert ber zweite Senat des O.L. G.'s Königsberg die Verlefung von Urkunden 
nur, fall® der Wortlaut ftreitig oder von bejonderer Bedeutung ift; andernfalls 
begnügt man fid) bei derartigen Schriftſtücken, aud) bei Rechnungen u. dergl. mit 
furzer Angabe des Inhalts oder bloßer Bezugnahme. Auch fonft wird der Bor: 
trag der Schriftſtücke auf ihren weſentlichen Inhalt beichränft, trogdem aber ihr 
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gejammter Inhalt als vorgetragen angenommen (jo Dresden I, II, III, IV, 
Berlin IX wegen der Korreipondenzen, Berlin X), Berlin XIII, IV, Cöln I). 
2) Der Bortrag der Beweisprotofolle pflegt vielfach dadurch abgekürzt zu 
werden, daß weitläufige Gutachten nicht volljtändig verlefen, jondern daß das Er- 
gebnig nur in einem furzen Reſumé mitgetheilt wird, ſowie daß man ſich bei Zeugen, 
die nichts zu befunden vermocht Haben, nur auf die Konftatirung diefer Thatſache 
beihränft. (So Berlin IV, IX, Königsberg II,'®) III, Dresden IV). 

Befonders beadjtenswerth ift der Bericht des Vorfißenden des 6. Senats 
des Rammergeridts Berlin über den Bortrag der Beweisergebniffe: 

Bei mündlihen Verhandlungen, die nad) umfangreihen, durch erſuchten 
oder beauftragten Richter bewirkten Beweisaufnahmen ftattfinden, zeigt ſich nicht 
felten, daß das Etreitmaterial durch den Referenten gründlicher durchgearbeitet 
ift, als Seitens der Parteivertreter. Im folden Fällen geſchieht e8 wohl, daß 
der Referent ohne Widerjprud der leßteren den Vortrag an fic zieht — ein 
Verfahren, weldes nicht nur zur Abkürzung der mündlihen Verhandlung führt, 
fondern auch bewirkt, daß die Ergebniffe der Beweisverhandlungen in gehöriger 
Ordnung und darum überfihtliher den Senatsmitglievern vorgeführt werden, 
al8 durd das meiftens in chronologiſcher Folge ftattfindende Ablejen der Beweis: 
protofolle jeiten® der Parteivertreter. Nad meinen, in der Provinz Hannover 
gefammelten Erfahrungen habe ic feinen Zweifel, daß die Vorſchrift ber 
Hannover'ſchen Prozeßordrrung?®), nad) welder das Grgebniß der Beweisver- 
bandlungen durch einen Richter vorzutragen war, dem $ 258 Abf. 2 der C. P.O. 
vorzuziehen ift. 

Auch vom 13. Civiljenate des Kammergerichts wird berichtet, daß in einem 


In) Berlin X. „Selbftverftändlih wird es zugelafjen, wenn der vortragende Sad 
walter refumirt, daß von einer umfangreichen, inhaltlich mwiedergegebenen Urkunde nur bes 
flimmte wörtlich vorgetragene Abjchnitte für den Nechtäftreit in Betracht kommen” (vors 
behältlih ded Rechts des Vorfigenden oder Berichterftatterd, falls dies angezeigt erfcheint, 
die Borlefung noch auf andere Abfchnitte auszubehnen.) 

’*) Eöln I: Nur in Betreff von längeren Rechnungen und ähnlichen Schriftjtüden, 
die fi für einen mündlichen Bortrag durchaus nicht eignen, wird wohl auf den Inhalt der 
Alten Bezug genommen. 

19) Königöberg II: bei der erften mündlichen Verhandlung ift der Vortrag in 
der Regel ein vollftändiger, von der Berlefung ber Bemweisprotofolle wird nur Abftand 
genommen, injomweit die Parteien über das Ergebniß der Beweißaufnahme einig find, 

20) vergl. $ 286 ber Hann. BD. — Die Motive zu $ 258 der C. P.O. fagen freilid): 
Der Bortrag durch einen Berichterftatter verfehlt feinen Zweck, weil er das Geridt und 
die Parteien, zumal bei verwidelten Sachen, ermüdet, die Aufmerkfamkeit ſchwächt und wegen 
feiner Subjektivität die richtige Auffafjung und Beurtheilung der Beweisverhandlungen ges 
fährbet —, eine Anficht, der nah der obigen Mittheilung kaum zugeftimmt werben Tann. 
Auch in ber neuen Öfterreih. E.P.D. ($ 287) ift „dad Grgebniß einer nicht vor dem er 
Iennenden Gericht erfolgten Beweisaufnahme“ — nicht durch die Parteien, fondern — 
„burd den Borfigenden bei der mündlichen Verhandlung zu geeigneter Zeit darzulegen.” 

Archho für Bhrgerl. Rebe u. Prozeü. VII. 10 
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Falle, in dem die Zahl der Beweisprotofolle eine jehr große geweſen ift, ber 
Referent eine gedrängte Darftellung des geordneten Inhalts derjelben verlejen hat; 
fonftige Abweichungen von dem regelmäßigen Gange des Berufungsverfahrens finden 
hier jedod nur felten jtatt. 

3) Eine Beihränfung des miündlihen Vortrages findet bei verſchiedenen 
Gerichten dann ftatt, wenn die Anordnung einer Deweisaufnahme anzunehmen ift 
(Berlin II, IV, VI, XI, Jena II, Königsberg II). Es geſchieht dies theils 
nad dem Ermefjen des Vorfigenden (Berlin II), theils, wenn die Anwälte mit 
dem BVorfigenden und dem Referenten der Anſicht find, daß Beweis zu erheben 
ift (Berlin IV®'), Jena II) oder wenigftens feine Partei widerſpricht (Berlin VIII); 
die Beihränfung wird auch weniger fürmlid beihlofjen, ald den Parteien anheim— 
geftellt (Berlin II, XD; in folden Ausnahmefällen, zu denen der Bericht von 
Königsberg II auch ſolche rechnet, in denen über die zu ergebende Entjdeidung 
feinerfeit8 ein Bedenken obwaltet, beſchränkt fi dann die mündliche Verhandlung 
auf eine furze Darlegung des Sachverhältniſſes durd die Anwälte, den Vor— 
figenden oder den Berichterſtatter (vergl, außer Königsberg II, Jena II). Be: 
fonders wird hierbei in einzelnen Berichten erwähnt, daß die Verhandlung behufs 
vollftändigeren Vortrages wieder eröffnet wird, wenn bei der jpäteren Berathung 
die Sade ſich als ſpruchreif darftellt (Berlin II, Iena II) **). 


21) Berlin IV: Im Allgemeinen wird dad Sadverhältnig — durchweg gemäß bem 
erftinftanzlihen Thatbeftand — mit Einfluß der Zeugen und Sadverftändigen-Ausjagen 
fowie des Inhalts der zum Beweiſe vorgelegten Urkunden vollftändig vorgetragen. Bei 
weitläufigen Gutachten und Urkunden bejhräntt man ſich jedoch in der Regel auf ein 
Reſums, ebenſo gejchieht das bei wiederholter Verhandlung öfters in Anfehung des Sad: 
verhältnifjes überhaupt. Gin abgekürzter Vortrag findet aud dann noch ftatt, wenn die An: 
mwälte mit dem Borfigenden und Weferenten der Anficht find, daß Beweis zu erheben ift. 

22) Berlin VIIL Gin kürzerer Bortrag findet meift nur ftatt — —, wenn der Bor: 
figende und der Referent übereinftimmend eine Bemweidaufnahme für erforderlih erachten. 
In folhen Fällen pflegt auf Anregung des Borfigenden der Vortrag, falld feiner ber 
Sachwalter widerjpridt, auf das zum Verftändniß der Sachlage Erforderliche beſchränkt zu 
werben, 

Jena ll. Regelmäßig wird in der mündlichen Verhandlung (zur Hauptjache) das 
gejammte erftinftanzliche Streitverhältnig vorgetragen, insbeſondere erftredt fi der münd- 
liche Vortrag — ſofern ihm nicht im Einzelfalle nad 5 488 Abj. 1 a. E. der C. P.O. engere 
Grenzen zu ziehen find — auf den ganzen Urtheilöthatbeftand, auf ſämmtliche Beweis: 
protofolle und auf jämmtlide Schriftftüde und Anlagen. Nur ausnahmsweiſe, namentlid 
wenn bei Beginn der Verhandlung auf Anregung von der einen oder andern Seite die An: 
wälte, der Vorfigende und der Berichterftatter Einverftändniß darüber befunden, daß vor 
ausfichtlih Beweisaufnahme bez. weitere Beweisaufnahme zu beſchließen fein werde, begnügt 
man fi zunächſt mit einem von den Anwälten oder nad Befinden mit deren Zuftimmung 
von dem Borfigenden oder dem Berichterftatter zu gebenden kurzen Ueberblid über den Sad: 
und Streitftand, ſoweit er für die in Ausficht genommene Beweisanordnung ꝛc. in Betracht 
lommt, Grgiebt ſich freilih bei der dann folgenden Berathung eine Stimmenmehrheit das 
für, daß ohne Beweisaufnahme, bez. ohne weitere Beweisaufnahme zu entſcheiden fei, fo 
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4) Eine Abkürzung des Bortrags erfolgt aud) dadurd, daß bei fehr ver- 
widelten Sachen nur die jpringenden Punfte erwähnt werden (Berlin VI?®), oder 
in dem — feltenen — Falle, wenn nur ein einzelner Punft des erften Urtheils 
angegriffen wird (Berlin VII). Nah dem Berichte von Dresden I forgt bei 
beihränftem Rechtsmittel der Borfigende für Ausſcheidung des Entbehrliden. 


In einigen der oben erwähnten Berichte (Hamm IV, Jena I, Karlsruhe, 
Kiel, Marienwerder II) ift bereit8 bemerkt, daß der nicht vorgetragene Afteninhalt 
nit als vorgetragen oder als gerihtsfundig angeſehen wird. Hiermit ftimmen 
überein die Berichte aus Cöln I, IL, Poſen I, Il, Berlin IX, Breslau IV, in 
welch’ letzterem zu dem Schlußſatze der Frage IV geſagt ift: 

Eine jolde Praris ift nicht eingeführt, da fie zu bedenklichen Konfequenzen 
führt und dem Prinzipe der mündlichen Verhandlung widerſpricht. 

Der Beridt von Berlin X ſpricht ſich zu diefem Punkte folgendermaßen aus: 

Eine bloße Verweilung auf den Afteninhalt, der als vorgetragen 
gelten jolle, findet grundjägli nur bei einer wiederholten Verhandlung vor 
dem gleichbejegten Kollegium oder allenfalls dann ftatt, wenn es fi um De 
tail® Handelt, die ſich durch ein bloßes einmaliges Anhören dem Gedächtniſſe 
nit einprägen würden. 

Der Berit von Cöln II verneint die am Ende von Frage IV enthaltene 
Alternative mit dem Hinzufügen: Der Vortrag der Anwälte ift ein dolfftändiger 
und jelbjtändiger. 

Bei Fortjegung der Verhandlung begnügt man fi vielfach mit einem bloßen 
furzen Refume des früher vorgetragenen Stoffes, jo daß nur die neuen An— 
führungen vollftändig vorgetragen werden (Königsberg II, Berlin IV), 

Nur der Beriht von Königsberg III erwähnt zu Frage IV: 

Bei thatfählic jehr umfangreihen Saden, z. B. größeren Baus oder 
Punktenſachen kommt es wohl aud) vor, daß nicht vollftändig der Thatbeftand vor— 
getragen, mehr ein Reſumé gegeben und gebeten wird, den gefammten That— 


wird erforberlihen Falls die Verhandlung mieder eröffnet und die Bervollftändigung des 
Bortragd veranlaßt. 

Königdberg Il. Nur in Ausnahmefällen, insbefondere wenn über die zu er 
gehende Entiheidbung 3. B. über zu erhebende neue Beweiserhebungen keinerſeits ein Bes 
denken obmwaltet, befchränkt fich die Verhandlung auf eine kurze Tarlegung des Sachverhalts 
dur den Borfigenden, den Berichterftatter oder die Nechtdanmälte, Damit begnügt man 
fi in der Regel auch bei weiteren Verhandlungen, in denen nur etwaige neue Anführungen 
und die Ergebniffe einer ftattgehabten Bemweisaufnahme ausführlid vorgetragen werden. 

23) Grundfägli wird in der mündlichen Verhandlung dad gefammte erftinftangliche 
Streitverhältniß, fomeit es in bie erftinftanzliche Verhandlung gediehen ift, vollftändig vor: 
getragen. Bei jehr verwidelten Sahen begnügen wir uns wohl damit, daß nur die fpringenden 
Punkte vorgetragen werden. Unter allen Umftänden werden aber die Bemweisprotofolle und 
Beweidurkunden dem Senate vollftändig zu Gehör gebradt. (Berlin VL, vorbehältlih ber 
oben unter Nr. 2 bereitö erwähnten Ausnahme,) 

10* 
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beftand des erften Urtheils und den gejammten Inhalt der vorbereitenden 
Schriftſätze II. Inftanz als vorgetragen anzujehen, was dann auch geſchieht, 
und in welchem Fall bei der Berathung der Beridterftatter oder der Vorfigende 
das nicht ausdrücklich Vorgetragene möglichſt ergänzt. 


Frage V. 

Pflegt der Vortrag in freier Rede oder durch Ablefen zu er- 
folgen? 

Werden insbejondere 

a) das erftinftanzlide Urtheil oder wenigftens der Thatbe- 

ftand, 

b) die Beweisprotofolle, 

c) die zweitinftanzliden Schriftfäße 
wörtlid verlejen? 

1) Freier Vortrag des Streitftoffs mit Ausnahme der Beweisprotokolle, 
die faft durchgängig verlefen werden, findet ftatt bei Berlin II, III, IV, VI,®*) 
XII, Breslau I, Breslau II, Breslau III — bier wörtliches Verleſen nur in- 
foweit, als bejondere Gründe die Kenntniß des Wortlautes als wünſchenswerth 
erſcheinen laſſen — Breslau IV, V — mo e8 in jedem Falle dem VBortragenden 
überlaffen bleibt, zur Unterftügung des Gedädtniffes oder wegen der Wichtigkeit 
einzelne Schriftftücte zu verlefen — Celle, Köln, Hamm I, II, II, V, Königs» 
berg II, III — wo der Thatbejtand nur dann verlefen wird, wenn es durch bes 
fondere Umftände geboten erjdeint — Poſen I, II, IV, Stettin. Folgende Be— 
richte mögen bier Pla finden. 

Hamm J. 
Die Vorträge der Anwälte werden gemäß 8 128 C. P.O. in freier Rede ge- 
halten. Weder das angefohtene Urtheil nod deſſen Thatbeftand, nod) die in 
II. Inftanz gewedhfelten Schriftjäge werden verlefen. Dagegen pflegen die An- 
wälte aus den Beweisaufnahmeprotofollen die Ausfagen der Zeugen und Sach— 
verftändigen zu verlejen. 

Hamm V. 
Der Vortrag erfolgt in freier Rede, Ableſen wird nicht geftattet. 

Köln L 
In freier Rede. Die Urtheilsformel und die Urtheilsgründe werden regelmäßig 
wörtlich verlefen, der Thatbeftand nur ausnahmsweiſe, wenn e8 auf den Wort- 
laut anfommt. Die Frage unter V b wird bejaht, die unter V ec verneint, 

Köln UI. 
Der Bortrag erfolgt in freier Rede. Verleſen wird das erftinftanzliche Urtheil 


24) Bericht des Borfigenden des VI. Senats (Berlin): Der Vortrag erfolgt — ab» 
gejehen von den Beweißprotofollen und Beweisurkunden — in freier Rede. Cinem Bor 
lefen der zweitinſtanzlicheo Schriftfäge würde ich entgegentreten. 
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in Tenor und Entfeidungsgründen, ferner die Beweisprotofolfe, die neuen 
Beweisanerbieten und die nöthigen Urkunden, fonft nidts. (ebenfo Köln III, 
IV, V.) 
Berlin XI. 
DBeweisprotofolle werden regelmäßig vorgelejen, ebenjo Beweisurkunden; der 
jonftige Vortrag pflegt in freier Rede zu erfolgen. 
Breslau I zu Frage V. 
Stets in freier Rebe: 
ad. a) nein. 
ad. b) nur dann, wenn e8 auf den Wortlaut der Zeugenausfagen bejonders 
anfommt, 
ad. c) nein. 
Breslau II. 
Der Vortrag findet durchweg in freier Rede ftatt, die Beweisprotofolle werden 
jedoch wörtlich verlejen. 
Breslau IV, 
Der Vortrag pflegt in freier Rede zu erfolgen. Verleſen wird der Thatbeftand 
nicht, wohl dagegen die erheblichen Beweisprotokolle und Urkunden. 


Darmftabt I. 
Das Urtheil I. Inftanz und die Beweisprotokolle werden vegelmäßig wörtlich 
verlefen, ebenſo die in den zweitinftanzlihen Schriftfägen enthaltenen Anträge. 
Im Uebrigen pflegt der Vortrag in freier Nede zu erfolgen, (jo aud Darm: 
ftabt II, nur Heißt e8 bier im Cingange, dev Vortrag pflegt ftets in freier 
Rede zu erfolgen.) 

Poſen I. 
Der Vortrag der Anwälte erfolgt in freier Mede. Zu a—c: die Beweispro- 
tofoffe werden verlefen, das Urtheil erfter Inſtanz und die Schriftfäße der 
Berufungsinftanz werden nicht verlefen, jondern dem Inhalte nad) vorgetragen. 

Pojen II. 
Der Bortrag erfolgt in freier Rede; wörtlich verlefen werden nur die Beweis: 
protofolle. Zu a—c alfo: nein, 

Stettin, 
Ableſen eines Vortrages wird nicht geftattet. Verleſen werden die Anträge. 
Die Berlefung der Beweisprotofolle und der Urkunden wird geftattet und je 
nad Umftänden erfordert. 

Stuttgart. 
Das erftinftanzlide Urteil oder wenigftens der Thatbeſtand, jowie die Beweis- 
protofolfe werden vorgelejen, die zweitinſtanzlichen Schriftfäge werden vorgetragen, 
ohne daß ein bloß wörtliches Verleſen ftattfinbet. 

2) Außer den Beweisprotofollen wird der erftinftanzliche Thatbeftand noch 
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verlefen in Berlin VIII) Braunfhweig, Celle I und ILL?) Darmftadt, 
Roftod,??) Stuttgart, Colmar.??) Im Uebrigen ift freier Vortrag die Regel. 
3) Bei verſchiedenen Gerichten wird zwar grundjäglid daran feitgehalten, 
daß frei vorzutragen ift, jedoch mehr oder weniger im diefer Beziehung nachgeſehen. 
So erfolgt (Berlin VII) der Vortrag in freier Rede in Anlehnung an die 
betreffenden Schriftjtüde, während ein wörtliches Borlefen niemals ftattfindet, 
ausgenommen bei Beweisprotofollen; der Vortrag erfolgt in freier Rede, wenn 
aud) meift in Anlehnung an die Schriftfäge, in welder Weife auch der Inhalt 
des angefochtenen Urtheils eingehend wiedergegeben wird (Berlin X), faft immer 
in freier Nede, wenn auch jehr oft unter Benußung der Konzepte und Abſchriften 
in ben Handaften (Berlin XI), meift in freier Nede (Berlin XII), in freier Rede 
in Anflug an den erjtinftanzlihen Thatbeftand (Marienwerder II) oder zugleid) 
auch an die zweitinftanzliden Schriftſätze (Marienwerder I)?%); es wird „weit 
überwiegend in freier Rede vorgetragen; joweit e8 wichtig erſcheint, wird troßdem 


25) Berlin VIII. Der erfiinftanzliche Thatbeftand und die Bemweißprotofolle werden in 
der Negel wörtlid vorgetragen, die Gründe des erften Urtheild meift nur im Auszuge mit: 
getheilt. Der Inhalt der zweitinſtanzlichen Schriftfäge wird frei vorgetragen. 

20) Celle I. (Animort zu Frage V): Immer in freier Rede; eine Verlefung bes 
erftinftanzlihen Urtheils findet regelmäßig nur bezüglich des Thatbeftandes ftatt, wird aber 
nicht erwartet. Die zweitinftanzlichen Schriftſätze werden nicht voraelefen, die Beweisaufnahme: 
protofolle dagegen regelmäßig. 

Gelle IH: Gin Ablefen findet nur ftatt bezüglich des erftinftanzlien Urtheil® und 
ber Beweisprotofolle. In einzelnen Fällen wird aud der Inhalt des gedachten Urtheils nur 
kurz in freier Rede zum Vortrag gebracht. — Etwas abweichend Celle II: Der Bortraa 
erfolgt in freier Rebe; eine wörtlihe Verlefung des erftinftanzlihen Thatbeftandes 
findet nicht ftatt, wenn diefelbe nicht von irgend einer Seite begehrt wird. Regelmäßig ba: 
gegen werben die erftinftanzlichen Entſcheidungsgrunde und die Beweisprotokolle verlefen. 
Die zmweitinftanzlihen Schriftfäte werben nicht wörtlich verlefen. 

a7) Doch wird auch hier hervorgehoben, daß, fofern Schriftſatze eingereicht ſind, der 
Vortrag in engem Anſchluß an dieſe erfolgt. 

»9) Colmar: Der Vortrag erfolgt in freier Rede. Der Thatbeſtand des angefochtenen 
Urtheild wird verlejen, fofern er nicht jhon durch den einleitenden mündlichen Vortrag er 
ſchöpft iſt. Der Inhalt der Beweiäprotofolle wird theild in freier Rebe, theild durch Ber: 
leſen befannt gegeben. Das letztere bildet die Regel, Die zweitinftanzlihen Schriftjäge 
werben niemals verlefen. 

, Marienwerder I: Tie Bemweisprotofolle werden in der Regel wörtlich ver 
lefen. Im Uebrigen pflegt der Vortrag in freier Rede zu erfolgen im Anſchluß an den That: 
beftand und die zweitinftanzlihen Schriftfäge. Nur ausnahmsweiſe werben bei jehr ver: 
widelten Streitverhältnifjen einzelne mwefentliche Abjchnitte verlefen. 

Marienmwerder II: Der Vortrag erfolgt in freier Rede, gewöhnlich in Anlehnung 
an den Thatbeftand des erftinftanzlichen Urtheils. Verleſung von Schriftftüden findet info 
weit ftatt, ald es auf deren wörtlihen Anhalt ankommt ($ 128 der E.P.D.). Die Ausfagen 
von Zeugen und Sachverftändigen und das Ergebnifi der Einnahme des Augenfcheind werben 
in ber Regel wörtlih aus den Bemweisprotofollen verlefen. Im Uebrigen findet eine Ber: 
lefung zu a, b, o nicht ftatt. 
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der Thatbeſtand nicht jelten verlefen, wenigftens gewiſſe Stellen daraus, ebenfo 

die Deweisprotofolle; Schriftfäße zweiter Inftanz verlefen nur folde Anwälte, 

welde ſich der freien Rede nicht mächtig glauben, oder folde, die auf den Wort— 

laut an einzelnen Stellen Gewicht legen.“ (Berlin IX.) 

Der Bericht des 4. Senats des O.L. G''s Hamm befagt: 

Der Vortrag pflegt in freier Rede zu erfolgen; es wird wenigftens danach ge 
ftrebt, ihn jo zu Halten, jo daß er jedenfalls durd) reines Ablefen nicht erfolgt. 
Die zu a, b, © bezeichneten Schriftſtücke werden wörtlich infoweit verlejen, als 
es erforderlid ift, daß gerade der Wortlaut zur Kenntniß der Senatsmitglieder 
fonımt. Das gilt insbejondere von den Beweisprotokollen. Der Vorfißende 
wirft injoweit auf die wörtliche Verlefung bin, als folde nit Seitens der 
bortragenden Anwälte von jelbjt geſchieht. Darüber, was der wörtlihen Vor— 
lefung bedarf, pflegt die Verhandlung feinen Zweifel zu laſſen, und wo jolde 
Zweifel möglid) find, wird fie erfolgen. 

Der Beridt von Karlsrube lautet: 

Der Vortrag pflegt in freier Rede zu erfolgen. Die Niederfgrift eines für 
die mündliche Verhandlung bejtimmten Vortrages und defien Ablejen findet 
nicht ftatt; dagegen ftreift Die Nede mehr oder weniger an ein wörtliches Ab- 
fejen der zeitinftanzliden Schriftiäge — — —. Das erftinftanzlide Urtheil 
wird weder im Ganzen nod aud der Thatbeftand wörtlich verlefen. Beim 
Vortrage von Beweisaufnahmen wird don Eeite des Gerichts darauf gehalten, 
daß z. B. Zeugenprotofolfe und Gutachten von Sadverftändigen nicht wörtlich) 
vorgelejen, jondern nur ihrem Inhalte nad) wiedergegeben werden, ſofern es 
nicht im einzelnen Falle auf den wörtlihen Inhalt befonders anfommt. 

Der Bericht des 1. Senats des O.L. G.'s Jena ſpricht ſich folgendermaßen aus: 
Selbftverftändlic erfolgt der Vortrag der Regel nad) in freier Rede. Zunädjft 
wird daran fetgehalten, daß das erftinftanzlihe Urtheil nur dann zu ver- 
lejen ift, wenn es auf feinen Wortlaut ankommt. Dod wird in diefer Be: 
ziegung eine gewifje Konnivenz gegenüber den Anwälten ausgeiibt, und leſen 
diefelben mandmal den Urtheilsthatbejtand der I. Inſtanz vor, wo es genügt 
hätte, denjelben in freier Rede inhaltlicd wiederzugeben, Aehnlich wird es mit 
den Protofollen über die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen ge— 
halten, Dieje werden jogar in der Mehrzahl der Fälle verleſen. Eine Vor: 
fefung der zweitinftanzliden Schriftſätze wird niemals geftattet. 

Der 2. Senat des D.L.G.S Jena beriätet: 

Der Vortrag erfolgt theils in freier Nede, theild dur Ableſen. Das erft: 
inftanzlide Urtheil oder wenigftens der Thatbeſtand defjelben, ſowie die Beweis: 
protofolle pflegen mehr oder minder wörtlich verlefen zu werden, während die 
Ausführung und Begründung des Rechtsmittels regelmäßig frei vorgetragen 
wird, auch wenn ſie ſchriftſätzlich angekündigt wird. 

Die Antwort des O.L. G.'s Kiel zu dev Frage lautet: 
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Wird verjhieden gehalten. Meiftens wird der Thatbeftand des erjten Urtheils 
nebft den Beweisprotofollen, foweit erforderlid, faft wörtlich vorgetragen, bez. 
werden die leßteren verleſen. Die zweitinftanzliden Schriftfäge werden regel- 
mäßig frei vorgetragen. In geeigneten Fällen wird überhaupt von mehreren 
Anwälten frei vorgetragen. 

Der Bericht des 3. Senats de O.L. G.'s Pofen endlich geht dahin: 
Der Bortrag pflegt in der Form freier Rede durch Ablefen zu erfolgen. 
Wörtlich verlefen werden regelmäßig der Thatbeſtand des erftinftanzliden Ur— 
theils, die Beweisprotokolle, nit aud die zweitinftanzliden Schriftſätze — 
wenigftens nit in ganzem Umfange. 

4) Reines Ablefen des Vorbringens findet regelmäßig in Oldenburg und 

Dresden ®0) ftatt. Der Oldenburger Bericht bejagt: 
Wörtliche Verlefung ift die Negel; die Erfahrung hat gezeigt, daß ein freier 
Vortrag der Anwälte in Betreff feiner Vollftändigfeit und Nichtigkeit nicht 
immer leicht zu kontroliren  ift. 

Dresden VII. 
Einzelne Anwälte aus der alten Schule pflegen Alles vorzulefen und geben das 
Urtheil, d. 5. den Thatbeftand, die Beweisprotofolle und die Schriftfäge wört- 
Lich wieder. Die übrigen Anwälte ſchlagen einen Mittelweg ein, gänzlid in 
freier Rede bewegt ſich wohl feiner. Auch diejenigen Anwälte, die der freien 
Nede am meilten mächtig find, tragen doch in der Regel den Thatbeftand und 
die Beweisprotofolfe wörtlich vor. 

Dresden IV. 
Der Vortrag erfolgt durch wörtliches Ablejen des erftinftanzlihen Thatbeſtandes, 
der Beweisprotofolfe und der zweitinftanzliden Schriftfäge. Nur die Gründe 
des angefochtenen Urtheils und Nedtsausführungen werden meift frei vorgetragen. 

Dresden II. 
Die Beweisprotofolle werden, joweit fie nicht im Falle der Beſchränkung des 
Nehtsmittels überhaupt vorgetragen werden, wörtlich verleſen. Im Uebrigen 
(a und c) erfolgt der Vortrag des Rechtsanwalts, wenn nidt durch Ablefen, 
jo doch in genauer Anlehnung an den Inhalt des erſtinſtanzlichen Thatbeftandes 
und der im Berufungsverfahren verfaßten Schriftſätze. Die Entiheidungsgründe 
des landgeridtlichen Urtheil® werden regelmäßig nur im Abriffe wiedergegeben. 
Die Urtheilsformel wird verlejen. 

Dresden II, 
Der Vortrag erfolgt — — — „leider durch Ablefen, höchſtens mit ganz ge 
ringfügigen Abänderungen und Kürzungen. Das Streitmaterial wird abgerollt‘." 


0) Die Berichte betreffen den Zuftand bis Ende des Jahres 1896. Ob bie feitbem 
bei dem D,2.G. Dredben gemachten energifchen Anftrengungen, die Münblichleit, d. 5. ben 
Bortrag in freier Nede, mehr zur Geltung zu bringen, von Crfolg fein werden, muß bie 
Zulunft lehren. 
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Dresden I, 
Der mandmal gemadte Verſuch, die Anwälte zu einer Zufammenfaffung des 
die Berufungsinftanz intereffirenden Streitftoffes zu veranlafien, mißlingt regel: 
mäßig. Die Lejemethode — weil bequemer, feine Denfarbeit erfordernd — 
hat fih von Yahr zu Jahr mehr eingebürgert. — — — freie Rede nur 
jelten, namentli bei bloßen Rechtsausführungen; Schriftfäße zweiter Inftanz, 
joweit Thatſachen enthaltend, werden meift wörtlich verlejen. 


Frage VIII. 

Wird bei Wechſel im Richterkollegium das geſammte Streit— 
material ſtets von Neuem vollſtändig wieder vorgetragen, ed. er— 
folgt diefer neue Vortrag 

a) von den Anwälten, 

b) von dem Referenten oder Borfißenden mit deren Zuftim» 

mung? 

Regel ift, daß in diefem Falle das gefammte Material von den Anwälten 
vollftändig wieder vorgetragen wird. (Berlin II, III, VI, VIL, VIII IX, X, 
XI, XII, XII, Breslau II, III, Celle I—III, Iena I, Königsberg IIT — wo in 
diefem Falle zwar nicht ftet8 aber doch häufig das geſammte Material vollftändig 
wieder vorgetragen wird, und zwar von den Anwälten —, Darmſtadt, Colmar, 
Göln, Hamm I, II, III, IV, V, Karlsruhe, Marienwerder I, II, Poſen I, II, 
IV, Roftod, Stettin). 

An diefem Grundfage wird aud) von den Gerichten fejtgehalten, bei denen 
ausnahmöweife der Referent oder BVorfigende den Vortrag übernehmen (Breslau 
L?®") IV, V, Hamm I, IV, Jena II, Karlsruhe, Stuttgart, Dresden I, II, IID. 
Nah dem Berihte des 3. Senats des O.L. G.'s Poſen wird in diefem Falle das 
Streitverhältniß regelmäßig vom Vorfigenden neu vorgetragen. Diefelbe Praxis 
wird neuerdings vom 5. Senate des O.L. G.'s Dresden mit Zuftimmung der 
Anwälte meift befolgt, wobei der Vortrag frei erfolgt und nur auf das Weſent— 
liche ſich erftredt. 

Vielfach wird hervorgehoben, daß bei dem neuen Vortrage der Sache mög— 
lichſt auf Abkürzung und Vereinfachung des Vortrags hingewirkt wird (Berlin 
IV, Breslau III, Braunſchweig, Celle II, Hamm II, Kiel, Dresden IT, III, V. 
Bereinzelt begnügt man fid) der Regel nad) mit einem Furzen Reſumé des Vor: 
figenden, Beriähterjtatters oder eines der Anwälte (Königsberg II). 

Hierzu find folgende Berichte zu erwähnen: 

Berlin IV, Der Regel nad) wird die Sade von den Anwälten von 
Neuem vorgetragen; mitunter begnügt man fi) jedod mit einem eingehenden Re— 
jume, namentlich bei jehr umfangreihen Sadıen. 





1) Hier wirb frage VII im Anfang bejaht, zu a verneint und zu b bemerkt: von 
dem Borfigenden unter Zuftimmung der Anmälte. 
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Berlin VI. Nicht nur beim Wedel im Richterkollegium, ſondern faft 
regelmäßig wird das gefammte Streitmaterial ftets von Neuem vollftändig vor— 
getragen. Die vollftändige Wiederholung der Verhandlung wird nad der Auf- 
faffung des Senats in der Regel dadurch nothwendig, daß zwiſchen den einzelnen 
Berhandlungsterminen — von wenigen Ausnahmen abgejehen — ein Zeitraum 
von wenigftens drei Monaten liegt. 

Berlin VII, Ein Wechſel im Richterkollegium bedingt feine Aenderung 
in der Art und Weiſe der Vorträge. 

Berlin IX, Bei Wechſel im Richterkollegium wird in der Regel vollftändig 
neu von den Anwälten vorgetragen. Ausnahmsweiſe gibt der Referent eine Kleine 
Beihülfe durch Vorbemerkungen. 

Berlin X. Wenn jhon dem Senate außer dem Borfigenden 5 (ftatt 4) 
Richter angehören, wird bei erneuter Verhandlung einer Sade für jedesmal 
gleiche Beſetzung des Kollegiums nad) Möglichkeit Sorge getragen, Tritt dennod 
ein Wedel im Nichterfollegium ein, jo wird das gefammte Streitmaterial grund: 
läglih von Neuem vorgetragen, ſoweit nit die Entſcheidung zum Theile durd) 
die ziemlich) häufig erlaffenen Zwiſchenurtheile bereits feftgelegt ift. Der Vortrag 
erfolgt dann durch die Anwälte, 

Berlin XIII Es wird von den Anwälten das geſammte Streitmaterial 
von Neuem volfftändig vorgetragen und zwar nidt nur bei Wedjfel im Richter— 
folfegium, fondern in jeder mündlichen Verhandlung. 

Braunfhweig. Im Fragefalle wird das geſammte Streitmaterial in 
möglichſt fnapper Form von den Anwälten wieder vorgetragen. 

Breslau III. Es erfolgt der vollftändige Vortrag, aber in gedrängtefter Kürze. 

Breslau IV zu Frage VIII: Im der Regel ja! Es erſcheint dies ge- 
boten auch mit Rückſicht, daß andern Falls leicht der Fall des $ 291 der C.P.O., 
Berichtigung des Thatbeftandes auf Antrag, eintreten kann. Den Vortrag hält 
der Anwalt, ausnahmsweife aud) wohl der Vorfiende, wenn die Anwälte ein- 
verftanden find. 

Breslau V. Der Regel nad vollitändiger Vortrag durd die Anwälte, 
ohne Ausnahmen ganz auszuſchließen. 

Celle I. Beim Wechſel im Richterkollegium wird eine neue vollftändige 
Verhandlung, foweit der Zwed der ZTerminsverhandlung ſolche erfordert, für 
nöthig gehalten. 

Celle 1. Wenn in der Belegung des Gerichts eine Veränderung ein- 
tritt, jo wird ftet8 eine neue förmlicdhe mündliche Verhandlung angeordnet. In 
diefem Falle wird auf eine zweckmäßige Abkürzung der Verhandlung hingewirkt, indem 
den neu eintretenden Richtern vorgängige Einfit der Aften anbeimgegeben wird. 

Dresden II. Bei Heinen Saden Wiederholung Regel, bei größeren 
meift abgefürzter Vortrag durch den Referenten mit Zuftimmung der Anwälte, 
denen die etwa für erforderlid eradptete Ergänzung anheimgejtellt wird, Mit 
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unter werden aud neue Sachen — aljo nit ausjhlieglih in Wiederholungs- 
fällen — vom Gerichtstiſche aus vorgetragen, wenn Coupirung und Gruppis 
rung beſonders angezeigt iſt. 

Dresden III. Bei Wechſel im Nichterfollegium ift feither in der Regel 
der Vortrag gerade jo wiederholt worden, wie er bis dahin vor dem früheren 
Kollegium ftattgefunden hatte. In einzelnen befonders dazu geeignet erſcheinenden 
Fällen hat man eine abgefürzte Wiedergabe des Prozekftoffs I. Inftanz durd) den 
Lorfigenden oder dur einen der Anwälte ftattfinden Laffen. 

Hamm I. Bei einem Wedjel im Nichterfolfegium wird das gefammte 
Streitimaterial auf's Neue vollftändig vorgetragen, und zwar ſeitens der Anwälte, 
Nur in einzelnen umfangreihen Saden bat wohl der Referent unter Zuftimmung 
der Anwälte das Ergebniß der Beweisaufnahmen vorgetragen. 

Hamm IV. Grundfäglid wird bei einem Wechſel im Richterkollegium das 
Streitmaterial wieder jo -vollftändig vorgetragen, als e8 zu Information der neu 
eintretenden Mitglieder erforderlid) ift, und zwar erfolgt der Vortrag in der Regel 
von den Anwälten, bier und da auch mit deren Zuftimmung von dem Referenten 
oder dem Borfigenden. Hierbei wird allerdings möglihft nad Abkürzung ge- 
ftrebt, gerade jo wie dies aud) in gleihem Falle in den Zeiten des jchriftliden 
Verfahrens geihah. Wie weit ſolche Abkürzungen möglich und zuläffig find, kann 
aber nur der Rage des einzelnen Falles entnommen werden. 


Jena I. Es erfolgt ein neuer vollftändiger Vortrag durd die Anwälte, 


Ein folder wird aud erfordert, wenn in der neuen Verhandlung fein Wechſel 
im Richterkollegium eingetreten. Nur pflegt dann der Vortrag ein Fürzerer 
zu fein. 

Karlsruhe. Iſt bei einer fpäteren Verhandlung der Senat nit in 
gleicher Weije wie früher bejegt, jo wird zwar das gefammte Streitmaterial durch 
die Anwälte von Neuem vorgetragen, dabei aber auf thunlichſte Beihränkung 
bingewirft; auch fann es im Intereſſe der Vereinfachung geihehen, daß ftatt der 
Vorträge der Anwälte der Vorfigende unter Zuſtimmung der Anwälte ein kurzes 
Refume über den bisherigen Berlauf der Sadje vorträgt. 

Marienwerder II. Bei einem Wedel im Richterkollegium wird Die 
Sache ftets vollftändig wieder vorgetragen, und zwar dur die Anwälte. Bor: 
figender oder Beridhterftatter geben mitunter, wo dieſes zur Förderung dev Ver: 
handlung zwedmäßig eriheint, mit Zuftimmung der Anwälte einen orientivenden 
Ueberblick. 

Oldenburg zu Frage VIII: Neu, von den Anwälten, ſoweit nicht der 
Wechſel beim Vorſitzenden oder Referenten eingetreten iſt, welche die Alten 
lennen.?4) 


214) Hierzu wird noch bemerkt: hat kein Wechſel im Nichterlolleg inzwiſchen ſtatt— 
gefunden und bie frühere Verhandinng vor ſchon längerer Zeit ftattgefuuden, werden wohl 
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Stettin. Die Anwälte tragen von Neuem vollftändig vor. Soweit es geht, 
wird das Streitverhältniß durch Zwiſchenurtheile und Theilurtheile gern erledigt. 

Stuttgart. Das gefammte Streitmaterial wird vollftändig wieder vor- 
getragen, in der Regel von den Anwälten, zuweilen mit deren Einwilligung vom 
Referenten, 


C. 


Die Fragen VI und VII betreffen den Beweis, die Häufigkeit (VI) und die 
Art und Weife (VII) feiner Erhebung. 


Frage VI. 

Macht ſich die Erhebung von Beweiſen häufig erforderlid? 

Die Frage wird von der weitaus größten Mehrzahl der Berufungsgerichte 
bejaht (Berlin, Braunfhweig, Breslau, Celle, Poſen I, II, IH, Stuttgart, Hamm, 
Darmftadt I, Köln II, Dresden, Jena, Kiel, Königsberg, Karlsruhe, Frankfurt, 
Stettin.) 

Die Häufigfeit der Beweiſe erflärt fi nad mehreren Berichten durd die 
Art der dem betreffenden Senate zugewielenen Saden (Berlin II: Enteignung 
und dinglide Rechte; faft ebenfo Breslau III; Hamm IV: Arbeits- und Wert: 
verdingungsverträge, Enteignungen, Bergbaufhäden, Haftpflicht-, Anfehtungs», 
Marken, Muſterſchutz-, Patentſachen zc.), durch die Eigenthümlichkeit eines Theiles 
der Bevölferung der betreffenden Provinz, mit immer neuen Beweiſen zu kommen, 
deren Erledigung troß vorausſichtlicher Ergebnißlofigfeit nicht abgelehnt werden 
kann (Königsberg IT), ferner dadurd, daß das Material häufig erft in der Be: 
rufungsinftan; don den Anwälten genau vorbereitet und der Schwerpunft in 
diefe Inftanz verlegt wird (Königsberg II, Jena II, Hamm I, Stettin, Karls: 
ruhe ??), Berlin IV, VII, 1X °°) überhaupt durch das Vorbringen neuer Be 


die Akten zur Nüderinnerung in Eirculation gefegt, und wird died den Anwälten mitgetheilt. 
Solche entfprehende Mitheilung erfolgt aud, wenn ein Wechfel nur in der Perfon des Bor: 
figenden und des Neferenten eingetreten ift, welche die Alten kennen. Es wird dann ben 
Anwälten überlaffen, früher vorgetragenes, welches für die Aufnahme in das Sigungsprotofoll 
nicht weſentlich erihien, oder auch, was ihnen einer Wiederholung bedürftin erfcheint, neu 
vorzutragen. — — Hat ein anderer Wechfel im Richterfolleg ftattgefunden, fo wird den An— 
wälten überlafjen, das früher Borgetragene, ſoweit e8 ihnen jet noch relevant erfcheint, neu 
vorzutragen, 

*) In dem Bericht von Karlsruhe heißt es: Beweisbeſchlüſſe werden verhältnigmäßig 
ſehr viele erlafjen, theil® wegen Unvolftändigfeit der Berhandiungen erfter Inſtanz, theils 
wegen einer von der Auffafiung des Vordergerichts abweichenden Auffafjiung des Falls, häufig 
aber aud auf Grund des Vorbringens von Neuheiten im zweiten Rechtszuge, oder als Folge 
einer vor dem Gerichte nicht fofort erfennbaren unvollftändigen oder unrichtigen Information 
der zweitinftanzlichen Anmälte, 

s) Berlin IV. Eine neue Beweißaufnahme ift fehr oft erforderlih. Someit über: 
haupt ftreitige Thatfahen in Betracht fommen, werben häufig fehr umfangreihe Beweisan— 
träge geftellt. Dies geſchieht in vielen Saden in dem Maße, daß der Schwerpunft der Bes 
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hauptungen (Gelfe II), weiter durd) die Ueberlaftung der unteren Inftanz, welde 
demzufolge die Saden nicht immer erihöpfend genug behandeln fann (Dresden 
I), endlih mit Rüdfiht auf die ftrenge Praxis des Reichsgerichts betreffs der 
Zulafjung angebotener, vom Berufungsgerit mitunter nicht für nöthig eradhteter 
Beweije (Köln II). 

Ueber die Menge der erhobenen Beweiſe geben einzelne Berichte Aufſchluß. 
Im 3. Senate des Kammergerihts werden monatlid) gegen 100 Zeugen abgehört. 
Bor dem 10. Eivilfenate des Kammergerichts haben in der Zeit vom 1. Sanuar 
bis 1. Dezember 1896 im Ganzen 246 Beweistermine dor dem beauftragten 
Richter ftattgefunden 9%). Bei dem 11. Senate des Kammergerichts wird mins 
deftens bei der Hälfte der anhängigen Sahen Beweis erhoben, bei dem 6. Se 
nate des Kammergerichts in der Mehrzahl der Sahen, bei dem 5. Senate des 
O.L.G.s Hamm in ca. 75 Prozent der Saden. Im Königsberg ergehen jährlid) 
bei den 3 Eiviljenaten zuſammengenommen durchſchnittlich ebenfoviel Beweisbeſchlüſſe 
wie (ftreitige) Urtheile. 

In einzelnen Berichten wird darüber geflagt, daß häufig nicht ein einziger 
Beweisbeihluß ausreiht, jondern daß oft mehrere Beweisbeihlüffe hintereinander 
erlafjen werden müfjen. (Hamm IV, Stettin). 

Im Gegenſatze zn den genannten Gerichten wird die gejtellte Frage ſchlecht— 
hin verneint von Colmar, Roſtock II, Köln III, Roftod I, (in dem leßteren Se 
nate findet in der überwiegenden Zahl der Fälle feine Beweisaufnahme ftatt), 
ferner von Poſen IV, wo *, ber kontradiktoriſchen Saden ohne Beweisaufnahme 
erledigt werden, Darmftadt II, wo in etwa 20%, der Sachen Beweisaufnahmen 
ftattfinden, weiter von Marienwerder I (Beweife in etwa ’/, der Saden) und 
Marienwerder II). Hierzu wird aud der 1. und 4. Senat des O.vL. G.'s 
Köln zu rennen fein. Im dem erjten Senate diejes Gerichtshofes betrug 1893 
die Zahl der fontradiftoriihen Urtheile 226, die Zahl der Beweisbeſchlüſſe 58, 


weisaufnahme fi in die zweite Inſtanz verfhiebt und wegen der fortdauernden Stellung 
neuer Anträge einzelne Saden Jahre lang in der Berufungsinftang fchweben. 

Berlin VII zu Frage VI: fehr häufig. Theils werden neue Beweife geboten, theils 
wird die wiederholte Vernehmung ber erftinftanzlihen Zeugen beantragt mit der Begründung, 
daß die Abhörung nicht eingehend genug fei. 

Berlin IX. Die Erhebung von Beweifen ift fehr häufig erforderlich, zumal oft der 
Rechts- und Streitftoff im zweiten Rechtszuge durch Wechſel der Schriftſätze mehr ge: 
Härt wird. 

Jena Il. Die Erhebung von Bemeifen ift fehr häufig erforderlich; nicht felten ges 
ftaltet fie fih fogar umfangreicher als die erftinftanzliche Beweisaufnahme. 

+) Berhandlungdtermine hatten daſelbſt in diefer Zeit 480, darunter 416 mit fon: 
tradiltoriſcher münbdlicher Verhandlung angeftanden, mährend die Zahl der Berufungen 
852 betrug. 

s) Marienmwerder II. In der Mehrzahl der Fälle bebarf es der Erhebung von 
Beweifen nicht. Während ber letzten 8 Jahre bat die Zahl der Sachen, worin Beweisaufs 
nahme bejchloffen worden, noch nicht die Hälfte erreicht. 
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während fi im Jahre 1894 das Verhältniß auf 208:62 und im Jahre 1895 
auf 205:42 ftellte, Im 4. Civilfenate des O.L. G.'s Köln entfielen im Jahre 
1893 auf 232 fontradiftorifche Verhandlungen 59, im Jahre 1894 auf 237 
folder 35 und im Jahre 1895 auf 261 dergleihen 66 Beweisbeſchlüſſe. Im 
5. Givilfenate des O.LR.G.'S Köln ftellte ſich diefes Verhältniß 1893 auf 241:94, 
im Sabre 1894 auf 255:103, im Yahre 1895 auf 234:60. Ebenſo fcheint 
die Beweisaufnahme in Oldenburg nicht gerade häufig zu erfolgen, da fie durch— 
Ihnittli) nur in ?/, oder !/,, der Saden vorkommt. 


Frage VIL 

Erfolgt die Beweisaufnahme regelmäßig dor dem Kollegium 
oder vor einem beauftragten oder erjudten Ridter? 

1) Die Beweisaufnahme findet bei der Mehrzahl der Gerichte regelmäßig 
vor einem beauftragten oder erſuchten Richter ftatt (Berlin II—IV, VI—XIU, 
Colmar, Eöln, I, U, IV, V, Braunſchweig, Celle II, Hamm I, II, III, Königs- 
berg II, III, Karlsruhe, Stuttgart, Marienwerder, Poſen II, III, Stettin,?®) 
meift vor einem erfucdhten (jeltener einem beauftragten) Richter in Gelfe I, III, 
Darmftadt II, Hamm IV, Cöln IIL?*), Dresden IL, III, Oldenburg Sch.L., vor 
einem beauftragten Richter meift in Dresden I. 

Als Grund hierfür wird angegeben die Geihäftslage des betreffenden Se- 
nates, welde eine Bermehrung der Zeugen vor dem Kollegium nicht thunlich 
macht (Berlin VI, VIII, Hamm I, IV). 

Aus bejonderen Gründen, namentlid wenn die Glaubwürdigfeit der Zeugen 
fraglich ift, die nachträgliche Beeidung bisher nicht eidlid vernommener Zeugen 
nad) $ 353 der C. P.O. angeordnet wird, eine Gegenüberftellung von Zeugen, 
oder eine nohmalige VBernehmung von Zeugen und Sadverftändigen zum Zwecke 
der befferen Aufklärung erforderlid ift, pflegt aud) von den erwähnten Gerichten 
die Abhörung durd das Kollegium angeordnet oder wiederholt zu werden; aud) 
werden Parteieide ſoweit thunlich vor dem Collegium jelbft abgenommen, (Berlin 
III, IV, VI, VII, IX, XII, Cöln IV, Hamm II, Poſen III, Marienwerber 1, 
Karlsruhe?®), Dresden I, III, Stettin). 


%) Nach dem Bericht von Stettin außerhalb ded Bezirkes des am Sitze des O.L. G.'s 
befindlichen Amtögerichts regelmäßig von einem erfuchten, innerhalb diefes Bezirkes vor einem 
beauftragten Richter; doch ift in legterer Beziehung die Praxis nicht ganz gleich.. Bebenkliche 
Beweisaufnahmen erfolgen jedenfall vor dem Prozeßgericht. 

27 Göln III. Für das Bemweisverfahren werben die Vorjhriften der C. P.M. ald 
maßgebend erachtet. Der Zeugenbeweis erfolgt meiftend mit Rüdficht auf $ 840 der C. P.O. 
durch einen erſuchten Richter. In widhtigeren Sadhen wird auch zur Bernehmung von Zeugen 
und Sadverftändigen aus entfernten Orten ein Mitglied ded Senats beauftragt, ausnahms⸗ 
weije erfolgt die Beweidaufnahme vor dem Kollegium. 

*) Karlsruhe: Die Beweidaufnahme findet, wenn fie umſtändlich ift und viele 
Zeit in Anfpruc nimmt, vor einem beauftragten oder erjuchten Nichter ftatt, vor dem Kol: 
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2) Dagegen neigt eine Anzahl Gerichte dahin, die Beweiſe möglichſt vor 
dem Kollegium aufnehmen zu laffen. Dies wird ſchlechthin als Regel aufgeftellt 
von Roftod II, Oldenburg D.,?®) während ſich jonjt die Berichte folgendermaßen 
ausſprechen: 

Breslau II. 
Die Beweisaufnahme vor dem Kollegium bildet die Regel; vor einem beauf- 
tragten Richter oder vor dem erſuchten Richter findet fie nur in den von der 
C.P.O. zugelafjenen Fällen ftatt. 

Breslau IT. 
Regelmäßig vor dem Kollegium, wenn der perfünlihe Eindrud irgendwie don 
Wichtigkeit ift. 

Breslau IV, 
Die Beweisaufnahme erfolgt nad) den Vorſchriften der EBD. dann nicht vor 
dem Kollegium, wenn Ausnahmen von der Regel des 8 320 vorliegen. 
Namentlid; wird Zeugenbeweis nit vor dem Kollegium vorgenommen, wenn 
die Fälle des $ 340 der C. P.O. vorliegen. In bdiefem Falle wird die Ber- 
nehmung durch den beauftragten oder erſuchten Richter in dem Beweisbeſchluſſe 
entſprechend begründet. Aehnlich geihieht es im Falle des S 441 bei Abnahme 
von Eiden. 

Breslau V. 
Bei auswärtigen Zeugen in der Regel durch einen erjudten Richter, bei Zeugen 
aus der Nähe des O.L. G.'s, der nächſten Umgegend oder im Intereſſe näherer 
Aufklärung vor dem Kollegium. 

Darmftadt 1. 
Die Beweisaufnafme erfolgt, wenn nicht einer der in $ 340 der C. P.O. vor- 
gejehenen Fälle vorliegt, regelmäßig vor dem Kollegium. 

Jena Tl. 
Als Regel darf die VBernehmung vor dem Kollegium bezeichnet werden. Bor 
beauftragtem Richter werden Zeugen und Sadjverftändige nur vernommen, 
wenn eine Vernehmung bderjelben auswärts, z. B. in Verbindung mit einer 
Augeniheinseinnahme, fi nöthig madt. Bor erfuhten Richter erfolgt die 
Beweisaufnahme nur bei großer Entfernung der Zeugen» oder Sadverftändigen- 
wohnorte und aud unter diefer Vorausfegung dann zumeift nicht, wenn es als 


legium dagegen jeltener, namentlich in ſolchen Fällen, in welchen nad der Beichaffenheit der 
Beweismittel ber unmittelbare Cindrud auf das gefammte Kollegium als befonderd wünſchens— 
werth erfcheint. Nicht felten wird von der Befugniß des Gericht3, zur Aufflärung ded Sad): 
verhältnifjes das perfönliche Erfcheinen der Parteien anzuordnen, Gebrauch gemacht und fo: 
dann, wenn ber Fall dazu geeignet ift, die Anmejenheit der Parteien zu einem Sühneverfude 
benügt. In beiden Richtungen dürfen die Erfolge ald günftige bezeichnet werden. 

») In Didenburg dagegen in ben Saden aus Schaumburg-Lippe wegen der bort 
wohnenden Anwälte und der größeren Entfernung der Parteien, Zeugen ꝛc. regelmäßig vor 
einem erfuchten Richter. 
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wünſchenswerth erſcheint, einen perſönlichen Eindruf von den Zeugen zu be- 
fommen, oder wenn es fi um Fragen handelt, deren Stellung eine Bertraut- 
heit mit dem Streitmaterial erfordert. 
Poſen I. 
Bor dem I. Senat werden hauptſächlich Eheſcheidungsſachen verhandelt; in 
diefen erfolgt die Beweisaufnahme foweit thunlich und jedenfalls überall da, 
wo der perſönliche Eindrud der Zeugen von Bedeutung ift, vor dem Kollegium. 
Dresden V. 
Früher erfolgte die Beweisaufnahme, foweit e8 ſich um an Gerichtsſtelle zu 
bewirkende Beweiserhebungen handelte, in der Hauptſache vor dem Kollegium, 
neuerdings bei umfangreideren Beweisaufnahmen aud dann vor dem beauf- 
tragten Richter. Auswärtige Beweisaufnahmen erfolgen in einfacheren Sachen 
durch den erjuchten, in ſchwierigeren meift durch den beauftragten Richter. 
Aud bei dem 4. Senate des O. L. G.'s Dresden wird, joweit Zeugen und 
Sahverftändige im Bezirke des A.G.'s Dresden wohnen, der Beweis vor dem 
Kollegium erhoben und werden nur entfernt mwohnende Zeugen regelmäßig durch 
den erjudten Nidhter vernommen. Das O.L. G. Kiel befolgt die Praris, Die 
Beweisaufnahme jelbjt vorzunehmen, wenn Zeugen oder GSadjverftändige am 
Gerihtsfige oder in der Nähe wohnen oder befondere Gründe dafür vorliegen, 
fie jelbft zu hören; jonft erfolgt die Beweisaufnahme durd den erjudten, in ganz 
bejonders gearteten Fällen aud durch einen beauftragten Rider. 
Ledigli auf die gejeglihen Beftimmungen ($$ 320, 340 der EP.O.), 
nad) denen verfahren wurde, verweilen die Berichte von Breslau I, Pofen IV, 
Jena II; in dem zulegt erwähnten Beridhte wird nur hinzugefügt, daß der Senat 
von der Befugniß, Beweiſe durch beauftragten oder erſuchten Richter aufnehmen 
zu laffen, in den meijten Fällen, in denen das Gejeh dies zuläßt, Gebraud) macht. 
3) Einzelne Gerichte beantworten die Frage dahin, daß es auf die fonfreten 
Umftände des Falls anfommt, jo Rojtod I, Hamm V, Dresden VII. 
Bol. Hamm V. 
In jedem einzelnen Falle wird jorgjam erwogen, welche Art der Beweisauf- 
nahme nad) der fonfreten Sadjlage angezeigt ift. Vernehmung vor dem Kolle: 
gium oder vor einzelnen Mitgliedern erfolgt vielfad). 
Dresden VII. 
Das kommt ganz auf die Sadjlage an. Zeugen werden nicht ganz felten vor 
dem Kollegium abgehört, wenn ihre Ausjagen wichtig, der Gegenftand des 
Rechtsſtreites nit unbedeutend und der Eindrud, den fie auf das entſcheidende 
Gericht maden, von Belang ift. Aud die Beweisaufnahmen vor dem beauf- 
tragten Richter (Referenten) find nicht felten; fie werden befonders dann für 
zwedmäßig gehalten, wenn das thatfählihe Material fehr verwicelt oder die 
Kenntniß der einfchlagenden örtlichen Verhältniſſe erwünſcht ift. 
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D. 

Die Fragen IX— XII beziehen fi) auf das richterliche Urtheil, feine Ver: 
fündung und Abfaffung (IX), den Thatbeftand (X, XI) und die Wahrung ein« 
heitliher Rechtſprechung (XII. 

Frage IX. 


Werden die Urtbeile regelmäßig jofort nad Schluß der münd— 
liden Verhandlung verkündet oder erft in einem fpäteren Termine? 

Wenn legteres der Fall ift: 

a) Shließt jih die Berathung des Gerihtshofes regelmäßig 
an die mündlide Berhbandlung an oder erfolgt jie an einem 
fpäteren Tage? 

b) Werden die Urtheile regelmäßig erft nad ihrer Fertigftellung 
und Billigung durd das Kollegium oder nur nad Abfaffung 
der Urtheilsformel verkündet? 

Bei vielen Gerichten werden die Urtheile jofort nad der mündlichen Ver— 
handlung verkündet und zwar nur nad) Abfaſſung der Urtheilsformel. So Berlin 
III, IV — hier wird befonders erwähnt, daß nicht mehr, wie früher, ein jpäterer 
Berfündungstermin anberaumt wird? — VII, VIII, IX, XI, XII — wo fid 
jedod zu b) eine fefte Mebung nit gebildet hat — XTIIL,*%) Breslau I — hier 
nur in den feltenften Fällen befonderer Berfündungstermin — Breslau IL, III, 
IV, V — doch fommt aud bier die Anjegung eines befonderen Berfindungs- 
termines oft vor — Hamm I,*") II, III, IV, V, Königsberg, Marientwerder, 
Poſen I, II — mit der Einſchränkung, daß aud in vielen Fällen ein bejonderer 
Verfündungstermin anberaumt wird — Poſen IV, Stettin, 

Der Bericht des 2. Senats des Kammergerihts jagt hierüber: 
Die Berathung des Gerichtshofes ſchließt ſich regelmäßig am die mündliche 
Verhandlung an. Ergibt fi bei der Berathung, dat alle Mitglieder über 
die in Betracht fommenden Fragen, insbejondere Rechtsfragen, vollfommen in- 
formirt find und madt die Faffung der Urtheilsformel feine Schwierigkeiten, fo 
wird das Urtheil fofort verkündet. Andernfalls wird Publifationstermin an» 
beraumt. Soll in demfelben oder vor demſelben erjt entidieden werden, fo 
zirfuliren häufig die Aften bei allen Mitgliedern, um denjelben Gelegenheit zu 
#0) Hier wird jedoch hinzugefügt, daß, wenn ausnahmsweiſe ein Urtheil erft in einem 
fpäteren Termine verfündbet wird, es in ber Negel vollftändig und von allen Mitgliedern 
unterfchrieben vorliegt. (fo auch Breslau II) 

41) Hier heißt ed: Die Berathung pflegt nah Schluß der mündlichen Verhandlung 
fofort zu erfolgen, ebenfo bie Berfündung der Entfheidung. Letztere wird ausnahmsweiſe 
in einem fpäteren Termine verkündet. Wirb aber an einem VBormittage eine beträchtliche 
Zahl von Sachen verhandelt, jo wird, damit die in fpäteren Terminsftunden anftehenden 
Saden noch zur Verhandlung gelangen können, ausnahmsweiſe jo verfahren, baf die Bes 
rathung und Bublifation der Entjheidung am Nadmittage refp. Abende des Sitzungstages 
erfolgen (jo aud Hamm IV). 

Archiv für Dürgerl. Recht w, Prozeü. VII. 11 


162 v. Sommerlatt, Enquete über das Berufungdverfahren. 


geben, ſich über die in Betracht kommenden Fragen zu informiren. Es wird 
dann auch vielfah von allen Mitgliedern ſchriftlich votirt. Nach beendetem 
Umlauf der Aften wird dann von Neuem berathen und entſchieden. Vor Ver- 
fündung der Urtheile wird der Regel nad) nur die Urtheilsformel abgefaft. 

Als Gründe, aus denen bei den genannten Gerichten ausnahmsweiſe die 
Verkündung an einem fpäteren Tage ftattfindet, werden angegeben das Vorhanden— 
fein befonderer Bedenken, die Nothwendigfeit wiederholter Prüfung (Berlin IV), 
der durch die Feftftellung der Urtheilsformel entftehende Zeitaufwand (Berlin VIII, 
Breslau V), die Notwendigkeit von Rechnungsoperationen, die Schwierigkeit der 
Formulirung des Tenors (Berlin IX,*%) Poſen I, IIT), die Nothwendigfeit des 
Erfennens mehrerer oder umfangreiher Eide (Breslau IV, Königsberg II, die 
Weitläufigfeit der Sache, Schwierigfeit der Rechtsfrage u. dergl. (Hamm II, 
Breslau II, Marienwerder I, Stettin). 

Regelmäßig oder Häufig erfolgt dagegen die Verkündung der Urtheile erft 
in einem jpäteren Termine in Berlin VI, X, Braunſchweig — wo die Ver- 
fündung der Urtheile regelmäßig erſt nad deren Fertigftellung und Billigung 
dur das Kollegium ftattfindet — Celle, Darmftadt II, Jena II, Karléruhe, 
Cöln, Roftod, Colmar. 

Folgende Berichte mögen bier Plaß finden: 

Berlin X. 
Die Beratdung fließt fi fait ausnahmslos an die mündliche Verhandlung 
an. Die Geſchäftslaſt des Senates, vor welden an jedem der zwei wödjent- 
lien Sigungstage regelmäßig zwölf BVerhandlungstermine anftehen, nöthigt 
häufig dazu, die Verkündung der Beweisbeſchlüſſe, fowie derjenigen Urtheile, 
bei denen die Niederfchrift dev Urtheilsformel zeitraubend fein würde, auf einen 
befonderen Termin, meift eine Woche fpäter, zu verlegen. Bis dahin find die 
Beweisbeſchlüſſe vollftändig abgejegt, regelmäßig aud vor allen Richtern voll- 
zogen. Die Urtheile werden im Publifationstermine verkündet, auch wenn 
nur die Urtheilsformel bis dahin ausgearbeitet und unterjchrieben werden fonnte, 
Karlsruhe. 

In neuerer Zeit werden die Urtheile ſeltener mehr ſofort nach Schluß der 
mündlichen Verhandlung, ſondern meiſt in einem ſpäteren Termine verkündet. 
Es geſchieht dies zunächſt in allen Fällen, in welchen die Urtheilsformel ſehr 
umfangreich und in ihrer Faſſung beſonders komplizirt iſt, z. B. wenn auf ver— 
ſchiedene Eide erkannt iſt; außerdem beruht die Uebung aber auch weſentlich 
darauf, daß durch die gleichbaldige Berathung jedes verhandelten Falles die 
Sitzungen zu ſehr ausgedehnt und die Anwälte allzulange zurückgehalten und 
in ihrer Arbeitszeit beſchränkt werden. Weiter aber ſoll durch die Ausſetzung 

+2) Hier wird noch hinzugefügt, daß äußerſt ſellen die Verkundung auch dann aus— 


gefegt wird, wenn vorbehalten ift, eine Rechtsfrage zu ftudiren und vor der Verkündung bie 
Berathung wieder aufzunehmen. 
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der Berathung Gelegenheit zum wiederholten Nachdenken über den Fall und 
zum ferneren Studium der einfchlagenden Literatur gegeben werden. Einfache 
Fälle werden übrigens jofort berathen und die Verkündung der Entſcheidung 
erfolgt in ſolchen Fällen alsbald, jedod ohne Mittheilung von Gründen, Die 
Nahberatfung findet entweder noch am Situngstage felbft oder an einem 
jpäteren Tage ftatt. In den jpäteren VBerfündungsterminen werden die Urtheile 
je nad Umftänden nur im decifiven Theile — in diefen Fällen ausnahms— 
weife unter mündlicher Mitteilung des weientlihen Inhalts der Griinde — 
oder in vollftändiger Abfaffung verfündet, leßteres in der Art, daß nad) Ver— 
lefung der Urtheilsformel den Anwälten Thatbeftand und Gründe zur Einficht 
borgelegt werden. 

Bericht des VBorfitenden des VI. Senats des Kammergeridts: 
Abweihend von dem größten Theile der Senatspräfidenten des Kammergeridts 
fee ic die Verkündung der Urtheile meift eine Woche hinaus, Die Berathung 
des Gerichtshofes ſchließt fi) aber ohne Ausnahme an die mündliche Verhand- 
fung an. Regelmäßig werden die Urtheile erft nad) ihrer Fertigftellung und 
ihrer Billigung Seitens des Vorfißenden verkündet. Ausnahmen find ſelten. 

Gelle I. 
Mit Rüdfiht auf die große Beläftigung, die den wartenden Anwälten aus der 
fofortigen Berathung jeder einzelnen Sade erwächſt, werden die Urtheile vegel- 
mäßig erft in einem jpäteren Termine verkündet, Die Berathung der ſämmt— 
lichen, an einem Gerichtstage verhandelten Sachen erfolgt, wenn Zeit dazu übrig 
ift, noch an demjelben, fonft am folgenden Tage. 

Celle I. 
Regelmäßig werden die Urtheile erft in einem fpäteren Termine verkündet, Da 
im 2, Civiljenate regelmäßig 8 Sahen angejeßt werden müffen, fo erfolgt regel- 
mäßig die Berathung an einem fpäteren Tage. 

Die Berathung der Sachen fließt ſich nad den Berichten von Berlin III, 
VII, VII, IX, XII, XII, Braunſchweig, Breslau, Marienwerder II, Pofen 
I, U, III, Stettin, Königsberg II, III, Jena II, Hamm II, III, V, Roſtock aud) im 
Falle der Anberaumung eines bejonderen Verfündungstermines an die mündliche 
Berbandlung an, wogegen fie nad den Berichten von Cöln I, III, IV, V, 
Colmar und Darmjtadt II vegelmäßig erjt an einem jpäteren Tage erfolgt. 

Daß im Falle jpäterer Verfündigung regelmäßig das Urtheil ganz abgefaft 
ift, wird hervorgehoben in den Berichten von Berlin XIII, VI, Breslau II, 
Darmjtadt II, Hamm III, Roftod II, Cöln II, IV, V, Gelfe IL, III, Jena II, 
Colmar. 

Nah dem Berichte von Jena I wird das Urtheil dann, wenn der Tenor 
fein ganz einfacher ift, meift exit eine Wode nad) dem Werhandlungstermine ver- 
fündet; die Berathung ſchließt fi aber immer unmittelbar an die mündliche Ver- 
handlung an, jo daß in der großen Mehrzahl der Fälle nicht zwiſchen die münd— 

11* 
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liche Verhandlung und die Berathung noch eine andere Verhandlung eingejdhoben 
wird. Im Kiel wird die Entjheidung alsbald verkündet, wenn das Gericht ſo— 
gleih zu einer beftimmten Entſcheidung gelangt ift und nit die Formulirung 
bes Beweisbeſchluſſes oder des Urtheilstenors bejondere Schwierigkeiten darbietet, 
andernfall8 wird Publifationstermin angejeßt. Die Berathung fließt ſich regel— 
mäßig an die mündlide Verhandlung an; nur ausnahmsweiſe bei jehr verwidelten 
und zweifelhaften Sachen findet nur eine Vorberathung alsbald ftatt; die weitere 
ſchließliche Berathung erfolgt alsdann im Termine zur Publikation, wobei mit- 
unter die Akten vor demjelben bei den Mitgliedern zur Eirkulation gebradt find. 
Die Urtheile werden nur nad) Abfaffung des Tenors verfündet. Aehnlich Poſen III: 
wenn dem Urtheile eine weitläufige Berehnung zu Grunde liegt oder font die 
Feititellung des Tenors längere Zeit erfordert, wird das Urtheil erjt in einem 
jpäteren Termine, fonjt jofort nah Schluß der mündlichen Verhandlung ver- 
fündet; die Berathung ſchließt fi indejjen ausnahmslos an die mündlide Ber: 
Bandlung an. 

Je nad Lage der Sache entſcheidet fid) die Frage, ob jofort oder erjt jpäter 
verfündet wird, nad) den Berichten von Darmitadt I und Oldenburg. 

Stets erfolgt die Verkündung erit in einem jpäteren Termine dor dem 
O.L. G.en Stuttgart und Dresden; aud werden hier die Urtheile — in Stutt— 
gart regelmäßig, in Dresden ausnahmslos — erft nad) ihrer Fertigjtellung ver- 
fündet; die Berathung findet nad) dem Stuttgarter Berichte neuerdings in der 
Regel am Terminstage ftatt; in Dresden erfolgt die Berathung regelmäßig nad) 
Erledigung der anftehenden Saden am Schluſſe des Terminstages, bisweilen, bei 
vorgeihrittener Zeit, jehr verwidelten und zweifelhaften Sachen erft an einem 
jpäteren Tage. 


Frage X. 

Enthält das Berufungsurtheil regelmäßig einen neuen ſelb— 
ftändigen Thatbeftand oder wird betreffs des erftinftanzliden Vor— 
bringens auf den landgeridtlihen Thatbeftand verwiejen? 

Nah der größten Mehrzahl der Berichte wird regelmäßig auf den land: 
gerichtlichen Thatbeftand verwiejen, wenigftens wenn dieſer vollftändig und aus- 
reihend ift oder die Sachlage ſich nicht volljtändig verändert hat; jo Berlin II, 
III, IV, VI, VII, VII, IX, X, XI, XI, XII, Breslau, Gelle**), Eöln I, 
1II—V, Colmar, Darmftadt I), Hamm I — bier nur mit der Modifikation, 


#3) Gelle I: Das Berufungdurtheil enthält feinen neuen felbftändigen Thatbeftand 
bezüglich des erftinftanglihen Borbringens. 

+) Darmftadt II eimas anderd: Dad Berufungsurtheil enthält einen felbftändigen 
Thatbeftand ; in demfelben wird jedoch in ber Regel betreffs des erftinftanglichen Vorbringens 
auf den landgerichtlihen Thatbeftand verwiefen, ebenfo Karlsruhe: Das Berufungsgericht 
enthält einen neuen felbftändigen Thatbeftand, wobei jedoch betrefjä des erftinftanzlichen Vor: 
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daß, falls ein dem Senate zur Ausbildung zugewiejener Referendar mit der Ent« 
werfung des Urtheil® beauftragt ift, diefer zu feiner Ausbildung einen vollftändigen 
Thatbeftand auszuarbeiten hat — Hamm II (außer wenn die Anfertigung eines 
neuen Thatbeftandes jahgemäß eriheint), Hamm III (Hier Anfertigung eines neuen 
Thatbeftandes nur, wenn der erjtinftanzlihe Thatbeſtand unzureichend erſcheint — 
„leßteres die Regel"), Hamm IV, Jena I, Jena II — wenigftens in den meiften 
Fällen, wenn glei; eine fefte Uebung verneint wird — Königsberg II, III, Marien» 
werder, Poſen I, III, IV, Roftod II, Stettin, Oldenburg. 

Nah dem Berichte von Stuttgart wird in ben meiften Fällen eine kurze 
Darftellung des Streitverhältniffes gegeben, nad) demjenigen von Roſtock I wird 
der Thatbeftand in dem Berufungsurtheile, foweit dies für deſſen jelbftändiges 
Verſtändniß erforderlich ift, mitgetheilt. Zufolge des Kieler Berichtes enthält das 
Berufungsurtheil öfter einen neuen jelbftändigen Thatbejtand; meiftens aber wird 
auf den erftinftanzliden Thatbeſtand verwiefen, vorausgejeßt, daß derſelbe richtig 
und volljtändig ift. 

Verſchiedene Berichte melden, daß je nad) Rage der Sache, je nad Bedürfniß 
auf den erjtinftanzlihen Thatbeftand verwiefen oder ein neuer angefertigt wird 
(Cöln I, Hamm V, Poſen II). 

Bei einer Anzahl der Berufungsgerichte pflegt der zweitinftanzlide That- 
beftand mit einer kurzen gebrängten Darftellung des erftinftanzlien Vorbringens 
unter Hervorhebung etwaiger bejonders wichtiger thatſächlicher und rechtlicher Ge: 
fihtspunfte zu beginnen, während wegen der Einzelheiten der erjtinftanzlihen Bes 
hauptungen auf das angefodhtene Urtheil verwielen wird (Berlin IX, X,*5) XII, 
Dresden). Beim DL.G. Dresden pflegt Hinfihtlih der zweitinftanzliden Be— 
hauptungen meift auf die Schriftfäge, ſoweit folde vorhanden find, verwieſen 
zu werden, 

Nah den Braunfhweiger Berichten „verweift das Berufungsurtheil in Be— 
treff des erſtinſtanzlichen Vorbringens auf den landgerichtlichen Thatbeſtand.“ 


Frage XI. 
Kommen Anträge auf Berihtigung des Thatbeftandes öfters vor? 
Völlig übereinftimmend ſprechen fid alle Berichte dahin aus, daß ſolche An— 
träge nur jelten, ſogar äußerft jelten oder faft gar nit vorkommen, fo daß von 


bringend auf den landgerichtlihen Thatbeftand, fofern derſelbe vollftändig und richtig ift, 
Bezug genommen wird. 

#5) BerlinIX. Heberwiegend wird in einer kurzen Einleitung, welche der Bezugnahme 
auf das Urtheil I. Inſtanz vorangeht, angedeutet, um welden Klaggrund es ſich Handelt. 
Berlin X: Im Berufungdurtheile pflegt der Urtheilsfaſſer eine gedrängte Ueberſicht des 
Thatbeftandes vorauszufhiden und Hinfichtlih aller Einzelheiten auf die Sachdarſtellung des 
erften Richterd Bezug zu nehmen. Doch ift dem Ermeffen des Urtheilsfaſſers hierin, je nad 
Lage der Sache im Einzelfalle freier Spielraum gewährt. 
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einer Wiedergabe der einzelnen Berichte abgejehen werden kann. Einzelne Be— 
richte heben bejonders hervor, daß derartige, jehr jelten vorfommende Anträge auch 
höchſt jelten Erfolg Haben (Berlin IV, Cöln II); hierzu wird in einem Dresdner 
Berichte eine Aeußerung von Anwälten erwähnt, nad) welder es ſchon mandmal 
Anlaß zur Berichtigung des Thatbeftandes gäbe, der Antrag jedoch unterlafjen 
werde, weil zwecklos. In dem Berichte von Berlin VII wird darauf hingewieſen, 
daß die regelmäßige Vorbereitung der Verhandlung durch Schriftſätze die Her- 
ftellung eines volfftändigen Thatbeftandes ermöglide und fichere. 

Ziffernmäßig wird das Vorkommen eines Berihtigungsantrages auf 2 im 
Jahre (Berlin XIII, Hamm II), 3 im Yahre (Cöln IV), 1 auf 2—3 Yahre 
(Königsberg II), 1 auf 4—5 Yahre (Hamm V), 2 feit Inkrafttreten der C.P.O. 
(Marienwerder I), 1 auf 40 Urtheile (Iena I) angegeben, während der Bericht 
von Jena 11 folgende Statiftif enthält: 


Jahr Urtheile Berichtigungsanträge 
1886 151 — 
1887 128 1 
1888 109 1 
1889 121 4 
1890 117 2 
1891 115 4 
1892 114 2 
1893 153 4 
1894 143 1 
1895 153 2 
Frage XII. 


Beſteht am Oberlandesgeriht eine Einridtung, welde die 
Erreichung gleihmäßiger Rechtſprechung und Vermeidung wider: 
ſprechender Entjheidungen der einzelnen Senate bezwedt? 

a) ift etwa durd die Praxis oder die Gejhäftsordnung eine analoge An: 
wendung der Vorſchrift in $ 137 des Geridtsverfaffungsgejeges ein 
geführt? 

b) oder pflegen die einzelnen Giviljenate, ehe fie in einer Nedtsfrage von 
der Anfiht eines andern Giviljenates abweichen, ſich mit den andern 
Senaten in Verbindung zu feßen? 

c) oder werden die ausgearbeiteten Urtheile vor der Verkündung dem Ober: 
landesgerichtspräſidenten zur Durchſicht vorgelegt, jo daß diefer, wenn er 
einen Widerfprud mit der Anficht eines andern Senates vorfindet, oder 
wenn er jonft die zu verfündende Entideidung für bedenklich hält, die 
Sade dem entſcheidenden Senate unter Hervorhebung feiner Bedenken 
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zur nochmaligen Erwägung zurüdgibt, oder zur genaueren Erörterung 
der Rechtsfrage die Meinungsäußerungen der übrigen Civilſenate einholt? 
Die bier geftellten Fragen find von ſämmtlichen Gerichten — bon zwei nod) 
zu erwähnenden Ausnahmen abgejehen — vollftändig verneint worden. Es wird 
in mehreren Berichten darauf Hingewiefen, daß eine Verſchiedenheit der Recht— 
ſprechung dadurd) vermieden wird, daß die Sachen unter die einzelnen Senate nad) 
Materie vertheilt find (Berlin IV, VII, IX, Königsberg, Breslau Pofen, Marien- 
werder, Darmftadt, Hamm), daß die Reichsgerichtsurtheile im Umlaufe ſich befinden | 
(Berlin VI, VII, X), daß die Aymälte die Entjheidungen anderer Senate in der (v7 , 177 
Verhandlung erwähnen (Poſen II, Cöln II, Königsberg III, Berlin X), da 4 
durch die Mittdeilung in befonderen Präjudizienfammlungen (Rheiniſches Ardiv, 
Blätter für Rechtspflege in Thüringen, Zeitſchrift f. franzöſ. Eivilr, u. A.) wichtige 
Entjheidungen veröffentlicht werden (jo Cöln, Iena, Karlsruhe) und endlid auf 
die Unmöglichkeit der Ausführung von Einrichtungen der in Frage XII erwähnten 
Art mit Rüdfiht auf die Menge der Urtheile.‘°) 
Im Einzelnen ift aus den Berichten hierzu Folgendes zu erwähnen: 
Karlörube, 
Eine befondere Einrichtung zur Herbeiführung gleihmäßiger Rechtſprechung und 
zur Vermeidung widerjpredhender Entideidungen der einzelnen Senate befteht 
nit, insbeſondere ift eine analoge Anwendung der Vorſchrift in 8 137 des 
G.V. G.'s nit eingeführt. Die wichtigeren Entiheidungen des Gerichtshofes 
werden in den Annalen der Badiſchen Gerichte, in der Zeitihrift für franzöſ. 
Civilrecht und in der Zeitjchrift der badiſchen Anwaltsfammer veröffentlicht und 
beſprochen. Dadurd erhalten die einzelnen Senate gegenfeitig Kenntniß von 
ihrer Redtiprehung und e8 wird beim Vorkommen aleiher Rechtsfragen immer: 
hin auf eine gleihmäßige Entſcheidung in den verſchiedenen Senaten möglichft 
hingewirft. Aud finden unter den einzelnen Gerihtsmitgliedern zwangloje Be- 
ſprechungen über derartige Redtsfragen jtatt, wodurd jenem Zwede gleichfalls 
eine gewiffe Förderung zu Theil wird. Eine Einwirkung des Oberlandes— 
gerichtspräfidenten, wie fie in Frage XII, lit. e näher bezeichnet iſt, beſteht bei / 
dem Gerichtshofe nit. Diefelbe würde der hierländiſchen Anſchauung von der / 
Stellung des Präſidenten wenig entſprechen und mit der Selbſtändigkeit =. land, 
Senate faum für verträglich erachtet werden, 5 
Jena IJ. 
zu a—c von Frage XII: Nein! Iſt, da 8 137 nur für das Reichsgericht / 
und die oberften Landesgerichte gilt, nah $ 195 des G. V. G.'s überhaupt 
ausgeſchloſſen. 


«20) Nach dem Berichte von Berlin IX fpreden einzelne Senate de’ Kammergerichts 
jährlich mehr ald 300 Urtheile.. Die Gefammtzahl der Urtheile dieſes Gerichtähofes beträgt 
nah dem Berichte von Berlin XI nahe an 3000. 


— 
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Cöln II. 
— unter Verneinung ber gefammten Frage —: 
Wenn eine betreffende Entſcheidung eriftirt, jo wird felbige von den Anwälten 
meiftens beim Vortrage der Sade angeführt und es geſchieht dann deren 
Prüfung von dem erfennenden Senate in ber betreffenden Berathungsfigung, 
mitunter nad) perſönlicher außeramtlicher Beſprechung Einzelner mit einzelnen 
Mitgliedern des andern Senates. Die Entſcheidung des erfennenden Senates 
ift immer eine felbjtändige und unabhängige. 

Berlin IX 
zu Punft ce von Frage XU. 
Nein. Es wäre nad dem Bemerften *?) unmöglid, einer folden Arbeit ſich 
zu unterziehen, felbft wenn das Gefeß, was entjdhieben in Abrede genommen 
werden muR, eine folde Beeinfluffung geftattete, 


Breslau I 
— — eine Mafregel ad c würde die Selbftändigfeit der einzelnen Senate be 
einträdhtigen. 

Stettin » 


zu Frage XII a—c. 
Nichts der Art. Da bei der Berathung Niemand zugegen fein foll, hat auch 
Niemand hineinzureden, 

Die oben angedeuteten Ausnahmen kommen bei den OC. G. Frankfurt und 
Dresden vor. Der Frankfurter Bericht bejaht ſchlechthin Frage XIIb, ohne aller: 
dings irgend welde Detail hierüber anzugeben. Bei dem D.L.G. Dresden ift 
in Anlehnung an die Vorſchrift in $ 137 Abf. 1 des G. V. G.'s die Einrichtung 
getroffen, daß, wenn bei Beurtheilung einer Sade ein Senat von einer früheren 
Entſcheidung eines andern Senates abweidyen zu müffen glaubt, vor der Ertheilung 
der Entiheidung der Rechtsfall dem Präfidenten des O.L. G.'s zur Beſchlußfaſſung 
darüber vorzulegen ift, ob die betreffende Rechtsfrage vorerft zur Berathung im 
Plenum der Givilfenate zu ftellen jei. Leßterenfalls pflegt ſchriftliche Meinungs: 
äußerung der Senate eingeholt zu werden. Der in der einzelnen Sade ent- 
ſcheidende Senat ift indeffen bei der Entiheidung an den bezüglichen Plenar: 
beihluß formell nicht gebunden. Sämmtlidhe ausgearbeitete Urtheile werden daher 


dem Präfidenten des O.L. G.'s vor der Berfündung zur Durchſicht vorgelegt. 


Frage XIII und Schluß. 
Sind jonft über das Berufungsperfahren nad der C.P.O., 
irgend welde Erfahrungen 
a) in günftiger 
b) in ungünftiger Beziehung 
gemadt worden? 


+7) Es war auf die große Zahl der Urtheile hingewiefen, vergl. oben Anm 46, 
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Der Vollſtändigkeit halber, um Einzelheiten, die nicht zum Gegenſtande 
einer beſonderen Fragſtellung gemacht worden ſind, zu erfahren, iſt dieſe Frage 
aufgenommen worden, wiewohl man ſich nicht verhehlt hat, daß ihre Beantwortung 
weniger eine objektive Darſtellung des in der Praxis üblichen Verfahrens, als 
vielmehr eine — hier nicht beabfihtigte — Kritik der Gejeßgebung enthalte. Es 
ift daher auch durdaus erklärlich, daß ein großer Theil der Oberlandesgerichte es 
abgelchnt hat, auf diefe Frage eine Antwort zu ertheilen, Indeſſen wird eine 
Mittheilung der von dev Minderzahl der Gerichte ertheilten Antworten wohl von 
einigem Intereſſe fein. 

I. Eine Anzahl Berichte ſpricht fi in nur günftigem Sinne aus. 

Co erwähnt der Bericht von Berlin VII, daß die Erfahrungen im All: 
gemeinen als günftige zu bezeichnen find; nad) dem Berichte von Breslau III er: 
möglichen die Vorſchriften über das Berufungsverfahren eine jahgemäße Ber: 
handlung und Entſcheidung; ebenfo Colmar (unter Berneinung von Puukt b) zu 
a): „das Verfahren ermöglicht eine ſchnelle und dod gründliche Erledigung der 
Sache“; nur günftige Erfahrungen find gemacht worden in Breslau I, Cöln IV, 
Poſen IV: „das Berufungsverfahren hat ſich durdaus bewährt; vor vorzeitiger 
Revifion des Geſetzes kann nicht nachdrücdlid genug gewarnt werden.” „Im All 
gemeinen“ werden die Erfahrungen als günftig bezeichnet von den beiden Berichten 
aus Marienmwerder.*°) 

II. Etwas abweichend hiervon lauten andere Berichte. 

Der Bericht von Stettin beginnt zwar aud damit, daß „ſich das Verfahren 
bewährt” und Hebt hervor, „mehr zu jagen, fei nicht angebradjt, da e8 leicht Dinge 
als bejonders widtig hervortreten laſſe, die es nicht feien”, fährt indeſſen fort: 

Geflagt wird darüber, daß jo häufig die Vertagung der Termine im 
letzten Augenblide beantragt wird, jo daß viel Arbeit umfonit ift. In dem 
eriten Termine wird jelten Fontradiftoriih verhandelt (wenn überhaupt bis da— 
hin die Berufung durd einen Schriftiag begründet ift), oft aud nicht in dem 
zweiten oder dritten; doch fördert in der Negel jeder Termin einen Schriftſatz 
zu Tage. Nach diefen Erfahrungen kann man jeine Erwartungen, ob verhandelt 
werden wird oder nicht, jowohl für die Beftimmung der Termine, wie für bie 
Vorbereitung zu den Terminen einigermaßen einrichten. 

Der Uebeljitand der Vertagungen wird in vielen Berichten gerügt: 

Poſen IIL 
Die Schriftfäge werden nicht rechtzeitig eingereicht und dadurch unnöthiger 
Weife Vertagungen herbeigeführt. 


48) Der Beriht von Hamm II bemerkt zu Frage XII: Nein; voraudgejegt wird 
hierbei, daß es fih nur um die Beftimmungen ber E.P.D. handelt, melde fpeziell das Bes 
rufungsverfahen betreffen. Auh Braunſchweig: befondere ungünftige Erfahrungen find 
nicht gemadt. Edln II: Die Berufung ift in wichtigen Sachen ſowohl in faltifcher als 
rechtlicher Beziehung nöthig, doc dürfte cine summa appellabilis nicht unzweckmäßig fein. 
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Hamm J. 
Das Berufungsverfahren bat fid) im Großen und Ganzen bewährt; es wird 
nur als ein bejonderer Uebelftand empfunden, daß die Anwälte fi) daran ge 
wöhnt haben, die dorbereitenden Schriftſätze dem Gegner jo fpät zuguftellen, 
daß zahlreihe Terminsvertagungen nothwendig werden. 
Hamm III zu der Frage, ob ungünftige Erfahrungen? 
Der Parteibetrieb, daher die leidigen Vertagungen. 
Cöln III ad frage XIIIa: nein 
ad XIIIb: die auf dem Barteibetriebe beruhende Terminsver— 
ſchleppung geht durd alle Inftanzen. 
Darmijtabt II, 

Mipftändig ift, daß die Parteien nicht genöthigt find, vorbereitende Schriftfäße 

über die Berufungsbejhwerden zuzuftellen und an dem beftimmten Tage zu ver- 

handeln, vielmehr durch gemeinfame Anträge der Anwälte zahlreihe Zermins- 
verlegungen veranlaßt werben. 
Celle I. 

Der Umjtand, daß im Gegenjaße zu $ 205 der Hannöver'ſchen Prozekordnung 

eine generelle Einlegung der Berufung geftattet ift, führt erfahrungsmäfig 

häufig zu unerquicklichen Verſchleppungen des Rechtsſtreites, weil durch ver: 
jpätete Einbringung der Berufungsanträge Vertagungsanträge oft hervorgerufen 
werden. 

Gelle IH. 

Im Allgemeinen find über das Berufungsverfahren nad der E.P.O. günftige 

Erfahrungen gemadt worden. Ungünftig wurde das Verfahren dadurch be- 

einflußt, daß 

1) in häufigen Fällen eine Vertagung der Verhandlung ftattfand, weil die An— 
wälte erflärten, nod feine Injtruftion erhalten zu haben, 

2) in Folge des Entlegenfeins des Bezirks nur in feltenen Fällen die Anord» 
nung des perjönliden Erſcheinens der Parteien und das Stattfinden der 
Beweisaufnahme vor dem Kollegium jtattfinden fonnte, 

Breslau V. 

Ein großer Mangel liegt in der großen Abforbirung von Kräften durd die 

häufigen Vertagungen Seitens der Anwälte, welde dadurch größtentheils be- 

jeitigt würden, wenn ein Schriftenwecdjel vor Anberaumung der Terminsver- 
handlung ftattfände, wie im früheren Preuß. Verfahren. 
Oldenburg. 

Das Verfahren Hat im Ganzen befriedigt, wünſchenswerthe Aenderungen z. B. 

Erſchwerung der Vertagungsbefugniß des 8 205 der C.P.O. betreffen auch das 

Berfahren erfter Inſtanz. 

Berlin XL 
Unter andern ungünftigen Refultaten der C.P.O. ſei nur auf die Vergeudung 
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der Arbeitskraft der in der Berufungsinftanz thätigen Richter Hingewiejen, die 
dadurd entjteht, daß, nach dem Referent und Vorſitzender fi eingehend auf 
eine Verhandlung vorbereitet haben, dieſe nicht ftattfindet, weil die Parteien 
vielfah nicht verhandeln bez. unmittelbar vor dem Termine einen neuen Ter— 
min beantragen, der dann nad) der Geihäftslage erſt 2—3 Monate jpäter 
ftattfindet, jobaß bei unveränderter Sachlage neue Vorbereitung nothwendig ift. 

Berlin XII. 
Häufige VBertagungen Seitens der Anwälte vermehren erheblid) die Arbeitslajt 
des Senated und verzögern die Entſcheidung der Sachen. 

Jena I zu XIIIa und b: 
In beiden Beziehungen! Ein Hauptmangel ift, daß das Gericht fein geeignetes 
Mittel hat, unnöthigen Verzögerungen durch Nichtverhandeln von Seiten der 
Anwälte entgegen zu treten, 

Königsberg 1. 
Das Berufungsverfahren nah der C.P.O. hat fih im Allgemeinen nad 
unjern Erfahrungen bewährt. ALS bejondere Uebelſtände find hervorgetreten: 

a) der Mangel ausreichender Vorkehrungen gegen die — bei uns überaus 
häufigen — Bertagungen, 

b) die Regelung der Einlegung des Rechtsmittels, dur welde in Ber: 
bindung mit dem Zuftellungswejen der EBD. an die Vigilanz der PBar- 
teien — zumal der auf das Armenrecht angewiefenen — übermäßige 
Anftrengungen geftellt werden, *”) und infolge der ohne Afteneinficht zu ges 
währenden Terminsbeſtimmung eine jahgemäße Gejchäftsvertheilung er- 
ſchwert wird, 

c) die verfehlte Gejtaltung des Verſäumnißverfahrens gegen den Berufungs— 
beflagten. 

In verſchiedenen Berichten wird außerdem nod darüber geklagt, daß den 
Parteien betreff6 der Vorbringung neuer Thatjahen und Beweismittel zu große 
Freiheit geftattet ift. 

Jena ll, 
Die beinahe ſchrankenloſe Befugnig der Parteien, neue Angriffs: und Ber: 
theidigungsmittel, in8bejondere neue Thatfahen und Beweismittel vorzubringen, 
(S. 491 Abſ. 1 der C.P.O.) ijt bisweilen als ein Webeljtand empfunden 
worden. 

Berlin I. 
Es ift anzuerkennen, daß die Vorſchriften der SS 487, 491 Abf. 1, 493 der 
C.P.O. für die materielle Richtigkeit der zu erlaffenden Entſcheidung fehr er 
hebliche Garantien bieten. Andererſeits haben dieſe Beitimmungen die uns 
günftige Wirkung, daß 

49) Aud in einem Dresdner Berichte wird hervorgehoben, daß das AZuftellungdver: 
fahren mit feinem Formalismus faum zu ertragen ift. 
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1, die Erledigung der Inftanz verzögert wird, da in den meiften Fällen die 
Anwendung der $$ 252, 502 unzwedmäßig fein würde, 

2. die Parteien, namentlid in wichtigen und ſchwierigen Sachen, in erfter 
Initanz nur oberflählid verhandeln und den Schwerpunft der Verhand— 
lung in die zweite Inſtanz verlegen. 

Auch tritt der Webelitand jehr fühlbar hervor, daß vielfadh auf die Verein- 
barung dev Parteien oder wegen nicht rechtzeitiger Zuftellung von Schriftfägen 
vertagt werden muß und dadurd die Arbeitskraft des Gerichts in ungebühr: 
licher Weife in Anfprud; genommen wird. Im jehr vielen Fällen erhält das 
Geriht von der Vereinbarung über die Aufhebung des Termins erjt Kenntniß, 
wenn ber Referent fid) informirt und jhriftli votirt hat, oft aud) dann, wenn 
auch der Vorfigende ſich informirt bat. 

Aus Dresden werden als Webeljtände erwähnt die vielen Bertagungen, die 
Abhängigkeit der Anwälte von den erftinftanzlihen Prozeßbevollmädtigten — da 
fie faſt durchgängig nur mit den leßteren, nicht mit den Parteien ſelbſt corre- 
jpondiren —, der „wüſte Schriftenwechſel, der an bie ſchlimmſten Zeiten des 
Ihriftlihen Verfahrens erinnert“ und die Rangweiligfeit der — bisweilen geradezu 
als „Lejeftunden” bezeichneten — Berufungsverhandlungen; do wird aud) hier 
hervorgehoben, daß bei vernünftiger Handhabung mit dem Berufungsverfahren 
gut auszufommen ift. Aehnlich aud Kiel: Im Allgemeinen find die Mängel der 
E.P.D., wie fie bereits in verſchiedenen Zeitſchriften hervorgehoben find, aud hier 
gefühlt; doch kann man jagen, daß bei geſchickter Sahbehandlung Seitens ber 
Rehtsanmwälte und des Vorjigenden mit der E,P.D. ganz gut auszufommen iſt. 

In eingehender Weife ſprechen fi die Berichte von Berlin IV, VI und 
Karlsruhe aus, 

Berlin IV. 
Ungünftige Erfahrungen find bervorgetreten: 

a) in Beziehung auf das AZuftellungsweien. Der große Yormalismus der 
E.P.D. hat noch jeßt, obſchon ihre Vorſchriften längit bekannt find, öfters 
zur Folge, daß die Berufungsfrift verfäumt wird, oder die Berufung 
wirkungslos ift. 

b) Sehr nadıtheilig wirft die unbegrenzte Freiheit der Anwälte, das Ber: 
fahren ruhen zu laffen und Berhandlungstermine zu fruftriven. Die 
Dauer der Prozeſſe, jelbit in zweiter Injtanz wird dadurch vergrößert und 
viele Mühe iſt vergeblich. 

ce) Weit ſchlimmer jheint die Befeitigung der Eventualmarime, Gerade in 
zweiter Inftanz ſuchen die Parteien nod alles Mögliche an Thatſachen 
und DBeweismitteln ausfindig zu machen uud zu verwerthen, weil fie 
wiffen, daß es fpäter nicht mehr geht. Da die Eventualmarime nicht 
mehr gilt, fo geben fie fi häufig aud wenig Mühe, alles fofort vorzu: 
bringen und die Folge ift, daß fie immer mit neuen Behauptungen 
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und Beweismitteln hervortreten. Die Anwendung der 88 252 und 502 
erſcheint jelten zweckmäßig. 

d) In manchen Fällen erweiſt es ſich als ſehr mißlich, daß die Zurück— 
weiſung in die Inſtanz durch die 89 500, 501 der C. P.O. ſehr beſchränkt 
iſt. Hat z. B. der erſte Richter auf Grund von Einwendungen des 
Vergleichs, des Schiedsvertrags und dergl. eine Klage abgewieſen, ſo 
wird im weſentlichen der ganze Rechtsſtreit in die zweite Inſtanz ver— 
legt, wenn der Berufungsrichter dieſelben nicht für begründet hält; den 
Parteien geht eine Inſtanz verloren. 

e) Mißlich erſcheint auch das Verſäumnißverfahren gegen den Berufungs— 
beflagten ($ 504 Abſ. 2 der C. P.O.) inſofern, als der Einſpruch unbe— 
ſchränkt zuläſſig iſt. Die auf das Verſäumnißurtheil verwendete Arbeit 
iſt infolgedeſſen oft vergeblich und ſie erſcheint um ſo nutzloſer, als auf 
eine in zweiter Inſtanz erfolgte Beweisaufnahme nicht einmal Rückſicht 
genommen werden darf. 

Berlin VI. 
Ueber das Berufungsverfahren nad der C.P.O. find bei dem Kammergericht 
überwiegend ungünftige Erfahrungen gemacht worden. Ich hebe in diefer Be— 
ziehung hervor: 

a) Troß der langen Zeiträume, die zwilden den einzelnen Verhandlungs— 
terminen liegen, finden jehr zahlreihe ZTerminsverlegungen und Fruftris 
rungen von den Terminen ſtatt. Es gehört nit zu den Seltenheiten, 
daß größere Sachen erit im zweiten und dritten Termine zur Verband: 
lung gelangen. Die dadurd berbeigeführte Arbeitsvergeudung ijt nad 
einer genauen, ein volles Geſchäftsjahr hindurch fortgefeßten täglichen 
Schätzung auf mehr als ein Drittel der Gefammtarbeit des Senats zu 
veranjhlagen. Die Mittel, welde zur Verfügung ftehen, um die An— 
wälte wenigftens zu einer veditzeitigen Anzeige, daß im bevoritehenden 
Termine nicht verhandelt werden jolle, zu veranlaffen, haben ein erheb- 
liches Ergebniß nicht gehabt. 

b) Bon der Möglichkeit, neue Thatumftände und Beweismittel nahzubringen, 
wird feitens der Parteien ein jehr umfangreiher Gebrauch gemacht. 

ce) Es bat ſich der ſchwerwiegende Uebeljtand Herausgeftellt, daß beim Kam⸗ 
mergericht zugelafjene Anwälte die Information für das Berufungsver- 
fahren nit unmittelbar von der Partei erfordern und daß fie unge 
nügenden Barteibehauptungen durd eigene Erfindungen nadhelfen. Das 
führt zu vielen umfangreihen, aber völlig ergebnißlofen Beweisaufnahmen. 
Nicht felten ftellt fi) Heraus, daß die Partei gar nicht Willens gewejen 
ift, irgend eine zu großen Beweisaufnahmen führende thatſächliche Be— / / / 
hauptung aufzuftellen. Es ift darum eine in unferem Senate feitftehende 
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Anſchauung, daß bei unmittelbarer Befragung der Parteien viele Pro- 
ie a Take ide me — 

d) Nach der Meinung der Mitglieder des Senats empfiehlt es fi an Stelle 
des Parteieneides, bei deffen Feſtſtellung die unter lit. e angedeuteten Uebel: 
ftände ſich befonders fühlbar machen, die eidlihe Vernehmung der Par— 
teien zu jeßen. 

Sünftige Erfahrungen haben wir bei einer umfangreihen Anwendung 
der Beftimmungen, betreffend die Zwifchenurtheile und Theilurtheile gemacht. 
Zur befjeren Würdigung der don mir wiederholt hervorgebobenen 
Ueberlaftung der Senate des Kammergerichts geftatte ich mir mitzutheilen, 
daß wir in jeder Woche zwei Sigungen halten, deren Tagesordnungen 
ohne Ausnahme mit 9 bis 12 Verhandlungen bejegt find; dazu tritt 
nod jeden Monat eine mit einer Anzahl befonders umfangreiher Saden 
bedachte außerhalb des Geſchäftsplans liegende Sitzung. 
Karlsruhe. 
Hier glauben wir auf Grund unferer Erfahrungen und im Hinblid auf die 
bevorjtehende Revifion der E.P.D. nod Folgendes hervorheben zu follen: 

a) Als ein großer Mißftand werden diesſeits die häufigen durd die An— 
wälte herbeigeführten Terminsvertagungen beklagt, wodurd die Prozeſſe 
verjchleppt werden und für die Richter eine doppelte Mühe der Vorbe— 
reitung erwächſt. Dem Mißftande ift freilich ſchwer abzuhelfen. Oft 
mag die Vertagung auf verjpäteter, troß eifriger Bemühung der Anwälte, 
nicht zu erlangender Information beruhen; oft aber ift fie die Folge gegen- 
jeitiger Konnivenz der Anwälte, womit die Parteien felbjt keineswegs 
einverftanden find, Es könnte daher vielleicht die Frage erwogen wer: 
den, ob es nicht zweckmäßig wäre, die Parteien durch das Geridht von 
den Berlegungen in Kenntniß zu jeßen, damit fie geeigneten Falles ihre 
Maßnahmen treffen könnten, wie dies für den Fall des Ausbleibens 
beider Vertreter in der badiſchen Prozefordnung vorgejchrieben war. 

b) &8 wird für zwedinäßig eradtet, die Zuftellung der Urtheile an die Par— 
teien von Amtswegen vorzujdreiben, um zu verhüten, daß Parteien über 
den Ausgang des Nedtsftreites in der Inftanz möglicher Weife ohne 
Nachricht bleiben und bei den weitgehenden Befugniffen des Anwaltes 
Rechtsmittel gegen ihren Willen eingelegt werden können. 

c) Die Beitimmung des $ 489 der C. P.O., wonad) eine Aenderung der 
Klage in der Berufungsinftanz jelbft mit Einwilligung des Gegners un- 
ftatthaft ift, wird al® unzweckmäßig empfunden in Fällen, wo zwar eine 
Klagänderung in der That vorliegt, der Gegner aber derjelben im Interefje 
der Sache und der Vermeidung don Prozeffen nicht entgegentreten will, 

d) Nah der Yudifatur des Reichsgerichts bezüglih der 88 276 und 500 
Abi. 1, Ziff. 3 der EP.O. ift niht nur in dem Falle, wenn im 
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erjter Inftanz über den Klaganfprud unbeſchränkt verhandelt wurde, fon« 
dern au, wenn dort die Verhandlung auf den Grund beichränft blieb, 
das die Klage abweifende Urtheil als ein eigentlihes Endurtheil über den 
ganzen Klaganſpruch anzufehen, ſodaß durch die gegen diefes Urtheil ein- 
gelegte Berufung die Streitfahe ihrem vollen Umfange nad) in die zweite 
Inſtanz devolvirt ift und folgeweife das Berufungsgericht, jobald es im 
Gegenjage zum Gericht erfter Inftanz den Anjprud feinem Grunde nad) 
für gereditfertigt erflärt, aud) über den Schadensbetrag verhandeln und 
entjheiden muß. — Man hält es für wünſchenswerth, daß dem Geſetze 
eine Faſſung gegeben werde, wodurch der zweite der oben bezeichneten 
Fälle als eine Vorabentſcheidung erflärt würde und danad) das Berufungs- 
gericht im Falle eines abändernden Urtheild die Sade an das Gericht 
erfter Inſtanz zurückzuverweiſen hätte, 


Eine Rückkehr zur reinen Schriftlickeit wird wohl grundjäglid Niemand 
wünſchen. Andererjeits dürfte die vor 1879 vielfach geäußerte Begeiſterung für 
das Mündlichkeitsprinzip doch erheblich nachgelaffen haben. Daß Uebeljtände bei 
Anwendung des Grundjaßes der Mündlichkeit auf das Berufungsverfahren zu 
Zage getreten find — in dem es ungeachtet der Vorfchrift des $ 491 Abſ. 1 der 
C.P.O. auch jetzt noch jehr viel auf eine Nahprüfung des ertinftanzliden, im 
dem Thatbeftande und in den Beweisprotokollen bereits firivten Streitftoffs in 
thatfählicder und redtliher Beziehung anfommt — wird wohl Niemand ernftlid) 
in Abrede ftellen können, Cine derartige gründliche Nachprüfung wird in vielen 
Fällen nit auf Grund des Vortrages in der mündlichen Berhandlung vom 
Kollegium vorgenommen werden fünnen, Auch foweit neue Beweiſe in zweiter 
Inftanz erhoben werden, ift — da ſich ſchon mit Rüdfiht auf die Größe der 
Oberlandesgerichtsbezirke unmittelbare Beweiserhebung vor dem Kollegium meijt 
verbietet, vielmehr letztere vielfach durch den erſuchten Richter ftattfinden mug — 
der Vortrag der Beweisprotofolle wohl das ungeeignetefte Mittel, um die Mit: 
glieder des Kollegiums über die WBeweisergebniffe zu informiren. Soll diejer 
Vortrag ein erſchöpfender fein, jo läuft er auf ein Vorleſen hinaus. Wie nuß- 
(08, geifttödtend und ermüdend ein derartiges Vorlefen ift, braucht nicht bejonders 
hervorgehoben zu werden; es fann in diefer Beziehung durdaus auf die zu: 
treffenden Bemerkungen von Wad) (die civilprozefjualiide Enquete, Ergänzungs- 
beft zu Bd. 11 der deutſchen Givilprozef, Bd. 11 ©. 85 flg., und Vorträge 
S. 249 Anm. ** 2, Aufl.) verwiejen werden, 

Auch ohne eine Abänderung des Gejehes würden viele Klagen verftummen, 
wenn die Dberlandesgerichte ſich entidhließen würden, die von Wad in feinen 
Vorträgen (jet S. 349 flg. der 2. Aufl.) vertheidigte Anfiht zu befolgen, daß 
der Prozeßſtoff der unteren Inftanz als folder Prozeßſtoff der oberen Inftanz ift 
und daß der Parteivortrag nicht zur weſentlichen Erſcheinungsform des erſtinſtanz— 
lien Prozekftoffes, jondern nur zum Informationsmittel des Kollegiums über 
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den vorhandenen Prozefinhalt gemadt wird. Ob das Reichsgericht an jeiner 
ftrengen entgegengefeßten, im Jahre 1881 ausgeſprochenen Anſicht (Entjdei- 
dungen in Civilf,, Bd. 4 ©. 368 fig.) auch jet noch feithalten würde, wäre 
abzuwarten. Zum Mindeften könnten ſich die Berufungsgerichte in den Sadıen, 
deren Werth nicht über 1500 .# beträgt, von einem unerträglihen Mündlichkeits— 
formalismus emancipiven und die Verhandlung freier als jetzt vielfach geſchieht 
geftalten. 

Will man indeffen an eine Aenderung des Gejeßes herantreten, jo würde 
zu erwägen fein, ob nidt verſchiedene Beftimmungen der Oeſterreichiſchen Civil 
prozegordnung den Vorzug vor denjenigen der deutſchen Givilprozekordnung ver: 
dienen. Hierzu würden zu rechnen fein die Beitimmungen in $ 486 der Oefterr. 
C.P.O., nad) denen die mündliche Verhandlung mit dem Vortrage eines Mit: 
gliedes des Berufungsfenats als Berichterſtatter beginnt, der mit Hülfe der Pro- 
zeßaften den Sachverhalt und den bisherigen Gang des Redtsitreites, ſoweit dies 
zum Berftändniffe der Berufungsanträge und zur Prüfung der Nichtigkeit des 
angefochtenen Urtheil® und der Berufungsgründe erforderlich ift, dann das Wejent- 
fie der von den Parteien im Berufungsverfahren eritatteten Schriften darzulegen 
und die fid) Hieraus ergebenden Streitpunfte zu bezeichnen hat; hieran jchließt fid) 
eine Verlefung der Anträge der Parteien und des durd die Berufung getroffenen 
Theils des erftinftanzliden Urtheils jammt den Entiheidungsgründen, worauf die 
Parteien mit ihren Vorträgen gehört werden. Sehr viel ſcheint für fi zu haben 
fodann die Vorſchrift in $ 492 der Defterr. E.P.D., nad) welcher die Parteien auf 
die Anordnung einer Tagfegung zur mündliden Verhandlung verzichten fönnen, vor— 
behältlich des Rechts des Gerichts, wenn es ihm erforderlich) erſcheint, eine münd— 
ide Verhandlung anzuordnen; in der That ift eine mündliche Verhandlung in 
den Fällen, in denen feine Partei in thatfählicer Beziehung etwas Neues vor— 
bringen fann, beinahe zwecklos und es wird jedes berechtigte Intereffe der Par: 
teien durch die Vorjhrift im dritten Satze des 8 492 der Oeſterr. C. P.O. ge 
wahrt, nad welchem die Berufungsichrift bier auch Nehtsausführungen und Dar: 
legungen über Thatſachen und Beweiſe enthalten kann. Auch zeichnet ſich die 
Beitimmung in 8 465 der Defterr. C.P.O. über die Einlegung der Berufung’) 
vortheilhaft vor dem complicirten Zuftellungsformalismus der Deutiden Civil: 
prozeßordnung aus. 

Ob dem in jehr vielen Berichten getadelten Unweſen der Vertagungen ab- 
geholfen werden fann, ift ſchon fon vielfach mit Beziehung auf das erftinftanzliche 
Berfahren erörtert worden und braucht daher hier nicht näher unterfucht zu werden. 


0) 8 465 lautet: Die Berufung wird durch Webermeifung eines vorbereitenden 
Schriftſatzes (Berufungsihrift) bei dem Prozefgericht erhoben. 

An Orten, an denen nit wenigftend zwei Nbvolaten ihren Sit haben, können die 
Berufungsfhriften durch entſprechende Erklärungen zu gerichtlichem Protofolle erſetzt werden, 
die der Mitwirkung eines Advokaten nicht bedürfen. 
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Das öffentliche Intereffe und die Staatsanwaltihaft im Eheprozeß. 
Bon Landgerichtsrath Dr. von Feilitzſch in Zwidau. 


Ohne Ehe feine Familie, ohne Familie fein Staat. Im der Familie, der 
unterften der geſellſchaftlichen Gruppenbildungen, aus denen fi der Gejammtor- 
ganismus des Staats zujammenfegt, jpiegelt ſich bereits fein Weſen im Kleinen 
wieder. Wenn er jelbjt gedeihen will, darf er deßhalb die Ehe, obſchon fie auf 
wechſelſeitiger Einwilligung der Ehegatten beruht, nit als einfachen obligatoriſchen 
Vertrag behandeln und der Privatwillfür überlaffen. Wird er zu diefer Auf- 
faffung in erjter Linie dur volkswirthſchaftliche und politiide Anforderungen 
gedrängt, fo fteht fie doch auch zugleid) mit der moraliſchen und religiöſen Ge— 
jammtanfhauung des deutſchen Volfs im Einklang, das in der Eheſchließung eine 
freiwillige Beihränfung der individuellen Freiheit, in der Ehe eine fittlihe und 
rehtlihe Ordnung, in der durch die Ehe begründeten Pflicht eine objektive, aus 
der Einritung der Ehe entipringende Folge erblidt.) Die Ehe als Rechtsge— 
bilde fällt jomit nit nur in das Gebiet des privaten, jondern aud) in das des 
öffentlihen Rechts.) Demgemäß fommt die Ehe zu Stande unter Mitwirkung 
des Staats; fie wird ausjhlieglih durh den Staat aufgelöjt; der Staat ift das 
allein zur Auflöjung dev Ehe gegenüber den Ghegatten verpflitete Subjeft.?) 

Andererjeit8 würde der Staat jelbit fein Wachsthum hindern, fejlelte er in 
privatrechtlicher Hinfiht die freie Willensbethätigung der Ehegatten als jolder 
allzu ſtraff. Denn die Ehe ift das zartefte und vieljeitigfte Rechtsverhältniß. Sie 
widerftrebt ſchon um deswillen dem Zwange von Außen her, weil fie ihre Kraft 
aus dem Inmerften des menſchlichen Wejens ſchöpft. Iſt die Einheit des Denkens, 
Fühlens und Wollens in der Ehe geihwunden, jo werden ftaatlihe Zivangsmittel, 
mögen fie in Einihränfung der Scheidungsgründe, Androhung von Strafen bei 
Weigerung dev Ehefortjtellung, Feitfegung von irgendwelden Nachtheilen im Falle 
der Ehetrennung u. j. w. bejtehen, wenn iiberhaupt, jo nur geringen Erfolg haben. 

Derartige gegenjäßlihe Erwägungen werden den Geſetzgeber aud) bei Aus- 
gejtaltung des Eheprozeßrechts leiten. Jenachdem er die öffentlichrechtliche Seite 
der Ehe mehr oder weniger betont als die privatredhtlie, wird er die Grenzen 
ziehen, innerhalb deren er ſich als Partei oder Gehilfe einer Partei an den Ehe- 
jtreitigfeiten betheiligt. Im allgemeinen jedod geht der auf Entwidelung der 
Freiheit der Perfon gerichtete Zug der Gegenwart dahin, dieſe ftaatliche prozefiuale 
Mitwirkung möglihft einzudämmen, zumal ja der Staat ſchon durd) feine Organe, 
wenngleich dieje unabhängige Richter find, prüft und enticheidet, ob feine Ver: 
pflitung, die Ehe aufzulöjen, entftanden ſei oder nicht. 

Y Motive zum 1, Entwurf eines B.GB.'s f. d. Deutfche Neid) 4, 562, 

”) Friedberg, Lehrbuch des kath. und evang. Kirchenrecht $ 187. 

) Lobe im Sächſ. Archiv 1896, 665 fig. 
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Abweichend hiervon ftellte der Bundesrathsentwurf zur C. P.O. den Grundſatz 
der obligatorischen Mitwirkung der Staatsanwaltidaft am prozefjualen Verfahren 
in Ehefahen auf ($ 545, jeßt 569)*) jedod mit der Maßgabe, daß die Staats- 
anwaltſchaft blos in Reditsjtreitigfeiten, die die Nichtigfeitöflage zum Gegenftande 
haben, die Rolle einer Partei übernehmen und zur Einlegung von Rechtsmitteln 
befugt fein folle. Die Motive bemerken bierzu®): Das öffentlihe Intereffe be 
dürfe einer Vertretung; mit Rückſicht auf die thunlichſte Reinhaltung des richter- 
(ihen Amtes von inquiſitoriſcher Thätigkeit müſſe fie der Etaatsanwaltidaft über- 
tragen werden; die Staatsanwaltihaft habe, abgejehen von der Nichtigkeitsklage, 
die Stellung eines defensor matrimonii den Parteien gegenüber zu beffeiden 
fowie die Ermittlung dev Wahrheit zu überwaden und zu befördern; zu dem 
Zwede dürfe fie Erfundigungen über die wahre Sadjlage einziehen und das Er— 
gebniß dem Gericht unterbreiten, 

In der Yuftizlommiffion und im Neihstage®) herrſchte darüber Einver: 
ftändniß, daß bei der Nichtigkeitsklage das Öffentliche Interefje weientlid im Spiele 
jei und demzufolge für dieſe ein bejondres ftaatlihes Organ, wozu ſich die 
Staatsanwaltſchaft am beten eigne, beftellt werden müfje Die einjdlagenden 
Borihriften des Entwurfs ($ 560 flg., jebt 585 fig.) find deshalb ohne bedeutende 
Abänderung Gejeß geworden, 

Dagegen entbrannte in der Yuftizfommiffion über die weitere Betheiligung 
der Staatsanwaltihaft in Eheſachen ein lebhafter Kampf. Für die obligatorische 
Mitwirfung wurden in der Hauptſache folgende Gründe vorgebradt: 

1. Der Staat müſſe darauf bedacht fein, daß die Ehen möglichſt aufrecht 
erhalten und nicht auf Grund erdidteter Thatbeftände und unerlaubter Ueberein- 
funft der Parteien gejdieden würden ; 

2. Zur Bornahme der in diefer Hinſicht nöthigen Erörterungen ſei allein 
der Staatsanwalt die pafjende Perjon, nicht der Richter, der, im Falle er inqui- 
ſitoriſch verfahre, in eine ſchiefe Stellung gerathe; 

3. In Preußen, Baden und anderwärts fei die Mitwirkung des Staatsan- 
walts in Eheſachen zwar beihränft, aber immerhin von Nußen gewejen; ftelle 
man ihn freier und ſelbſtſtändiger al8 bisher, jo werde fid) aud) feine Thätigkeit 
noch gedeihlicher erweifen. 

Die Gegner beſtritten die Richtigkeit des erſten Satzes nicht, waren indeſſen 
der Meinung, die vom Entwurf für den Eheprozeß vorgeſehene Inſtruktionsmaxime 
(E. 8 554) genüge zur Wahrung des öffentlichen Intereſſes. Der Richter werde 
bei ſachgemäßer Handhabung derjelben etwaige Verſuche der Parteien, die Wahrheit 
zu derdunfeln und vermöge einfacher Uebereinfunft zur Eheſcheidung zu gelangen, 
ebenjo gut durchſchauen und Hintertreiben wie der Staatsanwalt. Weberhaupt be— 


) Hahn, Materialien 3. EBD. 2. Aufl. S. 1468. 
8) daf. S. 399. 
*) Zu d. Folg. ſ. daf. S. 748, 1012, 1128, 1172, 1186, 1205, 1227, 
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funde die Forderung, daß der Staatsanwalt mitwirken müſſe, ein völlig ungerecht— 
fertigtes Miftrauen gegen die Befähigung des Gerichts. Inquiſitoriſch folle weder 
von diefem noch aud) vom Staatsanwalt in Eheſachen verfahren werden; geſchehe 
dies jeitend des Staatsanwalts, jo liege die Gefahr eines unliebfamen, unter Um: 
ftänden fogar gehäfjigen Eindringens in Kamilienverhältnifje durch ihn oder feine 
Organe noch weit mehr vor. Hinzufomme, daß nad den in Preußen, Bayern, 
Württemberg und in anderen Bundesftaaten gemadten Erfahrungen die Bethei— 
figung der Staatsanwaltihaft unnüß jei. 

Die Abjtimmung führte in 1. Lefung zur Streidung des E. $ 545, hin— 
gegen zur Erweiterung des $ 554, jebt 577. In ber 2, Leſung wurde $ 557a, 
jegt 581, der dem Gericht zur Aufrechterhaltung der Ehe die Befugniß ertheilt, 
von den Parteien nit vorgebrachte Thatſachen zu berückſichtigen und von amts— 
wegen die Aufnahme von Beweijen anzuordnen, eingejchaltet, weil nad) dem Weg- 
falle von $ 545 es angezeigt erſcheine, die Offizialthätigfeit des Gerichts auszu- 
dehnen. Bei der Revifion der 2, Lefung ging aber ein Antrag des Abg. Strud- 
mann und Gen., die fafultative Mitwirkung der Staatsanwaltihaft im Che- 
prozeſſe zuzulajien, durch, obſchon gegnerifcherjeit8 darauf Bingewiefen wurde, daß 
8 557 a dem üffentlihen Intereffe genüge, daß es dod nicht folgerichtig jei, die 
Betheiligung, wenn man fie einmal für nöthig erachte, in das Belieben des 
Staatsanwalts zu ftellen, und dag alsdann eine jehr verſchiedene Behandlung der 
Eheſachen in den einzelnen Bundesftaaten Plab greifen würde, Demgemäß ger 
langte $ 545, gleidjlautend mit dem jebigen $ 569, wonach der Staatsanwalt 
alfen Verhandlungen vor dem erfennenden Gericht jowie einem beauftragten oder 
erſuchten Richter beiwohnen, ſich über die zu erlaffende Entſcheidung gutachtlich 
äußern und, fofern es fih um Aufrehterhaltung einer Ehe handelt, neue Thatjadyen 
und Beweismittel vorbringen kann und wonach er ferner von allen Terminen don 
amtswegen in Kenntniß gejeßt werden muß, zur Annahme. Außerdem wurde aud 
$ 557 a beibehalten. Hierbei blieb es troß der Bemühungen des Bundesraths, 
die Vorlage wieder herzuftellen, und der Reichsſtag ſtimmte der Juſtizkommiſſion zu. 

Hervorhebung verdient, daß fomit nad) der Givilprozegordnung ſchlechthin 
der Grundfaß der nur fakultativen Betheiligung der Staatsanwaltiaft nicht 
alfein bei der Eheſcheidungs⸗, Ungültigfeits- und Chefortftellungsflage, jondern 
auch bei der Nitigfeitsflage ($ 586 „kann auch“) gilt und daß es den einzelnen 
Bundesftaaten anheimfteht, je nad) ihrem Bedarf das Maß diefer Betheiligung 
fei e8 durch Geſetz, ſei es durch Verordnung zu regeln. 

Im Königreich Sachſen iſt letzteres lediglich betreffs der Nichtigkeitsklage ge 
ſchehen. Ermädtigen die 88 586 und 589 C. P.O. den Staatsanwalt, die Nich— 


) in Sadjfen: einer der im R.G. v. 6/2 1875 8 38 8. 1—4 erwähnten Grabe von 
Berwandtihaft, Adoptivverwandtihaft und Schmwägerfchaft ſowie ſchon beftehende Ehe eines 
ber Eheſchließenden, $ 8 des ſächſ. Befetes v. 5. Nov. 1875. Nach dem beutjhen B.G.B. 
$ 1823—1828 ;. T. anders, 
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tigteitsklage, die auf Anfechtung einer Ehe aus einem aud von amtöwegen geltend 
zu madhenden Grunde?) abzielt ($ 592), ebenjo jelbjtftändig wie die nad) dem 
bürgerlihen Recht hierzu Befugten zu erheben und, auch dafern er fie nicht er- 
hoben hat, den Rechtsſtreit zu betreiben, insbejondere Anträge zu ftellen und 
Rechtsmittel einzulegen, jo verfügt $ 2 des ſächſiſchen Gejeßes vom 4. März 1879 
ergänzend, daß die Erhebung der Nidtigfeitöflage der Staatsanwaltſchaft obliegt 
und überdies einem jeden der betheiligten Ehegatten zufteht, in dem Falle aber, 
wenn der Ehemann die Staatsangehörigfeit im Königreich Sachſen nit befißt 
oder erft nad) Eingehung der Ehe erworben Hat, die Klagerhebung durd die 
Staatsanwaltihaft an die Anordnung des Yuftizminifteriums gebunden ift. Die 
offenbar nicht abfihtsloje Wahl des Wortes „obliegt“ und deſſen Gegenüberftellung 
zu dem ſpäteren „zufteht“ befunden deutlich, daß dieſe Vorjhrift den Staatsan- 
walt verpfliten, außerdem aber jeden der betheiligten Ehegatten bereditigen will, 
die Nichtigkeitsllage zu erheben, jobald deren materielle Vorausjegungen gegeben 
und bez. befannt find.) Nad dem Sinne des Geſetzes, wie ihn aud die Praxis 
auffaßt, ruht indefjen die tlagverpflihtung (nicht die Klagberechtigung) der Staats— 
anwaltihaft, jofern ein Ehegatte ihr mit der Klagerhebung zuvorfommt, während 
dev Dauer feiner Anſpruchsverfolgung; ſonſt würde eine in der Regel unnüße 
Klagenhäufung Pla greifen. Das entipridt den obwaltenden Bedürfnifjen. 
Denn die impedimenta directa publica berühven das öffentliche Interefje in fo 
hohem Grade, daß der Fortbeſtand der davon betroffenen Ehe nicht dem privaten 
Belieben überlafjen werden fann. Andere gefeglidde oder inftruftionelle Vorſchriften 
find im Königreich Sachſen für das Verhalten der Staatsanwaltidaft im Ehe— 
prozeffe nicht aufgeftellt worden, fiherlid im Vertrauen darauf, daß ſchon ihr 
pflihtmäßiges Ermefjen eine zuverläjjige Rihtihnur für Art und Maß der Mit- 
wirfung abgeben werde, 

Wohl aus dem gleihen Grunde Haben aud) u. a. in Preußen, Bayern, 
Württemberg) und Baden die Yuftizminifterien von Erlaß derartiger Anweijungen 
an die Staatsanwaltidaft abgejehen. 

Hat fid nun diefe Normirung der eheprozefjualen Zuftändigfeit und Thätig— 
feit der Staatsanwaltidaft in der Praris bewährt? 

Eine erihöpfende Beantwortung der Frage für ganz Deutidland wäre blos 
möglid, ftünde hierfür eine eingehende Reihesftatiftif zu Gebote. In Ermangelung 
deren dürfte es immerhin nicht unintereffant und zwecklos fein, die Geſchäfte eines 


») So au v. Wilmowski und Levy, Komm, zur E.R.D. $ 586 N. 2. Irrig 
Grügmann, Lehrbud des K. Sächſ. Privatr. $ 195 N.2: „Danach kann die Nichtigkeit: 
Hage .. . aud vom Staatdanwalt erhoben worden.” 

) $ 85 der Mürtt, Juft. Min. BD. v. 30. Sept. 1879 betr. die Dienftuorfchriften 
für die St. A. befagt nur: „die Staatsanwaltfhaft wird von den ihr durch & 569 der ERD. 
eingeräumten Befugniffen jedenfalls dann Gebrauch zu machen nicht unterlafjen, wenn dies im 
öffentlichen Intereſſe Liegt.” 
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einzelnen Landgerihts und der Staatsanwaltihaft bei diefem auf eine längere 
Spanne Zeit hin in der bezeichneten Richtung genauer zu prüfen, Stimmen bie 
Ergebniffe mit den bei einer Reihe anderer Landgerichte und Staatsanwaltidaften, 
etwa ſämmtlicher eined Bundesſtaats, und fonftigen Orts gewonnenen Erfahrungen 
überein, jo wird fi daraus wenigftens mit einiger Wahrſcheinlichkeit ein Schluß 
auf den gleihen Zuftand im übrigen Reichsgebiet ableiten lajjen. 

Im Folgenden foll darum von einer aftenmäßigen Ueberfidt der von dem 
Landgeridt Zwidau und der Staatsanwaltihaft dajelbft in dem fünfjährigen 
Zeitraum 1892—1896 entwidelten Wirkjamfeit ausgegangen worden. 

Es waren hier (vergl. hierzu die Tabelle Seite 182) 

Im Gange waren alfo von 1892—1896 insgefammt 1721—707 = 1014 
Eheprozeffe. In den im Jahre 1896 anhängig gewejenen find 570 Verhandlungen 
erjter Inftanz abgehalten worden, darunter 333 contradiftoriihe. Auf den ganzen 
fünfjährigen Zeitraum entfallen ca. 2400 Verhandlungen, eine Zahl, die nod 
beträchtlich höher fein würde, wäre der Redtszug nicht jo ſchleunig geweſen 5. B. 
hat die Urtheilsverfündung meift nit im einem bejonders hierzu anberaumten 
Termine ftattgefunden. Außerdem haben erſuchte Nihter eine Menge Beweisauf- 
nahmen erledigt. Bon allen diefen Terminen war gemäß $ 569 Abſ. 2 der C. P.O. 
die Staatsanwaltiaft zu benachrichtigen und ift in der That, mit Ausnahme 
weniger verſehentlicher Unterlaffungen, gehörig benahridtigt worden. Demzufolge 
mußten die Aften ca. 2400 Mal von dem Gerichtsfchreiber der Kammer für 
Eheſachen der Staatsanwaltſchaft überfendet, hier von dem betreffenden Erpedienten 
in Empfang genommen, dem Staatsanwalt vorgelegt, von dieſem auf ihren In— 
halt durchforſcht und ſodann auf dem umgekehrten Wege zurückbefördert, bei aus: 
wärtigen Beweisaufnahmen aber die Terminsbenachrichtigungen der Staatsanwalt: 
ſchaft durch Zuftellungsurfunden vermittelt werden. Seit dem 1. Januar 1896 
fommt dazu nod) die im Prozekregifterformular vorgejehene Berlautbarung des 
Aktenaus- und eingangs ſeitens des Gerihtsihreibers. In allen erwähnten 
Terminen jedoch — einen einzigen ausgenommen, worin es fid) zudem nidt ſo— 
wohl um eine eherechtliche Frage, als vielmehr um die Beleitigung von Zweifeln 
an der Legitimation eines Zuftandsvormunds handelte — ift die Staatsanwalt: 
ihaft ausgeblieben. In feiner der ſämmtlichen anhängigen Sachen aud, mit Aus: 
nahme der einzigen von ihr im Jahre 1896 erhobenen Nidtigfeitsflage, hat fie 
Anträge gejtellt, zur Aufredhterhaltung der Ehe neue Thatſachen oder Beweismittel 
vorgebradjt oder überhaupt Erörterungen gepflogen. Soweit Beftrebungen der 
Parteien oder Zeugen erkennbar geworden find, die Wahrheit zu verſchleiern und 
durch Mebereinkunft die Eheauflöfung zu erreihen, iſt allein das Gericht nad) 
ss 577, 579 u. 581 der C. P.O. eingeſchritten. 

Dagegen haben Vorlegung und Einfiht der Eheaften der Staatsanwaltſchaft 
nad) einer anderen Richtung Hin einige Anregung geboten. Inſofern die Klagen 
auf noch ungefühnte jtrafbare Handlungen gegründet waren oder die Beweisanf: 
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nahmen jolde beanzeigten, konnten bisweilen den Schriftſätzen und Protofollen 
Notizen zur Einleitung eines Strafverfahrens gegen die Schuldigen entnommen 
werden. In Betracht kamen hierbei aber faft ausſchließlich Lebensnachſtellungen 
und Mißhandlungen (88 1735, 1736 des B. G. B.'s), ſoweit fie ſich begrifflich 
mit den Körperverletzungen in 8 223 a flg. des St. G. B.'s deckten, ſowie Meineid 
und fahrläſſiger Falſcheid. Bezüglich dieſer gingen überdies von den Verletzten 
oder der Polizei regelmäßig beſondere Anzeigen ein, ſodaß die Staatsanwaltſchaft 
auch ohne Kenntniß jenes Afteninhalts vedhtzeitig zur Strafverfolgung im Stande 
gewejen jein würde. 

Ebenfo paſſiv hat ſich die Staatsanwaltihaft beim Dberlandesgericht Dresden 
betreffs der in die Berufungsinftanz gelangten Eheſachen verhalten. 

Aus dieſem ftatiftiihen Rahmen tritt, vervollftändigt durch eigene und frembde, 
ſtaatsanwallſchaftliche wie riterlihe Wahrnehmungen, ein vom Gejeßgeber nicht 
erwartetes Bild hervor: 

Das öffentlihe Intereſſe heiſcht im Eheprozeffe eine Vertretung des Staats 
neben dem Gericht nur bei der Nichtigkeitsklage und jelbft da blos aushülfsweije 


d. h. Ddafern die Stlage nicht von einer Givilpartei erhoben wird, Im übrigen _ “ 


5* die Offizialthätigkeit des Gerichts nach 88 577, 579 und 581 der C.P.O. 
voſſſommen zur Wahrung deſſelben. 

Wer, wie der Abg. Reichensperger in der Juſtizkommiſſion ?%), einſeitig vom 
fatholijchefonfejfionelfen Standpunft aus die durch ihren faframentalen Charakter 
bedingte Unauflöslichkeit der Ehe betont und mangel® Betheiligung des Staats 
im Eheprozeſſe da8 Emporwudern ähnlicher Zuftände befürdhtet, wie „in Frankreich 
zur Revolutiongzeit geherriht hätten, wo man die Ehe als einen gewöhnlichen 
Geſellſchaftsvertrag angejehen habe — Zuftände, denen durch Napoleong Weisheit 
ein Ende gemacht worden jei”, der verfennt nicht allein die Grundlage der Ehe, 
die in einer Willenseinigung der Eheſchließenden bejteht, jondern zugleich die Be— 
dürfniffe des modernen Staats, Brit die Einheit des Willens der Ehegatten 
endgültig zufammen, jo ftürzt das ganze darauf rubende Gebäude der Ehe und 
der Familie nah. Eine morjhe Ehe um jeden Preis aufreht zu erhalten, ent: 
ſpricht meift ebenfowenig dem Wohle der unmittelbar Betheiligten wie dem der 
mittelbar daran interejjirten Allgemeinheit. Es ift eine befannte Thatſache, daß 
derartige, lediglich zwangsweiſe fortgejeßte Ehen die wechjeljeitige Erbitterung der 
Ehegatten zu fteigern, eine gedeihlihe Kindererziehung zu vereiteln und zu ehe: 
brecheriſchen Verhältniſſen zu führen pflegen. In Uebereinftimmung hiermit lehren 
denn auch die Eheprozeije, daß, wenn e8 zwiſchen den Ehegatten einmal bis zum 
Streit vor Gericht fommt, die Ehe bereits im ZTiefinnerften erſchüttert umd eine 
Verſöhnung nur jelten oder doch nur jelten von Dauer ift, darum aber aud) faft 
durdgängig die Löſung des chelihen Bandes im privaten wie Öffentlichen Intereſſe 
gewünscht werden muß. 

») Hahn, a. a. O. ©, 75l. 


a ; 


az, 
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Hiernad) erſcheint es durchaus gereditfertigt, daß die Staatsanwaltſchaft ſich 
einer Theilnahme am Cheprozeife außerhalb der Nichtigkeitsllage entſchlägt, zumal 
etwaige unerlaubte Einverftändnifje der Parteien von ihr ohne unzuträglides und 
ihrer Würde zumiderlaufendes Einmiſchen in die engjten Familienbeziehungen der 
Streittheile kaum weniger leiht al8 vom Gericht nad) SS 581 v. m. 577 u. 579 
der EP.O. enthüllt und verhindert werden können. Ueberhaupt aber find Die 
Parteien in Wirklichkeit gar nicht fo häufig beftrebt, durch Uebereinfunft die Ehen 
zu löfen. Bei weiten zahlreicher als folde Beftrebungen, freilich ebenjo ſchwer 
ans Licht zu ziehen, find die Meimeide und fahrläffigen Falſcheide, die von Par- 
teien und Zeugen leider überaus dreift in Eheſcheidungsprozeſſen geſchworen werden. 

Co ift denn eine weitergehende Mitwirkung der Staatsanwaltihaft am 
Eheprozeſſe überflüffig und nicht gebräudlih; der Abwartung der Berhandlungs- 
und Beweisaufnahmetermine ftünde außerdem nod der mehr änferlide Grund 
des Mangel8 an hierfür verfügbarem Berfonal entgegen. Demungeadtet wälzen 
fi gemäß $ 569 der EP.O. jahraus jahrein in unabläffigem Strom die Aften 
von der Kammer für Ehefahen zur Staatsanwaltidaft, um von da mit dem Ver: 
merke „Gejehen und zurücd“ ihren Ausgangspunft wieder aufzuſuchen, nublos 
einen gewiffenhaften Staatsanwalt zum Lefen der Schriftfäße und Protofolle nö— 
thigend und feine wie der Expedienten Zeit und Arbeitskraft verzehrend — ein 
Uebelftand, der laut nad Abhilfe ruft. Wenn der Staatsanwalt, um wenigjtens 
einen Heinen Gewinn daraus zu ſchöpfen, in der angedeuteten Weife die Eheakten 
als Unterlage für die Etrafverfolgung verdächtiger Perfonen verwerthet, jo handelt 
er allerdings völlig pflihtgetreu, denn nad 8 158 der St. P.O. hat er den Sad): 
verhalt zu erforſchen, jobald er irgendwie von dem Verdachte einer ftrafbaren 
Handlung Kenntni erhält. Hiermit wird jedod) Joffenerſichtlich der Vorſchrift des 
$ 569 der E.P.O. ein Zwed und Erfolg untergefhoben, den der Gejeßgeber nicht 
im Entfernteften ins Auge gefaßt und gewollt hat. Die Rolle eines defensor 
matrimonii entgleitet Dadurch den Händen des Staatsanwalts umd er fällt in feinen 
urſprünglichen Beruf, den eines Wächters der Strafredtsnormen zurüd. Es ift 
far, daß er hierzu einer eheprozeßrechtlichen Beftimmung nicht bedarf, ſchon die 
ihm ohnedies zuftchende Befugniß der Akteneinſicht (8$ 159, 96 der St. P.O.) ge- 
währt ihm die Füglichkeit, fid) das Material zur Strafverfolgung in gleichem 
Maße zu verſchaffen. 

Mehrfache Umfragen haben beſtätigt, daß genau die nämlichen Erfahrungen 
aud bei den übrigen Yandgerihten und Staatsanwaltidaften im Königreih Sachſen 
und bei vielen andern in Nord» und Siddeutjchland 1") tagtäglich gemadjt werden. 
Faft überall wird die Betheiligung der Staatsanwaltidaft am Eheprozeffe, abge: 
fehen von der Nichtigkeitsklage, als überflüffig, ganz jelten als wünſchenswerth, 





1) z. B. beim 8,6, Berlin I, Münden, Stuttgart, Karlsruhe u. N, laut Auskunft der 
dort, SEN. 
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nirgends als erfolgreich bezeichnet, gleihviel ob die Bevölkerung des betreffenden 
Landgerichtsbezirfs proteſtantiſch, katholiſch oder Fonfeffionell gemiſcht ift. Ueberall 
empfinden Gerichte und Staatsanwaltidaften die Beftimmungen des 8 569 der 
C.P.O. als eine rein zweckloſe Beläftigung, die einen nicht zu unterihäßenden Theil 
ihrer Arbeitöfraft verbraudt, ohne das üffentlihe Intereffe im geringften zu 
fördern. 

Möge darum die nächſte Reviſion der C.P.O. auf den Beihluß der 
1. Leſung der Juſtizkommiſſion zurückgreifen und den S$ 569 wieder bejeitigen! 


Gedanken über die nichtftreitige Rechtspflege.) 
Bon Oberamtsrichter Dr, Freſe in Döbeln, 


B. Die beweiserheblihen Sandlungen der nicdhtftreitigen Rechtspflege. 
1. Allgemeine Umgrenzung. 


Die beweiserheblihen Handlungen der nidhtjtreitigen Rechtspflege verfolgen 
alfe, gleichviel ob fie willfürlihe oder nothwendige find, den Zwed, die Privat: 
rechtsordnung in Beziehung auf beftimmte Privatredhtsverhältniffe dadurd) zu fihern, 
dag fie für einzelne bejtimmte Thatſachen Beweismittel [daffen. 

Unbegrenzt ift dabei die Zahl der Thatfahen, an die die beweiserheblidhen 
Handlungen anfnüpfen können, da jede beliebige Thatſache, wenn nicht als juriſtiſche 
Thatſache, jo doch als Indizienthatfache für den Beweis von Rechten und Rechts— 
verhältnifjen Bedeutung haben kann. 

Das geltende Prozeßrecht fennt auch Feine beſchränkende Feftlegung ber ein- 
zelnen zuläffigen Beweismittel. Denn die im zweiten Bude der Eivilprozefordnung 
in Zitel 6—10 enthaltene Regelung einzelner Beweismittel ſoll die zuläffigen Be: 
weismittel feineswegs erichöpfen. 

Selbſtverſtändlich aber können für die beweiserheblihen Handlungen der 
nichtſtreitigen Rechtspflege die zuläffigen Beweismittel nur infoweit in Betracht 
fommen, als fie jid überhaupt durd eine Handlung der nihtjtreitigen Rechtspflege 
ſchaffen laſſen. 

Nicht in Frage kommt deshalb das Beweismittel des Eides, weil es da, 
wo es überhaupt zuläſſig iſt, nicht erſt geſchaffen zu werden braucht, in anderen 
Fällen aber ſchlechterdings nicht geſchaffen werden kann.?) 

Sachverſtändige fommen ebenfalls nicht in Frage, weil dieſes Beweis— 


') Vergl. diefes Ardiv Bd. 6 S. 99 flg. 

2) Wenn der Prozehrichter in einem Falle, wo die Eideszuſchiebung unzuläffig ift, 
einer Partei einen richterlichen Eid auferlegt (E.P.D. 88 437 flg.), fo ſchafft er damit nicht 
ein neued Beweismittel, fondern er macht nur Gebraud) von einem Beweismittel, dad zwar 
den Parteien nicht zur Verfügung fteht, dad aber doc in der Hand des Richters vorhanden 
und dieſem vom Geſetze zur Benugung überlafjen ift. 
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mittel überall, wo es gebraudt wird, dem Prozeßrichter nad) feinem Ermeffen zur 
Verfügung fteht. Uebrigens aber laſſen fih auch Sachverſtändige durd eine 
Handlung der nichtftreitigen Rechtspflege ſchlechterdings nicht ſchaffen; denn wenn 
bei einer folden Handlung ein Sadverftändiger zugezogen und veranlaft wird 
zur Sicherung des künftigen Beweiſes den dermaligen Beftand der Privatrechts— 
ordnung in Beziehung auf ein beftimmtes Rechtsverhältniß zu prüfen und feftzu- 
ftellen, jo wird damit für den künftigen Beweis nicht ein Sachverſtändiger ge: 
Ihaffen, ſondern ein (jahverftändiger) Zeuge. 

Das außergerichtliche Geſtändniß, das nicht felten und aud in den 
Motiven zur Eivilprozefordnung zu den Beweismitteln gerechnet wird, ijt über- 
haupt fein Beweismittel. Es ijt fein Mittel, das durd die Betheiligten herbei- 
geihafft wird, um dadurd die finnlihe Wahrnehmung des Richters bezüglich ver- 
gangener Thatfahen zu erjegen, fondern es bildet nur einen Ausgangspunft für 
die Schlußfolgerung des Nichters auf die zu bemeijende Thatſache, vorausgejeßt, 
daß es felbjt unbeftritten oder bewiejen ift. Iſt es beftritten, jo ijt die Bezug— 
nahme auf das außergerichtliche Geftändnig nichts als die Behauptung einer In: 
dizienthatfadhe, die wie alle anderen beftrittenen Behauptungen des Beweiſes durd) 
bejondere Beweismittel bedarf; bei den beweiserheblihen Handlungen der nidt- 
ftreitigen Rechtspflege fommt deshalb ein außergeritlihes Geſtändniß nur info: 
weit in Frage, als eine ſolche Handlung darauf abzielen kann, ein Beweismittel 
für ein außergerichtliches Geſtändniß zu ſchaffen. 

Als Beweismittel, die zur Sicherung des Beweifes neu geihaffen werden 
fönnen, fommen hiernach hauptſächlich folgende in Betracht: 

a) Gegenftände, durd deren Augenſchein, 

b) Zeugen, durd) deren Vernehmung, und 

c) Urkunden, durd deren Durchſicht 
dev Prozeßrichter bei einem fünftigen Streite die Ueberzeugung von der Wahrheit 
einer beftimmten Thatſache erlangen kann. 


2. Gegenftände des ridterliden Augenſcheins. 

Es ijt beftritten, ob es ridtig ift, von einem Beweiſe durch Augenſchein 
zu veden, Wenn man aber an dem bejahenden Standpunfte der Civilprozef: 
ordnung feithält, jo ift e8 dod ohne Zweifel unrichtig den ridterliden Augen: 
ſchein ald Beweismittel zu bezeichnen. Die Einnahme des Augenjheins ift 
vielmehr Beweisaufnahme; Beweismittel ift dabei der Gegenftand, den der 
Richter beaugenfheinigt und aus defjen ſinnlich wahrnehmbaren Eigenſchaften er 
Ueberzeugung, Beweis gewinnt’) Ein foldes Beweismittel läßt ſich nur unter 


») Die Eivilprogehorbnung geht davon aus, baß jede Partei, die zum Nachweiſe oder 
zur Widerlegung thatſächlicher Behauptungen Beweis antreten will, die Beweismittel zu bes 
zeichnen hat, deren fie fich dabei bedienen will (E.P.D. 8 255). Die Antretung des Zeugens 
beweifes erfolgt durch Benennung der Zeugen und Bezeichnung der Thatſachen, worüber die 
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Umftänden zur Sicherung eines Fünftigen Beweiſes ſchaffen durch Herjtellung von 
Dingen, deren fihtbare Eigenihaften geeignet find Beweis zu begründen für den 
Beftand der Privatrehtsordnung in Beziehung auf ein bejtimmtes Privatrechts— 
verhältnig. Die nichtftreitige Rechtspflege wird jedod zu diefem Zwecke jegt wohl 
nur noch in dem Falle der Abmarfung benahbarter Grundjtücde thätig, wenn 
die Errichtung feſter Grenzzeihen oder die Wiederherftellung verrüdter oder ums 
kenntlich gewordener Grenzzeihen unter Mitwirkung einer Behörde der nicht— 
ftreitigen Rechtspflege erfolgt (Sächſ. B.G.B. $ 364; Deutſches B.G. B. $ 919). 
In anderen Fällen wird die Schaffung eines Gegenftandes, durch deifen Augen: 
ſchein der Richter eine beftimmte Ueberzeugung gewinnen fönnte, überhaupt jelten 
möglid), vor allem aber der Sicherungszweck durd andere beweiserheblihe Hand» 
lungen der nidjtftreitigen Nechtspflege weit leichter und beffer zu erreichen jeien. 


3, Zeugen, 

Sehr Häufig find die Fälle, wo fi) der Beweis fihern läßt durd Schaffung 
von Zeugen, durch deren Vernehmung jpäter der Beweis einer Thatſache ge: 
führt werden kann. Im allen Fällen, wo es fi um ſolche juriftiiche Thatſachen 
oder um ſolche Indizienthatiahen Handelt, welche finnlih wahrgenommen werden 
fünnen, ift e8 an ſich möglid, Dritte heranzuziehen, die einen juriſtiſch bedeutjamen 
Zuftand vder einen juriftiich bedeutfamen Vorgang mit ihren Sinnen wahrnehmen 
und dadurch zu Zeugen geihaffen werden, die dann im Streitfall ihre Wahr: 
nehmungen dem Richter iibermitteln können. Im älterer Zeit war eine derartige 
Schaffung von Zeugen eine der häufigjten Handlungen der nitjtreitigen Rechts— 
pflege. Den Zeugen haftet aber der Nachtheil an, daß fie leicht verloren gehen 
oder do den wahrgenommenen Zuftand oder Vorgang aus dem Gedädtnifje ver: 
lieren können, und jeit die jhriftlihe Beurkundung gebräudlicd; geworden ift, find 
deshalb Handlungen der nichtſtreitigen Rechtspflege, wodurd zur Sicherung des 
Beweiſes Zeugen geſchaffen werden, immer jeltener geworden. 

Soweit e8 früher das H.G.B. (Art. 348, 365, 387, 407) im Intereſſe 
de8 kaufmänniſchen Verkehrs für zuläffig erklärte, im Wege der nichtſtreitigen Rechts: 


Zeugen vernommen werden follen (E.P.D. $ 888). Die Antretung des Beweifes durch Augen: 
Ihein erfolgt durch Bezeichnung des Gegenftands des Augenſcheins und durch Angabe der zu 
beweifenden Thatjahen (C.P.O. $ 336). Dur Bernehmung der benannten Zeugen, durd) 
finntihe Wahrnehmung ihrer dabei gemadten Angaben erfolgt die Aufnahme des Zeugen; 
beweifed, Dur Befichtigung ded Gegenftandes, auf den fid) der Augenfchein richtet, durch 
finnlihe Wahrnehmung ihrer für die Entfcheidung erheblihen Eigenfchaften erfolgt die Auf: 
nahme des Beweiſes durch Augenfhein. Wie bei der Aufnahme des Zeugenbeweiſes nicht die 
durch das Dhr gewonnene finnliche Wahrnehmung des Richterd dad Beweismittel ift, fondern 
der Zeuge, aus dem er durd) die Vernehmung die Wahrnehmung gewinnt, fo ift bei dem 
Beweis durch Augenschein nicht die dur das Auge gewonnene finnlihe Wahrnehmung des 
Richters das Beweismittel, fondern ber Gegenftand, aus dem er durch die Einnahme des 
Augenſcheins die Wahrnehmung gewinnt. 
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pflege einen juriftifh bedeutfamen, leicht der Veränderung unterliegenden Zuftand 
unverzüglich durd einen Sadjverftändigen prüfen und feitftellen zu laſſen und 
dadurd einen Zeugen für den Streitfall zu ſchaffen, wird jeßt die ftreitige Rechts— 
pflege gemäß 88 448 fig. der C. P.O. thätig (Einf. Geſ. zur C.P.O. $ 13 
Abi. 4). 

Bei den beweiserheblihen Handlungen der nichtſtreitigen Rechtspflege kommt 
jeßt die Zuziehung von Zeugen nur noch als begleitende Sicherungshandlung neben 
gleichzeitiger Beurkundung vor, und die wejentlihe Bedeutung der Handlung liegt 
dann immer in der Schaffung der Urkunde. 


4, Urkunden, 


Das gebräudlidfte und befte Beweismittel, das fi im Wege der nicht— 
ftreitigen Rechtspflege ſchaffen läßt, ift die Urkunde. Urkunden laſſen fi) über 
alle möglihen Thatſachen ſchaffen, ihre Beweiskraft ift leicht erfennbar und faft 
unwandelbar, und ihr Verluſt ift bei gehöriger Sorgfalt faum zu befürdten. 

Wir verftehen bier in UWebereinftimmung mit der Civilprozeßordnung unter 
Urkunden Schriftftüde, die im Beweisverfahren geeignet find, durd Inhalt und 
Form dem Prozefrichter die Ueberzeugung von der Wahrheit einer Thatſache zu 
verſchaffen. 

Schriftſtücke dieſer Art ſind ſchon dann von großer Bedeutung, wenn ſie 
ohne Mitwirkung einer Behörde als reine Privaturkunden zur Entſtehung gelangen, 
da Privaturkunden gemäß 88 381, 404 flg. der C.P.O. für den Beweis trefflich 
geeignet find. 

Ganz bejonders wirkſame Beweismittel find aber Urkunden, die von einer 
Behörde der nidtftreitigen Rechtspflege zur Sicherung des Beweiſes geſchaffen 
werden, Denn die Urkunden, die von den Behörden der nidtjtreitigen Rechls— 
pflege innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniffe in der vorgejhriebenen Form 
aufgenommen werden, find öffentliche Urkunden, denen gemäß 88 380, 382 flg., 
402 flg. der EP.O. ganz hervorragende formelle Beweisfraft innewohnt, 
dafern fie nicht an erheblichen äußeren Mängeln leiden ($ 384 der E.P.O.). 

Dennoch ijt auch die Wirkjamfeit der öffentlihen Urkunden nicht fo un: 
beihränft, daß fie der Bemängelung völlig entrückt und unbedingt beweisfräftig 
wären, Der Beweis ihrer Unechtheit ift vielmehr in allen Fällen zuläffig, und 
der Beweis, daß eine Erklärung oder eine Thatſache unrichtig beurkundet fei, iſt 
nur bei jolden öffentlihen Urkunden unbedingt ausgeihloffen, welche eine amt: 
liche Unordnung, Verfügung oder Entſcheidung enthalten ($ 402, 380 Abi, 2, 
$ 383 Abf. 2 und 8 382 der E.P.D.). Dagegen begründen öffentlihe Urkunden, 
worin eine nor der Behörde abgegebene Erfärung beurfundet ift, an fi zwar 
vollen Beweis des beurfundeten Vorganges, aber der Beweis, daß der Vorgang 
unrichtig beurfundet fei, ift immer zuläffig ($ 380 Abi. 2 der C.P.O.). Deffent- 
(ide Urkunden, die einen andern Inhalt haben, begründen dann, wenn das Zeug: 
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niß auf der eignen Wahrnehmung der Behörde beruht, regelmäßig und auf Grund 
bejonderer Landesgeſetze auch im entgegengejeßten Falle vollen Beweis der darin 
bezeugten Thatſachen, aber der Beweis der Unrichtigfeit der bezeugten Thatſachen, 
ift immer zuläffig, fofern nicht die Landesgeſetze diefen Beweis ausſchließen oder 
beſchränken ($ 383 der C.P.O., vergl. aud) $ 16 Nr. 2 des Einf. Geſ. zur C. P.O. 
und 8 15 des Reichsgeſ. betr. die Beurkundung des Perjonenftands und die Ehe- 
ſchließung vom 6. Februar 1875.) 


5. Die verfhiedenen Arten der Beurfundungshandlungen. 


Die Wirkjamfeit einer öffentlihen Urkunde als Beweismittel hängt jedod) 
nit blos von der formellen Beweiskraft der Urkunde ab, jondern fie ift 
wejentlid bedingt dadurd, daß die Urkunde aud materielle Beweiskraft hat. 
Materielle Beweiskraft aber befigt eine Urkunde nur infoweit, al® die darin be— 
zeugte Erklärung oder Thatſache ſelbſt materiellrehtlihe Bedeutung bat, und das 
ijt wiederum von der bejonderen Beidaffenheit der in der Urkunde bezeugten 
Erklärung oder Thatſache, aljo davon abhängig, ob diefe Erklärung oder Thatjade 
als juriſtiſche Thatſache für Entftehung, Aenderung oder Untergang eines Privat: 
rehtsverhältnifies einen gültigen Rechtsgrund oder als Imdizienthatiahe für Die 
Schlußfolgerung auf Rechte oder Nehtsverhältnijfe ein wirkſames Indiz bildet. 

Die Erklärung oder Thatſache, welche durd eine beweiserheblide Beur— 
fundungshandlung bezeugt wird, braucht aber nun keineswegs immer materiellvchht- 
ide Bedeutung für fih in Anfprud zu nehmen. Denn die Eigenjhaft der Ur: 
funden als Schriftſtücke bringt es mit fi, daß die Behörden der nichtftreitigen 
Rechtspflege bei ihren Beurfundungshandlungen aud) in der Weije thätig werden 
fünnen, daß fie fid) dabei an ein bereits vorhandenes Schriftſtück anlehnen, dem 
materielle Beweisfraft beigemefjen wird, und wenn dies geſchieht, jo braucht die 
im Anſchluß an das Schriftſtück bezeugte Erklärung oder Thatſache nicht materiell- 
rehtlihe Bedeutung zu haben, jondern fie fann aud und wird nicht jelten nur 
formellrehtlid von Bedeutung fein. Dies ift überall da der Fall, wo jid die 
bezeugte Erklärung oder Thatſache nur auf diejenigen Veftandtheile des urjprüng- 
lien Schriftſtücks bezieht, von welden die Prozeßordnung die formelle Beweis- 
fraft einer Urkunde abhängig madt. Das Gegentheil aber gilt in dem Falle, wo 
in der Beurfundungshandlung eine Wiederholung oder Beftätigung derjenigen 
materiellrechtlich bedeutſamen Erklärung oder Thatſache bezeugt wird, welche den 
Inhalt des urſprünglichen Schriftſtückes bildet. Diefer Fall liegt insbefondere 
dann dor, wenn bei der Beglaubigung von Privaturfunden nicht blos die Unter - 
ichrift oder das Handzeihen beglaubigt, jondern über Inhalt und Unterſchrift der 
Privaturfunde eine die Echtheit bezeugende öffentliche Urkunde aufgenommen und 
damit auch der materiell erheblide Inhalt der Privaturkunde mit zum Inhalt 
der öffentlichen Urkunde gemadt wird, In andern Fällen aber hat eine behörd- 
lie Beurkundungshandlung, welche fi) an ein bereits vorhandenes Schriftſtück 
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anlehnt, nur den Zwed, der vorhandenen Urkunde eine formellrehtlihe Beweis— 
fraft zu verihaffen, die ihr vorher nit oder nur in beſchränkterem Umfange 
innewohnte, und es fehlt der behördlichen Urkunde dann jede materiellvechtliche 
Bedeutung. 

In diefer Weiſe fünnen fi öffentliche Urkunden in Beziehung ſetzen zu 
alfen Urkunden, die nicht die volle formelle Beweiskraft üffentliher Urkunden 
haben. Das geſchieht bei der Beglaubigung, Legalifation von ausländiſchen 
öffentlihen Urkunden, indem diefen dadurd die Beweiskraft inländiſcher 
Öffentlicher Urkunden verſchafft wird (E.P.D. $ 403, Abi. 2), Das ift weiter 
der Fall bei der Beglaubigung von Privaturfunden, wenn über Unter: 
ihrift oder Handzeichen einer Brivaturfunde eine die Echtheit bezeugende öffentliche 
Urfunde aufgenommen und damit der Privaturfunde die Vermuthung der Echtheit 
geſichert wird (C. P.O. 88 405 Abi. 2, 381). Endlich aber geſchieht das aud) 
bei der Beglaubigung von Abſchriften, inden da durd eine öffentliche 
Urkunde einer Abſchrift, der an ſich jede formellrechtliche Bedeutung fehlt, eine 
folde Bedeutung beigelegt und in Anlehnung an eine in der Uridrift bereits 
vorhandene Urkunde eine neue Urkunde gejhaffen wird, deren Beweisfraft zwar 
der freien ridterlihen Beweiswürdigung unterliegt, wenn e8 fi aber um Die 
gehörig beglaubigte Abſchrift einer öffentlihen Urkunde handelt, ohne weiteres der 
Beweiskraft der Urſchrift gleich geachtet werden fann (C.P.O. $ 400, vergl. aber 
aud) $ 16 Nr. 2 des Einf.-Gef. 5. C.P.O. u. $ 15 Abi. 2 des Perſſtdsgeſ. v. 
6. Febr. 1875). 

Der im gemeinen NRedte bejonders behandelte Fall, daß an Stelle einer 
verlorenen, zu Grunde gegangenen oder vom Untergange bedrohten Urkunde eine 
neue Urkunde angefertigt wird (Eremplififation von Urkunden), bedarf im heutigen 
Rechte feiner bejonderen Erwähnung, da fid) die darauf gerichtete Thätigfeit der 
Behörde immer entweder als Herjtellung einer neuen Urſchrift oder als Beglaubig- 
ung einer Abſchrift jener Urkunde kennzeichnet, das prozeßrechtliche Exemplifikations— 
verfahren aber durch die Civilprozeßordnung befeitigt worden ift. 


6. Die Bedeutung der Beurfundungshandlungen. 

Mit Rüdfiht auf die Umftände, von denen die formelle Beweiskraft der Ur- 
funden abhängt, hat die nichtjtreitige Rechtspflege die Aufgabe, bei ihren beweis- 
erheblichen Beurfundungshandlungen, foweit möglid, dafür Eorge zu tragen, daß 
nit nur unridtige Beurfundungen vermieden werden, ſondern aud daß die ge- 
Ihaffenen Urkunden frei find von äußeren Mängeln ($ 384 d, C. P.O.), fowie 
daß die Verfälihung der Urkunden erſchwert und die Aufklärung etwaiger Zweifel 
über ihre Echtheit geſichert werde. 

Erſtreckt fid) aber die Beurfundungshandlung auf Erklärungen oder That- 
ſachen von materiellvehtliher Bedeutung, fo gehört e8 mit Rüdfiht auf Die 
Umftände, welche die materielle Beweisfraft der Urkunden bedingen, zu der Auf- 
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gabe der nichtftreitigen Rechtspflege, auch materiellrehtlihen Einwendungen vor- 
zubeugen. Freilich vermag die behördliche Thätigkeit folde Einwendungen nicht 
völlig auszuſchließen, wohl aber joll fie ihnen den Boden möglichft entziehen, und 
dazu ift fie vet wohl imftande. Schon durd das Eintreten einer ernften und 
fahlihen Thätigfeit der unparteiiihen Behörde wird rehtswidrigen Einflüffen von 
bornherein entgegengewirft und in den Betheiligten ein Zuftand gefammelter Be— 
ſonnenheit hervorgerufen werben. Bei der von der Behörde einzuleitenden Ver: 
handlung kann und muß dann weiter dafür Sorge getragen werden, daß, joweit 
als möglih, die Handlungsfähigfeit der Betheiligten außer Zweifel geſetzt, ihr 
wahrer Wille far und irrthumsfrei erflärt und ein etwaiger Zweifel über Rechts— 
fragen durch die Auskunft und Belehrung der Behörde behoben werde. Endlich 
aber ift bei der Niederichrift des Ergebniffes ber Verhandlung das Augenmerk 
darauf zu richten, daß durch richtige, gemeinverftändfihe und unzweideutige 
Faffung der Urkunde jede irrige Auffaffung des PVerhandelten ausgeſchloſſen 
werde. 

Die Einrihtung der Behörden der nichtſtreitigen Rechtspflege bietet Gewähr 
dafür, daß fie bei ihren beweiserheblihen Beurfundungshandlungen die ihnen 
obliegenden Aufgaben richtig erkennen und pflihtgemäß erfüllen; nad) dem Um- 
fange und der Bedeutung der Aufgaben, die den Behörden dabei obliegen, be— 
ftimmt fi aber die Bedeutung der einzelnen Beurfundungshandlungen. Ihre 
Bedeutung reicht deshalb vielfady weit hinaus über das Gebiet des Formellen, 
auf welden fie zunächſt zur Erjheinung fommen. 


T. Die willfürliden beweiserhebliden Handlungen. 
Im Anſchluſſe an vorftehende Ausführungen laſſen fid) die willkürlichen 
beweiserheblihen Handlungen folgendermaßen eintheilen; 


I. Handlungen, wodurch öffentlihe Urkunden gefhaffen werden (beweiserheblide Beur— 
fundungshandlungen): 


1.) Urkunden, die jowohl formellrechtliche wie materiellrechtliche Bedeutung 
beanjpruden, 
a) Urkunden zum Beweiſe materiell erheblider Erklärungen, 

«) jelbjtändige Urkunden (Beurfundung von Erklärungen im engern 
Sinne), 

A) Urkunden, die ſich am andere, jhon vorhandene Urkunden anſchließen 
(Beglaubigung von PBrivaturfunden nad Inhalt und Unter- 
ſchrift), 

b) Urkunden zum Beweiſe anderer materiell erheblicher Thatſachen (Ausſtell— 
ung von Zeugniſſen). 

2.) Urkunden, die an ſich nur formellrechtliche Bedeutung beanſpruchen, 

eben darum aber immer nur im Anſchluſſe an andere, ſchon vorhandene Urkunden 
vorfommen, 
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a) Urkunden zum Beweiſe der Echtheit ausländiſcher öffentlicher Urfunden 

(Legalifation ausländifher öffentlider Urkunden), 

b) Urkunden zum Beweiſe der Echtheit von Privaturkunden (Beglaubigung 
der Unterfährift oder des Handzeihens unter Privaturfunden), 

ce) Urkunden zum Beweiſe der Webereinftimmung von Abſchriften mit den Ur— 
ihriften (Beglaubigung von Abſchriften). 

II. Saudlungen, wodurch andere Beweismittel geſchaffen werden. 

Daß bei diefer Eintheilung die äußere Erſcheinungsform das unterjheidende 
Merkmal bildet, entſpricht durchaus der Natur der beweiserhebliden Handlungen. 
Diefem Merkmale kommt aber auch nur infoweit entſcheidende Bedeutung zu, als 
e8 ſich darum handelt, die einzelnen beweiserheblihen Handlungen unter einander 
zu unterſcheiden, dagegen verjagt e8 völlig, wenn es ſich um die Unterſcheidung 
zwiſchen den bemeiserheblihen und den rechtserheblichen Handlungen handelt, da 
die vehtserheblien Handlungen in der äußern Erideinungsform den beweiserheb- 
lihen Handlungen nit ſelten völlig gleiden, obwohl fie ihrem innern Wejen 
nad ganz und gar davon verſchieden find. 


8. Die notbwendigen beweiserhebliden Handlungen. 


Die Sicherung des Beweiſes der Geburt oder des Todes eines Menſchen 
erfolgt auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Beurkundung des Perſonen— 
ftands und die Eheihliefung, vom 6. Februar 18754 durh Beurkundung 
der Geburten und der Sterbefälle in den Standesregiftern (Geburts- 
vegijter, Sterberegifter). Die Beurkundung erfolgt in jedem Falle doppelt, im 
Haupt und im Mebenregifter, und fie erjdeint im alle mindlicher Anzeige 
($$ 13, Abi. 2, 19, 58, 52, 61 d. Gef.) als die Beurfundung einer Erflärung, 
in allen anderen Fällen ($$ 13, Abj. 3, 20, 24, 58, 62, 11, Abſ. 3, 65) als 
die Ausftellung eines Zeugniffes zum Standesregifter. 

Die Beurfundungen in den Geburts- und Sterberegijtern find zumeift 
ſchon dadurd zu nothwendigen beweiserhebliden Handlungen der nichtftreitigen 
Rechtspflege erhoben, daß der Beweis derjenigen Thatſachen, zu deren Beur— 
fundung die Standesregifter beftimmt find, in der Kegel nur durch die ordnungs- 
gemäß geführten Standesregifter oder durch Auszüge daraus erbradt werden 
fann ($$ 1, 15, 73 d. Gef.) Ueberdies iſt durd das Geſetz dem Standes- 


) Das Gefek wurde erft erlaffen, nahdem das Deutſche Reich durch Reichsgeſetz vom 
20, Dezember 1873 für die gemeinfame Gefeggebung über das gefammte bürgerliche Recht 
zuftändig geworden war. Geburt und Tod find natürliche Vorgänge, die auf dem Gebiete 
des bürgerlihen Rechts als juriftifhe Thatfahen wirlſam werden, weil bamit Beginn und 
Ende der Rechtsfähigkeit des Menſchen verbunden find (Sädf. B.G.B. SS 82, 36, 1999. 
Deutſches B.G.B. 88 1, 1922), die Geburt aber überdies für die Familien» und Standes: 
rechte von entfheidender Bedeutung ift. Behördlide Handlungen, die für dieſe juriftifchen 
Thatfahen Beweismittel fhaffen, find alfo beweiserhebliche Handlungen der nichtftreitigen 
Rechtspflege. 
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beamten die Verpflichtung auferlegt, die Beurkundung auf mündliche oder jchrift- 
lie Anzeige oder auf Anweifung oder Anordnung des Gerichts bei Vermeidung 
disziplineller Ahndung ungefäumt vorzunehmen (SS 13, 14, 11 des Geſ.). Die 
Amtsführung des Standesbeamten unterfteht der Aufficht einer mit weitgehenden 
Befugniffen verfehenen Auffihtsbehörde (SS 11, Abſ. 1 u. 2, 14, Abi. 2 u. 3, 
27, 60, 64, 66, Abi. 2.) Endlih aber ift eine ſehr umfafjende Anzeigepflicht 
feftgejeßt ($$ 17, 18, 19, 20, 22, Abj. 3, 23, 24, 56, 57), und diejenigen, 
welche dieſer Anzeigepflicht nicht nadfommen, find nicht nur mit Frimineller 
Strafe bedroht, fondern fie fünnen auch durch Geldftrafen zur Anzeigeerftattung 
angehalten werden ($ 68 d. Geſ.). 

Dagegen find die in $ 26 d. Gef. zugelaffenen Eintragungen im Geburts- 
regifter (Randvermerke, Zeugnifje) lediglich willfürlicde beweiserheblie Handlungen, 
da die dort al® Unterlagen des Eintrags erwähnten öffentlichen Urkunden, aud) 
wenn es nicht zum intrage kommt, den fragliden Vorgang beweijen, der Ein- 
trag aber nur auf Antrag eines Betheiligten erfolgen darf und diefer Antrag 
nicht erzwingbar ift. 

Die in demjelben Gejeße geregelte Eheſchließung ift eine redhtserhebliche 
Handlung der nicdtftreitigen Rechtspflege (vergl. jeßt deutſches B.G.B. $ 1317), 
und die fi an die Eheſchließung anjhliegende Beurkundung im SHeirathsregifter 
($$ 52, 54 d. Gef.) gehört ebenjo, wie die Ausftellung der in 88 49 und 54, 
Abſ. 2 d. Gef. erwähnten Zeugniffe zu den für das Eheſchließungsverfahren 
inftruftionell vorgejchriebenen beweiserheblihen Handlungen. Dagegen erſcheint 
die Ausftellung des Zeugniſſes, weldes gemäß 8 55 d. Gef. für den 
Fall, dag eine Ehe für aufgelöft, ungiltig oder nichtig erflärt wird, 
am Rande der über die Eheſchließung bewirkten Eintragung anzubringen 
ift, lediglich ala eine beweiserheblide Handlung, wodurd zwar feineswegs ein 
jeden andern Beweis der Scheidung ausſchließendes Beweismittel geſchaffen wird, 
die aber dennod als nothwendige Handlung bezeichnet werden muß, weil fie auf 
Grund der dem Standesbeamten von der zuftändigen Behörde überjendeten 
Urtheilsausfertigung (Ausf.Ver. d. Reichsk. v. 22, Yuni 1875, $ 14, Abſ. 1) 
ohne Gehör der Betheiligten von amtswegen zu erfolgen hat. 


Gntſcheidungen. 

Entſcheidungen des Reichsgerichts und Sächſiſcher Gerichte. 
Rechte einer Altiengeſellſchaft gegenüber den Aktionären bei der Zuſammen— 
legung von Altien. 

R.G. J. Civilſ. Urth. v. 16. Dezember 1896. I. 226,96. 


Am 28. Juni 1893 fand eine außerordentliche Generalverſammlung der 
Aktiengeſellſchaft Brauerei B. ſtatt, um über folgenden Antrag des Aufſichtsraths 


und des Vorſtandes zu beſchließen: 
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Die zur Zeit begebenen 750 Aktien à 1000 .# werden eingezogen. An 
Stelle von fünf der jegt vorhandenen Aktien jollen zwei neue Aftien von je 
1000 4 treten, und zwar follen von fünf einzuliefernden Aktien drei ver- 
nidhtet und zwei mit einem Ddiejelben als neue Aktien darakterifirenden 
Stempelvermerf zurücgegeben werden. Die alsdann etwa nod) vorhandenen, 
nicht umgetauſchten Aktien jollen weder ſtimm- noch dividendenberedtigt jein. 
Der Vorftand hat die eingelieferten, nicht durch fünf theilbaren Partien 
alter Aktien für Nehnung der Eigenthümer zu verfaufen. Die Ausführung 
des obigen Beſchluſſes erfolgt unter Beobachtung der Beitimmungen der 
Artikel 243, 245 und 248 des Reichsgeſetzes vom 18. Yuli 1884, 


. Zeder Inhaber zweier auf Grund der Beitimmungen unter 1 ausgeftellten 


neuen Aktien & 1000 .# hat das Net, gegen Hingabe zweier derartiger 
Aktien und Zuzahlung von 500 .4 eine nit bevorredtigte Aktie à 1500 4 
und eine Vorrehtsaftie à 1000 M zu erwerben. Der Borftand wird er: 
mädtigt und verpflichtet, jo viele nicht bevorredtigte Aftien A 1500 4 
und Vorredtsaftien A 1000 .#, wie infolge der Ausübung des den Al: 
tionären eingeräumten Rechts erforderlih find, anfertigen zu laſſen und 
den betreffenden Aktionären einzuhändigen. 


. Die Inhaber der zum Betrage von 300000 .# ausgegebenen Privritäts: 


obligationen dritter Emiſſion ſollen — foweit ihr Befiß einen derartigen 
Umtauſch gejtattet, — beredtigt fein, zu beanjpruden, daß ihnen gegen Aus» 
händigung der ihnen gehörenden Obligationen für 60 %, des Betrags der 
eingereihten Obligationen neu zu emittivende Vorredtsaftien und für Die 
reftirenden 40 ®/, neu auszugebende nicht bevorredtigte Aktien al pari ge 
geben werden. Zu dem Behuf follen bis zu 120000 .4 in nidjt bevor: 
rechtigten Aktien... und bis zu 180000 .4 in Borredtsaftien, die erjteren 
in Stüden von 1000 und/oder 1200, und/oder 1500 #, die leteren in 
Stüden von 1000, und/oder 1200 und/oder 1500 .# und/oder 1800 4 
ausgegeben werden. 


. Der zur Bertheilung unter die Aktionäre dienende Reingewinn der Gejellichaft 


wird unter entipreddender Aenderung des Statuts in der Weife vertheilt, 
daß die Inhaber der Vorredtsaftien vorweg eine Dividende bis zu 4 ®/, 
fodann die Inhaber der nicht bevorredtigten Aktien eine Dividende bis zu 
4 9, erhalten, und der Reſt gleihmäßig unter die Aftionäre beider Gate 
tungen vertheilt wird. 


. Im Falle der Liquidation der Geſellſchaft werden unter entſprechender Aen« 


derung des Statuts aus dem Gejellichaftsvermögen zuerft die Inhaber der 
Vorrechtsaltien, jodann die Inhaber der übrigen Aktien befriedigt. 


. Der Vorftand wird in Gemeinſchaft mit dem Aufjichtsrath befugt, die zur 


Ausführung des Beſchluſſes unter 1 bis 3 erforderlihen Beftimmungen zu 
treffen, aud die Friften zu beftimmen, innerhalb deren der Umtauſch ftatt- 
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zufinden Hat, und die Aktionäre beziehungsweife die Inhaber von Prioritäts- 

obligationen das ihnen zuftehende Recht auf Erwerb von Vorreditsaftien be- 

ziehungsweife auf Umtaufh der Obligationen gegen neu emittirte Aftien 
auszuüben haben. 

T. Sobald die unter 1 bis 3 gefaßten Beſchlüſſe ausgeführt find und dem— 
nad) die Höhe des Grundfapitald jowie die Vertheilung deffelben auf die 
verſchiedenen Gattungen don Aktien feititeht, fpäteftens aber in der im Jahre 
1894 ftattfindenden ordentlihen Generalverfammlung follen die durch die 
Neugeftaltung des Grundfapitals gebotenen Statutenveränderungen bejhlojjen 
und ſodann zum Handelsregiſter angemeldet werden. 

Der in der Generalverfammlung anweſende Aktionär 9. proteftirte zwar gegen 
einen derartigen Beſchluß, die Generalverfammlung, in welcher 490 Aktien, alfo 
mehr als die Hälfte ſämmtlicher Aftien vertreten war, nahm aber die Anträge 
mit einer °/, des in der Generalverfammlung vertretenen Grundfapital® über: 
fteigenden Mehrheit an, 

In Ausführung diefes Beihluffes hat der Vorftand unter dem 9. Auguft 
1893 und unter dem 12. Dezember 1893 öffentlih befannt gemadt, daß die 
Aftien der Geſellſchaft zwecks Umtaufc bei der Wechſlſerbank in Hamburg zur Ver— 
meidung des Verluftes des Aftienrehts einzuliefern ſeien. Das erjte Mal 
war dafür eine Frift von 6 Wochen, das zweite Mal eine Frift bis zum 14. Ja— 
nuar 1894 geftellt. Zugleih find die Aktionäre aufgefordert, bei Einreichung 
ihrer Aktien zu erklären, ob fie von dem Rechte auf Vorzugsaktien Gebrauch machen 
wollten. Eine entſprechende Aufforderung ift an die Inhaber von Prioritäts- 
obligationen erlaffen. 

Nach dem Thatbeſtande des Berufungsurtheils ift der Aufforderung des 
Vorſtandes foweit Folge gegeben, daß in einer am 28. Dezember 1894 ftatt- 
nehabten Generalverfammlung das nunmehrige Grundkapital der Geſellſchaft auf 
539000 .M, eingetheilt in Vorrechtsaltien und nicht bevorredjtigte Aktien bejtimmt 
ift. Da das Aktienkapital zunächſt auf 300000 # herabgejegt ift, und, wenn 
alle Aktionäre von dem Rechte unter Nadyzahlung von 500 .# auf je 2000 M 
neue Aktien Vorrechtsaktien Gebrauch gemacht hätten, auf fie immer nur 75000 .4 
entfallen wären, jo haben ſich danach aud die Mehrzahl der Obligationäre bei 
dem Umtauſch betheiligt. Es find aber nidyt alle alten Aktien zum Umtaufc eins 
gereiht. Nah der Feitftellung in dem Gründen des Berufungsurtheils ift in 
jenem Generalverfjammlungsbejhluß vom 28. Dezember 1894 die Zahl der Aktien 
ohne Berüdfihtigung der zum Umtauſch nicht eingereichten Aktien feſtgeſtellt. 

Der Aktionär J., welher in der Generalverfammlung vom 28. Juni 1893 
gegen den beantragten Beſchluß protejtirt hatte, hat auch noch in bejonderer Ein- 
gabe an den Vorſtand vom 18. September 1893 erklärt, daß er durd) die Be- 
fanntmahung gezwungen werde, 15 Stüd Aktien zum Umtaufcd einzureichen, ſolches 
aber nur unter Vorbehalt aller feiner Rechte thun wolle. Er hat jodann zwar 

18* 


196 Aktiengefelliichaft, Zufammenlegung von Aftien, 


am 19. September die Aktien mit dem Erfuden, fie umzutaufhen, der Wechsler: 
banf eingereicht. Später hat er aber Rückgabe der Aktien don der Wechslerbank 
verlangt und erlangt. Es find dann nur wieder drei Stüd diefer Aktien 
zum Umtausch eingereidht; die übrigen 12 Altien befinden fi, wie der Thatbe— 
ftand des Berufungsurtheils S. 3 fonftatirt, unbeftritten nod im Beſitz des Al— 
tionärs 9. 

Der Vorftand der Aftiengefellihaft hat Namens diefer Ende September oder 
Anfangs Oftober 1895 wider J. bei dem Yandgeriht Hamburg Klage erhoben, 
in welder er beantragt, den Beklagten koftenpflichtig zur Uebergabe der zwölf von 
der Wechslerbank in Hamburg geftempelten Aftien der Brauerei B. an die Klägerin 
zu verurtheilen, Klägerin erflärte, daß fie fi das Recht der Kaffirung diefer 
Aktien vorbehalte, ſich jedod für den Fall, daß der Beklagte nad) Beendigung 
dieſes Rechtsſtreits die fraglihen 12 Aktien einliefert, zur Erfüllung der in dem 
Generalverſammlungsbeſchluſſe vorgejehenen Gegenleiftung bereit erflärte, In der 
mindliden Verhandlung vor dem Yandgericht hat Klägerin Verurtheilung zur 
Herausgabe der Aktien zwecks Umtauſches beziehungsweife Auszahlung in Ge— 
mäßheit des Beichluffes der Generalverjammlung vom 28, Juni 1893 beantragt. 

Eventuell wünſchte Klägerin einen richterlichen Ausiprud dahin, daß der 
Beſchluß der Generalverfammlung vom 28. Juni 1893 gültig, wenn ev aud) 
nicht direft gegen den Beklagten erzwingbar jei. 

In der mündlichen Verhandlung vor dem Oberlandesgericht hat die Klägerin 
ausdrücklich eventuelle Feitftellung beantragt, 

daß die in der Generalverfammlung der Aktionäre der Flagenden Gejellihaft 
vom 28. Juni 1893 gefaßten Beſchlüſſe dem Beklagten gegenüber rechtsver— 
bindlich find. 

Die Klage wurde in allen Inftanzen abgewiefen, vom Reichsgericht aus den 
nachſtehenden Gründen. 

Wie das Reichsgericht bereits in anderer Sache entſchieden Hat, fteht aller: 
dings der Aftiengejellihart da8 Recht zu, eine Herabfeßung des Grundfapitals 
durch Zufammenlegung von Aktien mit der Maßgabe zu beſchließen, daß die Af- 
tionäre, welde die zur Zufammenlegung erforderlihe Zahl von Aftien nicht be- 
figen, fid) gefallen lafjfen müfjen, daß ihre Aktien beziehungsweife an deren Stelle 
neue zufammengelegte Aktien don der Geſellſchaft meiftbietend oder zum Börjen- 
furje verfauft werden. Und daffelbe gilt auch bezüglich der zufolge dev Zuſammen— 
fegung in der Hand der Aftionäre übrig bleibenden Spigen, wenn fi die Ak— 
tionäre nicht über Zuſammenlegung jolder Spiken behufs Erwerbung einer ge 
meinſchaftlichen Aftie umter einander einigen, 

Alles dies folgt aus Artikel 248 des H.G. B.'s. Die Generalverfammlung 
kann auch behufs Durhführung der in Ausjiht genommenen Zufammenlegung 
beſchließen, daß diejenigen neuen Aktien, welde auf die Aftionäre entfallen, die 
ihre alten Aktien zum Umtaufd nicht eingereicht haben, für deren Rechnung ver: 
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fauft werden follen, jo daß die nit eingereichten Aktien ebenfo ungültig werden, 
wie die zum Umtauſch eingereichten. Und die Generalverfammlung kann 3. B., 
wenn etwa die Aktien ihrer Gejellichaft ſchwer verfäuflid find, beſchließen, daß die- 
jenigen neuen Aktien, welde auf die Aktionäre entfallen, die ihre alten Aktien 
innerhalb der Frift zum Umtauſch nicht eingereiht haben, für diefelben nad Ab- 
lauf der Frift bereit gehalten und in Verwahrung genommen werden, jo daß die 
Dividenden, welde auf jene neuen Aktien entfallen, für diefe abgehoben und mit 
den neuen nicht eingetaufchten Aktien bis zur Einreichung der alten Aftien auf: 
bewahrt werden, In dieſem Fall kann folgeweis für die alten Aktien als 
ſolche nad Ablauf der zum Umtauſch geftellten Friſt weder eine Dividende er: 
hoben noh ein Stimmreht ausgeübt werden. Aber die Inhaber jener alten 
Aktien find ihres Stimmrechts und des Rechts Dividenden zu beziehen nicht ver: 
(uftig; fie können fi vielmehr die Ausübung dieſes Rechts jederzeit dadurch ſichern, 
daß fie nachträglich den innerhalb der gejtellten Frift unterbliebenen Umtaufd) 
vornehmen. 

Dagegen fteht der Aftiengefellihaft das Recht nicht zu, die alten Aktien 
ihrer Dividenden und die Inhaber der alten Aktien ihres Stimmrechts für den 
Fall der Säumigfeit in der Einveihung zum Umtauſch ſchlechthin zu berauben; 
diefes jo wenig, wie die alten Aktien ſchlechthin für ungültig zu erklären, um jo 
die übrigen Aktionäre auf Koſten dev ſäumigen zu bereichern, 

Beſchließt eine Altiengeſellſchaft die Herabjeßung des Grundfapital unter 
Zufammenlegung von Aktien und die Aufforderung zum Umtauſch unter einem 
derartigen unzuläffigen Präjudiz, jo bleibt die Umzuläffigkeit des Präjudizes be: 
deutungslos, wenn alle Aktionäre der Aufforderung Folge geben, ihre alten Aktien 
zum Umtauſchen einreihen und dagegen die neuen Aktien entgegen nehmen, 

Der Beihluß der Herabjegung des Grundkapital unter Zujammenlegung 
von Aftien erweift jid) dann troß des unzuläffigen PBräjudizes als gültig und 
vollwirfjam, 

Werden aber die alten Aktien von einem oder von einigen Aktionären nicht 
zum Umtauſch eingereiht und jchreitet die Aktiengejellihaft dennod zur Neufon- 
jtituirung auf Grund des gefakten Generalverſammlungsbeſchluſſes, erlangt fie 
aud den Eintrag in das Handelsregifter, jo wird dadurd die Ausſchließung der» 
jenigen Aktionäre, welde ihre Aftien nicht eingereicht haben, aud) dann nicht gültig, 
wenn dieſe den Generalverſammlungsbeſchluß innerhalb der einmonatliden Friſt 
des Artikels 222 durch Klage anzufechten unterlafjen haben. 

Die Aktiengejelihaft iſt vielmehr verpflidtet, aud) nad Ablauf der unter 
einem unzuläfjigen Präjudiz geſtellten Präftufivfrift jenen Aktionären den Umtauſch 
jo zu geftatten, wie e8 dem Generalverſammlungsbeſchluſſe, abgejehen von dem 
unzuläffigen Präjudize entſpricht. Und der ſäumige Aktionär hat ein Recht, dies 
zu beanjprucden. 

Nun Hat fid zwar der Vorftand der klagenden Geſellſchaft im vorliegenden 
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Falle erboten, dem Beklagten, wenn er feine alten Aftien noch einreicht, diejelben 
in Gemäßheit des Beichluffes der Generalverfammlung vom 28. Juni 1893 ums 
zutaufchen beziehungsweis auszuzahlen. 

Allein zunächſt ift dieſes Erbieten nit umfaffend genug. 

Der Generalverfammlungsbeihluß vom 28, Juni 1893 ift ein einheitlicher. 
Es wurde zugleich eine Herabjegung des Grundfapital® und eine eventuelle Er: 
höhung des herabgefegten Grundfapital® beſchloſſen. Es wurde die Ausgabe bevor‘ 
rechtigter Aktien neben nicht bevorrechtigten Aktien beihloffen, und e8 wurde den 
alten Aktionären das Recht gegeben, unter Nadjzahlung ſich den Bezug folder bevor- 
rechtigter Aktien gegen ihre alten Aktien zu fihern. Wenn dies in die Form gekleidet 
ift, daß gegen Hingabe zweier neuer Aktien und Zuzahlung von 500 .# eine nidt 
bevorredtigte Aftie A 1500 .# und eine Vorredtsaftie A 1000 .# gewährt werden 
ſoll, fo ift das nichts weiter als eine Art der Umrehnung, die gleihbedeutend 
ift mit dem Satze, daß der Inhaber von 5 alten Aktien das Recht hat, unter 
Nachzahlung von 500 .# eine bevorrechtigte neue Aktie & 1000 .4 und eine nicht 
bevorredtigte neue Aftie A 1500 # oder ohne Nachzahlung zwei nicht bevor: 
vehtigte neue Aktien à 1000 .# zu beziehen. Hat die Geſellſchaft einmal ein un- 
richtiges und unzuläffiges Präjudiz geftellt, und hat der Vorſtand der Geſellſchaft 
unter dem unzuläffigen Präjudize des gänzlichen Verluftes aller Rechte zum Um: 
tauſch der Aftien aufgefordert, jo muß er aud dem Bellagten nad) Ablauf der 
Frift den Umtauſch auf derjelben Grundlage geitatten, auf welder diejer den 
Umtauſch innerhalb der Frift hätte bewirken können. 

Sodann aber ift nicht erſichtlich, daß der Vorftand ſich in der Yage befindet, 
jein Angebot zu verwirkliden, nachdem ein Generalverjammlungsbeihluß gefaßt 
ift, welcher der Rechtslage wideriprad). 

Der Generalverfammlungsbefhluß vom 28. Juni 1893 läßt eine verſchiedene 
Auslegung zu. Diefer Beihluß und der ihm zu Grunde liegende Antrag des 
Vorſtandes und des Aufſichtsraths der klagenden Aktiengeſellſchaft kann dahin ver: 
jtanden werden, daß die Inhaber der alten Aktien, welche zum Umtauſch inner: 
halb der zu jtellenden Frift nicht eingereicht werden würden, das Recht auf dieje 
alten Aftien als ſolche Dividenden zu erheben und in den Generalverfammlungen 
zu ftimmen, nicht ausüben dürften, jo lange fie aud) nidt nadträglid den 
Umtauſch bewirkt hätten, 

Der Beſchluß kann aber aud) in dem Sinne gefaßt fein, daß die Ber: 
jäumung der Frift die Folge haben follte, daß die nicht eingereichten Aftien über- 
haupt des Rechts verluftig fein jollten, nod Dividenden zu beziehen und ein 
Stimmredt auszuüben. 

Auf den erften Standpunkt hat ſich bei den weiteren Maßnahmen zunächſt 
nicht der Vorſtand und nicht die Geſellſchaft in den jpäteren Generalverfammlungen 
geſtellt. 

Der Vorſtand hat zur Einreichung der Aktien bei Verluſt des Aktien— 
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rechts aufgefordert und eine im Jahre 1894 abgehaltene Generalverfammlung 
der Aktiengefellihaft hat den Antrag des Borjtandes, dem Beklagten für feine 
alten Aktien neue nicht bevorrehtigte Aktien zur Verfügung zu ftellen, abgelehnt. 
Demnächſt hat aber die Generalverfammlung vom 28, Dezember 1894 das Grund: 
fapital auf 539000 .4 feſtgeſtellt. 

Da aber die nicht eingereidhten alten Aktien an dem Gejellihaftsvermögen 
rechtlich betheiligt geblieben find und eine jede dem Herabſetzungsbeſchluſſe ent» 
ſprechend mit 400 M anzujeßen ift, jo ift das Grundfapital zu berechnen auf 
539000 .# + 400 X, wobei X die Anzahl der zum Umtaufc nicht eingereichten 
alten Aktien bedeutet. 

Diefer Rechtslage entiprehend würde fi die Gejellihaft, um ihren Rechts— 
beftand gegenüber den fortbejtehenden Rechten der nicht eingereichten alten Aktien 
zu fihern, zunächſt zurücdzubilden haben. Dann würde fi) aud jenes Angebot 
des Vorftandes iu Webereinftimmung mit dem neu zu faffenden Beichluffe der 
Generalverfammlung befinden, Und der Beklagte würde fid) nicht weigern fünnen, 
den Herabjegungsbefhlug der Generalverfammlung aud für feine Aftien anzu: 
erfennen. 

Welche Maßnahmen im Einzelnen einzuſchlagen find, um den thatſächlichen 
Zuftand in einen unanfechtbaren Rechtszuſtand hinüberzuführen, hat das Revifions- 
gericht nicht zu bezeichnen. 

Jedenfalls hat die Aftiengejellihaft zur Zeit und bei der von ihr geſchaffenen 
Lage der Sache nicht den Anfprud von dem Beklagten Herausgabe feiner Aktien 
zu fordern, um erft dem nächſt Mafnahmen zu treffen, dur welde fie ſich in 
die Lage jet, ihn den übrigen Aktionären gleid) zu ftellen, noch kann fie, nachdem 
fie die Rechte des Bellagten bei Seite gejeßt hat, von ihm zur Zeit die Aner: 
fennung fordern, daß ein einzelner Beſchluß ihrer Generalverfammlung von zweifel: 
haftem Sinn, und den fie ſelbſt bei ihren weiteren Maßnahmen jo ausgelegt hat, 
daß er die Rechte des Bellagten verlegt, für ihn aud) nur in eingeſchränkterem 
Umfange verbindlich ſei. 

Darin, daß der Bellagte fid) jenem Beihluß vom Juni 1893 durd die 
wieder zurücgenommene Einreihung feiner Aktien nicht unterworfen hat, ift dem 
Berufungsgeridt beizutreten, 


It das Recht eines Altionärs zur Anfechtung eines Beichlufles der 
Generalverfjammlung davon abhängig, dab ihm vermöge feines Aftien- 
befiges das Stimmredt zuftand? Einfluß des Umftandes, dab in der 
Generalveriammlung Aktionäre, weldhe für eine gewiſſe Frage vom 
Stimmredt ausgeſchloſſen waren, zu Unrecht mit abgeftimmt haben, auf 
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die Gültigkeit des Beſchluſſes. Tragweite der Aufhebung eines die 
Dechargeertheilung ausiprechenden Beſchluſſes der Generalverfammlung. 


RG. L Civ.Sen. Urtheil vom 9. Januar 1897. I. 406/96. 


Thatbeftand, 

Der Kläger ift Befiger von drei alten, über je 300 4 Tautenden Aktien 
der Aftiengefellihaft G., deren neue Aktien auf je 1500 .# lauten, Während 
jede neue Aftie eine Stimme in der Generalverfammlung hat, gewährt erjt der 
Befig von fünf alten Aktien ftatutariih eine Stimme. An der am 26. Juni 
1893 in Berlin abgehaltenen Generalverfammlung bat der Kläger in der Weije 
theilgenommen, daß er fid) durd einen mit Vollmacht verjehenen Mitaftionär K. 
vertreten ließ. Dieſer Bevollmächtigte des Klägers hat ausweislich des über Die 
Generalverfjammlung aufgenommenen notariellen Protokoll für fih und feinen 
Machtgeber gegen die Beihlüffe der Generalverfammlung, durch welche Die vorgelegte 
Bilanz für den 31. Dezember 1892 genehmigt, die Bertheilung einer Dividende 
von drei Prozent des Aftienfapital® beihloffen und dem Vorſtande und Aufſichts— 
rath Entlaftung bezüglid der Geſchäftsführung im Jahre 1892 ertheilt worden 
war, Widerjprud erhoben. Auf diefen Widerſpruch geftügt, hat der Kläger gegen 
den Vorſtand und Auffihtsrath der Altiengejellihaft mit dem Antrage geflagt, 
die Beihlüffe der Generalverjammlung, denen er widerjproden hatte, für uns 
gültig zu erklären. Diejer Klageantrag hat, joweit er die Dividendenvertheilung 
betraf, dadurch feine Erledigung gefunden, daß eine ſpätere Generalverfammlung 
den betreffenden angefochtenen Beihluß aufgehoben Hat. Hinſichtlich der beiden 
anderen Beſchlüſſe ift die Anfehtungsklage des Klägers in folgender Weife be 
gründet: 

1. In Folge einer von ihm gegen die Beihlüffe der Generalverfammlung 
vom 26. Juni 1888 erhobenen Anfehtungsflage fei die dem Borftande und dem 
Auffihtsrathe der Aktiengejellihaft für das Geſchäftsjahr 1887 ertheilte Dedarge 
für ungültig erflärt worden und deshalb als nicht ertheilt anzufehen, Vorſtand 
und Auffihtsrath hätten jedod jenes Urtheil völlig unbeadtet gelaffen und den 
Altionären feine Mittheilung davon gemadt. Demzufolge ermangelten die für 
die jpäteren Jahre ertheilten Dedargen und jo aud die für das Jahr 1892 er: 
theilte der thatſächlichen und rechtlichen Grundlage, weil fie auf der für ungültig 
erflärten Dedarge fußten. 

2. Die in der Generalverfammlung vom 26, Juni 1893 bezüglid der Ge 
nehmigung der Bilanz und der Entlaftung der Geſellſchaftsorgane gefaßten Be— 
jchlüffe feien ungültig, weil fie nit mit der zu ihrer Gültigkeit erforderlichen 
Mehrheit des in der Verfammlung vertretenen Kapital® gefaßt jeien. Das ver: 
tretene Kapital habe 254100 .4 betragen, darunter hätten fi jedod Aktien im 
Gejammtbetrage von 153000 4 befunden, welde den Mitgliedern des Bor: 
ftandes umd des Auffichtsrathes gehörten und gemäß Artikel 190°, 221 des 
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H.G. B.'s bei der Beihlußfaffung hätten ausſcheiden müſſen. Nach Abzug diejer 
153000 M und der den wiederjpredenden Aktionären gehörenden 21600 .# 
Aktien verblieben nur noch 79500 .#, welde nicht die abjolute Mehrheit des 
vertretenen Aftienfapitals darjtellten, wie fie der $ 27 des Status zur Gül- 
tigfeit der Beſchlüſſe der Generalverfammlung erfordere. 

3. Die vorgelegte Bilanz ſei aud fahlih unridtig und die Geſchäfts— 
führung der Gejellihaftsorgane eine pflitwidrige, wie im Einzelnen darzulegen 
geſucht wird, 

Die Beklagten haben Abweifung der Klage beantragt. Zunächſt führen fie 
aus, daß der Kläger als Eigenthümer von nur drei alten Aktien, weil nicht 
ftimmberedtigt aud nicht zur Anfechtung beredtigt jei. Sie find ferner der 
Meinung, daß die Ungültigfeitserflärung der Dedarge für 1887 durd die Ent— 
laftungen für die folgenden Jahre geheilt jeien und halten etwaige Regreßanſprüche 
aus dem Jahre 1887 für verjährt. Sie führen weiter aus, daß die angefochte— 
nen Beihlüffe mit der ftatutenmäßigen Mehrheit gefaßt feien, denn wenn man 
die Aktien der Vorſtands- und Auffitsrathsmitglieder von der Geſammtheit des 
Aktienkapitals abziehe, jo verblieben nod 101100 #4. Da nun nur 21600 4 
gegen die Genehmigung der Bilanz und die Ertheilung der Dedarge geftimmt 
hatten, jo feien die Beihlüffe mit der erforderlihen Mehrheit gefaßt. Die ſach— 
lihen Angriffe des Klägers werden von den Bellagten für unbegründet erklärt. 

Das Gericht erfter Inſtanz hat dem Antrage des Klägers entſprechend Die 
Beihlüffe der Generalverfammlung vom 26. Juni 1893, foweit fie die Geneh: 
migung der Bilanz und die dem Vorſtand und dem Aufſichtsrath ertheilte De- 
darge betreffen, für ungültig erklärt. Die Berufung der Beflagten ift durd) Ur: 
theil des fünften Civiljenats des Kammergerichts zu Berlin vom 10. Oftober 
1896 zurüdgewiejen worden. 

Das Berufungsurtheil wurde aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Zutreffend ift es, wenn das Berufungsgeridht angenommen hat, daß der 
Kläger zur Anfehtung der Generalverfammlungsbeihlüffe, denen fein an der 
Generalverjammlung theilnehmender Bevollmädjtigter widerſprochen hat, befugt fei, 
obgleich jein Aftienbefig ihm ein Stimmredt nicht gewährt. Nach Artikel 190a, 
222 des 9.6.8.8 ift zur Anfechtung befugt jeder in der Generalverfammlung. 
erſchienene Aktionär, fofern er gegen den angefodtenen Beſchluß Widerfprud zum 
Protokoll erflärt hat, Dieſe Vorausſetzungen der Klage, die Eigenjhaft des 
Klägers als Aktionär und der protofollariiche Widerjprud liegen vor. Daß der 
anfehtende Aktionär das Stimmredht haben müſſe, ift im Geſetze nicht beftimmt 
und aud aus dem Sinne des Gejehes nicht Herzuleiten. Das Anfehtungsredt 
ftellt fi) vielmehr als ein von dem Stimmrecht unabhängiges, aus dem Xheil- 
nahmerecht jedes Aftionärs an den Angelegenheiten der Aktiengejellihaft fließendes 
Recht dar, das aud in dem $ 20 der Statuten der Aftiengefellihaft G. wenig: 
ftens infoweit eine Anerkennung findet, als dort ausdrüdlid die Berechtigung der 
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Befiker von einer oder mehreren Aftien zur Theilnahme an der Generalverfamm: 
fung ausgeiproden ift, obgleih das Stimmrecht durch den Befig von je fünf 
alten Aftien über 300 M oder einer neuen Aftie von 1500 .# bedingt wird. 

Das Berufungsgeriht hat die Anträge des Klägers für geredtfertigt er— 
ad)tet, weil bei der Genehmigung der Bilanz der Vorſtand und die Mitglieder 
des Aufſichtsraths entgegen der Vorſchrift des Artikels 190 Abi. 3 des H.G. B.s 
mit abgeftimmt hätten, was die Ungültigfeit der ganzen Abftimmung zur Folge 
habe und aud) die Ungültigfeit des die Entlafjung betreffenden Beſchluſſes nad) 
ſich ziehe, weil dem letzteren Beſchluſſe die Grundlage fehle, ſo lange die Bilanz 
nicht geprüft und genehmigt fei. Diefe Begründung des angefochtenen Urtheils 
wird don der Reviſion mit Net als rechtsirrthümlich angegriffen. 

Nah dem Protokoll über die Generalverfammlung vom 26. Juni 1893 
und dem demjelben beigefügten Verzeichniß der erſchienenen ftimmberedtigten 
Aktionäre und ihres Altienfapital® betrug das geſammte vertretene Aftienfapital 
254100 .#. Daran waren die erſchienenen Mitglieder des Vorſtandes und des 
Auffihtsrathes mit 153000 betheiligt. Gegen die Genehmigung der Bilanz 
haben drei Aktionäre mit einem Aktienkapital von 21600 .# geftimmt, mithin 
für die Genehmigung außer den Mitgliedern des Vorfjtandes und Aufſichtsrathes 
Aktionäre mit einem Aktienkapital von 79500 #. Daß bei folder Sadjlage die 
Abftimmung nit ſchon deshalb ungültig ift, weil die Aktionäre, welde außer 
den Vorſtands- und Auffihtsrathsmitgliedern für die Genehmigung gejtimmt 
haben, nicht die Majorität des gefammten, in der Generalverfammtlung ver: 
tretenen Aftienfapital® ausmachen, bedarf kaum der Begründung. Der $ 27 des 
Geſellſchaftsſtatuts lautet in feinem vierten Abſatz: 

„Die Generalverfammlung faßt ihre Beſchlüſſe mit abjoluter Stimmen: 
mehrheit des in der Verfammlung vertretenen Kapitals, mit Ausnahme der 
in Diefem Statut und im Geſetz bezeichneten Fälle” 

berüdfihtigt alſo auch die geſetzlichen Vorſchriften, durch welche einzelne in der 
Generalverſammlung anweſende Aktionäre von der Abſtimmung in gewiſſen Fällen 
ausgeſchloſſen werden. Wenn alſo, wie der Kläger zur Begründuug ſeiner An— 
träge ſelbſt ausführt, die Mitglieder des Vorſtandes und Aufſichtsraths durch 
Artikel 190 Abſ. 3 des H.G. B.'s auch von der Abſtimmung über die Ge— 
nehmigung der Bilanz ausgeſchloſſen waren, jo war deren Aktienkapital geſetz- und 
ftatutengemäß bei der Feſtſtellung der für diefe Beihlußfaffung erforderlichen 
Stimmenmehrheit außer Berechnung zu laffen. ine andere Auslegung des 
Statuts würde zu dem unvernünftigen Nejultat führen, daß, wenn Die größere 
Hälfte des Aftienfapitals fi in den Händen des Vorftandes und Auffihtsraths 
befände, bei deren Anweſenheit in der Generalverfjammlung eine rechtsgültige Be— 
Ihluffaffung über die Bilanz und die Entlaftung überhaupt nidt ftattfinden 
fünnte. Iſt biernad für die Beſchlußfaſſung über die Genehmigung der Bilanz 
und die Entlaftung das Aktienkapital der Mitglieder des Vorſtandes und der 
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Auffihtsrathsmitglieder vorweg auszufheiden und fommt für die Berechnung der 
Stimmenmehrheit nur der Reſt des vertretenen Aftienfapitals, im Geſammt— 
betrage von 101100 .4 in Betradit, jo ift, da 79500 .# für die Genehmigung 
der Bilanz geftimmt Haben, die abjolute Stimmenmehrheit für diefen Beſchluß 
vorhanden. 

Bergl. Bolze, Praxis, Bd. 17 Nr. 531. 

Der Grund, aus dem das Berufungsgericht eine ſolche Ausscheidung der 
unzuläffiger Weife abgegebenen Stimmen für nicht thunlich erachtet, iſt unhaltbar. 
Es meint, man könne nicht unterftellen, daß, wenn das Gewidt der Stimmen 
der Vorjtandse- und Auffihtsrathsmitglieder für die Genehmigung der Bilanz 
fortgefallen wäre, die übrigen Aktionäre ebenjo geftimmt haben würden, wie fie 
geftimmt haben. Dabei iſt überjehen, daß die übrigen Aktionäre bei ihrer Ab- 
ftimmung über die Bilanz von vornherin davon ausgehen mußten, daß deren 
Richtigkeit von dem Vorſtande und Auffitsrath, weldye der Generalverfammlung 
dieje Bilanz zur Genehmigung vorgelegt hatten, vertreten werde und daß die er: 
wähnten Gejellihaftsorgane in der Lage waren, bei der der Beſchlußfaſſung 
vorausgehenden Diskuſſion das ganze Gewicht ihres Einfluffes für die Ge- 
nehmigung der Bilanz geltend zu madhen, jo daß nit erfichtlih iſt, welches 
weitergehende bejondere Gewicht ihre Stimmenabgabe auf die Abftimmung der 
übrigen Aftionäre geübt haben fünnte. Außerdem aber ift die Abftimmung als 
eine Willengerflärung, von dem Falle einer vorfäglihen Täuſchung abgejehen, 
eines falſchen Beweggrundes wegen jelbft von dem Abftimmenden nicht anzufechten, 
gejchweige denn von einem Dritten. Die Entſcheidung des Berufungsgerichts be- 
ruht hiernach, joweit fie den die Genehmigung der Bilanz betreffenden Beſchluß 
für ungültig erffärt, auf Rechtsirrthum und da die Ungültigfeit des Entlaftungs- 
beſchluſſes, an deſſen Faffung der Vorftand und die Auffihtsrathsmitglieder un— 
ftreitig nit Theil genommen haben, lediglih auf den Zufammenhang zwiſchen 
der Genehmigung der Bilanz und der Entlaftung gejtüßt it, jo unterliegt das 
ganze Berufungsurtheil der Aufhebung, fofern es fi nit aus anderen Gründen 
als gerechtfertigt darftellt. 

In diefer Beziehung kommt zunächſt in Betracht, ob fid) die Ungültigkeit 
der Beſchlüſſe über die Genehmigung der Bilanz und die Entlaftung der Ver— 
waltungsorgane für das Jahr 1892 als eine Folge dev durch vedhtsfräftiges Ur: 
theil erfolgten Aufhebung der für das Jahr 1887 ausgefprodenen Entlaftung 
ergiebt, wenn, wie nicht beftritten ift, die Entſcheidung des Vorprozeſſes nicht zur 
Kenntniß der Aktionäre gebracht worden it, die Beihluffaffung in den folgenden 
Jahren aljo in Unfenntnig jener Entiheidung erfolgt if. Das ift zu ver: 
neinen. 

Die vorgelegten Urtheile des Vorprozeſſes ergeben, daß durch dieſelben der 
Beſchluß der Generalverſammlung vom 26. Juni 1888, der dem Vorſtande und 
dem Aufſichtsrathe für das Gejhäftsjahr 1887 Decharge ertheilte, lediglich aus 
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dem Grunde für ungültig erklärt worden ift, weil er auf der Abftimmung von 
drei Mitgliedern des Auffihtsraths beruhte, welche mit dem Kläger die damalige 
Generalverſammlung gebildet Hatten, Sachliche Bejhwerden gegen die Geſchäfts— 
führung der Verwaltungsorgane find in dem Vorprozeſſe nicht erhoben worden, 
und nod weniger ift erfitlih, daß die damals vorgelegte Bilanz irgendwie be= 
mängelt worden jei. Unter jolden Umftänden ift die Aufhebung des Ent: 
laftungsbejhluffes für das Jahr 1887 ohne jede Bedeutung für die Genehmig- 
ung der Bilanz am Schluffe des Jahres 1892. Es kann dahin geftellt bleiben, 
ob die Aufhebung des die Bilanz für den Schluß des Jahres 1887 feftftellenden 
Beichluffes zur Folge haben würde, daß damit der Rechnungslegung für die 
folgenden Jahre die Grundlage entzogen, und die Rechtsgültigkeit der für dieje 
Jahre gefahten Beſchlüſſe in Frage geftellt wäre. Um die Aufhebung eines folden 
Beſchluſſes handelt e8 fi) aber nit, jondern um die Aufhebung des Ent: 
laftungsbejhluffes. Nun ift zuzugeben, daß die Feitjtellung dev Bilanz und die 
Entlaftung meift in foldem Zufammenhange jtehen, daß die Verweigerung der 
Bilanzgenehmigung aud die Verweigerung der Entlaftung zur Folge haben wird, 
Aber die Nichtertheilung der Entlaftung bat feineswegs die Rüdwirfung, daß da» 
mit aud) die genehmigte Bilanz hinfällig wird. Es fönnen Gründe zur Ver 
weigerung der Entlaftung bejtehen, obgleid) die Bilanz die wahre VBermögenslage 
der Aktiengeſellſchaft ſtatuten- und gejeßmäßig darjtellt und deshalb genehmigt 
werden muß. Am wenigjten aber kann aus der Aufhebung bes Entlaftungs- 
bejchluffes ein Rückſchluß auf die Ungültigkeit der Bilanz gemadht werden, wenn 
der Entlaſtungsbeſchluß lediglid aus formellen Gründen angefohten und aufge 
hoben worden ift. Hieraus ergiebt fi, daß die Urtheile des Vorprozeſſes für 
die Fejtftellung der Bilanzen des Yahres 1887 und der folgenden Jahre, inge 
befondere aud des Jahres 1892 bedeutungslos find und die Aufhebung des die 
Bilanz für 1892 genehmigenden Beſchluſſes nicht zu reddtfertigen vermögen. Eben- 
jowenig aber bieten fie eine Grundlage für die Aufhebung des angefochtenen Ent: 
laſtungsbeſchluſſes, der fih nur auf die Geihäftsführung während des Jahres 
1892 bezieht, aljo die Entlaftung für das Jahr 1887 weder berührt, noch durch 
dieje bedingt wird. 

Ob die jahlihen Angriffe des Klägers gegen die vorgelegte Bilanz und Die 
Geihäftsführung der Verwaltungsorgane die Ungültigkeitserflärung der angefod- 
tenen Beſchlüſſe zu rechtfertigen vermögen, kann in diefer Inftanz nicht geprüft 
werden, da diefe Angriffe wenigftens zum Theil auf thatſächlicher Grundlage be 
ruhen und in den Borinftanzen nod nicht zur Erörterung gezogen find. Es war 
deshalb die Aufhebung des Berufungsurtheild und die Zurückverweiſung der Sache 
in die Vorinftanz geboten, 
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Kann der Schuldner den Beſitz der ihm gepfändeten Sachen durch Ueber— 
gabe auf einen Andern übertragen? 8 712 der CP.O., 8 199, 8 201 
des B.G. B.'s. 


Urtheil des D.L.G.8 Dresden vom 10. Januar 1893. 0. III. 88/92. 


Auf Antrag des Bellagten H. find am 27, Juni 1890 wegen einer Forde- 
rung von 209 .# 10 £. und am 10. uni 1891 wegen einer folden von 
210 .# 10 — ein Pianino fowie am 1. Juli 1890 wegen einer Forderung von 
208 M 10 8. ein Büffet und ein Bierapparat in der Wohnung feines Schuldners, 
des Konditors Hermann K., gepfändet worden. Ferner find auf Antrag des Mit- 
beffagten Sc. wegen einer ihm an den leßteren zuftehenden Forderung bei dieſem 
am 5. Mai 1890 außer jenem Pianino noch ein Billard mit Zubehör ge 
pfändet worden. 

Der Vater jenes K. Hat, unter Bezugnahme auf die vorftehenden That- 
ſachen, wider die genannten Hilfspfandgläubiger Klage mit dem Antrage erhoben, 
die Zwangsvollitrefung in jene Gegenftände aufzuheben, und behauptet, die auf 
deren Antrag feinem Sohne abgepfändeten Gegenftände feien zur Zeit der Pfändung 
Eigentum des Schießhauswirthes G. geweſen, indem dieſer fie laut jchriftlidden 
Vertrags dom 30, Oftober 1889 mit noch anderen Gegenftänden von dem 
Schuldner, K. dem jüngeren, für den Preis von 1533 #— gefauft und über: 
geben erhalten habe, &. habe aber die joldergeftalt erworbenen Gegenftände laut 
jhriftlihen Vertrags vom 28. Juli 1891 für den gleichen Kaufpreis an ihn, dem 
Kläger, weiter veräußert und ihm übergeben und er, Kläger, babe fie darauf 
feinem Sohne zur einftweiligen Aufbewahrung für ihn überlaffen. 

Die Bellagten haben dieſe Behauptungen beftritten und erklärt, eventuell 
würden von ihnen die Fägerifcherjeits in Bezug genommenen Käufe vom 30. Oftober 
1889 und vom 28. Juli 1891, dafern der Kauf mit G. nicht ſchon als ein bloſes 
Scheingeſchäft angejehen werden follte, auf Grund von $ 3 und beziehentlidh 8 11 
des Anfehtungsgefeßes vom 21. Juli 1879 angefochten, indem ihre Forderungen 
an K. den jüngeren ſchon zu dev Zeit, zu welder ©. die Saden von diefem ges 
fauft haben folle, beftanden hatten und K. der jüngere ſchon damals zahlungs- 
unfähig gewejen jei, ©. dies auch gewußt habe und mithin die Veräußerung der 
Saden an ihn nur in der ihm bekannten Abficht 8.8 des jüngeren, deſſen 
Gläubiger zu benadtheiligen, erfolgt fein könnte. 

Die Klage wurde in beiden Inftanzen abgewiejen. 

Aus den Gründen des zweitinftanzliden Urtbeils: 

Das Berufungsgerit erachtet die ausgeiprodene Klagabweifung für geredjt- 
fertigt. Selbft angenommen, die Verträge vom 30, Oftober 1889 und vom 
28. Yuli 1891 charalteriſirten fi nit als bloße Scheingefhäfte und unterlägen 
nicht der Anfehtung auf Grund des Reichsgeſetzes vom 21. Yuli 1879 und es 
habe ©. nad) Abſchluß des letzteren Vertrags K. den jüngeren unter Bezugnahme 
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auf dieſen Vertrag in erkennbarer Weiſe angewieſen, die Inhabung der verkauften 
Gegenſtände, als deren bisheriger rechtmäßiger und redlicher Beſitzer er ſolchen— 
falls anzuſehen ſein würde, für den Kläger als den Käufer fortzuſetzen, würde die 
Klage doch um deswillen nicht der Abweiſung entgehen können, weil der ſo— 
fortigen Wirkſamkeit dieſer Anweiſung die Thatſache entgegenſtünde, daß dieſe 
Gegenſtände, ſoweit ſie jetzt noch in Frage kommen, damals bereits im Wege der 
Zwangsvollſtreckung für die Beklagten H. und Sch. gepfändet waren. Daß dieſe 
Pfändungen, obſchon die hierbei von dem Gerichtsvollzieher in Beſitz genommenen 
Gegenſtände im Gewahrſam des Schuldners belaſſen werden, in einer nad $ 712, 
Abſ. 2 der C. P.O. ihre Wirkſamkeit bedingenden Weife erfolgt find, beruht außer 
Streit. Durch diefe Pfündungen Haben daher die genannten beiden Beflagten 
den Pfandbefig an den für fie gepfändeten Gegenftänden erworben, 

(vergl. aud die Kommentare zur E.B.O. (zu $ 712) von von Wilmowst; 
und Levy, 6, Aufl. Bd. II, Seuffert, 5. Aufl., Anmerfg. 1, ©. 815, 
Gaupp, 2. Aufl, Bd. II, Anmerfg. III, S. 428.) 

Sie üben dieſen Pfandbefig durch den Geridtsvollzieher als ihren Stell- 
vertreter aus, indem der gepfündete Schuldner die Pfandgegenftände nunmehr 
lediglich für diefen inne bat. Auch in folden Fällen, wo die Pfänder im Ge 
wahrjam des Schuldners belafjen werden, findet eine Befignahme derjelben feiten 
des Gerichtsvollziehers für den Gläubiger ftatt. Sie muß nur äußerlih durd 
Anlegung von Siegeln oder auf fonftige Weife erfichtlih gemadht werden. Iſt 
daher die Pfändung in diefer Weije erfolgt, jo wird die Inhabung des Schuldners 
ohne weiteres in eine ſolche für den den Pfandbefig für den Gläubiger ausübenden 
Gerichtsvollzieher verwandelt, 

(vergl. auch Gaupp, a. a. O., Anmerfg. II, S. 427, Nejjel in Grudot’s 

„Beiträge“ ꝛc., XXVIII. Jahrg. 103 flg.). 

Dies hat zur Folge, daß der Schuldner den Beſitz der Saden, auch, wenn 
er nur Inhaber derfelben für einen anderen war, diefer deren Inhabung verliert. 
Hieraus ergiebt ſich von jelbjt al8 nothwendige Konfequenz, daß bis zur Auf: 
hebung des Pfandredtes weder der Schuldner den Befig an den Pfandgegen: 
ftänden durch Förperlide oder ſymboliſche Uebergabe oder durd) constitutum 
possessorium mit Erfolg auf einen anderen übertragen fan, noch auch insbe: 
jondere, wenn er zur Zeit der Pfändung bloßer Inhaber der gepfändeten Eaden 
für deren Befiger war, dejjen ihm ertheilte Anweijung, die Saden nunmehr für 
denjenigen innezuhaben, mit weldem er ein dem Uebergang des Beſitzes auf den— 
elben bezwedendes Rechtsgeſchäft eingegangen ift, rechtliche Wirkſamkeit zu äußern 
vſermag. 

Bei Anwendung dieſer in dev Rechtſprechung feſtſtehenden Grundſätze 

— vergl, insbeſondere Archiv von Wengler, N. F. I. Jahrg. S. 782 fig. 

und VI. Jahrg. ©. 17 fig. — 
auf den vorliegenden Fall würde, ſelbſt wenn alle übrigen Streitfragen zu Gunjten 
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Klägers zu beantworten wären, deſſen Verlangen den beiden Beklagten H. und Sch. 
gegenüber immer daran jcdeitern, daß er ihnen gegenüber an den für fie ges 
pfändeten Gegenftänden ein deren Veräußerung binderndes Recht, da eine An— 
weiſung &.'8 an K. den jüngeren, die Inhabung diefer Gegenftände für ihn, den 
Kläger, al8 deren Käufer fortzufeßen, erjt von Zeit der Aufhebung der von den 
genannten beiden Beklagten daran erlangten Hülfspfandreddte Wirkjamfeit äußern 
und daher der Beſitz an den Kaufsgegenftänden erſt mit diefem Zeitpunfte, vor- 
ausgeſetzt, daß fi) dann K. der jüngere überhaupt nod in deren Inhabung be 
fände, auf ihn, den Kläger, übergehen würde, noch nidyt erworben und ſomit aud) 
fein Widerjprud) gegen die erfolgten Zwangsvolljtrefungen feinen Anfprud auf 
Beachtung hätte, 

Günſtiger für den Kläger geftaltete fi die Sache auch dann nicht, wenn 
man in Belracht zöge, daR nad) dem Wortlaute der Vertragsurkunde vom 28. Juli 
1891 und nad) der beeideten Ausjage des Zeugen F. die Uebergabe der von dem 
Kläger erkauften Gegenftände an diejen dadurch ind Werf gejegt worden ift, daß 
dev leßtere in Gegenwart &.8 dieſe Gegenftände einzeln mit der Hand berührt 
und fodann feinen Sohn beauftragt hat, fie für ihn in feinem Gewahrjam zu be- 
halten. Gejeßt den Fall auch, der Kläger habe auf diefe Weife mit Zuſtimmung 
G.'s ſymboliſch Befig an den erfauften Gegenftänden zu ergreifen beabfihtigt, jo 
wiirde dies doch ſchon um deswillen wirkungslos gewejen fein, weil eine gültige 
ſymboliſche Uebergabe im Sinne von $ 199 des B. G. B.'s von dem Beſitzer nur, 
wenn er zugleih Inhaber ift, vorgenommen werden fan, 

— vergl. auch Archiv von Wengler, N. F., VIII. Jahrg. S. 506 —, 
G. aber nit Inhaber der verkauften Gegenftände war und in dem alle, wenn, 

"wie hier, Befiger und Inhaber zwei verjhiedene phyſiſche Perfonen find und der 
(egtere troß der Veräußerung der Sahen an einen Dritten in deren Inhabung 
für dieſen verbleiben foll, die Lebergabe des Befies an den Dritten, auf welden 
folder infolge des von dem bisherigen Befiger mit ihm eingegangenen Veräuße— 
rungsgeſchäftes übergehen foll, nur auf dem in $ 201, Sat 2 des B.G.B.s 
vorgeſchriebenen Wege erfolgen kann. Das Betreten diejes Weges würde aber im 
vorliegenden Falle gezeigtermaßen folange feine Wirkjamkeit zu äußern vermocht 
haben, als das Hilfspfandredt der Bellagten H. und Sc. an den betreffenden 
Kaufsgegenftänden, was nod) gegenwärtig der Fall ift, beftünde, 


Zur Lehre von der Auslobung (8 771 de B.G. B.'s). Oeffentliches 
Veriprehen einer Belohnung für den Finder einer Brieftafche. Iſt der 
Auslober gehalten, die Belohnung anszuzahlen, wenn ihm nur ein Theil 
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des Verlorenen zurücgebradt wird, — aud dem unredlihen Finder 
gegenüber? 


L.G. Leipzig, Civil⸗K. IL. Urtheil vom 18. Juni 1896. Dg. II 111/96. 


Der Bellagte hatte im Herbſt 1895 bei einer Jagd feine Brieftafhe ver- 
foren und durch den Amtmann R. dem Finder öffentlich eine Belohnung von 
30 Mark zufidern lafjen. Der Kläger, der die Taſche einige Wochen darnad) 
beim Rübenausmaden auf dem Felde gefunden hatte, erhob Anſpruch auf die aus- 
gejeßten 30 Mark. Die Brieftaſche enthielt, als fie dem Beklagten zurückgeſtellt 
wurde, außer zwei Yagdfarten nur nod einen Zettel mit Notizen, die der Be 
flagte dem Amtmann R. gegenüber früher als für ihn jehr widtig bezeichnet 
hatte, deren Wichtigkeit er aber nachmals in Abrede ftellte. Der Beklagte weigerte 
fi, irgend etwas an den Kläger zu bezahlen. Er behauptete: 

1. in der Brieftafhe hätten fi zur Zeit des Verluſtes außerdem nod) 
mindeftens 50 Mark in Kaſſenſcheinen befunden, die entweder der Kläger ſelbſt 
oder mit deſſen Wiffen ein Anderer herausgenommen habe; 

2. die Brieftafhe allein fei bei ihrem Verluſte etwa 5 Mark, bei ihrer 
Rückgabe nichts mehr werth gewejen, da fie völlig beihmußt und durchnäßt 
geweien fei. Die Iagdfarten hätten für ihm ebenfalls feinen Werth mehr gehabt, 
da er fi) inzwiſchen neue gelöft habe; 

3. Er habe dem Finder dur R. nur von dem Inhalte der Brieftajce 
eine Belohnung verſprechen Lafjen, ſei aljo, da ihm fein Geld zurückgebracht wor- 
den fei, zu nichts verbunden. 

Das Amtsgericht erhob Beweis durch Vernehmung der von beiden Theilen 
benannten Zeugen und verurtheilte den Bellagten unbedingt dem Slagantrage 
gemäß. Das Berufungsgericht erfannte dagegen auf zwei Eide: zunächſt auf einen 
richterlichen Eid des Beklagten darüber, daß fi in der ihm vom Kläger zurücd- 
gegebenen Brieftaſche bei ihrem Verluſte im Herbite 1895 in der That mindeftens 
50 Mark in Papiergeld befunden hätten, Bei Verweigerung des Eides ift 
der Beklagte zur Bezahlung der vollen geforderten 30 Mark verurtheilt worden, 
während im Falle der Leiftung des Eides alsdann erſt no der Kläger den 
Sciedseid dahin zu ſchwören haben follte, daß er aus der von ihm aufgefundenen 
Brieftaſche des Beklagten fein Geld herausgenommen noch aud einem Anderen 
die Wegnahme gejtattet habe. Bei Yeiftung Diejes zweiten Eides ift die Verur: 
theilung des Beklagten auf den Betrag von 15 Mark beſchränkt, im andern 
Falle dagegen die Klage im vollen Umfange abgewiefen worden. 

Aus den Gründen: 

Der Kläger fordert die 30 Mark nicht als geſetzlichen Finderlohn, jondern 
auf Grund der vom Beklagten bewirkten Auslobung. 

1. Daß der Bellagte nit in der von ihm jeßt behaupteten Weiſe die Aus- 
fobung beihränft und nur von dem Inhalte der Brieftafhe 30 Mark dem Finder 
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verſprochen hat, hat der erite Richter mit Recht als erwielen angenommen. Da— 
mit ift aber nod nicht gejagt, daß er den Finderlohn nun aud ohne alle Rück— 
fit auf den wiedererlangten Inhalt jener Taſche verfproden habe, vielmehr muß 
als feinem Willen entiprehend angenommen werden, daß er die 30 Marf für 
die Brieftafhe mit Inhalt, für die Brieftaſche jo wie er fie verloren, ver: 
ſprochen Habe. Das entipriht der Auffaffung des gewöhnlichen Lebens. Wer 
eine Geldtafhe mit Geld gefüllt verliert, will nicht ſowohl die Geldtaſche als das 
Geld zurück haben. Daß dies aber der Wille des Beflagten gewefen jei, erhellt 
noch befonders aus der Höhe des ausgefeßten Betrages. Der Kläger kann nicht 
annehmen, daß der Bellagte für die Wiedererlangung lediglid der Brieftaſche, die, 
wie er nicht beftritten hat, höchſtens 5 Mark werth geweſen ift, 30 Mark Finder: 
lohn ausfeßen werde. Die Verurtheilung des Bellagten konnte demnad nicht 
ihon deshalb erfolgen, weil er dem Finder für die Brieftafhe 30 Mark ver: 
ſprochen und er die Brieftajche ſelbſt zurückerhalten hatte, ohne daß auf den Ins 
halt der Brieftafche zur Zeit des Verluſtes und zur Zeit der Rückgabe Rückſicht 
genommen würde. Diefer Inhalt ift feineswegs, wie der erſte Richter meint, nur 
Beweggrund für die Auslobung des Beklagten gewejen, jondern in gleiher Weife 
wie die Brieftaſche ſelbſt Gegenftand des Vertrages und Verſprechens. Der 
Kläger vermag daher die vollen ausgefegten 30 Mark nur dann vom Beklagten 
zu beanjpruden, wenn er diefem die Brieftaſche mit dem bei ihrem Verluſt vor- 
handen gewejenen Inhalte wieder zurüdgebraht hat. Daß dies geſchehen fei, hat 
der Beklagte injofern beftritten, als er behauptet, die mit der Brieftafche zurück— 
erhaltenen Sagdfarten jeien gleid) jener inzwiſchen werthlos geworden und das 
darin befindliche Geld im Betrage von 50 Mark fei bei der Rückgabe — wo: 
rüber Einverftändniß befteht — nicht in der Brieftaſche erhalten geweſen. 

Aus der Werthlofigkeit der Jagdkarten kann der Beflagte jedod nicht fein 
Recht herleiten, den ausgelobten Betrag zurüdzubehalten, Denn daß fie feit dem 
Verluſte werthlos geworden find, hat nicht der Kläger, jondern der Beklagte felbft 
verurſacht dadurd, daß er ſich inzwiſchen neue Jagdkarten vericafft hat. Hätte 
er dies nicht gethan, würden die Karten, die der Beklagte nur wenige Wochen 
nad) ihrem Berlufte und gelegentlid einer Treibjagd wieder erhielt, ihren Werth 
für ihn behalten haben, da zu jener Zeit die Jagdzeit noch nicht beendet war. 
Ebenjowenig entbindet die durch die Witterung herbeigeführte Verſchlechterung der 
Brieftafche jelbft den Beklagten jeiner Verpflichtung. Denn daß dieſe Verſchlech— 
terung eintreten könnte und wirde, mußte der Beklagte ohne Weiteres voraus: 
jehen; wenn er gleihwohl Schlehthin für die Rückgabe der Brieftafche eine Geld- 
belohnung verſprach, ſchloß er damit auch die durch die Witterung verſchlechterte 
Brieftafhe ein. Daß fie aber in dem Maße gelitten habe, daß fie überhaupt 
nit mehr als Brieftafhe angejehen werden fünnte, aljo gleichſam etwas anderes 
geworden jei, ift vom Beklagten jelbjt nicht behauptet wurden, 

Dagegen ift allerdings weſentlich, ob ſich in der Brieftaſche bei ihrem Ver— 

Archiv für Bürger. Recht u, Prozeü. VIL 14 
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(uft Geld befunden habe. Denn da einverftandenermaßen der Beflagte Geld 
mit der Brieftaſche nicht zurücerhalten hat, würde er zur Bezahlung der ausge 
lobten 30 Mark nicht verpflichtet fein, wenn fid) das behauptete Geld beim Verluſt 
der Tale darin befunden hätte. Die Bedingung, für deren Eintritt das Ver— 
iprehen gegeben worden ift, wäre dann nicht eingetreten. Diejer vom Kläger be- 
ftrittene Umftand ſcheint jedod einigermaßen wahrſcheinlich gemadt dadurch, daf, 
wie durd) das Zeugnik RS feitjteht, der Beklagte jofort, ald er diefem den Ber- 
luft der Brieftafche mittheilte und aud) jpäter, al er ihn mit der Auslobung der 
30 Mark beauftragte, erflärt hat, es befänden ſich 50 bis 60 Mark in der Briefs 
taſche. Es ijt daher angemefjen, dem Beklagten zum Beweiſe feiner Behauptung 
gemäß $ 437 der C. P.O. einen richterlichen Eid nachzulaſſen. 

Berweigert der Beklagte den ihm auferlegten Eid, jo fteht feſt, daß ſich 
in der Brieftaſche fein Geldbetrag von mindeitens 50 Mark bei ihrem Berluft 
befunden hat. Dann bat ſich aber das Verſprechen, dem Finder der Brieftafche 
30 Mark zu bezahlen, auch nicht auf die Wiederverihaffung einer Brieftaſche mit 
50 Dark Inhalt bezogen und der Beklagte fann fi aus dem Grunde, weil in 
der zurücderhaltenen Brieftafhe feine 50 Mark gewejen feien, nicht der Verbind- 
fichfeit entziehen, die 30 Mark zu bezahlen. Er hat alsdann alles das zurüd- 
erlangt, wofür er den Finderlohn ausgelobt hat und es muß in diefem Falle feine 
Verurtheilung nad dem Klagantrage erfolgen. 

2, Reiftet der Beklagte aber den Eid, jo fteht im Gegentheil feit, daß fi) 
in der Brieftafche bei ihrem Werlufte mindeftens 50 Mark Geld befunden haben, 
In diefem Falle vermag der Kläger zwar nicht die vollen 30 Mark zu fordern, 
ebenfowenig ift der Beklagte aber aud ohne Weiteres jeder Zahlungspflicht ents 
bunden. Die ausgejegten 30 Mark jollten eine Belohnung dafür fein, daß dem 
Beklagten die Brieftafhe mit ihrem vollen Inhalte zurüdgebradt wurde. Es ift 
jelbjtverjtändlich, daß der Beklagte bei der Auslobung zunädft nur den Fall ins 
Auge gefaßt hat, daß ihm alles das, was er verloren hat, zurüdgebradt wird. 
Wenn nun aber aud für den Fall, daß ihm nur ein Theil des Berlorenen 
zurücgebradjt wird, ausdrücklich nichts bejtimmt ift, jo wird man es dod als 
dem billigen Willen des Auslobenden entipredend anjehen müſſen, 
daß in diefem Falle ein entjprehender Theil des ausgelobten Betrages, 
wie er im Verhältnig zu dem Zurüdgebradten fteht, als Belohnung ausgejegt 
gelten joll, Auch derjenige, an den ſich die Auslobung ridtet, wird nad Treu 
und Glauben im Verkehr annehmen dürfen, daß ihm für die Zurückbringung eines 
Theiles der verlorenen Sachen wenigjtens ein angemefjener Theilbetrag der aus- 
gelobten Summe zulomme. Dann aber hat der Kläger, der unbeftritten die 
Brieftajhe mit den Jagdkarten und den in der Brieftaſche befindlichen Notizen 
des Beklagten diefem zurückgebracht hat, Anſpruch wenigitens auf einen Theil der 
ausgelobten 30 Mark. Mit Rüdfiht auf den Werth dieſer zurückgebrachten Gegen- 
ftände und namentlid) darauf, daß erwiefenermaßen dev Bellagte dem Zeugen R. 
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gegenüber die in der Brieftafche enthaltenen Notizen ſelbſt als wichtig bezeichnet 
hat, wofür aud die Höhe des ausgefehten Betrages von 30 Mark ſpricht, die ſich 
allein aus dem Geldbetrage von 50 Marf und den Nagdfarten faum erklären 
ließe, Hält das Gericht in diefem Falle eine Belohnung von 15 Mark, der Hälfte 
des ausgelobten Betrages, für angemeffen, 

3. Aud Hierauf jedody würde der Stläger feinen Anſpruch erheben können, 
wenn erwiejen würde, was der Beklagte behauptet, daß der Kläger felbft oder mit 
feinem Wiffen ein Anderer vor der Rückgabe der Brieftaſche das darin befindliche 
Geld herausgenommen habe. Denn, wenn aud) als Wille des Beklagten ange: 
nommen werden darf, dem redlichen Finder auch nur eines Theile der ver: 
forenen Gegenftände wenigftens einen Theil des ausgelobten Betrages zufommen 
zu laffen, jo wird doch niemals angenommen werden fünnen, daß jein Wille dahin 
ging, aud dem unredliden Finder, der einen Theil der gefundenen Gegenſtände 
zurüdbehält und nur einiges zurüdgiebt, hierfür nod cine angemefjene Belohnung 
zufommen zu laffen, und ebenjowenig fann das der unredlihe Finder nad) Treu 
und Glauben annehmen. Ein unredlicher Finder wäre aber der Bellagte, wenn 
er jelbjt das Geld zuricdbehalten oder als Gehülfe einem Anderen die Heraus: 
nahme aus der Brieftafche geftattet hätte. Da der Beklagte hierüber dem Kläger 
den Eid zugeijhoben hat und dev Beweis der behaupteten Thatſache für die Yei- 
jtungspflicdt des Beklagten wejentlich ift, jo war für den Fall, daß durch Die 
Leiftung des Bellagten zunächſt erwiejen wiirde, daß ſich Geld in der Brieftaſche 
befunden hat, auf dieſen zugejcobenen und vom Kläger angenommenen Eid zu er: 
fennen. Bon defjen Leiſtung oder Nichtleiſtung wird alsdann abhängig jein, ob 
der Beklagte zur Bezahlung, wenn nidt von 30, jo doch wenigftens von 15 Marf 
verpflichtet iſt oder nicht. 


Gültigkeit eines Verſprechens, durch daS der wegen Beleidigung Ange» 

Magte dem Privatkläger für Zurüdziehfung des Strafantrages Zahlung 

einer Geldjumme zu einem milden Ziwede veripricht. <S 1410 des B. G. B.s, 
8 11 des Einf.-Gei. z. Str. P.O.). 


In einer zwiſchen dem Kläger als Privatkläger und dem Beklagten als 
Angeklagten wegen Beleidigung anhängig geweſenen Strafſache iſt im Termine 
zur Hauptverhandlung ein Vergleich dahin geſchloſſen worden, daß der Kläger 
den Strafantrag zurüdzieht, Beklagter dagegen eine Sühne von 20 .# zur Ab- 
führung an den Berein für Feriencolonieen zahlt. 

Die Einflagung der Sühne wurde in beiden Inftanzen für zuläſſig gehalten. 

Aus den Gründen des Urtheil® des K. Amtsgerichts Neihenbad vom 
6. Dezember 1895 (Cg. 929/95): 

14* 
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Daß das der Klage zu Grunde liegende Verſprechen gegen die guten Sitten 
oder gegen Geſetze verftoße und daher unwirkfam jei, ift nicht anzunehmen. 


Die Zurüdnahme des Strafantrages ift zunädft ſelbſt nad Inhalt des 
Strafgeſetzbuchs bei Beleidigungen zuläſſig. Die Rechtsordnung bat damit be- 
fundet, daß fie fein Intereſſe an der Verfolgung der Beleidigung wider den 
Willen des Beleidigers hat. Wenn aljo der Beleidiger Schritte thut, um den 
Beleidigten zur Zuridnahme des Strafantrags zu bewegen, fo find Diejelben 
nit dor dem Gefeße unerlaubt. Und wenn er ald Mittel zu diefem Erfolge 
das Verſprechen einer Geldleiftuug benußt, jo fann dies zwar unter Umftänden, 
nämlich dann, wenn die Geldzahlung lediglid dem Beleidigten zufließen ſoll und 
nit als Entgelt für einen erlittenen Schaden aufgefaßt werden fann, aljo wenn 
der Beleidigte durch die Annahme des Geldes ein Geſchäft aus der Beleidigung 
macht, als eine gegen die guten Sitten verftoßende Handlung angefehen werden; 
ausgeſchloſſen aber ift diefer Gefihtspunft, wenn die Geldzahlung einem mild- 
thätigen Zwede dienen ſoll. 


Der Gültigkeit des Verſprechens der Sühnezahlung fteht aud nicht die 
Erwägung entgegen, daß die Beftrafung von Vergehungen Sachen des Strafrichters 
und an den Strafprozeß gebunden, damit aber der Parteiwillfür entzogen und 
die Geltendmahung von in diefer Richtung laufenden Rechtsgeſchäften im Civil: 
prozeffe ausgeſchloſſen ſei. Die Sühnezahlung foll zwar nad dem Parteiwillen 
ein Opfer des Beleidigers und eine hierin begründete Genugthuung für den 
Beleidigten fein. Aber ein Erſatz für die Strafe ift fie nit, jondern eine 
Gegenleiftung für die Beendigung des Strafverfahrens ohne Urtheilsiprud. Es 
handelt fi bei dem Verſprechen der Sühngahlung und der civilprozeffualen 
Geltendmachung diefes Verſprechens nit um Akte der gemäß $ 11 des Einf.-Gef. 
z. Str. P.O. und nad den Vorſchriften der Strafprozefordnung zugelafjenen 
Verfolgung don Beleidigungen, jondern um Rechtsgeſchäfte, die dazu dienen, die 
Beleidigung nicht verfolgen zu laſſen. Daß jolden Verſprechungen von Sühne— 
zahlungen die Gültigkeit nicht abgefprodyen werden darf, geht aud) daraus hervor, 
daß die Strafprozefordnung unter beftimmten Vorausſetzungen Sühneverfuhe zur 
Vermeidung der Strafprozejfe vorſchreibt ($ 420), c8 aber in der Natur der 
Sade liegt, daß Ausfihten auf den Sühneerfolg in vielen Fällen nur dann 
beftehen, wenn der Beleidiger fid) zu einem Opfer verfteht. Würde fie ſolche 
Opfer für dem Geifte des Strafrehts zumiderlaufend und jo als wirkungslos 
eradhten wollen, jo fehlte e8 in vielen Fällen der Beleidigung an einer Gegen— 
leiftung des Beleidigers, die doch die begriffliche Borausjeßung eines beide Theile 
zum Nachgeben verpflichtenden Vergleihs ift und die Häufig kaum anders als 
durch eine vermögensrechtliche Yeiftung bejhafft werden kann. Damit ift aber 
nicht gejagt, daß jedes Opfer, zu dem ſich der Beleidiger verfteht, rechtlich wirkſam 
jein muß; nad) dem Geiſte des Strafrehts erſcheinen z. B. Verſprechungen einer 
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öffentlihen Abbitte u. dergl. wirkungslos und nit im Civilprozefje verfolgbar. 
Bei Geldverjpredungen beftehen aber jolde Bedenken nicht. 

Auch das Bürgerlide Geſetzbuch fteht der Gültigkeit des Sühnezahlungs: 
verjpredens nicht entgegen. Zwar beftimmt e8 in $ 1410, daß über Verbrechen 
nur injoweit Vergleiche gejchloffen werden fünnen, als dadurch Privatrechte ver- 
legt worden find. Andererjeits fann man nad dem Sinne diefer Vorſchrift 
einen Vertrag über die Unterlaffung der Fortführung eines Strafprozeffes und 
über die Rüdnahme eines Strafantrags doch nur dann als Vergleich) über ein 
Verbrechen anjehen, wenn durch diefen Vertrag das öffentliche Interefje an der 
Verfolgung ftrafbarer Handlungen irgend wie berührt wird. Dieſe Voraus: 
ſetzung liegt nit vor; das Gegentheil folgt aus der Rücknehmbarkeit des Straf: 
antrags, aus der grundſätzlichen Nichtbetheiligung der Staatsanwaltihaft an der 
Verfolgung der Beleidigung und aus der Vorſchrift über das Sühneverfahren. 

Die Berufung des Bellagten wurde zurücgewiefen. Aus den Gründen 
des Urtheils des 2.6.8 Plauen (I, Eiv. 8.) v. 12. Mär; 1896. (Dg. I. 4. 96): 

„Da das fraglihe Abkommen zwiſchen den Parteien im Verlaufe des _ 
Strafverfahrens und zum Zwecke der Beilegung dieſes Verfahrens geſchloſſen 
worden ift, könnte es zweifelhaft erſcheinen, ob dafjelbe nicht überhaupt nur 
Bedeutung für das Gebiet des Strafredhts und des Strafprozeffes habe und die 
Eigenſchaft eines nad) privatredtlihen Grundſätzen zu beurtheilenden und zur 
Anrufung des Civilrichters berechtigenden Vertrags nicht befige. Allein über die 
rechtliche Bedeutung einer derartigen Vereinbarung, wie fie hier vorliegt, entjcheidet 
nicht lediglich die äußere Gelegenheit, der fie ihre Entftehung verdankt, und die 
Umftände, unter denen fie zu Stande gelommen ift. Cine ſolche Vereinbarung 
fann neben ihrer öffentlich vehtlihen Natur fehr wohl nod) von privatrechtlicher 
Erheblichkeit ſein. Entiheidend für die Frage, ob dem in Rede jtehenden Ab- 
fommen nur öffentlich vehtlihe oder auch privatrehtlihe Bedeutung zufomme, it 
der Inhalt des Abkommens und der Charakter des daraus bergeleiteten, klagend 
verfolgten Anſpruches (vergl. Entih. d. R.G.'s in Civilſ. Bd. 21, S. 192). 
Diefer Anſpruch ift privatretliher Natur. Denn das Verſprechen des Sühne— 
geldes ftellt fih dar als eine vertragsmäßige, einen Vermögenswerth in fi 
ſchließende Gegenleiftung für die Zurüdnahme des vom Kläger wegen Beleidigung 
geftellten Strafantrags $ 662, $ 782 des B. G. B.'s.“ 

Es wird jodann der Anficht des erften Richters, daß ein joldes Abkommen 
privatrechtliche Gültigkeit habe, beigetreten und weiter über die Frage, ob dem 
Abkommen die Vorſchrift in S 1410 des B.G. B.'s entgegenftehe, Folgendes 
bemerft: 

„Daß mar bei diefer Beftimmung namentlich aud) an Fälle der vorliegenden 
Art zu denfen habe, wo Jemand ſich durd eine gütliche Vereinbarung des Rechts 
auf einen Strafantrag gegen die Zufage irgend einer Gegenleiftung begiebt, gebt 
insbejondere aus den Protofollen der Revifionscommiffion des B.G. B.'s (Nr. 177) 
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hervor, wo die Frage, ob dergleichen Vergleiche für zuläffig erflärt werden können, 
ausführlich bejprohen worden iſt. Nun ift zwar im vorliegenden Falle nicht 
erſichtlich, ob durd die Beleidigung eine Verlegung der Privatredhte des Klägers, 
die durd) die Sühne von 20 .M ausgegliden werden fünnte, ftattgefunden habe, 
Allein wenn aud der Wortlaut des $ 1410 des B. G. B.'s die Folgerung 
nahe legt, daß über Verbrechen nur, foweit dadurch Privatrechte verlegt worden 
find, Vergleiche geſchloſſen werden dürfen, jo vedtfertigt doch die Entftehungs- 
geſchichte des B.G. B.'s dieſe Schluffolgerung nit (vergl. Dr. Freſe in der 
Ztſchr. f. d. geſ. Strafrechtswiſſenſchaft Bd. 12, ©. 85 flg.). Ein dem ent 
ſprechender Sab ift zwar in dem Held’ihen Entwurf aufgenommen und ihm 
ift nad) dem Protokolle Nr, 58 der Kedaktionscommiffion noch der Satz hin: 
zugefügt worden, daß, wenn bei Verbreden, die bloß auf Antrag des Ber: 
legten beftraft werden, für die Unterlafjung oder Zurüdnahme des Antrags durch 
Vergleich eine Leiſtung verfproden wird, die Yeiftung, jofern fie nicht in Schadens— 
erfah oder Koſtenübernahme befteht, nicht gefordert werden kann. Allein diejer 
Sag ift ſchließlich weggelaſſen worden, „da er (vergl. Protofoll Nr. 194) auf 
einem Prinzipe allgemeiner Natur beruhe, weldes, wenn es der Erwähnung 
defjelben überhaupt bedürfe, im allgemeinen Theile aufzuftellen fein würde,” und 
das einſchneidende Wort „nur“ oder „bloß“ ift im B.G. B. nit aufgenommen 
worden. Diejes allgemeine Prinzip ift aber offenbar, daß Rechtsgeſchäfte, welche 
den guten Sitten widerftreitende Handlungen zum Gegenftand haben, nichtig 
find, — Im gegebenen Falle liegt eine Unfittlicheit nit vor, da das Verſprechen 
zu einem mildthätigen Zwecke gegeben ift. 

Uebrigens erklären aud die Motive des I, Entwurfs eines deutſch. B.G. B.'s 
(Bd. I, ©. 652), die aus einer Vorſchrift, wie fie $ 1410 des B. G. B.'s ent- 
halte, etwa herzuleitende Schluffolgerung, daß in ihr vermöge des argumentum 
e contrario das Prinzip zu finden jei, abgejehen von einem Vergleiche über die 
aus jtrafbaren Handlungen entftehenden Civilrechtsanſprüche, jei jeder andere 
auf eine ftrafbare Handlung ſich beziehende Vertrag unwirkſam, für bedenklich 
und fügen nod Hinzu, daß insbejondere die Gültigkeit der zur Abwendung des 
nad) dem Strafgefege zur ſtrafrechtlichen Verfolgung erforderlihen Strafantrags 
geihlofienen Verträge nad) den allgemeinen Grundjähen des Entwurfs ($$ 105, 
106, 344—-347) zu beurtheilen ſei.“ 


Kommanditbetheiligung vorgenommen zum Scheine, um Dritte zur Kredit- 
bewwilligung an den perſönlich haftenden Gejellihafter zu beftimmen. 
Haftung wegen Betrugs. Artt. 151, 13, 163 des 9.6.8.8, S 1504 des 
BGB.S. 
Urtheil des O.L. G.'s Dresden vom 8. Februar 1897. O. II. 132/96. 


Die Kläger find im Konkurje des Schugwaarenfabrifanten Karl H., In— 
habers der Firma H. & Co, in Leipzig, mit einem Theilbetrage ihrer Forderungen 


ms 
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(eer ausgegangen. Der Ausfall beträgt für den Kläger P. 375 Mt. 61 Pf, 
für die Klägerin C. & 8. 1084 Mt. 95 Pf. Für diefen Ausfall maden fie 
den Bellagten berantwortlid unter dem Anführen, fie jeien durd) einen von dieſem 
verübten Betrug zur Kreditgewährung an die Firma H. & Co. beftimmt worden. 
Am 1.März 1894 nämlich hat der Bellagte in Gemeinfhaft mit feinem Bruder 
Karl zu Protokoll des Amtsgerihts Leipzig als Negifterbehörde erklärt, 


fie hätten in Leipzig eine Kommanditgejellidgaft unter der Firma H. & Co. er- 
richtet, welde eine Schuhwaarenfabrif zum Gegenftande habe und wobei Karl 9. 
als perſönlich Haftender Sejellihafter, der Beklagte (Wilhelm H.) als Komman— 
ditift mit einer Bermögenseinlage von 6000 ME. betheiligt fei. 


Nah der Darftellung der Kläger joll nun aber der Bellagte von vorn» 
herein nit die Abjiht gehabt haben, 6000 ME. einzuzahlen, und die 
ganze Beranftaltung der Brüder H. nur ein Scheinmanöver gewejen fein, weldes 
darauf berechnet war, die Yieferanten der Firma zur Kreditgewährung an Karl 9. 
zu beftimmen. Karl H. für feine Perſon befand ſich zur Zeit der Erriditung der 
Kommanditgejellihaft in ſchlechten Vermögensverhältniſſen. Er Hatte am 28. Juli 
1893 den Offenbarungseid geleiftet, nachdem er zuvor durd) einen Scheinkauf fein 
Waarenlager an den Schuhmadergejellen S. übertragen hatte, und jein Kredit 
war noch im Zeitpunfte der Gejellichaftserritung völlig erſchöpft. Der Beklagte 
dagegen, der in &. ein Haus beſaß und eine ſchwunghafte Praris als Rechts— 
fonfulent ausübte, galt al8 ein vermögender Mann. 

Eingezahlt hatte der Beklagte die 6000 Mf. noch nicht, als die Brüder 9. 
am 3. September 1894 fein Ausſcheiden aus der Kommanditgeſellſchaft anzeigten. 
Schon wenige Tage fpäter aber, am 10, September 1894, wurde zum Vermögen 
des Karl H. der Konkurs eröffnet. Hierzu würde es, nad der Auffaffung der 
Kläger, nicht gekommen fein, wenn der Beklagte vor feinem Ausiheiden die an— 
gefündigten Baarmittel dem Geſchäfte zugeführt hätte. Nachweislich hat einer 
Schuldenmafje von im Ganzen 16439 ME. 63 Pf. eine Theilungsmaffe von 
11642 Mt. 35 Pf. gegenübergeftanden. Die Unterbilanz von 4797 M. 28 Pf. 
läßt ſich, nad) der Darftellung der Stläger, direkt auf folde Einbußen zurüdführen, 
welche Folge mangelnden Betriebsfapitald und der dadurd) hervorgerufenen Kon— 
furseröffnung find. Mindeftens 1356 DE, find an Konkurskoſten aufgewendet 
worden. 1948 Mt. 74 Pf. hat das Waarenlager weniger eingebracht, als nad) 
der Tare zu erwarten war, 480 ME. betragen die Wechſelſpeſen, Werzugszinfen 
und Prozeffoften, welde im Konkurſe angemeldet wurden. Cine auf die Ma— 
ſchinen von Karl H. geleiftete Abihlagszahlung im Betrage von 1775 ME, ging 
verloren, weil in Folge der Konkurseröffnung die Maſchinen an den Lieferanten 
zurüdfielen. 

In erfter Inftanz ift die Klage aller Betheiligten abgewiefen worden mit 
der Begründung, es fei nicht nachgewieſen, daß die Kläger durd die dem Be— 
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Hagten zugeichriebene Täuſchung zur Kreditgewährung an H. & Co. beftimmt 
worden jeien. 

Auf die Berufung der Kläger wurde der Bellagte antragsgemäß verurtheilt. 

Aus den Gründen: 

Als der Beklagte am 1. März 1894 feine Betheiligung an der neu er- 
richteten Kommanditgejellihaft in Firma H. & Co, mit 6000 ME. Kapitaleinlage 
zum Handelsregifter anzeigte, war er ſich dejjen fidher bewußt, daß durd) den Ein- 
trag der Kommanditgefellihaft im Handelsregifter (Art. 151 des H.G. B.'s) das 
Publifum über jeine Beziehungen zu dem Unternehmen unters 
richtet werden (Art. 13 des H.G. B.'s), namentlid die Größe jeines Einlage 
fapital8 erfahren und darnach den Stredit bemefjen werde, den es der Firma 
H. & Co. zuwenden fünne. Man darf geradezu annehmen, daß es feine Ab- 
fit war, das Vertrauen der hierbei intereffirten greife durd das Belannt- 
werden feiner Kommanditbetheiligung zu gewinnen. Denn fein Bruder Karl H., 
der als perſönlich haftender Geſellſchafter in das Unternehmen eintrat, hatte da— 
mals für feine Perfon gar feinen Kredit mehr, weil er nidht lange vorher den 
Offenbarungseid geleitet hatte und noch immer in ſchlechten VBermögensverhält: 
niffen fi) befand. Es bedurfte alfo dev Betheiligung eines Kapitaliften, um fein 
neues Unternehmen lebensfähig zu maden. 

Die Veröffentlihung durd das Handelsregifter hatte nun wirklich zunächſt 
den Erfolg, daß die am Plage beftehenden Auskunftsinftitute von der Kapitalbetheili- 
gung des Beklagten Kenntniß nahmen. Dieſer Zufammenhang ergiebt fih aus 
den vorliegenden Auskfunftsbriefen ohne Weiteres. Es werden bier die Berichte 
von 2 Ausfunftsbureaus wiedergegeben, in denen hervorgehoben wird, daß der 
Bellagte, ein vermögender Mann, der Firma H. & Co, ald Kommanditift mit 
6000 DE. Einlage beigetreten ift. 

Man fieht, in beiden Auskunftsbriefen ift auf die Betheiligung des Be— 
flagten an dem Unternehmen das größte Gewicht gelegt. Und wenn daher 
C. & 8. mit ihren Lieferungen erſt begonnen haben, nachdem diefe Auskunft in 
ihre Hände gelangt war, jo ift ebendamit erwiejen, daß die fraglidde Auskunft fie 
dazu bewogen hat. Möchte auch nebenher nod eine Erfundigung bei Karl 9. 
über die Einzahlung der Kommanditanlage geihehen fein, — jo würde dies den 
hier angenommenen Saujalzufammenhang nicht widerlegen. Den Willensents 
ſchluß ausgeldjt Hätte immerhin der Bericht des Ausfunftsinftitutes und die 
ihm zu Grunde liegende Anzeige des Beklagten zum Handelsregifter, 

Es wird jodann weiter ausgeführt, daß aud) der Kläger P. auf die Kom: 
manditbetheiligung des Beklagten entideidendes Gewicht gelegt habe und weiter 
bemerkt: 

Dem Bellagten wird zur Yaft gelegt, daß feine Kommanditbetheiligung nur 
ein Scheinmanöver gewejen fei; er joll von vornherein nicht die Abſicht gehabt 
haben, das angemeldete Kapital dem Geſchäfte zuzuführen. Wenn dies wahr wäre, 
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jo könnte man nicht (mit der vorigen Inftanz) durch Bezugnahme auf Art. 163 
des H.G. B.'s darüber hinwegkommen. Denn wenn aud ein Kommanditift, der 
feine Betheiligung zum Handelsregifter anzeigt, den Gläubigern vermöge diejer 
Erklärung bis zur Höhe des gemeldeten Kapitalantheiles verhaftet ift, jo macht 
e8 doc einen erheblihen Unterjdied, ob die Gründung ehrlid gemeint ift, oder 
nit. Das Bertrauen, weldes dem Unternehmen entgegengebradt wird, beruht 
ganz wejentlid) auf der Erwartung, die zum Handelsregijter angemeldete Stapital- 
betheiligung werde dem Geſchäftsbetriebe wirflid zugute fommen, der Kom— 
manditift werde im Bedarfsfalle zahlen und der verantwortliche Geſellſchafter werde 
das Kapital einfordern, Namentlih im vorliegenden Falle, wo der perjünlid) 
haftende Gejellihafter für jeine Perjon allen Kredit verloren hatte, haben die Be— 
theiligten fiher darauf geredjnet, daß mit den vom Beklagten angefündigten 
6000 ME. die erjten Anſchaffungen bewirkt und die laufenden Berbindlichfeiten 
begliden würden. Wenn bier von vornberein auf Borg gewirthihaftet werden 
mußte, verdiente das Unternehmen feinen Kredit. Das alles hat der Beklagte ſich 
fagen müffen und wirflid) gejagt. Wäre dennod jeine Erklärung nit ernſt ge— 
meint geweſen, jo läge darin eine bewußt wahrbeitswidrige Vorfpiegelung, die den 
Beklagten gemäß $ 1504 des B. G. B.'s zum Schadenerjage verpflichtet. 

Das Berufungsgerit trägt fein Bedenken, dieſe Anſchuldigung für er- 
wiefen anzuſehen. Unter heimlicher Benußung einer zu anderem Zwecke von 
Karl H. ertheilten Blanfetunterjhrift fertigte der Beflagte unter dem Datum des 
22. Januar 1894 eine Urkunde aus, welde Vertragsbeftimmungen fingirt, die 
nicht beredet worden waren, und aud die Quittung Karl H.'s enthält über den 
Empfang der 6000 ME. Als die Bücher angelegt wurden, was im April 1894 
geſchehen ift, beftimmte der Beklagte feinen Bruder zu dem Eintrage: „Ian. 22 
eingezahlt von W. H. 6000 ME." Diefe falihe Buchung wünſchte er „damit 
alles glatt fei.“ Er jelbft machte „die Sache glatt“ durd den gefälſchten Eintrag 
in feinen Büchern: „23. Yan. 1894 Carl, Commanditeinlage 6000 ME.“ — Der 
Zufammenhang diefer VBeranftaltungen und die Bereitwilligfeit, mit der Karl 9. 
darauf einging, beweift unmittelbar, daß fie nit erft zu einer Zeit, wo es 
galt, den Konfursgläubigern die Nihtzahlung zu verheimliden, getroffen worden 
find, jondern daß fie auf einem von vornherein bejtehenden Entihluffe, das 
Kapital nit heranzuziehen, beruhen, Sonft wäre nicht einzufehen, wie die faljchen 
Buchungen glei bei Anlegung der Bücher von H. & Co. hätten entjtehen können, 

Daß die Kläger durch dieſes Gebahren geihädigt worden find, ijt nad) den 
von ihnen beigebradten Unterlagen nicht zu bezweifeln. Hätte der Beflagte die 
6000 Mi. dem Geihäftsbetriebe nicht vorenthalten, jo würde es nicht zur Kon— 
furseröffnung gefommen jein. Ihnen wäre die Füglichkeit geblieben, ihre Forde— 
rungen im Zwangsvollftrefungswege einzutreiben, und dabei hätten ſich, wie der 
Stand der Theilungsmafje ohne Weiteres an die Hand giebt, hinreihende Bes 
friedigungsmittel vorgefunden, um die Anſprüche der Kläger voll zu deden. 
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Keine Beachtung verdient der Einwand des DBellagten, zum Konkurſe hätte 
es unter allen Umftänden kommen müffen, weil Karl H., außer den jet ange: 
meldeten Forderungen, noch mindeftens 20000 Mt. Schulden aus früherer Zeit 
gehabt habe. Denn dad Schaden bringende Ereigniß, auf weldes die Kläger ſich 
berufen, hat fi, ganz unabhängig von jener Schuldenlaft aus älterer Zeit, nur 
deswegen eingeftellt, weil der Beklagte der Kommanditgeſellſchaft fein Kapital 
vorenthielt. Auch ift anzunehmen, daß die Kläger ihren Kredit dem Unternehmen 
überhaupt nicht zugewendet hätten, wenn fie nicht durch die Täufhung des Be 
Flagten dazu bewogen worden wären. 

Nad) alledem rechtfertigt es fi, daß der Bellagte zum Erſatze defjen ange, 
halten wird, was die Kläger im Konfurfe der Firma H. & Co. eingebüft haben. 


Kauf „auf Umtauſch“. 


Urtheil der V. Eiv.:tammer des K. ©. L. G.'s zu Dresden vom 22, Mär) 1897. 
Dg. V. 279/96. 


Aus den Gründen: 

Ein Kauf unter Vorbehalt des Umtauſches iſt nicht immer (vergl. Staub, 
3. und 4, Aufl. 8 3 zu Art. 339 des H.G. B.'s) ein Kauf auf Probe mit einer 
für den Käufer unverbindlicen, weil über Waare und Preis unbeftimmten Ber: 
abredung eines Eintauſches anderer Waare, fondern meift ein Kauf unter der 
auflöfenden Bedingung des Fünftigen Abſchluſſes eines anderen Kaufes über 
Waaren des Berfäufers um mindeftens denjelben Preis, mit dem der Verkäufer 
gegen die Forderung des Käufers auf Rüdzahlung des Preifes aus dem aufge 
föften Kaufe aufrehnen kann. Der Berkäufer „auf Umtauſch“ will im Zweifel 
nicht, wie der Verkäufer auf Probe, feinen Umſatz und feinen Gewinn durd die 
ganz in dem Willen des Käufers ftehende Bedingung des Kaufes, daß er die 
Waare genehmigen werde, in Frage ftellen und fi mit der völlig ungewifjen 
Ausfiht begnügen, daß der Käufer eine andere Waare eintaufchen werbe, wenn er 
fie nit genehmigt; jondern er will fid) den Preis für feine Mühe und Zeit und 
vielfeiht aud Koften, die er auf den Abſchluß des Kaufes verwendet hat, und 
für den zeitweiligen Verluft der Möglichkeit eines anderweiten Verfaufes der Waare 
fiern, indem er die Auflöfung des Kaufes nur für den Fall geftattet, daß der 
Käufer ihm durch den Abſchluß eines anderen Kaufes von Waaren in mindeftens 
denjelben Preiſe Gelegenheit zu ungefähr dem gleihen Gewinne wie aus dem 
erften Kaufe bietet, Nur diefe Auslegung dedt fi mit den Auffaffungen und 
Bedürfnifien des Handelsverkehrs. 

Der Umftand, daß auf den Abſchluß des zweiten Kaufes vieleicht nicht 
geflagt werden kann, weil fein Gegenftand noch nicht ausreichend beftimmt ift, 
hindert felbftverftändlih nit, daR die Auflöfung des erften Kaufes von dem 
Eintritt diefes Ereigniffes abhängig gemacht werden darf. Auch ift er feine auf 
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das bloſe Wollen des verpflichteten Verkäufers geftellte und deshalb unzuläffige 
Bedingung, fondern dieſe hat eine äußere Handlung des verpflichteten Verkäufers, 
nämlich den Abſchluß des zweiten Verfaufes zum Gegenftande und ift deshalb zu— 
läffig, objhon diefe Handlung in dem Falle, wenn und injofern, als nidt auf 
den Abſchluß geklagt werden kann, von der Willfür des Verkäufers abhängt 
($ 876 des B. G. B.s). MUebrigens ift aud) in diefem Falle keineswegs die Er— 
füllung der Bedingung völlig der Willkür des Verkäufers überlaffen und der 
Käufer diefer preisgegeben. Sondern wenn der Verfäufer den „Umtauſch“, aljo 
den Abſchluß des zweiten Verkaufes ohne triftigen Grund ablehnt, jo Hindert er, 
alſo derjenige, welder im Falle ihres EintrittS verpflidgtet werden foll, die Er— 
füllung der Bedingung, und gilt dieſe als erfüllt ($ 111 des B.G. B.'s). Der 
Käufer kann dann aljo den Kaufpreis zurücfordern, 


Abjonderungsreht des Nahlakgläubigers im Konkurſe des Erben, Ver- 

zicht auf diefes Recht, Verjährung. Behandlung des Abjonderungsredhts 

nad) früherem und jegigem Konkursrechte. 88 2333, 2338, 2339, 2336, 
2342 des B.G. B.'s, 8 15° des Einf.-Gei. z. Konk. O. 


Urtheil des D.2. G.'s Dresden vom 5. Februar 1897, 0. III. 86,96. 


Der Kläger hat gegen den Bellagten als den SKonkursverwalter in dem 
zum Vermögen der Selma Aurelie verw. W., welde im Jahre 1894 die alleinige 
Erbin ihres verftorbenen Ehemannes, des Lehngerichtsbeſitzers Friedrich Adolf W. 
in H. geworden ift, ausgebrodenen Konfurs Klage erhoben auf Bezahlung einer 
Summe von 2314 4 58 4. |. And. abzüglid einer Zahlung von 861.4 84 4. 
aus dem Nachlaß diejes Friedrid Adolf W., indem er die Abjonderung dieſes 
Nachlaſſes von der Konfursmafje auf Grund des 8 43 der Konfursordnnung in 
Verbindung mit $ 2333 des Kol. Sächſ. bürgerl. G.B.'s verlangt und bezüglich) 
der Entftehung feiner Forderung angeführt hat, daß er fi im Jahre 1892 für 
W.'n wegen eines demjelben von dem Aftienvorihußverein Blanfenau gewährten 
Darlehns in Höhe von 2000.# — 8. verbürgt und in Folge diefer Bürgſchaft 
im Jahre 1895 fi) genöthigt gejehen habe, den Betrag diefes Darlehns ſammt 
Anhang — im Ganzen eben obige Summe von 2314.4 58 £& — zurüdzuzahlen, 
worauf ihm vom erwähnten Vorjchußverein die betreffende, von demjelben bereits 
im obigen Greditwejen angemeldete Forderung abgetreten worden fei. 

In der erften Inſtanz ift der Kläger mit gedadhtem Anſpruch abgewiejen 
worden. Das Berufungsgeriht Hat den Beklagten veruriheilt, dem Kläger 
2314.# 58 &. nebft Zinfen, abzüglid der am 8. Februar 1896 empfangenen 
861.4 84.8, aus dem Erlöſe des von ihm verwertheten Nachlaſſes des Lehn- 
gerichtsbefigers Friedrih Albert W. zu bezahlen, auch die Prozefkoften aus der 
von ihm verwalteten Konfursmaffe zu tragen, 





iD 
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Nadhlakgläubiger, Abſonderungsrecht. 


Aus den Gründen: 
L; 

Der Kläger ift bezüglid) des vom verftorbenen Friedrid Adolph W. Hinter: 
lafjenen Vermögens aus doppeltem Grunde als Nachlaßgläubiger zu bezeichnen: 
einmal deshalb, weil ihm von dem Vorſchußverein Blanfenau die Forderung auf 
Rüdzahlung des von Ddiefem Verein dem Erblaffer im Jahr 1892 gewährten 
Darlehns von 2000 .# — £. j. Anh. unter dem 10, December 1895 (in Höhe 
von 2154.% 48 8.) abgetreten worden ift, und fodann auch deshalb, weil er 
auf Grund der Bürgſchaft, welde er dem Darleiher gegenüber für den genannten 
W. — und zwar auf Veranlaffung von Seiten des Erborgers — eingegangen 
war, an den Darleiher den Betrag der Darlehnsſchuld jammt Anhang in einer 
Geſammthöhe von 2314 .4 58 £. abgeführt hat ($ 1471 des B. G. B.'s). Der 
ihm aus leßterem Geſichtspunkte erwachſene Anſpruch gegen den Nachlaß W.'s ift 
jeiner Entftehung nad) auf die Zeit, zu welder Kläger die Bürgſchaft für W. 
übernommen bat (auf das Yahr 1892) zurüdzuführen. 


2 

Auch die vom Bellagten in Bezug genommene Beitimmung in $ 2339 des 
B.G. B.'s wonach „Erbicaftsgläubiger, welde den Erben als perſönlichen Schuldner 
in Anfprud genommen haben, das (in $ 2333 flg. des B.G. B.'s in Verbindung 
mit $ 43 der Deutſch. Konfursordnung geordnete) Abjonderungsredt nit aus: 
üben können,“ fteht dem vom Kläger erhobenen Abjonderungsanfprud nicht ent= 
gegen. Die von dem Beflagten in diefer Richtung angeführten Vorgänge find 
ſämmtlich nicht von der Beihaffenheit, daß man aus denjelben — ihren Erweis 
borausgejeßt — die Folgerung zu ziehen hätte, es habe der gennannte Vorſchuß— 
verein reſp. der Kläger (joweit deffen Perſon in Frage fommt) ſich von der Abficht 
leiten lajjen, ſich — anftatt an den Nachlaß W.'s — lediglih an die Erbin 
defjelben zu halten (e8 habe auf ihrer Seite ein sequi heredis personam, wie 
fi die in diefer Materie den Beftimmungen des bürgerl. Geſetzbuchs zu Grunde 
liegenden Quellen ausdrüden, [1 $ 15 Dg. de separationibus; 42, 6] ftatt- 
gefunden). So lange zu dem Vermögen der Erbin nod nicht Konkurs ausge 
broden war, konnten ſich der gedachte Vorſchußverein vejp. der Kläger wegen 
ihrer Befriedigung, wenn ſchon es ſich hierbei um eine Forderung an den Wien 
Nachlaß handelte, nur mit der Erbin in's Cinvernehmen jeßen, welche Letztere 
in Folge des Erbidaftsantritts aud die Perfon des Erblaffers ihnen gegenüber 
zu vertreten hatte Was aber die — unbeftrittener Maaßen vorbehaltlofe — 
Anmeldung der fraglien Forderung im Konkurſe der Erbin anlangt, fo ift, wie 
bereits jattfam im Rechtſprechen anerfannt worden ift, vergl. Entſch. des Reiche: 
gerichts in Eivilj. Bd. XVI pag. 36 und pag. 70. — aus den Beftimmmungen 
der Konfursordnung feineswegs der Sab abzuleiten, daß das Auftreten als 
Ktonfursgläubiger oder die dvorbehaltlofe Anmeldung einer Forderung im 
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Konfurfe auch ſchon einen Verzicht auf das etwa mit der Forderung verbundene 
Abſonderungsrecht in ſich jchließe, vielmehr Hat der Richter im einzelnen Falle zu 
prüfen, ob das Auftreten des Gläubigers von Umftänden begleitet ſei, durch 
welde der Schluß auf einen derartigen Verzihtswillen bedingt werde. Dergleichen 
Umftände liegen aber im gegenwärtigen Fall nicht vor; insbefondere ift bezüglid) 
der geleifteten Abſchlagszahlung von 861.4 84 8. auf Grund Einverftändnifjes 
der Parteien feftgeftellt worden, daß derjelbe vom Kläger nur unter ausdrücklichem 
Vorbehalt aller feiner NRedte angenommen worden jei. Ebendafjelbe geht aud) 
aus dem Schreiben des Konfursvertreters vom 13. Januar 1896 hervor, worin 
der Konfursverwalter dem Konfursgeriht anzeigt, daß der Stand der Konkurs— 
maſſe es geftatte, den &läubigern — wie der Gläubiger-Ausſchuß beſchloſſen 
habe — eine Abjhlagszahlung (von 40°%,) unter Wahrung der etwaigen 
Abjonderungsrehte der Erbjhaftsgläubiger zu gewähren. 


8. 

Die erſte Injtanz hat die don dem Beklagten vorgeſchützte Einrede der 
Verjährung ($ 2342 des B. G. B.'s) begründet gefunden und deshalb die Klage 
abgewiefen. 

Die gegenwärtige Inftanz vermag diejer Auffafjung nicht beizuftimmen, Es 
fommen hierbei folgende thatſächliche Umſtände in Betradt: 

Allerdings hat der Eedent des Klägers, der Vorſchußverein Blanfenau, bei 
Anmeldung feiner Forderung im Konkurs ein Abjonderungsreht nicht in Anſpruch 
genommen, und ebenjowenig hat der Kläger darauf Bezug zu nehmen vermodt, 
daß er felbft in dem Zeitraum eines Jahres vom Erbidaftsantritt Seiten der 
Wittwe an — dom 5. Juni 1894 an — an das Konfursgeriht oder an den 
Konfursverwalter — den Beklagten — einen Antrag auf Abfonderung des When 
Nahlafjes vom Vermögen der Erbin geftellt habe. Allein e8 hat in dieſem 
Zeitraume an derartigen Abjonderungsanträgen von anderen Seiten nit gefehlt. 

Dies wird näher ausgeführt und ſodann bemerft: 

Es iſt mithin ſchon vor dem Ablauf eines vom Erbidaftsantritt an zu 
berechnenden Jahres dem Bellagten in feiner Eigenſchaft als Konfursverwalter 
die Thatjahe, daß von gewiſſen Erbichaftsgläubigern die Abfonderung des 
Wagler'ſchen Nachlaſſes verlangt werde, in einer Weife befannt geworden, welche 
man in ihren rechtlichen Wirkungen vergl. $ 2336 de8 B. G. B.'s der in diefem 
Paragraphen gedachten Benahridtigung durch das Gericht (die ihre praktiſche 
Anwendung dur die Konfursordnung verloren hat, da die Abfonderung der 
Erbihaftsmafje nicht mehr vom Konkursgericht, jondern vom Konfursverwalter 
zu beforgen ift) gleidftellen muß. Es bat denn auch Beklagter noch innerhalb 
jene® Jahres — nämlich unter dem 26. April 1895 — bei dem Konkursgericht 
die Anberaumung einer Gläubigerverfammlung behufs „der Entgegennahme des 
von ihm über die Sachlage, weldje durch die Geltendmahung des Abjonderungs- 
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rechtes geſchaffen worden, zu erſtattenden Berichtes“ und eventuell „zur Beſchluß— 
faſſung über die hierdurch bedingten Maaßnahmen“ beantragt und iſt hierauf 
vom Konkursgericht dieſe Verſammlung auf den 9. Mai 1895 einberufen worden. 
Bor diefem Tage nod hat der Bellagte an die angemeldeten Gläubiger ein 
Cirkular vom 29. April 1895 erlaffen, in welchem er den Stand der Konfurs- 
maſſe im Allgemeinen und denjenigen dev Nachlaßmaſſe im Befonderen, das nad) 
$ 2333 des B.G. B.'s den Erbihaftsgläubigern zuftehende Abſonderungsrecht, den 
Umftand, daß dasjelbe bereit® von einem Gläubiger geltend gemacht worden jei, 
und die verſchiedenen Folgen, welche jih für die Gläubiger überhaupt aus diejer 
Geltendmahung — namentlid auch alsdann, wenn durch dies Abjonderungs- 
verlangen aud nad $ 2339 des B.G.B’s die Rechte der übrigen Erbihafts- 
gläubiger dem Konfurje gegenüber gewahrt fein jollten — ergeben fünnen, ein» 
gehend beiproden hat, In dem Termin vom 9, Mai 1895 Hat fudann die 
Gläubigerverſammlung „nad Vortrag in der Sache Seiten des Konfursverwalters” 
ihr Einverftändnig damit erklärt, daß „die Frage des Beſtehens des Abjonderungs- 
rechts der Nadlafgläubiger und Bermädtnignehmer, falls und foweit ein ſolches 
geltend gemacht werde, im Prozeßwege zum Austrag gebracht werde.“ 

Nah diefen Vorgängen ift die Abjonderung des When Nadjlafjes von 
der übrigen Konfursmafje als bereits vollzogen anzufehen. 

Denn die Gläubigerihaft hat fi, wie die gedachte Verhandlung vom 
9. Mai 1895 beweift, ebenfowenig, wie der Konfursverwalter, der Ueberzeugung 
zu verſchließen vermodt, daß das in $ 2333 des B.G.B.’8 geordnete Abjonder- 
ungsrecht den Erbihaftsgläubigern nit entzogen werden könne; nur die Frage, 
ob den einzelnen Erbidaftsgläubigern eine Befriedigung aus dem Nadjlafje 
wirflih zu gewähren fei, ob namentlid) den Einzelnen unter ihnen diefer Anſpruch, 
wie e8 der Konfursverwalter in feinem Cirkular bejaht hatte, durch die Beftimm- 
ungen der Konfursordnung oder dur ihr eigenes Verhalten verloren gegangen 
ift, hat fie zur richterlichen Entſcheidung ausgejeßt wiſſen wollen. 

Es ift aud in der That nicht abzujehen, wie zur faltiſchen Abjonderung 
des Nadjlaffes noch ein Mehreres hätte geſchehen follen. Der Beftand diejes 
Nachlaſſes ließ fi aus den Konkursakten jederzeit ermitteln und läßt ſich noch 
jeßt (vejp. unter Vornahme einiger etwa noch nöthiger Erörterungen) ermitteln, 
es ift aus den Grundakten genau zu erjehen, wieviel für das Nachlaßgrundſtück, 
deſſen freihändiger Verlauf in jener Verfammlung der Gläubiger vom 9. Mai 
1895 beſchloſſen würde, gelöft worden ſei. Und ſchließlich kommt in dieſer 
Richtung noch in Betracht, daß nach Obigem Kläger ſowohl als Beklagter darüber 
einverſtanden ſind, daß in dem jetzt noch vorhandenen Baargelde der Konkursmaſſe 
ein ſolcher Theil des Erlöſes aus den Nachlaßgegenſtänden enthalten ſei, daß die 
jetzt geklagte Forderung daraus vollſtändig befriedigt werden könne. 

Wenn die erſte Inſtanz im Anſchluß an verſchiedene Rechtslehrer ein richter— 
liches Decret vermißt, durch welches die Abſonderung des When Nachlaſſes 
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von der übrigen Konkursmaſſe verfügt worden ſei, ſo ſchwebt ihr augenſcheinlich 
derjenige Geſchäftsgang vor, welcher bei der Behandlung der Erbſchaftsabſonderung 
(beneficium separationis oder beneficium indemnitatis) im gemeinen Recht 
fowie aud im Königl. Sächſ. Recht vor dem Inkrafttreten der deutſchen 
Konkursordnung der übliche war. Hier lag die Abwicklung der Abjonderungs- 
angelegenheit, wie überhaupt diejenige eines Konfurjes, wejentlih in der Hand 
des Konfursridters; aus der Erbihaftsmafje wurde eine Specialmajje gebildet, 
häufig aud) über die Befriedigung der Erbidaftsgläubiger ebenſo, wie über diejenige 
der gemeinen SKonfursgläubiger in dem Ordnungsbeſcheide (dev Locatoria) mit 
erfannt, weshalb aud bisweilen die Separatijten in den Edictalladungen mit 
vorgeladen wurden, 

vergl. Kori, Syftem des Konfurs-Prozefies, $ 61. Schweppe, Syftem 

des Konkurſes der Gläubiger, Ausgabe 3 $ 150. 

Hier fonnte e8 vorkommen, daß die Abjonderung der Erbſchaftsmaſſe durd) 
einfahes fonfursridterlides Dekret oder aud), wenn über die Separations- 
anträge geftritten wurde, nad) vborgängiger Anberaumung eines Imrotulations- 
termines, im ſummariſchen Prozeßverfahren, durd ein Urtheil entſchieden 
wurde, weldes Verfahren übrigens den Charakter eines erbſchaftlichen Liquidations— 
verfahrens im Sinne des von der borigen Inſtanz angezogenen $ 15° des 
Einf.Geſ. zur C.P.O. nit hatte. Gegenwärtig aber, wo auch diefer Abjonder- 
ungsanjprud von dem die Abfonderung BVerlangenden gegen den Konfurs- 
verwalter durdguführen ift, bleibt für die Wirkjamfeit eines einfachen richterlichen 
Dekrets in diefer Richtung fein Raum mehr übrig, jondern ift — wenn nicht 
der Konfursverwalter ji dem Anjprud; des die Abfonderung Begehrenden fügt 
oder ſich mit Lebteren gütlich abfindet — nur die Durdführung der Sade im 
Rechtswege übrig. Dieſe Anficht tritt insbefondere aud mit der im angefochtenen 
Urtdeil angezogenen früheren Entſcheidung des Oberlandesgerichts 

(— Sächſiſches Ardiv Jahrgang 1891 Seite 68 —) 
infofern nicht in Wideriprud, als dort nur über die Geltendmachung des Abjonder- 
ungsrechts außerhalb des Konfurjes Entſcheidung getroffen worden ift. 

Würde nun aud nad) dem Vorftehenden dem Kläger, wenn nicht von 
anderen Erbihaftsgläubigern bereits die Separation mit Erfolg nachgeſucht worden 
wäre, der Ablauf der in $& 2342 des B. G. B.'s geordneten einjährigen Verjährungs- 
feift entgegenftehen, jo fteht ihm dod) andererjeitS wieder die in $ 2339 ebendajelbft 
enthaltene Beftimmung zur Seite, wonad) die von einzelnen Berechtigten in Anſpruch 
genommene Abjonderung aud den Uebrigen zu Gute fommt. Zwar hat es im 
älteren gemeinen und ebenjo im älteren Sächſiſchen Rechte nit an Rechtslehrern 
gefehlt, welche einen ſolchen Anſchluß an eine von anderen Erbidaftsgläubigern 
erlangte Güterabjonderung ebenfalls nur innerhalb der Frift zuließen, welche 
für die Erlangung diefer Abjonderung überhaupt die gejeßlihe war und welde 
damals fünf Jahre von der Zeit des Erbihaftsantritts an umfaßte. 
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vergl. 1 $ 13 Dg. de separationibus (42, 6); Reinhardt, die Ordnung 
der Gläubiger ꝛc. $ 51, 52; Curtius, Handbud des im Königreich 
Sachſen geltenden Civilrechts, Aufl. 4 $ 918 Anm. f; 
allein diefe beſchränkende Auslegung ift nicht ohne Widerſpruch geblieben, 
vergl. Koria. a. O. 
und $ 2339 des B.G.B.s enthält diefe Beſchränkung nicht, danach muß man 
annehmen, daß die kurze Verjährung des 8 2342 nicht demjenigen entgegenftebe, 
welder der eignen Geltendmachung des Abjonderungsredht gegen den 
Konfursverwalter nicht bedarf, jondern fi) nur die von einem Anderen erlangte 
Abfonderung zu Nutze machen will — eine Auffaffung, welde aud das für ſich 
hat, daß wenn man der entgegengefeßten Anſicht folgen wollte, bei der im Ver— 
hältnif zum älteren Sächſ. Recht jo bedeutenden Berfürzung der Verjährungsfrift 
die Fälle, wo die in $ 2339 gedachte Füglichkeit des Anſchluſſes den Erbicafts- 
gläubigern nod irgend einen Nußen gewähren würde, weſentlich fid) vermindern 
würden und fo der Abſicht des Gefeßgebers, den Erbihaftsgläubigern zu Hülfe 
zu fommen, ein Hinderniß in den Weg gelegt werden würde, 


Einitweilige Verfügung, Recht auf eine Individunlleiftung im Falle des 
Anſpruchs auf Abtretung einer Forderung. ($S$ 814, 819 der EPD., 
88 957, 970 des 8.6.8.8.) 


Beſchluß des Königl. Sädf. D.L.G.8 I. Civilf., vom 4. Mai 1896 (I. C 99/96). 


Die Antragftellerin hat ausweislih der von ihr in der Urjchrift über: 
reichten fünf Miethverträge an den Fabrikant %, eine Anzahl darin näher bezeichneter 
Maſchinen vermiethet und hierbei mit diefen vereinbart, daß er die gemietheten 
Maſchinen fofort nad) deren Aufftellung bei einer foliden Feuerverſicherungs— 
Geſellſchaft Deutichlands nad) Höhe des für die Mafhinen in $ 1 der Mieth- 
verträge feftgefeßten Werths zu verfihern und die Koften der Verfiherung ledig- 
lich aus eigenen Mitteln zu tragen babe (nad) $ 3 der Miethverträge). Nad) 
dem weiteren Inhalt diefer Vertragsbeftimmung bat der Verfierungsvertrag als 
zu Gunften der Antragjtellerin geſchloſſen zu gelten, dergeftalt, daß ihr im Falle 
die Beihädigung oder Vernichtung der Maſchinen durch Feuer allein der An- 
ſpruch auf Bezahlung der Verſicherungsſumme zuftehen ftol. Es ift auch glaub» 
haft gemacht, daß L. die gemietheten Maſchinen nad der Aufjtellung bei der Nord: 
deutſchen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft in Hamburg verfigert hat, und daß die— 
ſelben in der Oſterwoche 1896 durch Feuer vollſtändig vernichtet worden ſind. 

Die Antragftellerin ift der Meinung, daß L. verpflichtet ſei, ihr jetzt den 
Anſpruch auf Gewährung der Brandidädenvergütung, foweit fie gezahlt werde, 
für die ihr gehörigen von ihr demjelben miethweiſe gelieferten Maſchinen abzu- 
treten, und beantragt, da ſich L. deſſen weigere, unter diefen Umjtänden aber ihr 
Anſpruch in hohem Grade gefährdet fei, im Kraft einftweiliger Verfügung ihrem 
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Gegner die Verfügung über die ihm von der Norddeutihen Feuerverſicherungs— 
Gefellihaft in Hamburg zu gewährende Vergütung in Höhe eines Theilbetrags 
von 15349 M 90 — durch defien Einhebung oder durd Veräußerung, ins- 
bejondere durch Abtretung zu unterfagen und der Norbdeutihen Feuerverficherungs- 
Gejellihaft in Hamburg zu verbieten, von der Brandidädenvergütung einen 
Theilbetrag in der angegebenen Höhe an 2. abzuführen. 

Die vorige Inftanz hat diefem Antrage nicht ftattgegeben, weil weder die 
Borausfeßungen des $ 819 nod die des $ 814 der E.P.D. gegeben jeien. 

Das Beſchwerdegericht ift zu einer hiervon abweichenden Anſicht gelangt. 

Soviel zumnädft die von Amtswegen zu prüfende Zuftändigfeit der vorigen 
Inftanz zur Anordnung der beantragten Maßregel betrifft, jo beftimmt $ 816 
der E.P.D., daß für die Erlaffung einer einftweiligen Verfügung das Geridt 
der Hauptjadhe zuftändig ift. Dieſe Beitimmung ſetzt nicht voraus, daß die 
Hauptjache bereits anhängig jei, jondern unter dem Gerichte der Hauptſache ift 
aud dasjenige Gericht zu verftehen, bei weldem die als Hauptjahe ſich dar- 
jtellende Streitfa_he anhängig zu maden ift, 

(vergl. Entfheidungen des R.G.'s in Civilfahen, Bd. 4 ©. 405; 

Annalen des O.L.G.'s, Br. 2 ©. 357). 

Genügend glaubhaft gemacht ift, daß Y. die von der Antragftellerin begehrte 
Abtretung jeines Anſpruchs auf Gewährung der Brandidädenvergütung vers 
weigert. Es liegt mithin ein ftreitiges Rechtsverhältniß bez. ein Streitgegenftand 
vor. Die Entjheidung hierüber gehört zur Zuftändigfeit der Kammern für 
Handelsfahen des Landgerihts Ch.) Es Handelt fi um einen Anfprud aus 
Miethverträgen, welde die Antragftellerin mit %. über eine Anzahl Maſchinen 
geihloffen Hat, die diefer bei der von ihm betriebenen Strumpfwaarenfabrifation 
berwendet und zu Gunften der Antragjtellerin gegen Feuersgefahr zu verfidern 
ſich verpflichtet Hat. 

Einftweilige Verfügungen dienen entweder zur Sicherung einer Imdividual- 
feiftung $ 814 der EP.O. oder zur Regelung eines einftweiligen Zuftandes in 
Bezug auf ein ftreitiges Rechtsverhältniß — $ 819 der C.P.O. 

Daß ein Fall der zuletztgedachten Art gegenwärtig nicht vorliegt, ift von 
der vorigen Inftanz bereits in zutreffender Weije ausgeführt worden (vergl. hierzu 
noch Entjheidungen des RG.s in Civilſachen, Bd. 27 ©. 430). 

Die Vorausjegungen zur Anwendung der VBorjärift in $ 814 der EP.O. 
find dagegen vorhanden. Für die Beurtheilung diefer Frage ift die Beftimmung 
in $ 3 der Miethverträge maßgebend. Wäre allerdings davon auszugehen, daß 
L., indem ex mit der Antragftellerin die nurangezogene Beſtimmung in $ 3 ver: 
einbarte, den ihm gegen die Norddeutſche Feuerverſicherungs-Geſellſchaft in Ham: 


*) Anm, Bei biefem Gerichte war der Antrag auf Erlak der einftmeiligen Bers 
fügung geftellt worbeu. 
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burg aus dem mit ihr abgeſchloſſenen Verſicherungsvertrag zuftehenden Anfprud) 
auf Gewährung der Brandihädenvergütung an die Antragftellerin  abzutreten be- 
abjihtigt und abgetreten habe, ſo würde hierdurch dieſe gegen die genannte Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft unmittelbar einen Anſpruch auf Auszahlung der Brand- 
ihädenvergütung erworben haben und deshalb ihr Antrag auf Erlaß der einft- 
weiligen Verfügung an 2. nicht begründet jein. 

Allein ob die gedachte Beftimmung in diefem Sinne ausgelegt werden fanı, 
ift, wie die Sache gegenwärtig liegt und da von der Antragftellerin andere Ge- 
fihtspunfte, die nad) dieſer Richtung Hin möglicher Weile in Betracht kommen 
fönnten, nicht geltend gemacht werden, mithin außer Betracht zu lafjen find, nicht 
nur in hohem Grade zweifelhaft, jondern kann aud) gegenwärtig dabingeftellt blei- 
ben, da die Antragftellerin jelbft der fraglidden Beitimmung eine foweitgehende 
Bedeutung nicht beilegt, fondern aus derfelben nur einen Anfprud auf Ab- 
tretung der erwähnten Forderung herleitet, etwas Weiteres aber nicht bean« 
ſprucht. Hierzu ift fie aber nad) dem Wortlaute der Beftimmung in $ 3 der 
Miethverträge und dem Zwecke, den die Parteien bei der Vereinbarung dieſer 
Beftimmung verfolgt haben, jedenfalls verpflichtet. Es ergiebt fid) dies aus den 
Vorſchriften in $ 957 in Verbindung mit $ 970 des B. G. B.'s. 

Der Anſpruch, deſſen Sicherung hiernach die Antragjtellerin mit der be- 
antragten Mafregel bezwedt, ift mithin auf eine Imdividualleiftung im Sinne 
von 8 814 der C.P.O. gerichtet, die dadurch gefährdet ift, daß 2. jeder Zeit in 
der Lage ift, darüber durd Abtretung, Veräußerung, Berpfändung und dergl, 
zu verfügen, mithin durd) eine Veränderung des bejtehenden Zuftandes die Ver: 
wirflihung des Anſpruchs der Antragftellerin auf Abtretung der mehreverwähnten 
Forderung auf Gewährung der Brandidädenvergütung wenn nicht gänzlich zu 
vereiteln, fo dod) wejentlic zu erihweren. Die Vorausjeßungen des $ 814 der 
C.P.O. find daher gegeben. 

Auf die Frage, wie die Sache zu beurtheilen fein würde, wenn die Nord: 
deutſche Feuerverfiherungs-Gejelligaft in Hamburg die Brandihädenvergütung be 
reits an 2. ausgezahlt haben jolite, braucht nicht eingegangen zu werden, da dies von 
der Antragftellerin nicht geltend gemacht worden ift uud die erfolgte Auszahlung 
gegenüber dem Antrage auf Erlafjung einer einftweiligen Verfügung zur Side: 
rung des Anſpruchs auf Abtretung in das nit beachtliche Gebiet der Einrede 
fallen würde. 

Unter diefen Umftänden hat das Oberlandesgerit dem Antrage auf An- 
ordnung einer einjtweiligen Verfügung unter der Vorausſetzung, daß die Antrag- 
ftellerin eine Sicherheit von 5000 4 hinterlegt, ftattzugeben beſchloſſen. 


Einflweilige Verfügung, Gericht der Hauptfache, 227 


Gericht der Hauptſache, vor das der Gegner nadı 8 820 der C. P.O. zur 
Verhandlung über die Necdhtmäßigkeit einer, zur Sicherung eines An- 
fechtungsanſpruches erlaffenen, einftweiligen Berfügung zu laden ift (SS 690, 
32, 29, 707, 716 Abi. 2, 720, 674, 758 der EBD. 8 28", * der K.D.). 


Urtheil des D.L.G.'8 Dresden vom 14. Juni 1894. 0. I. 84,94. 


Am 20, Januar 1894 hat das Amtsgericht Dresden auf Antrag des Klägers, 
des Berwalters im Konfurje zu dem Vermögen des Weinhändlerd G. in Dresden, 
eine einftweilige Verfügung dahin erlaffen, daß der Gerichtsvollzieher die Aus- 
zahlung des Erlöfes für 3 Faß Wein, die auf Antrag des Bellagten, einer Firma 
in Stade, dem Gemeinjhuldner abgepfändet und verfteigert worden waren, bis 
zum Grlafje des Urtheil® auf die vom Berwalter anzuftellende Anfedhtungsflage 
zu beanjtanden babe. Zugleich wurde dem Antragfteller eine 14 tägige Frift nad) 
$ 820 der C.P.O. geftellt, innerhalb deren er die Bellagte zur mündliden Ber- 
Handlung über die Rechtmäßigkeit der einftweiligen Verfügung vor das Geridt 
der Hauptſache zu laden habe. 

Der Konfursverwalter hat dor dem Landgericht Dresden Klage gegen die 
Beklagte erhoben mit dem Antvage, die einftweilige Verfügung als rechtmäßig auf- 
recht zu erhalten. 

Die Bellagte hat die Unzuftändigfeit des Gerichts geltend gemacht; das Ge— 
tigt der Hauptjahe ſei das Landgeriht Stade, das für den Anfechtungsprozeß 
ausſchließlich zuftändig jet. 

In beiden Inftanzen wurde die Klage wegen örtlicher Unzuftändigfeit des 
angegangenen Gerichts abgewiefen. Die Gründe des Berufungsurtheil® lauten: 

Zu Folge der unftreitig am 20. Januar 1894 von dem Amtsgerichte zu 
Dresden unter Bezugnahme auf die Vorjdriften in 88 814, 820 der C. P.O. in 
Entiprehung eines von dem Kläger geftellten Antrags getroffenen Verfügungen 
hat der Anfprud; vorläufige Sicherung gefunden, welchen der Kläger auf den in 
den Händen des Gerichtsvollziehers befindlihen Erlös von 426 .4 für die auf 
Antrag der Beklagten dem Gemeinfhuldner G. abgepfändeten Gegenftände gemäß 
$ 23, Ziffer 2 der Konkursordnung künftig mittel® lage zu verfolgen beabfidtigt. 

In der Richtung, daß ohne Berückſichtigung der Beftimmung in $ 690 
der C.P.O. für jene Klage der Gerihtsftand bei dem Landgeridhte zu Dresden 
nicht gegeben ift, Letzteres aljo nicht als Gericht der Hauptjadhe im Sinne von 
8 820 der EP.O. in Betracht fommt, vor weldes die Beklagte zur mündlichen 
Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der Verfügung zu laden dem Kläger in dem 
Beſchluſſe des Amtsgerichts zu Dresden aufgegeben worden ift, fann auf die zu— 
treffenden Ausführungen in dem, gemäß $ 820 der CP.O. über den Antrag des 
Klägers ergangenen, 

vergl. Entſch. des R.Gs in Civilſ., Bd. 13, ©. 324 fig. 
angefochtenen Urtheile Bezug genommen werden, welche von dem Kläger nicht im 
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Einzelnen angegriffen worden find.*) Die Anfehtungsflage ift Fine Klage aus 
einer unerlaubteu Handlung ($ 32 der C.P.O.), wenn fie auf $ 23 Ziff. 2 der 
K.O. geftügt wird. 

Vergl. auch Annalen des Königl. O.L.G.'s, Bd. 5 ©. 142 flg., Weng- 

ler’8 Arhiv, N. F. Jahrg. 1883 ©. 497 fig. 

Nur für einen Anfprud auf Grund diefer gejeßlihen Vorſchrift ift der 
einftweilige Schutz ertheilt, deſſen Rechtmäßigkeit den ausſchließlichen Gegenſtand 
des jetzigen Verfahrens bildet. Daher iſt es unbeachtlich, wenn der Kläger in 
Letzterem nachträglich ſich auf Umſtände bezogen hat, welche nach Befinden ſeinen 
Anſpruch auch aus $ 23 unter 1 der K. O. zu rechtfertigen geeignet fein würden, 
aber nit von dem Amtsgerichte zu Dresden mitgeprüft und zur Unterlage der 
Entſcheidung gemadt worden find. Ebenjowenig ift für den Anfehtungsaniprud 
der bejondere Gerichtsftand des Erfüllungsortes gemäß $ 29 der C. P.O. gegeben. 

Entid. des R.G.'s in Civilſ, Bd. 30 S. 402 fig. 

Durch $ 820 der EP.D. demnächſt ift einerfeits ohne Rückſicht auf die 
außerdem begründete jahlihe Zuftändigfeit dem Amtsgerichte, andererjeits 
ohne Rüdfiht auf die fonftigen Regeln über die örtliche Zuftändigfeit dem Amts: 
gerihte der belegenen Sade die Befugniß zur Erlafjung der einftweiligen An: 
ordnungen lediglid) (vergl. Motive, off. Ausg., S. 457) zu dem Zwede ertheilt, 
den rechtlichen und thatfählihen Zuftand aufrecht zu erhalten, bis von dem Ge: 
rihhte der Hauptjahe Verfügung erlajjen werden kann. Die Vorſchrift ändert da= 
ber an den allgemeinen Grundjäßen, nad) denen ſich das Gericht der Hauptjade 
beftimmt, überhaupt nichts. Für die Hauptfahe und die damit begründete Ent— 
ſcheidung über die Rechtmäßigkeit der erlaffenen Verfügung fann daher ebenfo ein 
anderes Amtsgericht, wie ein dem Gerichte der belegenen Sache nicht übergeord: 
netes Landgericht oder Oberlandesgeridt fein. Selbjtverftändlid kaun endlich für 
die Ermittlung des Gerihts der Hauptjahe im Sinne von $ 820 eit. außer den 
geſetzlichen Vorſchriften eine prozejjuale Verfügung des Fünftigen Beklagten aus 
8 38 flg. der EP.O. erft in Frage gelangen, wenn fie getroffen worden ift, da 
durch diejelbe erjt ein an fi unzuftändiges Gericht zum Gerichte der Hauptjade 
gemacht würde. 

Mit der im Eingange gemachten Einſchränkung ift daher dem angefochtenen 
Urtheile beizutreten, wenn darin in Hinblid auf $ 707, $ 40, Abf, 2 der C. P.O. 
von Amtswegen, wie ſchon in Beadhtung der von dem Bellagten unter allen Um: 
jtänden rechtzeitig (S 247, unter 1, und Abſ. 3, verb. $ 707, 8 40, Abi. 2 der 
C.P.O.) vorgefhügten Einrede der Unzuftändigfeit des Geridht® den vor dem 
Landgerichte zu Dresden gejtellten Antrag, die einftweilige Verfügung für vedits 
mäßig zu erflären, zurüdgewiefen hat, weil dafjelbe nicht das Gericht der Haupt- 
ſache ſei. 

*) Anm, Es war dort auf die Entſch. des R.G.'s in Civilſ. Bd. 21, S. 420 flg. 
verwiejen. 
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An diefem Ergebnifje wird jedod) aud) nichts geändert, wenn der Anſpruch 
des Klägers auf deffen neuere Ausführungen hin der Prüfung aus 8 690 der 
C.P.O. unterjtellt wird, 

In diefer Beziehung fommt darauf, daß ein Verfahren der in $ 690, Abf. 3, 
verb. $ 688 der C. P.O. nicht, fondern formell wie ſachlich ein ſolches nad) 88 814, 
820 der C.P.O. vorliegt, und auf die Frage nichts an, ob lebteres zur einft- 
weiligen Sicherung eines gemäß 8 690, Abi. 1 der E.P.O. zu verfolgenden An— 
ſpruchs überhaupt zuläffig fei. 

Vergl. Entjheidungen des R.G.'s in Eivili,, Bd. 30 S. 394 fig. 
Denn wäre der geficherte Anſpruch nad) $ 690 der C.P.O. zu beurtheilen, jo 
wäre aud) das Landgericht zu Dresden fir denjelben ausſchließlich zuftändig und 
mithin das Gericht der Hauptjahe im Sinne von $ 820 der EP.O., fo daß 
die Zuläffigfeit oder die Unzuläffigkeit des gewährten einftweiligen Schußes den 
Gegenftand feiner ſachlichen Entſcheidung zu bilden hätte. 

Allein, wern aud im Uebrigen dem Kläger unbedenflih darin, daß jein 
Anſpruch den Vorjhriften in $ 690 Abi. 1 der C.P.O. umnterliege, beizutreten 
fein folfte, jo fehlt es doc hierzu nad) der bereits mehrfach, | 

vergl. Annalen des 8. S. O.L. G.'s, Bd. 5 ©. 143 flg., Bd. 7 ©. 161 

(Nr. 9); Wengler's Ardiv, n. F. Bd. 9 ©. 325, Bd. 10 ©. 511, 

Urtheil zu O.I. 10. 82. vom 15. März 1882 in ©. Löffler-Fisfus ; Be: 

ſchluß zu VII. C. 9. 93. vom 2, März 1893 in S. Beeje-Brenning, 
zur Anwendung gebraditen und aud) jonft in der Praris wie in der Wiſſenſchaft 
vertretenen, 

vergl. Seuffert’s Ardiv, Bd. 38 ©. 483; Strudmann und Kod, 

Kommentar zur EP.O., 5. Aufl. zu $ 690 Ann. 3 Abſ. 4 ©. 738, 
Seuffert, Kommentar zur C.P.O., 6. Aufl. zu $ 686 Anm. 3d 
©. 839; Shulgenftein in Buſch's Zeitihrift, Bd. 16 S. 174 
unter 4; Mandry, der civilrehtlihe Inhalt ıc., 2. Aufl. S. 338 
unter ec verb. S. 344, unter 3 ©, 346 unter VI. 1, 
Auffaffung des Berufungsgeridts, von welder abzugeben dafjelbe Feine Beran- 
lafjung gefunden Hat, an der unftreitig weſentlichen Vorausſetzung, daß das von 
dem Bellagten gegen den Gemeinſchuldner G. eingeleitete Zwangsvolliiredungs- 
verfahren überhaupt und jelbft aud) nur zur Zeit des Antrags des Klägers auf 
den einftweiligen Schuß feines Anfehtungsanfpruds noch anhängig geweſen ſei, 
weil das PVollftredungsverfahren in Gemäßheit $ 716 Abi. 2 und 8 720 der 
EBD. — abgefehen von den darin bezeichneten, gegenwärtig außer Frage ftehen- 
den Ausnahmefällen — fein Ende findet, jobald der Gerichtsvollzieher das ge- 
pfändete Geld oder — wie im vorliegenden Falle — den Erlös gepfändeter 
Sadıen an ſich beziehentlih in Empfang genommen hat. 

Für die entgegengefegte Meinung, daß das Verfahren bis zur Aushändig- 

ung des Geldes an den die Volljtredung Betreibenden 
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vergl. Entjheidungen de R.G.'s in Civilf., Bd. 18 ©. 394 flg., 
Bd. 22 ©. 267 fig; Wengler’s Ardiv, n. 3. Bd. 5 ©. 64 flg.; 
Sächſiſches Ardiv, Bd. 3 ©. 375 flg., S. 504 flg.; von Wil: 
mowsti und Levy, Kommentar zur C.P.O., 6. Aufl. Bd. II zu 8 690 
Anm. 6 S. 394 flg.; Gaupp, Kommentar zur C.P.O., 2. Aufl. 
Bd. II zu $ 690 unter II,4 und Anm. 34 ©. 380; Förfter, Kom- 
mentar zur C.P.O., zu 8 690 Anm, 2 ©. 418 

oder jelbft nod darüber hinaus 

vergl. Seuffert’8 Ardiv, Bd. 49 S. 116 
fortdauere, kommt felbftverftändlid der am ſich zutveffende Grundſatz nicht in Be— 
trat, daß durd die Aushändigung an dem Rechtsverhältniſſe des betreibenden 
Gläubigers zu Dritten ſachlich nichts geändert wird, ſondern injoweit das bürger- 
lihe Recht allein maßgebend ift und bleibt. 

Bergl. Entfheidungen des R.G.'s in Civilj., Bd. 17 ©. 30, Bo. 14 

©. 81 flg.; Wengler’s Ardiv, n. F. Bd. 9 ©. 325. 

Denn damit ift feine Unterlage für die Annahme geboten, die Berfolgung 
und Entſcheidung in Anfehung folder Redtsverhältniffe folle unter $ 690 Abi. 5 } 
eit. und nit unter den dafür an ſich maßgebenden allgemeinen Vorſchriften des 
Prozeßrechts ftehen. Ebenjowenig kann auf den Umftand Gewicht gelegt werden, 
ob Dritten und ob dem Schuldner gegenüber vedhtlid oder wirthidaftlid der be- 
abſichtigte Erfolg der Zwangsvollſtreckung erſt durch die Auszahlung an den 
Gläubiger herbeigeführt werde. Die Stellung Dritter iſt für die frage, wann 
ein lediglich zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner fi abipielendes pro- 
zeſſuales Verfahren beginne und fi endige, überhaupt unerheblich; für die 
Dritten ift ausjhlieflih das Verhältniß zwiſchen den unmittelbar Betheiligten 
maßgebend. In letzterem aber ift ſchon begrifflid ein Zwangsvollitrefungsver- 
fahren nur folange gegeben, als es noch eines Zwanges gegen den Schuldner 
durch die Macht des Staats bedarf, und das Verfahren endigt ſich rechtlich und 
wirthſchaftlich für den Schuldner jhon nad) den allgemeinen Vorſchriften über die 
Stellung des Gerichtsvollziehers ald des Beauftragten des Gläubigers ($ 674 
flg. der C.P.O.) mit der Empfangnahme des Geldes für dieſen durch jenen. 
Nach diefem Zeitpunkte bedarf e8 nur nod der Ordnung des Auftragsverhälts 
niſſes zwilden dem Gläubiger und Vollzieher, an welder das öffentliche Recht 
nur injoweit mittelbar noch betheiligt ift, al8 es dem Gläubiger die Ertheilung 
des Auftrags an ein ftaatlihes Organ aufgenöthigt hat. Für den Zwiſchenzuſtand 
bis zur Empfangnahme des Geldes durd den Gläubiger fteht dem Schuldner 
weder eine Einwirkung, nod ein Intereffe an einer folden zu. Es läßt fi da- 
ber nit abjehen, wie dieſer Zuftand mit feinen mögliden Zwiſchenfällen, bei- 
ipielsweije bei der Ueberjendung des Geldes an einen entfernten Ort, noch als 
Theil des Bollftrefungsverfahrens zu behandeln wäre, 

Zu dem gleihen Ergebniffe führt die jelbftftändige Erwägung, daß Die 
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Zwangsvollſtreckung als eine dem Prozeßrechte zugewiefene Einrichtung ausſchließ— 
li nad) dem leßteren, ebenfo den Betheiligten wie vermöge der öffentlich-recht— 
lihen Natur der Vorſchriften allen Dritten gegenüber zu regeln und zu beur- 
theilen ift, aud in diefem Rechte — übereinftimmend mit dem vorjtehends Dar- 
gelegten — feine bejondere Regelung gefunden hat. Wie das Gejeß über den Be— 
ginn der Zwangsvollitredung Vorſchriften ertheilt Hat, jo mußte e8 und wollte 
vorausſetzlich auch Beſtimmung über die Beendigung derjelben treffen. Dies hat in 
8 716 Abſ. 2 und $ 720 für die darin behandelten Fälle erſichtlich geſchehen 
ſollen. Mindeftens enthalten dieje Gejeßestellen der Sache nad) zweifellofe Feſt— 
fegungen über die Beendigung der Vollſtreckung. Bon einem Vollſtreckungsver— 
fahren nad der dem Schuldner obliegenden Leiſtung — der Zahlung einer Geld- 
ſchuld — kann nit die Rede fein. Wenn das Geſetz daher ganz im All— 
gemeinen und unbeſchränkt anordnet, daß die Anfid- oder Empfangnahme des 
Geldes durch den Gerihtsvollzieher ald Zahlung don Seiten des Schuldners — 
jei e8 an den Gläubiger unmittelbar nad den Beftimmungen des bürgerliden 
Rechtes oder unter Vermittelung dev Vorſchriften in 88 675 bis 677 der EP.O. 
mittelbar — gelte, jo jeßt es damit zugleich feit, daß mit diefem Vorgange in 
dem hierbei allein maßgebenden Sinne des Prozefrehts die Zwangsvollſtreckung 
beendet jei. Nur demgemäß kann die vorausgehende Vorſchrift in $ 716 Abi. 2 
eit., daß gepfändetes Geld dem Gläubiger abzuliefern jei, verftanden werden, will 
man nicht das Geje mit ſich jelbjt in Widerſpruch ſetzen. Sie ift übrigens in 
8 720 nicht zur entiprehenden Anwendung gebracht und hieraus, fowie aus dem 
Zufammenhange ergiebt fid) ohne Weiteres, daß fie nur im Gegenſatze zu $ 716 
Abſ. 1 zum Ausdrude bringen ſoll, rückſichtlich gepfändeten Geldes habe irgend 
welches weitere Verfahren, ald die Auszahlung an den Gläubiger, nicht ftattzu- 
finden. Sie beftätigt jomit die hier vertretene Auslegung des Gejeßes.: 
Damit ftehen die Vorjhriften in $ 690 Abi. 3 verbunden mit 88 688, 
689 der EBD. im vollen Einklange, bei denen es ſich unbejtrittenermaßen, im 
Gegenjag zu dem Schuße durd die Erzwingung vorläufiger Leiftungen des Geg— 
ner aus 88 796, 814, 819 der C.P.O., um den vorläufigen Schuß gegen das 
Eingreifen der Staatsgewalt jelbjt durch deſſen Hemmung handelt. 
Vergl. Entfheidungen des R.G.s in Eivili,, Bd. 25 ©. 406 flg., 
Br. 30 ©. 394 fla.; Annalen des 8, © O.L.G.s., Bd. 10 
©. 191 flg.; Gaupp, a. a. O., zu $ 688 ©. 372 Anm. 1 ©. 373 
unter IV, zu $ 814 ©, 589 unter I a. E. und Anm. 4; v. Wil- 
mowsfi und Levy, a. a. O., zu $ 814 ©. 1088; Peters, in 
Raſſow und Künzel, Beiträge, Bd. 9 S. 355 flg.; Voß, im Ardiv 
für civilift. Praxis, Bd. 71 ©. 232 flg., 256 fla., 275 fig. 
Denn jofern die Anſich- oder Empfangnahme des Geldes durd den Ge 
richtsvollzieher ald Zahlung an den Gläubiger nad dem Geſetze ſelbſt gilt, kann 
dafjelbe nit mehr eine Hemmung! ded gegen den Schuldner gerichteten ftaat- 
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lihen Zwangs und insbefondere die Einftellung oder die nur gegen Sicherheits- 
ieiftung noch zuläffige Fortftellung der Zwangspollftredung gegen ben 
Schuldner — oder die Aufhebung erfolgter Bollftredungsmaßregeln zu denen 
eine Zahlung nidt gehört — nod in das Auge faſſen. Ein einftweiliger 
Schuß der Rechte Dritter bezüglid des Geldes nad dem bier weſentlichen Zeit- 
punkte würde daher ledigli je nad den Vorſchriften des Bürgerlihen Rechtes 
aus 88 814 oder 819 oder — und zwar, wenn es fih um den Erlös für ge 
pfändete Gegenftände handelt, fofern derjelbe nad) dem Landesrechte nicht ohne 
Weiteres an die Stelle diefer Gegenftände rechtlich tritt, in ganz ſachgemäßer 
Weife — durch Arreft aus 8 796 flg. der C.P.O. möglich bleiben. 

Zu einer Erweiterung des Begriffes des Zmwangsvollftredungsverfahrens 
im Sinne der Eivilprozefordnung, welche übrigens nothwendig die Zuläffigfeit 
einer Zwangsvollftrefung auf Antrag eines dritten Gläubigers des Schuldners 
in das in den Händen des Geridhtspollziehers befindliche Geld zur Folge Hätte, 
fann aud) die Stellung der Vorſchriften über das Vertheilungsverfahren ($ 758 fig.) 
im achten Buche nicht verwerthet werden. Letzteres betrifft die Zwangsvollitredung 
im Allgemeinen und enthält viele Beftimmungen, beifpielsweije über die Voraus: 
jegungen der Zwangsvollſtreckung, welde unzweifelhaft nit das Vollſtreckungs— 
verfahren betreffen. Zu dieſen gehören die Beitimmungen über das Ver— 
theilungsverfahren, welches jelbjtändig nur die Auseinanderjegung mehrerer Gläu— 
biger untereinander rüdfihtlid des dem gemeinihaftlihen Schuldner abgezwunge- 
nen Bermögens nah Durdführung des Zwanges aus Zwedmäßigfeitsgründen 
in einem Anhangsverfahren bezwedt, an ſich aber mit dem Prozeffe und defien 
Durdführung gegen den Schuldner nichts zu thun hat, ſondern ebenjo gut dem 
jonft geordneten Rechtswege unterftellt werden Fonnte. Diejelben Erwägungen ſprechen 
gegen eine Heranziehung des $ 710 der C.P.O., nad) welder jogar die Unter- 
ftellung des Sachverhaltes unter die prozefjualen Vorjhriften in SS 690, 688 
der C.P.O. geradezu ausgejhloffen wird. Unverwerthbar ift aud) die Beftim- 
mung in $ 685 der C. P.O. Zunähft würde es des Nachweiſes bedürfen, daß 
diefelbe aud) auf Irrungen zwiſchen dem Gläubiger und‘ Gerichtsvollzieher rück— 
fihtlih des von diefem für jenen vereinnahmten Geldes ſich bezieht. Aber aud) 
folhenfalis wirde fie immer nur zum Ausdrude bringen, daß in dieſer ein- 
zelnen Richtung — nicht im Verhältniſſe des Gläubigers zum Schuldner und 
zu Dritten — das Vollftrelungsverfahren als nod nicht beendigt vom Geſetze 
behandelt werde, 
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Einftweilige Verfügung zum Zwecke der Wahrung bon Sonderrechten des 
Mitgliedes einer aufgelöften Genoffenihaft im Falle der Veräußerung des 
Genofienihaftsgrundftüds. Sicerheitsteiftung. SS 54, 828, 687 des 

B.G. B.s, SS 814, 815, 801, der C.P.O. 


Urtheil des D.L.G.’3 Dresden vom 22. Juni 1896. O. I. 45/96. 


Dem im Genofjenfhaftsregifter des Amtsgerichts Dresden auf Fol. 229 
eingetragenen Turnverein in Trachau ift durch Beſchluß des Amtsgerichts Dresden 
vom 5. Yuli 1895 das Recht der Perjönlikeit entzogen worden. Die dagegen 
erhobene Beihwerde hat das Oberlandesgeriht durch Beihluß vom 1. November 
1895 verworfen. Der legte Borftand des damit aufgelöften Vereins Friedrich 
Hermann B. hat in diefer Eigenfhaft das dem Qurnverein gehörig geweſene Grund: 
ftüc, das auf Fol. 349 im Grund» und Hypothefenbud für Tradau eingetragen 
ift, mit Vertrag dom 25. November 1895 an die drei Antragsgegner B., ©. 
und SH. einfhlieglih des dabei mit 600 .# eingejehten Inventars für 3100 4 
verfauft. Den am 2, Dezember 1895 eingetragenen Käufern ift auf Antrag Ernft 
Traugott H.'8, der ebenjo, wie diefe, zur Zeit der Auflöfung Mitglied des Turn- 
vereind war, durd die grundbücherlich eingetragene einftweilige Verfügung des 
Amtsgerihts Dresden vom 12. Dezember 1895 bis zur rechtskräftigen Ent- 
ſcheidung über die von dem Antragfteller zu erhebende Anfehtungsflage die Ber: 
äußerung und Berpfändung des Grundftüds unterfagt worden. Die dabei dem 
Antragfteller auferlegte Sicherheit von 3000 .4 ift eingezahlt. Im der einftweiligen 
Verfügung war ihm aufgegeben worden, jeine Gegner binnen 4 Wochen zur münd- 
lihen Verhandlung über deren Rechtmäßigkeit zu laden. Er bat dieß friftgemäß 
mit dem Antrag gethan, die einftweilige Verfügung für rechtmäßig zu erklären 
und die Koſten des Verfahrens den Gegnern aufzuerlegen, die ihrerjeits die Auf: 
hebung der Berfügung beantragt hatten. Dem leßteren Antrag ift ftattgegeben 
worden. Hiergegen hat der Antragfteller mit dem Erjuden, die einftweilige Ver— 
fügung für rechtmäßig zu erklären, Berufung eingelegt, deren Zurückweiſung die 
Antragsgegner beantragt haben. 

Das Berufungsgericht hat in Beachtung der Berufung die einftweilige Ver: 
fügung aufrecht erhalten aus folgenden Gründen: 

Der Antragfteller war zur Zeit der Auflöfung des im Genofjenidafts- 
vegifter des Amtsgerichts Dresden eingetragenen Qurnvereins zu Trachau Mit: 
glied Ddiejes während der Liquidation durch den jeitherigen Vorſtand Friedrid) 
Hermann B. vertretenen Vereins und ift als ſolches nad den Bereinsftatuten 
auf das dur die Erfüllung von Verpflichtungen des Vereins nicht eridöpfte 
Bereinsvermögen antheilig beredtigt. Zu dem Xebteren gehörte das auf Folium 
349 des Grund» und Hypothekenbuchs für Trachau eingetragene Grundftüd, das 
der Borftand B. an die inzwiſchen als deſſen Eigenthiimer eingetragenen Antrags: 
gegner veräußert hat. Mit der einftweiligen Verfügung, die ihnen die Weiter- 
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veräußerung und Berpfändung diefes Grundſtücks verbietet, will der Antragfteller 
in den durch feine Mitgliedihaft begründeten Sonderredten geihüßt jein, die er 
durch den Kauf verlegt glaubt. Der aus diefem Gefihtspunft erhobene Anſpruch 
auf Anfechtung diefes Kaufs kann ihm nicht ſchlechthin abgeſprochen werden, 
vergl. die Motive zu $ 54 des B. G. B.'s in Siebenhaar’s Kommentar 
2, Aufl. Bd. 1 S. 97, Entfheidungen des Reichsgerichts Bd. 33 
S. 179 des Neihsoberhandelsgerihtse Bd. 23 ©. 275, Annalen 
des Dberlandesgerihts Bd. 4 ©. 382, Wengler’s Ardiv 1890 
©. 119, 
und zwar aud nicht gegenüber den Antragsgegnern, da nad) der bejonderen Ge— 
ftaltung des gegenwärtigen Falles gerade der in Folge des Kauf eingetretene 
Eigenthumsübergang auf diefe e8 ift, durch den er fid) verlegt glaubt. Seine 
Berechtigung zu diefer Anfechtung ift durch die vorgebrachten Thatſachen in einer 
für die Zwede der einftweiligen Verfügung genügenden Weife beanzeigt. Denn 
danach ift bei Abſchluß des Kaufs von den Kontrahenten ausdrüdlid erklärt 
worden, daß der im Vertrag feſtgeſetzte Kaufpreis nicht zu bezahlen jei, und daß 
der Kauf nur zu dem Zwecke abgeichlofjen werde, um den alsbald zu einer neuen 
Bereinigung zufammengetretenen jozialdemofratiihen Mitgliedern des aufgelöften 
Qurnvereins die Verfügung über das Grundjtüd zu erhalten, Die vom Antrag- 
jtelfer weiter in Bezug genommenen dem Kaufsabſchluß vorangegangenen Ber: 
handlungen laſſen annehmen, daß den Käufern des Grundjtüds ein Eigenthums- 
recht an demfelben im Wirklichkeit nicht habe zuftehen jollen, daß fie nur vorge 
hoben jeien, „weil e8 dann nicht jo vereinsmäßig ausſehe“ und zur Weiterveräußerung 
und Verfügung über das Grundftüd nicht berechtigt fein follten, 

Neben diejer Geltendmahung der Nichtigkeit des danach nur zum Schein 
abgeſchloſſenen Vertrages ($ 828 des B. G. B.'s), hat der Antragfteller weiter be- 
hauptet, daß der vereinbarte Kaufpreis hinter dem wirklichen Werthe des Grund: 
ftüds erheblich zurückſtehe. Das jei bei der dem Kaufsabſchluß vorangegangenen 
Beſprechung, an der ſowohl der Vorftand B., wie die drei Antragdgegner theil- 
genommen hätten, ausdrüdlid erwähnt worden. Es ſei jomit den Vertragstheilen 
bewußt gewejen, daß der Vertrag, wenn er zu Recht beftünde, eine offenbare 
Schädigung der auf das PVereinsvermögen beredtigten Mitglieder zur Folge haben 
müßte, zumal von dritter Seite ein höherer Kaufpreis für das Grundftüd zu er- 
langen gewejen wäre. Im Verbindung mit demjenigen, was font noch über die 
Art behauptet worden ift, wie der Kauf zu Stande gefommen ift, liegt darin in 
einer für die Zwede der gegenwärtigen Entſcheidung genügenden Beftimmmtheit die 
Bezugnahme auf eine aud) von den Antragsgegnern gewollte Verlegung der Sonder: 
rechte des Antragftellers durch den Kaufsabſchluß und fomit auf ein abſichtlich 
rechtswidriges Verhalten, das fie ihm gegenüber verantwortlich machen kann ($ 687 
des B. G. B.'s). 

— Ein weiteres Eingehen auf die Einſpruchsbegründung iſt im Rahmen der 


Anfechtung, Volftredungswerth. 235 


gegenwärtigen Entſcheidung nicht geboten. Es genügt, daß die vorgetragenen That: 
ſachen eine aud; gegenüber den Antragsgegnern verfolgbare Verlegung der Sonder: 
rechte des Antragftellers und den daraus bergeleiteten Anſpruch auf Anfechtung 
des Vertrages und des im der Folge eingetretenen Eigenthumsübergangs beanzeigt 
erſcheinen laſſen. Daß die Klagthatſachen nicht durchgängig beſcheinigt find, fteht 
der Rechtmäßigkeit der Verfügung nicht entgegen. Sie konnte nad) 88 815, 801, 
der C.P.O. aud ohne folde Beiheinigung gegeben werden, fofern wegen ber den 
Gegnern drohenden Nachtheile eine nad) freiem richterlichen Ermefjen zu beftimmende 
Sicherheit geleiftet wurde. Bon diefer Ermädtigung bat das Amtsgericht Ge— 
brauch gemacht. Es befteht Fein Bedenken, ihm auch infoweit beizutveten, zumal 
insbefondere die hinterlegte Sicherheit aud ihrer Höhe nad) der Sadjlage ent: 
ſpricht. Wenn endlih nod zur Gejeßmäßigfeit der einftweiligen Verfügung der 
Nachweis einer Gefährdung im Sinne von $ 814 der C. P.O. erfordert wird, fo 
ift aud dem genügt, da eine Weiterveräußerung des Grundſtücks nad) der den 
Einträgen im Grund» und Hypothefenbudhe zukommenden gejegligen Wirkung dem 
Antragfteller die Verfolgung feiner Rechte erſchweren und beziehentlih unmöglich 
mahen würde. Daraus reitfertigt ſich zugleich der Inhalt der Verfügung, durd) 
den den Antragsgegnern die Weiterveräußerung und VBerpfändung des Grundftüds 
bis zur rechtskräftigen Entjheidung über den erhobenen Anſpruch verboten wird. 


Anfechtungäffage verbunden mit der Deliltsklage und Beſitzklage. Keine 

Anfechtung, wenn die veräußerten Gegenftände für den Kläger feinen 

Vollitredungswerth haben. Borausfegung der Anjhlußpfändung. SS 773, 

208, 209 des B.G.B.s, 88 232 Abi. 2, 712 der C.P.O., 8 137 des 
EStr.6.B.8. 


Urtheil des D.L. G.'s Dredden vom 8, Ditober 1896. 0. VII. 81/96. 


Der Beklagte hat vom Saitenfabrifanten Franz Hermann R. in M., der 
eine Schweſter von ihm zur Ehefrau Hat, am 1. Mai 1895 oder furz vorher 
mehrere Gegenjtände, insbejondere ein braunes Pferd mit zwei Geſchirren, zwei 
fette Schweine, einen Steuerwagen und einen Leiterwagen mit Truhe, gegen baare 
Zahlung von 1200 .# erfauft und übergeben erhalten. Die beiden Schweine 
find jedod) erft am 27. Mai 1895 zum Beklagten geihafft, alsbald darnad aber 
und noch vor Juni 1895 geſchlachtet worden. Die übrigen Saden find nod im 
Beſitze des Beklagten. 

Der Kläger hatte gegen R. wegen einer Forderung von 443 #4 53 4 
am 30. April 1895 die Zwangsvollſtreckung vornehmen Laffen, wobei u. A. auch 
die oben verzeichneten Sachen, welde bei einer früheren am 6. April 1895 ers 
folgten Pfändung im Gewahrfam des Schuldners belaffen worden waren, nad) 
pfändungsweife beſchlagnahmt worden find. In Anfehung diefer auf zufammen 
795 .4 geihägten Sahen gingen ihm zwei Pfandgläubiger vor, deren Forde— 
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rungen an 705 4 97 4 und 47.4 16 8. vom Schuldner R. am 1. Mai 
1895 bezahlt wurden. 

Mit der jeßigen, Ende Juni 1895 zugeftellten Sage fordert der Kläger, 
daß der Beklagte die obigen Sachen zu feiner, Klägers, Berfügung an den Ge- 
rihtsdolfzieher des Amtsgerichts M. berausgebe, mit dem Antrage, das Urtheil 
für vorläufig vollftredbar zu erflären. 

Ceiten des Landgerichts zu Plauen ift der Ausgang des Rechtsſtreits von 
Peiftung oder Verweigerung eines dem Beklagten zuerkannten Eides abhängig ger 
madt worden, welder dahin geht, daß nicht wahr ei, daß der Bellagte die frag- 
lien Saden nad dem 30. Aprit 1895 und mit Kenntniß davon, daB fie ge— 
pfändet feien, jelbjt oder durch von ihm beauftragte Perſonen in Beſitz genom- 
men babe. 

Der Kläger bat Berufung eingelegt, weil die Klage bedingt abgewieſen 
worden ift, und beantragt, den Beklagten nad der Klagbitte zu berurtheilen, 
mit der Abänderung jedod, daß an Stelle der Schweine der vom Bellagten baar 
zu zahlende Tarwerth von 120 4 trete. 

Der Bellagte dagegen bittet, die Berufung des Klägers zurückzuweiſen, und 
jodann unter Anſchließung an die gegneriihe Berufung die Klage bedingt ab- 
zuweilen. 

Kläger hebt hervor, es fei allerdings zunächſt nur die Anfehtungsflage auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 21. Juli 1879 angeftelt worden; da aber bie 
Klage ausweislih des erftinftanzlihen Thatbeftands aud als Beſitz- und allge— 
meine Deliftsflage begründet worden fei, fo wolle er auch die ihm aus dieſen 
Geſichtspunkten zuftehenden Rechte noch ferner mit geltend machen, 

Das Berufungsgeriht hat unter Zurücdweifung der Berufung die Klage 
auf die Anſchlußberufung bin abgewieſen aus folgenden Gründen: 

1. Wenn die Klage zunächſt vom Standpunkte des Geſetzes, auf das fie 
nad der Klagſchrift hat geftüßt werden follen, betradjtet wird, alſo als Anfed- 
tungsflage, fo ift fie unbegründet. 

Das Recht eines Gläubigers, zu verlangen, daß das, was durd den Ab- 
ſchluß und Vollzug eines Vertrags aus dem Vermögen feines Schuldners ver: 
äußert worden ift, als zu demfelben noch gehörig zurücigewährt, in&bejondere dem 
Serihtsvollzieher zu feiner, des Gläubigers, Verfügung zurücigegeben werde, ift 
durch das Reichsgeſetz vom 21. Yuli 1879 gegeben worden, um dem Gläubiger 
die durd die anfechtbare Handlung entzugene Möglichkeit feiner Befriedigung 
wieder zu verſchaffen. Es wird Hierbei weſentlich vorausgefeßt, daß die ange 
fochtene Rechtshandlung mit dem vom Anfechtenden erlittenen Nachtheile in ur— 
ſachlichem Zuſammenhange ſtehe, zu vergl. Entſcheidungen des R.G.s in 
Civilſachen, Bd. XV ©, 63 flg., daß alſo der Kläger ohne die angefochtene Hand- 
lung eine völlige oder theilweile Befriedigung erlangt haben würde, keineswegs 
war es die Abſicht des Geſetzgebers, einem Gläubiger durd die Anfehtungsflage 
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dazu zu verhelfen, daß feine Rechtslage ſich beſſer geitalte, als fie ohne die den 
Gegenftand feiner Anfechtung bildende Handlung ohnehin gewejen wäre, 

Die Veräußerung von der Zwangsvolljtrefung unterliegenden Gegenftänden 
dur den Schuldner wird daher zwar regelmäßig. bei dem Borhandenjein der 
fonftigen Vorausſetzungen des Anfechtungsanſpruchs angefochten werden fönnen, 
weil anzunehmen ift, daß der Gläubiger ohne die Veräußerung feine Befriedig- 
ung durch die Pfändung der veräußerten Saden wenigſtens theilweije erlangt 
haben würde. Inder darf in dem formellen Berlufte eines Vollſtreckungsgegen— 
ftands nicht ſchlechthin und unwiderleglid eine Benadhtheiligung des Gläubigers 
im Sinne des Anfehtungsgejeßes gejehen werden. Es bleibt vielmehr dem An 
fehtungsgegner der Nachweis offen, daß der vom Schuldner preisgegebene Gegen» 
ftand zur Zeit des Ausjceidens aus dem Vermögen des Schuldners einen Voll 
ftrefungswerth für den anfedhtenden Gläubiger nicht bejeffen habe und ein zu 
deffen Befriedigung dienender Ueberihuß aus dem weggegebenen Vermögen nicht 
gewonnen jein würde. 

War insbefondere der Werth der behauptlich anfechtbar veräußerten Saden 
dur aufhaftende dingliche Rechte bereits völlig aufgezehrt,. jo ift dem Kläger 
fein Befriedigungsmittel entzogen und es fehlt damit an einer wejentlidhen 
Vorausfegung der Anfechtung. Hierbei find aud die minder guten Ausfichten 
bei der Beräußerung im Zwangsverfahren zu berücjichtigen. 

Zu vergl, Entfheidungen des R.G.'s, Bd. XXI ©. 99, Bolze, die 

Praris des R.G.'s in Civilfahen, Bd. X Nr. 264; Urtheil des 
Ill. Givilfenats vom 5. Dftober 1894, mitgetheilt in der Yuriftiichen 
Wochenſchrift 1894, S. 547 Nr, 17 und ausführlicher im Deutjchen 
Neihsanzeiger Nr. 56 vom Jahre 1895, Dienftag-Abend-Ausgabe vom 
5. Mär; 1895. 

Thatfähli würde nun aber der Kläger aud) ohne die angefodhtene Hand: 
lung niemal® aus den Saden, deren Veräußerung an den Beklagten jet in 
Frage fteht, Befriedigung haben erlangen können. Es wird hier ausgeführt, daf 
die fraglichen Gegenftände mit Rüdfiht auf die vorgehenden Pfandrechte dritter 
Berfonen für den Kläger feinen Vollftredungswerth hatten, 

2. Die Klage ließe fid) aber auch wenigftens zum Theil und infoweit, als 
wegen der beiden gepfändeten Schweine gegenwärtig deren Werth gefordert wird, 
den Beſtimmungen dev SS 773 flg. des B. G. B.'s unterftellen, Der Bellagte 
wilrde, wenn er Sadıen, die vom Gerichtsvollzieher gepfändet worden waren, mit 
Kenntniß hiervon ſich angeeignet und mit fid) genommen hätte, des in $ 137 des 
Str.G. B.'s mit Strafe bedrohten Vergehens und jomit einer an ſich rechts— 
widrigen Handlung im Sinne des $ 773 des B.G. B.'s ſich ſchuldig gemacht 
haben. Er würde daher dem Kläger jhadenerjagpflidtig fein, joweit demfelben 
Schaden verurfaht worden wäre. In diefer Hinſicht ftehen ihm jedoch die Er- 
wägungen unter 1 entgegen, da ihm eben durch die Handlungsweile des Beklag— 
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ten, insbefondere dadurch, daß er feinem Schwager R. die gepfändeten Sachen 
gegen banre Zahlung von 1200 4 Kaufpreis abfaufte und fi) übergeben lieh, 
weder unmittelbar, noch mittelbar ein nachweisbarer Schaden erwachſen ift. Der 
Kläger kann mithin aud nit auf Grund von 88 773 flg. Schadenerſatz vom 
Bellagten fordern. 

3. Die vorige Inftanz hat die Klage, die nad dem Klagſchriftſatze nur als 
Anfehtungsflage erhoben worden ift, vor Allem als Befigflage aufgefaßt, ver- 
muthlich, weil fie davon ausgegangen ift, daß die Klage als Befigflage nod am 
eheften Erfolg haben könne. Da der Bellagte in der vorigen Inftanz der Begrün- 
dung der Klage als Beſitzklage nicht widerſprochen hat ($ 241 der C.P.O.) und Die 
Verbindung einer Klage aus dem Befige mit anderen Klagen nicht durchweg un— 
ftatthaft ift, fondern nur infoweit, al8 nad) $ 232 Abſ. 2 der C. P.O. die Beſitz— 
age und die das entſprechende dinglide Recht betreffende Klage nicht verbunden 
jein dürfen, 

zu vergl. Seuffert’8 Kommentar zu $ 232 der ErD,, 7. Aufl, Nr. 3; 

Wengler’s Ardiv, Jahrg. 1882 ©. 564, 
fo ift daher aud auf diefe Klage einzugehen. 

Nah) 8 208 des B.G. B.'s würde der Kläger nur dann im Befibe ge⸗ 
ſchützt werden können, wenn er ein Pfandrecht an den in Frage ſtehenden Gegen— 
ſtänden erlangt hätte. Dies ſetzt im vorliegenden Falle voraus, daß die Sachen 
bei der Anſchlußpfändung für den Kläger noch im Beſitze des Gerichtsvollziehers 
geweſen ſind. Es müßten alſo alle Pfänder, nicht blos die gepfändeten beiden 
Schweine, beim Schuldner R. am 30 April 1895 noch vorhanden geweſen fein. 
Dies wird jedoh vom Beklagten nur bezüglich der beiden Schweine zugeftanden, 
während er von den anderen Pfändern behauptet, daß er fie jpäteftens bis zum 
Ablaufe des 29. Aprit 1895 und jedenfall® vor dem 30, April 1895 in feinen 
Befiß genommen habe. ft diefe Behauptung des Beklagten ridtig, jo würde 
der Stläger in Anfehung diefer Sachen Pfandreht nicht erlangt haben, Denn ba 
die Anſchlußpfändung nicht den Thatbeſtand einer jelbftändigen Pfändung enthält, 
jo muß, wie aud) ſchon von der erſten Inftanz angedeutet worden ift, der bem 
$ T12 der EP.D. entipredende Zuftand der Pfandjahen zur Zeit der Anſchluß— 
pfändung nod vorhanden fein und kann der Gerichtsvollzieher, welcher den bei 
der erjten Pfändung erworbenen Pfandbefiß verloren bat, nicht angewiefen werden, 
die Saden für den zweiten Gläubiger in Gewahrjam zu haben. 

Zu vergl. außer dem ſchon BL— angeführten Kommentar Seuffert’s, 

7, Aufl. zu $ 727 der EBD. Note 3, no von Wilmowski und 
Levy, Kommentar, 7. Aufl. S. 1049 Note 1, Strudmann und 
Koh, Kommentar, 6. Aufl., zu $ 727 Note 1, Seuffert’s Archiv, 
Bd, 47 ©. 375 (G.L. G. zu Nürnberg). 
Auch 8 1646 Abi. 4 der Geihäftsordnung für die Sächſiſchen Juſtizbehörden 
fteht, wie beiläufig bemerft werden mag, auf diefem Standpunfte. 


Dffenbarungseid, Beftreiten der Verpflichtung. 239 


Den biernady nothwendigen Beweis hat der Kläger nit erbradit. 
. Dies wird näher ausgeführt und damı weiter bemerkt: 

Was die beiden Schweine anlangt, jo find Ddiefelben zwar nad) dem Zu: 
geftändniffe des Beklagten vor dem 30. April 1895 nit aus dem R.ſchen 
Grundftüce entfernt worden; infoweit gebricht es jedoch an einer anderen wejent« 
lihen Vorausſetzung für die Befigflage. Denn beide Thiere find bereits vor Er» 
bebung der lage geſchlachtet worden, ohne daß ſich hat feititellen laſſen, ob ihr 
Fleiſch und bez. was hiervon zur Zeit der Klagzuftellung nod im Beſitze des 
Beklagten gewejen ift. Beſitz des Beklagten zur Zeit der Klagerhebung gehört 
aber nad) $ 206 der E.P.D. zu den wejentlihen Erfordernijjen der Beſitzklage. 

Zu vergl. Wengler’s Ardiv 1882 ©. 561, Grüßmann,. K. ©. 

Privatredt, $ 72 I 1b ©. 250. 

Wad dem Gejagten würde e8 dem Kläger übrigens auch nichts nützen, 
wenn jeine Klage etwa aus $ 209 des B. G. B.'s zu beurtheilen wäre, Denn 
aud) die Klage des 8 209 geht nur gegen den, welder zur Zeit der Klag— 
erhebung befigt, injofern fie eine „Klage wegen Befigentziegung” fein ſoll, und in 
Anjehung der anderen Pfandftüce, nämlich des Pferdes und der beiden Wagen 
fehlt e8 an dem Nachweiſe, daß der Kläger durd) die Pfändung vom 30, April 
Inhaber der Sachen geworden ift. 


Kann der Schuldner, nachdem zur Erziwingung der Leiftung des Offen- 

barungseids gemäß 8 782 der C.P.O. wider ihn die Haft angeordnet 

worden ift, jeine Verpflihtung zur Eidesleiftung nachträglich noch be- 
jtreiten? 


2.6. Leipzig, Eiv.:K. II. Beſchluß vom 18. November 1895. C. B. II. 237/95. 


Das Yandgeriht hat die aufgeftellte Frage im Gegenjaß zu den Ausfüh- 
rungen Lobes in diefem Ardiv, Bd.5 S. 117 fig. — unter Feithaltung feiner 
früheren Anfiht, Ardiv vom Yahre 1892 S. 604 — verneint, 


Aus den Gründen: 


1. Der Schuldner, der zur Yeiftung des Dffenbarungseided geladen wird, 
fann, wenn er dem an ihm geftellten Verlangen nicht entipredhen will, jeine Eins 
wendungen richten: entweder gegen die Zuläffigfeit dev Zwangsvollftrefung über- 
haupt (Einwendungen gegen die Art und Weije der Zwangsvollitrefung, $ 685, 
gegen die Zuläffigfeit der Vollftrefungsklaufel, $ 668 der C.P.O.), oder nur da— 
gegen, daß er zur Yeiftung des Dffenbarungseides verpflichtet ſei. $ 781 
Abſ. 2. Beide Fälle find don einanander zu ſcheiden. Ein „BBeftreiten” der 
Eidespfliht im Sinne des $ 781 Abſ. 2 der C.P.O. liegt nur vor, wenn der 
Schuldner die allgemeinen geſetzlichen Vorausſetzungen der Zwangsvollitrefung an 
fi als vorhanden anerkennen muß, jedody aus bejonderen Gründen fid) der Ver- 
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pflihtung überhoben erachtete, fein Vermögen eidlid zu offenbaren, 3. B. wenn 
er den Offenbarungseid ſchon früher geihworen hat ($ 784), Nur in foldem 
Falle tritt an das Gericht die Verpflichtung heran, über die Berechtigung des er- 
hobenen Widerſpruchs nad) vorausgegangener mündlicher Verhandlung dur Ur— 
theil zu entjheiden ($ 781 Abi. 2). Werden dagegen vom Schuldner Einwen- 
dungen der erfteren Art geltend gemacht, jo ift über fie im Beſchlußwege Ent- 
ſcheidung zu treffen, ohne das e8 einer vorgängigen mündliden Verhandlung be- 
darf ($ 684 Abj. 3, $ 668 Abi. 1). 


Die verfhiedenartige Behandlung der beiden Fälle verbietet e8, das, was 
von den einen Einwendungen gilt, in analoger Weife auf die Beurtheilung der 
andern zu Übertragen. 


Einwendungen gegen die Art und Weife der Zwangsvollftrefung ($ 685) 
werden vom Geſetz zugelaffen, jolange das Zwangsvollſtreckungsverfahren über: 
haupt no im Gange und die thaiſächliche Möglichkeit gegeben ift, die angefochtene 
Bollftrefungsmaßnahme zu befeitigen. Daraus folgt indes keineswegs, daß Ein- 
wendungen des Schuldners gegen feine Offenbarungspflidt dementſprechend 
gleihfallis bis zur Beendigung der Zwangsvollftredung, jomit nad 
Befinden auch noch nad) Erlaß des Haftbefehls zur Erzwingung bes Offen- 
barungseides zugelaffen werden müßten. Damit würde ein jehr weſentlicher 
Unterjdied in der rechtlichen Natur der beiden Einwendungen verfannt. 


Daß die geſetzlichen Vorausſetzungen der Zwangsvollftredung und die Vor— 
Ihriften über die Ausführung der Vollſtreckung innegehalten werden, — Die 
Zwangsvollſtreckung beifpielsweife nur vorgenommen werde auf Grund ordnungs» 
mäßiger Vollſtreckungsklauſel, $ 662, oder nad) vorausgegangener Zuftellung des 
Schuldtitels, $ 621 —, darauf ift von Amtswegen zu adten, Die in diejer 
Richtung erhobenen Erinnerungen des Schuldners bezweden nur, den Boll: 
ftredungsrihter auf den vorhandenen Mangel des Verfahrens aufmerffam zu 
maden, ihn zu „erinnern“, daß er amtlid gegen die Drdnungswidrigfeit ein- 
Ihreite und das PVollftredungsverfahren mit den gebietenden Vorſchriften des 
Prozeßgejeßes wieder in Einklang bringe. Eben deshalb ift die Einwendung aus 
$ 685 oder $ 668 an feine Frift gebunden, ihre Anbringung vielmehr, folange das 
Zwangsvollftredungsverfahren ſchwebt, jeder Zeit jtatthaft. 


Weſentlich anders verhält es ſich im diefer Hinfigt mit den Einwendungen 
de8 Schuldners gegen das Beſtehen der DOffenbarungspflidt. Ob ber 
Schuldner, der den in $ 711 der C.P.O. erwähnten Offenbarungseid ſchon früher 
geſchworen Hat, fi vor Gericht darauf berufen und deshalb feine Verpflichtung 
zur nodhmaligen Eidesleiftung beftreiten will, fteht ganz bei ihn. Das Geſetz 
jagt keineswegs, daß in dem hervorgehobenen Falle die Leiftung des Offenbarungs- 
eides unzuläfjig fei, jondern nur, daß der Schuldner dazu nit verpflichtet 
jei, außer wenn glaubhaft gemacht werde, daß er inzwilden neues Vermögen er: 
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worben habe. Die Beftimmung in $ 784 der C.P.O. ift alfo nit von 
Amtswegen zu beadten. 
Annalen des O.L.G.'s, Bd. 14 ©, 276; Gaupp, Bd. II ©. 541 
N. 3 (2. Aufl). 
Sie giebt dem Schuldner nur das Recht, eine Einrede darauf zu gründen und 
unter Bezugnahme auf fie dem Verlangen des Gläubigers nad) Yeiftung des Offen— 
barungseides zu widerjpreden. 

Die Einrede ift, wie jedes andere Bertheidigungsmittel im Prozeß, Gegen- 
ftand der freien Dispofition der Parteien, Der Schuldner braudt fein Wider: 
ſpruchsrecht nicht geltend zu machen; er kann auf deffen Ausübung verzichten, 
ausdrüdlid; oder ftillihweigend. Will er aber, daß der Einwand berüdfichtigt 
werde, jo muß er ihn vorſchützen und zur ridterlihen Entſcheidung verftellen 
($ 781 Abj. 2 der E.P.D.). Ein nit erhobener Widerſpruch ift, ſoweit es ſich, 
wie hier, um verzichtbare Rechte, und nicht etwa um folde Punkte handelt, 
die von Amtswegen zu beobadjten find, für den Richter nicht vorhanden. Dem 
nicht erhobenen Widerſpruche fteht gleich der nicht rech tzeitig erhobene Wider- 
Iprud). j 

2. Für jede Barteihandlung ift im Prozeß, — „Prozeß“ im weiteften Sinne 
genommen — eine zeitlihe Grenze, bis zu welder fie vorgenommmen werden muß. 
Es giebt feine Angriffs oder Vertheidigungsmittel, deren Gebraud) ſchrankenlos 
zugelafjen wäre; es fommt ein Zeitpunkt, mit deſſen Ablauf fie der Partei end- 
gültig verloren gehen. Bergl. u. U. $ 251 der C. P.O. (mindlihes Vorbringen 
der Parteien bis zum Schluffe der legen mündlichen Verhandlung), $ 247 der 
C.P.O. (Geltendmahung der prozeßhindernden Einreden bis zum Beginne der 
mündlihen Verhandlung des Bellagten zur Hauptjahe). Dies gilt aud) von 
der Ausübung des Rechts des Schuldners, auf Grund von $ 784 der C.P.O. 
gegen die Verpflichtung zur Yeiftung des Dffenbarungseids Widerſpruch zu erheben. 

Die Civilprozeßordnung ſpricht fi) allerdings nicht ausdrücklich darüber aus, 
bis zu welchen Zeitpunfte der Widerfprud vom Schuldner geltend zu machen fei. 
Allein aus dem Zufammenhange der SS 781 Abſ. 2 und 782 ergiebt ſich deut- 
ih, daß dies jpäteftens im Eidesleiftungstermine, bis zum Schluſſe diejes 
Termins, geſchehen muß. Nach 8 781 Abſ. 2 hat das Gericht, wenn der Schuldner 
feine Verpflichtung zur Yeiftung des DOffenbarungseids beftreitet, über den Wider: 
ſpruch durch Urtheil zu entſcheiden. „Die Eidesleiftung” — und demgemäß aud) 
der Zwang dazu — „erfolgt erjt nad Eintritt der Rechtskraft des Urtheils.“ 
Auf der andern Seite wird in $ 782 der EB.D. die Anordnung der Haft gegen 
den Schuldner „zur Erzwingung der Eidesleiftung” ohne Weiteres zugelafien, jo- 
fern der Schuldner in dem zur Leiftung des Offenbarungseids beftimmten Termine 
nit erſcheint. 

An das Nichterſcheinen des Schuldners im Schwurtermine wird demnad) 
die nämliche Rechtsfolge geknüpft, wie an die rechtskräftige Verwerfung feines 

Arhiv für Bürgerl. Recht u. Prozeß. VIL 16 


242 Dffenbarungseid, Beftreiten der Verpflichtung. 


Widerſpruchs: in beiden Fällen fteht feit, daß der Schuldner zur Eidesleiftung 
nunmehr gezwungen werden kann. Sobald aber die Anwendung der Zwange- 
haft ftatthaft iſt, ſteht auch die Verpflihtung des Schuldners feit, die Haft: 
anfegung zu dulden. Ihr zu entgehen hat der Schuldner fein andres Mittel, 
ald daß er vor dem Schwurtermine oder im Termine felbjt feinen Widerjprud) 
bei Gericht anbringt. 

Wird dies verjäumt, bleibt der Schuldner ohne vorher feinen Widerjprud 
fundgegeben haben im Schwörungstermine aus, fo trifft ihn die allgemeine Rechts— 
folge jeder Säumniß: 

„Die Berfäumung einer Prozeßhandlung hat zur allgemeinen Folge, daß 
die Partei mit der dorzunehmenden Prozekhandlung ausgeſchloſſen wird. 
$ 208 der EP.D. 

Wer ein ihm zur Seite ftehendes Bertheidigungsmittel zur rechten Seit 
geltend zu machen unterläßt, gebt eben feines Rechtsbehelfs verluftig. $ 782 
der C.P.O. ftellt Far die Verfäumnißfolgen feſt und wenn aud) die verfäumte 
Prozeßhandlung nit ausdrüdlidy genannt ift, jo ergiebt ſich doch aus dem Zu: 
fammenhange mit $ 781 der E.P.O. mit zwingender Nothwendigfeit, daß nur 
das Beftreiten als die verjäumte Prozefhandlung angejehen werden fann. Dan 
darf daher nicht jagen, der Schuldner erleide ein unbillige® Loos, wenn er blos 
deshalb, weil er im Schwurtermine ſäumig geweſen fei, feinen rechtlich vielleicht 
völlig begründeten Widerſpruch gegen die Eidespflicht verliere. Dem gleichen 
Schickſale verfällt jede Partei, die eine vom Geſetz geordnete Ausſchlußſriſt nicht 
innehält. — 

3.) Daß mit dem Cintritte des Zeitpunftes, wo die Cidesleiftung durch 
Haftanordnung erzwungen werden fan, die Verpflichtung des Schuldners zur 
Leitung des Offenbarungseids rechtlich feftjtehe, wird aud) von den Gegnern der 
hier vertretenen Anſicht an ſich zugegeben. Bejtritten wird nur, daß Dieje Felt 
ftellung ſchlechthin unabänderlich fei. Ein nachträgliches Bejtreiten der Eides— 
pflicht jei zuläffig, weil vom Gejeß nicht verboten, 

Hält man fi indes an $ 208 C. P.O. und geht man dementſprechend 
davon aus, daß der Schuldner durch Verſäumung das ihm zuftehende Beſtreitungs— 
vet verwirft, jo wird man nur dann dazu gelangen fönnen,, ein nachträgliches 
Beftreiten des Schuldners zuzulaſſen, wenn eine ausdrüdlide Gejehes- 
beftimmung die Nahholung der verſäumten Prozefhandlung ges 
ftattet. Dies ift nit der Fall. Die Civilprozekordnung bietet dem Schuldner 
fein Redtsmittel, die Wirfungen feiner Säumniß wieder gut zu maden, wie fie 
e8 der jäumigen Prozekpartei im Einſpruche gegen die Folgen ihres Ausbleibens 
im BVBerhandlungstermine an die Hand giebt ($ 295 flg., $ 303 und namentlich 
$ 640 der EP.O.) Sie nimmt auch feine Rückſicht darauf, ob das Unter: 
lafjen der Prozefhandlung — hier: des Beftreitens der Eidespfliht — auf einer 
entihuldbaren oder unentſchuldbaren Verſäumniß beruht, etwa in der Weife, wie 
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dies in $ 247 der E.P.D. neihieht, der dem Beklagten die Nachholung der an 
ih verfäumten prozeßhindernden Einreden wenigftens für den Fall geftattet, wo 
er glaubhaft mahen kann, daß er ohne fein Verſchulden nit im Stande gewefen 
ei, die Einreden vor der Verhandlung zur Hauptſache geltend zu machen. 

Der an die Säumniß des Schwurtermind gefnüpfte Rechtsverluſt wirkt 
demnad endgültig und unabänderlid. Der Schuldner, der feine Verpflichtung 
zur Eidesleiftung beftreiten möchte, nachdem auf Grund feines Nichterſcheinens im 
Schwurtermine bereits Haftbefehl gegen ihm erlafjen worden ijt, kann durch fein 
nachträgliches Beftreiten die Thatſache nicht ungeſchehen maden, daß er früher in 
jeiner Rechtsausübung ſäumig gewejen ift und daß er damit für den Gläubiger 
das Recht begründet hatte, gegen ihn die Haftanlegung zu beantragen. War aber 
der Gläubiger einmal bevedtigt, dem jäumig gebliebenen Schuldner gegenüber die 
Verwirklichung der geſetzlichen Verſäumnißfolge ($ 782 der C. P.O.) zu verlangen, 
jo fann ihm Diefes Recht nicht dadurd hinterher wieder genommen werden, daß 
man dem Schuldner erlaubt, da8 Berfüumte nadzuholen. Für die Zuläffigfeit 
einer ſolchen Nahholung bietet das Geſetz feinen Anhalt. 

Diejes Ergebniß entſpricht aud allein dem praktiſchen Bedürfniß. Läßt man 
ein nachträgliches Beſtreiten der Eidespflicht zu, jo giebt man dem Schuldner die 
Möglichkeit, fi) der über ihn verhängten Haft jeder Zeit, nad) Befinden zu 
wiederholten Malen, zu entziehen und den Augenblid, wo er dem Gläubiger feine 
Eidespfliht zu erfüllen hat, nad) Belieben hinaus zu ſchieben. Das nadte Be— 
ftreiten der Verpflitung zur Leiftung des Dffenbarungseids würde das Gericht 
nöthigen, den Schuldner aus der Haft zu entlajfen und ein prozejjunles Verfahren 
zur Entiheidung über die Berechtigung des ſchuldneriſchen Widerjpruds in die 
Wege zu leiten. Daß dies die nothwendige Folge der nachträglichen Wider: 
ſpruchserhebung jei, ift zwar bejtritten worden. (Sächſ. Ardiv Bd. 5 ©. 124, 
125, vergl. auch Annalen des Oberlandesgerichts Bd. 14 ©. 276). Allein die 
Beftimmung in $ 781 Abſ. 2 der C. P.O. Dietet feinen Ausweg, jener Folgerung 
zu entrinnen. Sobald ein nad) dem Geſetz zuläfliger Widerſpruch gegen die 
DOffenbarungspflit erhoben wird, muß zuvörderft über den Widerſpruch ent» 
jhieden und die Rechtskraft des ihn verwerfenden Urteils abgewartet werden, 
ehe gegen den Schuldner mit Anordnung dev Haft zur Erzwingung feiner Offen 
barungspflidt vorgegangen werden darf. Daraus folgt ohne Weiiteres, daR, wenn 
im einzelnen Falle die Haft gegen den Schuldner beveitd angeordnet war, fie auf 
einen nadträglid erhobenen Widerjprud des Schuldners wieder aufgehoben werden 
muß. Diefe Folge erſcheint unannehmbar, 
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Zur Auslegung des Geſetzes zum Schuge der Waarenbezeichnungen. 
Verhältnik des Mufterihuges zum Zeichenſchutz. 


Urtheil de R.G's 1. Eiv.S. vom 16. Januar 1896. I. 296/96. 


Die Klägerin, welche fid) mit der Anfertigung von Cigarren-Ausftattungen 
(ſog. Eigarren-Padungen) befaßt, hat für die bei den Aften befindlihen Mufter 
Nr. 4274 (Arabella), 4301 und 4302 (EI Senorito) geſetzlichen Schuß erworben, 
nachdem diejelben am 7. Dezember 1894 und 22. Yanuar 1895 zum Mufter- 
regifter in Hanau von ihr angemeldet waren. Am 23. November 1894 hat fie 
mit der Beklagten ein Uebereinkommen geſchloſſen, wonad fie die Yieferung von 
je 10000 Ausftattungen in Partien von je 2500 Ctüd übernahm und ihrer 
stontrahentin rüdfihtlih diefer Packungen das Alleinbezugsreht für Deutichland 
und Auftralien einräumte Zugleich gewährte fie devjelben aber die Befugniß, 
nad) Empfang der erjten Partie „aegen Freigabe der Packung“ die weitere Aus: 
führung des Vertrages abzulehnen. Mittels Schreibens vom 2, Dftober 1895 
hat die Beklagte denn auch die getroffenen Abmachungen für aufgehoben erklärt. 
Demnädft und zwar am 6. und 8. November 1895 find für diejelbe auf ihren 
Antrag vom 3. Juli 1895 die nämlichen Muſter ale Waarenzeihen in die Zeichen: 
rolle des Patentamtes (Klafje 33 Nr. 10907 R. 896 Nr. 109355 R. 899 
Nr. 10819 R. 898) eingetragen worden. Klägerin hat u. A. beantragt, die Be- 
flagte zur Löſchung diefer Waarenzeihen zu verurtheilen. Diefem Antrage bat 
die 3. Kammer bei dem %.&. zu H. durch Urtheil vom 7. März 1896 entiproden. 
Auf die Berufung der Bellagten hat das D.L.G. zn H. durch Urtheil vom 
9. Juni 1896 die Klage abgewiejen. Auf die Revifion der Klägerin ftellte das 
RG. die erjtinftanzlide Entſcheidung wieder her aus folgenden 

Entiheidungsgründen: 

Das Berufungsurtheil beruht auf folgenden Erwägungen: 

Das Urheberreht der Klägerin ſchließe das Zeichenrecht der Beklagten nidt 
aus. Habe jene geſetzlichen Schutz für ein Geihmadsmufter erworben, jo wäre 
e8 darum dieſer noch nicht verwehrt, dafjelbe kunſtgewerbliche Erzeugniß, fofern es 
nur den Aufforderungen des Reichsgeſetzes zum Schuß der Waarenbezeihnungen 
entiprädhe, als Waarenzeihen anzumelden und eintragen zu lafjen. Das folge 
mit Nothwendigkeit aus den Vorſchriften eben dieſes Geſetzes. In ihm feien außer 
den formellen aud die materiellen Vorausſetzungen für die Eintragungsfähigkeit 
einer Marke erſchöpfend beitimmt. Danach fei die Eintragung zwar zu verfagen, 
wenn das angemeldete Zeichen mit dem eingelvagenen Zeidhen eines anderen Ge— 
Ihäftstreibenden übereinftimme. Sie dürfe aber nicht auch deshalb verjagt 
werden, weil bezüglich eines gleihen oder ähnlichen, Zeichens bereits ein Dritter 
den Schub des Urheberredts erlangt habe (SS 4—6 des Geſetzes). Ebenfo ſeien 
die Thatſachen, welde zur Löſchung des Zeichens führen follen, gefeßlih im Ein— 
zelnen feftgeftellt worden. Auch hier werde aber der früheren Eintragung in das 
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Mufterregifter nit als eines der Momente gedacht, auf das die rechtliche Un— 
gültigfeit des Zeichens ſich ftügen ließe. (SS 8 und 9 daſelbſt). Muſterſchutz 
und Zeichenſchutz jeien denn auch in der That mit einander vereinbar, Das Ur: 
heberrecht erihöpfe fih in der Befugniß, darüber ausſchließlich zu verfügen, ob 
und in welchem Make das Geifteswerk, das es zum Gegenftand habe, in Die 
Außenwelt treten ſoll. Nur der Urheber babe das Recht, fein gewerbliches Mufter 
oder Modell ganz oder theilweife nadhzubilden. Damit fei denn von felber und 
nothwendig aud die Ermächtigung verknüpft, zu verhindern, daß ein widerredtlid) 
angefertigtes Mufter oder Modell gewerbsmäßig feilgehalten, verkauft oder auf 
jonftige Weife verbreitet werde. (S$ 1, 14 des Gefehes, betreffend das Urheber: 
reht an Muftern und Modellen, vom 11. Jannar 1896 und $ 25 des Gefehes, 
betr. das Urheberrecht Schriftwerfen u. [. w. vom 11. Juni 1870). Mit der Verviel- 
fältigung und Ausgabe des Werks jeitens ſeines Urhebers eröffne ſich aber für 
Andere die rechtliche Möglichkeit, vüdfihtlic der in Verkehr gelangten Exemplare 
ein Zeichenrecht zu erwerben, Daffelbe fei heterogenen Inhalts und nad Wefen und 
Bedeutung vom Urheberrecht verihieden. Es gewähre nicht das Recht der Nach— 
bildung, fondern geftatten dem Eingetragenen nur, unter Ausſchluß aller Anderen, 
Waaren der angemeldeten Art oder deren Berpadung oder Umhüllung mit dem 
Waarenzeichen zu verjehen, die jo bezeichneten Waaren in Berfehr zu jeßen, ſowie 
auf Ankündigungen, Preisliften, Gejhäftsbriefen, Empfehlungen, Rechnungen oder 
dergleichen das Zeichen anzubringen. ($ 12 des Geſetzes zum Schutze der Waaren- 
bezeichnungen vom 12, Mai 1894). Sei darum das nämlihe Erzeugniß für den 
Einen in das Mufterregifter und für den Anderen in die Zeichenrolle eingetragen, 
jo dürfe der Eine e8 allein herftellen und den Andern e8 allein im Geſchäftsverkehr 
als Waarenzeihen benußen. 

Das Reichsgericht kann diefen Erwägungen nicht beitreten, erachtet dieſelben 
vielmehr für rechtsirrthümlich. 

Zunächſt hält es das Reichsgericht nicht für richtig, wenn das Berufungs— 
gericht in Uebereinſtimmung mit einer auch in der juriſtiſchen Literatur u. A. von 
Meves Echutz der Waarenbezeichnungen S. 122) vertretenen Anſicht annimmt, 
daß die Fälle, in denen eine Löſchung des eingetragenen Zeichens von einem 
Dritten begehrt werden könne, in dem Geſetz vom 12. Mai 1894 erſchöpfend 
aufgeführt ſeien. Ein Spezialgeſetz, wie das zum Schutz der Waarenbezeichnungen 
erlaſſene, iſt nicht inkorrekt gefaßt, wenn es ſich auf die Regelung der Verhältniſſe 
beſchränkt, die ſich aus der Natur des Gegenſtandes, den es zu regeln beſtimmt 
iſt, unmittelbar ergeben. Danach find in $ 9 die Fälle bezeichnet, in denen ein 
Dritter die Löſchung eines Waarenzeihens beantragen kann: 

1. wenn das Zeichen für ihn auf Grund einer früheren Anmeldung für die: 
jelben oder für gleihartige Waaren in der Zeicdhenrolle oder in den nad) 
Maßgabe des Geſetzes über den Markeniduß vom 30. November 1874 ge 
führten Zeichenregiſtern eingetragen fteht; 
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2. wenn der Geichäftsbetrieb, zu welhem das Waarenzeihen gehört, von dem 
eingetragenen Inhaber nit mehr fortgejeßt wird; 

3. wenn Umftände vorliegen, aus denen fid) ergiebt, daß der Inhalt des Waaren— 
zeihens den thatſächlichen Verhältniffen nicht entſpricht, und die Gefahr einer 
Täuſchung begründet, 

Damit ift aber nicht zum Ausdrud gebracht, daß fid) das Gejeß von andern 
geſetzlichen Beftimmungen, die vor demfelben liegen, von der gejammten Nedjts- 
ordnung ifolirt. 

Sehr zutreffend hat Kohler (Recht des Markenſchutzes S. 161) den Satz 
an die Spiße feiner diefe Frage berührenden Ausführungen geftellt: „Die Marke 
darf nicht rechtswidrig fein, fie darf nicht in das Recht eines Dritten eingreifen; 
jede gegen das Recht eines Dritten verftoßende Marke entbehrt des rechtlichen 
Schutzes“. Iſt diejes Werf aud) lange vor dem Gejege vom 12, Mai 1894 er: 
ihienen, fo bleibt der Satz doch eine Wahrheit aud) gegenüber den Beftimmungen 
des neuen Gejehes. Für das Geſetz jelbjt ift jene Wahrheit eine ganz ſelbſtver— 
ſtändliche Vorausjegung, wie denn auch Seligfohn in feinem Kommentar zu 
eben diefem Geſetze $ 1 Nr. 13 ©. 31 befennt: 

Das Zeichen foll nit in Rechte Dritter eingreifen, Dies ift im Geſetz 
zwar nicht ausdrücklich ausgeiproden, folgt aber aus allgemeinen Nehtsgrundfäßen. 

Nun führen allerdings die Entſcheidungsgründe des Berufungsurtheils 
weiter aus, eine Kollifion des jpäter in die Zeichenrolle eingetragenen Waaren- 
zeihens mit dem Urheberrechte eines Dritten an dem Geſchmacksmuſter, das der 
Eingetragene als fein Waarenzeiden erwählt bat, und das der Urheber zur 
Eintragung in das Muftervegifter unter entſprechender Niederlegung eines Exem: 
plars oder einer Abbildung früher angemeldet hat, liege gar nidt vor. 

Das Berufungsgeriht glaubt fi für feine Anfiht auf eine Erklärung 
ftügen zu können, welde nad) dem Bericht der Reihstagstommilfion über den 
Entwurf des Geſetzes zum Schuß der Waarenbezeihnungen die Regierungstom> 
miffarien der Kommiffion gegenüber bezüglich des Verhältniſſes des Muſterſchutzes 
und des Zeichenſchutzes dahin abgegeben haben: 

Der Mufterfhuß gewährt dem Urheber des Mufters das Recht der aus 
ſchließlichen Vervielfältigung, dev Zeihenihug dem Eingetragenen ausſchließlich 
das Ned, das Zeihen zur Kenntlichmachung von Waaren zu verwenden. Ein 
geſchütztes (Schönheits- oder Geihmads:) Mufter kann als Waarenzeichen 
angemeldet und eingetragen werden; in bdiefem Wall hat der Inhaber des 
Muſterſchutzes allein das Recht, das Mufter gewerblich nadzubilden, während 
die Befugniß zur Verwendung der Nahbildungen ald Waarenbezeihnung aus- 
ſchließlich dem Träger des Zeichenrechts zufteht. Diefe beiden Befugniffe haben 
einen verſchiedenen Inhalt und können nebeneinander bejtehen. Es ift aud 
begrifflih nicht ausgejhloffen, daß ein eingetragenes Zeichen nadträglid als 
Mufter geſchützt wird. Allerdings ift im diefem Falle die Rechtsbeſtändigkeit 
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des Muſterſchutzes davon abhängig, daß durch die Eintragung des Zeichens 
dem Mufter die Eigenſchaft der Neuheit nicht verloren gegangen ift. 

Es könnte eingewendet werden, daß dieſe Erflärung nicht direkt die obige 
Frage beantwortet. Indeſſen muß man dod wohl annehmen, daß die Erklärung 
die in der Kommiſſion angeregte Frage nad) dem Verhältniß zwiſchen Muſter— 
und Zeihenihuß hat erſchöpfend beantworten ſollen. Und unter diefer Vor— 
ausjegung konnte fid) das Berufungsurtheil allerdings, und um fo mehr auf dieje 
Erflärung der Regierungsfommiffare berufen, als die Perſonenklaſſe, welche fid 
Mufter ſchützen läßt, nicht durhaus zufammenfällt mit der Perfonenklafje, welde 
ſich Waarenzeihen fügen läßt. Cs hätte deshalb befonders nahe gelegen, einen 
Vorbehalt bezüglich des Falles zu machen, daß ſich ein Kaufmann ein bereits ge- 
Ihüßtes fremdes Mufter ale Waarenzeihen ohne Zuftimmung des Urhebers 
eintragen läßt. Zumal eben diejer Fall in der Literatur bereits erörtert und von 
Kohler a. a. D. in einem entgegengefeßten Sinne beantwortet war. 

Daraus, daß diefer Vorbehalt nit gemacht ift, wird aljo wohl geſchloſſen 
werden müfjen, daß die Erklärung der Negierungstommiffare dahin zu verftehen 
ift, daß fih aud in dem angeführten Falle das Recht des Urhebers darauf be— 
ihränfe, daß er ausſchließlich das Mufter nahbilden darf, daß aber der In— 
haber des Zeichenrechts jedem, auch dem Urheber jelbjt und denen, die von ihm 
die Erlaubnig dazu erhalten haben, unterjagen dürfe, das Mufter auf Waaren 
oder deren Verpadung, wenn aud) nur zum Zwed der Ausſchmückung anzu— 
bringen. Wie ja denn auch die Regierungstommiffare nad) dem weiteren Inhalt 
des Berichts fid) zu der Anfiht befannten, daß allgemein fein Anderer das ge 
ſchützte Zeichen in Feiner Form auf Waaren oder VBerpadung anbringen dürfe; 
auch der Einwand, das Zeichen jei nur als Verzierung angebradt, fünne weder 
den dur dies Gejeh gewährten Schuß befeitigen nod) die Strafbarfeit nad $ 13 
aufheben, 

Freilih wird das Berufungsurtheil dadurch, daß es mit der bei der Be- 
rathung des Gejeßes von den Regierungskommiſſarien amtlich) abgegebenen Er: 
Klärung übereinjtimmt, vor dem Vorwurf rechtsirrthümlicher Gejeßesverlegung nicht 
geſchützt. 

Das Reichsgericht verkennt nicht, welch' hohe Bedeutung die bei Geſetzes— 
berathungen von den zuſtändigen Organen abgegebenen Erklärungen über Sinn 
und Tragweite des demnächſt in der vorgelegten Faſſung zu Stande gekommenen 
Geſetzes haben. In zahlreichen Fällen ſind ſie, namentlich bei unklarer Faſſung 
des Geſetzes für maßgebend und ausſchlaggebend anzuſehen. 

Das liegt aber doch dann anders, wenn der Geſetzentwurf für ſich nicht 
unklar iſt, und wenn die Erklärung der betreffenden Kommiſſare nicht ſowohl 
dieſen Geſetzentwurf als ein bereits beſtehendes Geſetz betrifft, welches aufzu— 
heben oder abzuändern der neue Geſetzentwurf gar nicht beſtimmt war. 

Läßt ſich nachweiſen, daß in den parlamentarifchen Berathungen die Trag- 
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weite des beftehenden Geſetzes unrichtig aufgefaßt ift, und hat diefe, wenn ſchon 
Seitens der Kommiffion oder des Reichstags unwiderſprochen gebliebene Auffaffung 
der Negierungsfommiffare nicht die Folge gehabt, daß in das neue Geſetz pofitive 
Beftimmungen aufgenommen find, welde dem früheren Gejeße derogiren, jo bleibt 
es eben bei diefem Geſetze, das durd jene Erklärung fo wenig berührt wird, wie 
die auslegende Thätigfeit des Nichters, welcher das Gejeß anzuwenden berufen ift. 

Und diejer Fall liegt hier vor, Denn es ift keineswegs richtig, daß ſich 
das Urheberrecht an einem unter dem Schuß des Gejeßes vom 11. Januar 1876 
ftehenden Mufter auf das ausſchließliche Recht beſchränkt, diejes Mufter ganz vder 
theilweife nachzubilden. 

Allerdings kann die nicht eben glückliche Faſſung des 8 1 diejes Geſetzes 
zu folder Meinung verleiten. Allein eine Andeutung für eine weitergehende 
Auffaffung enthält doch auch ſchon $ 1 im diefer Faſſung. 

Denn dad Recht joll zuftehen in Beziehung auf ein gewerblides Mufter 
oder Modell. Das Gewerbe befteht aber in der nußbringenden Berwerthung. 
Und diefem Gedanken, dem gewerbliden Eigenthum die nugbringende Verwertung 
zu ſichern, verdanken die gefammten Geſetze, welche zum Schutze des gewerblichen 
Eigenthums ergangen find, ihre Entftehung. Darum ift die Nachbildung eines 
Mufters oder Modells, welde in der Abſicht erfolgt, diefelbe zu verbreiten, 
ohne Genehmigung des Beredtigten verboten ($ 5). Denn die Verbreitung nimmt 
den Markt in Anſpruch, auf weldden der Urheber des Mufters allein das Recht 
hat. Darum wird der, welder vorfählid Mufter, die den Vorſchriften des Ges 
fees zumider angefertigt find, gewerbsmäßig verfauft oder in fonftiger Weife ver 
breitet, beftraft und er macht ſich ſchadenserſatzpflichtig. 8 25 des Urheberredts- 
gefees vom 11. Juni 1870 in Verbindung mit $ 14 des Muſterſchutzgeſetzes. Da— 
mit ift anerkannt, daß dem Urheber des Muſters das ausſchließliche Recht der 
gewerbsmäßigen Verbreitung zufteht, — Gierke, Deutſches Privatredt $ 92 
Anm. 33, ©. 837, 

Hat aber die Klägerin diejes Recht, jo darf ihr dafjelbe von der Beklagten 
nicht dadurd) verſchränkt werden, daß fie ſich das Recht anmaßt, diefes ihr nicht 
gehörige Mufter als Waarenzeihen zu dem Zwed und mit dev Wirkung für fi 
eintragen zu laffen, anderen Perjunen, denen die Klägerin ſolches (gegen Entgelt) 
geftattet hat, zu verbieten, daß fie mit dieſem Mufter ihre Waaren oder deren 
Verpackung ausſchmücken. 

Nach dem Inhalt des Urheberrechts an den Muſtern iſt die Klägerin nicht 
auf den Antrag eingeſchränkt, daß die Beklagte die Muſter auch als ihr Waaren— 
zeichen nur durch Verwendung von Bildern ausübe, die ſie von der Klägerin be— 
zieht, ſodaß ſie ſich nur der eigenen Nachbildung oder des Erwerbs ſolcher Nach— 
bildung von ſolchen Perſonen zu enthalten hätte, denen die Klägerin nicht die 
gewerblihe Nadbildung gejtattet hat, 

Die Beklagte darf auch dritten Perfonen, die von der Klägerin dazu Er- 
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laubniß erhalten haben, den gewerbliden Gebrauch diefer Bilder nicht unter: 
jagen. 

Der Kaufmann kann fich freilich beliebige Zeichen als Waarenzeihen wählen. 
Aber dieje Freiheit der Wahl ift joweit eingeſchränkt, als die Zeichen, ſei e8 als 
Mufter oder aus einem anderen Grunde, der freien Dccupation nicht zugänglid) 
find, weil an denſelben bereits das ausſchließliche Redt eines Anderen be- 
gründet ift. 

Und weil ſolche rechtswidrige Occupation, ein Verbietungsrecht gegen Dritte, 
von der Beklagten aus dem Eintrag des Waarenzeihens auf Grund des Gejehes 
vom 12, Mai 1894 abgeleitet wird, darum darf die Klägerin die Löſchung diejes 
Zeichens begehren. 

Allerdings konnte die Klägerin der Beklagten die Benugung der zunächſt 
für fie gefertigten Bilder geftatten, und fie hat ihr nad) dem Vertrage vom 23, No» 
vember 1894 das Alleinbezugsredht für Deutjhland und Auftralien einge: 
räumt. Wäre aber anzunehmen, daß in diefer Geftattung eines ausſchließlichen 
Bezugsredtes für das Gebiet des deutſchen Reichs die Geftattung enthalten wäre, 
daß fi die Beflagte die Bilder auch als Waarenzeihen eintragen ließ, jo wurde 
dieje Geftattung nad) dem Inhalt des zwiſchen den Parteien gejhloffenen Ber: 
trage damit hinfällig, daß die Beklagte den Vertrag fündigte. Denn damit jollte 
die Packung freigegeben fein. Die Beklagte darf aljo in feinem Falle die für fie 
eingetragenen Waarenzeichen aufrecht halten. 

Hiernad) ijt die Beklagte allerdings verpflichtet, die Waarenzeihen löſchen 
zu laffen. Denn darauf, daß fie etwa das Waarenzeihen als inhaltsleeres Recht 
aufrecht hielt, indem fie nur etwa der Klägerin verpflichtet wäre, fid) des Verbots 
gegen Dritte, das Mufter zu verwenden, zu enthalten, — ein Ausweg, der von 
dem Prozeßvertreter der KRevifionsbeflagten angedeutet wurde, — hat fie feinen 
Aniprud. 

Auch ift daran nicht zu zweifeln, daß die Mufter eigenthümlich find, und 
daß fie zur Zeit der Anmeldung neu waren. Denn daß fie bereit$ vorher ver— 
breitet worden wären, hat die Beklagte in jubftantiirter Weile nicht behauptet, 

Hiernad) war dem Revifionsantrage der Klägerin ftattzugeben. 


Zuftellungen an Gefangene. 
Urtheil des R.G.’3 VI Eivilfenat vom 8. Februar 1896. VI 808,986. 


Das angefodhtene Urtheil ift nad) der vorgelegten Zuftellungsurfunde dem 
Beklagten am 31. Yuli 1895 zugeftell. Der die Einlegung der Revifion und 
die Yadung des Bellagten vor das Revp. Gericht enthaltende Schriftſatz ift im Auf— 
trage des Anwalts der Klägerin durch den Geridhtsvollzieher beim Reichsgericht 
am 28. Auguft 1895 der Poftanftalt mit dem Erſuchen übergeben worden, Die 
Zuftellung einem Poftboten des Beftimmungsorts Waldheim zu übertragen, In 
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Folge deſſen hat der dortige Poftbote am 29. Auguft 1895 das zuzuftellende 
Schriftſtück nebſt Abſchrift der Zuftellungsurkunde dem Direktor des Zudthaufes 
zu Waldheim, B., übergeben. Einen Vermerk darüber, warum die Zuftellung 
nit unmittelbar an den Beklagten erfolgt fei, enthält die Zuſtellungsurkunde 
nit. Diefe Zuftellung ift als rechtsgiltig anzuſehen. Wenn dur die Poft- 
behörde in $ 1 der Anweifung über das Verfahren bei Beftellungen von Schreiben 
mit Zuftellungsurfunden beftimmt ift, daß eine Beförderung von Sendungen mit 
Zuftellungsurfunden an Gefangene dutch die Poft nicht ftattfinde — Allg. Dienft- 
anweifung für die Poſt- und Telegraphenanftalten Abſch. V Abth. I Anl. 20 
©. 211 — fo ift diefer reglementären Vorſchrift feinesfall® die Tragweite beizu- 
meſſen, daß dann, wenn eine Poftanftalt gleihwohl die Zuftellung übernommen 
und ausgeführt hat, die Zuftellung als ungiltig angejehen werden könnte. Es 
braucht deshalb darauf, ob jene Beitimmung, wie behauptet worden ift — Burg: 
beim im der Zeitjhr. der Anmwaltsfammer zu Hamm 4. Jahrg. Nr. 1 — mit 
der C.P.O. in Widerfprud ftehe und deshalb unwirkſam jei, nit eingegangen 
zu werden, 

Die weitere Frage, ob für den Beklagten dem Strafanftaltsdireftor habe 
zugeftelft werden dürfen, ift zu bejahen. Die Beftimmung im 2. Abſatze von 
8 166 der EP.O. ift unbedenflih auch bei Zuftellungen an Gefangene anzu: 
wenden dergeftalt, daß für dieje derjenigen Perſon zugeftellt werden kann, welde 
für die Strafanftalt die Funktion des „Hauswirths“ verfieht. Nah der vom 
Kal. Sächſ. Yuftizminifterium unter dem 9. Juli 1881 erlaffenen Bekanntmachung 
— Juſt. Min. Bl. S. 45 flg. — ift dem Direftor der Strafanftalt Waldheim 
von feiner vorgefeßten Behörde ausdrüdlih übertragen, die Obliegenheiten eines 
Hauswirths wahrzunehmen. Selbftverftändlih fonnte aber dem Strafanftalte- 
direftor für den Bellagten nur zugeftellt werden, wenn die allgemeine Voraus» 
fegung der Erfaßzuftellung, daß nämlid der Adreſſat ſelbſt vom Zuftellungs- 
beamten nicht angetroffen wurde, vorlag. Daß dies der Fall geweſen fei, iſt nicht 
ausdrüdlid in der Zuftellungsurfunde vermerkt. Indeß ift hierin ein weſentlicher 
Mangel der Zuftellungsurfunde (E.P.O. 8 174 Ziff. 4) nit zu befinden, Aus 
der Natur der Berhältniffe, in denen fi der Inſaſſe einer Strafanftalt befindet, 
ergiebt fi von felbft, daß zu ihm ein Zuftellungsbeamter nicht willkürlich gelangen 
fann, er vermag ihn nur zu treffen, wenn ihm dev Gefangene durch ein Organ 
der Anftaltsverwaltung vorgeführt oder der Zuftellungsbeamte durd ein ſolches 
nad der Stelle, wo der Gefangene fi) befindet, geleitet wird. Webernimmt nun 
der Vorfteher einer Strafanftalt, von deſſen Entſchließung es biernad abhängt, 
ob der Zuftellungsbeamte den Adrefjaten perjönlih antreffen fann oder nicht, das 
dem letzteren zuzuftellende Schriftſtück für diefen, jo befundet er damit, daß er es 
nit für angemefjen befinde, den Gefangenen vorführen oder den Zuftellungs: 
beamten zu jenen führen zu laffen, und es wird alfo durch diejes Verhalten des 
Anftaltsleiters ohne Weiteres feitgeftellt, daß der Zuftellungsbeamte den Gefangenen 
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perſönlich nicht angetroffen habe. Aus welden Gründen der Anftaltsleiter jo ver: 
fährt, .... ift gleichgiltig, e8 genügt, daß der Zuftellungsbeamte thatſächlich nicht 
zu dem Gefangenen gelangen kann. Durd dasjenige, was die Zuftellungsurkunde 
befundet, ift hiernad) in genügender Weife der Grund zum Ausdrud gefommen, 
durch welchen die Zuftellung an den Anftaltsdireftor als Hauswirth gerechtfertigt 
wird. Urtheil vom 3. Februar 1896. VI. 308/95. 


Auszüge aus neneren Entjheidungen des Reichsgerichts. 


1. Die Klägerin ift am 21. Mai 1873 geboren und Hat fid während der 
Minderjährigfeit und während fie beim Amtsgericht Kolberg unter Vormund— 
haft ihrer Mutter ftand, verheirathet. Als ihr Ehemann 1892 in Konkurs 
verfiel, hat fie von der Maſſe deſſen Geihäft übernommen, ihrem Ehemann 
Generalvollmadt erteilt und unter der eingetragenen Firma. F. ein Holzgeſchäft be; 
trieben. Für daffelbe find-durd Vertrag vom 9. März 1893 durd den Ehe: 
mann ©. S. Hölzer angefauft und ift zur Sicherung für das Kaufgeld u. 4. 
ein von dem Ehemann in Vollmacht der Klägerin an eigene Ordre am 27. März 
1893 auf H. P. gezogener, von dieſem acceptirter, in blanco girirter, ſchließlich 
von dem jebt beflagten Vorſchußvereine zu N, indoffirter Wechſel über 1500 .# 
gegeben, der zur Berfalßeit am 27. Yuni 1893 vom Wcceptanten nicht gededt 
und nad Proteftaufnahme im Regreßwege von dem Vorſchußvereine eingelöft 
worden ift. Auf die Klage des Vorſchußvereins ijt die Klägerin durch Urtheil 
des Yandgerits zu X. vom 27. Oktober 1893 im Wechſelprozeß unter Vor— 
behalt der Rechte verurtheilt worden, 1500 M nebjt 6 Zinſen und 22 4 
Wechſelunkoſten zu zahlen. Das Urtheil ift dem von dem Ehemanne beftellten 
Prozepbevollmädtigten der jeßigen Klägerin vom 6. November 1893 zugeftelt 
und das ordentlihe Rechtsmittel dagegen nicht eingelegt, die Urtheilsſumme nebft 
den Zinfen aud gezahlt. Mit der vorliegenden, am 29, Auguft 1894 zugeftellten 
Klage hat die Klägerin auf Grund der $ 542 Ziff. 1 und 2 der C.P.O. be: 
antragt, das Urtheil vom 27. Dftober 1893 aufzuheben, die Klage abzumweifen 
und den Vorjdußverein zur Rüdzahlung des auf Grund jenes Urtheils gezahlten 
zu verurteilen, Sie drang damit aud) in der Reviſionsinſtanz durch. „.. Der 
Nihtigkeitsgrund ift gegeben. Die Klägerin war während des Prozeffes minder: 
jährig und bevormunde. Nah 8 736 II 18 AL.R. und den 88 61 flg., 99 
der VBormundihaftsordnung vom 5. 7, 1875 hatte ihre Verheirathung weder 
Grofjährigkeit und Gefdäftsfähigfeit, no die Aufhebung der Vormundſchaft zur 
Folge, die Klägerin war nad 88 50, 51 der E.P.DO, progefunfähig, und konnte 
im Prozek nur dur ihren geſetzlichen Vertreter handeln, d. h. dur ihren Bor: 
mund, nit durd ihren Ehemann. Daran wird dadurd nichts geändert, daf 
die Klägerin mit Genehmigung ihres Ehemannes ein Holzgeihäft betrieben hat. 
Die Urtitel 6—8 des H.G. B.s befagen nit, daß eine minderjährige Frau 
dadurch geihäftsfähig wird, daß fie Handelsgeſchäfte betreibt, oder eine minder: 


252 Auszüge aus neueren Entſcheidungen des Reichsgerichts. 


jährige Ehefrau dadurd, daß ihr Ehemann eimwilligt, daß fie Handels: 
geſchäfte betreibt. Sie befagen nur, daß eine Frau, die Handelsgejhäfte 
betreibt, und eine Ehefrau, die mit Genehmigung ihres Ehemannes jolde Ge: 
ſchäfte betreibt, Kaufmann ift, ohne Rückſicht auf die Beihränfungen, die die 
Landesgejeße dem weiblichen Geſchlechte als ſolchem auferlegen. Die Vorſchriften 
der Yandesgejege über die Wirkungen der Minderjährigfeit und der Vormund— 
haft find dadurch nicht berührt. Als Minderjährige unter Vormundſchaft konnte 
die Klägerin aber nah $ 42 Nr. 9, 10, $ 46 der Preuß. Vormundſchafts— 
ordnung und nad $ 5 des Geſetzes vom 12, Yuli 1875 nur mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts gewerbsmäßig Handelsgeihäfte betreiben. Die Ge— 
nehmigung ihres Ehemannes ift rechtlich bedeutungslos. .. “ I. 328/96 vom 
10. 2. 1897.*) 

2. Nah $ 437 der C.P.O. ift die Befugniß des Gerihts, einer Partei 
einen richtexlichen Eid aufzuerlegen, nicht davon abhängig, daß zuvor alle ange 
botenen Beweismittel erſchöpft jeien; hiervon befteht aud) feine Ausnahme bezüg- 
lich folder Behauptungen, über welche der Eid zugeſchoben ift. Gelangt das Ge» 
riht gemäß $ 259 der C.P.O. zu der Auffaffung, daß einer Partei ein ridhter- 
liher Eid anzuvertrauen fei und daß, wenn dieſer geleiftet werde, zugleid) gewiſſe 
unter Eideszufhiebung aufgeftellte Behauptungen der Gegenpartei als unwahr ans 
zufehen jeien, jo ift e8 durch diefe Eideszufhiebungen nidht gehindert, allein auf 
den ridterlihen Eid zu erfennen. (Gruchot's Beiträge, Bd. 39 ©. 148 fig.) 
R.G. Urth. v. 18. März; 1897. VI. 358/96, 

3. Die Beihwerde ift gegen einen Beſchluß gerichtet, durch welden das 
O.L.G. im Gegenfag zum Beſchluſſe des Y.G.8 und zur vorbergegangenen Ent- 
Iheidung des Gerichtsſchreibers defjelben, diefen Gerichtsihreiber angewieſen Hat, 
den Klägerinnen das Rechtskraftzeugniß zum Urtheile vom 15. 4. 1896 auszu: 
jtellen und auf deren weiteren Antrag auf Ertheilung der Bollftredungsflaufel 
gegen die allgemeinen Rechtsnachfolger der Beklagten Entſchließung zu faſſen. 
Einer folden Beſchwerde fehlt e8 an einem geſetzlichen Beſchwerdegrunde. Das 
O.L.G. hat im angefochtenen Beſchluſſe ſchon auf die in den Entſch. des R.G.'s 
in &ivilf., Bd. 25 S. 390 fig. und Bd. 31 ©. 411 fig. zu leſenden Aus 
führungen hingewieſen, wonad) die gegen die im Zwangspvollftredungs, 
verfahren ohne nothwendige vorgängige mündliche Verhandlung ergebenden 
Entſcheidungen nah $ 701 der C.P.O. zuläffige fofortige Beſchwerde nit aud) 
gegen ſolche Beſchlüſſe ftattfindet, welde in dem nur zur Vorbereitung der 
Zwangsvollſtreckung dienenden Verfahren erlaffen werden, aljo insbejondere nicht 
gegen ſolche, welde die Ertheilung des Rechtskraftszeugniſſes oder des Zeugniſſes, 
dak innerhalb der Nothfrift feine Nechtsmittelichrift zum Zwecke der Termins- 
beftimmung eingereicht fei, verfügen, übrigens auch nicht gegen ſolche, welche die 


*) Bergl, für das Sächſ. Recht Sächſ. Ardiv, Bd. 6 ©. 502 flg. 
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Erteilung der Vollftrefungsflaujel oder einer weiteren vollftredbaren Ausfertig- e 
ung dur den Geridtsichreiber anordnen. Gegen dergleihen Beſchlüſſe giebt es 
eben überhaupt fein Rechtsmittel, da auch von einem neuen jelbftändigen 
Beihwerdegrunde im Sinne des $ 531 Abſ. 2 der EP.O. erft dann die Rede 
fein fan, wenn vorliegt, daß nad) 8 530 dajelbft überhaupt ein Beſchwerde— 
grund gegeben ift, nun aber die allgemeine Beſtimmung des $ 530 eine Be: 
ſchwerde nur gegen ſolche Entſcheidungen zuläßt, die ein das Berfahren betreffen: 
des Geſuch zurüdweijen, während feine Geſetzesvorſchrift vorhanden ift, durch 
die eine Beſchwerde gegen die hier fragliden gewährenden Entſcheidungen ein- 
geführt wäre, Auch hierfür ift auf die Entideidungen des R.G.s in Civilſ., 
Bd. 31 ©. 411 zu verweilen. Nah $ 537 der C.P.O. mußte daher die Be— 
ſchwerde als unzuläffig verworfen werden. Bs. 3/97 v. 11.2. 1897. 

4, In Erwägung, daß der Stläger gegen den Beihluß des 7.G.S zu B. 
vom 30. Dezember 1896, durch welden die vom Kläger an den Beklagten zu 
erftattenden Koften feitgefegt waren, fofortige Beſchwerde eingelegt und beantragt 
hatte, die Koften, wie liquidirt, nad) dem Objekt von 1889 4 feftzujeßen, daf 
vom Beſchwerdegericht hiernach nur darüber zu entſcheiden war, ob der angefod;- 
tene Beihluß begründet fei oder nicht, die Feitiegung des Werthes auf Grund 
des 8 16 des G.K. G.'s aber zunächſt von dem Prozeßgericht erfter Inftanz er- 
folgen muß, eine ſolche Feſtſezung allerdings aud) vom Gerichte der höheren Ins 
ftanz im Laufe ded Verfahrens, von Amtswegen geändert werden fann, daraus 
aber nicht geiclofjen werden darf, daß das Gericht der höheren Inſtanz die 
Kosten für die untere Inftanz don vornherein jelbftändig feitiegen fann, im bor- 
liegenden Falle aber ein Werthfeftjegungsbeihluß weder vom Amtsgericht nod) 
vom Landgericht gefaßt war, — wird der Beidluß des O.L. G.'s vom... .. 
durch welden der Werth des Streitgegenjtandes auf 1600—2100 feſtgeſetzt 
ift, aufgehoben.“ Bs. VI 15/97 v. 11. 2. 1897. 

5. Der Bellagte hatte bei der in X. domizilirten Klägerin eine Maſchine 
beftellt; Klägerin hat ihm die einzelnen Theile der Maſchine nad) feinem Wohn: 
orte Y. überjendet und dort durd einen Monteur zufammenjegen laſſen. Das 
Berufungsgerit nahm an, daß bier ein Platzgeſchäft vorliege, die Anwendung 
des Art. 347 des H.G. B.'s aljo ausgefhloffen fe. Das R.G. war anderer 
Anfiht. „... Begründet ift diefe Auffaffung des Berufungsrichters damit, daß 
die Maſchine nad) dem Bahndofe zu Y., dem Wohnorte des Beklagten zu über: 
jenden gewejen und dort aud) die Uebergabe erfolgt ſei. Die gedachte Geſetzes— 
beftimmung hat aber nur zur Vorausſetzung, daß behufs Erfüllung des Kauf: 
vertrags durd die Mitwirfung eines Dritten die Waare aus der Verfügungs— 
gewalt des Berfäufers in die des an einem anderen Orte wohnenden Käufers ge 
bracht worden ſei, Entſch. des R.G.'s in Eivilf., Bd. 33 S. 25. Imfonderheit 
ändert e8 an dem Begriff der don dem Geſetz vorausgejegten Diftanzfendung 
nichts, daß der Verkäufer in dem betreffenden Falle an dem Wohnorte des 
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Käufers zu erfüllen hat. (Staub, $ 5 zu Art, 347.) Ferner iſt es auch bei 
einem Majcinenlieferungsvertrage, wie ein folder bier in Frage jteht, dem Vor— 
liegen eines Diftanzgeihäfts im Sinne der angezogenen Beſtimmung nicht binder: 
ih, daß der Verfäufer aud die Aufftellung und Montage der Maſchine über: 
nommen hat, vergl. Entſch. des R.O.H.G.'s, Bd. 9 ©. 219, Bd. 19 ©. 1, 
Bolze, Bd. 17 Nr. 479 ..“ VI 316/96 vom 11. 2. 1897. 

6. „.. Die Klägerin hat zunächſt allerdings einen dem Geje nicht ent- 
ſprechenden Selbjthülfeverfauf vorgenommen, fie hat dadurch aber weder das 
Recht verloren, Erfüllung des Vertrages zu verlangen, noch bei Fortdauer des 
Annahmeverzuges des Beklagten die Befugniß, den Selbjthülfeverfauf in gejeß- 
mäßiger Weife zu wiederholen, Nur in dem Falle, daß die Klägerin in der Ab- 
ſicht, durch Wahl eines dem Beklagten ungünftigen Zeitpunftes für den Verkauf 
diefen zu jhädigen, den neuen Selbfthülfeverfauf verzögert hätte, könnte, wie das 
vom Berufungsgericht angezogene Urtheil des R.G.'s, Bd. 32 ©, 61 fig. aus: 
führt, dem Beklagten eine Einrede mit der Wirkung zugeftanden werden, daß der 
Selbfthilfeverfauf nicht gegen ihn geltend gemacht werden fann. Der Anſicht des 
O.vL. G.'s, daß ſchon eine ſchuldhafte Verzögerung feitens des Verkäufers dem 
Käufer diefe Einrede gewähre, kann nicht beigepflichtet werden. Der Verkäufer, 
welder bei dem Selbjtgülfeverfauf ein Verfehen begangen hat und nunmehr bei 
fortdauerndem Annahmeverzug des Käufers einen neuen Verkauf vornimmt, bes 
anſprucht nit, wie das Berufungsgeridt annimmt, eine Haftung des Käufers 
für das Verſchulden des Verkäufers, fondern verbeſſert einfadh einen gemachten 
Fehler. An der Ausführung dieſer Berbefferung konnte der Beklagte bie 
Klägerin hindern, wenn er fi zur Empfangnahme der Waare bereit erklärte, da 
dies aber nit geihehen, jo muß er dem neuen Selbjthülfeverfauf gegen ſich gelten 
lafien...“ II 303/96 vom 29, 1. 1897. 

7. Die Anfiht, daß der Art. 349 des H.G. B.'s nur bei Lieferung man« 
gelhafter, nicht bei Lieferung anderer Waare anwendbar jei, entipridt der kon— 
ftanten Rechtſprechung des R.O. H. G.'s und des R.G.'s (Entſch. des R.O.H. G.'s, 
Bd. 14 ©. 371, Bd. 24 ©. 404, Entſch. des R.G.'s, Bd. 18 ©, 55), von 
der mit Rückſicht auf die in dem Entwurfe eines Handelsgeſetzbuchs in Ausſicht 
genommene abweichende Vorſchrift abzugeben, fein Anlaß vorliegt. Dem Be- 
rufungsrichter ift auch darin beizutreten, daß Saatgut eine andere Gattung ift 
als Badgut und daß, wenn Saatgut Gegenjtand des Vertrags war, eine Waare, 
die fein Saatgut ift, im Sinne der Art. 347, 349 überhaupt nicht die zu lie- 
fernde Waare ift. Urth. v. 9. 1. 1897, I 285/96. 

8. Zuläffig ift die Reviſion. Der Werth des Beſchwerdegegenſtandes be- 
trägt mehr als 1500 .# 8 508 der EP.O. Denn der Indoffatar X. hat den 
Wechſel über 1500 M durd Zahlung der Wechſelregreßſumme von 1516 4 
30 4 von feinem Nachmanne eingelöft und diefe Wechſelregreßſumme nebft eige- 
ner Provifion und eigenen Koften gegen die Klägerin al8 Ausftellerin eingeflagt. 


Auszüge aus neueren Entfheidungen des Reichdgerichts, >55 


Die in der Wechſelregreßſumme enthaltenen Zinfen, Provifion und Proteſtkoſten 
find bei diefer Sachlage nicht Nebenforderungen im Einne des $ 4 der C. P.O., 
jondern ftellen ſich mit der Wechſelſumme zujammen als einheitliche Forderung 
dar. Art. 51, 5 der WO, Entid. des R.G. in Eivilf., Bd. 32 ©, 75. 
I 328,96 vom 10. 2. 1897.*) 

9. Zur ordnungsmäßigen Protefterhebung ift keineswegs erforderlid, da 
der zur Zahlung präjentivte Wechſel bereits die Quittung des Wechſelgläubigers 
trage. Wenn aud der Wechſelſchuldner nad Art. 36 der WO. beredtigt ift, 
die Zahlung davon abhängig zu maden, dag ihm Zug um Zug der quittirte 
Wechſel ausgehändigt werde und wenn es auch vielfady üblich ift, daß der Wechſel— 
gläubiger in Erwartung der Zahlung die Quittung im Voraus ausſchreibt und 
dies dazu benußt, um den Ueberbringer zur Empfangnahme der Zahlung zu les 
gitimiren (H.G.B. Art. 296), jo folgt dod daraus in feiner Weije, daß der 
Proteftaft davon abhängig ift, daß der protejtirende Beamte in der Lage fei, den 
quittirten Wechſel auszuhändigen. Zu feiner Legitimirung ift die Ueberbringung 
der Quittung nicht erforderlich, zur Präfentationshandlung (W.O. Art. 88 
Ziff. 3) genügt es, wenn er den Wechſel vorlegt. Urth. v. 30. 12, 96, 
1 382/96. 

10. Die Annahme, daß ein „reines* Erfüllungsgeſchäft, d. h. ein ſolches 
Geſchäft, durch weldes der Gläubiger gerade (nur) dasjenige erhält, was ev zu 
fordern Hat, nicht vorliege, ift ſeitens der Kevifion nit beanftandet und läßt fid) 
aud nicht beanjtanden. Allein bei der Frage, ob die in $ 3 Nr. 2 des Anfech— 
tungsgeſetzes aufgeftellte Vermuthung Pla greife, oder durd den Erfüllungs- 
harafter der angefodhtenen Redtshandlung als widerlegt anzufehen ſei, kommen 
nit bloß jolhe reine Erfüllungsgeihäfte in Betracht, fondern Erfüllungs: 
geihäfte überhaupt, d. 5. ſolche Gejhäfte, wodurd der Schuldner, um eine 
ihm obliegende Berpfligtung zu tilgen, dem Gläubiger im Einverftändniffe mit 
diefem eine Leiftung macht, durch welde nad) der Abſicht beider Theile die be- 
ftehende Verpflichtung getilgt werden joll, jo vor Allem die Angabe an Zahlungs: 
ftatt, vorausgejeßt nur, daß die zu tilgende Verpflichtung vor Beginn des kritiſchen 
Jahres ($ 3 Nr. 2) begründet worden ift (Ent. des R.G.'s in Civilſachen, 
Bd. 26 ©. 4, 27 ©. 135). VI 306,96 vom 4. 2. 1897. 

11. Der Kläger hatte für die von ihm fabricirten Waaren (Liköre, Effenzen) 
im April 1880 in das Zeichenregifter des A.G.'s I in Berlin einen jtehenden 
Elefanten als Waarenzeihen eintragen laſſen und es ift dieſes Zeichen auch im 
Dezember 1894 in die Zeichenrolle des Patentamts eingetragen worden, Der 
Beklagte betrieb in Berlin in einem in feinem eigenen Grundſtück befindlichen, 
1888 fowie in zwei von ihm erimietheten Läden den Spirituojenhandel und ließ 
über dem Yadenjhild der beiden ermietheten Fäden, fowie 1892 an der Ede jeines 


*) Bergl. Sädf. Ardiv, Bd. 7 ©. 96 flg. 
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eigenen Hauſes die Figur eines Elefanten anbringen; die Figuren waren dem 
Waarenzeihen des Klägers jehr ähnlich. Diefer klagte deshalb auf Entfernung 
der Figuren und Unterlaffung der Anbringung des Zeichens an der Außenfeite 
der Geihäftslofale, auf Yadenjhildern ꝛc. Der Bellagte wurde in allen In- 
ftanzen verurtheilt, da8 R.G. ſprach dabei aus: $ 12 des Gefeßes vom 12, 5. 
1894 verleihe den Schuß des eingetragenen Waarenzeidens dem Cingetragenen 
nad Wortlaut, Grund und Zwed des Geſetzes fir Vorrichtungen und Ber- 
anjtaltungen aller Art, weldde durdy die Anbringung des Waarenzeichens geeignet 
feien, den täuſchenden Schein zu erweden, daß derjenige, der das Zeichen ange: 
bracht habe, befugt ſei, das Zeichen als Waarenzeihen für feine Waaren zu ge 
braudien. Es könne feinem Zweifel unterliegen, daß Ddiefer Schuß auch gegen- 
über der Anbringung des Zeihens auf Yaden- und Geſchäftsſchildern Pla greife, 
es jei dies bei der Berathung des Gejeßes betont und im Geſetz felbft in den 
Worten des $ 12 „und dergleihen” zum Ausdrud gebradjt worden. Urth. vom 
20. 1. 1897. I 304/96. 


Literatur. 


Beſprechungen. 

Die Umgeſtaltung der Gerichtsverfaſſung durch den Entwurf eines Geſetzes über 
die Ausübung der Gerichtäbarleit und die Zuſtändigleit der ordentlichen Gerichte in 
bürgerlichen Rechtsſachen. Bon Dr. E.v. Schrutfa-Rehtenftamm, ord. Prof. des 
Rechtes an der Univerfität Wien. Sonderabdrud aus der Zeitfchr. f. Notariat u, freim- 
Gerichiöbarkeit in Defterreich, 1898,94. Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1894. 
Obwohl der von dem Sektionschef Prof. Dr. Klein mebft Entwürfen ber Civilprozeß⸗ 

ordnung und des Geſetzes über das Executions- und Sicherungdverfahren verfaßte Entwurf 

der fogenannten Jurisdiktionsnorm (Gerichtsverfaſſungsgeſetz) inzwiſchen durch die am 1. Auguft 

1895 erfolgte Promulgation mit verhältnigmäßig geringen Nenderungen zum Gefe erhoben 

worden ift, fo ift doch das vorliegende Buch wegen feiner anihaulihen Darftellung der 

Rechtsentwicklung und der am Entwurf igeübten maßvollen Kritik aud heute noch leſens— 

wert. Wenige Bemerkungen feien geftattet. 

Der Wunſch des Berfafjerd, die faum noch mehr alö einen Namensunterſchied be— 
deutende Eintheilung der Gerichtähöfe erfter Inſtanz in Yanded und Kreisgerichte aufzu: 
geben, hätte wohl Berückſichtigung verdient, Dagegen ift fein Vorſchlag, den Handeldgerichten 
und bergrechtlihen Senaten nur einen einzigen Laien mit bloß berathender Stimme beizu: 
geben, mit Recht unbefolgt geblieben, wir befürchten fogar von der im Gefeg wie im Ent‘ 
mwurf beliebten Zufammenfegung diefer Gerichte aus zwei Fachrichtern und einem Laienrichter 
die allmählihe Verdrängung des Laienelements aus der Civilrechtöpflege. 

Dem Werichtöftande des Vertrags ift im Geſetz, zum Theil nad) den Vorſchlägen bes 
Verfafjerd, nur bejhränfter Spielraum geftattet worden, da man die Mebelftände vermeiden 
wollte, die fid) feither au8 ber Bermengung der meritorifchen Verhandlung mit der die Compe— 
tenz betreffenden Vorfrage ergeben haben; diefen Mebelftänden beugt indefjen die Civilvrozeß— 
ordnung in fo wirkſamer Weiſe vor, daß wohl unbedenklich die entſprechenden Beftimmungen 
der deutfchen Civilprozeßordnung hätten aufgenommen werden können, zumal da ein auf das 
einfache Beftreiten des Hauptanſpruchs geftügter Einwand der Unzuſtändigkeit wenigſtens 
nad einheimishem Gerichtögebraud der Entjcheidung der Sache felbft nicht im Wege fteht. 
Landgerichtsdirektor Fuchs, Leipzig. 
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Abhandlungen. 


Leben und Tod im Deutihen Bürgerlihen Geſetzbuch. 


Bon Reichsgerichtsrath Dr. Rehbein. 


(Rad feinem am 24. April 1897 in der Juriftifchen Geſellſchaft zu Leipzig 
gehaltenen Bortrage.) 


Leben und Tod find für jedes Recht nicht bloß Vorgänge der Außenwelt, 
jondern juriſtiſche Thatſachen, und es erſcheint nüglih, den Faden zu verfolgen, 
den diefe Thatfahen durch das B. G. B. ziehen.!) 

Das B.G. B. eröffnet feine Vorſchriften in $ 1 mit dem Rechtsſatz: die 
Rehtsfähigkeit des Menſchen beginnt mit der Vollendung der Geburt. Das it 
ein furzer Sap mit weitem Felde. Er bejagt: der lebendige Menſch ift rechts— 
fähig, der Menſch ift nit rechtsfähig vor der Geburt. Die Rechtsfähigkeit hört 
mit dem Tode auf. 

Der lebendige Menſch iſt rechtsfähig. Das Geſetz jagt nit: der Deutſche 
ift rechtsfähig, aud nit: jeder Menſch ift rechtsfähig. Und doch ift der $ 1 
in dem leßtern Sinne zu nehmen. Das Sächſ. B.G.B. jagt in $ 30 ausdrücklich: 
Feder Menſch ift rechtsfähig, und fließt daran im $ 31 die Vorſchrift: Skla— 
verei, Leibeigenfhaft und die Ausübung einer fi) darauf beziehenden Gewalt 
find unftatthaft. Dies eröffnet den Ausblid in die Bedeutung der Frage, ob 
im $ 1 der Menfh jeder Menid if. Das Preuß. AL.R. jagt im 8 196 
II 5: Stlaverei wird in den Preuß. Landen nicht geduldet, und in $ 197: Sein 
Preuß. Unterthan kann und darf fi) zur Sklaverei verpflichten. Biel zahmer 
fauteten die nadjfolgenden 88 198 flg., die einen weiteren Ausblid in die Be— 
deutung der Frage eröffnen. Danad) verlieren Fremde bei vorübergebendem 





) Ich möchte anregen, in gleiher Weife andere Fäden aufzufuchen und zu verfolgen, 
3. 8. die Bedeutung von Treu und Glauben, Bertehrsfitte, bona und mala fides, von Ort 
und Zeit, de3 eigenen Handelns für fremde Rechtsſphäre und fremden Handelns für eigene 
Rechtsfphäre, die Haftung für fremdes und eigenes Verfchulden und ohne Verichulden, das 
Unger’ihe Handeln auf eigene und auf fremde Gefahr. Auf feine andere Weiſe kann befjer 
eine zufammenhängende Kenntniß des neuen Rechts und ein zufammenfafiendes Urtheil über 
basjelbe gewonnen merben. Der Berf. 

Archle für Bürgerl. Rebt u. Progeh. VEIT, 17 
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Aufenthalt in den Preuß. Landen ihr Eigenthumsrecht an Sklaven nicht. Die Po- 
lizei ſoll nur dafür jorgen, daß der Sklave nicht lebensgefährlich gemißhandelt wird. 
Bei dauerndem Aufenthalt geht das Eigenthum unter. Das Verhältniß des 
Sklaven zum Herrn verwandelt fi in ein Gefindedienft- oder Gutsuntertfan: 
verhältnig. Der Sklave muß das Kaufgeld, das der Herr für ihn bezahlt hat, 
abverdienen. Das Kind der SHavin wird Pflegefind des Herrn. Damit hat 
da8 Preuß. Gejeg vom 9. März 1857 aufgeräumt. Es hebt die 88 198 fig. 
auf und beftimmt, daß Sflaven in dem Augenblid frei werden, wo fie Preuß. 
Gebiet betreten, das Eigenthumsrecht des Herrn von diefem Zeitpunft ab erliſcht. 

Es ift ausgejhlofjen, daß das Bürgerliche Gejegbud Hinter diefem Stand- 
punkt hat zurüctehen wollen oder fünnen. Es fcheint ſich kaum der Mühe zu 
verlohnen, darüber ein Wort zu verlieren. Indeſſen ift dod Folgendes zu be- 
merfen: 

Der 8 3 des Entwurfs I enthielt den Cab des 8 1 des B.G. B.s mit 
dem Zufaß: und endigt mit dem Tode. Die Motive zu diefem Entwurf ftehen 
nit auf dem Etandpunfte, daß der Menſch jeder Menſch bedeute. Sie ver- 
weifen auf die Grundjäße des internationalen Privatredts, aber der Entwurf 
brachte von ſolchen nichts. Die Verweifung ift nicht unridtig, aber unbefriedigend, 
E8 giebt Rechtsſätze, die das Gejegbud eines großen Volks aus- 
fpreden und nit einer unfertigen Wiſſenſchaft und einer unfertigen 
Praris überlajjen muß. Das Einf.-Gej. zum Bürgerlichen Geſetzbuch enthält 
Beftimmungen über das internationale Privatredt. (Art. 7 fig.) Aber es ift 
bemerfenswerth, daß fie bezüglid der Rechtsfähigleit der natürlichen Perjon nichts 
enthalten. Unzweifelhaft madt aber der 8 138 dee B. G. B.'s, daß Sklaverei 
durch NRectsgeichäfte weder im Inlande nod mit Wirkung für das Inland im 
Auslande begründet werden fann, und nad Art, 30 des Einf.-Gef., und da das 
Bürgerliche Geſetzbuch Eigentfum an Menjhen nicht fennt, Tann e8 feinem Be— 
denfen unterliegen, daß im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs liegt, was die 
s$ 30, 31 des Sächſ. Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Preuß. Geſ. v. 9, März 
1857 ausdrücklich ausſprechen. Daß es im Bürgerlichen Gejegbud nicht ausge: 
ſprochen, hängt mit der aud ſonſt hervortretenden Scheu zujammen, jei es mit 
dem öffentlichen Recht in Konflikt zu kommen, jei es, offen Farbe zu befennen, 
einer Scheu, die, wenigftend aus den Motiven heraus, zu der unſchönen und 
unleidlihen Kontroverſe führen fann, ob die Ehefrau und das ehelihe Kind ben 
adligen Familiennamen des Mannes und Baterd erwerben, und jhon zu der 
Kontroverfe geführt Hat, ob das Adoptivfind troß der ganz unzweidentigen 
88 1757, 1758 des B. G. B.'s den adligen Familiennamen der Adoptiveltern er» 
langt, eine Kontroverfe, die ganz werthlos ift, nachdem das öffentliche Recht 
feinen Anftand genommen bat, dem ehrlojen Zuchthäusler den adlichen Namen zu 
belaſſen. 

Der lebendige Menſch iſt rechtsfähig. Lebensfähigkeit fordert das 
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Bürgerliche Geſetzbuch abweichend vom Code eivil nidt. Rechtsfähig ift der 
Menſch nad Vollendung der Geburt, nit vorher. Die Leibesfrucht iſt nicht 
rechtsfähig. Das Bürgerliche Gejegbud enthält feinen allgemeinen Satz, wie den 
der Quellen: ventri ita prospexerunt, ut in tempus nascendi omnia ei jura 
reservarent, — partuspro jam nato habetur, quoties de commodis ipsius partus 
quaeritur, ein Saß, der mehr oder minder wörtlih in $ 12 I1 A.L.R. und in 
8 32 des Sächſ. B.G. B.'s wiederkehrt. Aber das Bürgerliche Geſetzbuch ent 
ſchlägt fi nit der Fürforge für den ungeborenen Menſchen, für den aud) das 
Str.G.B. und die Strafprozegordnung ($ 485 Abſ. 2) forgt. Die Leibesfrudt 
erhält einen Pfleger zur Wahrung künftiger Rechte, foweit eine Fürſorge erforder. 
(ih ift, 8$ 1912, 1918, wer den tödet, der für den Fall der Geburt ihr gegen- 
über unterhaltspflitig, ift nad) der Geburt aud ihr gegenüber erſatzpflichtig, 
8 844 Abi. 2, Art. 42 Einf.-Gej., jhon vor der Geburt kann die Mutter des 
unehelihen Kindes Feſtſetzung und Hinterlegung der Alimente für die erften drei 
Monate nad) der Geburt fordern, $ 1716, und die bedürftige Mutter des em- 
pfangenen, noch nicht geborenen Erben erhält aus dem künftigen Erbtheil biß zur 
Entbindung ftandesgemäßen Unterhalt, $ 1963, $ 2141, eine humane und 
anmuthende Vorfhrift. Nur der Lebende erbt, aber wer zur Zeit des Erbfalls 
erzeugt, gilt, wenn er geboren, als zur Zeit des Erbfalls geboren, und die Erb- 
auseinanderjegung wird ausgeſetzt, bis ſich fein Schidjal entſcheidet 88 1928, 
2043, Art. 725 Code civil. Daraus ift der allgemeine Rechtsſatz abzuleiten.: 
Der Geborene hat das Recht, das er gehabt haben würde, wenn er zur Zeit ber 
Erzeugung geboren wäre. Art. 906 Code civil. 

Daß die Redtsfähigkeit mit dem Tode endet, jagte der $ 3 des Entwurfs I 
ausdrücklich. Das ift fpäter als ſelbſtverſtändlich geftrihen und verfteht fi von 
jelbjt, weil der Todte nicht Menſch ift. Die Nehtsfähigfeit endet aber aud nur 
mit dem Tode. Das Bürgerliche Gejegbud weiß nichts don dem ſchon längjt 
auch an feiner Geburtsftätte verſchwundenen bürgerlihen Zode. Es weiß aud) 
nichts vom Kloftertod, fo wenig wie das Sächſ. Bürgerliche Geſetzbuch und 
der Code civil. Im gemeinen Recht muß wohl al® recipirt gelten der Satz 
des kannoniſchen Rechts, der die Rechtsperſönlichkeit des Drdensgeiftlihen auf das 
Kloſter überträgt. Nah Preuß. Landrecht II. 11 88 1199 flg. gelten Mönche 
und Nonnen in Anfehung aller weltlihen Geſchäfte als verftorben, fie find nicht 
weiter rechtsfähig, ihr Vermögen fällt ihren Erben zu. Alles dies muß als be- 
jeitigt gelten. Der Art. 87 des Einf.Geſ. erhält nur die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften aufreht, welde die Wirkjamfeit von Schenkungen an Religioje und 
ihre Erbfähigkeit von ftaatlier Genehmigung abhängig machen. 

Der Todte erbt nit, 88 1912, 2160, und erwirbt aud fonft nicht, 
Schon früher ift entſchieden, daß ein Wechſel nichtig, den Erben ſich an Stelle 
des im Nachlaß vorgefundenen behufs Stundung der Schuld von dem Wechſel⸗ 
ſchuldner an Order ihres Erblafjers ausftellen laſſen. Durch den Tod 
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erlöichen die Nedjte, die an das Yeben gebunden und entftehen die Rechte, dic 
jugpenfiv dur den Tod bedingt. Es erlijcht der Nießbrauch, 88 1061, 1424, 
die väterliche Gewalt, $ 1691, die Gütergemeinihaft, 88 1482 flg., grundfäglid 
die Geſellſchaft durch den Tod eines Geſellſchafters, $ 727, H.G. B. $ 123, die 
Communio, $ 750, der Auftrag durch den Tod des Beauftragten, 88 672, 673, 
die Unterhaftspfliht dur den Tod des Berechtigten und des Verpflichteten, 
$ 1615, mit der Ausnahme in 1712, dur den Tod des Beſchenkten das Recht 
zum Widerruf der Schenkung $ 532. Durd den Tod entfteht das Recht in 8 331, 
in $ 569 das Recht der Kündigung von Miethe und Pacht für die Erben des 
Miethers und des Pächters, und für den Vermiether, jowie in $ 605 das Recht 
der Rückforderung für den Leiher. 

Der Tod eröffnet die Univerfalfucceffion. Der Beſitz gebt auf die 
Erben über, $ 857, eine Vorſchrift, durd die hoffentlih für das Strafredt 
eine leidige Kontroverje Dejeitigt werden wird, wenn fie mit weiſer Beſchränkung 
angewendet wird. Die Gejege vom 11. Juni 1870 und 9. Juni 1876 betreffend 
das Urheberreht fnüpfen das Autorreht an die Lebensdauer des Autors und 
dreißig Jahre nad feinem Tode. Zu erinnern ift an die zahlreihen Beftim- 
mungen der Civilprozefordnung und der Strafprozekordnung über die Wirkung 
des Todes der Partei, des gejeglihen Vertreters, des Anwalts, des Nebenklägers, 
des Privatklägers, des Verurtheilten vor der Rechtskraft des Urtheils. 

Der Tod ſchlägt weite Wellen im Rechtsleben. Es erhellt aus alledem, wie 
bedeutfam die Thatjahe von Leben und Tod ift. Grundſätzlich hat fie zu bes 
weijen, wer daraus Rechte Herleitete, aud den Zeitpunkt, wenn es darauf an- 
fommt. 

Der Beweis kann durch jedes zuläfjige Beweismittel geführt werden. An 
erfter Stelle dienen jet dazu die Standesregifter. Sie liefern nad dem Gef. 
v. 6 Nobr. 1875 vollen Beweis für die eingetragene Thatſache bis zum Beweiſe 
der Fälſchung, der falſchen Eintragung, der Unrictigfeit der Anzeige. Die Eintragung 
der Geburt beweift die lebendige Geburt, bei Mehrgeburten aud den Zeitpunft 
der Geburt, der genau eingetragen werden joll, ohnedies zu beweifen if. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch enthält feine Beftimmung, wie das A.L. R. daß das Roos 
entſcheiden joll, wern der Zeitpunkt der Geburt nicht zu ermitteln. Beim Fehlen 
eines Beweiſes bleibt es dabei, daß feine Rechte entjtehen, die davon abhängen, 
daß eine der Mehrgeburten vor der anderen erfolgt ift. Todgeburten werden 
nur in das Sterberegifter eingetragen, aber dadurd wird nur der Tod bewielen, 
nit, daß das Kind nicht vorher gelebt hat, d. h. der Beweis des Lebens ſteht 
offen, ohne daß der Beweis der Fälſchung, der unridtigen Eintragung, der faljchen 
Anzeige erforderlih. Aber das Bürgerliche Geſetzbuch ftellt aud) keine Bermuthung 
für das Leben auf, wie das Sächſ. B.G.B. 8 34, befhränft aber aud) die 
Beweisführung nit, wie das alte deutſche Recht durch das Erforderniß des 
Beihreiens der vier Wände oder Augenaufidlag. 
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Aber wie ift es, wenn zwar feit fteht, daß der Menſch gelebt hat, aber 
unſicher ift, ob er nod lebt oder todt ift? Das führt auf das wichtige und 
intereffante Gebiet der Verſchollenheit, Yebensvermuthung und Todesvermuthung, 
Todeserflärung. Ich muß mir verfagen, auf die Geſchichte diefer Lehre einzugehen, 
Ich beihränfe mid auf den Verſuch, den Standpunkt des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
auf diefem Gebiete jo darzulegen, wie er fi nad) meiner Auffaffung geftaltet. Das 
Bürgerlihe Geſetzbuch ftellt drei Vermuthungen auf. 

1. $ 20 für den Fall, daß mehrere Perfonen in einer gemeinfamen 
Gefahr (Schiffbruch, Brand, Eijenbahnunfall, Unglüd anderer Art) umgelommen 
find. Es wird vermuthet, daß fie gleichzeitig geftorben, wenn die Reihenfolge 
des Todes mit feftzuftellen ift. Die Folge ift, daß ohne den Beweis des 
Gegentheils, Rechte nicht entftehen, die von dem Ueberleben des Einen für den 
Anderen oder für Dritte abhängen. Das ift der Sab des A.L.R. I, 1, $ 39, des 
Sächſ. B.G.B.'s $ 2009, das ihn allgemein für alle Fälle aufftellt, wo der 
Beweis nit zu führen, melde von mehreren Perſonen zuerſt verftorben, Das 
gemeine Recht und das franzöj. Recht modificiren die Präfumtion befanntlih mit 
Rüdfiht auf Alter, Geſchlecht, Familienverhältniffe, Meodificationen, die ale 
unberedtigt mit Fug fortgelaffen find. 

2. 8 19 für den Fall der Berfhollenheit. Das Geſetz vermuthet, 
daß der Verfhollene lebt. Dieje Tebensvermuthung fällt nur fort, 
a) im Allgemeinen, abgejehen von den Fällen der 88 15, 16, 17, menn-der 
Zeitpunkt gefommen, in weldem er für tot erklärt werden fann, d. h. nad $ 14, 
18, nie vor dem 31. Lebensjahre, aber ftets nad) Ablauf von 10 Jahren vom 
Schluſſe des letzten Yahres, in welchem nad) den vorhandenen Nahrichten der 
Verſchollene nod gelebt hat, nad Ablauf von 5 Jahren vom Schluſſe desjelben 
Jahres ab gerechnet, wenn der Verſchollene das 70. Lebensjahr vollendet haben 
würde, aljo nie vor dem vollendeten 70. Rebensjahre; 

b) im Falle der Verſchollene in Kriegsgefahr geweien, $ 15, mit dem 
Zeitpunkt des Friedensiluffes oder dem Schluß des Jahres, in dem der Krieg 
beendet ift; 

ec) im Falle der Verſchollene in Seegefahr geweien, mit dem Zeitpunft 
des feftgeftellten oder vermutheten Unterganges des Schiffs; 

d) im Falle der Verſchollene in anderer Yebensgefahr geweſen, mit dem 
Zeitpunft, in welchem das gefährliche Ereigniß ftattgefunden hat. $ 17. 

Diefe Vorſchrift iſt neues Recht. Sie geftaltet eine Lebensvermuthung, 
wie das AL.R., das Sächſ. Bürgerlihe Geſetzbuch, aber dod im ganz anderer 
Weile. Sie befeitigt die SKontroverje des gem. Rechts und die Vorſchrift des 
C. c. Art. 135, die jede Rebensvermuthung ausschließt. Sie ift von außerordentlich 
praftiiher Bedeutung. Ich bemerfe dazu: 

So lange die Febensvermuthung befteht, braucht das Leben des Verſchollenen 
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nicht bewiefen zu werden und der Verſchollene, d. 5. der Menſch, von dem man 
nicht weiß, ob er lebt oder todt ift, obwohl nad) den Umftänden Nachricht über fein 
Leben vorliegen müßte, hat alle Rechte des Lebenden. Deshalb jorgt das Gejek 
für ihn, wie für jeden Abweſenden, wenn es erforderlich. Nah $ 1911 wird 
ihm für feine Vermögensangelegenheiten ein Pfleger beftellt, wenn er großjährig 
und feinen Bevollmächtigten oder Beauftragten hat, oder der Widerruf der Boll: 
macht erforderlid) erſcheint. Nah $ 1773 erhält er einen VBormund, wenn er 
minderjährig und Die elterlihe Gewalt fehlt oder verfagt und er noch feinen Bor« 
mund bat. Das Gejeß Hilft nur einem Lebensbedürfnig auf, wenn e8 in $ 1305 
das Erforderniß des Ehekonſenſes, des verſchollenen Vaters oder der verſchollenen 
Mutter fallen läßt und im $ 1718 der Ehefrau des Verſchollenen die Klage auf 
Aufhebung des ehemännlihen Nickbrauhs und der Verwaltung giebt. Vormund 
und Pfleger maden alle Vermögensrechte des Verſchollenen geltend. Sie treten die 
angefallene Erbihaft für ihn an, 

Die Lebensvermuthung fällt fort mit den angegebenen Zeitpunkten, aber 
die Todesvermuthung tritt mit ein, fondern erſt mit der Todeserflärung, d. 5. 
mit dem Fortfall der Lebensvermuthung tritt die Beweispflicht für Leben und 
Tod ein, Aber man muß annehmen, daß im Einne des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
die Lebensvermuthung überwiegt. Deshalb wird man verlangen müffen, daß 
derjenige, der behauptet, daß die Lebensvermuthungen fortfallen und das Leben 
zu beweifen jei, die Thatſachen beweift, an die das Geſetz den Fortfall der Lebens— 
vermuthung Fnüpft. 

Wenn A. ftirbt und drei Söhne Hinterläßt, ein vierter 14 Yahre alt, 
10 Jahre vor des Vaters Tode nad) Amerifa gegangen und verjhollen, gilt dieſer 
vierte als Miterbe und die Brüder fünnen den Miterben nur bejeitigen, wenn 
fie beweifen, daß er verftorben, bez. vor dem Tode des Vaters verftorben. Orth 
(Erzherzog Johann) ging zu Schiff, das er gefauft und verfidert, und ift 
verſchollen. Die Klage feines Bevollmächtigten auf Auszahlung der Verſicherungs— 
fumme für das Schiff drang nad) der Lebensvermuthung des Defterr. Rechts 
dur, weil die Gejellihaft den Tod nicht beweifen konnte. Nach Bürgerlichen 
Geſetzbuch würde der Bevollmädtigte das Leben des Orth beweijen müffen, 
jobald feftgejtellt, daß das Schiff, auf dem Orth fid) befunden, untergegangen 
oder fein Untergang nad) $ 16 Abſ. 2 zu vermuthen. Der Rechtsnachfolger des 
verſchollenen Autors hat für feine negatoriſche Klage die Fortdauer des Autorrechts 
zu beweifen, aber aud ihm wird der Beweis durd die Yebensvermuthung des 8 19 
erleichtert werden. 

3. 8$ 13, 18. Nah $ 13 fann nad) Aufgebot und nie ohne Aufgebot, 
für todt erflärt werden, wer verjhollen if. Das Geſetz befinirt den Begriff der 
Berfhollenheit nit, aber aus den 88 14—17 folgt, daß ein beftimmter Zeit- 
ablauf nicht Begriffsmerfmal und VBorausjegung der Verſchollenheit if. Die 
Friften der 8 14 fig. ſetzen Verſchollenheit voraus und beftimmen ihre Dauer. 
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Nach dem Begriff der Verſchollenheit in der Anfhauung des Lebens ift der Menſch 
von dem Zeitpunft ab verholfen, in dem man feine Nahricht von Leben oder 
Tod bat, obwohl man fie haben könnte und müßte. 

Wer auf feinem Gehöft unbemerkt in einen Brunnen ftürzt und vermißt 
wird, ift von dem Tage ab verjhollen, wo er zuleßt gejehen, wer vor feinem 
Gläubiger oder wegen Verbrechens flüchtet, oder eine Orientreiſe oder eine Reife 
um die Welt antritt, ganz gewiß nicht. 

Auf die Vorausfegungen der Todeserflärung und das Verfahren, das nad) 
dem Entwurfe zur Abänderung der Civilprozegordnung in angemejjener Weiſe 
neu geregelt werden ſoll, ift hier nicht einzugehen. Zu bemerken ift nur, daß das 
Geſetz ſcheidet die Verjhollenheit ohne erkennbar vorangegangene Lebensgefahr, die 
Verſchollenheit bei Kriegsgefahr, bei Seegefahr, bei Yebensgefahr. Das ift Alles 
nit neues Recht, wenn aud die Friften zum Theil gekürzt find. 

Das Todeserflärungsurtheil ift ftets Ausſchlußurtheil, das einem 
Rechtsmittel nicht unterliegt, nur der Anfechtungsklage. Es ergeht ſtets nad 
Beweisaufnahme über die behaupteten Thatjahen, verlangt ſtets Feſtſtellung der 
Thatfahen, von denen das Geſetz die Todeserflärung abhängig gemacht, ſetzt ftets 
die Meberzeugung des Richters, daß der Verſchollene nicht mehr lebt, die Feftitellung 
eines beftimmten Todestages auf Grund der Ermittelungen eventuell des $ 18 
Abi. 2 voraus, und ift danad) ſtets deflarativ, nicht Fonftitutiv. Das 
enthält gegenüber dem Preuß. Recht wie dem Bayr. Ausf.Geſ. v. 1879 Art. 118 
einen bedeutfamen Fortiäritt. Die widerjinnige Bejtimmung, daß der 
Tag der Rechtskraft des Urtheils als Todestag anzujehen, ift damit 
bejeitigt. 

Die Wirkung der Todeserflärung ift nad 88 18, 19 die VBermuthung, 
daß der Verſchollene in dem Zeitpunkt geftorben ift, welder in dem die 
Todeserflärung ausipredhendem Urtheile feitgeftellt ift, und bis dahin gelebt 
hat. Die Thatfadhe des Todes und des Lebens bis zu dem feitgeftellten Tage 
bedarf feines Beweiſes weiter. 

Das Bürgerliche Gefegbud zieht daraus Fonjequent die Rechtsfolgen für 
alle Rechtsverhältniffe de Vermögens: und des Familienrechts. Die Todes— 
erffärung fteht dem natürlihen Tode gleich, bis die Vermuthung befeitigt ift. 

Vormundihaft und Pflegihaft hören mit dem Erlaß des Urtheils auf, 
88 1921, 1884, das Amt des für todt erklärten Vormundes erliiht, $ 1885, 
Mit dem feftgeftellten Todestage erlifcht die elterliche Gewalt des für todt 
Erflärten, Verwaltung und Nießbrauch, die Gütergemeinihaft, 88 1679, 1684, 
1420, 1494. Nach SS 23, 24 der Grundbuchordnung vom 24. März 1897 
erfolgt auf Grund der Todeserflärung die Löſchung eines für die Lebenszeit oder 
ein beſtiumtes Lebensalter eingetragenen Rechts. Rechte, die fuspenfiv durch den 
Tod bedingt, müfjen mit der Todeserflärung zur Entftehung gelangen. Daß das 
ZTeftament und die Erbfolge eröffnet wird, folgt direft aus den $S$ 2031, 2070. 
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In gleicher Weiſe muß die Todeserflärung des Miethers und des Pächters in 
den oben erwähnten Fällen wirken. 

Bon befonderem Intereffe find die Vorſchriften über die Wirkung der Todes- 
erffärung für die Ehe des Verſchollenen. Die Ehe wird nidt, wie durch ben 
natürlihen Tod aufgelöft. Aber der Ehegatte des Verſchollenen ift berechtigt, 
nad) der Todeserflärung eine neue Ehe einzugehen. Durd die Schließung dieſer 
She wird die alte Ehe aufgelöft, wenn der Verſchollene noch lebt. Der zurüd- 
fehrende Verſchollene hat fein Recht, die Ehe anzufechten. Nur die Ehegatten der 
neuen Ehe find dazu binnen beftimmter kurzer Frift, nachdem fie Kenntniß von 
dem Leben des Verſchollenen erhalten, berechtigt. Alles das fällt nur fort, wenn 
beide Gatten der neuen Ehe bei der Eheſchließung mußten, daß der Verſchollene 
no lebte. Wenn aud nur Einer der Ehegatten in bona fide, bleibt die Ehe 
gültig und er allein zur Anfechtung berechtigt. 88 1348, 1350. 

Daraus kann eine für das Strafreht bedeutjame Kontroverje entftehen. 
Sie ift von Hadenburg in feinen lefenswerthen Vorträgen zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch angeregt. 

Der $ 171 des Str. G. B.'s ftraft wegen Bigamie den Ehegatten, der eine 
neue Ehe eingeht, bevor feine Ehe aufgelöft oder für nichtig erflärt ift, ebenſo 
die unverheirathete Perjon, die mit einem Ehegatten, wiffend, daß er verheirathet, 
eine Ehe eingeht. Der Thatbeftand Tiegt gewiß vor, wenn die Gatten ber neuen 
Ehe beide miffen, daß der Verſchollene lebt. Aber es wird bezweifelt, ob es 
auch dann der Fall, wenn die neue Ehe gültig, weil der eine Gatte in bona 
fide if. Nah dem Preuß. Landrecht war jolde Ehe nit gültig, auch nicht 
nad) Sächſ. Bürgerlihen Gejeßbuh und gemeinem Recht, und für den Code, der 
feine Xodeserflärung kennt, kommt es nit in Frage. Wird durch diefe Aender- 
ung des Bürgerlichen Rechts im Bürgerlichen Geſetzbuch der ſtrafrechtliche That- 
beftand berührt? Die Frage foll nur aufgeworfen, nicht entſchieden werden.*) 


*) Diefe frage wurde — wie und Yanbdrichter Dr. Yobe hierüber berichtet — in der 
anfchließenden Tebatte nod näher erörtert und gab Anlaß überhaupt zur Betradhtung von 
Einwirkungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf andere Rechtsgebiete. Unter anderen wurbe 
lebhaft beiprohen, melden Einfluß $ 857 auf die frage habe, ob Diebitahl oder Inter: 
ihlagung an Sachen der ruhenden Erbidhaft anzunchmen jei. Herr Geheimer Hofrath Prof. 
Dr. Binding trat dafür ein, daß im erfterwähnten Falle St.G.B. & 171 nahmeisbar an- 
zuwenden jei, und daß die Fiction des Bejigübergangs nah B.G.B. 8 857 für die ftraf: 
rechtlihe Beurtheilung nicht bindend jei, Er erinnerte hierbei an den Fall, daß ein Tourift 
auf einer Bergpartie tötlich verunglüdt, ohne dab Jemand hiervon Kenntniß erhält, und daß 
feine Yeiche jpäter beraubt wird, bevor den Angehörigen der Tod auch nur befannt geworden 
ift. Bon anderer Eeite wurde dagegen jchlechtin die Möglichkeit einer Unterfhlagung an 
Erbihaftiahen in Zukunft geleugnet. Herr Reichsgerichtsrath Dr. Bolze gab einen inter: 
ejlanten Fingerzeig dadurd, daß er darauf hinwies, wie die Sachen, die ſich bei einem derart 
Berihollenen befinden, gleichſam als verlorene, darum in niemandes Beſitz ftehende, an- 
zuſehen jeien, " Die Ned. 
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Zahlreihe andere Fragen laſſen fi an die Vorausjeßungen der Todes 
erflärung, die VBorfhriften über das Verfahren, die Wirkung der Anfechtung der 
Todeserflärung und der Rücklehr des Verſchollenen knüpfen. Sie mögen einem 
anderen Bortrage überlafjen bleiben. 


Die Zweigniederlafiung. 
Ton Rehtsanwalt Walther Schulze in Zittau. 


Einleitung. 

Kurze Zeit, nachdem die Konferenz in Nürnberg ihre Berathungen über das 
Handelsgeſetzbuch geſchloſſen hatte *) und che dasjelbe noch in ſämmtlichen Staaten ?) 
des ehemaligen deutihen Bundes „allgemeine Recht“s) geworden war, wurden 
die nachſtehenden Worte geichrieben, welche wohl, da fie aus einer Zeit ftammen, 
in ber eine Grenzlinie zwiſchen älterem und neuerem Handelsrecht gezogen wurde, 
eine geeignete Stelle an der Epige diefer Arbeit finden: 

„Die Zweigniederlaffung ift ein Inftitut, das weder im bisherigen gemeinen 
Rechte, nod meines Wiffens im einem codifizirten Partikularrechte Deutihlands 
irgend welder Durdbildung theilhaftig geworden ift, und daher aud der Willen: 
ſchaft bisher wenig Anlaß zur Beachtung gegeben hat, Das neue Handelsgeſetz— 
buch enthält jedoch einige Beftimmungen über dasjelbe, die es als ein eigenthümlich 
handelsrechtliches Inſtitut vorausfegen und hinwiederum ihm eine beftimmtere 
faßbarere Geftalt verleihen.“ *) 

Wiffenfhaft und Praris haben ſich jeit Emanation des Handelsgeſetzbuchs 
im Anſchluß an deſſen Beftimmungen mehrfah mit diejer Rechtsbildung befaht, 
ohne jedod in allen Punkten zu übereinftimmenden Rejultaten zu gelangen, 

Auch die Gejeßgebung der neueren Zeit, wobei jedod) nur das Rechtsgebiet 
des norddeutihen Bundes und des deutlichen Reiches ins Auge gefaßt wird, läßt 
eine Fortentwidelung des Rechts in der bier fraglichen Richtung erkennen. Hier: 
bei haben einerfeit8 verjdiedene ftreitige Fragen des Privat-, Civilprozeß- und 
Konkurs: Rechts ihre gemeinrechtliche Löſung gefunden, andererfeits find aber aud) 


!) Am 12. März 1861; vergl. Yu, Protofolle S. 5149 flg. 

») v. Hahn, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 8, Aufl. Bd. I Einleitung $ 14 
Thöl, Handelöreht 6. Aufl. Bb. IS 19, 

2) Windſcheid, Panbdelten, 7. Aufl. Bd. I S 1 Note 1. — Jetzt ift dad Handels— 
gefegbud im deutſchen Reich „gemeine Recht” vergl. hierzu v. Hahn a. a. O. Bd. I Eins 
leitung $ 15, Thöl a. aD. Bd. I $ 20. 

*) Agricola in Siebenhaar's Arhiv für deutſches Wechſel- und Handelsrecht 1863 
Bb. XII ©. 279. 
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Neuerungen geſchaffen worden, welde mit den vorher geltenden Grundfäßen in 
Widerſpruch ftehen, aber doch als aus den Bebürfniffen des in fortwährender Be— 
wegung begriffenen Verkehrslebens erwachſen, ihre Berechtigung haben. 

Im Zufammenhang mit dem 1896 in Nr. 21 des Reichsgeſetzblattes be- 
fannt gemachten bürgerliden Geſetzbuch für das deutſche Reich fol nun aud) eine 
Revifion des Handelsgeſetzbuchs eintreten, welche wie die dem Entwurfe I bei- 
gegebene Dentigrift?) S. 3 ausführt, die Aufgabe hat „einerfeits die Vorſchriften 
des Handelsgeſetzbuchs mit dem Inhalte des bürgerlichen Geſetzbuchs in Einklang 
zu bringen, andverfeits diejenigen Wenderungen und Ergänzungen des Handels 
geſetzbuchs vorzunehmen, welde fid nad den Erfahrungen in dem Zeitraum von 
über dreißig Jahren, der jeit dem Zuftandefommen des Geſetzbuchs verſtrichen ift, 
als wünſchenswerth gezeigt haben“. 


Grjter Theil, Das Recht der Gegenwart. 
I. 

Um eine Grundlage für das Folgende zu gewinnen, erjdeinen einige Vor— 
bemerfungen geboten. 

Der Ausdrud „Hauptniederlaffung“ wurde von der Nürnberger Konferenz 
beanftandet, weil „der Begriff der Hauptniederlaffung zu unbeftimmt fei, als daß 
man fi) desjelben füglid) im Gejeß bedienen könnte;“ — Protofolle S. 171, 
284. — gleihwohl ift diefer Ausdrud. wenn aud nur vereinzelt, in das Handels: 
geſetzbuch“) Art. 21 übergegangen, wogegen Art. 19 von der „SHandelsnieder- 
laſſung“ des Einzelfaufmanns, Art. 86, 151, 176, 210 vom „Site“ der Han- 
delsgeſellſchaften ſprechen. 

Artikel 22 aber redet don der Erwerbung eines „beſtehenden Handels— 
geſchäfts“ durch Vertrag oder Erbgang. Obwohl auch von einem Mitgliede der 
Konferenz beanſtandet — Protokolle S. 920 — iſt dieſer Ausdruck doch beibehalten 
worden, weil er „für das, was er hier ſagen wolle, der allgemein gebräuchliche, 
der Ausdruck Handelsniederlaſſung aber in dem hier fraglichen Sinne ganz un— 
gewöhnlich ſei.“ 

Inwieweit dieſer Artiel in der vorliegenden Arbeit Bedeutung hat, iſt ſpäter 
zu erörtern. 

Die Konferenz Hatte in erſter Leſung bei Berathung des Art. 92 des preuß. 
Entwurfs — Protofolfe S. 171 — beſchloſſen, der Redaktionstommilfion anheim 


5) Aufgeftellt im Reichs-Juſtizamt, Amtliche Ausgabe Berlin 3. Guttenberg, Berlags: 
buchhandlung, 1896. Demnächft ift weiter erfchienen Entwurf U eines Handelsgeſetzbuchs 
nebft dem Entwurf eined Einführungsgeſetzes und einer Denkſchrift. Berlin. Karl Hey 
mann’ Berlag 1697. Die Entwürfe werden bier der Kürze halber mit I und II bezeichnet 
Die oben im Terte erwähnte Stelle der Denkfchrift ftimmt mit den entſprechenden in ber zu 
Entwurf II gehörigen Denkſchrift S. 89 wörtlich überein, 

*) Da, wo die Novellen zum Handelsgeſetzbuch vom 11. Juni 1870 und vom 18, Juli 
1884 einfchlagen, wird dies befonderd hervorgehoben werben. 
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zu geben, ftatt „Hauptniederlaffung” zu ſetzen: „SHandelsniederlaffung”, während 
die Konferenz dann bei Beratung des Art. 90 jenes Entwurfs fi dafür entſchied, 
dort ftatt „Hauptniederlaffung” zu ſetzen: „Niederlaſſung“ — Protofolle S. 284 —. 
Alſo „Niederlafjung” ſchlechthin. Bei diefer Faffung war der Gefihtspunft 
maßgebend, daß eine Geſellſchaft in der Regel nur eine Niederlafjung habe. 

Die Redaktionsentwürfe nad) der erjten und zweiten Leſung reden denn aud 
von der „Niederlaffung der Gejellidaften.”) 

Die Frage ift vornehmlich bei Berathung der die Gefellihaften betreffenden 
Artikel ventilirt worden, 

Art. 21 des preußifhen Entwurfs verlangt vom Kaufmann die Anmeldung 
der Firma bei dem KHandelsgerichte „des Bezirks, der Entwurf nad) der erften 
Leſung in Art, 21 bei dem SHandelögerichte „des Orts“, der Entwurf nad der 
zweiten Leſung in Art. 18 bei dem Handelsgerichte, „in deſſen Bezirk feine 
Handelsniederlaffung“ ſich befindet — vergl, aud) Protokolle S. 918, — 

Wer das Handelsgejegbud lieft, wird den Eindrud gewinnen, daß in ihm 
mit „Handelsniederlaffung“ Art. 19 und „Sitz“ Art. 86, 151, 176, 210, das: 
jelbe, nämlich) die „Hauptniederlaſſung“ gemeint ift. 

Das Geſetz hat e8 vermieden eine Beftimmung diefer Begriffe aufzuftellen, 
es vielmehr der Praxis und Theorie überlafjen, fid) hierüber auszufpreden, was 
aud oft geſchehen ift. 

Auf die mehr oder weniger fpezielle Ausführung fann hier etwas nicht an- 
fommen: genug, MWebereinftimmung berriät darin, daß die Niederlaffung des 
Kaufmanns fi) dort befindet, wo „er Handelsgefhäfte (Geſchäfte) betreibt und 
die zu deren Betriebe erforderliche, bleibende Einrichtung hat“.®) 

Nur Vollfaufleute können eine Firma führen, 

Schon diefe Andeutung wird genügen, um erfennen zu laſſen, daß, wenn 
von „Hauptniederlaffung“ geiproden wird, dabei die Minderfauffeute des Art. 10 
des Handelsgeſetzbuchs außer Betracht gelafjen find, denn für fie gelten die Vor— 
ſchriften des Gejeßes über Firmen nicht; ebenjfowenig die über die Führung don 
Handelsbüchern und die Beftellung von Profuriften. 

Hier ift darauf hinzuweifen, daß die Aftien- und Kommandit-Geſellſchaften 

N Lug, Protokolle, Borrede S. V und ©. 1465. Beilagenband I. Theil S. 141 flg., 
&. 207 fig. 

2) K. S. Juftigminifterialverordnung vom 21, Februar 1862, Zeitfchrift für Rechts 
pflege und Bermaltung N. F. Bd. XXI ©. 184, auszugsweiſe Buſch Archiv für Theorie 
und Praris des Handelsrechts Bd. I S. 167 flag. f. daſ. auch S. 896. — Entſcheidungen 
bed Reichsoberhandelsgerichts Bd. XVII ©. 815. Thöl, a. a. D. Bd. 1851. — v. Bl: 
dberndorff, in Endemann, Handbuch des Deutfhen Handeld, Sees und Wechſelrechts 
2b. 16. 181 flg. Die Kommentare zum Handelsgeſetzbuch v. Anſchütz, v. Bölderndborff, 
Bd. IS. 164; v. Hahn, Bd. I S. 96; Puchelt⸗-Förtſch 4. Aufl. E. 60,% Staub, 
2. Aufl. ©. 83 zu Art, 19,2; Mafomer 10. Aufl. zu Art, 19 N. 12; Gareis⸗Fuch s— 
berger ©. 68 N. 141. 
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auf Aktien jeit der Novelle vom 11. Yuni 1870 aud dann Handelsgeſellſchaften 
find, wenn der Gegenftand ihres Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht 
— Novelle: Art. 174 Abi. 1, 208 Abf. 1 — was zur Folge bat, daß dieſe 
Geſellſchaften jetzt ftets unter die Beftimmungen des Handelsgeſetzbuchs fallen, 

Bon Hahn weift darauf Hin, daß man bei diejen Gejellihaften nit vom 
Handelsbetriebe, fondern vom Gefchäftsbetriebe reden müffe. Die Geſchäfte der: 
- felben find unter den Vorausfeßungen der Art. 273 und 272 Abi. 2 Handels: 
geichäfte.?) 

Die in Betreff der Kaufleute gegebenen Beftimmungen des Gefeges gelten 
in gleicher Weife in Betreff der Handelsgefelliaften. Novelle: Art. 5. Ferner 
ift durch das Reichsgeſetz vom 20, April 1892 der Kreis wiederum erweitert 
worden, denn biernady können Gejellihaften mit beihränfter Haftung nad Maß: 
gabe der Beſtimmuungen dieſes Geſetzes zu jedem geſetzlich zuläffigen Zwed errichtet 
werden — 8 1 — und dieſe Geſellſchaften gelten — ohne Rüdfiht auf den 
Gegenftand des Unternehmens — als Handelsgejellichaften im Sinne des Handels- 
geſetzbuchs — 8 13 Abi. 3 —. Endlich iſt noch hervorzuheben, daß Genoffen- 
haften nad $ IT Abſ. 2 des Meichsgejeges vom 1. Mai 1889 als Kaufleute 
im Sinne des Handelsgeſetzbuchs gelten, ſoweit dieſes Geſetz Feine abweichenden 
Vorſchriften enthält, eine Beftimmung, welche der in $ 11 Abi. 3 des Genofjen» 
ſchaftsgeſetzes vom 4. Yuli 1868 entipridt. 

Daß die Niederlaffung des Einzelfaufmanns fi mit feinem Wohnſitze nicht 
nothwendig an demjelben Drte!°) zu befinden braude, ijt allgemein anerkannt. 

Hinfihtlih der Handelsgeſellſchaften ift jedod davon auszugehen, daß der 
Handels(Gejhäfis)betrieb ihr Leben und Wirken erſchöpft: ihre Niederlafjung ift 
daher zugleid ihr Wohnfig. 

Der Einzelfaufmann muß den Vorſchriften betreffs der Anmeldung zum 
Handelsregifter bei dem zuftändigen Gericht, im deffen Bezirk er feine Nieder: 
laffung hat, genügen. H.G. B. Art. 19. 

Hier hat er aud) jedenfalls den Gerichtsſtand der Niederlaſſung. C. P.O. 
8 22, 

Die Handelsgejellihaft dagegen hat ihren allgemeinen Gerichtsftand bei dem 
zuftändigen Gericht, in deſſen Bezirke fi ihr Sit befindet — das Klagedomizil, 
Protokolle S. 4660 — und hat aud da die Anmeldung zum Handelsregifter 
zu bewirfen. 9.6.8. Art. 86, 111, 151, 164, 176, 210, 213. Die 
Borjhriften des Handelégeſetzbuchs darüber, daß der allgemeine Gerichtöftand der 
Handelsgejellidhaften durd ihren Sitz beftimmt wird, find durch $ 13 Ab. 1 des 
Cinführungsgejeßes zur Givilprozefordnung ausdrücklich aufrecht erhalten und 


®) v. Hahn, a. a. D. Bb. I ©. 26 Note 4, &. 597; Staub a. a.D. ©. 10. 

0) Betreffd der Bollfaufleute, welche ihr Geſchäft im Umherziehen betreiben, cent» 
fheibet der Wohnfig. v. Hahn a. a. D. Bd. 1. ©, 97; Puchelt-Förtſch a. a. D. Bd. I 
©. 60,*%; Staub a. a. D. ©. 38, 
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$ 19 Abj. 1 der leßteren erklärt den Sig bei der Beſtimmung des allgemeinen 
Gerichtsſtandes für maßgebend. Auch die Novelle zum Handelsgeſetzbuch vom 18. Juli 
1884 hat diefen Standpunft nit verlajjen. Der Sit kann aber niemald® an 
einem anderen Orte fein, als wo die Verwaltung geführt wird. Im dem Ge- 
noffenshaftsgejeg vom 1. Mai 1889 $ 17 ift die Beftimmung des $ 11 Abi. 2 
des Gejeßes vom 4. Yuli 1868 eben mit Rüdfiht auf die inzwifhen durch $ 19 
der C.P.O. erfolgte Regelung des allgemeinen Gerichtsſtandes nicht wiederholt 
worbden.'!) 

Im Uebrigen vergl. $ 4 des Gejehes von 1868 und 8 10 des Geſetzes 
von 1889, hinſichtlich der Geſellſchaften mit beihränfter Haftung aber das Reichs— 
gejeg vom 20, April 1892 8 7. 


II. 
$ 1. Terminologie, 

Der Nürnberger Konferenz wurden bei Beginn ihrer Berathungen drei 
Entwürfe eines Handelögejegbuds, einer von Preußen und zwei vun Defterreid), 
der minifterielle und der revidirte, oder wie aud) gejagt werden kann, einer von 
Defterreih in zwei Redaktionen vorgelegt."?) 

Die Konferenz beſchloß, den preußiichen Entwurf zum Leitfaden ihrer Be— 
rathungen zu nehmen, dabei aber dem öſterreichiſchen Entwurf ftets volle Be— 
rüdfihtigung zuzumenden, Protofolle ©. 6. 





+1) Ausgabe von Hoffmann S. 44. — An die Entftehungägeihichte und die Auss 
legung von C.P.O. $ 19, fowie dad Berhältniß feines erften zum dritten Abfag, namentlich 
an die Auffaffung ber Worte: „ald Sik gilt, wenn nicht ein anderes erhellt” haben fich 
Zweifel gelnüpft; bier genügt e8, in diefer Weife darauf hinzuweiſen. Beſonders zu be: 
merfen ift nur no, daß gemäß Abſ. 3 a. a. D. neben dem durch den Sig beſtimmten all: 
gemeinen Gerichtäftand des Abf. 1, ein zweiter allgemeiner Gerichtöftand feftgefeht werben 
fann. Vergl. übrigens noch unten $ 3 und $4 B. 

Agricola a. a. D. S. 810 bis 312; Buſch Ardiv Bd. I S. 417; die Kommentare 
zum Handelögefegbuh Anfhüt:v.Völderndorff Vd. I ©. 165 N. 16, Bd. II S. 851 
a. @., ©. 850 Anm. zu Art. 152, ©, 4821; vo. Hahn Bd. I S. 318, 568, 611, 607; 
Puchelt⸗Förtſch Bo. J S. 184°, 838', 381’, 523°; Malower ©, 117 Nr. 89, S. 168 
Nr. 20, S. 221 Nr, 51; Staub ©. 180, 840, 888; Gareid:-Fuhsberger S. 40 
Nr. 107, S. 8397 Rr. 144, ©. 424 Nr. 208; v. Bölderndorff in Endemann Handbuch 
3b. I ©. 188 flg., defien Kommentar zur Altiennobelle v. 18. Juli 1884 ©. 95, 294; 
Derfelbe in Wenglerd Archiv Neue Folge 1890 S, 742. Entwurf der E.POD. $ 19 und 
Motive, Kortlampf’ihe Ausgabe ©. 835, All. Die Kommentare zur C.P.O. Puchelt 
Bd. I ©. 144 flg.; v. Sarwey zu $ 19 Nr. 7; Gaupp, 2. Aufl. Bd. I ©. 46 flg.; 
v. Wilmowski-Levy 7. Aufl. Bd. I ©. 48 flg.; Förtſch, Kommentar zum Reichsgeſetz 
v. 20. April 1892 ©. 16; Ring, Kommentar zum Reichögefeg v. 18. Juli 1884 2. Aufl 
S. 186° 2841, 

2) Zug, Protololle S. 3, ©. 162 Anmerkung; v. Hahn, a. a.D. Bd. I Einleis 
tung & 3, 
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Die Terminologie diefer drei Entwürfe ift nun, foweit fie für die vorliegende 
Frage von Intereſſe ift, verjchieden; hierbei ftehen die beiden öſterreichiſchen Ent- 
würfe auf der einen, der preußiſche Entwurf anf der anderen Geite.'®) 

Die Konferenz hat in allen drei Lefungen an dem Ausdruck „Zweignieder- 
laſſung“, wie er in Art. 23 des erften und Art. 20 des zweiten Entwurf ber 
Redaktionsfommilfion wiederfehrt, dann aber ſchließlich in Art. 21, 86, 152, 212 
des H.G.B.'s übergegangen ift, feinen Anftoß genommen, wie dies hinſichtlich des 
Ausdruds „Hauptniederlaffung“ geſchehen iſt. 

Daß freili der Terminus des preußiſchen Entwurfs urſprünglich nicht als 
folder bei der Konferenz galt, geht aus der Bemerkung in den Protofollen ©. 37 
bei Disfuffion des Art. 25 hervor, wo es heißt: 

„Die Beihlußfaffung darüber, ob die Gläubiger der Hauptniederlaffung 
oder die eines Nebenetablijjements ein Recht auf Ausiheidung dev Maſſe 
haben ſollen“ u. ſ. w. 

Man nahm es aljo hier mit der Ausdrudsweife des zur Berathungsgrund- 
lage gewählten preußiſchen Entwurfs nit genau, berüdfidytigte aber ebenſowenig 
die der öſterreichiſchen Entwürfe. 

Hiergegen kann man im weiteren Verlauf der Berathungen beobadpten, wie 
fi der Ausdrud Zweigniederlafjung einbürgert. Protokolle S. 284, 920, 
4654 fig. 

Im kaufmänniſchen Verkehr wird e8 mit dem Ausbrud nit ſtreng ge 
nommen, ja man fann jagen, daß der Terminus des Handelsgejegbuhs ihm un- 
geläufiger ijt. 

Die Bezeichnungen „Filiale“, „Kommandite“, „Nebenetablifjement”, „Hülfs- 
geſchäft“ — Agricola a.a. DO. S. 279 — gehen hier durdeinander in Fällen, 
wo thatfählid eine Zweigniederlaffung im Sinne des Handelsgeſetzbuchs gemeint 
und vorhanden ift. 

„Filiale“ deutet auf Abftammung Hin; jedoch damit, daß wir wiffen, ein 
Geſchäft ſtamme von einem anderen ab, ift nod wenig gewonnen. 

„Kommandite‘‘?*) ift nad) Treitſchke von commander — befehlen ab- 


ie) a. b. $ 18 des minifteriellen, $ 16 des revibirten, Art. 25 des preußifchen 
Entwurfs, Zug, Protofolle, Beilagenband I. Theil. 
14) von Völderndorff, Kommentar 3. Reichsgeſetz vom 18, Juli 1884, Einleitung 
&. 7 flg., namentlih ©. 8 Anm, 2 u. 4, ©. 10 Anm, 8 u. 4, fowie die Treitichle und 
Renaud betr. Eitate— v. Völderndorff erinnert ferner ©. 10 Anm. 7 daran, daß die Com— 
mende auch anbermeit 3. B. bei geiftlihen Aemtern und insbeſondere bei den Nitterorben 
vorlommen und bier gleichfalls eine Art von Zmeigniederlafjung bedeute, — Dasſelbe gilt 
auch von Filiale, — Bol. bierzu allenthalben die Ausführungen im Lehrbuch des Kirchen: 
rechts von Richter, bearbeitet von Dove und Kahl 8. Aufl S. 468, 479, 615 flg., 822, 913, 
1227, 1235, 1828, 1858, 1859. — Zur weiteren Illuſtration mag auch nod auf bie dem 
Kirchenrecht angehörigen Rechtsſprichwörter: „Filial gehört zu ber Mutter, wie die Küchlein 
jur Henne,” „ba® Filial gehört zu der Mutter,“ fowie „die Filialiften gehören der Mutter 
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zuleiten. Wäre diefe Erklärung zutreffend, fo enthielte fie ein fir das Wefen 
der Zweigniederlaffung, wie fie im Handelsgeſetzbuche gedacht ift, weſentliches 
Moment, nämlich den Hinweis auf Abhängigkeit. Allein jene Auslegung ift im 
Hinblide auf die geihihtlihen Erläuterungen, welche Renaud zu dem Worte 
„commandite“ gegeben bat, nicht anzuerkennen. Dieſes bedeutet hiernach fo viel 
wie depositum, wurde dann aber aud) für andere Geſchäfte, bei welden Ber: 
mögenswerthe anvertraut wurden, gebraudt. Die Bezeihnung einer Zweignieder- 
laffung im jeßigen Sinne des Wortes mit Kommandite, hat ſonach nur dann Be— 
rechtigung, wenn die Zweigniederlaffung durd) einen vom Brinzipal beftellten Ver: 
treler verwaltet wird, was aber nicht immer der Fall ift, da auch der Prinzipal 
dies ſelbſt thun kann. Commendare bedeutet anvertrauen, wörtlid: in die Hand 
geben. 

Unffar bleibt das Sadverhältnig aud bei Bezeihnungen wie: Hülfsgeſchäft, 
Nebenetabliffement, vielleicht nur, daß fie auf nod größere Bedeutungslofigkeit, 
als die vorhin erwähnten, ſchließen laſſen. 

Für ganz untergeordnete Theile eines Geihäftsganzen werden fie dann aud) 
gebraucht, und es ift beffer, ihre Anwendung hierauf zu beſchränken. 

Der Name ift allerdings nicht entſcheidend, wie ſchon öfter hervorgehoben 
worden ift,*’) immerhin hat die Praxis bei dem Vorhandenfein gewifjer Termini 
(Subbdireftionen) auf das VBorhandenfein eines Sadverhältnifjes geſchloſſen, welche 
das Handelsgejegbud unter Zweigniederlaffung begreift. 

Nad dem, was über die Entſtehungsgeſchichte des Handelsgeſetzbuchs voraus 
geſchickt worden ift, kann es feinen begründeten Zweifel unterliegen, daß der Aus- 
drud Zweigniederlaffung aus Art. 25 des preußiſchen Entwurfs ftamınt.'°) 

Wer denkt nun, wenn er von Zweig hört, nicht an Abjtammung, bei Nieder: 
laffung nit an einen örtlihen Ruhepunkt? aber eine ſolche Erklärung iſt ſachlich 
nichtsſagend. 

Die Nürnberger Konferenz hat nicht ausdrücklich ausgeſprochen, daß ſie auf 





todt und lebendig” hingewieſen werben: Hillebrand, deutſche Rechtsſprichwörter ©. 246, welcher 
die charakteriftifhe Erläuterung giebt: „Wenn eine Pfarrei zu groß erſcheint, fo pflegt ihr 
Sprengel getheilt zu werben, Geſchieht dies, indem man noch eine zweite fundirt, jo hat 
die ältere ald Mutterlirhe den Patronat und gewiſſe Ehrenvorrechte über das Filial (filie). 
Gewöhnlih iſt Abrigend die Trennung feine ganz vollftändige, meift verbleiben der erften 
Pfarrei einzelne Parochialrechte über den Filialfprengel. Denn diefer erlangt nur infomweit 
Selbftftändigkeit, ald es dad Kirchenregiment ausdrücklich feftfegt.” — ©. ferner Annalen des 
K. S. Dberlandedgerihts Bd. XII ©. 42 flg. — Ring, a. a. D. ©. 284,2 erwähnt aud 
die wohl wenig gebräudliche Bezeichnung: Succursale (von succurrere) d. h. Hülfsgefdäft. 
ıs) Agricola, a. a.D. 6.287; Entiheidungen des Reichs-O. H.G.'s Bd. XIV ©. 402. 
16) Buſch, Arhiv Bb. J S. 267. — Das aus der Botanik entlehnte Bild vom Baum 
und feiner Verzweigung wirb auch anderwärts verwendet: Der Stammbaum in der Ges 
nealogie, Chronologie und Heraldik. Der Ausdrud Ziveiggefhäft ift übrigens dem englifchen 
Handelöverfehr gleihfalls geläufig —— branch-office — Ring, a. a. D. ©: 284*, 
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den Ausdrud „Zweigniederlafjung‘ Gewicht lege, ebenfowenig, wie zu erjehen ift, 
daß fie fi) bewußt geweſen fei, daß biefer theilweife bildlid if. Später wird 
aber noch bervorzußeben fein, daß die Erinnerung an die ſprachliche Zuſammen— 
jegung des vom Geſetze gewählten Ausdruds zur Erflärung des Sahverhältnifjes 


beitragen Tann. 
8 2. Allgemeine Örundfäße. 


Die Möglichkeit, dak ein Kaufmann mehrere Etabliffements haben und für 
diefe verjchiedene Firmen führen könne, ift von der Konferenz gerade bei Berathung 
des Art. 23 des Entwurfs der erften Lejung, welher dem Art. 25 des preußiſchen 
Entwurfs entipricht, hervorgehoben worden, Protokolle S. 920, und gilt nad) dem 
Handelsgeſetzbuch als unzweifelhaft. 

Da die Firma der Name des Kaufmanns im Handels: (Geihäfts-) Verkehr 
ift, jo bat derjelbe Inhaber mehrerer verjdiedener Firmen eben mehrere verſchiedene 
faufmännifde Namen. 

Inwieweit fid) hieran befondere rechtliche Folgerungen knüpfen, ift an diefer 
Stelle nit weiter zu prüfen !?). 

Hier kommt es vielmehr darauf an, das Verhältniß mehrerer Geſchäfte eines 
Kaufmanns, welde er principiell unter nicht verfdiedener Firma betreiben foll, 
feſtzuſtellen 18). 

Die Gleichheit der Firma gilt nämlich dann als Princip, wenn ein 
Kaufmann neben ſeiner Stammniederlaſſung eine Zweigniederlaſſung begründet. 

Aber dieſes Princip, welches den Gedanken, der die ganze Sachlage beherrſcht, 
zum Ausdrud bringt, weicht doch zuweilen einem Princip, welches auf ganz an— 
deren Grundlagen beruht. Hiervon jedoch ſpäter. 

Was ift nun eine Zweigniederlaffung? 

Eine Definition ift Hierfür im Geſetz ebenfowenig wie für die Hauptnieder— 
laffung zu finden. 

Die Protokolle ſchweigen hierüber, 

Inzwiſchen find wiederholt Verſuche gemacht worden, eine furz gefaßte 
Definition 9) aufzuftelen; eine Yöjung des Problems ift jedod hierin wohl nicht 
zu finden. 





7) Vergl. jedod unten 85 6, 7. — 

ic) Budelt:Förtid, a. a. D. Bb. I ©. 68 fig; v. Hahn, a. a. D. Bd. I 
S. 102 flag; Staub, a.a.D. ©. 86; Malower, a.a.D. 6.32 Nr. 2b; Willenbüder, 
Handelsgeſetzbuch S. 30 flg.; Agricola, a. a. D. ©. 279 flg.; Rhenius, Die Zweig. 
nieberlafjung nad deutſchem Handelsrecht Jnaugural:Difjertation. 1875. Halle, Drud 
von Dito Handel; Brendel bei Raffom und Hüngel, Beiträge zur Erläuterung des beuifchen 
Rechts, 1889 Bd. XXXII ©. 218 flg.; v. Bölderndorff in Endemann, Handbud Bd. I 
S. 188 flg. Hinfihtlih der Zweigniederlaffung der Genofjenfhaften insbefondere Wolff 
dafelbft S. 887 fig. 

19) Agricola, a. a. S. 289: „Damit ift die Begriffsbeftimmung der Bweignieder 
laffung erfhöpft. Diefe liegt alfo vor, wenn der Inhaber eined Handelsgewerbes joldes 
gang oder zum Theil außerhalb des Mittelpunktes feines Velriebes (Hauptniederlafjung) je 
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Aud die Beihreibung Keykners in Buſch, Ardiv Bd. ITS. 56, welder 
das kaufmänniſche Geſchäft mit einem Kreiſe vergleicht, innerhalb defjen die Zweig: 
niederlaffungen Heine nichtkoncentriſche Kreife bilden, würde aus ihrem Zufammen- 
bange herausgenommen, feine klare Borjtellung vom Sachſtande ermöglichen, jo 
viel Anſchauliches fie ſonſt hat. 

Die für das Handelsrecht jo wichtigen Entiheidungen des Reichsoberhandels— 
gerihts, von denen bier bejonders folgende einihlagen, Bd. XIV S. 401 fla., 
Bd. XV ©. 174 flg,, Bd. XVII S. 302 flg., Bd. XIX ©. 202 fig. enthalten 
fi) einer Definition, ein Verfahren, welches auch in anderen geridtlihen Ent- 
Iheidungen wiederholt beobadptet werden kann und nachahmenswerth erſcheint. 

Entgegen der caſuiſtiſchen Faſſung der oben erwähnten Begriffsbeftimmungen 
erſcheint es zweckmäßig 2°), die Sache principiell zu erfaffen und Gewicht mur 
auf die Punkte zu legen, welde ohne Mifverjtändniffe hervorzurufen, furz wieder- 
gegeben werden können. 

Dieje lafjen ſich dahin formuliren: 

1. Eine Zweigniederlafjung ift nicht ohne eine Hauptniederlaffung denkbar. 
2. Eine Zweigniederlaffung liegt ftet® an einem anderen Orte oder in einer 
anderen Gemeinde, als die Hauptniederlaffung. 


doch zur Förderung desfelben noch von einem anderen Punkte aus regelmäßig unter der— 
felben Firma dauernd und in der Weiſe betreibt, daß er auch von diefem aus mit Dritten 
Handelsgeſchäfte fchliekt und realifirt”. — Buſch, Arhiv Bd. I S. 146 „Hierin ift aber 
eben das Wefen des Zmweighandelsetabliffements zu finden. Denn dieſes iſt nad der Natur 
des Verhältniffes und nad den Beftimmungen des Handelögefegbudhs in Uebereinftimmung 
mit den biöberigen Annahmen der Theorie darein zu ſetzen, daß ein Kaufmann fein Handels: 
gemwerbe in feinem ganzen Umfange oder wenigftens in einem Theile deöfelben als gejchloffenen 
Kompler dauernd noch von einem anderen Drte, als feinem MWohnfige aus durch einen Stell: 
vertreter betreibt, fo daß ein gefonderter Kreis don Handeldgeichäften jenen Platz zum 
dauernden örtlichen Mittelpuntt hat.” — Buſch, Ardiv Bd. I S. 259 „der Kaufmann, 
der aufer der Niederlaffung, weldhe er an feinem Wohnorte befige, und welcher er vorftche, 
noch an einem anderen Orte ein Gefchäft babe, jo daß unmittelbar von diefem Orte aus 
dauernd und gewerbemäßig in feinem Namen durch einen dazu bejtimmten Profuriften oder 
Handelsbevollmächtigten Handeldgejhäfte gefchloffen werden, habe aud an diefem Orte eine 
Niederlaffung und zwar eine Zweigniederlaffung. Für die Handelsgeſellſchaft gelte das 
Nämliche; eine außerhalb des Sites der Geſellſchaft befindliche Handeldnieverlaffung heike 
zum Unterfhied vom Hauptetabliffement ihre Zweigniederlaſſung.“ (Citat aus dem Central: 
organ.) — Enticheidung ded Kammergerihtd bei Staub a. a.D. ©. 86: „Eine Ameig: 
niederlaffung im Sinne diefed Artiteld (21) ift vorhanden, wenn an einem vom Site des 
Hauptgefchäftd verjhiedenen Orte gleihartige Gefhäfte des Prinzipald abgeichlofien werden, 
diefer abgezweigte Betrieb nach feiner Drganifation auf die Dauer berechnet ift und ber da: 
mit Beauftragte eine felbftändige Thätigleit entwidelt. Für den Begriff der Selbftändigkeit 
ift e8 unweſentlich, ob der Beauftragte zur Vertretung des Handelsgeſchäfts nad jeder Rich: 
tung bin in vollem Umfange befugt ift, oder ob feiner Thätigfeit gewiffe Grenzen gezogen, 
ihm ein beftimmter Gejchäftäfreis zugemiefen ift.” — 

20) S. auch Anjhüg-v. Völderndorff, a. a.D. Bd. I S. 175 zu Art. 21! a. €. 

Arch id für Dürgerl. Recht u. Progeh. VII. 18 
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3. Eine Zweigniederlafjung hat eben, weil fie fein Stamm, jondern nur ein 
Zweig ift, eine nur beſchränkte Selbftändigfeit. 

4. Der Abſchluß von Geſchäften erfolgt jelbftändig von der Zweigniederlajjung 
aus; diefe können jedod) von denen, welche von der Hauptniederlaffung aus 
abgeſchloſſen werden, nicht generell verſchieden jein. 

. Die vom Gejeß gewollte Uebereinftimmung des für Haupt und Zweig— 
niederlaffung im Verkehr dienenden kaufmänniſchen Namens ift gleichzeitig 
ein Merkmal von Abhängigkeit und Selbftändigfeit; und endlid 
6. Diejer Gedanke des Geſetzes wird auch durd) die möglicher Weije vorhandene, 

dann aber auf Ordnungsrüdficten beruhende Verſchiedenheit des kaufmänniſchen 

Namens nicht berührt. — 

Das Weitere über Firma und Berwaltung der Zweigniederlaffung läßt 
fih principiell nicht ausdrüden, dies fann aud, da es mit dem Charakter einer 
Niederlaffung als Zweigniederlaffung nichts zu thun bat, ohne Nachtheil unterbleiben. 

Denn, weldje Perjonen dem Inftitute vorftehen, ift eine Frage der inneren 
Geſchäftseinrichtung, genug, daß fie zum jelbjtändigen Abſchluß von Geſchäften 
befugt jein müſſen. 

Daß die Zweigniederlafjung aber eine Firma führt, ift nicht eine Voraus— 
jegung, fondern eine Folge ihrer Eriftenz, kann aljo auf ihre Entjtehung und 
Eriftenz von feinem Einfluß jein,*’) 

Das Gejeß erwähnt die Zweigniederlafjung nur da, wo es über Ber: 
pflichtungen ſpricht, welde allein von Bollfaufleuten zu erfüllen find, nämlich die 
Verpflihtungen, gewiſſe Thatfahen in das Handelsregifter eintragen zu laffen. 

Schon diejer Umftand weift darauf bin, daß eine Zweigniederlaffung im 
Sinne des Geſetzes die Hauptniederlaffung eines Bollfaufmanns nothwendig 
vorausjeßt. 

Eine weitere Folge ift dann, daß die Beftimmungen des Geſetzes über 
Handelsbüher H.G.B. Art. 28 flg. und Prokura H.G.B. Art. 41 fig. wie 
für die Haupt- fo aud) für die Zweig: Niederlaffung gelten. ?*) 

Auch dem Minderfaufmann H.G. B. Art, 10 ift es nicht verwehrt, feinen 
Betrieb durch Erridtung eines Zweiggeſchäfts auszudehnen, aber die Rechte und 
Pflichten, welde durd Gründung einer Zweigniederlaffung erwachſen, find dort 
unbefannt. ?*) 

Auf die Fdentität des Inhabers von Stamm- und Zweigniederlafjung weijt 
ſchon das Sprachgeſetz mit Nothwendigfeit bin, und das Handelsgeſetzbuch geht 
hiervon aus, wenn es die Eintragung der Firma der Hauptniederlaffung aud für 


r 


- 
- 


2!) Entiheidungen bes Reichs⸗O. H.G.'s Bd. XVII ©. 319. — Es handelt fi hier 
zunädft nur um neu errichtete Firmen. Hinfihtlih der übergegangenen Firma 
(9.G.B. Art, 22) gelten noch andere Grundfäte. ©, hierüber unten 5 6. 

»3) Agricola, a. a. D. ©. 288, 806, 

2) Buſch, Ardhiv Bd. I ©. 268, 
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die Zweigniederlaffung anordnet, eine Beitimmung, welde ſonſt jeder inneren 
Begründung von vorn herein entbehren würde. 

Die weitere, fi aus diefem Verhältniß ergebende Konjequenz ift, daß die 
faufmännifche Thätigfeit, weldhe in und von der Zweigniederlaffung aus entwidelt 
wird, zur Förderung des in und don der Hauptniederlaffung aus jtattfindenden 
Geſchäftsbetriebs beiträgt. 

Es ift gejagt worden, „zur Förderung“ und zwar deswegen, weil bei diejer 
Wendung die ftreitige, aber hier einflußlofe Frage, ob der Kaufmann jein Geſchäft 
des Gewinne wegen oder ohne Die hierauf gerichtete Abficht betreibe ?*), uner- 
örtert bleiben fan. Soviel ift immer gewiß, mag Gewinnabfiht vorhanden fein 
oder nicht, zur Förderung feines Betriebs gründet der Kaufmann eine Zweignieder- 
laſſung ſtets. 

Behält man nun weiter im Auge, daß es ſich hier um einen abgezweigten 
Geſchäftsbetrieb handelt, ſo folgt daraus, daß die von der Zweigniederlaſſung aus 
abzuſchließenden Geſchäfte von denen, welche von der Hauptniederlaſſung aus ab— 
geſchloſſen werden, generell nicht verſchieden ſein können. 

Die gegentheilige Anſicht, Agricola a, a. O. S. 289, ſcheint hierbei mehr 
Gewicht darauf zu legen, daß der Betrieb mehrerer Niederlaſſungen im materiellen 
Intereſſe ihres Eigenthümers ftattfinde. 

Aber das ift, wenn man überhaupt auf diejes Intereſſe entjcheidendes 
Gewicht legen will — was im Hinblid auf das vorhin Erwähnte dahin geftellt 
bleibt — etwas der Zweigniederlaflung nicht eigenthümliches; denn im dieſem 
Punkte kann naturgemäß ihre Thätigfeit mit der einer zweiten Hauptniederlaffung 
desfelben Kaufmanns nur dasjelbe Ziel verfolgen. 

Wann ift nun eine Zweigniederlaffung als vorhanden anzunehmen? 

Man antwortet: „dies jei nur aus den thatlählihen Verhältniſſen zu 
entnehmen“, „dies ſei nur nad den Umftänden zu beurtheilen”, „es jei quaestio 
faeti”. *®) 

Dieje „Umftände” oder „thatfählihen Verhältniſſe aber geben gerade Aufſchluß 
über den Willen des Geſchäftsherrn. 

Wie ift e8, wenn die Eintragung der Zweigniederlaffung unterbleibt, aber 
der Geſchäftsbetrieb thatfählich ftattfindet? Dann hat der Richter durch Ordnungs— 
ftrafen die Eintragung zu erzwingen ?*), wozu ihn eben nichts anderes, als das 


24) Buſch, Arhiv Bd, I ©. 186, 191; Thöl, a. a. D. Bd. IS 80; v. Hahn, 
a. a. D. Bd. 1 ©. 22 flg.; Gareis⸗Fuchſsberger, a aD. ©. 16. 

”5) z. B. Agricola, a. aD. ©. 288; Buſch, Archiv Bd. I ©. 191; Anſchütz— 
v. Bölderndorf, a. a. O. Bd. J ©. 174; v. Hahn, a. a. D. Bd.1 65. 105. Makower 
a. a. D. ©. 86 Nr. 16b; Puchelt-Förtſch, a. a. D. Bd. ITS. 64*, 

26) H. G. B. Art. 26, 89, 154, 179, 212, 249 g (Novelle von 1884); Genoſſenſchafts— 
gefeg vom 1. Mai 1889 5 152, Geſetz betr. die Geſellſchaften mit b. H. v. 20, April 1892 
$ 77. 


18* 
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Borhandenfein der Zweigniederlaffung veranlaßt. Borhanden iſt fie aber, wenn 
e8 der Prinzipal des Hauptgeihäfts will. Dieſe Thatjahe allein entſcheidet. Auf 
die einzelnen Erfennungsmerfmale für das Dafein diefes Willens ift weiter nod) 
zuzufommen. Iſt er aber einmal an den Tag gelegt, dann muß fi der Kauf— 
mann aud die Konfequenzen gefallen laſſen; er fann nun nicht jagen, id habe 
bier feine Zweigniederlaffung. ?°) 

Die LVerpflihtung zum Eintrag in das Handeldregifter, die Begründung 
des Gerichtsſtandes der Niederlafiung und des Erfüllungsorts ??) find die Folgen 
des Borhandenjeins der Zweigniederlajjung. 

Allerdings kann durch verwaltungsrechtliche oder gewerbepolizeilide Bor: 
Ichriften diefer an ſich freien Entſchließung ein Hinderniß bereitet werden. 2°) 


$ 3. Erfennungsmerfmale. 


Das zur Erfenntniß des Vorhandenfeins einer Zweigniederlaffung geltend 
gemachte Moment: Das Datum der Erridtung?) ift nicht bei allen Kaufleuten 
von gleiher Bedeutung. 

Durch die Vorjhrift des Art. 21 Abi. 3 des H.G. B.'s wird ein Anhalt 
für die Erfenntniß der Qualität einer Niederlaffung als Zweigniederlafjung 
gegeben, 

Bei Einzelfaufleuten und offenen SHandelögejellichaften indefjen ift dieſe 
Beſtimmung weniger von Bedeutung, als bei Kommandit-, Aktien: und Kommandit— 
Geſellſchaften auf Aktien, Denn da bei Einzelfaufleuten und offenen Handels- 
gejellihaften die Haftung für die Geſchäftsverbindlichkeiten nad dem Gejeße eine 
unbefhränfte ift, jo ift für fie fein folder Drud, wie für den Kommanbditijten 
vorhanden, vor Beginn der Geſchäfte der Kommanditgeſellſchaft, auf die Eintragung 
der leßteren im Handelsregifter des Bezirks, wo fie ihren Sitz hat, hinzuwirfen 
9.8.8. Art. 151, 163 Abf. 3. 

Der Kommanditift hat ein großes Intereffe an diefer für ihn vielbedeutenden 
Eintragung, weil fie feine ſolidariſche Haftung ausſchließt. 

Kann er ſich nicht auf diefe Eintragung berufen, jo muß er den Beweis 
der Kenntniß des Dritten von der beſchränkten Betheiligung erbringen. 

Aktien- und Kommanbdit-Sejellihaften auf Aktien beftehen als folde aber 
vor ihrer Eintragung im Handelsregiſter des Gerichtsbezirks, wo fi ihr Sik 
befindet, nicht. — 

Die Vernadläffigung dieſer Eintragung bat gefährliche Folgen für die, welche 


27) Entfheidungen des Reichs-O.H.G.is Bd, XIV ©. 402, Bd. XVII ©. 319; 
v. Hahn, a. a. ©. Bd. 1 ©. 104 $ 2; Annalen des K. ©. Dberlandeögerihtd Bd. XIII 
&. 508. 

9) Puchelt-Förtſch, a. a. D. Bd. II S. 894° (Art. 824 des H.G. B.'s). 

9) z. B. Gewerbeordnung $ 12, 

») Malomwer, a. a. D. zu Art. 21 Nr. 16b. 
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vor der Eintragung im Namen dev Sejellihaft handeln, denn fie haften perſönlich 
und ſolidariſch. H.G.B. Art. 178, 211. — Diefelben Beftimmungen enthält 
das Geſetz über die Gejellihaften mit beſchränkter Haftung, $$ 11, 76 Abf. 3 
und nad) dem Genoſſenſchaftsgeſetze vom 1. Mai 1889 hat die Genoſſenſchaft vor 
erfolgter Eintragung in das Genofjenfhaftsregifter der Hauptniederlaffung die 
Rechte einer eingetragenen Genoſſenſchaft nit. SS 13, 148 Abſ. 3. 

„Datum der Errichtung“ ift jedody nicht gleichbedeutend mit „Datum der 
Eintragung im Handelsregifter”. Haupt: und Zweig-Niederlaffung können die 
Geſchäfte gleichzeitig beginnen, ohne daß die eine vder die andere im Handels: 
regifter eingetragen: ift. 

Die innerlid zwingenden Momente, in beftimmten Fällen den Eintrag der 
Hauptniederlaffung vor Beginn der Geſchäfte in der Zweigniederlaffung zu bewirken, 
find bereits hervorgehoben worden. 

Der Umfang des Gejhäftsbetriebs ift kein untrüglides Kennzeichen, da 
einerſeits auch bei großem Geſchäftsbetrieb nod) feine Zweigniederlaffung vorhanden 
zu fein braudt, wenn leßterer nämlich nicht jelbjtändig ausgeübt wird ®*) und 
andererjeit8 derjenige der Zweigniederlajjung größer, als derjenige der Haupt: 
niederlaffung jein fann,®?) 

Auch das Betriebsfapital, weldyes für Haupt und Zweigniederlaffung der 
Natur der Sache nad aus derjelben Quelle fließt, kann feine Bedeutung für die 
Erfenntniß des Vorhandenſeins einer Niederlaflung, alfo aud) einer Zweignieder: 
laffung befigen, wie dies mit Recht wiederholt hervorgehoben worden ift *®). 

Dagegen dürfen die Geſchäftsbücher, welde nad) dem oben Bemerkten in 
der Zweigniederlaffung zu führen find, und die Korreſpondenz, welche in Abjchrift 
aufzubewahren ijt, als ſichere Anhaltepunfte bezeichnet werden, denn hieraus läßt 
ih auf Gang, Stand und Zufammenhang des Geſchäftsganzen ſchließen. 

Sollte jedoch in diefen Beziehungen nicht vorfhriftsmäßig verfahren worden 
jein, jo gewähren die jelbftändig ftattfindenden Geſchäftsabſchlüſſe, welde im 
erſichtlichen Intereſſe der präponderivenden Hauptniederlaffung ftattfinden, den 
Ausſchlag. 

Giebt man dieſen Standpunkt auf, ſo wird der Begriff ſofort wieder 
ſchwankend. 

Den in manchen gerichtlichen Entſcheidungen im entgegengeſetzten Sinne 
entwickelten Grundjäßen +) dürfte daher nicht beizuſtimmen ſein. 





29 Buſch, Ardiv Bd. II S. 52, Bo. VI S. 129. 

»2) Naricola, a. a. D. ©. 289. Gnticheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bb. XXI ©. 4. 

» Agricola, a. a. D. ©. 307; Motive zur Konkursordnung, abgedrudt in 
Wengler's Kommentar zu diefem Geſetz S. 698, 

s) Buſch, Ardhiv Bd. I ©. 580; Wengler’s Archiv N. F. 1888 ©. 175, dagegen 
1884 ©. 7 flg., 10 flg. 
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Dort wird die Begründung von Zweigniederlaffungen ausländiiher Ber- 
fiherungsgejellihaften im Inlande**) angenommen, weil fie, troß mangelnder 
jelbftändiger Entſchließung bei Geſchäftsabſchlüſſen, nad inländiihem Rechte einen 
Sit wählen müffen, eine Vorſchrift, weldde aber nur die Begründung eines 
allgemeinen Gerihtsftandes jener ausländiichen Gejelligaften im Inlande bezwedtt, 
um inländifhen Kontrahenten den Redtsweg gegenüber diejen Gefellichaften zu 
erleichtern *0). 

Dieſer Gejihtspunkt gehört der Politik und dem Givilprozeß an, 

In der vorliegenden Frage jedoch entſcheidet allein das Privatredt ?). 

Iener allgemeine Gerichtsſtand fann jegt für alle ſolche ausländiſche Geiell- 
haften auf Grund von $ 19 Abi. 3 der E.P.D. und zwar, wie aud ſchon 
nad) älterem Rechte, nod) jet durch die Landesgeſetzgebung beftimmt werden °*). 

Die Vorſchrift aber, die Firma — und was fi hieran anſchließt — im 
Handelsregifter einzutragen, jowie die Borausjegungen und Wirkungen folder 
Einträge find privatrechtlicher Natur, hier kann daher aljo auch nur das Privat- 
recht maßgebend bleiben, 

Die Frage, wer jelbjtändig Verträge abſchließen könne, ift nad) jeinen Grund: 
lägen zu beantworten. 

Daß aber das Geſetz die jelbjtändige Vertragsfähigkeit den Verwaltern einer 
Zweigniederlaffung vindicirt, geht eben aus feiner Beitimmung, die Firma für 
dieſe einzutragen hervor. Fehlt die Selbftändigfeit, dann verüberflüffigt fih auch 
jede Eintragung ins Handelsregijter ?®), 

Die weiteren — man darf vielleicht jagen — äußerliden Erfennungsmertmale 
des Vorhandenfeins einer Zweigniederlaffung, nämlich, daß fie in einem anderen 
Orte oder in einer anderen Gemeinde als die Hauptniederlaffung anzutreffen ift, 
jowie die Firma des abgezweigten Geſchäfts find der Ueberſichtlichkeit wegen im 
Folgenden getrennt zu beipreden. 

Vorerſt joll jedoch nod) einiger Fälle gedacht werden, die im heutigen Verkehrs: 





35) Unter Inland ift, da es fih um das Berfiherungögewerbe handelt, auch nach 
jegigem Nechte der betreffende deutiche Staat zu verftehen. Gew.O. F 6. — Bei ſolchen 
inländiichen Gejellihaften ift dagegen Sig gleihbedeutend mit Hauptniederlaffung. — 

”, Die 8.5. Verordnung vom 16, September 1856 unterfcheidet fih in dem bier 
fraglihen Punkte doch wejentlih von den Beftimmungen $ 4e der Verordnung zur Aus: 
führung des Gefeges über dad Mobiliar: und Privat-Feuerverſicherungsweſen vom 20. No: 
vember 1876. Vergl. auch oben I, ſowie den folgenden $ 4B. v. Hahn a. a. O. ©. 106 
N. 6 a. ©. 

»7, Die Verordnung des K.S. Juſtizminiſteriums vom 24. März 1862, Zeitſchrift f. 
Rechtöpfl. und Verw. N.F. Bd. XXL ©. 800 und Buſch, Arhiv Bd. I ©. 580. 

%) Kommentare zur EBD. v. Sarwey zug IN. 8 und 7; Gaupp ©. 47 IV; 
v. Wilmowsti-Levy ©. 48 fla. 

9) Entſcheidungen des Neichsgerichts in Eivilfahen Bd. II S. 886 und die dajelbit 
zu findende Beiprehung des Nürnberger Kommiſſionsberichts. 
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(eben häufig find und gevade bei Beurtheilung der vorliegenden frage zu vielfachen 
Zweifeln Beranlafjung geben. 
$ 4. Fortjegung. 

A. Davon ift aljo auszugehen, daß der Theil eines Geſchäftsganzen, weldem 
das Effentiale des jelbftändigen Bertragsabihlufjes fehlt, nur innere Bedeutung 
für ein kaufmänniſches Geſchäft befigt, wie 3. B. die Werft und die Maſchinen— 
fabrif, in welden eine Dampfidifffahrtsgefellihaft, deren Handelsgewerbe im 
Transporte von Perjonen und Gütern befteht, für den eignen Bedarf Schiffe 
baut und ausrüftet. 

Auf ſolche Fälle find die im Eingange diejer Arbeit erwähnten Bezeichnungen 
„Neben⸗“ und „Hilfs-Etabliffement“ zu beſchränken. Nun herrſcht aber viel Streit 
darüber, ob eine Zweigniederlaffung dann anzunehmen jei, wenn zwar an eimem 
anderen Orte als dem der Hanptniederlafjung gleichartige Geſchäfte, wie von diefer 
aus, abgejhloffen werden, der Geſammtbetrieb jedod nur in dev Weije ausführbar 
ift, daß er von verſchiedenen Orten aus ftattfindet, wie dies bei den Eifenbahn- 
verwaltungen geſchieht. 

Die Frage ift erftens: find alle, auch die Hleinften Stationen als Zweignieder- 
laffungen in das Handelsregifter einzutragen? und dann, ift für jede Station bei 
dem zuftändigen Richter der Gerichtsſtand der Niederlaffung begründet? *°) 

Die überwiegende Meinung Ipridht ſich Hinfihtlid) beider Fragen im ver: 
neinenden Sinne aus, 

Dies dürfte wohl aud das Richtige fein. 

Dan denfe an die dem Zwede des Handelsregifters nicht entſprechende Ueber: 
fülle der Einträge, wen man die erſte Frage im bejahenden Sinne entſcheiden 
wollte. Eine jo ausgedehnte Regifterführung würde einerjeits dem Publikum nicht 
mehr nützen, und andererfeits die Regifterbehörden in einer ganz zweckloſen Weife 
belaſten. 

Denn wollte man das Prinzip einmal als richtig anerkennen, ſo wäre nicht 
einzuſehen, warum eine größere Station vor einer kleineren den Vorzug haben 
ſollte“), da dod die von beiden abzuſchließenden Geſchäfte generell ganz gleid) find. 

Hier zeigt fi) aud), daß, wie ſchon oben bemerkt, dem Umfange des Geſchäfts— 
betriebs fr die Erfenntnig des Vorhandenfeins einer Zweigniederlaffung gar feine 


10) Leſſe in Busch, Ardhiv Bd. ITS. 285 fla.; Anfhüg:v. BVölderndorffa.a.d. 
Bd. IS. 177. 12, ©. 178N. 13, Puchelt-Förtſch, a. a. O. Bd. IS. 64,; Makower, 
a. a. OD. S. 86 N. 160; v. Hahn, a. a. O. Bd. IS. 106 8 2 a. E.; Staub, a. a. O. 
S. 36; Willenbücher, a. a. O. S. 80, Gareis-Fuchsberger, a. a. O. ©. 68 R. 142; 
die Kommentare zur EP.D. v. Sarwey, S. 50 N. 4; Gaupp, Bd. IS. 540. 1;0. Wil: 
momwäli:Leoy, Bd. I S. 55 N. 2; Enticheidungen des Neichögerichts, Bd. II S. 886 flg.; 
BWengler, Ardiv N, F. 1881 ©. 161 flg, 187 flg. 1884 S. 9; Ring, a. a. O. S. 285,8, 

421) Keyßner will (Buſch, Arhiv Bd. II S. 59) hier einen Unterfchied machen, — 
Leſſe dagegen verwirft (daſ. S. 285, 238) mit Recht einen folhen; veral. aud die in der 
vorhergehenden Note citirten gerihtliden Entſcheidungen. 
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Bedeutung zufommen kann, denn würde man im vorliegenden Falle hierauf ein 
Gewicht legen, jo könnte man allerdings vielleicht größeren Stationen die Eigen— 
ſchaft einer Zweigniederlafjung zujpreden, Eleineren jedoch abſprechen. 

Es leuchtet ein, daß dies ganz willkürlich ſein und innerer Begründung 
entbehren würde *?), 

Will ſich das Publikum über die Thatſachen, deren urkundliche Feitftellung 
im Handelsregifter vorgeſchrieben ift, Kenntniß verihaffen, jo muß dies bei dem 
Gerichte, in deſſen Handelsregifter die, wie es fid) empfehlen möchte, zu jagen: 
„Niederlaffung“ eingetragen ift, geſchehen. 

Hier ift eben nur eine Niederlafjung vorhanden. 

Ebenfo verhält es fi mit dem Gerichtsſtand: 

Der allgemeine Geridtsftand und der Gerichtsſtand der Niederlaffung fallen 
hier in der That zuſammen. 

Was aber die Hauptſache ift, die Fähigkeit zu jelbftändigen Vertragsabidlüffen 
ift bier gar nicht vorhanden; dies gilt jedoch bezüglid aller in der Eifenbahn- 
verwaltung, den Abſchluß von Perſonen- und Güter-Transportverträgen vermitteln- 
den Beamten, auch bezüglich derjenigen, welde im Bahnhofe des Orts, wo der 
Unternehmer jeinen Sitz hat, exrpediren; denn wer ein Billet kaufen will, erhält 
e8, wer Güter verfradgten will, dem werden fie abgenommen, vorausgeſetzt, daß er 
den in Preisliften, Neglements und Tarifen enthaltenen, ihn ebenjo, wie Die 
Beamten, weldje expediren, bindenden Borfhriften nachkommt. 

Gerade bier ift der Schematismus in ausgedehntefter Weije ausgebildet, die 
Selbftändigfeit nur ſcheinbar. Sämmtlichen Beamten ift der Inhalt der Verträge, 
welde fie nur zu vermitteln haben, genau vorgejhrieben, eine Abweichung hiervon 
und überhaupt freie Entſchließung ganz ausgeſchloſſen. 

Bejonderer Erwähnung verdient weiter der Fall, wenn eine Eifenbahn durch 
verſchiedene Staaten führt, und in jedem „ein ftändiger Bevollmädtigter, welcher 
der Negierung des betreffenden Staats gegenüber die Verwaltung der Geſellſchaft 
vollftändig zu vertreten hat, und an welden alle für die Gefellihaft beſtimmten 
Infinuationen rehtsgültig erfolgen können”, vorhanden ift. — Die Redaktion des 
Gentralorgans für das deutſche Handeld- und Wechſelrecht, in welchem N. 3. Bd. I 
S. 55 dieſes Falles hinſichtlich der Homburger Eijenbahngeiellihaft gedacht ift, 
hält dafür S. 56. Anm., daß bier allerdings eine Zweigniederlaffung anzunehmen 
jei, weil diefer Vertreter die Gelellidaft für den Zweig ihres Geihäfts in dem 
jeweiligen Staate lofalifire. — Hier kommt e8 aber wohl auf die Begründung 
eines inländiſchen Gerichtsſtandes an, welder nad) jeßigem Nedte gemäk $ 19 
Abi. 3 der EBD. geihaffen werden könnte. 

Ein Zweig der Geſchäfte ift bier nicht vorhanden. 

Hat man aber endlich jolde Fälle, wie fie den die Kaunusbahn betreffenden 


2) Busch, Ardiv Bd. VI S. 129, 
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gerichtlichen Entſcheidungen zu Grunde liegen, im Auge,*?) jo dürfte man der 
Anſicht des Darmftädter Kaffationshofes, welcher in dem eigenthümlichen Geſchäfts— 
betrieb der Station Cajtel night eine „Zweig.“ jondern eine zweite „Haupt-Nieder- 
laffung” erblidt, beitreten, Zwar nidt deswegen, weil, wie dort angenommen 
wird, das Befördern von Perjonen und Waaren gegen Bezahlung über den Rhein, 
die nit von der Taunusbahn befördert waren oder werden, das Schleppen von 
Schiffen durch Dampfboote der Gejellichaft über den Strom gegen Bezahlung ein 
verjdiedenes Handelsgewerbe darftellt, denn aud bier find es, wie bei dem 
Eifenbahnunternehmen die Geſchäfte des Frachtführers und die Geſchäfte einer zum 
Transport von Perjonen bejtimmten Anftalt, jondern, weil ein ſolches Unter: 
nehmen jehr wohl ohne den daneben bejtehenden Eifenbahnbetrieb exiftiren könnte **), 

Etwas anderes ift e8 mit dem Verfaufe des in der Station Caſtel über den 
eigenen Bedarf hinaus producirten Leuchtgaſes an andere Perſonen. 

Hier fünnte man von einem verjdiedenen Handelsgewerbe reden. 

B. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird zunädft auf alles, was 
über das jelbftändige Kontrahiren, über die Begründung des Gerichtsſtands, 
jowohl des allgemeinen, als des bejonderen der Niederlaffung und über bie 
Eintragspflit hervorgehoben worden iſt, verwieſen. 

Im Gegenjaße zu den Eijenbahnunternefmungen liegt e8 nun bei den 
Berſicherungsgeſellſchaften allerdings nicht in der Natur des Geſchäfts— 
betriebes, daß er an verſchiedene Orte vertheilt jein müffe, da es recht wohl 
denkbar ift, daß das Berfiherungsgewerbe nur von einem Orte aus betrieben werde. 

Jedoch bildet aud) Hier die Vertheilung des Gejdäftsbetriebs in verſchiedene 
Orte die Regel. 

Es entsteht nun die Frage, wann find dieſe einzelnen Geſchäftsſtellen als 
Zweigniederlaffungen anzujehen? 4°) 

4) Buſch, Archiv Bd. VI S. 124 fig. 

44) Die fhon citirte Neichsgerichtsentfheidung Bd. II, S. 886 jagt am Schluffe „aller: 
dings können ausnahmsweiſe Verhältniffe obwalten, welde einer Gifenbahnftation nach ge: 
wiffer Ridtung bin, die Eigenihaft einer Niederlaffung der in $ 22 der C.P.O. be 
merkten Art geben. Unter Anderen fann das nad) Befinden der Fall fein, wenn die Stations- 
verwaltung ein dem eigentlihen Zwecke des ganzen Unternehmens fremdes Nebengewerbe 
betreibt.“ 

Die Frage, ob dann eine Haupt: oder Zweig-Niederlafjung anzunehmen fei, ift hier 
unbeantwortet geblieben. — In Sachen Lapotta “. Oberſchleſiſche Eifenbahn ift ein Eifenbahn: 
betrieb3amt wegen der bejonderen Art feiner Organifation für eine Zweigniederlaffung im 
Sinne des 5 22 Abi. 1 der C. P.O. angefehen worden, (Reihsgericht III. Eiv.:Sen. U. v. 
23. April 1881. Rep. 624/81.) wie Puchelt-Förtſch, a. aD. ©. 64,? erwähnen. ©. daſ. 
auch nod ©. 66,°, 

*) Dben I u. 58; Buſch, Archiv Bd. I ©. 190, 896; Anſchütz- v. Böldern: 
dorff, a. a. O. Br. 16. 177; Malower, a. aD. S. 86 N. 16c; v. Hahn, a. a. O. 
Bd. IS. 105; Staub, a. a. O. 6.86 $ 1; Gareis:Fuhsberger, a. a. O. S. 48 
NR. 38; Willenbüder, a. a. O. ©. 30. — Ring, a. a. D. ©. 286,%. Wengler, Archiv 
R. 5. 1884 ©, 7 flag, 10 flg. Vergl. aud) oben $ 3 a, E. inöbefondere Anm, 84 bis 89 
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Das Kriterium ift fein anderes, als in allen übrigen Fällen. 

Die Bezeihnungen für die Gejchäftsftellen find mannigfach. Unteragenturen, 
Haupt- und General-Agenten, Haupt und General:Agenturen, Subdirektionen. 

Darauf, daß die Bezeihnung eine ſachliche Prüfung im gegebenen Falle nicht 
ausſchließt, ift bereits bingewiefen worden. Gleichwohl gewährt die Bezeihnung im 
vorliegenden Fall einen Anhalt. 

Das Spradgefühl führt Shon dazu, wen nit etwa Täuſchungen beabfichtigt 
find, bier für untergeordnete nur vermittelnde Gefchäftsftellen nicht Bezeichnungen 
zu wählen, welde auf Selbftändigkeit ſchließen Taffen, und umgekehrt. Hieraus 
folgt, daß eine Haupt oder General-Agentur, jowie eine Subdireftion mehr zu 
bedeuten hat, als bloß eine Agentur. 

Die Praris bat denn aud, wie ſchon erwähnt, an dieſen durd die 
Erfahrung beftätigten Umftand anfnüpfend, wie 3. B. die Entſcheidung des 
Reichsoberhandelsgerichts Bd. XIV. ©. 401, die Konfequenzen dahin gezogen, 
daß fie die Einrede der Unzuftändigfeit des Gerichts, welde von einer ſich als 
Subbdireftion bezeihnenden Geſchäftsſtelle vorgefhügt worden war, verworfen 
bat, weil der unter einer ſolchen Bezeichnung auftretenden Geſchäftsſtelle erfahrungs- 
gemäß der Charakter einer Zweigniederlaffung zufomme. 


$ 5. Räumliche Lage. 

Art. 21 des H.G. B.'s beftimmt: 

Die Firma muß auch für die an einem anderen Orte oder in einer anderen 
Gemeinde errichtete Zweigniederlaffung bei dem für die leßtere zuftändigen 
Handelsgerichte angemeldet werden. 

Art. 23 des erſten Entwurfs der Nürberger Redaktionstommifion, welder 
dem Art. 25 des preußischen Entwurfs entſpricht, enthält die Worte: „für die 
letztere“ noch nidt. 

In der zweiten Leſung iſt bei Berathung dieſes Artifels hervorgehoben worden, 
daß fi) das Wort „zuftändigen” (Handelsgeriht) auf Zweigniederlaffung bezöge. 
Protofolle S. 920, 

Zur Befeitigung des Mißverftändniffes in jenem Artifel das Wort 
„zuftändigen“ etwa auf das Handelsgeriht der Hauptniederlaffung zu beziehen, 
find dann nod die Worte: „für die leßtere* im den Artifel eingejchaltet worden. 

Art. 20 des zweiten Redaktionsentwurfs enthält denn auch bereits Die 
Faffung, wie fie Art. 21 des H.G. B.'s hat. 

Agricola, welcher zuerft ausführlich über die Zweigniederlaffung gejchrieben 
bat, stellt Hier eine Anficht auf, welche theilweife audy heute noch als fortwirkend 
erfennbar ift*%); er jagt nämlid: a. a. DO. ©. 289: 


*) Staub, a. a.D. ©. 85 Cinleitung; Ring, a. a. ©, €. 287,7. 
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„Die Zweigniederlaffung liegt gewöhnlich in der ferne und darum 
meift in einem anderen Orte oder Gemeinde, als das Haupthaus. Solche 
Fälle hat das Handelsgefegbud im Auge, wenn es die Einvegiftrirung aud) 
der Zweigniederlafjung anordnet“, 

und fährt dann fort S. 290: 

„legt dagegen die Zweigniederlaflung jogar in demfelben Drte oder 

Gemeinde, wie die Hauptniederlaffung, jo ift ein Eintrag nidt vorgeſchrieben.“ 
Auch jagt er S. 281: 

„es ift alſo erforderlich, daß ein Handelsbetrieb dauernd von wenigstens 
zwei örtliden Mittelpunften ausgeht, die zwar vegelmäßig räumlid) 
entfernt, möglider Weije aber aud in demſelben Orte oder Regifter- 
bezirfe liegen können.“ 

Anmerkungsweije fügt er jogar hinzu S. 282 Ann. 8: 

„Artikel 21 ſteht nicht entgegen.“ 

Iſt nun auch der Fall denkbar, dag Haupt: und Zweig.Niederlaffung in demfelben 
Negifterbezirke liegen, jo fann man feiner Anficht nicht beitreten, infoweit fie es 
nad; dem Handelsgefegbuh nicht für ausgeſchloſſen erachtet, daß Haupt: und 
Zweigniederlaffung an demjelben Orte oder in derjelben Gemeinde ſich befinden 
lönnen. 

Dieſe Auffaſſung würde nur dann Berechtigung haben, wenn es in der 
Eingangs erwähnten Geſetzesſtelle hieße: die Firma muß auch für die Zweignieder— 
laſſung, wenn ſie an einem anderen Orte oder in einer anderen Gemeinde 
errichtet worden iſt u. ſ. w. Daß aber der Geſetzgeber, wenn er die Eintragung 
der Firma auch für die Zweigniederlaſſung vorſchreibt, davon ausgeht, daß dieſe 
Niederlaſſung ſich ſtets an einem anderen Orte oder in einer anderen Gemeinde 
als die Hauptniederlaſſung befinde, muß deswegen für unzweifelhaft gelten, weil 
er die Eintragung der Firma vorſchreibt; er will damit erreihen, daß der kauf— 
männiſche Name überall da regiftrirt werde, wo der Kaufmann fein Handels 
gewerbe betreibt, 

Agricola jheint bei der Beurtheilung diejes Punktes einerjeits von den 
früher geltenden Firmenvorſchriften, welde das Syftem des Handelsgejeßbuds 
nit kannten und andererſeits von dem Gedanken, daß ein wejentlihes Moment 
im Begriffe der Zweigniederlaffung nothwendig dev materielle Nutzen jei, melden 
fie dem Inhaber der Hauptniederlajjung bereite, beeinflußt worden zu fein, 

Wenigftens laffen fi) die von ihm angeführten Beifpiele, daß ein Buchhändler 
eine Buchdruderei, ein Apotheker eine Droguenhandlung, und zwar nad) jeiner 
Theorie an demfelben Orte ald Haupt» und Zweig-Niederlaffung befigen könne, 
faum nad) einem anderen Gefihtspunfte beurtheilen, 

Wie aber jhon hervorgehoben, würde diefes Moment des Nutzens fein der 
Zweigniederlaffung eigenthümliches, fie von einer zweiten SHauptniederlaffung 
desjelben Kaufmanns unterjdeidendes jei. 
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Daß ein Kaufmann unter derjelben Firma an demfelben Orte und zwar, um 
bei dem gewählten Beiſpiele ftehen zu bleiben, eine Buchhandlung und eine 
Buchdruckerei betreiben könne, ift gewiß nit zu beſtreiten. Aber damit exiftiren 
nod nicht zwei Niederlaffungen, insbejondere nit eine Haupt: und eine Zweig. 
Niederlaffung ““). 

Das Handelgejehbud fommt nun zwar an den jpäteren Stellen, wo es 
die Zweigniederlafjung wieder erwähnt, nit nochmals ausdrücklich darauf zu 
ipreden, daß es von dem Grundſatze, die Zweigniederlaffung in jeinem Sinne 
liege in einem anderen Orte oder in einer anderen Gemeinde, als die Haupt: 
niederlaffung ausgeht; allein, die Klonjtruftion diejer jpäteren Stellen bafirt auf 
jenem Grundjaße **). 

Es wiirde dem Weſen der Zweigniederlaffung, welche eben als jelbftändige 
Geſchäftsſtelle gedacht ift, widerjpreden, wenn man fie an demfelben Orte 
oder im bderjelben Gemeinde, wo die Hauptniederlaffung liegt, für möglich 
halten wollte, 

Denn da in diefem Falle die Zweigniederlaffung an demjelben Orte wie 
das Haupthaus unter derjelben Firma kaufmänniſch thätig würde, jo würde dies 
einem Dritten gar nicht erfennbar fein, es würde alſo Alles auf dasjelbe hinaus: 
laufen, als ob nur eine Niederlaffung vorhanden wäre, wie e8 denn auch thatſächlich 
der Fall ift. 

Der Irrthum läßt fich wohl von vornherein am einfachſten dadurch vermeiden, 
wenn man die ſonſt für die Auslegung der Geſetze — H.G. B. Art. 1, B. G. B. 
für das Königr. Sachſen 88 22, 23 — aufgeftellten Regeln beobachtet. Hiernach 
ift in erfter Yinie der MWortfinn zu prüfen. Bleibt man daher in dem nun 
einmal vom Geſetze bier jelbft gebrauchten Bilde, jo lehrt die Anfhauung der 
Natur, weldyer diefes entnommen ift, daß ein Zweig vom Stamme des Baumes, 
aus dem er hervorwächſt, im Raume ſich jeitwärts befindet. 


8 6. Firma. 
Wenn don der Firma einer neubegründeten Zweigniederlaffung geſprochen 
wird, fo iſt nad) dem Inhalte dev Protofolle und den Beſtimmungen des 


von Hahn, a aD 3.168.103 N.2; Staub a. aD. ©. 35; Annalen des 
K. ©. Dberlandeögerihtd Bd. VII. S. 510. Theilweife aM. Puch elt — Förtſch. a. a. D. 
Bd. 1 ©. 68,1. — Zweifelhaft: Willenbüder a. a. ©. 81. — ©. auch Annalen des f. 
©. Oberlandesgerihts Bd. XII. S. 828 (betrifft zwei Gefchäfte mit demfelben Betrieb an 
demfelben Orte, aber unter verfhiedenen Firmen. (HGB, Art. 22), Hier find dann 
wohl zwei Sauptniederlaffungen al3 vorhanden anzunehmen. 
4) 8 14 des Genoffenfchaftägefeted vom 1. Mai 1889 u. $ 12 des Geſetzes vom 
20. April 1892 über die Sefellfchaften m, b. 9. beftimmen, daß jede Zweigniederlaffung bei 
dem Gerichte, in deffen Bezirk fie fih befindet, zur Cintragung angemeldet 
werden muß. Das Syftem des HGB.'s gilt auch hier. 
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Handelsgejegbuds fein Zweifel darüber möglid, daß bierunter diejelbe Firma 
gemeint ift, welde für die Hauptniederlajjung gebraudt wird. 

Nah welchen Vorſchriften fid) die Bildung und Führung einer Firma zu 
rihten hat, ift in Art, 15 flg. des H.G. B.'s für Einzelfaufleute und Handels- 
gejellihaften beſtimmt und genügt es darauf hinzuweiſen, da bei der Gleichheit 
der Firma für Haupt und Zweig-Niederlafjung Hinfihtlih der letzteren nichts 
Beſonderes gilt. 

Es fragt ſich aber, muß man der Beſtimmung des Geſetzes, die Zweig— 
niederlaffung ſolle feine andere Firma als die der Hauptniederlaffung führen, 
eine derartige Bedeutung beilegen, daß, wenn dieſe Uebereinſtimmung nicht gewahrt 
ift, eine Zweigniederlaffung nit vorhanden ift, ſelbſt wenn ſonſt alle Vorbeding— 
ungen für das Dajein einer folden erfüllt find. 

Für inländiſche d. h. deutſche Kaufleute it die Frage nad) dem jeßigen 
Stande der Gejeßgebung nit mehr praktiſch, denn da das Handelsgefegbud im 
deutjchen Reich gemeined Recht ift, jo gelten feine Beitimmungen über Firmen 
gleihmäßig in deſſen Rechtsgebiet. 

Es kann fih aljo nur darum handeln, wie der Fall liegt, wenn ein aus- 
ländifcher, d. 5. nicht deutfcher Kaufmann, der eine Firma, welde den Beſtimmungen 
des Handelsgeſetzbuchs nicht entfpridt, für eine innerhalb Deutſchlands errichtete 
Zweigniederlaffung führen will. 

Die Königl. Sächſ. Yuftizminifterial-Berordnung *%) vom 2. Mai 1863 hat 
jener vom Handelsgeſetzbuch ald Regel aufgeftellten Uebereinftimmung der Firma 
von Haupt und Zweig Niederlafjung eine jo ſchwer wiegende Bedeutung beigelegt, 
daß fie jagt, im Mangel dieſer Webereinftimmung fei feine Zweigniederlaffung 
anzunehmen, wenn fie auch thatſächlich vorhanden wäre 5"), 

Will man nun Ähnlid urtheilen, wie beim Wechſel“!), wo deffen Dafein 
entfällt, wern das Wort „Wechſel“ in der Urkunde nicht enthalten ift, jo muß 
man fonjequenter Weije zu dem Reſultate der angezogenen Verordnung fonmen. 

Gegen die Zuläffigfeit der Eintragung einer den Vorſchriften des Handels- 


9), Zeitfchrift für Rechtspflege und Berwaltung N. F. Bd. XXIV ©. 147, Buſch, 
Ardhiv Bd. II S. 139 flg. 

5°) Die Frage ift an folgendem Beifpiel entfhieden worden: ein Peteräburger Kauf: 
mann hatte bei einem Sädhftihen Handeldgeridhte feine den Beftimmungen des Handelsge— 
ſezbuchs nicht entfprechende Firma zum Gintrag ind Handeläregifter für eine Zweignieder— 
laffung angemeldet. Das K. Juftigminifterium äußerte fich gegenüber der vom Handelöges 
richt bewirkten Ablehnung, eine ſolche Firma einzutragen, dahin, daß letztere einzutragen jei, 
mit der Begründung, daß die Firma der Zmweigniederlafiung diejenige der Hauptniederlafjung 
nah dem Handelögefegbudh fein müfle. Wenn daher nicht biefe Firma, ſondern eine ans 
dere für die Bmweigniederlaffung eingetragen werde, fo entfalle damit der Begriff der Zweig— 
nieberlaffung felbft. — 

5) Wechſelordnung Art. 4, 96. 
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geſetzbuchs nicht entſprechenden Firma ift jedoh mit Recht Einiprud erhoben 
worden >?), 

Will man nun diefer Anſicht folgen, jo wird man dazu kommen, die Ein- 
tragung der unzuläffigen Firma für das inländiihe Geſchäft zu verweigern. 
Geſchieht dann die Eintragung gemäß den inländiihen Vorſchriften, jo würde 
damit der Charakter des Geſchäfts als Zweigniederlaffung gemäß der angezugenen 
Verordnung freilid) verloren gehen. 

Art. 21 Abſ. 2 des H.G. B.'s verlangt ausdrücklich, daß die Firma, wenn 
fie am Orte, oder in der Gemeinde, wo die Zweigniederlaffung errichtet wird, 
bereit8 eine gleiche Firma antrifft, ſich einen Zufaß beifüge, durch den fie ſich 
deutli) von der bereit vorhandenen Firma unterfheide, hiermit aljo abändere. 
Hieraus geht hervor, daß vom Geſetz der Gleichheit der Firma für beide Nieder- 
laſſungen fein foldes Gewicht beigelegt wird, daß es bei diefer don ihm jelbit 
vorgeſchriebenen Berjdiedenheit der Firmen den Begriff der Zweigniederlaffung 
verneint, Anzunehmen, daß die Firma troß eines folden abändernden Zufaßes 
diefelbe bleibe, dürfte zumeit gegangen jein. Denn mag die Firma der Haupt: 
niederlaffung aud den Hauptbeftandtdeil der für die Zweigniederlaſſung abge- 
änderten Firma bilden, jo fann dod nicht die Verſchiedenheit beider in Abrede 
geftellt werden. 

Will ein Kaufmann, welder mit einem ins Handelsregijter eingetragenen 
Kaufmann gleihe Bor: und Familiennamen bat, ſich auch derjelben als jeiner 
Firma bedienen und muß fi infolgedefjen nad) Art. 20 des H.G. B.'s zu dieſer 
einen Zufaß wählen, welche Firma er dann führen darf, jo wird Niemand die 
Verſchiedenheit der bereits bejtehenden und der neuen Firma bejtreiten. 

Hat aber der Zuſatz in einem folden Falle die Wirkung, daß dadurch 
eine neue Firma geſchaffen wird, jo gilt dasjelbe aud) im analogen Fall bei der 
Zweigniederlajfung. 

Ohne die durd Art. 21 Abj. 2 vorgefehene Beranlaffung, die Beifügung 
eines Zuſatzes zur Firma der Zweigniederlaffung zu geftatten, dürfte nicht zus 
läſſig fein. 

Auch bei Handelsgejellihaften gilt nichts anderes **). 

68 ift daher der im Gentralorgan N. F. Bd. I S. 556 flg. mitgetheilten 
Entſcheidung nit beizutreten *). 

59) Anſchütz — von Völderndorff, a. a. D. Bb.1 8.179 N. 17; Agricola, 
a aD. 6, 318; Puchelt — Förtſch a. a. D. Bd. I ©. 54? 65,°; Staub a. a. O. 
©. 86 flg. 381. — a. M. Ring a. a. D. ©. 298, 

59) Buhelt— Förtid, a. a. D. Bd. IS. bö,“, ©. 62,’ und *— ©. 407,° 
(„Eine bejondere Firma für die Zmweigniederlaffung kann weder die Kommandit-Geſellſchaft 
auf Aktien noch die Aftiengefellfchait annehmen”). 4. M. auch Ring, a. a. D. ©. 288,* 
und Staub, a. a. D. ©. 381, 

4) In dem dort vorliegenden Fall war die Firma der Aktiengefellihaft: „Königs: 
hulder Stahl» und Gifenwaarenfabrif”; ihre Zweigniederlaſſung follte dagegen die Firma: 
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Im Vorhergehenden ijt davon ausgegangen, daß der nad Art. 21 Abi. 2 
zu wählende Zujag — ebenjo wie in Art, 20 — einen integrirenden Beftandtheil 
der Firma bildet ®°). 

Auch die im entralorgan N. F. Bd. I S. 231 vertretene Anſicht, daß 
die Firma der Aweigniederlaffung von Anfang an eine von derjenigen der 
Hauptniederlafjung völlig verſchiedene fein dürfe, und daß daher ein Kaufmann, 
welcher fein Geſchäft unter einer übergegangenen Firma, H.G.B. Art. 22 betreibt, 
wenn er eine Zweigniederlafjung begründet, diefe nicht audy unter der von ihm 
geführten alten Firma führen müfje, jondern unter feinem bürgerlihen Namen, 
d. h. aljo unter einer anderen Firma, führen dürfe, wird ſich nicht aufredt 
erhalten laſſen °®). 

Im Mebrigen ift allerdings die vom Kentralorgan betonte jelbjtändige 
Eriftenz der Zweigniederlaffurig Hinfihtli des Firmenrechts als richtig anzu— 
erkennen. 

Anders liegt der Fall, wenn von einem bereits etablirten Kaufmann 
(Geſellſchaft) ein nicht in dem Orte oder in der Gemeinde, wo feine bisherige 
Niederlafjung ſich befindet, beftehendes Handelsgeihäft mit der Firma nad) Art. 22 
des H.G. B.'s erworben wird und er diefes Geſchäft unter der bisherigen Firma 
nunmehr als Zweigniederlaffung feines unter anderer Firma geführten Etabliffements 
weiter betreiben will. Dies wird unbedenklich zu geftatten jein; eine Verlegung 
der im Eingange dieſes Paragraphen, jowie oben $ 2 entwidelten Grundfäße ift 
hierin nicht zu finden ®”). 

Schließlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß der Negifterridhter der Zweig— 
niederlaſſung die Zuläſſigkeit der Firma nicht bemängeln kann, wenn und ſolange 
dieſe im Regiſter der Hauptniederlaſſung gleichfalls eingetragen ift®). 


„Inſpection der Königshulder Stahl: und Eiſenwaarenfabrik“ führen, „Wie nun durch 
einen foldhen Zuſatz das Weſen der Aftiengefellichaft, welches darin beftehe, daß feine Perſon 
mit ihrem Bermögen, fondern nur mit ihrem Ginlagefapital hafte, noch mehr hervorgehoben 
werbe, ift in der That nicht einzufehen. Der firma der Zweigniederlafjung aber unter einer 
folhen Begründung die Beifügung eines Zuſatzes, welcher doch hier für die Firma ber 
Hauptniederlaffung diefelbe Bedeutung hätte zu geftatten, erfcheint gang ungerecdhtfertigt. — 
In wiefern nun endlich der Zuſatz „Injpection” einen Zweig des Geſammigeſellſchaftsbe— 
trieb3, welcher befonder8 hervorrage, deutlicher kennzeichnen fol, bleibt gleichfalls uns 
verſtändlich. 

65) von Hahn, a. a.D. Bd. IS. 101 8 10. 

sc) von Hahn, a. a. D. Bd. 1 ©, 112 8 9; Bud, Archiv Bd. IX ©. 449, 

57) von Hahn, a. a. Bd. I S. 82 fla., inäbef. S.83 38, S.112 3 10; Annalen 
des K ©, Dberlandeögerihtd Bd. XI S, 86% Bo. XIII ©. 510. A. M. Ring, a. a. O. 
S. 288,°, welder jebocd den Umftand, daß es ſich hier um eine abgeleitete firma handelt, 
unberüdfichtigt läßt. — 

*) Staub, a. a.D. ©. 381; Ring, a. a. ©. 288%. Annalen de 8. ©. Dber: 
landeögerihtd Bd. XVI ©. 358. Gareis — Fuchsberger, a. a. O. ©. 60 NR. 108, 
Ueber die Lölhung der Firma einer Zweignieberlaffung fiehe noch die angezogenen Annalen 
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8 T. Berwaltung. 

Weder das Handelögefegbud in feiner urſprünglichen Faſſung und die beiden 
hierzu ergangenen Novellen, noch die Reichsgeſetze über die Geſellſchaften mit 
b. 9. und die Genoſſenſchaften enthalten darüber, welde Perjonen die Verwaltung 
einer Zweigniederlaffung und den Abſchluß der Geſchäfte von diejer aus bewirken 
fünnen, unmittelbar Beftimmungen. Hier gelten jedody mit nur wenigen Abweichungen 
diefelben Grundjäge wie bei der Hauptniederlafjung. Das wejentlihe Erforderniß 
für jene Perſonen ift die Fähigkeit zum jelbjtändigen Kontrahiren. Dieje Fähigkeit 
fteht num naturgemäß vor Allem dem Prinzipal jelbit zu. 

Ob dieſer es für angemefjen findet, die Leitung der Hauptniederlafjung 
oder der Zweigniederlaffung jelbjt zu übernehmen, hängt von den befonderen 
Geſchäftsverhältniſſen ab und läßt ſich daher nad) allgemeinen Gefitspunfen nicht 
beurtbeilen. 

It der Prinzipal ein Einzelfaufmann, jo fteht ihm allein bier die Wahl 
zu. Bei offnen Handelsgejelligaften, Kommandit- und Kommandit-Gejellidaften 
auf Aktien kann ein perſönlich haftender, vertretungsberedtigter Geſellſchafter, bei 
der Aftiengejelligaft ein VBorftandsmitglied ?®) die Leitung der Zweigniederlaffung 
übernehmen. Nach dem Reichsgeſetz über die Gejellihaften mit b. H. vom 
20. Aprit 1892 würde dies durd einen Gejcäftsführer ($ 35), bei den 
Genoſſenſchaften endlih nad) dem Gejeg vom 1. Mai 1889, wie bei der Aftien- 
geiellichaft, durd ein Mitglied des Vorſtandes gejchehen können. 

Es iſt aber auch zuläffig, daß die Verwaltung Profuriften oder Handlungs- 
bevollmädhtigten übertragen wird, ja ein im Uebrigen jelbftändiger Kaufmann, 
welder neben der Vertretung der Zweigniederlaffung fein eigenes mit diefer oder 
deren Hauptniederlaffung in gar feinem Zufammenhange ftehendes Geſchäft betreibt 
fann der Zweigniederlaffung vorjtehen *"). 

Der Umfang der Vollmadten von Handlungsbevollmädtigten und Profuriften 
beftimmt fid) nad) der Art, in welder er vom Prinzipal ertheilt und durch das 
Geſetz beftimmt wird. Hierüber enthalten Art. 41 flg. des H.G. B.'s Vorfriften*'), 

Die Vollmadt des Handlungsbevollmädtigten wird durch Art, 47 des 
H.G. B.'s beftimmt; er bat bei der Zeichnung der Firma, zu welder er im 
Uebrigen beredtigt ift, nad Art. 48 des H.G. B.'s ſich jedes eine Profura 
andeutenden Zufaßes zu enthalten und mit einem das Bollmadtsverhältnig aus- 
drüdenden Zuſatz zu zeichnen, 

Bd. X ©. 868 und das MNeichögefeg vom 80. März 1888, fowie über Firmenzeichnung 
Annalen Bd. XVI ©. 449, 

w) St aub, a. a. O. ©. 496 $ 4; Ring, a. a. D. ©. 288,°, 

°0) Entfheidung des Reichs OHG. Bd. XVII ©. 820, welde die Aftiengejellichaft 
betrifft. Bol. Aktiennovelle vom 18. Juli 1884 Art. 285 übereinftimmendb mit & 40 Abf. 1 
des Genofjenjchaftsgejeges vom 1. Mai 1889, Staub, a.a.D.©878$5, 

*) Rucdelt- Förtid, a. a. D. Bd. IS. 106, (Rednungslegung), S. 116, — 
Entfheidung des Reichs-G.R. Bd. XXI S. 70 (betrifft Genofjenidaften.) 
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Eine viel weitergehende Machtbefugniß befißt der Profurift, welcher wiederholt 
ber alter ego ®?) des Prinzipal® genannt wird. 

Nah innen d. 5. zwiſchen Prinzipal einerfeits und Handlungsbevollmädtigten 
oder Profuriften andererjeit8 lann der gefeglihe Umfang der Vollmacht beſchränkt 
werden; während jedod im legten Fall eine Beihränfung Dritten gegenüber feine 
Wirkung Hat, würde im erſten Falle entgegen der Annahme des Geſetzes hinſichtlich 
des Bollmahtsumfangs ein bejonderer Nachweis der Kenntniß des Dritten von 
der Beihränfung erforderlich fein ®?), 

Die früher öfter ventilixte Streitfrage, ob auch Aktiengeſellſchaften Profuriften 
beftellen Könnten, ift theil® bejaht, theil® verneint®*) und durch das Reichsgeſetz 
vom 18. Juli 1884 Art. 234 dahin entſchieden worden, daß der Vorftand, fofern 
nidt durch den Gejellihaftsvertrag oder durch Beſchluß der Generalverfammlung 
ein Anderes beftimmt ift, einen Profuriiten nur mit Zuftimmung des Auffihtsraths 
beftelfen kann, eine Beſchränkung, welde jedoch Dritten gegenüber feine rechtliche 
Wirkung hat. S. auch Art. 231 Abf. 2. 

Dagegen ift den Genoſſenſchaften durch $ 40 Abſ. 2 des Gefehes vom 
1. Mai 1889 die Beftellung von Profuriften wie von Handlungsbevollmädtigten 
zum geſammten Geſchäftsbetriebe ausdrücklich unterjagt. 

Beſonderer Erwähnung verdient noch der Fall, wenn infolge der Vorſchriften 
von Art. 21 Abſ. 2 des H.G.B.'s oder in dem am Schluſſe des vorigen 
Paragraph erwähnten Falle der abgeleiteten Firma H.G.B. Art. 22 für die 
Zweigniederlaffung eine von der Firma der Hauptniederlafjung verjdiedene Firma 
geführt wird. Denn da die Profurazgeihnung fih nur auf die Firma erftredt, 
für welde fie ertheilt ift, jo kann es bier vorfommen, daß der für die Zweig: 
niederlaffung bejtellte Profurift nur die Firma dieſer leßteren, nicht aber diejenige 
der Hauptniederlaffung zu zeichnen befugt ift °°). 

Auch Hier zeigt es fidh wieder, daß die infolge Art. 21 Abf. 2 des H.G. B.'s 
gewählte Firma der Zweigniederlaffung keineswegs mehr diejenige der Haupt: 
niederlaffung iſt. Es ift daher nicht beredtigt, dem gemäß jener Geſetzesſtelle 
gewählten Zufaß zur Firma der Hauptniederlafjung eine untergeordnete Bedeutung 
beizumeſſen. 


⸗2) Mörtlich iſt dies nicht zu nehmen Gareis —Fuchs berger a. a. D. S. 140 N. 10. 

ss) von Hahn, a. a. D. Bb. I S. 1090, 200, 

*) Buſch, Ardiv Bd. IS. 272 flg.; Bo. II ©. 142 fig., ©. 860 flg.; Zeitfchrift 
für Rechtöfl. u. Berwaltung N. F.Bb. XXIV 8.472; Entfheidungen bed Reichs DHG.'s Bo. VII 
S. 887; von Hahn, a.a.D. Bd. I 6. 780 flg.; Ring, a.a.D. ©. 561 flg.; Staub, 
a. a. D. ©. 510 fig. 

*, Die Buſch, Ardhiv Bd. IX S. 450 mitgetheilte gerichtliche Entſcheidung hat offen: 
bar einen Fall im Auge, wo die Firma der Zweigniederlaffung fid) nicht zufolge Art. 21 
Abi. 2 abzuändern hatte; Agricola, a. a. D. ©. 806; Makower, a. a. D. S. 60 N. 8; 
Gareis-Fuchsberger, a. a. D. ©. 144 N. 24; Staub, a.a.D. 6.64; Pudelt: 
Förtid, a aD. 3.16. 107,%; Willenbüder, a. aD. ©. 58, 800; Wengler, 

Uri» für Bürgerl. Recht u. Broyeh. VI. 19 
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’ e . 
$ 8. Tragweite des Artikel 21 Abſatz 3 des Handelsgeſetzbuchs. 

Art. 21 Abſ. 3 des H.G. B.'s beftimmt: „die Eintragung — der Firma — 
bei dem Handelsgerichte““) der Zweigniederlaffung findet nicht ftatt, bevor- nadj- 
gewiejen ift, daß die Eintragung bei dem ER der Hauptniederlaffung 
geſchehen ft.“ 

Die ausweislid) der Brotofolle ©. 4661 — Entſtehungsurſache dieſes 
dritten Abſatzes iſt darin zu ſuchen, daß man bei der Errichtung der Zweignieder⸗ 
laſſung einer Komminditgeſellſchaft auf Aktien und Altiengeſellſchaft ſicher gehen 
wollte, daß die Eintragung der Zweigniederlaſſung und die Veröffentlichung dieſes 
Vorganges im Intereſſe des Publikums nicht eher ſtattfinde, als bis die Eintragung 
am Orte der Hauptniederlafjung erfolgt ſei, denn dieſe — — ja - die 
Eriftenz dieſer Geſellſchaften überhaupt. 

Es heißt dann in den "Protofollen S. 4662 weiter: „es werde ſich von 
ſelbſt verſtehen, daß jener Satz in gleicher Weiſe auf alle Handelsgeſellſchaften zu 
beziehen ſei.“ 

Das Handelsgeſetzbuch alter Faflung verlangt nun: den Nachweis der 
Eintragung einer den Einzellaufmann oder die Handelögefellichaften betreffenden 
Thatſache beim Handelsgerichte der Hauptniederlaffung (des Sitzes) bevor dieſe 
Thatſache aud im Regiſter der Sweignieberlaffung — wird, an keiner 
weileren Stelle. 

Die hiernach begrenzt erſcheinende ——— von Art. 21 ab, 3 * 
den Richter ift ſofort nach Erlaß des Handelsgeſetzbuchs angezweifelt worden. 

Agricola.a, a. O. S. 291 ſagt ſpeciell hinſichlich dieſer Beſtimmung, fie 
fnüpfe zwar an die Firmenvorſchriften an, und ſei wegen der Kommanditgeſell⸗ 
haften auf Aktien und der Uftiengefellihaften aufgenommen worden aber - bie 
ratio legis reiche noch weiter, er. glaubt, fie -jei bei allen Einträgen in das 
Handelsregifter der Zweigniederlaffung zu beobachten, injoweit ſolche nicht 
etwa nur. in das legtere gehörten, wie z. B. der Eintrag einer. Profura für 
leßtexe, wenn Haupt: und Zweig:Riederlaffung zufolge Art. 21 Abſ. 2 — 
Giemen hätten. 


Arhiv.N. F. Bd. VII S. 545; Annalen des K. 6. Dberlandesgerihtö Bb. VII S. 412, 
Bd. XI ©. 864. — U. M. ENTER der Ritengerkigeien — a. a. O. ©. 568 flg.; 
Staub, a. a. D. ©. 1311. 

88) Ueber die Behörde, — die Fayung des Handels. und GBenoffenfcaftsregifters 
in Sachſen zufteht bezl. zuftand, vergl. die K. S. Ausführungs:Berordnung zum H. G.B. vom 
80. —— 1861 $ 8 sub 11, ſowie K. ©. Geſetz vom 1. März 1879 $18 Abi. ©, 
auch $ 19 der 8. ©. Verordnung zur Ausführung des Bundesgeſetzes nom 4. Juli 1868, 
55 5 8. ©. Verordnung zur Ausführung des Neichögejeges vom 1. Mai 1889, 5 4 jenes 
Geſetzes, 3 10 Abi. 2 dieſes Gejeges, ſowie $ 1 der Belanntmahung des Reichskanzlers betr. 
die Führung des Genofjenihaftsregifters vom 11. Juli 1889, endlich $ 7- des. Reichsgeſetzes 
von 20, April 1892 betr. Gejelligajten mit 5. 9. und die — — K. S. Aus⸗ 
führungsverordug. vom 12, Oktober 1892. ri 
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- Im den Protofollen ift fein Anhalt für diefe Anficht zu finden, während 
andererſeits freilich auch nicht erhellt, daß. die Konferenz eine ſolche Tragweite 
habe ausſchließen wollen. 

Man darf dies vielleicht damit erklären, daß jene Vorſchrift erft in der 
dritten Leſung angenommen worden ift. 


In Intereffe der Uebereinftimmung des für Haupt und Zweigniederlafjung 
geführten Negifters farın man daher wohl die Zweckmäßigkeit der Vorſchrift, dag 
immer, ehe eine die Zweigniederlaffung- betreffende Eintragung im Regifter ftatt- 
findet, zuvor der Nachweis der geſchehenen Eintragung im Regifter der Haupt- 
niederlaffung erbraht werden müſſe, anerkennen, ohne jagen zu dürfen, das Geſetz 
verlange einen jolden Nachweis. 

Hierbei ift ja aud zu berüdjihtigen, daß darüber fein Einverftändniß 
befteht, welche Einträge überhaupt in das Regifter der Zweigniederlaffung gehören, 

So giebt Agricola felbft zu, daß die Beobachtung jener Gefeßesftelle nicht 
bei allen Einträgen gleihzwingend wäre — dv. Hahn a. a. O. 3. I S. 107 
ferner hält die Vorſchrift aud) bei Statutenänderungen von Aktien» und Kommandit- 
Gejellihaften auf Aktien anwendbar, wofür der Entftehungsgrund jener Beitimmung 
ſpricht, was aud Agricola mit Recht hervorhebt. Dagegen fagt v. Hahn weiter 
ausdrücklich, für den Einzelfaufmann und die offene Handelsgejellichaft habe fie 
feine Bedeutung, und erklärt auch S. 184, daß fie bei dem Eintrage der Profura 
feine Anwendung finde. 

Infoweit durd jene Gejeßesftelle gleichzeitig eine Beftimmung über die 
fonftige Führung des Regifters gegeben ift, weift dod der Grund ihrer Entjtehung 
darauf Hin, daß ein derartiger Fingerzeig nicht. beabſichtigt geweſen ift, wie denn 
das Handelsgeſetzbuch überhaupt feine Beftinmmung über die Führung des Negifters, 
abgejehen von der Erwähnung der Ordnungsjtrafen, enthält. 

Diefe Beftimmungen zu treffen, ift der Yandesgejeßgebung überlafien worden. 

Das Reichsgeſetz vom 18. Juli 1884 hebt bezüglih der Kommanpitgejell- 
ihaften auf Aktien und der Aftiengejellihaften in Art. 179 Abf. 2 und 212 
Abi. 3 (dur Bezugnahme auf 179 Abf. 2) die für dieſe Gefellihaften befonders 
wichtige und daher aud namentlich in bie. fie betreffenden Geſetzesvorſchriften 
gehörige Beitimmung hervor. 

Auch die auf Grund von $ 171 des Genofjenfhaftsgefeges vom 1. Mai 
1889 erlaffene Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 11. Juli 1889 beftimmt 
in $ 20 Abi. 1 für eine außerhalb des Gerichtsbezirks der Hauptniederlaffung 
zu errichtende Zweigniederlaffung, daß die Eintragung der leßteren nicht erfolgt, 
bevor die Eintragung der Hauptniederlaffung nadgewiejen ift, während $ 7 des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 4. Juli 1868 eine jolde Vorſchrift nit enthielt. Die 
Königl. Sächſ. Ausführungsverordnung zu dem Reichsgeſetz über die Geſellſchaften 
mit b. He verweift in $ 4 auf $ 20 jener Belanntmahung und damit aud) auf 

19* 
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die jetzt beſprochene Beftimmung*’), Willenbüder, a. a. O. ©. 31 jagt, 
daß Art. 21 Abſ. 3 nur den Fall im Auge bat, wenn die Handelsgerichte ber 
Haupt und Zweig-Niederlaffung verſchieden find, daß der in dieſer Beſtimmung 
enthaltene Grundfaß immer derſelbe bleiben werde, nämlich: eine Zweigniederlaffung 
dürfe nicht vor einer Hauptnicderlaffung eingetragen werden. Für den Fall nun, 
daß beide Niederlafjungen in demjelben Gerichtsbezirk ſich befinden, ift denn aud) 
in der eben erwähnten Belanntmahung $ 20 Abſ. 5 jener Nachweis von den 
Betheiligten nicht verlangt, wohl mit Net, da ja die vorgängige Erridtung der 
Hauptniederlaffung eine gerihtsfundige Thatſache ift. 

Schließlich ift nod der früher viel beftrittenen Frage zu gedenken, wie es 
mit dem Eintrage einer Zweigniederlaffung zu halten fei, wenn dort, wo bie 
Hauptniederlafjung liegt, die Führung von Handelsregiftern im Sinne bes 
Handelsgeſetzbuchs überhaupt nicht ftattfindet. 

Theorie und Praris haben fid wiederholt dahin ausgefproden, daß in einem 
jolhen Falle von dem Nachweiſe der vorherigen Eintragung der Hauptniederlaffung 
abgejehen werden müſſe, wenn nur fonft die den Geſchäftsbetrieb ermöglichenden 
Bedingungen erfüllt wären. 

Das Reichsgeſetz vom 18. Juli 1884 Hat diefen Grundfaß hinſichtlich aus- 
ländiſcher Aftien- und Kommandit:Gefellichaften auf Aktien anerkannt, indem es bei 
diefen don dem Nachweiſe des Eintrags der Hauptniederlaffung ganz abfieht ®*), 
Art. 179 Abſ. 3, 212 Abſ. 3. 





Gntſcheidungen. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts und Sächſiſcher Gerichte. 


Haftung des Cedenten für die Verität der abgetretenen Forderung; 
Rechtsberhältniß gegenüber demjenigen, an den die cedirte Forderung 
weiter abgetreten worden it. 


R.G. J. Eivilf. Urth. v. 10. März 1897. I 378/96. 


Für den Kommiffionsrath. Robert H. zu Berlin war eine als Darlehn be- 
zeichnete Forderung von 300000 .# auf einem der Frau K. gehörigen Charlotten- 


#7) Genofjenfhaftsgefeg vom 1. Mai 1889 88 18, 148 Abi. 8, Gefek über die Geſell— 
ichaften m. b. H. vom 20. April 1892 88 11, 76 Abi. 3. 

#5, Verordnung des K. S, Juftizminifteriums vom 4, April 1862; Buſch, Ardiv 
BD. IS. 580; Agricola, a. a. D. ©. 817 flg.; Anfhüg:v. Bölderndorff, aa. D. 
Bd. 165. 179; Makower, a. a. O. S. 87 N. 18c, ©. 218 N. 49; Puchelt-Förtſch, 
a. a. O. Bd. J S. 65,’; Staub, a. a. D. ©. 86 flq., 880; Gareis-Fuchsberger, a. a. O. 
©. 69 N. 144; Annalen des K. S. Dberlandesgerihts Bd. VIII ©. 505. Kommentar zum 
Reihögejek vom 18. Juli 1884: v. Bölderndorff, S. 108 III; Ring, a. a.D. ©. 292,"", 
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burger Grundſtück hypothekariſch eingetragen. Die hypothekariſche Forderung war 
ihm von der beflagten Baugejellichaft cedirt. Er bat das Grundſtück fubhaftiren 
faffen, und die Ausfallforderung, welde 134046 #4 51 £. ergab, an vier 
Söhne cedirt. Diefe Haben die Forderung als Darlehnsforderung gegen die 
Schuldnerin zu einem Theilbetrage von 3000 4 eingeflagt, haben aber die Klage 
zurüdgenommen, nachdem die damalige Beflagte beſchworen hat, daß fie niemals 
von der jegigen Bellagten ein Darlehn von 300000 4 erhalten habe. Auf deren 
Widerflage ift ausgeiproden, daß den Klägern eine derartige Ausfallforderung an 
die Widerflägerin nicht zuftehe. Nun erhoben die Eeffionare, Oskar H. und Ge: 
nofjen wider die Baugejellichaft Klage auf Erftattung von 1809 .# 30 £. ihnen 
in jenem Prozefje erwachſener Koften, die fie u. A. mit der Behauptung begründeten, 
daß ihr Vater, der Kommilfionsrath H., dem die als Darlehnsforderung bezeichnete 
hypothefarifhe Forderung von der Bellagten cedirt war, verftorben und von ben 
Klägern und drei Gejhwiftern beerbt ſei. Diefe drei Gefhwifter hätten den An: 
Iprud ihres Baters auf Gewährleiftung gegen die Bellagte, foweit er auf fie ver- 
erbt fei, den Klägern abgetreten. 

Die erfte Inftanz (L.G. I zu Berlin) verurtheilte im Wefentlihen nad) dem 
Klagantrage, das Berungsgericht wies dagegen die Klage ab. Dieſe Entſcheidung 
wurde vom Reichsgerichte aufgehoben und die Sade an die Borinftanz zurück— 
derwiefen. Die Gründe führen aus: 

Nah S A420 des Allgem. Landrechts Th. I, Tit. IL ift der Gedent dem Gef- 
fionar für die Nichtigkeit und Rechtsgültigkeit der abgetretenen Forderung zu haften 
verpflichtet. Dem Kommiffionsratd H. ftand danad) gegen die Bellagte als feine 
Gedentin ein Gewährleiftungsanfprud zu. Diefer Anfprud war auch vererblich, 
er ift, foweit die Kläger Erben ihres Vaters geworden find, auf dieje übergegangen. 
Der Gewährleiftungsaniprud fonnte aud von feinem Inhaber abgetreten werden. 
Haben die Miterben der Kläger ihren Brüdern diefen Gewährleiſtungsanſpruch 
abgetreten, ſoweit er auf fie vererbt war, fo find die Kläger die alleinigen In— 
baber des Gewährleiftungsanfprud; geworden. 

Ergiebt fid) aus diefem Gewährleiftungsanfprud überhaupt eine Haftung 
der Bellagten für Koften eines verlorenen Prozeffes, in weldem die abgetretene 
Forderung gegen die Schuldnerin verfolgt wurde, jo umfaßt er aud) die Haftung 
für die Koften, welche den Gefjionaren des erften Geifionars durch ihre Prozef- 
führung erwachſen find, fofern nur auf die zweiten Geffionare der Gewährleiftungs- 
anſpruch, der ihrem Gedenten gegen defjen Cedenten zuftand, übergegangen: ift. 
Dabei ift e8 unerheblich, ob die Kläger gegen ihren Vater aus dem Rechtsgeſchäft, 
mittelft deffen diefer die Forderung an fie abtrat, einen Gewährleiftungsaniprud) 
hatten oder nicht. Es ift ebenfo unerheblich, ob der Gewährleiftungsaniprud) des 
Baters auf die Kläger vor oder nad) ihrer Prozekführung wider die Schuldnerin 
übergegangen ift. 

Soweit der Gewährleiftungsaniprud des Kommiſſionsraths H. auf die 
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Kläger als feine Erben übergegangen ift, verlennt das Berufungsgerit die recht⸗ 
lihe Bedeutung des Erbrechts, wenn es den Satz ausipridt: 

Diefe Koften find eben nur den Klägern und zwar nicht in. ihrer Eigen 
ſchaft als Erben des Kommiſſionsraths H., ſondern in ihrer Eigenſchaft als 
deſſen Ceſſionare entſtanden. Haftel der Kommiſſionsrath H. oder fein Nachlaß 
den Ceſſionaren überhaupt nicht, ſo fehlt es an jeder Unterlage, auf wiqꝛer er 
oder fein Nachlaß gegen die Bellagte Regreß nehmen könnte. 

Eine ſolche Scheidung zwiſchen der Rechtsſtelluug des Erben ohne Bor. 
behalt in diefer Funktion und bezüglid) feines eigenen Vermögens ift nad) dem 
Erbſchaftserwerbe rehtsgrundfäglich und für die Regel nicht mehr ftatthaft. Beide 
Bermögensmaffen fließen in der Perſon des Erben zufammen, Das gilt ſowohl 
nad dem Preußiſchen Allgem. Landrecht wie nad) gemeinem Recht. Auf die ein 
zelnen Fälle, in denen die beiden Funktionen getvennt zu denken find, ift ‚hier nicht 
einzugehen. Sie berühren unſere Frage nidt, 

Dem Erben fteht zufolge jener Regel die exceptio rei venditae et traditae 
entgegen, wenn er eine Sade, die ihm vor dem Erbſchaftserwerbe gehörte, von 
dem britten Befiger vindizirt, dem fie der Erblaffer verfauft und übergeben hatte. 
L.182,1.381D.h.t. (21. 3) $ 10 des Algen. Landrechts Th. 1, 
zit. 15. 

Ebenſo tritt mit der Beerbung eine Ronfufion von Recht und Verbindlichkeit 
ein, die Schuld des Erben an den Erblaſſer erliſcht wie feine Forderung an den: 
jelben. Allgem. Landrecht Th. I, Zit. 16 $ 476. 

Wären aljo die Kläger die alleinigen Erben. des Kommiffionsraths H, ohne 
Vorbehalt geworden und wäre ihnen nicht, wie das Kammergericht feftgeftellt hat, 
die Forderung an die K. unentgeltlich, fondern gegen Entgelt cedirt, jo würde 
ihnen zwar, jo lange ihr Vater lebte, an diefen ein Gewährleiftungsaniprud zu— 
geftanden haben und fie Hätten deshalb damals aud) nad) der Rechtsauſicht des Kammer: 
gerihts von ihrem Vater Abtretung des Gewäßrleiftungsanipruds an die Beklagte 
fordern und, wenn ihnen unter jener Vorausſetzung der Gewährleiſtungsanſpruch 
gegen die Beklagte abgetreten wäre, Erſatz der. ihnen erwachſenen Koftenforderung 
von dieſer beanſpruchen können. Starb aber der Vater, bevor fie ein ſolches An- 
finnen an denfelben geftellt hatten, und bevor demjelben von dem Vater entjproden 
war, jo war damit der Gewährleiftungsaniprud der Söhne an den Vater er- 
loſchen. Die Brücke, weldye zum Regreßanſpruch der Söhne nad der Anfiht des 
Berufungsgerihts führen fol, war in dieſem Fall abgebroden. E8 bedurfte aber 
auch gar nicht mehr einer Ceſſion. Denn was den Eöhnen hätte durd cine Gej- 
fion des Vaters ertheilt werden können, das hatten fie.nun kraft des Erbredts 
erlangt, fie hatten den Gewährleiftungsaniprud; des Vaters ererbt. Und wie die 
nachträgliche Ceſſion des Gewährleiftungsanipruds in. jenem Falle für die Ber: 
jonen, denen der Schaden erwachſen war, bevor fie die Inhaber eines Gewähr⸗ 
leiftungsanfpruds an die Beklagte geworden waren, ‚die Kläger legitimirt haben 
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würde, diefen Gewährleiſtungsanſpruch behufs Wiedererlangung der von ihnen 
aufgewendeten. Koſten jeßt. zu erheben: jo muß die nachträgliche Erwerbung dieſes 
Sewährkiftungsanfpruds ausreichen, um diefelbe Legitimation zu. erbringen. 
Hab aber: der Uebergang des väterlichen Gewährleiſtungsanſpruchs durch 
Erbgang- diefe Rechtswirkung, obſchon gerade mit der Beerbung der Regreßan— 
ſpruch der Söhne gegen den Vater erloſch, ſo muß cr diefelbe Wirkung Haben, 
wenn ein ſolcher Regreßanfprud) vor. der Beerbung nicht begründet war, 

"Daß Gewährleiftungsanfprud) ‘gegen die erfte Eedentin und erlittener Schade 
jeßt und zufolge der Beerbung in einer Perfon zufammentreffen, reiht aus, um 
den. Beiäbigien den Erſtattungsanſpruch gegen die Eedentin zu gewähren. 

. Führt. die ‚Einheit der beiden Vermögensmaffen von Erblaffer und Erbe, 
die unitas personarum, dazu, daß die aus der Veräußerung, die fid) der Erb- 
loffer an. Saden des Erben erlaubt hat, entftandene Verpflichtung dem Erwerber 
die Sache zu laſſen bezw. die Gewährleiftungspflidt des Erblaffers gegenüber dem 
dritten Erwerber das. Bermögen und die Perfon des Erben ergreift, jo muß aud) 
umgekehrt der Gewährleiftungsanfprud, den der Erblaſſer aus einer demnädjft an 
den fpäteren. Erben jchenfungsweife abgetretenen Ermwerbung gegen den-Dritten er: 
langt Hat, ‚den zufolge dieſer Erwerbung in dem Bermögen des Erben entftandenen 
Defelt wieder ausgleichen. 

:- Da aber. die Kläger nicht die alleinigen Erben des Kommiſſionsraths H. ge: 
worden find, jo bedurften fie einer Geffion ihrer Miterben, um die vollftändige 
Legitimation zur Erhebung ‚des Gewährleiftungs- und Koſtenerſtattungsanſpruchs 
‚gegen die Beflagte zu erlangen. 

Dieſe Eeffion des Gewährleiftungsanfpruhs fonnten ihnen aud die Mit: 
‚erben volfwirffam ertheilen, aud) wenn ihrem Erblaffer und folgeweife ihnen fein 
unmittelbarer Schade durch Aufwendung von Koften entftanden war, und wenn 
ihr Erblaffer und folgeweife fie ihren Brüdern, den Kläger, auf Erjtattung folder 
Koſten ‚nit hafteten, Denn es ift keineswegs richtig, wie in den fammergericht: 
lichen Urtheilen unterftellt wird, ‚daß der Gewährleiftungsaniprud des Eeifionars 
gegen feinen Cedenten ‚zur Borausfeßung Hat, daß die Nachtheile, welche die Nicht: 
exiſtenz der Forderung zur Folge gehabt Hat, in der Perfon des Cedenten und 
erften Ceſſionars entſtanden fein müßten, ‘oder daß er feinem Ceſſionar auf Er: 
ftattung dieſer Schäden haflete. Das ift begrifflih fo wenig bei dem Gewähr: 
leiſtungsanſpruch des Ceſſionars wie bei dem. Gewährleiftungsaniprud; des Käufers 
oder eines Erwerbere von Saden aus einem andern Rechtsgrunde der Fall. 
Nur das ift Boransjegung, daß die jpäteren Veräußerungsgeſchäfte ſich angeſchloſſen 
haben an bie Veräußerung des Regreßpflichtigen, jo daß der an letzter Stelle ein- 
getretene Erwerb oder Mangel im Erwerbe eine Folge davon war, daß ber 
Regrekpflichtige etwas als vollgültig, als fein ihm zuftehendes Recht, als mangel: 
frei u. ſ. w. veräußert hat, was eben jo beſchaffen nit war oder ihm nicht 
zuftand, 
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Liegen diefe Borausfeßungen vor, jo fann der, welder in Folge dieſes 
Mangels an leßter Stelle zu leiden bat, den Gewährleiftungsanfprud gegen den 
erften Weräußerer erheben, wenn ihm derjelbe von deſſen unmittelbarem Redhts- 
nadjfolger abgetreten wird. Das ift eine nothwendige Folge der freien Veräußer⸗ 
lihleit von Sachen und Rechten, welde durch die weitere Veräußerung den Ber- 
fügungen anderer Perſonen umterftellt werden, die andere Zwede verfolgen und 
andere Bermögensintereffen haben. Der erfte Cedent oder Verkäufer weiß das. 
Wenn er durd) feine Abtretung einer Forderung oder durch feinen Verkauf einer 
ihm nicht gehörigen oder mangelhaften Sadje diefe Sache oder jene Forderung 
in Lauf feßt, jo muß er ſich fagen, daß, wenn er aud nur mit feinem Ceſſionar 
oder mit feinem Käufer fontrahirt, alſo nur diefen Perfonen gewährleiſtungs— 
pflidtig wird, der ſich ergebende Edjaden bei einer anderen Perſon eintreten 
und unter Umftänden eine ganz andere Geftalt und einen ganz anderen Umfang 
gewinnen kann, wenn Eade oder Forderung durch Abveräußerung in dritte Hand 
gelangen. Es liegt aud für dem erften Veräußerer jehr nahe, vorauszuſehen, 
daß fein Geffionar, wenn er die ihm abgetretene Forderung frei weiter cediren 
fann, fi) aud in der Lage befindet, den Gewährleiftungsanfprud, der ihm gegen 
feine Gegenfontrahenten zufteht, abzutreten, und fo feinen mittelbaren oder uns» 
mittelbaren Rechtsnachfolger in die Lage zu feben, den ihm erwachſenen Schaden 
gegen den erjten Veräußerer zu verfolgen. 

Das römiſche Recht hat auch diefe Konjequenz gezogen. 

Der Pfandgläubiger, welcher al8 folder veräußert, fteht, wenn er dieſe 
Haftung nit befonders übernimmt, nidt dafür ein, daß der Pfandgeber Eigen- 
thümer war. Er ift nicht verpflichtet, dem Erfteher Erfah zu leiften, wenn dieſem 
die erfaufte Sache evinzirt wird. L. 10 D. de distract. pignor. (20,5) L.1C. 
Creditorem evietionem pignoris non debere. (8. 46) 

In der Perfon des Pfandgläubigers entfteht aljo kein Schaden, wenn 
der dritte Eigenthümer dem Erſteher die von biefem gefaufte Sache evinzirt. 
Gleichwohl kann er den Gewährleiftungsaniprud, der ihm gegen den Verpfänder 
zufteht, dem Käufer mit dem Erfolge abtreten, daß ber Terpfänder dem Käufer 
regreßpflitig wird. Und weil er folden Gewährleiftungsanfprud gegen den Ber- 
pfänder in der actio pignoratitia contraria hat, wird er fogar verpflichtet 
erachtet, obwohl er jonft nicht haftet, diefen Gewährleiftungsanfprud; feinem Käufer 
abzutreten, 

L. 38 D. de evictionibus (21. 2) cui enim non aequum videbitur, 
vel hoc saltem consequi emptorem, quod sine dispendio ereditoris 
futurum est? 

Diejelbe Eeffibilität eines Anſpruchs, an weldem Gedent ein perjünlidhes 
Intereffe nicht hat, wird auch in anderen Fällen angenommen, in denen Cedent 
dem Geffionar fonft nicht haftet, 

vergl. u, A. L. 25 D. de administrat, tut. (26. 7.) 
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Es ift nicht erfichtlih, dag das Preußiſche Allgemeine Landrecht in biejen 
Beziehungen von andern Rechtsgrundſätzen ausgeht. Kann aber der nicht regreß- 
pflichtige Cedent hiernach feinem Ceffionar durch nachträgliche Abtretung des Ge- 
währleiſtung sanſpruchs gegen den erften Gedenten legitimiven, den Erjaganiprud) 
wegen des Schadens, der dem fpäteren Ceifionar aus dem Mangel im Recht des 
erften Gedenten erwachſen ift, gegen den erſten Cedenten zu verfolgen: fo barf 
man zurüdiäließen, daß aud der zweite Geffionar, wenn er Benefizialerbe 
des erften Ceſſionars wird, dur die Beerbung ebenjo, wie der Erbe ohne Vor- 
behalt zur Verfolgung des Schadens legitimirt wird, den er vor ber Beerbung 
erlitten bat. 


Schädenaniprud) auf Grund von S 16 des Geſetzes zum Schuge der 

Waarenbezeihnungen vom 12. Mai 1894. (8 14, 8 15 dieſes Geſetzes, 

8 1 des Geſetzes dom 27. Mai 1896, 5 8, 8 10 Tit. 6 Theil I des 
Allg. Landr.). 


RG. L Eiv»Sen. Urtheil vom 24. Februar 1897. I. 860,96. 


Thatbeftand, 


Der in Berlin domicilirenden Hagenden Handelsgeſellſchaft ift der ®eneral- 
vertrieb des Pilſner Biered aus dem Bürgerlihen Brauhaus in Pilfen übertragen, 
fie dat für fid am 19, April 1895 in die Zeichenrolle des Patentamtes unter 
Nr. 5372 ein Waarenzeihen eintragen laſſen, weldes ein längliches Rechteck 
mit abgerundeten Eden, von Linien umrahmt, darftellt, mit der Inſchrift: Original: 
Bilfner aus dem Bürgerliden Brauhaufe in Pilfen, gegründet 1842, und inmitten 
diefer Inſchrift ein Meines, ebenfall® mit Linien umrahmtes Schildchen zeigt, in 
dem die Worte „Pilſner Bier” ftehen. In der Hauptinfhrift find die obenan 
ftehenden Worte Driginal-Piljner durch bejonders große Lettern hervorgehoben. 
Die Eintragung dieſes Waarenzeihens ift am 3. Mai 1895 durch den Reichs— 
anzeiger befannt gemacht worden. 

Der Bellagte, der in Berlin unter Firma: Bürgerlies Brauhaus, 
Otto M., wie die Klägerin behauptet, mit dem Zuſatz „Bayriſch Bierbrauerei, 
Neue Königsftraße 18" eine Brauerei betreibt, hat nad) dem Zeitpunkt dieſer 
Belanntmadung wiederholt in Fachzeitſchriften des Gaſtwirthgewerbes Inſerate 
einrücken laſſen, in denen er ein von ihm hergeſtelltes Bier unter der Bezeichnung: 
„Pilſner Bier Bürgerliches Brauhaus Berlin“ oder auch ſchlechthin „Pilſner 
Bier“ empfielt. Dieſe Ankündigungen ſind mit der Unterſchrift: Bürgerliches 
Brauhaus Berlin, Neue Königsſtraße 18, zum Theil unter Beifügung des Namens 
des Beklagten, verſehen. 

Die Klägerin behauptete, daß der Beklagte durch dieſe Ankündigungen in 
den Käufern die irrige Meinung zu erwecken ſuche, daß das feilgebotene Bier 
dem Bürgerlichen Bräuhaus in Pilſen entſtamme, hierdurch auch ihr Waaren— 
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zeichenrecht wiſſentlich oder grob fahrläffig verlege und ſich zum Vertriebe feines 
Dieres einer Bezeichnung bediene, welde innerhalb der betheiligten Verkehrskreiſe 
als das Kennzeichen des von der Klägerin vertriebenen Bieres gelte. Hierauf 
gründete die Klägerin die Anträge, dem Beklagten bei Strafe zu unterfagen, ſich 
ohne ihre Genehmigung der Bezeichnung „Piliner Bier Bürgerlies Bräuhaus“ 
beim gewerblichen Bertriebe van Bier zu bedienen, und den Bellagten ferner zu 
verurtheilen, ihr als Schadenserſatz 2000 .4 nebft 5%, Zinfen ſeit der Klagezu— 
ftellung zu zahlen. 

Der Beklagte beftritt, mit feinen Anfündigungen eine Täufhung beabfihtigt 
zu haben, da die Bezeichnung „Pilfener Bier“, welde er für eine Gattung von 
ihm bergeftellten Bieres ſchon feit langen Jahren anmwende, allgemein für Biere 
ſolcher Gattung und feineswegs ausihfieglih für in ‚Pilfen gebraute Biere 
angewendet Werde, übrigens auch durch die Hinzufügung des Ortsnamens Berlin 
die Möglicgfeit ‚einer Verwechslung mit dem ächten Pilfener Bier und insbefondere 
mit dem Waarenzeichen der Klägerin ausgejchlojfen werde. Der Bellagte beftritt 
eventuell aud, daß der Klägerin dur den Vertrieb feines Bieres unter der 
gerügten Bezeichnung ein Schade erwachſen fei, da fein Bier einen ganz anderen 
Kreis von Konfumenten habe, als das weit theurere Pilfener Bier der Klägerin. 
Die beiden erften Inftanzen wieſen die Klage ab, das Reichsgericht hob auf und 
wies die Sache zur anderweiten Verhandlung an das VBerufungsgeriht mit 
folgender Begründung. 

Daß die Klageanträge auf die Eintragung des Hägerifhen Waarenzeichens 
nit geftüßt werden fünnen, bat das Berufungsgeriht ohne Rechtsirrthum 
angenommen, Es erwägt, daß ſowohl die Anfündigungen, wie das Schild des 
Beklagten in ifrem Gefammtarrangement jo verjdieden von dem Gejammt- 
eindrud des Waarenzeichens der Klägerin feien, daß aud ein oberflächlicher 
Beobadter nit auf den Gedanken kommen könne, in ihnen das Waarenzeichen 
der Klägerin zu fehen. Diefe Erwägung beruht darauf, daß nit die in dem 
eingetragenen Waarenzeihen vorfommenden Worte ihrem Klange nad, fondern 
das ganze Zeichen in feiner bildlihen Wirkung geſchützt fei. Diefe Auffaffung 
ift eine zutreffende, Die in dem Thatbeftande des Urtheils I. Inftanz enthaltene 
Darſtellung des eingetragenen Zeichens läßt feinen Zweifel darüber, daß c# der 
Klägerin darum zu thun gewefen ift, Schuß für eine beftimmte, auf das Auge 
des Beſchauers Karakteriftiih wirkende, etifettartige Anordnung der zur 
Bezeichnung ihrer Waare dienenden Worte zu erlangen, nicht aber für die befiebige 
Benützung diefer Worte zur Waarendeggeihnung. Daraus folgt, dag eine Ber- 
letzung des durch die Eintragung des Waarenzeichens erlangten ausſchließlichen 
Rechtes der Klägerin nur dadurch begangen werden kann, daß ein Anderer eine 
auf das Auge des Beſchauers ähnlich wirkende bildliche Darſtellung, welche die 
Gefahr einer Verwechslung im Verkehr hervorzurufen geeignet iſt, in feinem 
Geſchäftsbetriebe anwendet. Hiervon kann aber weder bei den Zeitungséinſeraten 
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des Dellagten, noch bei feinem Geſchäftsſchilde die Rede fein, da diejelben entweder 
eine bildliche Wirkung gar nicht anftreben oder dod dem Auge nit die geringfte 
Aehnlichkeit mit dem Hägeriihen Waarenzeihen darbieten, 

Ebenſo bat das Berufungsgeriht mit Recht den Verſuch, die Klage auf 
$ 15 des Gefeßes vom 12. Mai 1894 zu gründen, als verfehlt bezeichnet, Die 
Klägerin hat, von ihrem Waarenzeihen abgejehen, nicht das geringfte darüber 
vorgebracht, in welder Ausjtattung fie das von ihr vertriebene Bier in den 
Berfehr bringe, Ihre Meinung, daß aud die Benennung, d. i. die wörtliche 
Bezeichnung des Bieres für ſich allein unter den Begriff der Ausftattung falle, 
ift nicht zu billigen, Hierzu wäre vielmehr eine beftimmte charakteriſtiſch hervor- 
tretende Geftaltung diefer Bezeihnung in dev Waaren-Ausftattung, ſei es durch 
die typographiſche Darftellung, fei e8 durd die Farbe oder durd andere Mittel 
erforderlih. Da von einer folden Geftaltung der wörtlichen Bezeihnung nichts 
erhellt, jo ift die Möglichkeit einer Nahahmung derjelben durch den Beklagten 
ausgeſchloſſen. 

Dagegen ſind die Gründe, aus denen das Berufungsgericht die Möglichkeit 
der Begründung des Klageanſpruchs aus 8 16 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 
verneint hat, als zutreffend nicht anzuerkennen. Dieſe geſetzliche Vorſchrift bedroht 
denjenigen mit Strafe, der Ankündigungen von Waaren fälſchlich mit dem Namen 
eines Ortes zu dem Zwecke verſieht, über Beſchaffenheit und Werth der Waare 
einen Irrthum zu erregen. Einſchränkend wird im Abſatz zwei beſtimmt, daß die 
Verwendung von Namen, welche nach Handelsgebrauch zur Benennung gewiſſer 
Waaren dienen, ohne deren Herkunft bezeichnen zu ſollen, nicht unter die Vorſchrift 
des Geſetzes falle. Indem der Beklagte in ſeinen Ankündigungen ſich der Bezeich— 
nung Pilſener Bier bedient, giebt er Pilſen als den Herkunftsort des angebotenen 
Bieres an, ſofern nicht handelsgebräuchlich die Bezeichnung „Pilſener Bier“ die 
Natur einer Herkunftsbezeichnung verloren hat. Kann das letztere nicht feſtgeſtellt 
werden, jo iſt die Vorſchrift des 5 16 gegen den Beklagten anwendbar, ſobald 
erweislich iſt, daß er die Bezeichnung „Pilfener Bier” zu dem Zwecke gebraucht 
hat, um den Irrthum zu erregen, das von ihm feilgebotene Bier rühre aus 
Pilſen her und Habe die Beſchaffenheit und den Werth des dort gebrauten, all- 
befannten Bieres. Daß der Bellagte mit feinen Ankündigungen und feinem 
Geſchäftsſchilde dieſen Zwed verfolge, hat der Kläger behauptet und dabei darauf 
hingewieſen, daß diefer Zwed des Beklagten befonders durch die Hinzufügung der 
jeiner Firma entnommenen Worte „Bürgerliches Brauhaus“ erſichtlich werde, weil 
dadurch feine Ankündigungen eine zu Täufhungen befonders geeignete Aehnlicjkeit 
mit den Ankündigungen des echten Pilfener Bieres aus dem Bürgerlichen Brauhauſe 
in Bilfen erhielten. 

Das Berufungsgerit meint jedoh, daß aus dieſem ftrafredhtlihen That: 
beftande von dem Kläger ein Unterlaſſungs- und Entihädigungsanfprud nicht 
hergeleitet werden fönne, weil der 8 16 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 in 
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augenfälligem Unteridiede zu den vorhergehenden 88 14 und 15, welche ſowohl 
eine ſtrafrechtliche, wie eine civilredhtliche Verfolgung des Zumwiderhandelnden 
zuließen, nur eine Strafvorfärift enthalte. Er Hält diefe Verſchiedenheit des 
Rechtsſchutzes für eine abfihtlihe und mwohlbegründete, da die SS 14 und 15 den 
privatretlihen Schuß des Zeichen: und Ausftattungsredhtes des einzelnen Produzenten 
und Händlers bezwedten, der $ 16 aber den öffentlich-rechtlichen Zweck verfolge, die 
Konjumenten vor Täufhungen über den Produftions» und Handelsort zu bewahren. 
Dieſen verihiedenen Zweden entipredhe e8 aud), daß in den Fällen der $3 14 und 15 
die Strafverfolgung auf Antrag, im Falle des $ 16 dagegen von Amtswegen 
eintrete, Den an einen bejtimmten Produktions: oder Handelsort wohnhaften 
Gewerbetreibenden habe ein ausſchließliches Recht, den Namen oder das Wappen 
ihres Wohnfiges zu gebrauden, nicht eingeräumt werden follen, 

Zuzugeben ift, daß die Abfiht, den Gewerbtreibenden eines beftimmten 
Drtes ein ausſchließliches Recht zur Benußung des Ortsnamens bei dem 
Bertriebe ihrer Produkte oder Waaren einzuräumen, im dem Gejege vom 12. Mai 
1894 nit zum Ausdrud gefommen ift. Ferner geht aus der Begründung des 
Geſetzentwurfs hervor, daß nad) der Abfiht der verbündeten Regierungen durch 
den $ 16 ($ 15 des Entwurfs) vornehmlich einer Irreführung der Abnehmer 
über den Produktions: oder Handelsort entgegengewirkt werden foll, Allein 
daraus folgt nit, daß es der Abſicht des Gefeßgebers zuwiderlaufe, aus der 
Vorſchrift des 8 16 auch einen civilrechtlichen Schuß der interejfirten Gewerbe: 
treibenden gegen betrüglide Angaben über den Drt der Herfunft von Waaren 
herzuleiten. In dem allgemeinen Theile der Begründung des Gejehentwurfs 
wird die Beftimmung des $ 16 unten den allgemeinen Gefidhtspunft der Be 
fampfung des unlauteren Wettbewerbs gebradt. Es heift dort (Seite 9): 

„Die öÖffentlihe Meinung ift darüber nicht zweifelhaft und man wird ihr 
darin beipflichten müſſen, daß das Gejeh nad) feiner Tendenz eine wünjdens- 
werthe Ergänzung erfährt, wenn es neben dem Markenſchutz nod andern Mif- 
bräuchen entgegenzuwirfen jucht, deren der unlautere Wettbewerb fid zu 
bedienen pflegt, um feinen Erzeugniffen ein ihrer Beſchaffenheit und ihrem 
Werthe nicht entſprechendes Anfehen im Verkehr zu verſchaffen. Unter dieſen 
Geſichtspunkt fällt zunächſt die unredlide Nahahmung der als Merkmal der 
Waaren eines bejtimmten Geſchäfts anerkannten Art der Verzierung oder 
Aufmahung. Sodann gehören dahin die fäljhlihen Angaben über die Herkunft 
der Waaren“, 

Bekanntlich wurde bei der zweiten Leſung des Gejekentwurfs im Reichstage der 
Verſuch gemacht, in denſelben eine allgemeinere, die Bekämpfung des unlautern 
Wettbewerbs bezwedende Vorſchrift aufzunehmen und von diefem Verſuch fpäter 
nur Abftand genommen, weil der Vertreter der Regierungen in Ausſicht ftellte, 
daß baldigft ein umfaffender, das Gebiet des unlautern Wettbewerbs behandelnder 
Gejegentwurf vorgelegt werden folle, Diejes Verſprechen wurde erfüllt durch die 
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Borlegung des Entwurfes zu dem am 27. Mai 1896 verfündeten Gefeße zur 
Bekämpfung des unlautern Wettbewerbs. Der $ 1 diejes Geſetzes, welcher ſich 
gegen die unredlihen Ausſchreitungen bei der Ankündigung von Waaren richtet, 
giebt jedem gewerblichen Mitbewerber das Recht, die Unterlaffung der unrichtigen 
Angaben und Schadenserjaß zu fordern. In der allgemeinen Begründung des 
Geſetzentwurfs wird darauf Hingewielen, daß es fid) um eine Berallgemeinerung 
der Vorfjhriften in den 88 15 und 16 des Waarenzeihengefeges handle und bei 
ber fpeziellen Begründung zu $ 1 wird mit Bezug auf den Begriff „Bezugs— 
quelle” ausgeführt, daß diefer Begriff fi auf Urjprungsangaben nicht geographiichen 
Charakters erftredten jolfe, da die fäljhliche Verwendung von Ortsnamen in geſchäft— 
lichen Ankündigungen bereits durch $ 16 des Waarenbezeihnungsgefeges in genügen: 
der Weife eingejchränft worden fei. Bei diefem Zuſammenhange beider Geſetzent— 
würfe fann nicht anerkannt werden, daß es der Abſicht des Gejeßgebers zuwider 
fei, den civilrechtlichen Schutz, welder den betheiligten Kreijen der Gewerbetreibenden 
gegen Ausihreitungen bei Waaren-Anfündigungen in andern Fällen zu theil wird, 
auch gegenüber falſchen Herkunftsbezeihuungen, gegen die ſich der $ 16 des 
Waarenbezeichnungsgeſetzes richtet, eintreten zu laffen, joweit der bei Emanation 
dieſes Geſetzes vorhandene Rechtszuſtand dies geftattet. Daß der $ 16 nur eine 
dur einen Antrag nit bedingte Strafvorjärift enthält, fteht einer ſolchen 
Abfiht nicht entgegen, läßt vielmehr erfennen, daß der unredlihen Herkunfts— 
bezeichnung nit nur im Imtereffe einzelner Betheiligter, fondern darüber hinaus 
im Intereffe der Allgemeinheit entgegengetreten werden ſoll. 

Nun bietet aber das ſchon vor dem Inkrafttreten des Gejeßes vom 27. Mai 
1896 geltende Recht eine durchaus genügende Grundlage für die auf Unterlajjung 
und Entihädigung gerichteten Anträge des Klägers dar, wenn feitgeftellt werben 
fann, daß der Beklagte der Vorſchrift des $ 16 des Gefeßes vom 12. Mai 1894 
zumidergehandelt hat. Die 83 8, 10 und fig. Tit. 6 TH. I Allg. Landredts 
verpflichten denjenigen, der einem Andern widerrechtlich Schaden zufügt, zum 
Erſatze dieſes Schadens. Nachdem der 8 16 des Waarenbezeihnungsgejeßes die 
fälfhlihe Angabe des Herfunftsorts zum Zweck der Erregung eines Irrthums 
über Beihaffenheit und Werth einer Waare als Brud der Rechtsordnung 
bezeichnet und mit Strafe bedroht Hat, fann die Widerrechtlichkeit einer ſolchen 
Handlung nicht mehr bezweifelt werden. Daß aber eine folde widerrechtliche 
Handlung auch geeignet ift, das Vermögen anderer Gewerbetreibender zu beihädigen, 
welde beim Bertriebe von Waaren gleiher Gattung fid) der gemißbraudten 
Herkunftsbezeichnung richtiger Weiſe bedienen (mas keineswegs nur bei den an 
dem Herkunftsorte wohnhaften Gewerbetreibenden der Fall ift), ergiebt ſich 
daraus, daß der Abjah der Ießteren durd eine im demfelben Abjaßgebiete unter 
mißbräudlier Anwendung derjelben Herkunftsbezeihnung betriebene Konkurrenz 
naturgemäß eine Einbuße erleiden wird. Cine ſolche Cinbuße an demjenigen 
Erfolge des Gewerbebetriebes, der ohne widerrechtliche Störung der Rechtsordnung 
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aus der naturgemäßen Wirkung getroffener gewerblidder Beranftaltungen regelmäßig 
erwartet werden kaun, ftellt fi) aber als eine Beihädigung des Vermögens ber 
davon Betroffenen dar (vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 28 ©. 247), 

Hieraus ergiebt fi für den vorliegenden Fall, daß ein Eutſchädigungsanſpruch 
der Klägerin beftehen kann, wenn feftgeftellt wird, daß in dem Abſatzgebiete der 
Klägerin die Benennung „Bilfener Bier“ die Bedeutung nidt verloren. hat, daß 
das jo bezeichnete Bier aus einer Brauerrei in Pilfen herſtamme und die Beſchaffen— 
heit und den Werth der dort gebrauten Biere habe, woraus fid) ergeben würde, 
daß auch der Beklagte diefe Bezeichnung nur in ſolchem Sinne anwenden lounte. 
Der Nahweis dafür, daß ihr durd den unter diefer Bezeichnung geübten Kon— 
furvenzbetrieb des Beklagten thatſächlich ein Schaden entjtanden ſei, und eventuell 
in weldem Umfange, würde zwar don der Klägerin zu erbringen fein, dabei jedoch 
die durch $ 260 der E.P.D. dem Prozeßgericht übertragene freie Würdigung der 
Umſtände einzutveten haben, 

Weiter folgt daraus, daß die fäljhlihe, auf Täuſchung abzielende Herkunfts— 
bezeichnung eine Störung der den redlidhen Gewerbebetrieb ſchützenden Rechtsord—⸗ 
nung enthält, das Recht des davon Betroffenen, die Unterlaffung diejer Störung 
in der Zukunft und damit die Sicherung des gejegmäßigen Rechtszuſtandes zu 
fordern. Dabei verfteht fih von felbft, daß der Bellagte die widerrechtliche 
Herkunftsbezeihnung aud mit Genehmigung der Klägerin nicht anwenden darf 
und daß aljv injoweit, ald der Slageantrag die „ohne Genehmigung der 
Klägerin" ftattfindende Bezeihnung des von dem Beklagten feilgebotenen Bieres 
als „Pilfener Bier“ unterfagt wiffen will, auf eine andere Faſſung defjelben 
hinzuwirfen jein wird, 


Arreft, Aufpebung wegen veränderter Umſtände oder wegen unwirkfamer 
Zuftellung des Arreitbefehls. SS 807, 73, 162, 809 der EP.D. 


Urtheil des D.L.G.'8 Dresden vom 80. Ditober 189. 0. III. 116,94. 


Bor der Civilfanımer I des Landgerichts Chemnig ift durch die am 17. Ja— 
nuar 1894 erfolgte Zuftellung der Klage von dem gegenwärtigen Arreſtkläger ala 
Klägerin wider den gegenwärtigen Arreftbeflagten, einen Circusdireftor, ald Be— 
Hlagten ein Redtsftreit anhängig gemadt worden, welder einen Schädenanfprud 
von 1267 #4 25 8.5. A. zum Gegenftande hat. In diefem Redtsftreite ift der 
Rechtsanwalt E. in Chemnig von dem Beklagten mittelft ſchriftlicher Vollmacht 
vom 10, Dftober 1893 für die erſte Inftanz zu feinem Prozeßbevollmächtigten 
beftellt worden und aud als folder aufgetreten. Mittelft am 30. April verfün- 
deten Urtheils ift jedod der Kläger in erfter Inſtanz mit feiner Klage abgewiefen 
und zur Tragung der Koften des Rechtsſtreites verurtheilt worden. Gegen dieſe 
Entſcheidung hat er Berufung eingelegt, auf welde Berhandlungstermin auf den 
27. Oftober 1894, Vormittags 10 Uhr, beftimmt worden ift. 
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Am 17. März 1894 hat der Kläger zur Sicherung feiner vermeintlichen 
Anfprüde an den Beflagten im Betrage von 1600 bis 1700 # einen Arreft- 
befchl des Prozeßgerichts gegen den Bellagten erwirkt, inhalts deffen bis zur Höhe 
von 1400 4 der dingliche Arreft in das Vermögen des Beklagten, welder da- 
mals in Dresden aufhältlih war, aber alsbald nad; Wien überzufiedeln beab- 
fihtigte und aud) furz darauf dahin verzogen ift, angeordnet wird, Dieſer Arreit- 
befehl ift am 19. März 1894 für deſſen Prozeßbevollmächtigten im Hauptprozefie, 
dem Rechtsanwalte U. I. in Chemnig, zugeftellt worden, Nachdem die Sicherheit, 
von deren Leiſtung der augeordnete dingliche Arreſt abhäugen ſollte, von deut 
Arreftfläger durch feinen genannten Prozeßbevollmächtigten durch bei der Depofiten- 
kaffe des Amtsgerichts Chemnik bewirkte Hinterlegung von Werthpapieren im 
Nominalbetrage von 1600 4 geleiftet worden war, ift dem Arreſtbeklagten jelbjt 
am 20. März 1894 im Auftrage des Arreftklägers eine beglaubigte Abſchrift der 
Ausfertigung des Arreſtbefehls, der Zuftellungsurfunde vom 19. März 1894, der 
Depofitalquittung von demfelben Tage und der Zuftellungsurfunde vom 20, März 
1894 durd den Gerichtsvollzieher bei dem Amtsgerichte Dresden zugeftellt worden, 
worauf der Arreftbeflagte jofort an den letzteren diejenigen 1400 .# baar bezahlt 
hat, durd) deren Hinterlegung nad) Inhalt des Arreſtbefehls die Vollziehung des 
in ſolchem angeordneten dinglichen Arreſtes gehemmt und dev Arreſtbeklagte zu 
dem Antrage auf Aufhebung des vollzogenen Arreſtes berechtigt werden ſollte. 
Dagegen iſt der Arreſtbefehl dem oben genannten Prozeßbevollmächtigten 
des Arreſtbeklagten nicht zugeſtellt worden. 

Der letztere hat hierauf durch feinen Prozeßbevollmächtigten bei der Givil- 
fammer I des Landgerihts Chemnitz beantragt, die Aufhebung des Arreftes aus- 
zuſprechen, und hat diefen Antrag in der landgerichtlichen Verhandlung darauf ger 
ftügt, daß inzwifchen im Hauptprozeffe mittelft jenes Urtheils der Kläger mit der 
Stage abgewiefen und zur Tragung der Koften des Rechtsſtreites verurtheilt 
fowie daß feinem Prozeßbevollmächtigten der Arveftbefehl überhaupt nicht zugeftellt 
worden ijt. BA 

"Der Arreftkläger hat beantragt, den Arreftbefehl vom 17. März 1894 bie 
zur Erledigung des Rechtsſtreites in zweiter Inftanz aufrecht zu erhaften. 
Die erſte Inftanz hat den Antrag des Arreftbeftagten zurückgewieſen. 

- Gegen diefe Eutſcheidung hat der Arrejtbeflagte Berufung eingelegt, und zur 
Begründung der Berufung unter Ueberreihung eines Eremplares des Dresdner 
Anzeigers vom 29. September 1894 geltend gemacht, er werde am 9, Oktober 1894 
feine Circusvorftellungen in Magdeburg ſchließen und Tags darauf Vormittags 
gegen 10 Uhr in Dresden, um dafelbft Vorftellungen zu geben, eintreffen, es fei 
ſonach, da er zahlungsfähig und nicht mehr im Auslande aufhältlid fei, Grund 
vorhanden, den erlafjenen Arrejtbefehl aufzuheben. Er hat nod Hinzugefügt, er 
fei ſchon von Mitte Juli 1894 ab wieder in Deutſchland, und zwar in Cöln am 
Rhein aufhältlich geweien und Habe dafeldft Vorftellungen gegeben und ſei von 
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da nad Magdeburg übergefiedelt, wofelbft er jeitdem ebenfalls Vorſtell⸗ 
ungen gebe. 
Die Berufung wurde zurücgewiefen aus folgenden Gründen: 

Der Arreftbeflagte Hat nit Widerjprud im Sinne von $ 804 der C. P.O. 
gegen den Beſchluß erhoben, durch welden auf feines Gegners Antrag der dingliche 
Arreft in fein Vermögen auf Höhe von 1400.4 unter der Vorausjeßung ange» 
ordnet worden ift, daß der Antragfteller 1500.# Sicherheit leifte, fondern er hat 
fediglih wegen veränderter Umftände, und zwar im gegenwärtiger Inftanz ind- 
befondere wegen behaupteter Erledigung des Wrreftgrundes, die Aufhebung des 
angeordneten Arreſtes beantragt ($ 807 der C.P.O.). Das Berufungsgericht 
findet aber die von demfelben zu dem Zwecke in Bezug genommenen Thatſachen 
zur Rechtfertigung feines Antrags nidht geeignet. 

Allerdings kann, aud wenn die dem Arreſtbeklagten günftige Entſcheidung 
der Hauptſache noch nicht rechtskräftig ift, der angeordnete Arreft mit Rückſicht 
auf diefe Entideidung aufgehoben werden. 

Bergl. die Kommentare zur EP.D. zu $ 807 von Seuffert, 6. Aufl, 

Anm. 3, ©. 96 4; von Wilmowski und Levy, 6. Aufl, Anm. 2, 
©. 1078 flg., Bd. U; Gaupp, 2. Aufl, unt. II, ©. 574 Bd. II. 

Allein immerhin jeßt dies voraus, daß die Sache für dem entideidenden 
Richter jo liegt, daß er überzeugt fein darf, e8 werde das die Klage bezüglich der 
zu fihernden Hauptforderung abweijende Urtheil in der Berufungsinftanz Beftätigung 
finden. Die Ueberzeugung hiervon haben aber die erfennenden Richter auf Grund 
des ihnen amtlid bekannt gewordenen Streitftoffes des gegenwärtig in zweiter 
Inftanz verhandelten Hauptprozefjes zu gewinnen nicht vermodt. 

Richtig ift ferner, daß eine gültige, wirffame Zuftellung des Arreftbefehles 
an den Arreftbeklagten nur an dejjen Rechtsanwalt im Hauptprozefie hätte erfolgen 
fönnen ($S$ 78 und 162 der C.P.O.). Allein daß eine ſolche Zuftellung nidt 
ftattgefunden Hat, giebt nod) feinen Grund zur Aufhebung des Arreſtes. Eine 
Bollziehung des Arreftbefehls würde allerdings als nicht mehr zuläffig und 
ftatthaft erjheinen, wenn man lediglidy ins Auge faßt, dag inzwiſchen die Frift, 
innerhalb welder zu dem Zwecke die Zuftellung des Arreftbefehls an den Prozeß- 
bevolfmädhtigten des Arreftbeflagten zu erfolgen gehabt Hätte, längft abgelaufen 
ift ($ 809 der C.P.O. in der Faffung des Gejehes vom 30. April 1886). 
Einer Vollziehung des Arreftbefehles bedarf e8 aber im vorliegenden Falle gar 
nicht weiter, da der Arrejtbeflagte diefelbe, wie ihm nachgelaſſen war, durch 
Hinterlegung von 1400 .# abgewendet und damit der Arreftfläger den mit feinem 
Antrage verfolgten Zwed erreicht hat. 

Bergl. Rafjow und Küntzel, Beiträge zur Erläuterung des beutjchen 

Rechts, Bd. XXX, ©, 163. 

Auf welde Weile der Wrreftbeflagte von dem Arreſtbeſchluſſe Kenntnig 

erlangt hat und wodurd er zur Leitung diefer Sicherheit veranlaßt worden iſt, 
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fommt dabei nit in Betradt. Es genügt zur Abwendung der Vollziehung bes 
Arreftbefehl®, daß er die 1400.4 Binterlegt bat. Cine Zuftellung des Arreſt— 
befehle8 hätte nad) diejer Hinterlegung feinen Zweck mehr, die rechtlichen Wirkungen 
diefer Sicherheitsleiftung beftimmen ſich ausſchließlich nad Civilrecht, 

— vergl. Gaupp a. a. O. unt. IIc. ©. 575 und unt, III. ©. 576 

in Berb. mit ©. 416 flg., Bd. II unt. V. — 
und für die Berechtigung des Arreftbeflagten zur Rückforderung der geleifteten 
Sicherheit wäre felbft die Aufhebung des Arreſtes nicht ohne weiteres, 
— vergl. Entfheidungen des R.G's. in Civ.Sach, Bd. XXI, ©. 
380 flg. — 
fondern nur die Thatſache maßgebend, daß fi der Zwed der Sicherſtellung 
erledigt hätte (3 1279 des B. G. B.'6). 

Als ein neu berborgetretener Umftand, welcher die Aufhebung des ange: 
ordnieten Arreftes zu rechtfertigen vermöchte, könnte aud nicht die Thatſache an- 
gejehen werden, daß der Arreftbellagte feinen Aufenthalt wieder im deutſchen Reiche 
genommen hätte und insbefondere wieder in Dresden Worftellungen zu geben be 
abfihtigte, weil nicht ausgefhloffen wäre, daß er jpäter feinen Wohnfig wieder in 
das Ausland verlegte und dies gerade zur Zeit der Entſcheidung der Hauptſache 
zu Gunften des Arreftflägers geihähe, jo daß dann eine wejentlihe Erſchwerung 
der Vollſtreckung des Urtheils zu befürdten ftünde. Der mit dem angeordneten 
Arreſte verfolgte Zwec würde daher verfehlt werben, wenn man in dem gegen- 
wärtigen, vorausfihlih nur vorübergehenden Aufenthalte des Arreftbeflagten im 
Inlande eine Erledigung des Arreftgrundes erbliden wollte. 


Hat der Kläger, der genen eine Zug-um-Zugleiftung die Verurtheilung 
des Bellagten erlangt hat, vor Ertheilung der vollitredbaren Aus- 
fertigung nadı SS 664, 667 der EP.D. den Nachweis zu führen, daß er 
die ihm oBliegende Leiftung beiwirft oder den Gegner in Annahmepverzug 
geietzt Habe? Einwendung des Gegners, dab er die Gegenleiftung nicht 
ordnungsmäßig erhalten habe. Auslegung einer Vereinbarung nur nad 
billigem Ermeilen, niht nah Willfür einer Partei. S 686 der C.P.O., 
88 768, 860 Sat 2, $ 802 Sat 1 des 8.6.8.8, Art. 278 des 
9.6.8.8. 


Urtheil des D..G.'s Dredden vom 10. Februar 1897. O. IV. 174/96. 


In einem von den Parteien in umgelehrter Rolle geführten Rechtsſtreite 
wurde mittel8 Urtheils der erften Inftanz der jebige Kläger verurtheilt, an den 
jeßigen Bellagten 912 .# 50 4. gegen Empfang von 73 Einpfennig-Automaten 
zu bezahlen und die Prozehloften zu tragen. Der entiheidende Theil des Urtheils 
enthielt den Beilab, im übrigen bewende es bei der im Xhatbeftande mitgetheilten 
Erflärung des (damaligen) Klägers — er fei bereit, auf ben etwaigen Wunſch 
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des Gegners die noch ftreitigen, bei ihm zur Ablieferung ſchon bereit ftehenden 
73 Automaten ftatt auf den Einwurf von 1 Pfennig auf den Einwurf von ans 
deren in» oder ausländiihen gangbaren Scheidemünzen einzuridten —, welder 
Kläger auf etwaiges Erfordern des (damaligen) Beklagten nachzukommen habe. 
Die gegen das Urtheil vom (damaligen) Beklagten eingewendete Berufung wurde 
vom D.Y.G. zurüdgewieien. 

Nahdem der jebige Beklagte auf Grund der Urtheile im Vorprozeſſe den 
Gegner unter Aushändigung don 73 Stüd Cinpfennig-Automaten hatte aus— 
pfänden laſſen, erhob diefer Klage mit dem Antrage, die Pfändung wieder auf: 
zubeben, feitzuftellen, daß Bellagter aus den erwähnten Urtheilen gegen den 
Kläger nur gegen Yieferung von 73 gut funktionivenden Wirfelautomaten mit 
Einwürfen und Tabellen nad ſehr verjdiedenen ausländiihen Münzjorten*) vor- 
gehen dürfe, und dem Beflagten die Koften des Rechtsſtreites einſchließlich des 
borausgegangenen Berfahrens wegen Einftellung der Zwangsvoljtredung, aufzu- 
erlegen; er machte noch geltend, der im Klaggeſuch enthaltene Antrag auf Feft- 
ftellung enthalte die Angabe der Gründe, aus denen die Aufhebung der Pfän- 
dung verlangt werde; die erwähnten 73 Automaten funftionirten aud nicht gut. 
Der Beklagte beftritt dies, 

Die lage wurde in beiden Inſtanzen abgewiejen. 

Die Gründe des Berufungsurtheils lauten: 

Der Kläger macht mit der Klage geltend, daß die ihm bei der Zwangs- 
vollftrefung am 20. Juli 1896 durd den Gerichtsvollzieher als Zug-um-Zug— 
leiftung des Beklagten übermittelten 73 Würfelautomaten den Anforderungen nicht 
entipreden, die er daran nad) Maßgabe des zwiſchen den Parteien beftehenden 
Bertragsverhältniffes und der Entiheidungen im Vorprozeſſe ftellen könne, da fie 
nicht in der von ihm in früheren Briefen und nunmehr in der Klagſchrift be 
ſchriebenen Weife eingerichtet jeien und am ſich nicht gut funktioniren. 

Während im Hinblid darauf, daß der Beklagte nad den Entjdeidungen des 
Vorprozefies eine Zug- um-Zugleiſtung zu bewirken hatte und, die Leiftung des 
Klägers anlangend, der in der C.P.O. $ 779 geordnete bejondere Fall nit vor— 
liegt, e8 dem Bellagten nicht angeſonnen werden fonnte, vor Ertheilung der voll- 
ftredbaren Ausfertigung gemäß der C. P.O. 88 664, 667 den Nachweis zu 
führen, daß er die ihm obliegende Yeiftung bewirkt ober doch dem Kläger in An— 
nahmeverzug geießt habe, 

Motive zu 8 664 der C.P.O.; Eccius, bei Grudot, Beiträge, Bd. 23 


PT Der Kläger verlangte in der Klage, wie auch fchon vorher in Briefen vom 13. 
und 14. Juli 1896, der Bellagte jolle je 10 Automaten auf Zweiheller mit ungarifcher, 
auf Einpenny Afrifanifhe Republit mit englicher, 1 Piafter Agupten mit franzöfifcher, 
10 Bani mit rumänifcher, 1 Piafter mit türlifcher, 2", Cents mit niederländifher Tabelle 
und je 5 Automaten auf 5 Dere mit normwegifcher auf 10 Dere Silber mit ſchwediſcher Ta— 
belle, endlih 8 Automaten auf 10 Centimes mit franzöfifcher Tabelle einrichten. 
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©. 740; Klemm in den Annalen des O.L.G.'s, Bd. 5 ©. 51 fig.; 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1889, ©. 479 Nr. 6; Seuffert’s 
Arhiv, Bd. 37 Nr. 278; Grudot, Beiträge, Bd. 32 ©. 429; 
Kommentare zur EBD. von Reinde, 3. Aufl. S. 677 flg.; 
v. Wilmomwsfi und Levy, 7. Aufl., fowie Strudmann und Kod, 
6. Aufl., zu $ 664 Anm. 1; Gaupp, .2. Aufl. zu $ 664 Anm, II; 
Pland, Lehrbuch des Civilprozeßrechts, Bd. 2 ©. 657 fig. 

Anderer Meinung: Weismann, Feitftellungsflage, S. 127; Fitting im 
Arhiv für civilr. Praris, Bd. 61 ©. 436 flg.; Kohler im Archiv für 
civilr. Praxis, Bd. 72 ©. 28 flg.; Wach, Vorträge, 2. Aufl. 
©. 322 flog. 

fonnte dem Kläger aud) nad der Anfiht des Berufungsgerichts nicht verwehrt 
werden, fein erwähntes Vorbringen auf dein in der C.P.O. $ 686 geordneten 
Klagewege geltend zu machen. Denn diejes enthält Einwendungen materiell-redht- 
Tier Natur, welde darauf hinauslaufen, daß der Stläger die Zahlung, zu der 
er im Vorprozeffe verurtheilt worden iſt, zurückhalten will, weil ev die ihm ge- 
bührende Gegenleiftung nicht ordnungsmäßig empfangen habe (B.G.B. 88 768, 
860 Satz 2). Die Einwendungen des Klägers richten fih mithin gegen den im 
Vorprozeſſe feftgeitellten Aniprud des Beklagten, und zwar gleihviel, ob fie fid) 
auf rein objektive Mängel der Automaten gründen oder auf Verſchiedenheit der 
Auslegung des Inhalts der Urtheile beruhen, 

Bergl. die Kommentare zur C.P.O. von NReinde, 3. Aufl, S. 696; 
v. Wilmowsfi und Levy, 7. Aufl. zu $ 686 Anm. 2; Strud- 
mann und Koh, 6. Aufl., fowie Seuffert, 7. Aufl. zu $ 664 
Anm. 2 a. E. und zu $ 686 Anm. 1 und befonders Gaupp, 2. Aufl. 
zu $ 686 Anm. I; Pland, Lehrbuch des Civilprozeßrechts, Bd. 2 
©. 692; Juriſtiſche Wochenſchrift 1889 S. 306 Nr. 11; Gruchot, 
Beiträge, Bd. 32 ©. 428. 

Anderer Meinung: Wad, Vorträge, 2. Aufl. S. 324 flg. unter 3. 

Die vorige Imftanz ift zur Abweifung der Klage gelangt, indem fie ange 
nommen bat, durch die Hinzufügung des Sabes, es bewende bei der im That— 
beftande mitgetheilten Erklärung des Beklagten, welder diefer auf etwaiges 
Erfordern des Klägers nachzukommen babe, jei die im Urtheile des Vorprozeſſes 
vorher getroffene Entideidung, wonad der Stläger zur Zahlung gegen Empfang 
von 73 Einpfennigautomaten verurtheilt worden fei, nit in dem Sinne 
beihränft worden, daß aud die Zahlungspflicht des Klägers von der Erfüllung 
jener Verpflihtung abhängig jein folle. Die damit von der vorigen Inſtanz 
verneinte Frage, ob jener Zujaß eine Beſtimmung über die Beichaffenheit der 
vom Bellagten zu bewirfenden Zug um Zugleiſtung enthalte, darf jedody nad) 
Lage der Sache unbeantwortet bleiben. 

Diefelben 73 Automaten, welche dem Kläger am 20, Juli 1896 ausgehändigt 

20* 
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worden find, waren unftreitig bereit zur Zeit des Vorprozeſſes fertig geftelit, 
und zwar als Einpfennigautomaten. Dementſprechend Hatte ſich der Beklagte 
im Klaggeſuche zur Lieferung von Einpfennigautomaten erboten. Die über- 
wiegende Mehrzahl der bisher vom Kläger abgenommenen 127 Stüd Automaten 
hatte nad) der von diefem felbft gegebenen Zufammenftellung aus Einpfennig- 
automaten beftanden, nur wenige Stüde waren auf Einwerfung von Zweiheller 
oder holländiſchen Eincentftüden eingerichtet, andere Münzen famen nicht in 
Betracht. Im Prozeſſe machte der Kläger geltend, er babe nit Einpfennig- 
automaten bejtellt, jondern den Einwurf zu beftimmen gehabt und dazu jede 
gangbare in» und ausländiihe Münze wählen können. Wenn hierauf der Beklagte 
erflärte, er fei bereit, auf den etwaigen Wunſch des Klägers die bei ihm zur 
Ablieferung ſchon bereit ftehenden 73 Automaten ftatt auf 1 Pfennig auf den 
Einwurf von anderen in» oder ausländijden gangbaren Scheidemünzen einzuridten, 
jo kann das nad) dem begleitenden Umftänden nur dahin verftanden werden, daß 
er fi zur Abänderung der bereitftehenden Automaten, der bisherigen Geſchäfts— 
verbindung entſprechend, auf den Einwurf leicht erhaltbarer Münzen von ähnlicher 
Größe und Schwere, wie die Einpfennigftüden, verftehe. H.G.B. Art. 278, Er 
unterwarf ſich hierdurch nit der Willfür, jondern dem billigen Ermefjen des 
Klägers (B.G.B. $ 802 Sap 1). 


Bei diefer Sachlage kann e8 nur als Ueberjäreitung der für die Ausübung 
des Ermeſſens dem Kläger gezogenen Grenzen angejehen werden, indem er in der 
Klage — unter theilweifer Beſchränkung feines in den Briefen vom 13. und 
14. Juli 1896 geftellten nod weiter gehenden Berlangens — beanjprudt, ber 
Beklagte folle die Automaten in der angegebenen Weiſe (vergl. oben Anm.) nad 
den verſchiedenſten Münzſyſtemen einridten. 


Dieſes Verlangen erſcheint willkürlich und enthält eine unbillige Beſchwerung 
ded Beklagten. Es eutjpridt nicht der bisherigen Gejhäftsverbindung. Die vom 
Kläger gewählten Münzen weichen großentgeils in Größe und Schwere von den 
Einpfennigftüden, auf die die Automaten bereit eingeridtet find, offenkundig fo 
erheblich ab, daß es fi) bei deren Einrichtung auf die erfteren nicht um eine 
Abänderung, jondern um eine der Neubertellung nahelommende durchgreifende 
Umarbeitung des Mechanismus Handeln würde, Auch durfte der Beklagte, wie 
dem Kläger nicht entgehen konnte, vorausjeglid nit ohne weiteres — am aller: 
wenigften in der gejtellten adttägigen Frift — in der Lage fein, ſich die als 
Mufter nöthigen ausländiihen Münzen und den Text zu den Tabellen in ben 
verlangten ausländiſchen Spraden zu verſchaffen. Es fieht daher fat jo aus, als 
fei das Verlangen des Klägers gar nicht ernft gemeint, ſondern bezwede nur, dem 
Gegner Schwierigkeiten zu bereiten. Dod darf die dahingeftellt bleiben. Denn 
feinesfalls erſcheint der Beklagte verpflidtet, den unbilligen Anforderungen des 
Klägers gegenwärtig zu entipreden, nod war er es bei Empfang ber früheren 
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Briefe. Dem Klagantrage kumute deshalb, joweit die Abänderung der Automaten 
in Frage fteht, nicht entiprochen werden. 

Es wird dann nod) ausgeführt, daß der weitere Einwand de Bes 
flagten, daß die Automaten nit gut funftioniven, ſchon im Vorprozeſſe durch 
die Deweiserhebung widerlegt ift. 


Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozekfoften gegenüber dem 

Hagenden Öfterreihiichen Staatsangehörigen. SS 247*, 102 der EBD. 

Handeld- und Zolldertrag zwiſchen dem deutichen Reiche und Defterreic- 
Ungarn vom 6. December 1891 (Art. 19, Art. 3). 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 10. December 1896. O. IL 133,96. 


Der zu Saaß in Böhmen wohnende Kläger erhebt Klage auf Erlaffung 
eines Bollftrefungsurtheild nad $ 660 der E.P.D. auf Grund eines von ihm 
gegen den Bellagten erwirften Urtheils des öſterreichiſchen Bezirksgerichts zu Saatz 
vom 16. Auguft 1882. Der Beklagte behauptet, daß der Kläger öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger fei und ſchützt die progeßhindernde Einrede mangelnder Sicher: 
beit für die Prozekfoften vor ($ 247%, verb. mit $ 102 der E.P.D.). 

Diefe Einrede ift dur Zwiſchenurtheil vom 19. Mai 1896 verworfen 
worden. 

Der Beklagte wendet Berufung mit dem Antrage ein, die Einrebe für be- 
achtlich zu erflären und die Klage abzuweijen. 

Der Kläger ift in der Berufungsverhandlung nicht erſchienen. 

Der Bellagte bat um Erlaß des Berfüumnißurtheiles. 

Die Berufung wurde zurüdgewieien aus folgenden Gründen: 

Bei dem Nichterſcheinen des Klägers, der gültig geladen war, ift zwar bie 
von ihm in der erften Inftanz nicht beantwortete Behauptung des Belfagten, daf 
der Kläger öſterreichiſcher Staatsangehöriger fei, nad) den $$ 296 und 504 Abf. 2 
der C.P.O. für zugeftanden anzufehen. Gleichwohl mußte die Berufung nad 
$ 504 Abf. 1 verb, mit $ 296 Abi. 2 der C. P.O. zurückgewieſen werden, da 
aud das Berufungsgericht die prozeßhindernde Einrede des Beflagten für unbe: 
gründet hält. 

Wie im Eingange der in den Annalen des Oberlandesgeridtes Bd. 9 
©. 171 flg. veröffentliten Entſcheidung hervorgehoben wird, handelt es ſich bei 
der Frage nad der Anwendung der Ausnahmevorſchrift in $ 102 Abi. 2 Nr. 1 
ber C.P.O. darum, ob da® Geſetz den ausländiihen Staaten das Zugeftändnif 
der Gleichbehandlung ihrer Untertfanen mit dem deutſchen Klägern ſchon dann 
maden will, wenn von den ausländiiden Staaten die formelle Gegenfeitigfeit 
der Gleihbehandlung der Deutſchen mit den dortigen Inländern gewährt wird, 
oder nur dann, wenn aud die materielle Gegenfeitigkeit befteht, aljo wenn auch 
in den ausländifchen Staaten ebenfo wie in Deutſchland der Kläger als folder 
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von einer Sicherheitsleiſtung gegenüber dem Beklagten befreit iſt. Nach der erjten 
Auslegung kann gegenüber einem öfterreihiihen Staatsangehörigen die Beſtim— 
mung in $ 102 Abi. I der C.P.O. deshalb nicht angewendet werden, weil die 
öfterreihifchen Prozeßgeſetze eine Vorihrift nicht haben, daß Ausländer gerade 
wegen ihrer Eigenſchaft als ſolche vorſchußpflichtig ſeien ($ 33 des öfterr. B.G. B.'s 
Ullmann, das öſterreichiſche Prozefreht $ 59 ©. 152, zu vergl. dagegen wegen 
der ungarifhen Geſetze Bekanntmachung des Juſtiz-Min. vom 18. Mai 1896, 
Juſtiz-Min.Bl. 1896 ©. 39). Folgt man dagegen der zweiten Meinung, jo 
ift den öſterreichiſchen Unterthanen die Anwendung der Ausnahmevoridrift von 
$ 102 Abſ. 2 Nr. 1 deshalb nicht zuzugeftehen, weil die öfterreihiihen Geſetze, 
im Gegenfage zum deutjhen C. P.O., von gewiffen Ausnahmen abgejehen, jeden 
Kläger für vorſchußpflichtig erflären, alfo materielle Gegenfeitigfeit nidgt gewähren, 

- Die Streitfrage hat auch durd den zwifchen dem Deutſchen Reiche und 
Defterreih- Ungarn abgeſchloſſenen Handels: und Zollvertrag vom 6, December 
1891 (Reichsgeſetzbl. 1892 ©. 3 flg.) feine Erledigung gefunden; insbejondere 
ift in Art. 19 die Gleichſtellung der beiderfeitigen Unterthanen nur in Bezug auf 
den Antritt, den Betrieb und die Abgaben, von Handel und Gewerbe ſowie be 
treffs einiger anderer bier nicht einſchlagender Verhältniſſe feitgefegt und aud) die 
in Art. 2 vereinbarte Meiftbegünftigung ift nicht in der Ausdehnung zugeftanden 
worden, daß vermöge ihrer den öfterreihiiden Staatsunterthanen nunmehr aud) 
diejenigen Vergünftigungen zu ftatten kommen müßten, die das deutſche Neid) in 
mehreren Handelöverträgen mit anderen Staaten betreffs der Gleichbehandlung 
ihrer Unterthanen vor den Gerichten zugeftanden bat (3. B. Handelövertrag mit 
Italien vom 6. December 1891 Art. 3, R.G. Bl. 1892 S. 100, mit Rußland 


10, Feb = : ‚ 
vom Sonn 1894 Art. 2, R.G. Bl. 1894 ©. 155; Erler in Buſch's 


Zeitſchrift für deutihen Civilprozeß Bd. 21 S. 274 flg.). Inſofern fteht die 
Streitfrage für das Verhältniß zwiſchen Deutſchland und Defterreih noch jetzt auf 
dem nämlihen Standpunfte, wie beim Erlaffe der ſchon erwähnten Entſcheidung 
des Oberlandesgerichts. Wenn nun aud das Berufungsgericht keineswegs die 
große Zweifelhaftigkeit der Streitfrage verfennt, jo hat e8 doch auch gegenüber den 
neueren Entiheidungen und wiſſenſchaftlichen Ausführungen, die zu einem abwei— 
enden Ergebniffe gelangt find (vergl. außer den Nachweiſen im angefochtenen 
Urtheile befonders no Erler a. a. O. ©. 259 flg.), nit die Ueberzeugung 
erlangen können, daß die von ihm früher gewonnene und im veröffentlichten 
Urtheile eingehend begründete Anſicht irrig ſei. Vielmehr Hält es diefe Anſicht 
au jet noch für die richtigere. Sie findet überdies noch weitere Unter: 
ftügung in einem Urtheile des Kammergerichts zu Berlin in der Zeitihrift für 
internat. Recht Bd. 1 S. 690 flg., jowie in den Ausführungen Fuld’s in 
der nämlichen Zeitſchrift Bd. 4 S. 321 und von Schrutfa-Redtenjtamme 
in der Zeitichrift für deutſchen Civilprozeß Bd. 11 S. 286 flg., der insbejondere 
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auch auf die ſchon in den Annalen Bd. 9 S. 175 hervorgehobene und bei der 
Verſchiedenheit der Gejeßgebungen vft faum lösbare Schwierigkeit hinweist, die 
bei Befolgung der entgegengejegten Meinung für den deutſchen Richter daraus 
entjtehen wirde, daß er jeweilig zu prüfen haben würde, ob der deutſche Unter: 
than im gleichen Falle, d. 5. wenn er den ftreitigen Aniprud in Defterreich vers 
folgen würde, von einer Sicherheitsleiftung gegenüber dem Beklagten befreit fein 
wirde oder nicht (vergl. aud Erler a. a. DO. ©. 267). 


Anfechtung eines Vertrages, der nicht unmittelbar zwiſchen dem Gemein— 
ichuldner und dem zu befriedigenden Gläubiger, jondern durch ® 
eines Dritten abgeichloffen worden ift ($ 231.2 der K.D.) 


Urteil des D.2,9.'8 Dresden vom 24. Oftober 1895. O. I. 61/96. 


Mit der Nommanditgefellihaft E. M. & Co. hat der Kläger am 30. Of: 
tober 1894 einen Vertrag abgeſchloſſen, nad) welchem er mehrere Wagen und Pferde 
von ihr für 4500 .# käuflid) erworben Hat. Am 24. November 1894 ift zum 
Vermögen der genannten Nommanditgejelligaft Konkurs eröffnet worden. Der 
Bellagte D. als Konkursverwalter hat die im Vertrag erwähnten, nod im Befig 
der Gemeinſchuldnerin vorgefundenen Gegenftände zur Maffe gezogen. Der Kläger 
erwirkte eine einftweilige Verfügung, die dem Berwalter deren Veräußerung unter 
fagte, und erhob gegen ihn Klage mit dem Antvage, ihn zur Ausfonderung der 
im Vertrage erwähnten Pferde und Wagen aus der Stonfursmaffe, zu deren Her: 
ausgabe an den Kläger, jowie zur Bezahlung der diefem durd) die einftweilige 
Berfügung erwachſenen Koſten zu verurtbeilen, 

Die Gemeinfhuldnerin hatte einen ihr vom Streditverein zu K., defjen Vor— 
ſtandsmitglied dev Kläger ift, urjprünglid bis zu 3000 .M, dann bis zu 2300 .# 
eröffneten Wechjjelfredit voll in Anſpruch genommen und war demfelben am 
30. Oftober 1894 aus noch nicht fälligen, zu dieſem Zwed gezogenen Wechſeln 
2400 .4 ſchuldig geworden. Sie hatte außerdem beim Streditverein wiederholt 
Kundenwechſel disfontirt, von denen einzelne unter Protejt gegangen und vom 
Kreditverein beglidden worden waren. 

Auf den Antrag des Beflagten, dev den Eigenthumserwerb des Klägers 
beftritten und eingewendet hatte, daß der Vertrag als verſchleierter Pfandvertrag 
nichtig jei und eventuell aus $ 23, 1, 2, $ 24 der K. O. angefochten werde, ift 
die Klage auf Grund der Anfechtungseinrede in beiden Inftanzen abgewiejen worden, 

In dem Berufungsurtheile wird zunächſt ausgeführt, daß die Gemein: 
ſchuldnerin fid) bereits zur Zeit des Vertragsabjhluffes im Zuftande der Zahlungs: 
einftellung befunden hatte und weiter bemerft: 

Der Bertrag hat den offenbaren Zwed verfolgt, die Forderungen des Kre— 
ditvereing zur Tilgung zu bringen. Um die Bezahlung eines Theils diefer For- 
derungen war der perſönlich haftende Geſellſchafter M. unmittelbar vorher vom 


312 Anfechtung, Vorſchiebung einer Mittelöperjon. 


Kaffirer des Kreditvereins F. in Gegenwart des Klägers gemahnt worden, ber 
feinerfeits im feiner unftreitigen Eigenſchaft als Borftandsmitglied des Kreditver⸗ 
eins an der Ordnung bdiefer Angelegenheiten mittelbar interejfirt war. An ihn 
hat fi M. bei Gelegenheit und aus Beranlafjung der Zahlungsaufforderung 
mit der Bitte gewendet, für ihn einzufpringen und dazu Hat fi der Kläger in 
der Weife bereit erklärt, daß er die Verpflihtung übernahm, die gefammten Ber- 
bindlichkeiten der Gemeinfguldnerin gegen den Kreditverein, auch foweit fie noch 
nit fällig waren, in der Gefammthöhe von 4624 .4 20 £. zu tilgen und fid 
hierfür die im Vertrag genannten Gegenftände ins Eigentum übertragen ließ. 
Er bat denn auch alsbald den Kreditverein befriedigt und dazu 4500 4, den im 
Vertrag angenommenen Kaufpreis, aus feinen Mitteln aufgewendet, während die 
verbleibenden 124 .4 20 4. ihm zu bdiefem Zwed von M. bei Abſchluß des 
Vertrags baar gewährt worden find. 

Wäre der Vertrag unmittelbar zwifden der Schuldnerin und deren Gläu- 
biger abgejhloffen worden, um im Wege der Aufrechnung mit der kontrahirten 
Kaufpreisforderung die Befriedigung des Leßteren herbeizuführen, jo würde er 
zweifello8 der Anfechtung aus $ 23,2 8.D. unterliegen; denn er gewährte dann 
einem Konfursgläubiger, dem Kreditverein, eine Befriedigung für zum Theil noch 
nit einmal fällige Forderungen, bie berjelbe in diefer Art noch nicht zu bean- 
ſpruchen hatte und benadtheiligte die andern Konfursgläubiger, indem er zur Folge 
hatte, daß Gegenftünde, aus denen fie ihre Befriedigung hätten ſuchen können, 
aus dem Vermögen des Schuldners ohne das entſprechende Entgelt ausge 
ſchieden find, 

vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 10, ©, 6 flg., Bd. 15, S. 63, 

Bd. 24, ©. 134, Bb. 33, ©. 122, 
Diefe Befriedigung des Kreditvereins ift aber aud) der Zwed des angefochtenen 
Vertrages, nur ift fie auf einem Ummeg durch Einſchiebung des Klägers erreicht 
worden. Derjelbe übernahm die Verpflichtung, den Gläubiger der Schuldnerin 
zu befriedigen und zwar that er das nicht auf Grund eines nad Abſchluß bes 
Vertrages ihm ertheilten Auftrages oder einer nachträglich von ihm erklärten 
Schuldübernahme, jondern es war dies von vornherein der Zwed des Vertrages 
und eine von ihm mit deſſen Abſchluß übernommene Verflihtung. Die Sachlage 
ift jomit eine wejentlid andere, al8 wenn der Kläger bezahlt und die Schuldnerin 
nunmehr die Forderungen bes Kreditvereins gededft hätte oder dies nachträglich 
auf Grund einer Anweiſung der Lebteren zur Erfüllung feiner Zahlungspflicht 
vom Kläger geſchehen wäre. Es ift die Gegenleiftung des Klägers gar nicht in 
das Vermögen der Schuldnerin gelangt und ihrer Verfügung zugänglich geworben. 
Vielmehr Hatte fi) der Kläger durd die mit M. getroffene Vereinbarung, die fid 
wegen ihres zeitlihen und ſachlichen Zuſammenhanges mit demfelben nicht von 
dem angefohtenen Kaufvertrag trennen läßt, zur Zilgung der Forderungen des 
Kreditvereind verpflichtet. Er ſchuldete dieje Leiftung auf Grund des angefochtenen 
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Vertrages, der ſomit die Befriedigung des Konfursgläubigers zum Inhalt ger 
habt bat. 

Daß aber diefe nothwendig eine Benadtheiligung der übrigen Konkurs: 
gläubiger in ſich fließen mußte, bedarf nad der dargelegten Sadjlage feines be- 
jonderen Nachweiſes. Es genügt der Hinweis darauf, daß ein erheblicher Theil 
der Forderungen überhaupt no nicht fällig war, und daß aud für die fällig ge: _ 
wordenen Forderungen nur ein Recht auf Zahlung beftand, wozu die Schuldnerin 
außer Stande geweſen ift, nidt aber auf Befriedigung durd Hingabe von Mo— 
bilien, auf welchem Wege hier die Tilgung der betreffenden Forderungen indirekt 
mit dem Erfolge einer ungünftigeren Geftaltung der Konkursmaſſe, als e8 ohne 
das Dazwiſchentreten des angefochtenen Bertrages geſchehen wäre, herbeigeführt 
worden ift. 

Der damit nad $ 23, 2 K.O. begründeten Anfehtungseinrede würde der 
Kläger nur mit dem Nadjweis begegnen können, daß ihm zur Zeit des Vertrags: 
abſchluſſes weder die Zahlungseinftellung der nachherigen Gemeinjhuldnerin, noch 
eine Abſicht derjelben, den Srebitverein vor ihren übrigen Gläubigern zu be 
günftigen, befannt gewejen ſei. Diejer Beweis ift nicht nur nicht geführt, fondern 
da8 Gegentheil nachgewieſen. Das wird näher ausgeführt und dann bemerft: 
Die dem Stläger damit bekannt gewordenen Thatfahen, in denen der objektive 
Thatbeftand der Zahlungseinftellung gefunden worden ift, konnten aud ihn da» 
rüber nit im Unklaren lafjen, daß die Gemeinſchuldnerin ihre Zahlungen einge 
ftellt babe und daß die mit ihm verabredete Befriedigung des Kreditvereins auf 
dem Umwege des angefochtenen Vertrages eine Bevorzugung besjelben vor den 
fonftigen Gläubigern in ſich ſchließe, 

vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 23, S. 115, Wengler’s 

Ardiv N F. Bd. 7, ©. 182. 

Die rechtliche Beurtheilung, die hiernady aud die vom Stläger gegebene Sadbar- 
ftellung zu finden bat, läßt die Einrede endlich aud aus $ 23 Ziffer 1 RD. 
begründet erjheinen, fofern fie — im Gegenjaß zu den in den Entſcheidungen 
des Reichsgerichts Bd. 27, S. 99 und Bd. 29, S. 77 flg. behandelten anders 
geftalteten Fällen — nad) dem Ausgeführten zu der Feftftellung führt, daß die 
Kontursgläubiger nad dem mit dem angefochtenen Bertrag verfolgten Zwed und 
der zu bdeffen Erreihung getroffenen gleichzeitigen und von ihm untrennbaren Ber: 
einbarung durch die Eingehung des Bertrages jelbft ſchon benachtheiligt 
worden find.*) 


*) Anm. ber Ned. Die nämliden Grundfäge wurden angewendet in einem Urteile 
vom 29. Januar 1897 (O. IV. 170/96). Hier halte der Schuldner fein Gefchäft an einen, 
Dritten und biefer dasfelbe weiter an bie Bellagte, die Schwiegermutter bed Schulbners, ver: 
äußert. E3 wurde angenommen, daß die Veräußerung von Anfang an zwifchen der Beklagten 
und tem Schulbner in der Weiſe bezweckt worden fei, daß zunächſt ein unbetheiligter Dritter, 
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Auszüge aus neueren Entfheidungen des Reichsgerichts. 


1. Das Reichsgericht hat bereitS in einem Beſchluſſe vom 11. 3. 1882 
(Entf. Bd. 6 ©. 398 flg.) ausgefproden, nad $ 88 Abi. 1 der EP.O. ent 
halte die Anordnung, daß die Koften gegeneinander aufgehoben jeien, zugleich den 
Ausiprud, daß die Gerichtsfoften von den Parteien zu gleihen Theilen zu tragen 
feien. An diefer Auffaffung ift feftzuhalten, da die Ausführungen der Beſchwerde— 
führer feine Beranlafjung geben, davon abzugeben. Von dem dargelegten Stand: 
punfte aus erjceint aber die Beſchwerde als unbegründe. Es ift allerdings 
wünſchenswerth, daß bei einer Anwendung des $ 88, wie fie bier in Frage fteht, 
ausdrücklich im Urtbeile gejagt wird, wie es bezüglid) der Gerichtskoſten zu halten 
ſei. Wenn das Geridt, das die Tragweite feine Anordnung fennen muß, be 
züglich der Gerichtskoſten nichts jagt, muß aber angenommen werden, Ddieje jeien 
von den Parteien je zur Hälfte zu tragen, während im Uebrigen feine Partei 
Erſatz der von ihr aufgewendeten Koften beanfpruden dürfe. Das erfennende 
Gericht darf der im Urtbeil getroffenen Anordnung nit nadträglid eine andere 
als diejenige Bedeutung beilegen, weldje fid) aus der richtigen Auffaffung der im 
Geſetze vorgejehenen Maßregel ergiebt. Das O.L. G. hat hiernach mit Net an— 
genommen, bezüglid) der vom Kläger ausgelegten Gerichtsfoften jei eine Feſtſetzung 
erforderlid. B. R. II. 55/97 vom 2. 4. 97. 

2, Zutreffend wird von dem Kläger hervorgehoben, die Borinftanz habe 
mit Unrecht den darüber zugeſchobenen Eid, daß der Beklagte gewußt, die in 
Rede ftehende Hypothek ftehe außerhalb der Werthsgrenze, aus dem Grunde, weil 
e8 88 Dabei auf ein Urtheil anfomme, für unzuläfjig erachtet. Es kann dahin: 
geftellt bleiben, vb, falls e8 fih um eine Abſchätzung des durd die Hypothek be 
lafteten Grundſtücks handelte, dem Beklagten mit Rückſicht auf die ihm zufolge 
jeiner Yebensftellung beiwohnenden Erfahrungen eine genügende Sadfenntnif zus 
zumuthen ſei, um von ihm unter Zugrundelegung der vom R.G. in Bd. 15, 
S. 337 der Entſch. in Eivilf, ausgefprodenen Nedtsauffaffung einen Eid über 
jene Werthsbemeffung verlangen zu können. Vorliegend fteht eine Eideszuſchiebung 
darüber in Frage, daß der Beklagte gewußt habe, die Hypothek überjhreite den 
Werth des Immobile. Soldes Wiſſen ift eine Thatſache, welche den Gegenſtand 
einer zwar nicht äußeren, aber dod inneren Wahrnehmung bildet und über die 
daher nad $ 410 der C.P.O., wie das R.G. ſchon vielfach ausgeiproden hat, 
die Eideszufhiebung zuläffig if... VI. 319,96 vom 15. 2. 1897. 

3. Das O.L. G. hatte, nachdem die Parteien einen prozeßgerichtlichen Vergleich 
geſchloſſen Hatten, nad) mündliher Verhandlung den Beſchluß verfündet, daß 
jede weitere Verhandlung in der Sache abgelehnt werde, weil der Rechtsſtreit durch 


durch diefen aber die Bellagte das Gefchäft erwerben folle, Die Veräußerung wurde demnad) 
in gleicher Weife für anfechtbar erklärt, als wenn fie direkt zwifchen der Beklagten und ihrem 
Schwiegerfohne vorgenommen worben wäre, 


Auszüge aus neueren Gutſcheidungen des Reichögerichts, 315 


ven Vergleich in feinem vollen Umfange erledigt ſei. Das R.G. erflärte diejen 
Beſchluß für prozeßordnungswidrig. „Ueber die von den Parteien in der münd— 
lihen Verhandlung geftellten Sadanträge ift, jolange die Partei dabei behartt, 
unter allen Umftänden ſchließlich durch Urtheil zu entſcheiden. Es giebt feinen 
gejeglihen Grund, aus weldem das Gericht jede Verhandlung und Entſcheidung 


über die geftellten Anträge endgültig ablehnen dürfte... Wie das Verfahren ſich 


in einem Falle geftalten würde, wo eine der Parteien etwa troß eines ergangenen 
Endurtheils den Prozeß noch fortzufegen verlangte, braucht Hier nicht erörtert zu 
werden, da diefer Fall nicht vorliegt. Jedenfalls wirft auch ein prozeßgerichtlicher 


Vergleich, keineswegs in prozefjualer Beziehung durdaus wie ein Urtheil, vergl. 


Entf. des R.G.'s in Civilſ. Bd. 37 ©. 418, aud etwa Bd. 19 ©. 362, 
Die Zuläffigfeit der erhobenen Beſchwerde ift nad) dem Vorgange der Entid. 
des R.G. in Eivilf. Bd. 30 ©. 343 und Bd. 32 ©, 401 auf Grund der all: 
gemeinen Beftimmung in $ 530 der C.P.O. angenommen werden. Daß der an- 
genommene Beſchluß thatfählih nad) vorgängiger mündlicher Verhandlung er: 
gangen ift, ift rechtlich unerheblid. Man kann nicht jagen, daß er zu den eine 
vorgängige mündlide Verhandlung erfordernden Entjdeidungen gehörte; denn 
ein folder Beſchluß ift eben im Geſetze überhaupt nicht vorgejehen und darf gar 
nicht erlaffen werden. Es ift aber dur ihn „ein das Verfahren betreffendes 
Geſuch“ zurückgewieſen, nämlid) das durd Stellung des Sahantrages ausgedrüdte 
Berlangen des Bellagten, daß über den vorliegenden Rechtsſtreit überhaupt nad) 
ordnnungsmäßiger mündliher Verhandlung durd Urtheil vom Berufungsgericht 
entjdieden werde. B. R. VI, 54/97 vom 20, 3. 1897. 

4. Die Kläger rügten in einer Hamburger Erbihaftsfteuer-Sade, daß bei 
Auslegung eines irredifiblen Hamburger Geſetzes gegen die gemeinrechtlichen Regeln 
über die Geſetzesauslegung verftogen und die vom O.L. G. angenommene Gejches: 
auslegung von ihm nicht genügend begründet worden jei. Das R.G. bemerkte hier: 
gegen: ine bejondere Begründung für die Auslegung eines irrevifiblen Geſetzes 


ift prozeſſualiſch jo wenig erforderlich, wie für die Auslegung eines revifiblen Ge: | 


fees, und die jogenannten gemeinvedhtlihen Negeln für die Auslegung der Ge- 


jege find feine Rechtsſätze höherer Ordnung, welde über den Partikulargeſetzen 


ſchwebten, fondern nur wifjenfhaftlide Marimen. Bei anderer Auffaffung würde ' 


2424 


nothwendig die richtigen Grundſätze der Auslegung verletzt ſein müſſen. Darin, 
daß der III. Civilſ. des R.G.'s vor langer Zeit in einzelnen Fällen wegen Ver— 


letzung gemeinrechtlicher Regeln bei der Auslegung irreviſibler Geſetze ein Urtheil 
aufgehoben hat, Liegt fein Grund, die Rechtsfrage jetzt nach $ 137 des Gerichts- 


verfafjungsgejeges an die bereinigten Civiljenate zu verweilen; denn längft hat 
fi) die Praxis des R.G.S im entgegengejegten Sinne fejtgeftellt, und insbejondere 
hat der jet urtheilende Senat wiederholt jo erkannt, R.G. VI. Eivilf. Urth, 
vom 4. 3. 1897. VI. 438/96, 
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5. Dem Berufungsridter ift darin unbedenklich beizutreten, daß Plab- 
geſchäft, nicht Diftanzgefhäft vorliegt. Beide Parteien domilicirten in Berlin. 
Der Kläger hatte die Waare von B. & Co. in Hamburg gefauft, als fie in 
Antwerpen lagerte oder nad) Hamburg ſchwamm. Er bat an die Beklagte frei 
Hamburg oder ab Hamburg verfauft. Die Beklagte Hatte die Waare in Hamburg 
abzunehmen und hat fie in Hamburg durd ihren Spediteur abgenommen und 
nad Kopenhagen verjandt. Das Merkmal des Diftanzgefhäftes im Sinne des 
Art. 347 des H.G. B's, dag der Verkäufer die Waare dem Käufer 
behufs Erfüllung des Kaufvertrages von einem andern Drt zu 
überfenden und überfendet hat, fehlt hiernach. Kontrahirt ift über Waare, 
die in Hamburg vom Verkäufer zu übergeben und vom Käufer zu nehmen war. 
Das in Berlin geſchloſſene Gefhäft war in Hamburg zu erfüllen, Art. 324, 342 
des H.G.B's. Das macht das Geſchäft nicht zu einem Diftanzgefhäft. Bol. 
Entid. des Reichs-O.H.G.'s. Bd. 13 ©. 392, Bd. 23 ©. 59, Bd. 18 ©. 130; 
Entih. des R.G's. Bd. 33 S. 33. Darnach ift Art. 347 des H.G. B's. mit 
Recht nicht zur Anwendung gebradit. 

Auf die Frage, ob die Beklagte des Rechts, die Mängel der Waare zu 
rügen, nad) Art. 17 Titel 8 Theil II des Hamburger Statut8 dadurch verluftig 
gegangen ift, daß fie die Waare ohne Rüge angenommen und verjandt hat, ift 
der Berufungsrichter nicht eingegangen, weil nichts dafür erbracht jei, daß die 
in Berlin domilicirenden Parteien die in Berlin geſchloſſenen Verträge einem 
anderen als dem in Berlin geltenden Rechte haben unterwerfen wollen. Und es 
ift richtig, daß nad) den 88 335 flg., 331, 343 Tit. 5 Thl. I des A.L.R. 
die DBellagte weder die Einrede nod) die Klage aus dem feftgeftellten Mangel 
verloren haben würde. Dem Berufungsridter kann bier aber nicht beigetreten 
werden. Der Vertrag ift in Berlin gefäloffen über in Hamburg befindliche, 
dort zu gebende und zu nehmende Waare, Erfüllungsort war Hamburg. Nach 
allgemeinen Rehtsgrundfägen, die auch in der Preuß. Praris Tonftant befolgt 
find, würde die Frage des Eigenthumsüberganges an der in Hamburg übergebenen 
Waare zweifellos nad) dem Hamburger Statut zu entjheiden fein. Entſch. des 
Pr.O.T. Bd. 32 ©. 353. Da der Tertrag in Hamburg 'zu erfüllen, entſcheidet 
grundfäglid da8 Hamburger Net über alle Streitpunfte aus dem Kauf, aud 
über die Vorausfegungen der Wandelungsflage. Entſch. des Reichs-O.H. G's. 
Bd. 3 S. 81, 83, Bd. 15 ©, 134. Der Satz des Berufungsridters, es fei 
nichts dafür erbracht, daß die in Berlin domilicivenden Parteien fi) dem Ham- 
burger Redt haben unterwerfen wollen, greift nit dur. Bei der Sach— 
lage war dafür nidhts beizubringen, vielmehr waren Umftände feftzuftellen, aus 
denen zu entnehmen, daß die Parteien fi, troßdem daß fie über Waare in Ham- 
burg Fontrahirten, dem dortigen Recht nit haben unterwerfen wollen. 
Das kann daraus allein, daß fie in Berlin domilicirten, nicht folgen... I 357/96 
v. 24, 2, 1897, 


— — — 
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6. In der Gebrauhsmufterrolfe ift als Gebraugsgegenftand dem Antrage 
des Bellagten entſprechend bezeichnet: 

Bor dem Brennen der Länge nad) eingejchnittenes Thonrohr. Damit ift 
deutlich zum Ausdrud gebradt, daß die neue Geftaltung der Längsſchnitt 
eines ungebrannten Thonrohrs ift. Die Mufterrolfe und die der Anmeldung 
beigegebene Beihreibung bezeihnen aud den Gebrauhszwed. Tas Thonrohr 
bewahrt den Einſchnitt beim Brennen. Dasjelbe joll nad) dem Brennen geipalten 
werden, damit dann die gejpaltenen Thonrohre zum Bededen von Telegraphen-, 
Telephondrähten, Gasrohren und ähnlihen Gegenftänden verwendet werden. 

Daß Gegenftände diefer Art mit gefpaltenen Thonrohren bedeckt werben, 
bat der Beklagte ald neuen Zwed für fih nit in Anfprud genommen; 
die Klägerin behauptet, daß fie jhon vor der Anmeldung des Beklagten geipaltene 
Thonrohre Hergeftellt und zu dieſem Zweck offenkundig verwendet oder geliefert 
babe. Es find aljo nicht gefpaltene Thonrohre überhaupt die neue Geftaltung, 
welche der Beklagte für fi) in Anſpruch nimmt. Vielmehr ift der neue Gebrauchs— 
zwed allein die leichtere Spaltbarkeit, welde dem gebrannten Thonrohre da- 
durch gefihert werden joll, daß das ungebrannte Thonrohr mit einem Längs— 
ſchnitt verjehen wird. 

Es könnte gefragt werden, ob die Schußfähigfeit dem angemeldeten Gegen- 
ftande nicht jhon um deswillen abzufpredhen jei, weil die Spaltung die ge 
brannte Thonröhre in der Geftalt, welde ihr der Anmeldung entſprechend gegeben 
ift, vernichtet und zu vernidten beftimmt ift, jodaß die Spaltbarfeit nidt 
ein Dauernder Zwed des hergeftellten Gebraudsgegenjtandes ift. Im der Li— 
teratur und in der Rechtſprechung ift die Anſicht vertreten, daß unter Gebrauds- 
gegenftänden ſolche zu verftehen feien, die ihrer Natur nad dauernd dem Arbeits: 
oder Gebrauchszweck zu dienen geeignet find und deren Gebrauchszweck nicht lediglich 
in ihrer Verbrauchbarkeit befteht — vergl. u. A. Paul Schmidt, die Geſetze zum 
Schuß des gewerblichen Eigentfums S. 225 zu $ 1 des Gejeßes vom 1. Juni 
1891, und die dortigen Gitate, 

Es darf aber bezweifelt werden, daß diefe Anſicht in ihrer Allgemeinheit 
rihtig if. Ein Briefumſchlag z. B. ift dazu beftimmt, nur einmal gebraudt 
und durd den Gebrauch verbraudt zu werden, Es ift aber nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Gebrauchszweck der Briefumſchläge durd eine neue Geftaltung derjelben 
in höherem Grade gefiert, die Verwendung erleichtert, bequemer gemadjt wird. 
In ſolchem Falle eignet fih aud das neue Modell eines Briefumſchlags zum 
Schub als Gebraudsmufter nah Maßgabe des Gejehes vom 1. Juni 1891. 
Die Dauer, welde das durd) ein Modell darjtellbare Arbeitsgeräth oder Gebrauchs— 
objeft haben muß, um Gegenftand eines Muſterſchutzes zu werden, bat eine andere 
Bedeutung. Es ift nit die_ Dauer im Gebraud), aber jedenfalls die Dauer, 
welde die gewerblie Berwerthbarfeit des Gegenſtandes in ber neuen Ge— 
ftaltung ermögliht, die man für ein gewerbliches Mufter fordern muß. Denn 
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immer handelt es fid) bei dem Gejeh vom 1. Juni 1891 um gewerbliche Mufter. 
Den Muſterſchutzberechtigten ift deshalb aud nad) $ 4 des Geſetzes das Recht 
zugeſprochen, die nachgebildeten Gegenftände allein in Verkehr zu bringen oder 
feilzubalten. 

Dem Revifionsfläger kann zugegeben werden, daß auch Halbfabrifate, 
welde als ſolche nit Gegenftand unmittelbarer Verwendung find, Gegenftand 
des gewerblihen Mufterfhuges fein können. Sind folde Halbfabrifate Gegen- 
ftände des PVeredelungsverfehrs, die gewerblid veräußert und erworben werden, 
um in einer anderen Fabrik mitteljt eines befonderen Verfahrens der Vollendung 
entgegengeführt, und jo in einen Zuftand gebradt zu werden, in weldem fie 
unmittelbar zu verwenden find, jo dienen fie ſchon als Halbfabrifate dem Gewerbe, 
fie find für diefes Gebraudsgegenftand. Und wird dem Halbfabrifat eine neue 
Seftaltung gegeben, in welder es dem Gebrauchszweck beſſer dient, als die bie- 
herigen Halbfabrifate, fo ift e8 muſterſchutzfähig. 

Aber ungebrannte Thonröhren mit Längsſchnitten find nicht Gegenftände 
des gewerblidden Verkehrs, und follen e8 auch nad) der Idee des Beflagten nicht 
fein. Derjelbe hat fein Modell nicht zu dem Zweck angemeldet, damit feine un- 
gebrannten Thonröhren mit ſolchem Längsihnitte oder die gebrannten Thonröhren, 
die dor dem Brande mit dem Längsſchnitte verjehen find, einem anderen Gewerbe 
dargeboten werden, damit es von dieſem gebrannt oder nad) dem Brande durd) 
einen Hammerjdlag zum Gebrauch als Halbrohre fertiggeftellt werde. 

Bielmehr ift jener Einſchnitt lediglich ein Durchgangsſtadium der Fabrikation 
in der Fabrik, die geipaltene Halbrohre herſteltt. — 

Bei einer folden Yage der Sache unterſcheidet fi) das Neue, welches ber 
Beklagte unter Schuß geftellt wifjen will, nit mehr von einem Verfahren, 
das angewendet wird, und angewendet werden foll, um den Gegenjtand befier 
und zwedmäßiger herzuftellen, welder zum unmittelbarem Gebraud) dargeboten 
wird. Und für diefen Gegenftand, die geipaltenen Halbrohre, bat der Beflagte 
einen Muſterſchutz nicht erlangt. 

Ein Verfahren ift aber nicht muſterſchutzfähig. Die Inftanzridter haben 
deshalb mit Recht gemäß $ 6 des Gejeßes vom 1. Juni 1891 auf Löſchung des 
Mufters erkannt. Und die Sache war aud nicht anders zu beurtheilen, wenn, 
wie der Beklagte nad) dem Berihtigungsbeihluffe vom 14. Dezember 1896 be: 
hauptet hat, der Muſterſchutz für die gebrannten aber noch ungeipaltenen Röhren 
erlangt worden wäre... I 2/97 vom 3. 3. 1897, 

T. Es kann dem Revifionsfläger zugegeben werden, daß es zweifelhaft jein 
mag, ob der Borjtand einer eingetragenen Genoſſenſchaft, der nad) feinem Statut 
wie nad) dem Genoffenihaftsgefeg vom 1. 5. 1889 $ 25 durch zwei Mitglieder 
zeichnen muß, einem einzelnen Borjtandsmitglied mit Rechtswirkung gegen 
Dritte Vollmacht dahin ertheilen fann, daß derjelbe einen ganzen Gefdäfts- 
zweig, bier die Entgegennahme von Darlehen, allein verwaltet. Der Einwand 
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iſt jehr Scheinbar, dan es ſich bei ſolchem Geſchäftsgebahren nit ſowohl um die 
Beitellung eines Bevollmädtigten im Sinne des $ 40 des Genoſſenſchafts— 
geſetzes oder eines Handlungsbevollmädtigten im Sinne des H.G. B.'s als um 
die Umgebung der gejeglihen und ſtatutariſchen Vorſchrift handelt. Und dieſer 
Einwand wird gejtärft durd) den Hinweis auf den Abi. 2 des 8 40, wonad) die 
Beitellung von Profuriften oder don Handlungsbevollmädtigten zum gefammten 
Geſchäftsbetriebe nicht ftattfindet, jowie durd die Erwägung, daß es gerade der 
Zwed der Einrichtung einer Kafjentontrolfe, die Zuziehung eines zweiten Vorſtands— 
mitgliedes zur Quittungsleiftung ift, Unredlichkeiten und Unterjdlagungen des 
Kaſſirers zu verhüten. Alfein ein anderer Gefihtspunft macht fid) geltend, wenn, 
wie im vorliegenden Falle, Jahre hindurch, ja Jahrzehnte Hindurd, nicht bloß der 
Vorftand, jondern die ganze Genoſſenſchaft ein Verfahren geduldet hat, das ſich 
in jchreienden Wideriprud mit dem Statut ſetzte. Wurden bei der beflagten Ge- 
nofjenihaft regelmäßig die Sparkaffenbüder in der Form ausgeftellt, daß der 
Ktajfirer allein auf dem Umſchlage unterichrieb, und nahm der Kaffirer Darlehne 
allein in Empfang, ohne aud nur die Zufchreibungen in den Sparkaſſenbüchern 
jeinerfeit8 zu unterfchreiben, jo läßt ſich nicht anders annehmen, als daf dies 
Verfahren in D. (dem Sie der Genoſſenſchaft) allgemein befannt geworden ift 
und aud der Genoſſenſchaft jelbjt bekannt war. Duldeten dies die Genoffen aber, 
ohne dagegen einzufdreiten, jo müſſen fie aud die nachtheiligen Folgen tragen 
und find nicht berechtigt, diefelben auf das Publikum abzuwälzen. Es jteht der 
Genoſſenſchaft die Einrede der Arglift entgegen, wenn fie fi, nachdem fie Fahre 
lang geduldet hat, daß ihre Geſchäfte in dieſer Weile dem Publikum gegenüber 
verwaltet wurden, den Verbindlichkeiten durch Berufung auf die entgegenftehenden 
Formvorſchriften des Statuts entziehen will. (Bolze, Praris, Bd. 17 Nr. 232) 
I. 363/96 vom 27. 2, 1897, 


Literatur, 
Beſprechungen. 


Die Reichsgewerbeordnung in ihrer dermaligen Faſſung nebſt den damit in Ver— 
bindung ſtehenden Reichs- und Sächſiſchen Yandeögefeten von Dr. A. v. Bernewitz, 
Seh, Regierungsrath im Hal. Sächſ. Minifterium des Innern. Sechſte Auflage, 1897. 
826 Seiten. 10 .A. 


Auf dem Gebiete des Gewerberechts ift in den Iehten Jahren wieder fo viel Neues 


hervorgebracht worden, daß die vorliegende neue Auflage der Bernewitz'ſchen Gewerbeordnung j 


doppelt dankbar begrüßt werden muß. Ueber dieſes Merk nad feiner Anlage und feinem 
Inhalt im Allgemeinen noch ein Wort der Anerkennung zu jagen, wäre verfehlt, da es in 


— 
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der Praxis der ſächſiſchen Gerichte und Verwaltungsbehörden längft die maßgebende Stellung 
erlangt bat, die ihm gebührt; bemerkt mag nur werben, daß es fi immer mehr zu einem 
volftändigen Kommentar auswächſt, ohne dabei von feinen befonderen Borzügen, Kürze und 
Weberfichtlichleit etwas einzubüßen. 

Im Einzelnen find gegenüber der fünften im Jahre 1898 erſchienenen Auflage in ber 
vorliegenden vor Allem die mannigfaltigen Beftimmungen bed Reihögeiched vom 6. Auguft 
1896 dem Texte einverleibt und verarbeitet und bie Borfhriften des Art. III des Geſetzes 
vom 19. Juni 1898, betreffend Ergänzung der Beftimmungen über den Wucher, bei $ 85 
der Gewerbeordnung eingerüdt worden. Außerdem find bie zahlreihen neuen Belannts 
machungen ded Bundesraths zu 35 105d, 120e und 189a ber Gewerbeordnung, die Bekannt⸗ 
machung betreffend Ausführungsbeftimmungen zur Gewerbeordnung vom 27. November 1896 
und die Belanntmahung der Hreishauptmannfhaften über die Sonntagsruhe in den unter 
$ 10de der Gewerbeordnung fallenden Gemwerbebetrieben vom 21. bezw. 28. Mär; 1896, die 
aus den Verordnungen vom 18. Juni 1895 und 6. März 1896 ſich ergebenden Abänderungen 
der Ausführungsd-VBerordnung und bie Verordnung zur weiteren Ausführung des Geſetzes 
über die Gemwerbegerihte vom 25. Januar 1898 aufgenommen worden. Im Anhange finden 
fi) bereitö die Neuerungen, die durch Art. 36 des Einführungsgeſetzes zum Deutfchen bürger: 
lihen Geſetzbuche werden eingeführt werden. Die feit dem Jahre 1898 veröffentlichten Ent 
ſcheidungen find forgfältig nachgetragen; zu vermifjen ift nur in der Anmerkung zu $ 9 der 
Gewerbeordnung die Entſcheidung Annalen 17, ©. 817 flg. Aud fehlt S. 706 unter den 
Gewerbegerichten daß der Stadt Glauchau, Juftigminifterialblatt 1898, S. 99, 


Zandridter Dr. Gallenkamp, Bautzen. 


Autorrecht und Rechtsſyſtem. XLitterarifhe und kritifhe Studie von Dr. v. Frey: 
dorf. Mannheim, 3. Bensheimers Berl, 189. 5 M. 


Dem Berfaffer ift Autorreht Eigenthum. Freilich ift diefer Say erfauft mit einer 
faft völligen Preisgebung der jeither anerkannten Grenzen des Gigenthumsbegriffs, insbes 
fondere mit feiner Zoslöfung fomohl von der Körperlichkeit des Gegenftandes, ald auch von 
defien thatfächlicher Beherrfhung durch den Eigenthümer. Ausfchließlichleit des Rechts und 
als Objekt ein bloßer Begriff mit oder ohne ſachliches Subftrat genügen dem Berfaffer zur 
Konftrultion des Eigenthumsbegriffs, doch wird, da diefe Merkmale auch allen andern Rechten 
zulommen, nebenbei erfordert, daß der den Gegenftand des Eigenthums bildende „Begriff“ 
vorhanden, landläufig und verftändlich, nicht erft im Kopfe des Juriften gebildet fein müffe. 
Daf das Urheberrecht einen folden Begriff zum Gegenftande habe, wird ohne näheren Rad: 
weis behauptet. 

Der Verfaſſer fühlt felbft, daß ihm die Löfung der Streitfrage nicht beſchieden zu 
fein feine. 

Zandgerichtöbireftor Fuchs, Leipzig. 


321 


Abhandlungen. 


Die Form der Nechtögeichäfte nach dem Deutihen Bürgerlichen 
Geſetzbuche. 


Bon Oberjuſtizrath Tränkner in Dresden. 


Der Grundjaß der Formfreiheit ift bereits im gemeinen, im ſächſiſchen und 
im Handelsreht anerkannt, Im Einklang hiermit enthielten Entw. I in 8 91 
Abſ. 1 und Entw. II in $ 104 Abſ. 1 die übereinftimmende Vorſchrift: 

„Für ein Rechtsgeſchäft ift eine befondere Form nur (dann) erforderlich, 
wenn eine folde durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft beftimmt ift.“ 

Der Entw, III (Reihstagsvorlage) und in Webereinftimmung damit das 
Geſetzbuch Haben zwar von Aufnahme diefer Vorſchrift abgejehen,*) andrerjeits aber 
einen allgemeinen Grundſatz über die Nothwendigkeit einer Form nicht aufgeftellt. 
Es gilt alfo auch hiernach die Regel der Formfreiheit. Nur wird diefe Regel 
durch mehrfahe Ausnahmen durchbrochen, die namentlih im Saden-, Familien. 
und Erbrecht befondere Bedeutung gewinnen. Deshalb fowie wegen ber Wichtigkeit 
der Form (vergl. $ 125) verlohnt es fid) wohl der Mühe, diefe Ausnahmefälle 
einer Betrachtung zu unterziehen. 

Das Geſetz kennt Hauptfächli folgende Arten von Formen: 

A) Einfache Schriftlickeit, 

B) Oeffentliche Beglaubigung, 

C) Gerichtliche oder notarielle Beurkundung. 

D) Erritung eines Geſchäfts vor Gericht (Michter) oder Notar bezw. 
anderen Behörden (Grundbudamt). 

Ueberdies wird nod bei einzelnen rechtsgeſchäftlichen bezw. mit rechtlichen 
Wirkungen ausgeftatteten Handlungen eine bejondere Mitwirkung von Behörden 
vorgeſchrieben, 3. B. bei der Eheſchließung nad $ 1317, bei der Annahme an 
Kindesftatt nad) $ 1741 Sa 2 u. a. m.**) 


) Die Weglaffung ift deshalb erfolgt, weil e8 ſich von felbft verfteht, daf eine Form 
nur infomweit erforderlich ift, als das Gefek fie vorjchreibt, vergl. Dr. Pland, Kommentar 3. 
D. 8.6.2. (bis jetzt Lieferung 1 und 2 erfchienen) zu $ 125 1. Buch S. 175 unter 1. 
**) Weber das örtliche Geltungdgebiet der Form vergl, Art. 11 des Einf.-G. und 
Dr. Endemann, Einführung in das Studium des D.B.G.B. III. Aufl. 1. Th. $ 18. ©. 74. 
Arie für Bürgerl Recht u. Prezeß. VII, 21 
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Im Nahftehenden follen namentlid) die unter A—D erwähnten gefegliden 
Formen befproden werden. Vorauszuſchicken ift, daß der Mangel der durd Ge: 
jeß vorgefchriebenen Form die Nichtigkeit des betreffenden Rechtsgeſchäfts zur Folge 
hat, 8 125. Das Geihäft gilt vor Vollendung der Form als nidt geſchloſſen, ein 
Anſpruch auf Erritung oder Vollendung der Form befteht nicht, jelbft dann nicht, 
wenn die Parteien über den gefammten Inhalt des Rechtsgeſchäfts fi mündlich 
geeinigt haben (übereinftimmend hiermit Sächſ. G.B. $ 824). Selbft freiwillige 
Erfüllung heilt den Mangel nur in Ausnahmefällen, 3. B. bei dem ſchenkweiſe 
abgegebenen Verſprechen (88 518 Abf. 2, 2301 Abf. 2 bei der Bürgidaftser- 
tlärung [$ 766 Sa 2]'*). Die gleihe Wirkung wie das geſetzliche Formgebot 
hat im Zweifel aud das auf Rechtsgeſchäft (Vertrag) berubende ($ 125 Saß 2, 
abweihend: 8 823 des Sächſ. G. B.'s) 1). Dies gilt ſowohl bei Verträgen, für 
deren Erridtung die Betheiligten eine Beurkundung vereinbart haben, als auch 
dann, wenn in einem gültig errichteten Rechtsgeſchäfte (Vertrag, Teftament) für 
einfeitige, das zwiſchen den Parteien begründete Rechtsverhältniß berührende 
Willenserflärungen, 3. B. Kündigung, Mahnung, Rücktritt vom Bertrage u. f. w. 
befondere Formvorſchriften getroffen worden find. Bei dem rechtsgeſchäftlichen 
Formgebote gilt jedoch diefe Regel, wie jhon erwähnt, nur im Zweifel, wenn 
nit eine entgegengefeßte Abfiht der DBetheiligten erhellt. Dies würde 5. B. 
dann der Fall jein, wenn für einen bereits gültig (ohne Form) geſchloſſenen 
Vertrag nachträglich eine Form verabredet wird. Hier barf nad) der Ab- 
fiht der Parteien davon ausgegangen werden, daß durd die Form nur ein 
Beweismittel für das Zuſtandekommen des Vertrags geidhaffen werden folle, 
Abgejehen Hiervon können natürlid die Betheiligten von der Formvereinbarung 
wieder abgehen, denn wie e8 in ihrem Belieben fteht, die Form zu vereinbaren, 
jo können fie dieſe Vereinbarung auch wieder aufheben, Ob fie das leßtere be- 
abfihtigt haben, wird im jedem einzelnen Falle zu prüfen fein, die Abſicht kann 
auch aus Handlungen und Erklärungen gefolgert werden, die einen anderen Schluf 
nit zulaffen. vergl. hierüber namentlid Dr. Pland, Kommentar a. a. O. 
S. 176.***) 

3u A 
folfen unter I zuächſt die einzelnen Fälle der einfachen ſchriftlichen Form aufgeführt 
und hieran unter II einige allgemeine Bemerkungen angeſchloſſen werben. 





la) Aud die Vorfchrift in 8 818 Say 2 (nachträgliches Gültigwerden eines ohne 
Beobachtung der in Sa 1 vorgejhriebenen Form abgeſchloſſenen Grundftüdsveräußerungs: 
vertrages, wenn die Auflaffung und Eintragung des Grundftüdserwerbers im Grundbude 
erfolgt ift) kann hieher gerechnet werben. 

1b) Nah Sädf. Recht ift im Zweifel anzunehmen, daß die Betheiligten mit ber 
Form blos die Erlangung eines Beweismittels bezwedt haben. Nah D. G. B. gilt die ent: 
gegengefegte Auslegungsregel. 

**) Weber die Bedeutung der Punktation ($ 827 6.6.8.) nah D.G.B. vergl. 
Dr. Haidlen Kommentar z. D.B.G.B. 1. Bo. ©. 160. 
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I. Der einfachen Schriftlichkeit unterliegen: 

1. das Stiftungsgefhäft unter Lebenden, d. i. die einfeitige oder aud) 
vertragsmäßige Erklärung, durch die der Stifter feinen Willen erklärt, eine 
Stiftung zu einem gewiffen Zwede zu erridgten und diefer Stiftung Vermögen 
zufidert, auch die erforderlihen Beitimmungen für die Berfaffung der Stiftung 
trifft (88 81, 85). 

Der Entw. III ($ 78 Abſ. 1) erforderte gerichtliche oder notarielle Be— 
urfundung, die Reihstagstommiffion eradptete jedoch einfache Schriftlichkeit für aus- 
reihend, da in dem Erforderniffe der ftaatlihen. Genehmigung ($$ 77 des Entw., 
$ 80 des G.B.’8) eine genügende Garantie für die Unzweifelhaftigkeit und Sicher— 
heit der in dem Stiftungsgeſchäft enthaltenen Willenserflärung zu finden jei.") 

Die einfache Shriftlichkeit genügt jedod blos für das Stiftungsgeihäft unter 
Lebenden, für das Stiftungsgefhäft von Todeswegen ift die Zejtamentsform nad) 
8 2231 flg. erforderlid. 

2. Die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters eines Minderjährigen zur 
Bornahme eines einfeitigen Rechtsgeſchäfts Seiten des Ießteren nah 8 111 
Satz 2. 

Unter Einwilligung des gejeßlicden Vertreters ift die vorherige Zuftimmung 
zu verftehen, im Gegenſatze zur Genehmigung, d. i. die nachträgliche Zuftimmung.*) 
Ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, das der Minderjährige ohne die erforderliche Ein- 
wilfigung des gejeßlihen Vertreters vornimmt, ift nad $ 111 Sab 1 unwirkſam. 
Es kann auch nit durch nadträglide Zuftimmung (Genehmigung) wirffam werden, 
im Gegenfage zum zweifeitigen Rechtsgeſchäfte ($ 108 Abſ. 1). 

Die Einwilligung, die dem Minderjährigen gegenüber zu ertheilen ift, kann 
an fi auch mündlich ertheilt werden. Nimmt aber der Minderjährige mit Ein- 
willigung des gefeglihen Vertreters ein einjeitiges Rechtsgeſchäft vor, fo ift das 
Rechtsgeſchäft trogdem unwirkſam, wenn der Minderjährige die Einwilligung nicht 
in [hriftlider Form vorlegt, und der Andere das Rechtsgeſchäft aus diefem 
Grunde unverzüglich zurückweiſt. Eine Ausnahme findet jedoch ftatt, wenn der 
Bertreter den Anderen ſchon vorher von der Einwilligung — gleihviel ob ſchriftlich 
oder mündlich — in Kenntniß gefeßt hatte. Hier ift die Zurückweiſung des Rechts— 
geihäfts ausgeſchloſſen (ß 111 Letter Gab). 

Die ſchrifliche Einwilligung des gejeglihen Vertreters ift in dem vorange— 
gebenen Falle nit blos Beweismittel, ſondern weſentliche Vorauseſetzung der 
Gültigkeit des einfeitigen Rechtsgeſchäfts ſelbſt. Es Leiden daher auf fie auch die 
nachſtehend unter II dargelegten Erforderniffe Anwendung. In gleicher Weife 

i) Bericht der Reichdtagsfommiffion (BRTK) ©. 18 flg. — Reichstagskommiſſion 
mwirb mit RTK Reichstag mit RT abgekürzt werben. 

*) 88 183 und 184. Im Vormundicaftsrechte wird jedoch diefe Unterfcheidung nicht 
aufrecht erhalten, hier wird unter Genehmigung jowohl die vorgängige, als die nachträgliche 
Zuftimmung verftanden ($$ 1829-1832). 

R1* 


324 Träntner, Die Form ber Rechtsgeſchäfte 


muß aud die erforderlihe Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſowie des 
Gegenvormundes zu einem einjeitigen Rechtsgeſchäfte in ſchriftlicher Form vor- 
gelegt werden ($ 1831 Sat 2, $ 1832). Weift der Andere bei Nidtvorlegung 
ihriftliher Genehmigung das Rechtsgeſchäft deshalb unverzüglih zurüd, fo ift 
letzteres unwirkſam, wenn auch die Genehmigung thatſächlich ertheilt war. 

3. Die Quittung ($ 368 Abf. 1), wenn nicht der Schuldner ein rechtliches 
Intereffe daran hat, daß die Quittung im anderer Form ertheilt wird ($ 368 
Ubf. 2). 

4. Die nad $ 416 Abſ. 1 Satz 1 vorgeſchriebene Mittheilung des Ber- 
äußerers eined mit einer Hypothek wegen einer Schuld des lehteren belafteten 
Grundftüds an den Gläubiger. Nach der angezogenen Geſetzesvorſchrift kann, 
wenn der Erwerber eines derartigen Grundftüds die Schuld des Veräußerers 
übernimmt, der Gläubiger nur dann die Schuldübernahme genehmigen und da» 
dur den Schuldübernehmer zu feinem perjönlihen Schuldner maden, wenn ber 
Veräußerer ihm die Schuldübernahme mittheilt. Für diefe Mittheilung wird in 
Abi. 2 Satz 2 Schriftlichkeit erfordert, eine blos mündlihe Mitiheilung hat aljo 
feine Wirkſamkeit. 

5. Für Mieth- und Padhtverträge über ein Grundftüd, die für längere Zeit 
als auf ein Jahr abgejhloffen werden ($ 566 verb. $ 581). Wird die fchrift: 
liche Form nicht beobadtet, fo gilt der Vertrag als für unbeftimmte Zeit geſchloſſen, 
die Kündigung ift jedoch nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß bes erjten 
Jahres zuläffig. Aber jelbft wenn der Vertrag unter Beobachtung der järiftlichen 
Form, jedod für eine längere Zeit als dreißig Jahre geihloffen ift, kann nad 
Ablauf von dreißig Yahren jeder Theil das Vertragsverhältniß unter Einhaltung 
der gejeglihen Kündigungsfrift fündigen ($ 567 Sag 1), Nur dann ift Die 
Kündigung unzuläffig, wenn der Vertrag für die Lebenszeit des einen oder bes 
anderen Theiles geſchloſſen iſt (6 567 Sab 2). 

6. Die Bürgihaftserflärung ($ 766 Sag 1). Die jriftlihe Form wurde 
auf Antrag der Reihstagsfommiffion vorgeſchrieben. Gleichzeitig wurde aber 
Sat 2 des 8 766 beigefügt, wonad der Mangel der Form infoweit geheilt wird, 
als der Bürge die Hauptverbindlichkeit erfüllt. Die Annahme der Bürgſchafts— 
erflärung ift an die ſchriftliche Form nicht gebunden. Ein Antrag, aud) für die 
Schuldübernahme ($ 414) Schriftlichkeit einzuführen, wurde abgelehnt. 

7. Die Ertheilung eines Leibrentenverjprehens ($ 761). Bon der R.T.K. 
eingeſchaltet. 

8. Die Anweiſung ($ 783) und die Annahme einer ſolchen Seiten des 
Angewiefenen (5 784 Ubi. 2). Der fhriftlihe Vermerk, dur den die Annahme 
zum Ausdrude gelangt, muß auf der Anweifung felbft bewirkt werden. Auch die 
Uebertragungserflärng, mittelft deren der Anweilungsempfänger die Anweiſung 
nad $ 792 Abſ. 1 Sab 1 auf einen Dritten übertragen kann, bedarf der ſchrift— 
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lichen Form, die aber bier nicht auf der Anweiſungsurkunde jelbft zum Ausdrude 
gebracht zu werden braudt ($ 792 Abſ. 1 Sab 2). 

9. Das jelbftändige Schuldverſprechen ($ 780) und das Schuldanerkenntnif 
($ 781). Ausnahme: wenn das Schuldverfpredien oder das Schuldanerfenntniß 
auf Grund einer Abrehnung oder im Wege des Vergleichs ertheilt wird ($ 782). 
Die Annahme des Schuldverjpredens oder Schuldanerfenntniffes braudt nicht 
ſchriftlich zu erfolgen. 

10, Die Abtretung der Forderung, für die eine Briefhypothek befteht, ſowie 
die Abtretung einer Grundſchuld (5 1154, 1192). Die fhriftlihe Form der 
Abtretungserflärung kann jedoch durch die Eintragung der Abtretung in das Grund» 
buch erjegt werden ($ 1154 Ab. 2). Auch kann der neue Gläubiger öffentliche 
Beglaubigung der ſchriftlichen Abtretungserflärung verlangen ($ 1154 Abi. 1 
Sap 2). 

11. Die dem abgetretenen Schuldner vom neuen Gläubiger vorzulegende 
Erklärung des abtretenden Gläubiger über die Abtretung ($ 410). 

12. Die Zuftimmung der Bereinsmitglieder zu einem ohne vorausge— 
gangene Mitgliederverfammlung gefaßten Beihluffe ($ 32) ſowie das Verlangen 
nad Berufung einer Mitgliederverfammlung im Falle von $ 37 Abi. 1. 

DO, Hierzu ift nod Folgendes zu bemerken: 

1.) Zur Erfüllung der geſetzlich gebotenen Schriftform ift erforderlih, daß 
die Urkunde vom Ausfteller unterzeicänet wird und zwar: 

a) eigenhändig und 
b) entweder aa) durd) Namensſchrift oder bb) mittelft Handzeihens, das 
aber gerihtlid oder notariell beglaubigt fein muß ($ 126). 

Zu a.) Mit dem Erforderniffe der Eigenhändigfeit der Unterſchrift ift 
ausgefhloffen, daß der Erflärende fi eines Anderen zum Schreiben feiner Unter: 
jhrift bedienen kann (vergl. hierüber Mot. I, S. 185). Selbftverftändlid kann 
man eine Urkunde aud durd einen Vertreter unterſchreiben laffen. Allein hier 
bat der leßtere die Urkunde mit jeinem Namen eigenhändig zu vollziehen, Dann 
ift eben der Bertreter, nicht der Vertretene der Ausfteller der Urkunde, die zu 
Folge der Vertretungsmadt für oder gegen den Bertretenen wirft.*) Sache des— 
jenigen, der von ber Urkunde gegen den Bertretenen Gebraud) macht, ift es als— 
dann, das Vertretungsverhältnig darzuthun und zugleid nachzuweiſen, daß ber 
Vertreter fi als folden bei Vollziehung der Urkunde zu erkennen gegeben babe 
(vergl. im Uebrigen 88 164 flg.). 

Zu b), aa), Die Namensunterjrift bat die Perfon des Ausftellers Hin- 
reihend zu fennzeidhnen. Die Motive zu Entw. I $ 92 fagen hierüber: 


) In dieſem Sinne ift die Bemerkung bei Pland, a. a. D. ©. 177 unter 2 zu ver: 
ftehen. Man fann nicht feinen Namen durch einen Dritten unterfhreiben laffen, vergl. auch 
Haidlen, Kommentar a. a. D. S. 152, 
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Die Zeihnung mit dem Familiennamen oder der Firma unbedingt zu er- 
fordern, ift Anftand genommen, weil gewiffe Perſonen, insbejondere erlauchte 
bei der Unterſchrift fi herfümmlid nur des Vornamens bedienen, aud nicht 
jelten Perſonen mit einem ihnen nit zufommenden oder von ihnen ange 
nommenen Namen unterzeihnen (Mot. I, S. 185). 

Zeitli) braucht die Unterzeihnung der Herftellung des Tertes nicht nachzu— 
folgen, fie kann vielmehr (wie beim Bankett) auch voraufgehen. Quervermerk ift 
für die im Geſetzbuch vorgefehene Unterjchrift nicht zuläſſig. Ebenfowenig 
Namensunterdrud. Ausnahme: 8 793 Abi. 2 Sa 2. 

Zu b, bb). Das gerichtlich oder notariell beglaubigte Handzeihen genügt 
aud dann, wenn der Ausfteller des Schreibens fundig ift, ebenfo gleichgültig ift 
es, ob der Ausfteller am Schreiben behindert war oder nit. Andererfeits bedarf 
es aud bei Analphabeten, Blinden und Taubftummen weiterer Schugmaß- 
regeln nicht. 

Die Beifügung des Ortes und ber Zeit der Ausftellung gehört an fi 
nicht zu dem weſentlichen Erforderniſſen der Schriftlichleit (Mot. I, S. 185). 
Anders bei der nadjftehend unter 5 erwähnten Art der Shriftlichfeitsform. 

2.) Bei einem ſchriftlichen Vertrage (zweijeitigen Rechtsgeſchäfte), über 
den nur eine einzige Urkunde aufgenommen wird, gehört zur Vollendung ber 
Form, daß diefe Urfunde von ſämmtlichen Betheiligten unterzeichnet wird. Blos 
wenn mehrere gleihlautende Bertragsurfunden aufgenommen werden, 
braudt jede Partei nur die für die andere beftimmte Urkunde zu unterzeichnen 
($ 126 Abſ. 2). Diefe legtere Vorſchrift ift namentlich mit Rückſicht auf bie 
Bertragihließung unter Abweſenden geſchaffen und entipridt der Beftimmung in 
8 825 des S. G.B. Bei einer Vertragsihliegung der leßteren Art (unter Ab- 
wejenden) muß jedod nad $ 130 noch hinzulommen, daß die mur bon einem der 
Betheiligten unterjhriebene Urkunde dem anderen zugeht. Erſt dann ift die fchrift- 
lie Willenserklärung wirkſam. 

Das Weien der ſchriftlichen Vertragsform ift hiernach in der Regel bie 
zweifeitige Schriftlidfeit. Hieraus folgt, daß aud bei ſolchen Verträgen, dur 
die eine Partei der anderen lediglich Vortheile einräumt, micht die Unterſchrift der 
erfteren allein genügt, jondern aud) die der anderen erforderlich if. Ausnahme» 
weife läßt jedoch das Geſetz bei einzelnen Berträgen aud) eine einjeitige Schrift- 
lichkeit ausreichen, 3.3. beim Bürgfhaftsvertrage, wo nur die Bürgſchaftserklärung, 
ſowie beim jelbftändigen Schuldverjpreden und beim Schuldanerfenntniß, wo nur 
das Berjprehen und die Anerfennungserflärung, nit aber aud die Annahme 
ihriftlih zu geſchehen braudt ($ 766, 88 780 und 781). Ebenſo aud beim 
Leibrentenverjpreden ($ 761) fowie bei der Abtretungserflärung nad) 8 1154. 
Die Annahme kann mündlid oder auch ftillfchweigend dur Nehmen der Urkunde 
erfolgen. 

Andererſeits ift es bei zweifeitiger Schriftlickeit eines unter Anmwejendben 
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geijloffenen Vertrags gleihgültig, ob die von ſämmtlichen Bertragstheilen unter» 
zeichnete Vertragsurfunde in die Hände eines der Betheiligten gelangt oder nicht, 
fowie ob die mehreren gleihlautenden Urkunden, nahdem jede Partei die für den 
Gegner beftimmte unterzeichnet hat, ausgetaufcht werden oder nidjt.*) Der einmal 
erfolgte ſchriftliche Abſchluß bleibt aud dann bindend, wenn die Urkunde Hinter: 
brein don dem Ausfteller ohne Genehmigung des anderen Theil vernichtet wird 
oder verloren geht. Nur bei dem Bertragsichluffe unter Abweſenden leidet dieje 
Regel eine Ausnahme (f. oben unter 2 und 8 130 Abi. 1). 

3.) Die gejeglide Form der Schriftlichkeit wird durch die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung (ſ. weiter unten) erjeßt. Dagegen genügen Briefe und 
Telegramme nit. Der Entwurf I ($ 92 Abf. 2) Hatte zwar telegraphiſche Ueber- 
mittelung unter der dort vorgejehenen Vorausſetzung zugelaffen, die folgenden Ent: 
würfe und das Gejeßbud haben jedod von Aufnahme diejer Beftimmung abge- 
fehen. Anders bei der gewillfürten Schriftlichkeit, j. nachſtehend unter 4. 

4.) Auch dur Vereinbarung der Parteien, die an ſich an feine bejondere 
Form gebunden ift, kann für ein Rechtsgeſchäft eine bejondere Form, insbefondere 
die Schriftlichkeit feftgefeßt werden. Für die foldergeftalt gewillfürte Schriftform 
gelten nah 8 127 im Zweifel diefelben Regeln, wie für die geſetzliche. Nur ſoll 
bier zur Wahrung der Form, foweit nit ein anderer Wille der Parteien anzu» 
nehmen ift, telegrapbifche Uebermittelung und bei einem Vertrage Briefwechſel ge- 
nügen ($ 127). Der Entwurf III ($ 123) ließ nur telegraphiſche Mebermittelung 
als Erfah zu. Auf Antrag der RTK wurde jedoch auch briefliche Korreſpondenz 
für ausreihend angejehen (vergl. B RTK ©, 27); hierdurch ift die bei den 
Berathungen der RTK aufgeworfene Zweifelsfrage, ob nad dem Entwurf eine 
brieflide Dfferte, die telegraphijh angenommen ſei, Rechtswirkung haben fünne, 
im bejahenden Sinne entjdieden. Andrerjeits ift, wie dies aud ſchon nad Ent- 
wurf III anzunehmen war, bei telegraphiſcher Uebermittelung nicht mehr erforder: 
lich, daß die Aufgabeſchrift unterſchrieben oder unterzeichnet fei (vergl. Entw. I, 
8 92 Abi. 2, 8 93) und ebenfo bei Verträgen nicht mehr, wie nad Entw. I, 
8 94) gleilautende Faffung der beiderfeitigen Telegramme nothwendig, jondern 
es genügt in erfterer Beziehung, wenn die Aufgabeſchrift von dem angeblichen 
Abſender wirklich herrührt und in leßterer, wenn die ausgetaufhten Telegramme 
nur inhaltlich übereinſtimmen. 





*) Im Entw. I $ 94 Abi. 1 Sa 2 war die Hingabe der den Ausfteller bindenden 
Urkunde an dem Bertragdgegner gefordert. Dieſes Grforderniß ift aber — abgejehen von 
dem Vertrage unter Abweſenden — von der IL. Kommiffion geftrihen worden. In diefem 
Sinne ift dad von Dr. Endemann, Einführung in das Stubium des B.G. B. II. Aufl. 1. Th. 
&.278 unter II über die Nothwendigfeit der Begebung der Urfunde Gefagte zu verftehen. 
Natürlich) müſſen aber auch hier die der Vollgiehung der Urkunden vorausgegangenen empfangs: 
bebürftigen Willenserflärungen eines jeden Theil dem anderen zugegangen fein, vergl. Endes 
mann, Einführung pp. 83 66 und 67 ©. 274 fle. 
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Wegen der Unzulänglickeit der Telegramme für den Beweiszwed war ſchon 
im Entwurf III $ 123 Abſ. 3 beftimmt, daß der Empfänger beredtigt fein foll, 
die Herjtellung der ſchriftlichen Form ($ 122) zu verlangen, Diefe Vorſchrift ift 
im Gefegbude nit nur wiederholt, jondern auch auf den Briefwechſel ausgedehnt 
worden, Der Inhalt eines Vertrags ift aus der brieflihen Korreſpondenz oft nur 
miübjam herauszuleſen, e3 kann daher dieſe Art der ſchriftlichen Form leicht zu 
Streitigkeiten führen. Die Beſtimmung am Schluffe von $ 127 hat daher ihren 
guten Grund. Die dort eingeräumte Berechtigung lann nöthigenfalls im Klag- 
wege berfolgt werden. 

5.) Außer der im Borftehenden geſchilderten Schriftlickeit kennt das Geſetz⸗ 
buch noch eine Art der ſchriftlichen Form in der Geftalt des ſchriftlichen 
Privatteftaments ($ 2231 Ziff. 2). Zur Wahrung diefer Form ift jebod 
nothwendig, daß die das Teſtament enthaltende ſchriftliche Erklärung nicht blos 
vom Erblaffer unterjhrieben, jondern aud eigenhändig geſchrieben, fowie 
daß Drt und Tag darunter angegeben ift (vergl. hierüber weiter unten zu D.) 


Bu B,, 


I) Die öffentlihe Beglaubigung einer Erklärung (8 129) bezieht ſich nicht 
auf den Inhalt der Erflärung, fondern auf die Echtheit der Unterſchrift. Während 
bei der einfahen Schriftform die Echtheit der Namensunterſchrift, d. 5. alfo der Um— 
ftand, daß die Unterfhrift von dem Ausfteller herrührt, im Falle Beſtreitens noch zu 
beweifen ift, wird bei der öffentlichen Beglaubigung diefer Nachweis durd die von 
einer öffentlihen Behörde oder einem zuftändigen Beamten oder Notar bewirkte 
Beurkundung ber Echtheit erbradt. Die Erflärung muß deshalb fhriftlih ab» 
gefaßt und die Unterſchrift von der zuftändigen Behörde oder einem zuftändigen 
Beamten oder Notar „beglaubigt” werden. Wird die Erflärung von dem 
Ausfteller mittelft Handzeihens unterzeichnet, jo ift die im $ 126 Abi. 1 vor- 
geſchriebene, aljo geritlide oder notarielle Beglaubigung des Handzeichens 
erforderlih und genügend, e8 muß aljo bier die Beglaubigung entweder von einem 
Gericht, oder von einem Notar bewirkt werden. Im Uebrigen bleibt e8 bis zum 
Erlaffe reichsgeſetzlicher Vorſchriften der Landesgefeßgebung überlaffen, die Zu- 
ftändigfeit der Behörden bezw. Beamten ſowie das Verfahren für die Beglaubigung 
zu regeln. 

Die öffentlihe Beglaubigung wird durch die gerichtliche oder notarielle Be- 
urfundung der Erklärung erjeßt. 

Durd die Öffentlihe Beglaubigung der Unterſchrift wird ebenfo wie durch 
eine Privaturfunde, deren Echtheit auf andere Weiſe dargethan wird, bis zum Be: 
weiſe des Gegentheil® voller Beweis dafür erbradt, daß die in der Urkunde ent- 
haltene Erklärung von dem Ausfteller abgegeben worden ift (vergl. auch 8 381 
der C.P.O.) Deßungeadtet erhält die Urkunde durch die UnterjKriftsbeglaubigung 
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nicht die Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde im Sinne von $ 380 der EP.O.*) 
Es bleibt daher zum mindeften fraglich, ob die bloje Unterjriftsbeglaubigung in 
den Fällen der 88 1718, 1720 Abi. 2 des Geſetzbuchs genügt. 

II.) Die Form der öffentlichen Beglaubigung kommt nad dem Geſetzbuche 
namentlid in Betracht: 

1. bei den Anmeldungen zum Bereinsregifter (8 77), 

2.) „bei dem fhriftlihen Anerkenntniffe des Gläubigers, daß die Schuld 
erloſchen ſei. Iſt über eine Forderung ein Schuldfhein ausgeftellt, jo fann nad) 
$ 371 der Schuldner, der die Schuld getilgt Hat, neben der Quittung ($ 368) 
Rüdgabe des Schuldiheins verlangen. Behauptet jedoch der Gläubiger, zur 
Rüdgabe außer Stande zu fein, jo hat er auf Verlangen des Schuldners dieſem 
ein öffentlid beglaubigtes Anerkenntniß über das Erlöichen der Schuld aus: 
zuftellen (8 371 Satz 2). 

3.) bei der von dem abtreienden Gläubiger dem neuen Gläubiger auf Ber: 
langen auszuftellenden Urkunde über die Abtretung. Die Mebertragung einer 
Forderung geſchieht durch die auf die Uebertragung gerichtete Willenseinigung der 
Betheiligten (des Cedenten und bes Geffionars). Diefe Willenseinigung (ab⸗ 
fteafter Vertrag) bewirkt den Uebergang der Forderung und ift an ſich (abgejehen 
von der Abtretung einer hypothekariſchen Forderung, 8 1154) an eine Form nicht 
gebunden, kann aljo mittelft mündlicher Erklärung erfolgen. Auf Verlangen des 
neuen Gläubiger® hat jedoch der bisherige Gläubiger auf feine Koften eine öffent- 
lich beglaubigte Urkunde über die Abtretung auszuftellen ($ 403). 

4.) wenn eine Militärperfon, ein Beamter, ein Geiſtlicher oder ein Lehrer 
an einer Öffentlihen Unterridätsanftalt den übertragbaren *) Theil des Dienftein« 
fommens, des Wartegelded oder des Nuhegehaltes abtritt; Hier ift nah $ 411 
die auszahlende Kaffe durch Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger 
ausgeftellten, öffentlih beglaubigten Urkunde von der Abtretung zu benad)- 
rihtigen und es gilt bis zu dieſer Benachrichtigung die Abtretung als der Kaffe 
nit befannt. 

5.) bei ber Uebertragung einer hypothekariſchen Forderung, für die eine Brief- 
Hypothek befteht. Hier genügt zwar zur Gültigfeit der Abtretung die Ertheilung der 
Abtretungserflärung in einfacher fchriftliher Form und die Uebergabe des Hypo» 
thefenbriefes (vergl. oben unter I, 10 und 8 1154 Abf. 1 Satz 1). Es hat je- 
doch der bisherige Gläubiger auf Verlangen des neuen Gläubigers die Abtretungs- 
erflärung auf feine Koften öffentlich beglaubigen zu laſſen (8 1154 Abi. 1 Saß 2). 

Dies ift namentlich in dem Falle von Wichtigkeit, wenn die Briefhypothel 
mehrmals übertragen und die eine oder die andere Mebertragung nit, wie nad) 


*) ®Bergl. Dr. Endemann, Einführung in das Stubium des B.G. B. II. Aufl. 1. Th. 
S. 271 flg. unter ce. 
») Bergl. 5 400 des Geſetzbuchs verbd. mit $ 749 Ziff. 5, 6 und 8 der E.B.D. 


330 Tränkner, Die form ber Rechtsgeſchäfte 


$ 1154 bj. 2 geichehen kann, ins Grundbuch eingetragen ift. Hier fann fi 
der durch eine zufammenhängende, auf einen eingetragenen Gläubiger zurück— 
führende Reihe von öffentlid beglaubigten Abtretungserflärungen legitimirte 
Befiger des Hypothefenbriefs auf den Inhalt des Briefs und ber ihn legitimiren- 
den Urkunden zum Schuße ſeines Erwerbes gegen die Rechte dritter ganz ebenjo 
berufen, als wenn er im Grundbuche eingetragen wäre. Der Öffentlihe Glaube 
des Grundbuchs kommt ohne Weiteres auch den Urkunden zu. Insbeſondere 
können dem Rechte eines Vormannes anhaftende Mängel, die weder aus dem 
Briefe noch aus den Abtretungsurfunden erfitli find, dem gehörig legitimirten 
Befiker des Briefes, dem dieſe Mängel bei dem Erwerbe nicht befannt waren, 
nicht entgegengehalten werden ($ 1155). Einer öffentlich beglaubigten Abtretungs- 
erklärung fteht nah $ 1155 Satz 2 ein gerichtlicher Ueberweiſungsbeſchluß und 
das öffentlich beglaubigte Anerkenntniß einer kraft Geſetzes *) erjeßten Ueber: 
tragung der Forderung gleid). 

6. in den Fällen der 88 1035, 1372, 1528, 2215 (öffentliche Beglaubig- 
ung des Berzeihniffes der dem Nießbraude an einem Inbegriffe von Saden 
unterliegenden Gegenftände jowie des Berzeichniffes Über den Beftand des eigenen 
und des eingebraditen Gutes der Ehegatten und des Verzeichniſſes der vom Teita- 
mentsvoliftreder verwalteten Nachlaßgegenſtände zc.)*) 

7.) bei der Anfechtung einer nad 88 1330 fig. anfechtbaren Ehe. Cine 
folde Ehe lann, jo lange fie nicht aufgelöft ift, nad) $ 1341 nur durch Er- 
hebung der Anfechtungsklage angefochten werden. ft jedod die Ehe durch den 
Tod des niht zur Anfechtung beredtigten Ehegatten aufgelöft worden, jo erfolgt 
die Anfehtung nad 8 1342 durd Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; 
diefe Erklärung ift in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. Abgabe der 
Erflärung durd einen Vertreter ift jedod bier ausgeſchloſſen ($ 1336); wohl aber 
kann die öffentlich beglaubigte Anfehtungserflärung des anfechtungsberechtigten 
Ehegatten dem Nachlaßgericht durd einen Beauftragten übergeben werben. 

8.) bei dem Verzichte eines antheilsberedtigten Ablömmlings auf feinen An- 
theil am Gefammtgute; diefer Verzicht erfolgt nah 8 1491 durch Erflärung 
gegenüber dem für den Nachlaß des verftorbenen Ehegatten zuftändigen Gerichte, 
die Verzichtserklärung ift in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 

9.) bei der Erklärung des überlebenden Ehegatten, daß er die fortgejeßte 
Gütergemeinihaft aufgebe; diefe Erklärung ift gegenüber dem für den Nachlaß 
des vderjtorbenen Ehegatten zuftändigen Gerichte in üffentli beglaubigter Form 
abzugeben ($ 1492). 

10.) bei dem Antrage auf Bewirkung einer Eintragung im Güterrechts⸗ 
register ($ 1560); 

®) Vergl. 3. ©. g5 426 Abi. 2 Satz 1. 88 774, 1148, 1488 Abſ. 8, 1519 Abi. 2. 


*) Dieje Fälle follen burd 8 129 mit betroffen werben; vergl, Haiblen, Kommentar 
a. a. O. S. 156, 
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11.) bei der Erflärung einer geſchiedenen Frau, daß fie ihren früheren Namen 
wieder annehme ($ 1577 Abf. 2); 

12.) bei der Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes nad deſſen Tode 
($ 1597 Abſ. 1). Bei Lebzeiten des Kindes kann die Anfechtung nur durch Er- 
bebung der Anfehtungsflage erfolgen, die gegen das Sind zu richten ift ($ 1596); 
nad dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung durch Erflärung gegenüber dem 
Nachlaßgerichte, die in Öffentlich beglaubigter Form abzugeben ift. 

13.) bei bem Verzichte des Vaters auf die Nutznießung durch öffentlich be- 
glaubigte, gegenüber dem Vormundſchaftsgerichte abzugebende Erflärung ($ 1662); 

14.) bei den von dem Ehemanne der Mutter eines aufßerehelichen Kindes 
der zuftändigen Behörde gegenüber abzugebenden Erklärung, daß er dem Kinde 
feinen Namen ertheile, ſowie bei den Einwilligungserflärungen der Mutter und 
des Kindes Hierzu (8 1706). 

15.) bei der Ausſchlagung einer Erbſchaft ($ 1945 Abf. 1) fowie bei 
der Anfehtung der Ausichlagung oder der Annahme (8 1955); die Ausichlagung 
fowie die Anfechtung erfolgt durd Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte, die 
in öffentlich beglaubigter Form abzugeben ift. Sie kann zwar aud) durch einen Bevoll- 
mädtigten erflärt werben, bie Vollmacht muß jedoch ebenfalls öffentlich beglaubigt 
fein (8 1945 Abi. 2). Die Vollmacht muß überdies der Erklärung beigefügt oder 
innerhalb der Ausfhlagungsfrift beigebradt werden ($ 1945 Abi. 2 Satz 2.). 


3u C. 

1) Die Erridtung eines Rechtsgeſchäfts in gerichtliher oder notarieller 
Form unterjheidet fi von der Erridtung eines jolden in öffentlider Ur: 
funde (vergl. z. B. $ 1718, 8 1720 Abſ. 2) dadurch, daß im leßteren Falle 
eine Urkunde genügt, die überhaupt von einer landesgefeglich zu der Beurkundung 
zuftändigen Behörde ober einem Hierzu zuftändigen Beamten aufgenommen 
worden ift. 

ft für einen Vertrag durch Geſetz geridtlihe oder notarielle Beur- 
fundung vorgeſchrieben, jo ſoll es nad 8 128 zur Wahrung der Form genügen, 
wenn zunädft der Bertragsantrag und fodann die Erklärung der Annahme des 
Antrages gerichtlich oder notariell beurfundet wird, d. h. es ift weder gleichzeitige 
Anweſenheit beider Bertragstheile nothwendig, noch aud die Beurkundung des 
weiteren für ben Vertragsabſchluß weſentlichen Erfordernifjes geboten, daß die Er- 
Märung jeder Partei mit ihrem Willen der anderen zugegangen ift. Dieſe Be- 
ftimmung enthält eine im Intereffe des Verfehres getroffene Ausnahme von dem 
allgemeinen Grundjaße, daß Willenserflärungen unter Abwefenden nur dann Wirk: 
famfeit erlangen, wenn fie dem Gegner zugegangen find. Der Vertrag kommt in 
einem jolden Falle nad) $ 152 mit der Beurkundung der Annahme zu Stande, 
ohne daß die Annahmeerflärung dem Antragenden zuzugehen braudt.*) 


) Bergl. hierzu noch Pland, Kommentar, a. a. D. ©. 178 fig. 
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Das nad dem Geſetzbuch an ſich zuftehende freie Wahlrecht der Betheiligten 
zwiſchen gerichtlicher oder notarieller Beurkundung lann nad) Art. 141 des Einf.-&. 
durch die Landesgeſetzgebung dergeftalt beihränft werben, daß für die Beurkundung 
der betreffenden Rechtsgeſchäfte entweder nur die Gerichte oder nur die Notare 
zuftändig find. Ueber den gejeßgeberiihen Grund dieſer Beftimmung vergl. 
Motive zum Entw. I Band I S. 186 und Materialien zum 3. Abſchnitte des 
Entw. eines Einf.Geſ. (Berlin Guttentag) S. 122 Note 1, 

I. Der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung find hauptſächlich folgende 
Rechtsgeſchäfte unterworfen: 

1.) Der Vertrag, durd den fid der eine Theil verpflidtet, fein ganzes 
gegenwärtige® Bermögen oder einen Bruchtheil davon zu übertragen oder mit 
einem Nießbrauche zu belaften (8 311). Das Gegenftüd ift ein Vertrag, durch den 
fi der eine Theil verpflichtet, fein künftiges Vermögen oder einen Bruchtheil 
dabon zu übertragen oder mit einem Niepbraude zu belaften. Ein folder Vertrag 
ift unbedingt nichtig ($ 310). 

2.) Der Vertrag, durch den ſich der eine Theil verpflichtet, das Eigenthum 
an einem Grundſtücke zu übertragen ($ 313). Hierzu ift Folgendes zu bemerten: 

a) Zur Mebertragung des Cigentfums an einem Grundftüde, zur Be 
laftung eines Grundftüdes mit einem Rechte, fowie zur Mebertragung oder Be- 
laftung eines folden Rechts mittelft Mechtsgefchäftes ift nah $ 873 des D.G.D. 
zweierlei erforderlich: 

aa) Die Einigung des Berechtigten und bes andern Theils über den 
Eintritt der Rechtsänderung und 

bb) die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbud. 

Beide Erforderniffe müffen zufammentreffen, wenn die Rechtsänderung 
eintreten ſoll, das bloſe Vorhandenſein des einen oder des amderen genügt 
nidt — SKonjensprinzip und Eintragungsprinzip. Die blofe Eintragung hat 
nah dem D.G.B. nit die Kraft, für fi allein die Rechtsänderung her 
beizuführen, fie bewirft feine formale Rechtskraft. Wäre daher die Eintragung 
einer Rechtsänderung ohne eine vorgängige Einigung ber Betheiligten über den 
Eintritt der Rechtsänderung erfolgt, oder die Einigung wegen eines formellen 
oder materiellen Mangel® ungültig, jo könnte die Rechtsänderung troß der 
Eintragung nit eintreten, der durch die mit Unrecht erfolgte Eintragung 
Berlegte würde nicht blos einen perſönlichen, fondern einen dinglihen Anſpruch 
gegen den zu Unrecht ingetragenen haben. Ein Beifpiel wird dies ſofort Har 
maden: A überträgt auf B das Eigentum an einem Grundftüd, Einigung der 
Detheiligten über die Nedtsänderung (bier „Auflaffung” genannt $ 925) und 
Eintragung des B find erfolgt. Die Einigung ift jebod wegen Irrthums, 
Zwanges oder wegen eines von B wider den A verübten Betrugs anfechtbar und 
wird deshalb auch von A nad $ 119 flg. angefochten. 

Inzwiſchen ift aber zum Vermögen des B (des Grundſtückserwerbers) 
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Konkurs eröffnet worden. In den Ländern, in denen die bloſe Eintragung 
formale Rechtskraft bewirkt, und jo aud in Sadjen, würde A feinen Anfehtungs- 
anſpruch lediglich als Konkursforderung geltend machen können, denn B ift ja 
Eigenthümer des Grundftücdes durd die Eintragung geworden und das Eigen- 
tum an dem Grundftüde gehört zur Konkursmaffe Nah D.G.B. dagegen 
bat A das Eigentum an dem Grundftücde wegen des der Auflaffung anhaftenden 
Mangeld gar nit verloren, das Eigenthum ift nit auf den zu Unrecht 
eingetragenen B übergegangen und es kann daher aud der A feinen Eigenthums- 
anfprud; in dem Konfurje des B als Ausfonderungsanipruh ($ 35 der K.O.) 
geltend maden, er kann das Grundftüd aus der Konkursmaſſe vindiziren, Nah 
Sächſiſchem Recht hat der durch eine zu Unrecht erfolgte Eintragung Berlebte 
gegen ben zu Unrecht Cingetragenen einen bloſen perjönliden (Konbiktions)- 
Anſpruch, S.G.B. 8 276, 8 278; 8 465; nah D. G. B. kann die Redts- 
änderung ohne eine gültige Einigung überhaupt nicht mit rechtlicher Wirkung 
gegen den zu Unrecht Eingetragenen eintreten, Dies Alles gilt natürlich auch 
nah D.G.B. unbejhadet der Rechte gutgläubiger Dritter. 

b) Andrerfeits aber ift der Eintritt der Rechtsänderung bon den jonftigen 
perſönlichen Beziehungen der WBetheiligten unabhängig. Iſt 3. B. zwiſchen dem 
Eigenthümer eines Grundftüds und einem Anderen die nad) $ 873 verb. mit $ 925 
erforderlihe Einigung über die Uebertragung des Eigentbums, die Auflaffung, 
gültig zu Stande gelommen und die Rehtsänderung in das Grundbud) eingetragen 
worden, fo erwirbt der Eingetragene das Eigenthum, auch wenn ber Kaufvertrag, 
auf Grund deſſen der bisherige Eigenthüümer fi zur Auflaffungserflärung für 
verpflichtet hielt, nichtig oder anfehtbar war, Der Veräußerer hat in diefem Falle 
blos einen perfönlicden Aniprud auf Rückgängigmachung des Eigenthumsüberganges 
nad) den Vorſchriften über Herausgabe einer ungeredhtfertigten Bereicherung. 

Das führt von jelbft 

ec) auf den Unterſchied zwiſchen 

aa) dem obligatorifchen und 

bb) dem dinglichen Vertrage. 

Der erftere ſtellt zunächſt unter den Parteien feft, daß überhaupt ein beftimmtes 
Grundftücd übertragen und erworben, oder mit einem Rechte belaftet, oder daß 
ein dingliches Recht übertragen bezw. belaftet werden fol. Ein folder Vertrag 
ift rein perfönlidder Natur, er begründet nur perſönliche Rechtsbeziehungen zwijchen 
den Betheiligten, feine Wirkung geht über die Perfonen des Gläubigerd und 
Schuldners nit hinaus. Er ift zwar die juriftiide Grundlage, die causa, für Die 
nachfolgende Einigung der Betheiligten über den Eintritt der Rechtsänderung, aber 
auf die Gültigkeit diefer Einigung felbft ohne Einfluß. Er kann die verſchiedenſten 
Rehtsgründe, Kauf, Schenkung u. ſ. w. in ſich ſchließen. 

Der dingliche Vertrag ift ein abftraftes Rechtsgeſchäft, das losgelöſt von 
der causa des obligatorifhen Vertrages befteht und Tediglich die Willenseinigung 
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der Betheiligten über den Eintritt der Nedtsänderung zum Gegenftande hat. Er 
bezweckt nicht, eine obligatoriihe Verpflichtung zu erzeugen, jondern in Verbindung 
mit der Hinzutretenden Eintragung das Recht an der Sadıe jelbjt zu begründen 
oder ein ſchon begründete® Recht zu ändern, zu belaften bezw. zu übertragen. 
Der dinglide Vertrag verhält fi zu dem obligatoriſchen wie die Leiſtung zu 
ihrem Motive, er befteht, wenn auch das Motiv fehlt oder wegfällt. 

Aus dem obligatorifhen Vertrage kann, feine Gültigkeit vorausgeſetzt, nur 
eine Verpflichtung der Betheiligten zum Abſchluſſe des dinglichen abgeleitet werden, 
die erft im Klagwege zu verwirkliden ift. 

d) Bon dem dinglihen Bertrage handeln die 88 873, 925 und 1015 bes 
D.G. B. Allerdings ift hier diefer Ausdrud nicht gebraudt, jondern nur von der 
„Einigung der Betheiligten über den Eintritt der Rechtsänderung“ die Rede, 
während im I Entw. ($ 828) dieje Einigung ausdrüdlid als ein „zwilden dem 
eingetragenen Berechtigten und dem Erwerber zu fchließender Vertrag” bezeichnet 
war, der die „Erklärung des Berechtigten, daß er die Eintragung der Redtsänder: 
ung in das Grundbud bewillige und die Annahme der Bewilligung von Seiten 
des anderen Theiles“ erfordere (vergl. $ 828 Abſ. 1 und 2 des I. Entw.). 
Allein daß von der in $ 873, 83 925, 1015 des D.G.B. erwähnten „Einigung 
der Betheiligten dafjelbe gelten joll, was im Vorftehenden über die rechtliche Natur 
des dinglichen Vertrags gejagt ift, kann nad den Berathungen der II. Kommiſſion 
nicht zweifelhaft fein. Insbeſondere hielt man daran feit, daß die dingliche Rechts— 
übertragung von ihrer materiellen causa loszulöjen und als jelbftändiger Rechtsakt 
aufzufafien fei. Das Kaufalgefhäft und das Leiftungsgefhäft werden von einander 
getrennt und das leßtere behält feinen abftraften Charakter. Sachlich ift alfo durch 
die Nichtaufnahme der Bezeichnung „dinglicher Vertrag" nichts geändert worden. 
Ueber die Gründe, die die Kommilfion zur Nichtaufnahme diefer Bezeihnung 
bewogen haben, vergl. Reaß, die zweite Leſung des Entw, eines B. G. B.'s J, 
S. 427 unter E und G. Danach follte die Frage, ob die Einigung der 
Betheiligten über den Eintritt der Rechtsänderung ein Vertrag jei, der Wiffenfchaft 
überlaffen werben, *) 

e) In 8 313 des D.G. B. ift der obligatorifhe Vertrag gemeint, zu Folge 
defjen der eine Theil alles tdun muß, was nad 8 873 vbd. 8 925 erforderli 
ift, damit das volle Eigenthum auf den anderen übergehen fann. 

Zwar ift e8 nicht unbedingt nöthig, daß zwiſchen dem Veräußerer und dem 
Erwerber eines Grundftüds ein derartiger Bertrag vorher abgeſchloſſen wird. 
Denn an ſich wird der Mebergang des Eigenthums an einem Grundftüde lediglich 
auf Grund des dinglichen, abftraften Vertrags und der ſich daran anſchließenden 
Eintragung vermittelt, die Angabe der causa der Eigenthumsiübertragung ift nicht 

4, Anm. Ohne der Beantwortung diefer Frage vorgreifen zu wollen, werben wir bie 
ihon im Borftehenden gebraudte Bezeichnung: „vingliher Vertrag“ der Kürze halber 
auch im Nachftehenden beibehalten. 
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erforderlich. An fi Hat daher der Grundbuchrichter bei der Eintragung bes 
Grundftücdderwerbers nad dem der Eigenthumsübertragung zu Grunde liegenden 
urfahlihen Verhältniſſe nicht zu fragen, jondern den Eintrag auf Grund des 
abftrakten Leiſtungsgeſchäftes, — der Einigung der Parteien über den Eintritt der 
Rechtsänderung — zu vollziehen, (vergl. jedody den Vorbehalt in $ 98 der Grund» 
budordnung, wonach durch Landesgeſetz beftimmt werden kann, daß das. Grund- 
bugamt die Erklärung der Auflafjung nur entgegennehmen joll, wenn die nad) 
$ 313 des 3.8.8.8 erforderlihe Urkunde vorgelegt wird). 

Immerhin. kann der Abſchluß eines obligatoriihen Vertrages der in $ 313 
des B.G. B.'s erwähnten Art von großer Wichtigkeit für die Betheiligten fein. 
Einmal kann auf Grund eines ſolchen Bertrages ein jeder der vertragſchließenden 
Theile im Rechtswege angehalten werden, die zur Auflaffung nad) $ 925 erforder- 
lien Erflärungen abzugeben, fein Wille ift endgültig gebunden und wenn er fid) 
weigert, feiner Verpflichtung nadzufommen, greift nad) rechtskräftiger Verurtheilung 
zur Abgabe der geforderten Willenserklärung die Vorſchrift in $ 779 der EP.D. 
Pla. Andrerjeits hat der obligatorifhe Vertrag in der Regel die Ordnung der 
gegenjeitigen rechtlichen Beziehungen der Betheiligten zum Gegenftande, die aus 
Anlaß der Eigentdumsiübertragung zwiſchen ihnen entjtanden find und die Weit 
ftellung dieſer Rechtsverhältniſſe ift für die Betheiligten ebenfalls von weſentlicher 
Bedeutung. Man denfe nur an die Fragen, ob Kauf oder Schenkung, wie hoch 
der Kaufpreis, welde jonftigen Verpflichtungen dem Erwerber obliegen, Uebernahme 
der hypothekariſchen Forderungen u. j. w. 

Das Geſetzbuch hat daher die Gültigkeit derartiger Verträge, joweit fie die 
Verpflichtung zur Uebertragung des Eigenthums an einem Grundftüde betreffen, 
an die geridtlide oder notarielle Beurkundung gebunden. 

Nur foll nad $ 313 Abſ. 2 der für fi) allein — ohne Beobachtung der 
Form — nidtige Vertrag ($ 125) durch die nachfolgende Webertragung des 
Eigenthums d. i. Auflaffung und Eintragung des Erwerbers, ſoweit nit andere, 
den Formmangel nicht betreffende Nichtigkeitsgründe beftehen, feinem gejammten 
Inhalte nad) gültig werden. Dieje Vorſchrift ift namentlich da von bejonderer 
Wichtigkeit, wo feine dem Vorbehalte in $ 98 der Grundbuchordnung entſprechende 
landesgejeßlihe Vorſchrift beſteht. Denn an fi ift der Grundbuchrichter, wie 
ſchon oben erwähnt worden, weder berechtigt noch verpflichtet, fi den zwiſchen 
den Betheiligten abgeſchloſſenen obligatorifden Vertrag vorlegen zu laffen, dafern 
nur die Auflaffung nad) $ 925 — der dinglihe Vertrag — in gehöriger Form 
zu Stande gelommen ift. Durch die Eintragung erlangen dann aud alle die 
weiteren Beitimmungen Gültigkeit, die in dem obligatoriiden Vertrage über die 
fonftigen rechtlichen Beziehungen der Betheiligten getroffen find. 

Nah Art. 142 des Einf.-G. können übrigens die Landesgejeße für Die 
Beurkundung des in $ 313 des Geſetzbuchs bezeichneten Vertrages außer den 
Gerichten und Notaren auch nod andere Behörden und Beamte für zuftändig 
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erflären, jedoch nur infoweit, al® die zu veräußernden Grundftüde im Gebiete 
des betreffenden Bundesſtaats liegen. 

Selbftverftändfich wird, wie ſchon oben angedeutet wurde, durch die nad. 
folgende Auflafjung und Eintragung nur der Mangel der Form des obligatoriſchen 
Beräußerungsvertrages geheilt; andere Mängel, 3. B. folde im Willen, werben 
dadurch nicht gehoben. 

3.) Auch bei dem dinglichen Vertrage ($ 873) lann die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung von Bedeutung werden. Man muß bier bie Zeit vor 
und die Zeit nad der Eintragung unterſcheiden. Durch die Eintragung wird 
ber Vertrag für beide Theile bindend, gleihviel in welcher Form oder ob er 
überhaupt in irgend einer Form abgejhloffen worden iſt. Denn nimmt fein 
Theil feine dem anderen Theile abgegebene Erklärung zurüd, jo ift die Ernftlid- 
feit des Willens beider Mar und es hieße fihtbar Treu und Glauben gefährden, 
wenn man nad vollzogener Eintragung die Gebundenheit des einen oder bes 
anderen Theiles blos wegen einer mangelnder Form verneinen wollte (vergl. Mot. 
II, ©. 178). 

Anders dagegen verhält es ſich für die Zeit vor der Eintragung. Hier ift 
eine befondere Vorſchrift darüber nothwendig, mit welchem Zeitpunfte die Ge- 
bundenheit der Vertragſchließenden eintreten fol. Es muß eine ausreichende 
Gewähr dafür geſchaffen werben daß nicht übereilt und leichtfertig über die Rechte 
am Grund und Boden verfügt wird (vergl. Mot. III, 175). Aus diefem Grunde 
ſchreibt $ 873 Abf. 2 ausbrüdli vor, daß vor der Eintragung die Betheiligten 
an die Einigung über die Redtsänderung nur gebunden fein follen, wenn ihre 
Erklärungen entweder 

a) geritli oder notariell beurfundet, oder 

b) vor bem Grundbudamte abgegeben, oder 

c) bei diefem eingereicht find, oder wenn 

d) der Beredtigte dem anderen Theile eine den Vorſchriften der Grund- 
budordnung entſprechende Eintragsbewilligung ausgehändigt bat. 

Solange daher nicht die eine oder die andere diefer Borausfegungen erfüllt 
ift, kann jeder Theil einfeitig von der Einigung zurüdtreten, mit der Erfüllung 
einer oder der anderen biefer VBorausfegungen ift der einfeitige Rücktritt aus- 
geſchloſſen. 

Die Vorſchrift unter d erhält ihre Ergänzung durch 8 29 der Grundbuch— 
ordnung vom 24. März 1897 (R. G. Bl. 144). Danad) ift als eine den Vor— 
ſchriften der Grundbuhorbnung entſprechende Cintragsbewilligung eine ſolche 
anzujehen, die durch eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde (vergl. 
über Urkunden der legteren Art das vorftehend zu B Gefagte) nachgewieſen wird. 
Zu a und d kommt überdies noch Art. 141 und 142 des Einf... in Betracht. 

Aus dem BVorftehenden ergiebt fi, daß für den dinglidden Vertrag im 
Allgemeinen ($ 873 Abſ. 1) die gerichtliche oder notarielle Beurkundung nit 
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die ausſchließliche Form ift, durch die eine Bindung der DBetheiligten ſchon vor 
der Eintragung herbeigeführt werden kann. Auch durch Beobachtung der Form 
vorjäriften zu b, ce und d fann der gleiche Erfolg herbeigeführt werden. 

4.) Andererjeits find, joweit die Uebertragung des Eigenthums an einem 
Grundftüde fowie die Beftellung eines Erbbaurechts anlangt, aud) die Beftimmungen 
in 8 925 und 3 1015 des Geſetzbuches mit heranzuziehen.*) Nach $ 925 muß die 
zur Uebertragung des Eigentums an einem Grundjtüde kraft $ 873 erforderliche 
Einigung des Veräußerers und des Erwerbers, — die bier „Auflajjung“ 
genannt wird, — bei gleichzeitiger Anwefenheit beider Theile vor dem Grundbud- 
amt erklärt werden. Das Gleiche gilt nah $ 1015 von der zur Beftellung eines 
Erbbaurechtes erforderlichen Einigung der Betheiligten. 

Es fragt fi, wie ſich diefe Vorſchriften zu $ 873 Abf. 2 verhalten. Nad) 
der leßteren Beitimmung jollen die Beteiligten an die Einigung über die Rechts— 
änderung (vergl. $ 873 Abi. 1) ſchon dann gebunden fein, wenn eine der im 
Borftehenden unter 3, a—d aufgeführten Borausfeßungen gegeben ift, nad) 88 925 
und 1015 dagegen foll die erforderlihe Einigung nur bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Theile vor dem Grundbudhamte erklärt werden können. Wie find dieſe 
Beftimmungen mit einander in Einklang zu bringen? 

a) Man könnte verſucht fein, jo zu folgern: Die in $ 873 Abf. 1 erwähnte 
Einigung bezieht fi aud auf die Einigung über die Uebertragung des Eigenthums 
an einem Grundftüde und die Beftellung eines Erbbaurechtes. Mithin muß aud) 
der Abſ. 2 von dieſer Einigung mit verftanden werden. Die Bindung der 
Betheiligten tritt aljo aud bei der Uebertragung des Eigenthums an einem 
Grundftüde und bei der Beitellung eines Erbbauredhtes nicht blos dann, wenn 
die Erklärungen vor dem Grundbuchamte abgegeben, jondern aud ſchon dann ein, 
wenn die Erklärungen entweder gerichtli oder notariell beurfundet oder bei dem 
Grundbuchamte eingereicht find oder wenn der Berechtigte dem andern Theile eine 
den Borjhriften der Grundbuhordnung entipredende Eintragsbewilligung ausge» 
bändigt hat. Eine jede der drei zuleßt angegebenen Handlungen ift aljo geeignet, 
die Erklärung vor dem Grundbuchamte zu erjeßen und die Bindung der Betheiligten 
zu erzeugen. Dem gegenüber würden die Vorſchriften in $ 925 und 1015 blos 
die Bedeutung einer Ordnungsvorſchrift Haben, zu deren Grfüllung das Grund- 
buchamt die Betheiligten, bevor e8 zur Eintragung verjchreitet, vorerft noch an— 
zubalten hätte, durch deren Nichtbeobachtung jedody die Rechtsgültigkeit der Einigung 
felbft und fomit aud) der darauf folgenden Eintragung nicht beeinträchtigt werden würde. 

b) Diefer Auffafjung fteht jedoch die zwingende Fafjung der 88 925 und 
1015 entgegen, durch die Har und unzweideutig zum Ausdrucke gebracht wird, 
daß es fih Hier um eine materielle Vorſchrift Handelt, die bei Vermeidung der 
Nichtigkeit der Handlung zu beobadten ift. („Die — Einigung muß — erflärt 

*) Die bier in Betracht kommenden Fälle gehören zwar zu D, find jedoch des Zufams 
menhang® wegen gleich hier mit zu befpreden. 

Urhiv für Bürger, Recht u. Prog VIL 22 
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werden").*) Die Beitimmung hat den Zwed, der Gefahr leichtſinniger und 
unüberlegter Auflafjungen vorzubeugen und der Mobilifirung des Grundbefiges 
thunlift vorzubeugen. „Nur wenn die Betheiligten oder deren Vertreter vor 
dem Grundbuchamte erſcheinen müſſen, um ihren auf den Eigenthumsübergang 
gerichteten Willen zu erklären, und wenn fie fid) bewußt find, daß ihren abjtraften 
Erklärungen die den Eigenthumswechſel abſchließende Eintragung fofort nachfolge 
oder doch nadjfolgen könne und regelmäßig auch nachfolgen werde, ift darauf zu 
rechnen, daß fie ſich die hohe Wichtigkeit ihrer abjtraften Erklärungen voll und 
Har zum Bewußtfein bringen” (Mot. III, ©. 316). Zur Erreichung diefes Zweckes 
und bei der großen Bedeutung, die der Eigenthumsübertragung für die Rechts— 
verhältniffe an Grund und Boden beizumefjen ift, würde eine bloje Ordnungs— 
vorſchrift nicht ausreihend fein. Dieje Erwägung leidet aud) auf die Begründung 
eines Erbbaurehtes Anwendung, infofern die Beftellung eines folden einer 
Veräußerung des Eigenthums jehr nahe fommt. Es muß daher davon ausgegangen 
werden, daß bei den in Rede jtehenden Rechtsänderungen (Beräußerung des Grund» 
ſtückseigenthums und Beftellung eines Erbbaurechts) das Gejeß die Einigung der 
Berheiligung über den Eintritt der Rechtsänderung (die Auflafjung) an eine 
bejondere d. 5. jtrengere als die für den dinglihen Vertrag im Allgemeinen 
erforderliche Form habe knüpfen wollen, Abgejehen von den fogleid unter c zu 
erwähnenden Ausnahmen fann daher die Auflafjung nur dann als gültig und 
bindend angejehen werden, wenn fie bei gleichzeitiger Anweſenheit der Betheiligten 
vor dem Grundbuchamte erklärt worden ift, Daß bei Abgabe diejer Erklärungen 
die Betheiligten nit in Perſon zu erſcheinen brauden, fondern ſich aud durch 
gehörig legitimirte Bevollmächtigte vertreten lafjen können, folgt ſchon aus allge- 
meinen Beftimmungen und braudite nicht bejonders ausgeiprohen zu werben 
(vergl. auch Grundbuchordnung $ 31). Natürlich ift aud im Falle einer der— 
artigen Vertretung die gleichzeitige Anweſenheit der beiderjeitigen Vertreter bei 
Abgabe ihrer Erklärungen vor dem Grundbuchamte nothwendig. 

c) Daneben macht jedod; das Einführungsgefeß der Landesgefeßgebung 
weitgehende Zugeftändnijje. Nach Art. 143 follen unberührt bleiben: 

aa) die landesgeſetzlichen Vorjhriften, die in Anfehung der in dem Gebiete 
des Bundesftaatd liegenden Grundftüce beftimmen, daß die Einigung der Parteien 
in den Fällen der 88 925 umd 1015 des B.G. B.'s außer vor dem Grund- 
budamte aud vor Gericht, vor einem Notar, vor einer andern Behörde oder 
vor einem andern Beamten erklärt werden könne (8 143 Abi. 1), 

bb) Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nad) denen es bei der Auflaffung 
eines Grundftücds der gleichzeitigen Anwejenheit beider Theile nicht bedarf, wenn 
das Grundftüd durd ein Geriht oder einen Motar verfteigert worden ift und 
die Auflaffung nod in dem Verfteigerungstermine ftattfindet (Abj. 2). 

*) jog. „Mußvorſchrift“, vergl. Endemann, Einführung in das Studium des B.G.B. 
UI. Aufl, 1. Th. S. 26. 
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Beftehen aljo in einem Bundesftaate Beftimmungen des unter aa erwähnten 
Inhalts, jo braudt die Einigung der Betheiligten, um rechtliche Gültigkeit 
beanſpruchen zu können, nicht nothwendig vor dem Grundbudhamte erflärt zu 
werden, die Erflärung kann aud) vor Gericht oder Notar bezw. vor anderen, 
nad) der Landesgefeßgebung damit betrauten Behörden oder Beamten abgegeben 
werden. Dies gilt jedod) nur dann, wenn es fid um die Veräußerung eines 
Grundſtücks Handelt, das in dem Bundesjtaate gelegen ift, deſſen Geſetzgebung 
eine die Zuftändigfeit der Gerichte, der Notare oder anderer Behörden oder 
Beamten betreffende Beitimmung enthält”) Aber aud) bier bedarf es im der 
Regel der gleichzeitigen Anweſenheit beider Parteien vor Gericht oder Notar 
bezw. vor der zuftändigen Behörde oder dem zuijtändigen Beamten, Nur die 
unter bb aufgeführten Fälle maden hiervon eine Ausnahme. Sie find namentlich 
für Rheinpreußen und Rheinheſſen von Bedeutung.**) 

Den Beitimmungen in $ 143 des Einf.G. entipridt nunmehr aud) die 
Yafjung von $ 20 der Grundbuhordnung. Sie trifft zu, gleihviel ob die Eini- 
gung der Betheiligten vor dem Grundbuchamte oder ausnahmsweiſe zu Folge des 
den Landesgejegen eingeräumten Borbehaltes vor einem Gericht oder Notar oder 
vor anderen Behörden oder Beamten bezw. bei gleidjzeitiger oder nicht gleich 
jeitiger Anwejenheit erklärt worden ift, dafern fie nur je nad Lage des Falles in 
der erforberlihen Form und Weile erflärt worden ift. 

d) Die Nichtigkeit der unter b vertretenen Auffafjung erhellt aud) aus der 
Entftehungsgeihihte der 88 925 und 1015. Entwurf I hatte in SS 868, 
962 beftimmt, daß die Auflaffung vor dem Grundbudhamte erfolgen müſſe. 
Er meinte damit im Einklange mit $ 2 des Preußiichen Eigenthumserwerbs— 
geleßes vom 5. Mai 1872 eine mündliche und gleichzeitige Erflärungsabgabe vor 
dem Grundbuchamte, brachte dies aber nur in den Motiven beftimmt zum Aus— 
drud. Die leßteren (TII, 313 flg.) lafjen feinen Zweifel darüber zu, daß es ſich 
bier um eine Formvorſchrift des materiellen Rechts handle, von deren Beobachtung 
die Gültigfeit des dinglichen Vertrages bei der Uebertragung des Eigenthums an 
Grundftüden und bei der Beitellung eines Erbbauredtes (TIL, 471) abhängig jein 
jolfte.***) Der Entwurf II ließ in $ 838 die Auflaffung wahlweife vor dem Grund: 
budamt, vor Geriht oder dor einem Notar zu und machte im Uebrigen gleichwie 
der I. Entwurf der Landesgejeßgebung feine Zugeftändnijfe. Er ging davon aus, 
daß die gerichtliche oder notarielle Auflafjung ebenjo wie die vor dem Grundbud- 


*) Dies entfpricht der Vorfchrift in Art. 11 Abf. 2 des Einf.®. 

*®) yergl. Preuk Gef. vom 14. VII. 98 Art. III, 85a Hier pflegen fich die ein, 
zelnen Bieter. nachdem fie beantragt haben, das von ihneu erftandene Grundftüd auf ihren 
Namen einzutragen, vor Beendigung bed Termind zu entfernen. Der Zuſchlag und bie 
Eintragsbewilligung des Berfteigererd erfolgt dann in ihrer Abweſenheit. 

***) vergl auch Tränfner und Wulfert, Handausgabe D ed D. B.G. B.s S. 914 Ans 
merkung 4 zu Art. 148 bed Einf. G. 

Q8* 
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amte den ernfthaften und wohlüberlegten Uebertragungswilfen ſicher ftelle und daß 
deshalb ihre reichsgeſetzliche Zulaſſung ebenſowohl im Interefje des Publifums als 
im Intereſſe eines jelbftändigen Notariats geboten ſei. Das Geſetzbuch ($ 925, 
$ 1015) fehrt zum Standpunkt des erjten Entwurfs zurüd und bringt nur das 
Erforderniß mündliher und gleidzeitiger Erflärungen zum beftimmteren Ausdrude, 
Daneben wurden jedoch in Art. 143 des Einf.-G. die oben unter e) aa und bb 
hervorgehobenen Zugeftändnifje gemacht. Hieraus folgt, daß, joweit die durch 
diefe Zugeftändniffe geftatteten Ausnahmen nicht Pla greifen, e8 bei der Regel 
verbleibt, wonad) eine Auflaffung nur gültig und bindend ift, wenn fie nad) 5$ 925, 
1015 bei gleich zeitiger Anwejenheit beider Betheiligten oder ihrer Vertreter vor 
dem Grundbudamte erflärt wird. 

Weiter bedarf der geridtlihen oder notariellen Beurkundung: 

5.) Ein Bertrag der unter den künftigen gejeglihen Erben über den gejeß- 
lichen Erbtheil oder den Pflihttheil eines von ihmen gejhloffen wird ($ 312 
Abi. 2 Sap 2). Es fallen bierunter namentlich obligatoriide Abfindungsver- 
träge unter den fünftigen gejeglihen Erben, durd die der eine feinen fünftigen 
gejeglihen Erbtheil oder feinen Pflihtiheil an den oder die anderen gegen Ge— 
währung einer Abfindungsfumme im Voraus abtritt. Vorausſetzung jedod) ift, 
daß der Vertrag nit mit einem Fremden (einem extraneus), fondern lediglid 
unter den gejeßlihen Erben abgejchlojfen wird. Im entgegengefehten Falle ift der 
Vertrag nidtig ($ 312 Abſ. 1). Nicht zu verwechſeln find hiermit Erbeinjegungs- 
verträge, die zwilden dem Erblajjer und einem Anderen abgeſchloſſen werden 
und den Beftimmungen in 88 2274 flg. unterliegen. Ueber Erbverzidtsperträge, 
die zwiſchen dem Erblaſſer und feinen Verwandten oder feinem Ehegatten über 
deren gejeglihes Erbtheil abgeſchloſſen werden, vergl. SS 2346 fig. 

Nah Sächſ. Recht (S.G.B. 8 2563) find Verträge, die über die Erbſchaft 
eines beftimmten Dritten bei deſſen Lebzeiten geſchloſſen werden, nichtig, ausge: 
nommen wenn fie mit jeiner Einwilligung geſchloſſen werden und er feine Ber: 
fügung trifft, durch die das den Gegenjtand des Vertrags bildende Recht aufge 
hoben wird, Gleihgültig ift, ob der Vertrag unter den gejeglihen Erben des 
Dritten unter fi, oder mit einem Fremden gejchloffen wurde. 

6) Das Schenfungsverfprehen, das ſchenkweiſe ertheilte felbftändige 
Schuldverjpreden und Schuldanerkenntnig ($ 518 Abf. 1). Hier wird aber der 
Mangel der Form durch die Bewirtung der verſprochenen Leiftung geheilt ($ 518 
Abſ. 2). Nah Sächſ. Recht ift eine Schenkung, deren Betrag die Summe von 
1000 Thalern überfteigt, ferner eine Schenkung von wiederfehrenden Leiftungen 
auf unbeftimmte Zeit von mehr als 50 Thalern jährlid) nur gültig, wenn das 
Schenkungsgeſchäft vor Gericht zu Protofoll erklärt oder gerichtlich beftätigt worden 
ift. Formloſe Schenfungen find nur bis zum Betrage von 1000 Thalern bezw. 
50 Thalern jährlich gültig ($$ 1056, 1058 S. G. B.). Bei mehreren nit gleich— 
zeitigen Schenkungen unter denjelben Perſonen, die nur in ihrem Gefammtbetrage 
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1000 Thaler oder 50 Thaler jährlich überfteigen, ift die Einhaltung der Form 
nit erforderlid, ausgenommen wenn dadurd eine Umgehung des Geſetzes beab- 
ſichtigt iſt. Auch Schenkungen aus Dankbarkeit für eine Lebensrettung unterliegen 
der Formvorſchrift nicht ($ 1064 S. G.B.). Während alſo nad) Sächſ. Recht das 
Schenkungsgeſchäft im Ganzen (Schenfungsverjprehen und Annahme) an die 
Beobachtung ;der in $ 1056 S. G. B. vorgeihriebenen Form gebunden war, ift 
nah D.G.B. die Form gewahrt, wenn nur das Schenkungs verſprech en geridt- 
(id oder notariell beurfundet wird. Die Annahme kann formlos, alſo auch ſtill— 
ſchweigend erfolgen. Dasjelbe gilt auch von defff ſchenkweiſe ertheilten Schuld: 
verſprechen und Schuldanerfenntniffe Nah Sächſ. R. kann das aus einem 
ungültigen Schenkungsgeſchäft Geleiftete Fondizirt werden, nah D.G.B. nit 
($ 518 Abi. 2). Nah D.G. B. ift (abgejehen von dem Falle der nachträglichen 
Heilung durch thatſächliche Erfüllung) das ganze Schenkungsgefhäft beim Mangel 
der gejeglihen Form nichtig, nah S.G.B. tritt eine Nichtigkeit nur wegen des 
den Betrag von 1000 Thalern oder 50 Thalern jährlich überfteigenden Be— 
trages ein. 

7.) Die in $ 1501 Abf. 2 erwähnte Nereinbarung des überlebenden Che: 
gatten mit den übrigen antheilsberedhtigten Abkömmlingen über Einrechnung bezw. 
Anrehnung der den legteren gewährten Abfindungen in das Gefammtgut ($ 1501 
Abi. 2 Satz 2). 

8.) Die Zuftimmungserflärung eines Ehegatten zu Verfügungen des anderen 
über den Antheil eines Abkömmlings an der fortgejeßten Gütergemeinſchaft 
($ 1516 Abſ. 2 Sab 3). 

9,) Die Zuftimmungserflärung eines Ehegatten zu einem Vertrage, durd) 
den ein gemeinſchaftlicher Abfümmling dem anderen Ehegatten gegenüber für den 
Fall, daß die Ehe durd deſſen Tod aufgelöft wird, auf feinen Antheil am Ge- 
fammtgute der fortgefeßten Gütergemeinſchaft verzichtet oder durch den ein folder 
Verziht aufgehoben‘ wird, ($ 1517 Abſ. 1 Satz 2). 

10.) Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung und die dazu nöthigen Eins 
willigungserflärungen ($ 1730). 

Hierzu ift Folgendes zu bemerfen: 

a) Ein aufereheliches Kind kann auf Antrag feines Vaters durd) eine Ber: 
fügung der Staatsgewalt für ehelich erflärt werden ($ 1723 Abj. 1). Ueber die 
Zuftändigfeit ſ. $ 1723 Abi. 2 und 3, 

b) Der Antrag muß die Erklärung des Vaters enthalten, daß er das 
Kind als das feinige anerfenne (S$ 1725). 

e) Zur Ehelifeitserflärung ift die Einwilligung des Kindes und, wenn 
das Kind nidt das 21. Lebensjahr vollendet Hat, die Einwilligung der Mutter 
erforderlich. Iſt der Vater verheirathet, jo bedarf er aud der Einwilligung ber 
Frau ($ 1726 Abi. 1). Ausnahmen: 8 1726 Abi. 3. 

d) Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung fowie die Einwilligungserklärungen 
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fünnen nicht durch einen Vertreter erfolgen ($ 1728 Abi. 1). Ausnahme: wenn 
das Kind geihäftsunfähig ift oder noch nicht das 14. Yebensjahr vollendet hat: 
bier kann fein gejeglicher Vertreter mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes 
die Einwilligung ertheilen ($ 1728 Abſ. 2). 

e) Die Einwilligung hat dem Vater oder der Behörde gegenüber zu er- 
folgen, bei der der Antrag einzureichen ift, fie iſt unwiderruflich ($ 1726 Abj. 2). 

Ueber das Sächſ. Recht vergl. S.G.B. 88 1783 flg., 88 1841, 2023. 

11.) Die zur Annahme an Kindesftatt nöthigen Einwilligungserflärungen 
($ 1748 Abſ. 5). Diefe Einwilligungserflärungen haben abzugeben: 

a) der Ehegatte des Annehmenden ($ 1746), 

b) die Eltern eines anzunehmenden ehelichen Kindes, wenn es das 21. Lebens» 

jahr noch nicht vollendet hat, 

ec) unter der gleichen Vorausſetzung die Mutter eines anzunehmenden un« 

ehelihen Kindes ($ 1747), 

Die Einwilligung kann nidt durd einen Vertreter erteilt werden. Sie 
bat dem Annehmenden, oder dem Kinde, oder dem für die Beftätigung des An— 
nahmevertrags zuftändigen Gerichte gegenüber zu erfolgen und ift unwiderruflich. 
Ueber das Sächſ. R. ſ. 88 1787 flg. S.G.B. Nicht zu verwechſeln mit der 
Form der Eimwilligungserflärungen ift die Form des Annahmevertrages ſelbſt 
(vergl. $ 1750 Abſ. 2). 

12,) Der Vertrag, durd den ein Miterbe über feinen Antheil an dem 
Nadjlafje verfügt ($ 2033 Abi. 1 Sap 2). 

Zwiſchen mehreren Erben befteht nad) dem Rechte des D.G. B. eine Ge 
meinfhaft zur gefammten Hand. Bor der Auseinanderjegung Hat der Miterbe 
an ben einzelnen Nadlaßgegenftänden Fein jelbjtändiges, feiner Verfügung unter: 
liegendes Recht, deshalb kann er aud) über feinen Antheil an den einzelnen Nach— 
laßgegenftänden nicht verfügen. Nur über feinen Antheil am gemeinſchaftlichen 
Nachlaſſe d. h. über fein Mitgliedsrecht in der Gemeinschaft ift ihm nad $ 2033 
ein Verfügungsrecht eingeräumt. 

13.) Die Zuftimmung zur Aufhebung einer vertragsmäßigen Verfügung, 
dur die ein Vermächtniß oder eine Auflage angeordnet ift ($ 2291 Abi. 2). 

Nach $ 2291 Abſ. 1 fan eine in einem Erbvertrage ($$ 2274 fig.) ge 
troffene Verfügung, durch die ein Vermächtniß oder eine Auflage angeordnet ift, 
von dem Erblaffer durch Zeftament aufgehoben werden. Zur Wirkfamfeit der 
Aufhebung ift jedod die gerichtlich oder notariell zu beurfundende Zuftimmung 
des anderen Vertragſchließenden erforderlid, die, wenn einmal in der geſetzlichen 
Form ertheilt, unwiderruflich ift.! 

14.) Die Erklärung des Erblaffers, daß er von dem Erbvertrage ober 
von einer darin getroffenen vertragsmäßigen Verfügung zurücktrete ($ 2296 Abſ. 2 
Cap 2). Ein derartiger Rücktritt ift zuläffig, wenn! 

a) der Erblafjer ſich den Rücktritt vorbehalten hat, 
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b) wenn der Bedachte ſich einer Verfehlung jhuldig madt, die den Erb» 
faffer zur Entziehung des Pflichttheils berechtigt oder, fall8 der Bedachte nit zu 
den Pflichttheilsberehtigten gehört, nah $ 2333 ihn zu der Entziehung be 
rehtigen würde, wenn der Bedachte ein Abkömmling des Erblaffers wäre, 

ec) wenn die vertragsmäßige Verfügung mit Rüdfiht auf eine rechtsgeſchäft— 
liche Berpflihtung des Bedachten, dem Erblaffer für defien Lebenszeit wieber- 
fehrende Leijtungen zu entrichten, insbeſondere Unterhalt zu gewähren, getroffen 
ift und die Verpflichtung dor dem Tode des Erblafjers aufgehoben wird (88 2293 
bis 2295). 

Die geritlih oder notariell zu beurfundende Rücktrittserklärung erfolgt 
gegenüber dem anderen Vertragichließenden, auch wenn er nicht gleichzeitig der Des 
dachte ift. Sie kann nicht durch einen Vertreter gejchehen, ift aljo vom Erblaffer 
in Perjon abzugeben. Iſt der Erblaffer in der Geihhäftsfähigfeit befhränft, fo 
bedarf er nicht der Zuftimmung feines geſetzlichen Vertreters. 

Nah S.G.B. 8 2555 find fiir den Widerruf eines Erbvertrags die Formen 
bei dem MWiderrufe der lebten Willen (SS 2210. 2212. 2092 fig. S. G. B.) vor» 
geſchrieben. Der Widerruf ift zuläffig, wenn er vorbehalten worden ift. Weber 
den Widerruf von Erbverträgen unter Ehegatten vergl. noch S. G. B. 88 2556, 
2557. 

15.) Die Erklärung des Erblaffers, daß er einen Erbvertrag anfedhte 
($ 2282 Abſ. 3). Stellvertretung des gejhäftsfähigen Erblafiers ift ausgeſchloſſen 
($ 2282 Abſ. 1). Für einen gefhäftsunfähigen Erblaffer kann jedoch fein gefeß- 
licher Vertreter mit Genehmigung des Vormundihaftsgerits den Erbvertrag an— 
fehten (8 2282 bj. 2). 

16.) Der Erbverzitsvertrag ($ 2348) d. i. der mit dem Erblaffer ab» 
geſchloſſene Vertrag, durd den Verwandte jowie der Ehegatte des Erblafjers auf 
ihr geſetzliches Erbrecht oder auf ihr Pflihttheilsreht verzichten (F 2346). 

Nah Sächſ. Recht find derartige Erbverzichte nah den Vorſchriften über 
Verträge zu beurtheilen, aljo an feine Form gebunden ($$ 2560 flg. S. G. B.). 

17.) Ein Bertrag, durch den ein Erbverziht aufgehoben wird ($ 2351). 

18.) Der mit dem Erblaffer abgeſchloſſene Vertrag, durd) den der in einem 
Teftamente eingejeßte Erbe oder mit einem Vermächtniſſe Bedachte, jowie der in 
einem Erbvertrage mit einer Zuwendung bedachte Dritte auf die Zuwendung vers 
jihtet ($ 2352). 

Nah Sächſ. Net leidet Hier ebenfalls die Vorjhrift in $ 2560 S. G. B. 
Anwendung. 

19.) Der Erbihaftsfauf, d. i. der Vertrag, durch den der Erbe die ihm 
angefalfene Erbſchaft verkauft ($ 2371). 

Nad Sächſ. Recht (88 2372 flg. S.G.B.) ift die Veräußerung einer Erb: 
Ihaft als folder an feine Form gebunden, 
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3u D. 

1.) Die Errihtung eines zweifeitigen Rechtsgeſchäfts „vor Gericht oder 
Notar" unterſcheidet fih von der „gerichtlichen oder notariellen Beurkundung“ 
eines ſolchen nach dem Spradgebraude des Geſetzes dadurch, daß im erfteren 
Falle die beiderfeitigen Willenserflärungen bei gleichzeitiger Anweſenheit der Be— 
theiligten vor Gericht oder Notar abgegeben werden müffen,*) wogegen bei der ge- 
richtlichen oder notariellen Beurkundung jeder der Bertragihließendin feine Willens 
erflärung für ſich dor Geriht oder Notar abgeben bez. beurfunden laffen kann. 
Während aljo bei der Errichtung eines Vertrags vor Gericht oder Notar ein jo- 
fortiger unmittelbarer Austauſch der gegenfeitigen Willenserflärungen vor Gericht 
oder Notar ftattfindet, Können bei der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
die Willenserflärungen einfeitig und nad einander vor dem Gericht oder dem 
Notar abgegeben werden und es reicht ein privater Austaufd zur gültigen Schließung 
des Bertrags aus (vergl. oben unter C.). 

Vertretung durch Stellvertreter iſt, foweit nicht bejondere geſetzliche Vor— 
ſchriften entgegenſtehen (vergl. z. B. $ 1437 Abſ. 1, 8 1750 Abſ. 1, 8 2274, 
$ 2064) an ſich nicht ausgeſchloſſen. 

II.) Die gleichzeitige Anwejenheit beider Vertragstheile von der betreffen- 
den Behörde ift erforderlich: 

1.) bei der Auflaffung ($ 925) und bei der Beftellung eines Erbbau- 
rechts ($ 1015). Hier ift die Behörde (vergl. oben zu C II, 4) das Grund» 
budamt, 

2.) bei dem Ghevertrage über Regelung der güterrechtlichen Berhältniffe 
($ 1434). Soll durd einen derartigen Ehevertrag die allgemeine Gütergemein- 
haft vereinbart oder aufgehoben werden, jo fann er nit von einem geſetzlichen 
Bertreter, jondern nur von den Ehegatten oder Verlobten jelbjt unter Zuftimmung 
des geſetzlichen Vertreters, bezw. wenn diefer ein Vormund ift, mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts geſchloſſen werden ($ 1437, $ 1508). 

3.) bei dem Bertrage über Annahme an Kindesftatt ($ 1750 Abi. 2). Der 
Annahmevertrag fann nit dur einen Vertreter geſchloſſen werden ($ 1750 
Abſ. 1); Hat jedoch der Anzunehmende nicht das vierzehnte Lebensjahr vollenden, 
jo fann den Vertrag jein gejeßliher Vertreter mit Genehmigung des Bormund- 
ſchaftsgerichts ſchließen ($ 1750 Abſ. 1 Sap 2). 


* Das D.G.B. kennt aud) nod die Abgabe einer Erflärung gegenüber dem Ge 
richt oder einer Behörde, Hier tft ein perfönliches Erſcheinen behufs Abgabe der Erklärung 
nicht nothmwendig, vielmehr kann die Erklärung in der erforberlihen Form (meift öffentliche 
Beglaubigung, vergl. oben zu B) dem Gericht bez. der Behörde überjendet werben. Es 
handelt fich bier in den meiften Fällen um einfeitige, nicht empfangsbebürftige Rechtögefchäfte 
3. B. Ausfchlagung einer Erbſchaft ($ 1945), Anfechtung der Ausfchlagung ober der Annahme 
($ 1955). Feſtzuhalten ift aber hier, daß die Erllärung erft dann in Wirkſamkeit tritt, wenn 
fie dem Gericht oder der Behörde zugegangen ift ($ 180 Abſ. 8). 
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Adgefehen von der erforderlihen Schliegung des Vertrags dor Gericht oder 
Notar ift Hier mod ein anderes Formerfordernig zur Gültigkeit des abgeſchloſſenen 
Bertrags vorgeſchrieben: der Vertrag bedarf der Betätigung durd das zuftändige 
Gericht ($ 1741). Die Zuftändigfeitsfrage foll durd das Geſetz über die freis 
willige Gerichtsbarkeit geregelt werden. 

4.) bei dem Vertrage, durch den das durch eine Annahme an Kindesftatt 
begründete Rechtsverhältniß wieder aufgehoben wird ($ 1768 vbd. mit $ 1770). Auch 
diefer Vertrag unterliegt wie der Annahmevertrag der gerichtlichen Beftätigung, auch 
bei ihm ift mit Ausnahme des in $ 1750 Abſ. 1 Sag 2 erwähnten Falles Ber- 
tretung ausgeihlojjen. Abgejhloffen wird der Aufhebungsvertrag nad) $ 1768 
Abſ. 2 zwilden dem Annehmenden, dem Angenommenen und denjenigen Abkömm— 
lingen des letzteren, auf die ſich die Wirkungen der Annahme erftreden (vergl. 
$ 1762). 

5.) bei dem Erbvertrage ($ 2276) und bei der Aufhebung eines Erbver— 
trages ($ 2290). Stellvertretung ift auf Seiten des Erblaſſers ausgeſchloſſen 
($ 2274, 8 2290 Abi. 2). Aud find Hier in der Regel die nämliden Formen 
vorgeſchrieben, wie für das öffentlihe Teftament ($ 2231 Ziff. 1, 88 2233 bie 
2245). Nur für einen Erbvertrag zwiſchen Ehegatten oder zwiſchen Berlobten, 
der mit einem Ehevertrage in derjelben Urkunde verbunden wird, genügt die für 
den Ehevertrag ($ 1434) vorgefhriebene Form ($ 2276 Abſ. 2). Aud tritt hier 
eine Ausnahme von der Vorjhrift in $ 2275 Abi. 1 ein, mwonad einen Erb» 
vertrag als Erblajjer nur ſchließen fann, wer unbeſchränkt geſchäftsfähig ift 
($ 2275 Abſ. 2 und 3). 

IL) Bon dem einfeitigen Rechtsgeſchäften fommen hauptſächlich in Betradt: 

a) Errichtung und Widerruf einer leßtwilligen Verfügung ($ 2231 Ziff. 1, 
$ 2254), 

b) das Schenkungsverſprechen von Todeswegen jowie das jelbftändige Schuld- 
verſprechen und Schuldanerfenntniß der gleihen Art ($ 2301 Abſ. 1). 

Hier ift jedod die Errichtung vor Geriht oder Notar nicht die ausſchließ— 
lie Form ($$ 2249, 2250, 2251), ja nit einmal die ausſchließliche ordent- 
ide Form. 

Eine einfeitige letztwillige Verfügung (Teſtament) fann nämlid errichtet 
werden entweder in ordentlider Form oder in einer außerordentliden 
Form, 

A. Im ordentlier Form fann ein Teſtament errichtet werden: 

I.) vor einem Richter oder vor einem Notar ($ 2231 Ziff. 1), oder 

IL) durch eine von dem Erblaffer unter Angabe des Ortes und Tages 
eigenhändig geſchriebene und unterjchriebene Erklärung ($ 2231 Ziff. 2), °) eigen- 
bändiges (bolographes, privatichriftliches) Teſtament, Privatteftament. 

7 Nach den Entw. I und II und der Reichstagsvorlage ſollte ein Teſtament in ordent⸗ 
liher Form nur vor einem Richter oder einem Notar errichtet werden fönnen, Auf Antrag 
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Zu I, Errichtung des Teftaments vor einem Richter oder Notar, ®) 88 2233 
bis 2245. 

1.) Zur Erridtung muß der Richter einen Gerihtsfhreiber oder zwei 
Zeugen, ?) der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen (8 2233). 

In 88 2334 bis 2336 werden die gejeglihen Behinderungsgründe aufge 
führt, die den Richter, Notar, Gerihtsichreiber und die Zeugen von der Mit: 
wirkung bei Vermeidung der Nichtigkeit ausſchließen, $ 2337 enthält nur Orb- 
nungsvorjäriften, deren Beobadtung für die Gültigkeit des Teſtaments nit 
entſcheidend iſt. Die zwingenden Behinderungsgründe find theil® abſolute, theils 
relative. Abjolute Behinderungsgründe: 

a) ALS Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann nicht mitwirken: 
aa) der Ehegatte des Erblafjers, aud) wenn die Ehe nicht mehr befteht (5 2334 
Ziff. 1), bb) wer mit dem Erblaffer in gerader Linie oder im zweiten Grade ber 
Seitenlinie verwandt oder verſchwägert ift (S 2334 Ziff. 2). 

b) Als Gerihtsihreiber oder zweiter Notar oder Zeuge kann nidht mit 
wirfen, wer zu dem Richter oder zu dem beurfundenden Notar in einem Ber- 
hältniffe der vorftehend unter a, aa und bb bezeidhneten Art fteht ($ 2336). 

Hierzu ift noch Folgendes zu bemerfen: 

Das Geſetz ſchreibt ausdrüdlih die Errichtung „vor einem Richter“ vor. 
Hierdurd wird zu erfennen gegeben, daß das Teftiren dor verfammeltem Gerichte, 
einem Richterkollegium als ſolchem, ausgeſchloſſen fei. Nicht zugelaffen ift, daß 
anftatt des Gerichtsſchreibers ein Notar zugezogen wird. Die Mot. zum I. Entw. 
(V. ©. 262) jagen hierüber: „An einem Bedürfniffe hierzu fehlt e8 und bie 
Zulaffung würde infofern nit unbedenklid fein, als, wenn dies geftattet würde, 
leicht Zweifel entftehen könnten, wer der verhandelnde Beamte ſei.“ Aus denjelben 
Gründen ift auch bei der Errichtung des Teſtaments vor einem Notar die Zu: 
ziehung eines Richters an Stelle des zweiten Notars ausgeſchloſſen worden. 

Daß der Iehtwillig Verfügende bei der Errichtung feiner letztwilligen Ber: 


der RTK wurde jeboch vom RT die Julafjung des Privatteftaments oder jog. holographen 
Teftaments beſchloſſen. Zwiſchen beiden ordentlichen Teftamentsformen fteht dem Teftaments: 
errichter in der Regel die Wahl zu (vergl. jedodh 3 2247). 

0) In Bayern, ſowie in den Gebieten des franzöfifchen und des badifchen Rechts ijt 
für das Öffentliche Teftament ausjchlieflich die notarielle Form vorgeſchrieben; dieſer Bu: 
itand wird durch das Einf.G. Art, 141 injofern aufrecht erhalten, als danach Tandeögefeglich 
beftimmt werden kann, daß für die Beurkundung von Rechtsgeſchäften, die nad den Vor: 
Ihriften des B.G. B.'s gerichtliher oder notarieller Beurkundung bedürfen, entweder nur die 
Gerichte oder nur die Notare zuftändig find, Diefe Vorſchrift bezieht ſich natürlich auch mit 
auf die Öffentlichen Teftamente, 

?) Vergl. jedoch Art. 149 Einf. G. ‚wonach die landesgefeglihen Vorſchriften unberührt 
bleiben, nad denen bei der Errichtung einer Verfügung von Todesmwegen der Richter an Stelle 
des Gerichtöfchreiberö oder der zwei Zeugen eine bejonders dazu beftellte Urkundsperſon zu— 
ziehen kann, für Sachen vergl. hierzu S. G.B. $ 2098 Bel. v. 22. 2, 66. 
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fügung nicht ſelbſt zugleich als Richter, Notar u. ſ. w. mitwirken kann, iſt als 
ſelbſtverſtändlich betrachtet worden, (vergl. Mot. V. 263 fla.). 

Zu 1, a, aa.) Die Vorſchrift wegen der Unfähigkeit des Ehegatten des 
Erblaſſers gilt nicht blos für den verhandelnden, ſondern auch für den von ihm 
an Stelle der Zeugen zugezogenen zweiten Notar. 

Zu 1, a, bb.) Die mit dem Erblaſſer Verſchwägerten ſind auch dann von 
der Mitwirkung ausgeſchloſſen, wenn die die Schwägerſchaft begründende Ehe nicht 
mehr beſteht. Ein Zuſatz wie bei 8 2234 Ziff. J1erſchien hier wegen der Be— 
ftimmung in $ 1590 Abſ. 2 entbehrlich. 

Zu den Verwandten des Erblaffers im Sinne von $ 2234 Ziff. 2 ge 
bört aud der von ihm an Kindesftatt Angenommene ($ 1757) und die Ab- 
fömmlinge des leßteren (vergl. jedvoh $ 1762 Satz 2), nicht aber, wenn der Erb- 
lafjer ein Mann ift, deſſen uneheliche Kinder ($ 1589 Abf. 2). Errichtet die 
unehelide Mutter ein Teſtament, jo fommt $ 1705 in Betracht, wonad) das un: 
ehelihe Kind im Verhältniffe zur Mutter und zu den Verwandten der Mutter 
die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes hat. 

Zu 1, b.) Aus der Fafjung der Vorſchrift fowie aus $ 2237 verbd, mit 
$ 2234 Ziff.1 ergiebt fi, daß Frauen (vergl. dagegen S. G. B. $ 2102) an fid) als 
ZTeftamentszeugen zugezogen werden können. Allerdings follen nad Art. 151 
Sap 1 des Einf.-G. durd die Vorjhriften der 88 2234 bis 2245 des B. G. B. 
die allgemeinen Vorſchriften der Landesgefege über die Errichtung gerichtlicher oder 
notarielfer Urkunden nicht berührt werden. Allein nad Satz 2 des Art. 151 hat 
ein Verftoß gegen eine ſolche Vorſchrift, unbejhadet der Vorſchriften über die 
Folgen des Mangels der jahlihen Zuftändigkeit, ohne Einfluß auf die Gültig— 
feit der leßtwilligen Verfügung zu bleiben, 

Die erforderliche Fähigkeit der mitwirfenden Perjonen braucht natürlid nur 
zur Zeit der Zeftamentserrihtung vorhanden zu fein, der jpäter eintretende 
Mangel jhadet nichts. Andrerſeits kann der fpätere Wegfall eines wejentliden 
Mangels das Teftament nicht gültig maden. 

Die relativen Behinderungsgründe find in $ 2235 enthalten: „Als Richter, 
Notar, Gerihtsfhreiber oder Zeuge kann bei der Errichtung des Teftaments nicht 
mitwirken, wer in dem Teſtamente bedadjt wird oder wer zu einem Bedachten in 
einem Berhältniffe der in SS 2234 bezeichneten Art fteht.* 

Hierzu ift zu bemerken: 

Die Nihtbefolgung diejes Verbotes joll nur im bejchränfter Weiſe wirken, 
es wird nur die betreffende Zuwendung an den Bedachten für unwirkſam (nidtig) 
erflärt ($ 2235 Abf. 2), Das S. G. B. $ 2076 behandelt das Verbot als einen 
Fall der Ermwerbsunfähigkeit der betreffenden Perſonen, dehnt jedod die Erwerbs: 
unfähigfeit aud) auf die Perſonen aus, die mit dem Ehegatten der Geridte- 
oder Urkundsperſonen oder der Zeugen verwandt oder verihwägert find. Nach 
D.G. B. find jedoh von der Mitwirkung nur ausgefhloffen: die Bedachten ſowie 
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die Ehegatten, Verwandten und Verihwägerten der Bedachten, nit auch die Ver: 
wandten und Verſchwägerten der Ehegatten der Bedachten. Die Vorſchrift gilt 
nit blos von dem verhandelnden, jondern aud) von dem zugezogenen zweiten 
Notar. 

Nah Entw. I $ 1916 Abi. 2 follten von der Mitwirkung aud der Teſta— 
mentsvollſtrecker ſowie der Ehegatte, die Verwandten und Verſchwägerten des 
ZTeftamentsvollftreders ausgeihloffen fein. Diefe Beftimmung bat jedod im Ge- 
jegbuche feine Aufnahme gefunden. Demnad kann 3. B. bei der Erridtung des 
ZTeftaments vor einem Notar die Teftamentsvolfftrefung dem verhandelnden Notare 
jelbft übertragen werden. Sind dem ZTejtamentsvollftreder in dem Teſtamente 
für feine Mühwaltungen Gebühren ausgefeßt, jo würden diefe, foweit fie ſich inner- 
halb der Grenzen des Ueblihen halten, nicht als eine Zuwendung nad) $ 2235 
anzuſehen, joweit fie jedoch jenes Maß überſchreiten, der Mebrbetrag als ein Ber: 
mächtniß an eine mitwirfende Perfon anzufehen und daher als unwirffam in Weg- 
fall zu bringen, die Ernennung zum Teftamentsvollitreder aber aufrecht zu halten 
fein (vergl. Fiſcher und Henle, B.G. B. f. d. deutſche Reid, S. 938 Anm. 3 
zu 8 2235). 

Die Vorfärift in 8 2235 gilt, gleiviel ob das Teſtament mündlich er- 
flärt oder ſchriftlich und verjdhloffen übergeben wird ($ 2238). Dagegen ift von 
dev Aufnahme einer dem gemeinrechtlichen S. C. Libonianum entſprechenden Be— 
ftimmung (vergl. S. G.B. $ 2077) abgejehen werden. Ueber die Gründe vergl. 
Mot. V, ©. 275. 

Die Beftimmungen in 88 2234 bis 2236 leiden aud auf die Urkunde: 
perfonen (Art. 149 Einf.-G.) Anwendung (Art. 149 Abf. 2). 

Bloſe Ordnungsvorfäriften find, wie ſchon erwähnt, in $ 2237 enthalten, 
wonad nicht mitwirken follen: Minderjährige, die der bürgerlichen Ehrenrechte für 
verluftig Erflärten während der Zeit der Aberfennung, wer nad) den Vorſchriften 
der Strafgejeße unfähig ift, ald Zeuge eidlid vernommen zu werden (vergl. 
St.G.B. $ 34 Nr. 5) fowie wer ald Gefinde oder Gehilfe im Dienfte des Richters 
oder des beurfundenden Notar (aljo nicht aud) des zugezogenen zweiten Notare) 
ſteht. Die Nichtbeobachtung diefer Vorſchriften ift jedbod ohne Einfluß auf bie 
Gültigkeit des Teſtaments. 

2.) Zugelaffen find ($ 2238) zwei Formen des öffentlichen Teſtaments: der 
Erblafjer kann entweder 

a) dem Richter oder Notar feinen letzten Willen mündlih erklären, oder 

b) ihm eine Schrift mit der miündlihen Erklärung übergeben, daß die 
Schrift feinen legten Willen enthalte. Die Schrift kann offen oder verſchloſſen 
übergeben werden, fie kann von dem Erblafier oder von einer anderen Perſon 
geſchrieben fein, braucht jedod nicht unterſchrieben zu fein. Wer aber minderjährig 
ift oder Gejchriebenes nicht zu Tefen vermag, kann nur in der Form unter a, wer 
nad) der Ueberzeugung des Richters oder Notars ftumm oder fonft am Spreden 
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verhindert ift, nur im der Form unter b teftiren ($ 2343). In Anjehung des 
Stoffes, auf dem der letzte Wille gejchrieben fein joll, Hinfihtlid der Schreibmittel 
(Tinte, Bleiftift u. f. mw.) jowie betreffs der Art der Schrift ift im Geſetzbuche 
nichts beftimmt. Insbeſondere ift die Vorſchrift in $ 2096 des S. G. B.s, 
wonach Zeichenſchrift ausgeſchloſſen ſein ſoll, nicht mit aufgenommen werden. 

Die ſämmtlichen bei der Errichtung des Teſtaments mitwirkenden Per— 
ſonen müſſen während der ganzen Verhandlung zugegen ſein ($ 2239). Dies 
gilt nit blos vom Richter oder Notar, ſondern auch von den zugezogenen 
Perfonen. Es genügt alfo nicht, daß dieſe blos bei der Vorlefung, Genehmigung 
und Unterzeihnung des Protofolls gegenwärtig find (vergl. auch S.G.B. $ 2093 
Satz 2). Die Vorſchrift ift nicht blos Ordnungs-, jondern weſentliche Formvorſchrift, 
deren Nichtbeobachtung Nichtigkeit der Teſtamentserrichtung zur Folge hat. Immerhin 
muß fie cum grano salis aufgefaßt werden. So z. B. würde in einer kurzen, 
dur dringende Bedürfniffe veranlaßten Entfernung einer der mitwirfenden 
Berfonen, während deren eine eigentliche Verhandlung gar nicht ftattgefunden hat, 
jondern vielleiht nur das Protofoll niedergeſchrieben worden ift, noch feine 
Berleung des Geſetzes gefunden werden können. 

Ueber die Erridtung des Teitaments muß ein Protofoll und zwar — 
abgefehen von dem Falle des $ 2245 Abj. 2 — in deutſcher Sprade aufgenommen 
werden. Das Erforderniß der deutſchen Sprade entſpricht der Beftimmung in 
$ 186 des G. V. G. 

3.) Wefentliher Inhalt des Protofolles: 

a) Ort und Tag der Verhandlung; b) die Bezeichnung des Erblaffers 
und der bei ber Berhandlung mitwirfenden Perjonen; c) die nad) $ 2338 
(vergl. oben unter 2, a und b) erforderlidden Erklärungen des Erblaffers und 
im Falle der Webergabe einer Schrift die Feftftellung der Uebergabe ($ 2241). 
Das Protofoll| muß vorgelefen, von dem Erblaffer, dem es auf Verlangen 
aud) zur Durchſicht vorgelegt werden ſohl, genehmigt und von ihm eigenhändig 
unterjdhrieben werden, Daß die Borlefung, Genehmigung und eigenhändige 
Vollziehung des Protofolles erfolgt jei, muß im dieſem feftgeftellt werden. 
Erflärt der Erblafjer, daß er nicht ſchreiben könne, fo wird feine Unterſchrift 
durch Die Feſtſtellung diefer Erklärung im Protofolle erfeßt. Zur Gültigkeit 
des Altes ift noch erforderlih, daß das Protokoll aud von den mitwirfenden 
Perfonen unterjchrieben wird ($ 2242), 

Hierzu ift noch Folgendes zu bemerken: Die Vorlefung des Protofolles hat 
nit allein dem Erblafjer gegenüber, jondern auch den mitwirtenden Nebenperfonen 
gegenüber zu erfolgen. Denn aud fie müſſen von dem Inhalte Kenntniß erhalten, 
infofern fie berufen find, darüber zu wachen, daß Alles ordnungsmäßig vor fid) 
gehe und daß in&befondere das Niedergeicriebene wirklid) den Willen des Ver: 
fügenden wiedergebe (M. V, S. 273). Sie haben dies auch durch ihre Mit 
unterſchrift zu beftätigen ($ 2242 Abſ. 3). Ebenſo erſcheint das Erforderniß 
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der eigenhändigen Unterjchrift des Berfügenden als Regel (vergl. jedoch $ 2242 
Abſ. 1) unentbehrlih), weil nad der Auffaffung des Lebens die Unterjchrift die 
endgültige Beftätigung der Genehmigung bildet (M. V, 273). Das Erforder- 
niß der Eigenhändigfeit der Unterſchrift entipridht der Beftimmung in 8 126 
Abf. 1. vergl. oben zu A, Il,a 

Nur wenn der Erblaffer erklärt, nicht jchreiben zu können, hat bie 
Unterſchrift zu unterbleiben, gleidhviel ob er überhaupt des Schreibens unfundig 
oder in Folge einer Krankheit oder Verlegung der Hand nur zeitweilig am 
Schreiben verhindert ift. An die Stelle der Unterfrift tritt dann die Feftitellung 
der Erklärung des Nihtihreibentönnens im Protofoll. Stellt fid) ſpäter heraus, 
daß die Erklärung unwahr gewejen ift, jo wird dadurch die letztwillige Verfügung 
nit binfällig (vergl. M. V ©. 273). 

Die vorftehend aufgeführten Erforderniſſe einſchließlich der Mitunterſchrift 
der mitwirfenden Nebenperjonen müſſen jämtlid erfüllt fein, wenn das Teftament 
gültig fein fol, Stirbt daher der Erblaffer vorher, fo ift feine Verfügung 
ungültig, mag er aud) feinerjeits Alles gethan haben, was ihm zu thun obgelegen 
bat, um den gewollten rechtlichen Erfolg herbeizuführen. Das Nämliche muß auch 
gelten, wenn eine der mitwirfenden Nebenperfonen vor der unterſchriftlichen Mitvoll- 
ziehung des Protofolles ftirbt, 

Die Vorjrift in $ 2242 Abſ. 1 Satz 3, wonach das Protokoll dem 
Erblafjer auf Verlangen zur Durchſicht vorgelegt werden ſoll, ift jedoch eine bloje 
Ordnungsvorſchrift. Wäre daher die Vorlegung ausnahmsweiſe bis nad) ber 
Unterſchrift des Protofolle® durch den Erblaffer und die mitwirkenden Perſonen 
verjhoben worden und der Erblaffer nun erft, aljo erft nad erfolgter Unterſchrift, 
jedod) noch dor der Vorlegung verftorben, jo würde dies der Gültigkeit bes 
Teftaments nicht entgegenftehen. Die Vorlegung braudt auch im Protokolle nicht 
fejtgeftellt zu werden. 

4.) Beſondere Vorfihtsmafregeln find nod für den Fall getroffen, wenn 
der Erblaffer nad) der Ueberzeugung des Richters oder des Notare ftumm oder 
jonft am Sprechen verhindert ift ($ 2243). Hier muß der Erblaffer, der in 
diefem Falle das Teftament nur durch Uebergabe einer Schrift (vergl. oben 
unter 2b) erridten fann, im Protokoll oder auf einem befonderen, dem Protofolle 
als Anlage beizufügenden Blatte die bei der Verhandlung eigenhändig geſchriebene 
Erflärung abgeben, daß die von ihm übergebene Schrift feinen letzten Willen 
enthalte. Das eigenhändige Niederjcreiben der Erklärung fowie die Weberzeugung 
des Richters oder Notare, daß der Erblaffer am Epredhen verhindert ift, muß 
im Protofolfe feftgeftellt werden. Der befonderen Genehmigung des Protofolfes 
durch den Erblaffer bedarf es dann nit. Dieje könnte ja ebenfalls nur ſchriftlich 
erfolgen. 

Nah S.G.B. S 2098 kann und bez. muß ein Stummer die Erklärung, 
daß die von ihm übergebene Urkunde feinen legten Willen enthalte, entweder in- 
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Gegenwart des Gerichts eigenhändig ſchreiben oder durd) eine mit ihm dor Gericht 
anwejende verpflichtete Bertrauensperjon abgeben laſſen. Die letztere Modalität ift 
nad D.G.B, nicht geftattet. 

5.) In $ 2244 find die Erforderniffe geregelt, die zu beobadjten find, wenn 
ber Erblaffer nad) feiner Angabe der deutihen Sprache nit mächtig ift. Die 
Borausjegung des Falles ift, daß der Erblaffer erklärt, der deutſchen Sprade 
nicht mädtig zu fein, auf die Wahrheit der Verfiherung kommt es nit an 
(vergl. M. V, ©, 278). 

Nothwendig ift in diefen Fällen 

a) die Zuziefung eines vereideten Dolmetſchers bei der Errichtung des 
Teftaments.°) Cine Ausnahme hiervon ift nur in dem Falle des $ 2245 Abf. 2 
geftattet (vergl. nachſtehend unter 6). Auf den Dolmetſcher leiden die für einen 
Zeugen geltenden Vorſchriften in 83 2234 bis 2237 entipredende Anwendung, 
insbefondere alſo aud) die vorjtehend unter 1 aufgeführten abjoluten und relativen 
Hinderungsgründe. Weiter muß 

b) das — in deutſcher Sprache aufzunehmende — Protokoll in die Sprade, 
in der ſich der Erblaſſer erklärt, überjegt und dieſe Ueberfegung entweder von 
dem Dolmetſcher angefertigt, oder beglaubigt,®) in jedem Falle auch von ihm vor- 
gelefen und die Ueberfegung dem Protofole als Anlage beigefügt werden, *°) 

c) das Protofoll muß die Erklärung des Erblafjers, daß er der deutſchen 
Sprade nit mächtig fei, fowie den Namen des Dolmetihers und die Feftftellung 
enthalten, daß der Dolmetſcher die Ueberjegung angefertigt oder beglaubigt und 
fie vorgelefen Habe, 

d) der Dolmetſcher muß das Protokoll unterſchreiben. 


*) Der Dolmeticher ift nad der Auffafiung des Gefeged das Organ, durd) das der 
Berfügende zu den übrigen mitwirtenden Berfonen redet, Das, was der Dolmetfcher als 
den Willen des Verfügenden mittheilt, wird jo angefeben, als wäre es von dem Berfügenden 
ſelbſt in deutſcher Sprache erklärt (Mot. V, ©. 278). 

9) Nicht ganz genau jagt m. E. Strohal, das deutſche Erbrecht nad dem B. G.B. S.21: der 
Dolmetſcher „hat das — Prototoll zu überfegen und die Meberfegung zu beglaubigen und vorzus 
leſen“. 8 2244 Abſ. 2 Sat 2 lautet: „Die Neberjegung muß von dem Dolmetſcher angefertigt oder 
beglaubigt und vorgelefen werden.“ Hiernach dürfte es ausreichen, wenn der Dolmeticher 
entweder das Protofoll in die Sprache des Erblaſſers jelbit überjegt oder die von einem 
anderen angefertigte Ueberſetzung beglaubigt (vergl. auch Abſ. 8 des $ 2244). In jedem Falle 
muf aber, was auch Strohal deutlich zum Ausdrude bringt, die Meberfegung von dem Dol: 
metjcher vorgelefen werden. 

0) Im I. Entw. $ 1928 Abſatz 3 war noch bejtimmt, daß die Ueberſetzung nicht blos 
dem Protokolle ald Anlage beigefügt, fondern and als folde im Protofolle bezeichnet 
werben müfle Im Geſetzbuche ift nur vorgejchrieben worden, daß die Ueberfegung dem 
Prototolle ald Anlage beigefügt werden müfje. Die ausprüdliche Bezeihnung der Weber: 
fegung ald Anlage im Protokolle ift deshalb nicht unbedingt nothwendig, weil ja nad Abi. 3 
Sak 1 des $ 2244 die Anfertigung oder Beglaubigung ſowie die Vorlefung der Ueberſetzung 
im Prototolle feftgeftellt werden muß. Immerhin wird es rathſam fein, die Ueberſetzung aud) 
als Anlage im Prololkolle felbjt zu bezeichnen. 
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Natürlich leiden auf das Protokoll aud die übrigen in 88 2241 aufge 
führten Erforderniffe Anwendung. Es muß aljo das Protofoll aud) von den 
übrigen mitwirfenden Perſonen unterjhrieben und deshalb in deutſcher Sprade 
vorgelefen werden. Die Motive zum I. Entw. V ©. 279 fagen hierüber: „Aller: 
dings nüßt diefe Vorlefung dem Verfügenden nichts, allein die Vorleſung muß den- 
noch wegen der übrigen mitwirfenden Perſonen erfolgen. Das Protokoll ift von 
dem Verfügenden zu unterihreiben, aber aud) deffen Genehmigung, welde vom 
Dolmetiher als erflärt mitzutheilen ift, ift im Protofolle zu erwähnen. Die Ueber- 
fegung hat lediglih den Charakter einer Vorſichtsmaßregel, indem fie die Gewähr 
bietet, daß der Dolmetſcher al8 Organ des Berfügenden richtig fungirt hat. 
Der Dolmeiſcher wird glei; dem Zeugen eine mitwirfende Perjon; er bat eben- 
jowenig wie der Richter oder Notar das Protokoll felbft zu genehmigen, fondern 
nur mitzuvolßiehen”. 

6. Die Zuziehung eines Dolmeiſchers in den vorftehend unter 5 erwähnten 
Falle ift blos dann entbehrlih, wenn ſämmtliche mitwirfende Perjonen ihrer Ber: 
fiherung nad) der Sprade, in der ſich der Erblaffer erklärt, mächtig find. Unter: 
bleibt jedod in diefem Falle die Zuziehung eines Dolmetjders, jo muß das 
Protofoll in der fremden Sprahe aufgenommen werden und die Erklärung des 
Erblaffers, daß er der deutſchen Sprade nit mächtig fei, jowie die Verſicherung 
der mitwirfenden Perjonen, daß fie der fremden Sprade mädtig feien, enthalten 
(8 2245). 

Hierzu ift Folgendes zu bemerken: 

a) Diefe Voridriften find zwingender Natur. Sie gelten auch für das ge- 
meinjhaftlihe- Teftament, für den Erbvertrag ($ 2276) wo ausdrüdfid ausge 
iproden ift, daß $ 2245 auf jeden dev Vertragichließenden zur Anwendung zu 
bringen ift, fowie für die außerordentlihen ZXejtamentsformen der 88 2249 
bis 2251. 

b) Im Schlußſatz von $ 2245 Abj. 2 ift noch beftimmt, daß dem in der 
fremden Sprache aufgenommenen Protofolle eine deutſche Ueberfegung als Anlage 
beigefügt werden folfe. Dieje Beftimmung ift jedod nur Ordnungevorfärift, ihre 
Nichtbeobachtung beeinflußt nit die Gültigfeit der legtwilligen Verfügung. 

ce) Die Vorſchrift in 8 2245 Abſ. 1 ift natürlich nur fakultativ. Der 
Richter oder Notar kann in dem dort vorgejehenen Falle von der Zuziehung eines 
Dolmetſchers abjehen, er muß dies aber nit. Er kann troß der Verſicherung 
ſämmtlicher mitwirfender Perfonen, daß fie der Sprache des Erblafjers mädtig 
jeien, einen Dolmetſcher zuziehen und nad) $ 2244 verfahren, das Protofoll, aljo 
in deutſcher Sprade aufnehmen und durch den Dolmetſcher überſetzen laffen. 
Hierzu wird der Richter oder Notar namentlid) dann ſich veranlaft jehen, wenn 
er an der Wahrheit der von den mitwirfenden Perfonen abgegebenen Verſicherung, 
daß fie der Sprade des Erblafjers mächtig feien, gegründeten Zweifel hat. 

d) Strohal, das deutihe Erbrecht S, 21 nennt die Vorſchrift in $ 2245 
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Abſ. 2 eine fteife und meint, fie laſſe die zweifellos vorhandene Möglichkeit un- 
berüdfihtigt, daß der Erblaſſer oder der dem Erblaſſer bei einem Erbvertrage 
gegenüberftehende Bertragstheil, obſchon er der deutſchen Sprade mächtig ſei, aus 
anderem guten Grunde, nämlich um nur von denjenigen verftanden zu werden, denen 
er ſich verftändlih maden muß, fid einer fremden Sprade bedienen will, vergl. 
die von Strobal a. a. D. in Note 6 angeführten Beilpiele, wonad) die Aufnahme 
des Protokoll in der fremden Sprade, in der fid der Erblaſſer erklärt, dann 
ausgeſchloſſen fein fol, wenn der Erblafjer außer diefer Sprache gleichzeitig auch 
der deutſchen Sprade mächtig ift. 


Die Bedenken Strohals find an fid) nicht unbegründet. Gewiß kann aud) 
ein Deutſcher, der zugleid einer fremden Sprade mächtig ift, recht wohl in die 
Lage fommen, fid bei der Erridtung eines Teſtamentes der fremden Sprade be- 
dienen zu müffen. Er kann jogar ein weſentliches Interefje daran haben, fi) der 
fremden Sprade zu bedienen, wie aus den von Strohal angeführten Beifpielen 
hervorgeht. Allein andererfeits kommt dod in Betradit, daß die Vorausjegung 
des Abi. 2 von 8 2245 wie bei $ 2244 immer nur die Erklärung des Erb- 
laſſers, daß er der deutſchen Sprade nicht mächtig fei, nit aud) die Wahrheit 
diefer Erklärung ift. 


Eine Prüfungspflict Tiegt dem Richter oder Notar Hier nit ob. Eine 
Prüfung von Amtswegen bat nur in der Nidtung ftattzufinden, ob die Ver- 
fiderung der mitwirfenden Perfonen, daß fie der fremden Sprache mächtig feien, 
in Wahrheit beruhe (vergl. Motive V ©. 279). Ob der PVerfügende ber 
deutſchen Sprade nit mächtig fei, kann dem verhandelnden Beamten gleid)- 
gültig fein, da jener ſich ja der deutſchen Sprade nicht bedienen will. Dement— 
ſprechend ift aud in dem Protokolle nicht die Wahrheit der Erklärung des Ber- 
fügenden, der deutſchen Sprade nicht mädtig zu fein, fondern nur die Thatſache 
feftzuftellen, daß dieſe Erflärung abgegeben worden jei. 

Anders würde fi freilich nad 8 2096 des Sächſ. B.G. B.'s die Sadıe 
geftalten, wo ausdrücklich vorausgefegt wird, daß der Erblaffer der deutjchen 
Sprade wirfli nicht mächtig fei. Nach diefer Beſtimmung wilrde in den von 
Strohal aufgeführten Fällen ein Deutſcher ſowie überhaupt ein Erblaſſer, ber 
der deutſchen Sprade mädtig ift, allerdings nidht in einer fremden Sprade 
tejtiren können. 

7. Bloje Ordnungsvorſchrift ift die Beftimmung in $ 2266, wonach das 
über die Errichtung des Teftaments aufgenommene Protofoll nebft Anlage, ins— 
befondere im Falle der Errichtung durch Uebergabe einer Schrift nebft dieſer 
Schrift vor dem Richter oder dem Notar in Gegenwart der übrigen mitwirfenden 
Perfonen und des Erblafjers mit dem Amtsfiegel verſchloſſen, mit einer das 
Teftament näher bezeihnenden, von dem Richter oder dem Notar zu unterſchrei— 
benden Auffhrift verfehen und in befondere amtlide Verwahrung gebradit, dem 
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Erblaffer aber über das in amtliche Verwahrung genommene Zeftament ein Hin 
terlegungsſchein ertheilt werden foll, 

vergl. auch S. G.B. 8 2096. Sächſ. Gef. vom 26. Februar 1870. 

Zu U., das eigenhändige (privatſchriftliche, holographe) Teftament, Privat- 
teftament $ 2231 Ziff. 2. 

1. Zur Gültigkeit eines folden genügt eine von dem Erblaffer unter An— 
gabe des Ortes und Tages eigenhändig ge- und unterſchriebene Erflärung. 
Dieje wenigen Erforderniffe müffen aber zufammentreffen, wenn das privatichrift- 
liche Teſtament gültig fein fol. Hat alfo der Erblafjer entweder die Erflärung 
nit eigenhändig geſchrieben oder fie nidt eigenhändig unterſchrieben oder fie 
nit mit Angabe des Ortes und Tages verjehen, fo ift das Teftament in alle 
Wege ungültig. Unter der Angabe des Ortes und Tages, die natürli ebenfalls 
eigenhändig bewirkt fein muß, fann nichts Anderes als die Angabe von Ort und 
Tag der Ausftellung des Scäriftftüdes, d. 5. des Ortes und Tages, wo und 
warn die unterfchriftlicde Vollziehung erfolgt ift, verftanden werden. Sind aljo 
Niederſchrift und unterſchriftliche Vollziehung an verſchiedenen Orten und zu ber 
ſchiedenen Zeiten bewirkt werden, jo wird Drt und Tag der unterſchriftlichen Boll- 
ziehung anzugeben fein. Die unter der Erflärung befindliche Angabe von Ort 
und Tag fließt natürlich nicht den Beweis der Unrictigfeit der Angabe aus, 
Wird durch diefen Beweis zugleid; dargethan, daß das privatſchriftliche Teftament 
an anderen Mängeln leide, daß 3. B. der Erblaffer zur Zeit der Ausftellung 
nod nicht das zur Erridtung eines derartigen Teſtaments erforderliche Alter 
(8 2247) gehabt habe, jo ift die leßtwillige Verfügung aus diefem Grunde 
ungültig. Abgeſehen hiervon ift der Anſicht beizutreten, daß blofe Ungenauigfeiten 
und jelbft Unridtigfeiten in der Orts- und Tagesangabe für fi allein und ab» 
gejehen von anderen Mängeln das Teftament nod nicht ohne Weiteres ungültig 
maden (vergl. au Strohal, das deutſche Erbredt x. S. 19, Note 3). Das 
Geſetz verlangt in diefem Punkte nit mehr als eigenhändige Angabe des Ortes 
und Tages. Hiermit ift die ſe Formvorſchrift erfüllt. 

2.) Hinfihtlih der Sprade und der Schrift des holographen Teſtaments 
ift nichts befonderes vorgeſchrieben. Es muß daher angenommen werden, daß ber 
Erblaffer bier freie Wahl bat. Auch Zeichenſchrift ift nicht ausdrücklich ausge 
Ihloffen, wie dies z. B. in $ 2104 letzter Satz vbd. $ 2096 Satz 2 des S. G. B. 
geſchehen if. Ob jedoh die Verwendung der Zeihenihrift in jedem einzelnen 
Falle für genügend zu betrachten fei, wird deshalb noch nicht unbedingt zu be, 
jahen, fondern jedesmal nad Lage der Sache befonders zu prüfen fein (vergl. auch 
Strohal S. 22). Es wird hierbei namentlich auf die Art und Verſtändlichkeit 
der gewählten Schrift Rüdfiht zu nehmen fein (Stenographie). 

3.) Wer minderjährig ift oder Geſchriebenes nit zu lefen vermag, kann 
ein privatſchriftliches Teſtament nicht erridgten (5 2247). Er ift, abgejehen von 
ben außerordentlihen Zeftamentsformen der 88 2249 bis 2257, auf die geridht- 
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fihe oder notarielle Form ($ 2231 Ziff. 1) beſchränkt und kann auch hier das 
Zeftament nicht durch Uebergabe einer Schrift, jondern nur durch mündlide Er- 
klärung zu Protofoll errichten (8 2238 Abf. 2). 

4.) Auf Verlangen des Erblafjers ift das privatichriftliche Teftament in 
amtlihe Berwahrung zu nehmen und dem Erblaffer ein Hinterlegungsfhein zu 
erteilen ($ 2248). Die Gültigkeit des Teftaments hängt jedod Hiervon nicht 
ab. Ebenſowenig ift die Rüdnahme aus der amtlihen Verwahrung auf die Wirf- 
ſamkeit des privatſchriftlichen Teſtaments von Einfluß ($ 2256 Abf. 3). Anders 
bei dem vor einem Richter oder Notar errichteten Teftamente, vergl. $ 2256 Abf. 1. 

5.) Zur Errichtung eines privatjäriftlihen gemeinſchaftlichen Teſtaments 
(2265) genügt es, wenn einer der Ehegatten das Teſtament nah Maßgabe von 
8 2231 Ziff. 2 errichtet und der andere Ehegatte die mit Angabe des Ortes und 
Tages verjehene, eigenhändig ge und unterſchriebene Erklärung beifügt, daß das 
Teftament aud als fein Teftament gelten folle ($ 2267). 

6.) Durd das privatiriftlihe Teſtament find die Beftimmungen in 
8$ 2084, 2115 und 2383 des S. G. B. verüberflüffig.. Das Nämliche gilt aud) 
von drin ſog. Diplomatenteftamente ($ 2223 des Entw. III. oder der Reichstags— 
vorlage). 

Das legatum herede praesente relictum ($ 2384 bes S. B. G., Oral⸗ 
fideifommiß) hat im D.G.B. feine Aufnahme gefunden. 

B.) Außerordentliche Teftamentsformen, 88 2249, 2250 und 2251. Sie 
find beftimmt für außergewöhnlihe Fälle des Lebens und geftatten ſämmtlich ein 
Abgehen von den bei der Teſtamentserrichtung vor einem Richter oder Notar vor- 
geſchriebenen Förmlichkeiten. Die nad) diefen außerordentlihen Formen errichteten 
Teftamente haben mit einander gemein, daß fie als nicht errichtet gelten, wenn 
feit der Errichtung drei Monate verfloffen find und der Erblaſſer noch lebt, vergl. 
$ 2352. Die außerordentlien Teftamente nah D.G.B. find: 

1.) Das Gemeinbeteftament ($ 2249); es ſetzt die Beſorgniß voraus, 
daß der Erblaffer früher fterben werde, als die Errichtung eines Teftaments vor 
einem Richter oder Notar möglich ift. Soldenfalls kann der Erblaffer vor dem 
Vorfteher der Gemeinde, in der er ſich aufhält, oder, falls er ſich in dem Bereich 
eines durch Landesgeſetz einer Gemeinde gleichgeſtellten Verbandes oder Guts— 
bezirles aufhält, vor dem Vorſteher dieſes Verbandes oder Bezirkes teſtiren. 

An Stelle des Vorftehers oder neben diefem fann auch eine andere amtlid) 
beftellte Berfon zuftändig fein, wenn dies durch Landesgeſetz beftimmt ift (Art. 150 
des Einf...) Der Vorſteher oder die fonft amtlich beftellte Perfon tritt an bie 
Stelle des Richters oder Notars und muß zur Teftamentserrichtung zwei Zeugen 
zuziehen, die Vorfhriften über die Behinderungsgründe (2234 bis 2237), das 
Verfahren bei der Erridtung (2238), die fortdauernde Gegenwart der mitwirken: 
den Perſonen bei der Teftamentserrihtung (2239), die Protofollaufnahfme (2240 
bis 2246) leiden Anwendung. 
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Die Beſorgniß, daß die Erridtung eines Teſtaments dor einem Richter 
oder Notar nicht möglih war, muß im Protokolle feftgeftellt werden; ſtellt fid 
jebody hinterdrein heraus, daß die Beſorgniß nicht begründet war, fo fteht Dies 
der Gültigkeit des Teftaments nicht entgegen. 

Aus diefen Beftimmungen ergiebt fi) zwar, daß das bloje Nichtvorhanden— 
fein eines Richters oder Notars oder die blofe Verhinderung des vorhandenen 
Richters oder Notar am Orte der Teftamentserridhtung für ſich allein nicht ge- 
nügt, um die Vorausfeßung des Gemeindeteftaments zu erfüllen. Vielmehr muß 
die Gefahr Hinzutreten, die Errichtung der legtwilfigen Verfügung werde durch 
den Eintritt des Todes des Erblaffers deshalb vereitelt werden, weil den Er- 
forderniffen der Teftamentserritung dor einem Richter oder Notar nicht genügt 
werden kann. Andererſeits aber geht der Inhalt der Vorausfegung nur dahin, 
daß der beurfundende Beamte den Notbftand im Protokolle feitgeftellt hat, d. 5. 
ein Gegenbeweis gegen das im Protofofle feftgeftelte VBorhandenjein der Voraus: 
ſetzung ift nit zugelaſſen. 

Bei der Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments (ß 2265) braudt 
die Vorausjegung des $ 2249 nur auf Seiten des einen der Ehegatten borzu« 
liegen ($ 2266). 

2.) Das Teftament Abgeiperrter, ähnlid wie da$ testamentum tempore 
pestis conditum (8.6.8. $ 2113, 2114) fegt voraus, daß der Erblaffer fid 
an einem Orte aufhält, der in Folge einer Krankheit oder in Folge jonftiger außer: 
ordentliher Umftände dergeftalt abgeiperrt ift, daß die Erridtung eines Teſta— 
ments dor einem Richter oder Notar nit möglid oder weſentlich erſchwert ift. 
Die Form ift bier entweder die des Gemeindeteftaments (vorftehend unter 1) oder 
miündlide Erflärung vor drei Zeugen. Wird die letere Form gewählt, fo muß 
über die Erritung ebenfalls ein Protokoll aufgenommen werden. Auf das Proto- 
koll leiden die Vorſchriften in 88 2240 bis 2242, 2245 Anwendung, unter Zus 
ziehung eines Dolmetſchers kann ein Teſtament in Ddiefer Form nicht errichtet 
werden. Die Behinderungsgründe in $ 2234, 2235 fowie die Beftimmungen in 
8 2237 Ziff. 1—3 finden aud auf die Zeugen Anwendung. *) 

Hierzu ift noch zu bemerken: 

a) Das Gefeß ſetzt nit, wie $ 2114 des S. G. B., ausſchließlich eine 
Epidemie oder anftedende Krankheit voraus, von der entweder der Erblaffer, oder 
Jemand in dem Haufe, in dem er wohnt, befallen fein muß. Auch wird nicht 
erfordert, daß die hindernde Abiperrung auf obrigfeitliher Verfügung beruht, die 


*) Die Vorſchriften in 8 2236 und 2287 Biff. 4 erledigen ſich bier von felbft, ba 
bei der Grridtung vor drei Zeugen ein Richter, Notar, Vorfteher u. f. w. überhaupt nicht 
vorhanden iſt. Wird dagegen bei dem Tejtamente Abgefperrter die yorm des Gemeinde 
teftaments (S 2249 Abf. 1) gewählt, jo leiden auf die Zeugen auch die Borfchriften in 
5 2286 und 2287 Ziff. 4 Anwendung. Denn $ 2250 Abf. 2 Sab 2 bezieht fih nur auf 
den Fall, wenn die Erflärung vor drei Zeugen gewählt wird, 
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Abjperrung kann aud) durch Raturereigniffe oder durch Aufruhr oder durch kriegeriiche, 
den Berfehr hindernde Ereigniffe thatſächlich herbeigeführt jein. Ebenſowenig ift, 
wie nah $ 2114 S. G. B. erforderli, daß die Krankheit bereits herrſcht, es ge- 
nügt fon das Ausbrechen der Krankheit; ?*) auch das Wohnen in dem ab: 
geiperrten Orte wird nicht vorausgejeßt, der bloje Aufenthalt genügt, da die Un: 
möglichkeit oder erhebliche Erſchwerung der Teſtamentserrichtung vor einem Richter 
oder Notar fi) aud) bei einem blos vorübergehenden Verweilen an einem ſolchen 
Orte 3. B. bei einem auf der Reife Befindlichen ergeben kann. 

b) Die Erridtung des Teftaments vor drei Zeugen ift nicht blos, wenn 
die Form des Gemeindeteftaments ($ 2249) verjagt, 5. B. der Vorfteher nicht zu 
erlangen ift, jondern neben diefer Form wahlweiſe geftattet. Die Zahl der 
Zeugen (drei) entſpricht der Vorſchrift in $ 2113 des S. G. B. 

ec) Wird mindlihe Erklärung vor drei Zeugen gewählt, jo find die Zeugen 
ebenfalls nicht blos Beweis: jondern Solennitätszeugen. Der Zwed ihrer Zu: 
ziehung ift wie bei der Errichtung des Teftaments vor Richter oder Notar oder 
Vorfteher nit Sicherung des Beweiſes, jondern Erfüllung einer rechtsgeſchäft— 
liden Form. Obwohl daher die Vorſchrift in $ 2239 nicht ausdrüdlid in 
8 2250 mit angezogen ift, muß gleihmwohl davon ausgegangen werden, daß die 
Zeugen aud Hier bei der ganzen Verhandlung ſämmtlich gegenwärtig fein müſſen. 

Das Protokoll muß natürlid) von einem der Zeugen aufgenommen werden, 

3.) Das Seefahrerteftament oder Seeteftament ($ 2251). Wer fi) während 
einer Seereije an Bord eines deutjchen, nicht zur Kaiferlihen Marine 1%) gehörenden 
Fahrzeugs (Kauffahrteiſchiffs) außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet, kann 
ein Teftament durch mündliche Erklärung vor drei Zeugen erridten. Auf die 
Errichtung finden die Beftimmungen in $ 2250 Abj. 2 (vergl. vorftehend unter 2) 
ebenfalls Anwendung. 

Wie bereit8 oben hervorgehoben wurde, gilt ein nad Punkt 1, 2 und 3 
(88 2249 bis 2251) errichtetes Teftament als nicht errichtet, wenn feit der 
Errihtung drei Monate verfloffen find und der Erblaffer noch lebt. In diefen 
jämtlihen Fällen handelt es fih um ein Nothteftament. Es fehlt aber, wie die 
Motive zu Entw. I, Bd. V ©. 282 bemerken, an hinreichenden Gründen, einem 
derartigen Nothteftamente noch Wirkſamkeit zuzugeftehen, wenn der Verfügende die 
Lage, die ihn zu einer ſolcher legtwilligen Verfügung berechtigte, überlebt hat und 
und nod ein weiterer Zeitraum verfloffen ift, innerhalb defjen e8 dem Verfügenden 
möglid war, ein Teſtament vor einem Richter oder Notar zu errichten. Deshalb 
find aber aud nad $ 2252 Abſ. 2 Beginn und Lauf der dreimonatigen Frift 





!) Die Motive (V 284) fagen: „Diefe Bejchränkung der Vorausſetzung ift geboten 
mit Rüdficht darauf, daf, wie die Erfahrung der jüngften Zeit lehrt, nicht felten auch dann 
ber Kranke fofort ifolirt wird, wenn der erfte Fall einer anftedenden Krankheit fich zeigt. 

12) Hinfichtlih der zur Kaiferlihen Marine gehörenden Schiffe j. Art. 44 des Einf: G, 
und weiter unten, 
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gehemmt, folange der Erblaffer außer Stande ift, ein Teftament vor einem 
Richter oder Notar zu erridten. Auh wird in dem Falle des Geeteftaments 
($ 2251), wenn der Erblaffer vor dem Ablaufe der Friſt eine neue Seereife 
antritt, die Frift bdergeftalt unterbroden, daß nad Beendigung der neuen Reife 
die volle Frift von neuem zu laufen beginnt ($ 2252 Abſ. 3). 

Wird der Erblaffer nah dem Ablaufe der drei Monate für todt erklärt, 
jo behält in fämtlihen Fällen das Teftament feine Kraft, wenn bie Friſt zu der 
Zeit, wo der Erblaffer den vorhandenen Nachrichten zu Folge noch gelebt hat, noch 
nicht verftriden war (8 2252 Abſ. 4). 

Die Vorſchriften über das Soldatenteftament in 8 44 des Reihemilitär- 
gejeßes vom 2. Mai 1874 bleiben aufrecht erhalten, (vergl. Einf.-&. Art, 32 und 
44) und finden nad) der leeren Beftimmung entpreddende Anwendung auf Berfonen, 
die zur Befagung eines in Dienft geftellten Schiffes der Kaiferlihen Marine 
gehören, folange das Schiff fi außerhalb des inländiſchen Hafens befindet oder 
die Perfonen als Kriegsgefangene oder Geijeln in der Gewalt des Feindes find, 
ingleihen auf andere an Bord eines folden Schiffes genommene Perſonen, 
folange das Schiff fi außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet und bie 
Perfonen an Bord find. Wegen ber Berehnung der Frift, mit deren Ablaufe 
die letztwillige Verfügung ihre Gültigkeit verliert, vergl. Art. 44 Sa 2, Den 
Schiffen ftehen auch die fonftigen Fahrzeuge der Kaiſerlichen Marine glei (Art. 44 
Satz 3). 

Der Widerruf einer Tetwilligen Verfügung hat, wenn er ausdrücklich ge- 
ſchieht, in Teftamentsform zu erfolgen (8 2254). Es ift glei, in welder Form 
das zu widerrufende Teftament errichtet ift, der Widerruf kann in jeder zuläffigen 
Teftamentsform erklärt werden. Natürlih müſſen, wenn eine der auferorbent- 
lihen Teftamentsformen (85 2249 bis 2251) gewählt wird, die dort vorge 
ſchriebenen Vorausſetzungen dorliegen. 

Der Widerruf einer letztwilligen Verfügung kann ſelbſt widerrufen werden 
und zwar ebenfalls in Teſtamentsform. Durch den Wiberruf des Widerrufs wird 
die widerrufene leßtwillige Verfügung wirkfam, wie wenn fie nicht wiberrufen 
worden wäre ($ 2257). 

Im Mebrigen vergl. wegen des Widerrufs noch 88 2255, 2256, 2268 
und 2272. 

Für ein weiteres Eingehen auf die einzelnen, dem Formzwange des D.B.G.B. 
unterliegenden Rechtsgeſchäfte felbft ift Hier nicht der Ort. Der Zweck dieſer Ab- 
handlung ging Hauptfählid dahin, dem Leſer einen Weberblid über diefe Rechts— 
geſchäfte ſowie über die Bedeutung und Tragweite der betreffenden Formvorſchriften 
zugeben. 
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Die Zweigniederlafiung. 
Bon Rehtsanwalt Walther Schulze in Zittau. 


Gortſetzung.) 
8 9. Regiſter. 

Nur in Art. 21, 86, 152, 179, 198, 212, 214 des H. G. B.'s find bis zur 
Novelle vom 18. Yuli 1884, welche ſich jedoch bloß auf Aktien- und Kommandit« 
Geſellſchaften auf Aktien bezieht, Einträge in das Regifter der Zweigniederlaffung 
ausdrüdlid entweder direft oder durch Bezugnahme auf die Gejeßesftellen, in 
welden der Zweigniederlafjung bejonders gedacht ift, vorgeſchrieben. 

Auch dies darf vielleiht darauf zurüdgeführt werden, daß die vom Geſetz 
bejonders erwähnten, auf die Zweigniederlaſſung bezüglihen Einträge in das 
Regifter, abgefehen von dem in Art. 21 bezeichneten, erft in Folge der Vorſchläge 
der Redaktionstommiffion in dritter Leſung beſchloſſen worden find, und in dem 
dort gegebenen Zujammenhange feine Beranlaffung vorlag, auf die übrigen 
Negiftereinträge zurückzukommen. Für die Beantwortung der in Folge deſſen 
entftandenen, viel erörterten Streitfrage, inwieweit die Einträge im Regiſter ber 
Zweigniederlaffung mit denjenigen im Regifter der Hauptniederlaffung ſchon vor 
der Novelle vom 18. Yuli 1884 und auch, joweit fie von dieſer überhaupt nicht 
berührt werden, übereinftimmend zu halten jeien, läßt ſich aus den Protofollen, 
welde hierüber außer dem bereits Erwähnten nidhts enthalten, fein Material 
gewinnen, 

Prüft man nun aber das Handelsgeſetzbuch ſelbſt darauf, ob es vorſchreibt, 
daß alle übrigen Einträge, welde im Regifter der Hauptniederlaffung zu geſchehen 
haben, wenn nit wie aus dem Obigen erhellt ausdrücklich eine Beſchränkung 
für das Regifter der Zweigniederlaffung beftimmt ift, auch dort zu bewirken find, 
jo erjheint die Bejahung dieſer Frage allerdings gerechtfertigt. Das Gefeß redet 
dann freilich immer nur vom Eintrag in das Handelsregifter ſchlechthin, aber es 
ift do, wenn man die Auffaffung des Gejeßgebers von der Zweigniederlafjung 
fi) vergegenwärtigt, nicht erfihtlih, warum Einträge, welde beide Riederlajjuugen 
besfelben Kaufmanns, die zwar räumlich von einander getrennt find, aber doch 
zufammen ein Ganzes darftellen, in gleicher Weife berühren, in dem einen Regifter 
ftehen, in dem andern aber unterbleiben follen. Died muß wenigftend dann 
gelten, wenn die Zweigniederlafjung nit in demſelbem Megifterbezirf wie die 
Hauptniederlaffung liegt *®). 


*) Agricola, a. a.D. S. 289-304. Auch Thöl, a. aD. Bd. IS. 178 fig, 
namentlih S. 182 ift, wenn ich ihn recht verftehe, gleicher Anficht, denn er jagt, nad vor: 
gängiger fpegieler Aufführung der einzutragenden Thatfachen: „Hat in den vorhin genannten 
ſechs Fällen der Kaufmann ober die Handelögejellihaft mehrere Handelänieberlaffungen in 
verſchiedenen Regifterbezirten, fo ift zu jedem Handeläregifter anzumelden.” Die Aftiennovelle 
vom 18, Juli 1884 ift dort, weil fie noch nicht erlaffen war, nicht berüdfichtigt. — Bergl. 
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Der für den beſchränkten Umfang der Einträge hinſichtlich des Inhalts der 
Geſellſchaftsverträge und Statutenänderungen von Aktien» und Kommandit-Gefell- 
haften auf Aktien geltend gemadte Grund, das Regifter der Zweigniederlaffung 
nit noch einmal mit den umfänglien Eintragungen zu beſchweren, kann hin⸗ 
fichtli der übrigen Einträge nicht geltend gemacht werden, wie Agricola zutreffend 
bemerft. 

Das Handelsregifter ift zuweilen mit dem Hypothekenbuche verglichen 
worden *0). Will man hierbei ftehen bleiben und die in einem anderen Regiſter⸗ 
bezirt als die Hauptniederlaffung befindlihe Zweigniederlaffung mit einem in 
einem anderen Gerichtsbezirk gelegenen Pertinenzgrundftüc, ihr Folium im Regiſter 
mit einem „blinden“, auf dem bei Grundftüden uach ſächſiſchem Rechte nur die 
Sache und der Eigenthümer, ſowie Veränderungen in deſſen Berfon eingetragen 
werben ?") vergleidden, jo würde man, fall® bezüglich der Zweigniederlaffung nur 
diejenigen Einträge für vorgeſchrieben erachtet würden, welde in den die Zweig. 
niederlaffung befonders erwähnenden und legtere wiederum in Bezug nehmenden 
Artikeln enthalten find, zu dem Schluffe fommen, daß allerdings die Anzahl der 
die Zweigniederlaffung betreffenden Einträge eine beftimmt begrenzte fein müſſe. 

Allein diefen Vergleich weiter durchzuführen, ift um jo weniger Beranlaffung 
vorhanden, als im Handelsgefegbud fi ein Prinzip, daß nur folde die Sache 
und die Perjon ihres Eigenthümers betreffenden Einträge bei der Zweignieder- 
lafjung vorgeſchrieben feien, nicht ausgeſprochen findet. 

Des Urt. 12 des H.G. B.'s, welcher vorihreibt, daß bei jedem Handels— 
gerichte ein Regıfter zu führen fei, im welches die im Handelsgeſetzbuch angeorbneten 
Eintragungen aufzunehmen jeien, ift bei den die Zmeigniederlaffung betreffenden 
Berathungen in dritter Leſung nicht wieder gedadt, hierbei aber gerade das 
Hauptgewicht nicht auf die Zweigniederlaffung, jondern auf die im Gegenſatze zu 
ihr erwähnte Hauptniederlaffung (Sig) gelegt worden. 

Das Handelsgefeßbud enthält feine Aufzählung der Fälle in weldem Ein. 
träge in das Hanbdelsregifter vorgeſchrieben find, diefe finden fi vielmehr an 





auch 8 4 der Novelle zum 9.6.8. vom 11. Juni 1870. Nach $ 66 bed Reichsbankgeſetzes 
vom 14. Mär; 1875 finden die Beftimmungen des Handelsgeſetzbuchs über die Eintragung 
in das Handeläregifter und die rechtlichen Folgen hiervon auf die Reichsbank Feine An: 
mwenbung. 

70) Bergl. die im Kommentar v. Anſchütz⸗ v. Volderndorff, Bd. I S. 99 zu 
lefenden Motive des preuß. Entwurfs; vergl. daf. aud noch ©. 101, 

29 Verordnung, das Verfahren in nichtftreitigen Rechtsſachen betr, vom 9. Januar 
1865 88 111, 112, 128. 

9) Die Aufzählung der Fälle, in melden Einträge in das Handelsregiſter vorge: 
ſchrieben find, ift mehrfach aufgeftellt worden, jo 3. B. Bufc in feinem Archiv Bd. IS. 165 fla. 
Anihüg:v. Völderndorff, a. a. D. 386.1 S. 1183 v. Hahn, a. a.D. Bb.1 S. 75 fla. 
mobei fie jedoch das Regifter der Zmweigniederlafiung nicht fo eingehend berüdfichtigen, mie 
die Agricola gethan hat. 
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einzelnen Stellen des Geſetzes verftreut vor?). Als bei den Konferenzberathungen 
in erfter Leſung die Frage auftaudte, ob eine Aufzählung der einzelnen angeordneten 
Einträge in das Geſetz aufzunehmen fei, waren die meiften Artikel des Gejehes, 
welde die Zweigniederlaffung erwähnen, wie foeben dargelegt, noch gar nit vor: 
handen. Daraus, weil man nun nidht nochmals, als die Frage nad) der Exiſtenz 
einer Zweigniederlaffung fo zu jagen erft brennend geworden war, auf die übrigen 
Einträge zurückkam, den Schluß ziehen zu wollen, daß die in das Regifter der 
Hauptniederlaffung gehörigen Einträge nit aud in dasjenige ber Zweignieder: 
laffung gehören, abgefehen von folden Fällen, wo wirflih eine Beſchränkung 
vorgeſchrieben ift, erjdeint unbegründet. Ob alfo die Konferenz ſich über dieſen 
Punkt far geworden ift oder nicht, kann im Mangel entgegenftehender Aeußerungen, 
welde für die Auslegung des Gejees feinen Anhalt gewähren, unerörtert bleiben, 
wenn nur das Geſetz jelbft dem nicht widerſpricht 7°). 

Hierbei ift aud noch auf ein weiteres Bedenken gegen bie abweichende 
Meinung aufmerffam zu maden: Der Praris zu überlaffen, welche Einträge im 
Regifter der Zweigniederlaffung ftattzufinden haben, erſcheint aus formellen und 
materiellen Gründen bedenklich, denn gerade bei der Führung von Regiſtern ent- 
ſpricht ein verſchiedener Gerihtsbraud dem Zwecke der Einrichtung nicht. 

Uebrigens empfiehlt e8 fi auch über die Art und Weife, wie die Einträge 
zu geichehen haben, fowie aud) darüber, ob bei der Hauptniederlaffung ein Hin- 
weis auf die Zweigniederlaffung und umgefehrt im Handelsregifter zu vermerken 
fei, worüber die Anſichten jet vielfad von einander abweidhen, gleichmäßige Be— 
ftimmungen zu treffen. 

Das Handelsregifter ſoll ja bekanntlich über die weſentlichen Verhältniſſe 
des Handelsftandes feines Bezirks dem Publicum Auffhluß geben. Hieraus er: 
giebt fi von jelbft für die foeben entwidelten Grundfäße eine Mobification, 

Iſt ausnahmsweiſe eine Zweigniederlaffung in bemjelben Negifter, wie die 
Hauptniederlaffung, weil beide ſich in demfelben Negifterbezirte?*) befinden, ein- 
zutragen, jo madt fi der Grund, die Einträge für beide Niederlaffungen über: 
einftimmend zu halten, nicht mehr geltend, da eben in einem folden Falle das 
Publitum das für beide Niederlaffungen gleihmäßig beftimmte Regifter aufſchlagen 
fann, um ſich über die Berhältniffe des Kaufmanns, mit dem es contrahiren will, zu 
unterrichten. 


’s) v. Hahn, a. a. D. Bd. I Einleitung S. LXII flo. 

74%) Budhelt:Förtfh, a. a. D. Bb. IS. 65,%: Eine Verfchiedenheit der Handels 
gerichte ift in Abſ. 8 Art. 21 unterftellt, weil man nur an den gewöhnlichen Fall dachte; 
dies ift zwar ein Verfehen, jedoch unerheblich, indem das Weſentliche in der Eintragung ber 
Zweigniederlaffung liegt, melde erft nad) jener der Hauptnieberlafjung geſchehen fol, damit 
bie für jene gegebenen Borfchriften nicht umgangen werben können. — Aehnlih Willen: 
bücher f. oben 5 8. Belanntmacung des —— betr. Führung des a 
regifterö vom 11. Juli 1889 $ 20 Abi. 5 
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Die neuere Gejeßgebung ſeit der Actiennovelle vom 18, Juli 1884 jchentt 
dem Regiſter der Zweigniederlaffung eingehendere Beachtung und hat hierbei 
viele Zweifel gemeinrechtlich befeitigt. Dies gilt zunädft von dem ebenerwähnten 
Geſetz jelbft, jodann aber weiter von dem Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 1889 
und dem Geſetz über die Geſellſchaften m. b. H. vom 20, April 1892, fowie 
endlid der auf Grund von $ 171 des erwähnten Genoſſenſchaftsgeſetzes erlaffenen 
Belanntmahung des Reichskanzlers über die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters 
vom 11. Juli 1889 6), 

Außer dem bereits oben $ 3 über die Bedeutung der Einträge in die 
Kegifter von Haupt» und Zweigniederlaffung Erwähnten fei bier noch hervor: 
gehoben, daß die Wirfjamfeit der Statutenänderungen bei Aktien» und Kommandit- 
Gejelliaften auf Aktien, Gejelliaften m. b. H. und Genoſſenſchaften an ben 
Eintrag in das Regifter der Hauptniederlaffung gefmüpft ift. ?*) 

Dei der Berathung über den Beginn der Verjährung zu Gunften eines 
offenen Gejellihafters, welder nad Art. 146 des H.G. B.'s den Eintrag der 
Auflöfung der Gefellihaft oder das Ausſcheiden oder die Ausſchließung des 


6) Die Kommentare zum Reichögefeg vom 18. Juli 1884: v. Bölderndorff, 
S. 106 fig., 412 fla.; Ring, ©. 62, 295; Hoffmann, Das Genofjenfhaftsgefeg vom 
1. Mai 1889 ©. 89, 171 fla.; Fört ſch, Kommentar zum Reichögejeg über die Geſellſchaften 
m. b. H. vom 20. April 1892 ©. 86 flg., 168 flg.; Staub, a. a. D. S. 287, ©. 879 flg.; 
Puchelt-Foörtſch, a. a. D. Bd. I ©. 406 fig., 542; Makower, a. a. D. S. 227 NR. 59b; 
Annalen des K. ©. Dberlandesgerihts Bd. VIII ©. 409, X ©. 424, XVI ©. 451. S. aud) 
noh die K. S. Ausführungsverordnungen zu den Reichögejegen vom 1. Mai 1889 und 
20. April 1892, vom 14. Auquft 1889 und vom 12. Dftober 1892. — Amtliche Mittheilungen 
zum Regifter einer Zweigniederlaffung: Genofienihaftsgefeg 8 149 Abi. 2. 

?6) Ueber die Ummanblung f. insbefondere: Attiennovelle vom 18. Juli 1884 Art 
206 a, 247; Genofienfchaftögefeg vom 1. Mai 1889 88 189, 148 Abſ. 8; Reichägejek über 
die Gefellfihaften m. b. H. vom 20. April 1892 88 78, 79. — Wegen des nah dem Reichs: 
gejeg betr. das Urheberrecht an Muftern und Modellen vom 11. Januar 1876 zu führenden 
Mufterregifter vergl. daf. $$ 9, 16. Für die Neichögefege betr. den Schuß der Gebrauds: 
mufter vom 1. Juni 1891 und betr. den Schuß der Waarenbegeihnungen vom 12. Mai 
1894 kommen die gerichtlichen Regifter überhaupt nicht in Frage, da die Rolle für Gebrauchs— 
mufter und die Zeichenrolle bei dem Patentamt geführt werden, Darüber, ob in $ 18 jenes 
und in $ 23 dieſes Geſetzes („wer im Inlande eine Nieberlaffung nicht hat“) nur die Haupts 
nieberlaffung oder auch die Zweigniederlaffung gemeint fei, herricht Streit. S. hierüber 
fowie über die einjchlagenden Verträge des deutſchen Reichs mit auswärtigen Staaten allent: 
halben Schmid, Die Geſetze zum Schutze des gewerblichen Eigenthums 1897 ©. 88, 106, 
244, 865 flg., endlich auch noch die bereits zu dem Marlenjhuggefeg vom 80. November 1874 
ergangene Entiheidung des Reichögerihts Bd. XXI S. 1 flg. — Ueber die Führung bed 
Schiffäregifters ſ. das Reichsgeſetz betr. die privatrechtlichen Berhältniffe der Binnenihiffahrt 
vom 15. Juni 1895 $$ 16, 120 flg. und die Hierzu erlaffene K. S. Ausführungsverorbnung 
vom 24. Dezember 1895. — Ueber die Führung des Börfenregifters ſ. das Reichsgeſetz über 
die Börje vom 22. Juni 1896 55 54 flg., ſowie die hierzu ergangene K. S. Ausführungs: 
verprbnung vom 19. Dftober 1896. 
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Geſellſchafters in das Handelsregiſter zur Borausfegung bat, ift die Nürnberger 
Konferenz ?”) auf das Regiſter einer Zweigniederlaffung nicht zu fpredhen gelommen, 
weil man augenſcheinlich davon ausging, daß nur eine Niederlaffung die Regel 
bilde. Dem letztgedachten Regifter kann bier natürlich feine Bedeutung zulommen. 

Schließlich ift nod) auf die Wirkung der gefchehenen oder nicht gefchehenen 
Eintragung und Beröffentlihung, wovon Art. 25, 46 des H. G. B.'s, ſowie die 
Artikel ſprechen, welche fi) auf dasſelbe Prinzip gründen, hinzuweiſen. Wenn 
wie im Handelsgeſetzbuch alter Fafjung eine poſitivrechtliche Beftimmung über die 
Wirkung der Einträge in das Regifter der Zweigniederlaffung fehlt, und nur von 
der Wirkung der Einträge in das Hanbelöregifter und der Beröffentlihung die 
Rede ift, jo muß die Frage, ob Einträge und Beröffentlihungen bei dem Gerichte 
der Hauptniederlaffung gegenüber ſolchen Perſonen, welche mit der Zweignieder- 
laffung kontrahiren, die entjheidenden find, offen gelaffen werben. 

Der Gedanke jener Vorſchriften ſpricht dafür, den Schwerpunkt je nad) 
den Umftänden des Falls zu ſuchen, wenn er nicht wie z. B. Art. 200, 205 
Abi. 2 des Reichsgeſetzes vom 18. Yuli 1884 ausdrücklich nad der Hauptnieder- 
lafjung verlegt ift. 

8 10. Geriätsftand. 

Der Zufammenhang erforderte e8, im Vorſtehenden ſchon öfter vom Ge— 
rihtsftand zu ſprechen. Es erübrigt alfo hier nur noch einige fpezielle Bemerkungen 
zu madıen. 

Die Eivilprozegordnung kennt in 8 22 den Gerichtöftand der Niederlaffung, 
er ift für alle Klagen, welde auf den Gejhäftsbetrieb der letzteren Bezug haben, 
begründet. 

Die Motive??) zu diefem Paragraphen heben hervor, daß dieſer Gerichts— 
ein forum quasi domieilii fei, und weifen noch beſonders darauf hin, „daß der 
Geritsftand in diefem Umfange durd) das Bedürfniß geredtfertigt werde, be- 
weiſe feine allgemeine Anerkennung in den neueren deutſchen Prozeßgefehen und 
Entwürfen.” 

Es bedarf feiner näheren Begründung, daß diefer Gerichtsſtand, wie die 
Motive hervorheben, durch das Bedürfniß geredtfertigt werde, denn nad dem, 
was früber über die privatredhtliche Bedeutung der Zweigniederlaffung gejagt worden 
ift, leuchtet dies ohne Weiteres ein. Da wo ein jelbftändiger Geſchäftsbetrieb 
ftattfindet, ınuß aud die Möglichkeit gegeben werben, die hieraus entftehenden 
Anſprüche gerihtli zu verfolgen”), 


2 Prototolle S. 260 flg., 1016 flg., 4588. 

'8) Rortlampf’fhe Ausgabe ©. 412. 

’9), Bergl. die Kommentare v. Gaupp, Bb. I ©. 58 flg.; v. Sarmwey, ©. 49 flg.; 
v. Wilmowsti⸗Levy, Bd. 1 ©. 54 flg.; Entſcheidungen des Reichögerichts Bd. II S. 886, 
8b. VII S. 824 (handelt vom Gerichtäftand des Vermögens und erwähnt die Zweignieder⸗ 
lafjung nur nebenbei in der Bemerkung, daß eine offene Handelsgeſellſchaft, die ihren Sitz 
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Das Geſetz, die in den deutſchen Bundesftaaten in bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten gegenfeitig zu gewährende Rechtshülfe betreffend"), weldes im innigen 
Zufammenhang mit der neuen Handelsgejeßgebung ftand, fennt denn auch als 
Vorläufer der Civilprozeßordnung in dieſem Punkte bereits den Gerichtsſtand der 
Niederlaffung. 8 5 dieſes Geſetzes fpricht ebenfo, wie $ 22 C.P.O. von einer 
Niederlaffung, „von welder aus unmittelbar Geſchäfte geiähloffen werden.“ Die 
letztgedachte Beftimmung gilt jowohl Hinfiätlih der Hauptniederlaffung, wie der 
Zweigniederlaffung, denn beide find in dem bier maßgebenden Sinne: Nieder: 
lafjungen®*,) 

Die Frage, ob diefer Gerichtsſtand auf Klagen aus Verträgen beihränft 
jei, ift wohl zu verneinen. Im Hinblick auf die oben $ 4 hinſichtlich der Eifen- 
babnftationen gemachten Ausführungen, wobei diefen die Eigenſchaft von Zweig: 
niederlaffungen abgejproden worden ift, ergiebt fidh bier ohne Weiteres die Fol— 
gerung, daß durd die einzelnen Stationen fein Gerichtsſtand der Niederlaffung 
begründet wird. Dies ift namentlich praltiſch bei etwaigen Anſprüchen auf Grund 
des Haftpflichtgejeßes??). 

Befteht neben der Hauptniederlaffung feine Zweigniederlaffung, dann fällt 
bei Handelsgeſellſchaften der allgemeine Gerichtsſtand mit dem Geridtsftand der 
Niederlaffung zufammen®?), was bei Einzelfaufleuten nicht nothwendig geſchieht. 


$ 11. Konkurs. 
Nah 8 1 der Konkursordnung umfaßt das Konkursverfahren das gefammte 
einer Zwangsvollſtreckung unterliegende Vermögen des Gemeinſchuldners, weldes 
im zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens gehört®*). 


im YAuslande habe, durch den Befig einer Zweignieberlaffung im Inlande nicht aufböre, ald 
ausländifche zu gelten), Bd. XXX S. 828 flg.; Wengler, Archiv N. F. 2. Jahrgang, 
©. 161 flg., 187 flo. 

8°) Wublicirt für das Königr. Sachen in deffen Geſetz- und Verordngsbl. 1865 S. 48 
durch Verordng. vom 16. Januar 1868. 

1) Befondere Grundfäge gelten in den Fällen des 8 6 des Reichsgeſetzes betr. die 
privatrechtlichen Verhältniffe der Binnenſchiffahrt vom 15. Juni 1895 und der 88 1, 2, 16 
des Reichögejeges zur Belämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. Ueber 
das lefterwähnte Geſetz ſ. noh Schmid, a. a. D. S. 292 fig. 

s2) Menn der Staat Eifenbahnunternehmer ift, jchlägt für die Beſtimmung des all: 
gemeinen Gerichtäftandes $ 20 der C. P.O. ein. 

⸗) Megen des möglichen zweiten allgemeinen Gerichtöftandes der Handelsgeſellſchaften 
ſ. oben I und 8 8. 

*4) Die vom H.G.B. nicht vorgeichriebene Eintragung der Konkurderöffnung in das 
Handelöregifter wurde im Königreihe Sachſen durch Verordnung vom 7. März 1868 vor: 
gefchrieben. Diefe Verordnung ift durch das Bundesgeſetz vom 5. Juni 1869 aufredt er: 
halten. 8 8B 2 Kontursordnung 83 104, 151, 175, 191. Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1, Mai 
1889 83 95, 149 Abi. 2. Belanntmadhung des Reichskanzlers über die Führung ded Ge: 
noffenjchaftsregifterd vom 11. Juli 1889 $3 20 bis 22, 8. S. Ausführungsverordnung au 
dem Reichägejeg betr. die Geſellſchaften m. b. 9. vom 12, Dftober 1892 &8 4, 5. 


Schulze, Die Zweignieberlaffung. 365 


Ob der Gemeinfhuldner ein Einzelfaufmann, eine Handelsgejelidaft oder 
eine Genoſſenſchaft ift, bildet Hier keinen Unterjchied®°), 

Die Zweigniederlaffung als Vermögensobjekt betrachtet, gehört aljo nad) den 
erwähnten Beftimmungen nothwendig zur Konfursmaffe, d. 5. zu der Einheit des 
Bermögens,aus welchem gemäß $ 2 alle perfönlichen inländifhen und gemäß 
$ 4 wenigftens regelmäßig auch ausländiihen Gläubiger, welche einen zur Zeit 
der Eröffnung des Verfahrens begründeten VBermögensanfprud an den Gemein- 
ſchuldner haben, ihre Befriedigung ſuchen können. 

Bietet die Betrachtung der Zweigniederlaffung in diefer Materie daher im 
Allgemeinen nichts Eigenthümliches, fo verdient andererjeits $ 208 der Konkurs» 
ordnung noch bejonderer Erwägung®®), Hiernach kann über das im Inlande 
befindliche Vermögen eines Schuldners, welder im deutſchen Weiche feinen all- 
gemeinen Gerichtsſtand hat, das Konfursverfahren ftattfinden, wenn er eine dafelbft 
zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung oder eines anderen Gewerbes errichtete 
Niederlaffung, von welcher aus unmittelbar Geſchäfte geſchloſſen werden, befißt. 

Eine Abweihunng liegt zunächſt darin, daß nicht, wie bei dem Gerichts— 
ftande der Niederlaffung nur Anſprüche, welde auf deren Geichäftsbetrieb Bezug 
haben, fondern überhaupt alle Anſprüche inländifher und ausländiſcher Gläubiger 
gegen den Eigenthümer der Niederlaffung geltend gemacht werden fünnen. 

Auch findet dann der Konkurs über das gefammte im Imlande befindliche 
Vermögen ftatt. 

Bei der Prüfung der zur Eröffnung bed Verfahrens nothwendigen Bor: 
ausjegung der Zahlungsunfähigteit des Gemeinſchuldners ($ 84) iſt übrigens deſſen 
gejammte Geſchäftslage, insbejondere aljo aud der Zuftand im Betriebe der im 
Auslande gelegenen Hauptniederlaffung in Betracht zu ziehen®”), 

Dur $ 208 Abſ. 4 ift dem Gläubiger jedoch infofern eine Erleichterung 
gewährt, als er den Nachweis der Zahlungsunfähigkeit des Cigenthümers der 
Niederlaffung nicht zu erbringen braucht, werm zu deſſen Vermögen im Auslande 
bereits Konkurs eröffnet worden ift. 

Iſt dagegen die erwähnte Vorausjegung für die Eröffnung diefes Konkurs— 
verfahrens nicht vorhanden, weil der Eigenthümer der Zweigniebderlaffung einen 
allgemeinen Gerihtsftand im Inlande bat, jo fteht der Eröffnung des Verfahrens 
nad den allgemeinen Grundſätzen nidts im Wege. 


8 12, Lostrennung. 

Die bisherigen Erörterungen haben, wenn aud die der Zweigniederlaffung 
#5) Weber den Unterjchied zwijchen dem Einzellaufmann und den Handelögefellichaften, 
wenn fie mehrere jelbftändige Geſchäfte unter verjhiedenen Firmen befigen: Puchelt, 
Förtſch, a. a. D. ®b, I ©, 50%, 236*, 861, 871% Makower, a. a. O. S. 82 N. 2b, 
S. WE N. 2b, S. 180 N. dbc. 

se) Veterjen:Kleinfeller, Kommentar zur Konkursordnung 3. Aufl, ©. 586 fla. 
#7) Entſcheidungen des Reichsgerichts Bb. XXI ©. 21 file. 
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begrifflich zulommende begrenzte Selbftändigfeit fortwährend betont worden ift, 
unter dem Geſichtspunkt ftattgefunden, daß die Zweigniederlaffung mit der Haupt: 
niederlaffung ein zujammenhängendes Ganzes bildet. Es ift nunmehr ſchließlich 
noch eine Betrachtung unter dem anderen Gefihtspunft, daß eine Trennung bes 
an ſich einheitlichen, aber an verfhiedenen Orten oder in verſchiedenen Gemeinden 
befindlichen laufmänniſchen Geſchäfts möglich ift, anzuftellen. Schon oben I wurde 
hierüber bei der Erwähnung des in Urt. 22 des H.G. B.'s gebrauchten Ausdrucks 
„beſtehendes Handelsgeſchäft“ eine Andeutung gemadt; es kommt alſo auf die 
Beantwortung ber beiden Fragen an: ift unter „beftehendem Handelsgeſchäft“ aud) 
eine Zweigniederlaffung zu verftehen, jowie kann der neue Erwerber die bisherige 
Firma miterwerben und fortführen? Diefe beiden Fragen find bald nad Erlaf 
des Handelsgeſetzbuchs entftanden und wiederholt verichieden beantwortet worden ®*), 
die jetzt herrſchende Meinung bejaht ſei, wenn auch mit einzelnen Modificationen 99). 

Es beftehen bei der gemäß Art. 22 des H.G. B.'s ftattfindenden Xo8- 
trennung einer Zweignieberlaffung von der Hauptniederlaffung 9°) überhaupt zwei 
Möglichkeiten: entweder die Zmweigniederlaffung wird dann zum felbftändigen Ge- 
ihäft erhoben oder fie befteht als Zweigniederlaffung eines bereits etablirten Kauf: 
manns, welder fie zu feinem bisherigen Geſchäft in dieſes Verhältniß bringt, 
fort”). Diefes Spätere Schidjal des abgetrennten Geſchäfts hat jedoch für bie 
Beantwortung der Frage, ob die Abtrennung an ſich zuläffig jei, feine Bedeutung. 
Es ift allgemein anerkannt, daß eben in den Fällen, wo der Nachfolger nicht in 
alle Rechtsverhältniſſe des Weberlaffenden eintritt, was bei dem Webergange eines 
Geihäfts, welches überhaupt ohne Zweignieberlaffung betrieben wird, vorfommen 
fann, ftetS eine befondere Prüfung ftattzufinden hat, ob davon geſprochen werben 
fünne, daß ein beftehendes Geſchäft übergehe. Es kommt dabei nur darauf an, 
daß „das Geſchäft im Weſentlichen als dasjelbe fortbeftehe, wobei unter Geſchäft 
nicht 6108 der Bermögenscompler, fondern das kaufmänniſche Unternehmen, weldem 
er bienftbar war, verftanden werden ſoll.“ 


ss) Gentralorgan N. F. Bd. 16. 56_flg., 226 flg., 282, 411; Anfhüg:v. Bölbern: 
dorff, a. aD. 8. IS. 185; Gareis-Fuchsberger, a. a. D. S. 62 N. 118, Kammer: 
gericht Berlin, citirt Annalen des K. &. Dberlandeögerichts Bd. XII ©. 327, 

») v. Hahn, a. a. D. Bo. I S. 109 flg.; Puchelt⸗Foörtſch, a. a. D. Bb. 16.66 fig. 
insbeſ. ©. 72,°; Staub, a. a. O. S. 87 flg.; Annalen des K. S. Dberlandeögerichtö Bd. XILI 
S. 510 flg.; Kammergericht Berlin, mitgetheilt von Staub in der deutihen Juriſtenzeitung 
1896 Beilage 88. — Die in den angezogenen Annalen Bd. XI &. 862 fig. mitgetheilte Ent: 
ſcheidung betrifft den an ſich nicht hierher gehörigen Fall, daf eine Hauptniederlaffung in eine 
Zweigniederlaffung umgewandelt wird, unter Geftattung ber Beibehaltung der biöherigen 
Firma, — ©. übrigens noch Annalen Bd. IV ©. 868 flo. 

0) Eine Trennung der Zmweignieberlaffung von der Hauptnieberlaffung ift auch bent- 
bar, indem die letztere weiter veräußert oder. aufgegeben wird, während der Inhaber bie erftere 
behält und zur Hauptniederlaffung erhebt. 

91) Annalen des K. S. Dberlandesgerihts Bd. XI ©. 868, Bo. XII ©. 510. Oben 
86a. €, 
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Jenes Erforderniß der Möglichfeit des Fortbeftehens ſetzt aljo vor Allem 
eine bei der beabfidhtigten Uebertragung bereit8 vorhandene, wenn aud) begrenzte 
jelbftändige Eriftenzfähigkeit des zu überlaffenden Geihäfts voraus. Dieſe Mert- 
male treffen nun aber gerade auf eine Zweigniederlaffung zu, denn fie befigt eine 
ſolche begrenzte Selbftändigfeit und es liegt bei dem Webergange einer folden auf 
einen anderen geradezu in der Natur der Sache, daß der Nachfolger nicht in alle 
Rehtsverhältniffe des Meberlaffenden eintritt. Der Begriff des beftehenden Ge- 
ſchäfts wird aber, mie vorhin bemerkt, durd den Ausihluß einzelner, ja fogar 
vieler rechtlicher Bezeiinungen bei dem Uebergange nicht beeinträdtigt. Zmeifellos 
ift au der Grund, aus welchem ber gleichzeitige Uebergang ber für das be 
ftehende Gefchäft geführten Firma, falls dieſes ohne Zweigniederlaffung betrieben 
worden war, gewünſcht wird, nämlid das einmal begründete Anfehen im Verkehr 
zu erhalten und weiter zu genießen, ebenfo dann maßgebend, wenn eine Zmeig- 
niederlafjuung mit der Firma auf einen anderen Kaufmann übergehen foll, 

Jenes erfte Erforderniß der Selbftändigkeit fehlt nun jedenfall® den ein- 
zelnen Eifenbahnftationen, deren in bdiefem Zujfammenhange daher nochmals ges 
dat werden muß. Wirft man bier die Frage auf, ob eine folde abgejondert 
veräußert werden und ihren Betrieb dann fortjegen könne, jo wird dies gewiß ein- 
ftimmig verneint werden. Hierin liegt aber gleichzeitig die Verneinung der Frage, 
ob eine Eifenbahnftation als ſolche Überhaupt eine Zweigniederlaffung fein könne, 

Anſchütz-v. VBölderndorff find zwar aud der Anfiht, daß eine Zweig. 
niederlaffung auf einen anderen übertragen werben könne, ſprechen fidh aber gegen 
die Mitüberlaffung der Firma aus, indem fie Biergegen das Bedenken geltend 
maden, daß hierdurch eine Vervielfältigung jener ins Unendliche ftattfinden könne, 
Abgeſehen nun davon, daß die Abtrennung von Zweiggeſchäften unter Weberlaffung 
der Firma nicht gar fo Häufig ift, erfcheint diefes Bedenken gegenüber den ge- 
jeglichen Beftimmungen nicht ſtichhaltig. 

Die weitere Bemerkung, daß die Zweigniederlaffung als Zweigniederlaffung 
und fo, daß fie als Zweigniederlaffung beftehen bleibe, wie bisher, ihrem Begriffe 
nad) nit ohne das Hauptgefhäft übertragen werden fünne, ift nad) dem oben 
Bemerkten nur infoweit als zutreffend anzuerkennen, als die Zweigniederlaffung 
als folde zu ihren feitherigen Hauptgeſchäft weiter beftehend gedacht wird; dann 
muß natürlich das letztere aud) mit übergehen, Aber es ift doch aud) denkbar, 
daß ein ſchon etablirter Kaufmann die Zweigniederlaffung eines anderen erwirbt 
und dann dieſe wieder als folde im Verhältniß zu feinem Geſchäft einrichtet, wo— 
durch diefes dann zur Hauptniederlaffung wird. 

Iſt die Firma mit übertragen worden und foll die Zweigniederlaffung, wie 
bei ihrem bisherigen Inhaber, auch wieder bei ihrem neuen zu deſſen ſchon vor— 
bandenen Geſchäft in das Verhältniß einer Zweigniederlaffung gefeßt werden, jo 
ift dies Alles auf den Folien der bisherigen und der neuen Hauptniederlaffung, 
fowie der Zweigniederlaffung jelbft entſprechend zu vermerfen. 
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Wird aber die bisherige Zweigniederlaffung zur Hauptniederlaffung erhoben, 
dann kann die Firma nit als folde einer Zweigniederlaffung beftehen bleiben, 
die Regifterirung aber ift in doppelter Weife denfbar, einmal nämlich jo, daß 
auf dem alten Folium eingetragen wird, die Firma habe aufgehört eine ſolche einer 
Zweigniederlaffung zu fein, und beftehe nun für ein jelbjtändiges Geſchäft oder 
jo, daß das alte Folium gefäloffen und die Firma auf einem neuen Folium als 
ſolche eines jelbftändigen Geſchäftes eingetragen wird. 

Zweiter Theil. Das Recht der Zukunft. 

Nahdem im Sommer des Yahres 1896 der Entwurf I eines Handels- 
geſetzbuchs nebſt Denkſchrift erſchienen war, ift dann zu Anfang des Jahres 1897 
der Entwurf II ebenfalls nebjt Denlſchrift!), fowie der Entwurf ein Einführungs- 
geſetzes, welches die zur Ergänzung des Entwurfs nothiwendigen weiteren Vor— 
ſchriften enthält,?) der Deffentlickeit übergeben werden.?*) Dieje letztgedachten Ent» 
wiürfe bilden die Grundlage für die Berathungen des Reichstages. Dem zweiten 
Entwurf ift ferner in der Anlage eine Zufammenftellung der aus Anlaß der Re- 
vifion des Handelsgeſetzbuchs in Ausfit genommenen Aenderungen des Gerichts— 
verfaffungsgefeßes, der Civilprozegordnung, der Konfursordnung und der Ein- 
führungsgefeße zu dieſen Gefeßen beigegeben. - 

Die Erklärung der Denkihrift über die Aufgabe der Revifion des Handels- 

geſetzbuchs ift bereits früher in der Einleitung mitgetheilt worden. Hier hat 
nunmehr eine Prüfung darüber ftattzufinden, inwieweit ſich diefe Revifion auf die 
Beftimmungen erftredt, welde die Zweigniederlaffung betreffen. Die Beſprechung 
wird fi im Weſentlichen an die bereits im erften Theil der Arbeit beobadjtete 
Reihenfolge anſchließen, befondere Hinweiſe darauf find der leichteren Ueberſicht 
wegen wiederholt gegeben. Im Uebrigen läßt ſich der Zufammenhang mit dem 
eriten Theil im Einzelnen immer erfennen, wobei ſich das, was hier nit aus: 
drücklich wiederholt ift, ohne Schwierigkeit ergänzen läßt. 
. ) Staub, Kritiide Betrachtungen zum Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs. Berlin 
1896. Verlag von Dito Liebmann, Deutſche Juriftenzeitung 1896 S. 181 flg., 152 flg.; 
Rieffer, Die Kommiffionsberathungen über den Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs für das 
deutfhe Reich S. 845 flg.; Laband, Das Verhältnif des Handelsrechts zum bürgerlichen 
Reht nah dem Entwurf eines revibirten Handelsgeſetzbuchs. S. 409 flag; Ring, Das 
Attienreht in dem Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs. S. 485; Marcus, Funktion und 
Stellung der Gründungäreviforen nah dem Entwurf des Handelsgeſetzbuchs. Deutjche 
AJuriften-Zeitung 1897 ©. 15 flg., Petri, Der Kaufmannsbegriff nad dem Entwurf eines 
Handelsgeſetzbuchs. S. 57 flag; Volkmar, Zum Entwurf des Handelsgeſetzbuchs. &. 81; 
Schneider, Eifenbahnhaftpfliht und Entwurf des Handelsgeſetzbuchs. S. 95 flag; Staub, 
Die Neihötagsvorlage des Handelsgeſetzbuchs. 

”) Dentichrift S. 90. Diefes, ſowie die fünftigen Eitate begiehen fi auf Entwurf II 
und die zugehörige Denkichrift (Reihstagsvorlage); ebenfo werden der mit diefem Entwurfe 
verbundene Entwurf des Einführungsgefeges und die oben im Terte erwähnte Anlage citirt. 
Vergl. oben Einleitung Anm, 5, 

28) Inzwiſchen ift bad neue H.G. B. verabſchiedet und veröffentlicht worden. Someit 
barin gegen den Entwurf II in der hier fraglihen Richtung Abweichungen vorlommen follten, 
werben fie im folgenden berüdfichtigt werben, 
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Es ift befannt und bedarf nur der Ueberſicht wegen hier der Erwähnung, 
daß der Kaufmannsbegriff durch den Entwurf des Handelsgeſetzbuchs $ 1 dahin 
beftimmt wird, daß Kaufmann im Sinne dieſes Geſetzbuchs ift, wer ein Handels: 
newerbe betreibt. Im Anſchluß hieran wird einzeln gejagt, was als Handels- 
gewerbe gilt. 8 2 jodann enthält die neue dem veränderten Anforderungen des 
Verkehrs entſprechende Vorſchrift, daß ein gewerblides Unternehmen, weldes nad) 
Art und Umfang einen in faufmännifcher Weife eingerichteten Geſchäftsbetrieb er» 
fordert, auch wenn die Vorausjegungen de8 $ 1 Abi. 2 nicht vorliegen, als Han- 
delsgewerbe im Sinne diefes Geſetzbuchs gelten ſoll, jofern die Firma des Unter- 
nehmers in das Handelsregifter eingetragen worden ift. Dem Unternehmer wird 
aud die Verpflihtung auferlegt, die Eintragung nad) den für die Eintragung 
faufmännifcher Firmen geltenden Vorſchriften herbeizuführen. 

$ 3 enthält befondere Beſtimmungen für die Land» und Forſtwirthſchaft, 
jowie deren Nebengewerbe. 

8 4 betrifft die Minderfaufleute, auf welde die Vorjdriften über Firmen, 
Handelsbüder, Profura und weiter die 88 339 bis 342 über Handelsgeihäfte 
feine Anwendung finden. 

Weiter kann nad) $ 5, wenn eine Firma im Handelsregifter eingetragen ift, 
demjenigen gegenüber, welder ſich auf die Eintragung beruft, nicht geltend ge— 
madt werden, daß das unter der Firma betriebene Gewerbe fein Handelsgewerbe 
jei oder daß c8 zu den im $ 4 Abſ. 1 bezeichneten Betrieben gehöre. 

Endlid erflärt $ 6 die in Betreff der Kaufleute gegebenen Vorſchriften aud) 
auf die Handelsgejellichaften für anwendbar, während $ 7 beſtimmt, daß durd) 
die Borjhriften des öffentlihen Rechts, nad) welden die Befugniß zum Gewerbe: 
betrieb ausgejhloffen oder von gewiſſen Vorausſetzungen abhängig gemadt ift, 
die Anwendung der die Kaufleute betreffenden Vorſchriften dieſes Geſetzbuchs nicht 
berührt wird. 

Ergänzend fügt Art. 5 des Einf.-G. Hinzu, daß auf Bergwerksgeſellſchaften, 
die nad) den Vorſchriften der Yandesgejege nicht die Rechte einer juriſtiſchen Perſon 
befigen, der $ 2 des Handelsgeſetzbuchs keine Anwendung findet. ®) 

Aus Ddiefem Weberblid der künftigen über die Kaufleute gegebenen Vor— 
ſchriften in Verbindung mit dem Inhalte von $ 13 des Handelsgejeßentmurfs, 
welder von der Eintragung der Zweigniederlafjung in das Handelsregijter ſpricht, 
ergiebt fi) ohne Weiteres dasjenige, was für die Zweigniederlaffung Bedeutung 
bat. Wir haben es bei diefer, nad) wie vor, nur mit Vollfaufleuten zu thun, 
deren Kreis fi gegenüber dem jetzigen Rechtszuſtand, wie erwähnt, jedod anders 
abgrenzt. 

Die Terminologie des jetzt geltenden Handelsgeſetzbuchs, welche bereits ein- 
gehender Beiprehung unterzogen wurde, ijt in den Entwürfen des Handelsgefeb- 


Denkſchrift S. 94, 95, 227. 
Arin für Pürgerl, Recht und Brogeh. VI. 24 
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buchs und des Einführungsgeſetzes beibehalten worden, aud fie veden von ber 
Handelsniederlaffung, der Hauptniederlaffung, dem Siße, der Zweigniederlafjung 
und dem beftehenden Handelsgeihäft in der befannten Bedeutung. 

Ebenjo wie die bisherige Gejeßgebung enthalten aud die Entwürfe Feine 
Beftimmung diefer Begriffe, ja die Denfihrift jagt S. 101 ausdrücklich, daß der 
Entwinf von ciner VBegriffsbeftimmung der Zweigniederlaſſung Abftand nimmt, 
weil fie fich in befriedigender Weife im Geſetz nicht geben laſſe, und die Recht— 
ſprechung aud ohne eine ſolche geſetzliche Beftimmung bisher zu angemefjenen Er- 
gebniffen gelangt fei, ein Standpunkt, welder im Hinblid auf die früher hierüber 
verſuchten Ausführungen nur getheilt werden kann. Es bleibt aljo aud hier 
allenthalben bei den bereits vorhandenen Anſchauungen. 

Die ſchon erwähnte Aenderung des Kaufmannsbegriffs hat num zunächſt bei 
der offenen Handelsgefellihaft zu der Beftimmung in $ 121 Abi. 2 des Entwurfs *) 
geführt, wonach, wenn die Gejellichaft ihre Geihäfte ſchon vor der Eintragung in 
das Handelsregifter beginnt, die Wirkfamfeit mit dem Zeitpunfte des Geſchäfts— 
beginnes nur eintritt, foweit fi nit aus $ 2 ein Anderes ergiebt.*) Weiter 
beftimmt hinfichtlich der Kommanditgefellichaft $ 173 des Entwurfs **) zunächſt, daß 
jeder Kommanbitift, der dem Geihäftsbeginne zugeftimmt bat, wenn die Gefell- 
haft ihre Gejhäfte begonnen hat, bevor fie in das Handelsregifter des Gerichts, 
in deffen Bezirke fie ihren Sitz hat, eingetragen ift, für die bis zur Eintragung 
begründeten Verbindlichkeiten der Gejellihaft glei einem perſönlich haftenden Ge— 
ſellſchafter haftet, e8 fei denn, daß feine Betheilinung als Kommanditift dem 
Gläubiger befannt war; weiter wird aber Hinzugefügt, daß dieſe Vorſchrift nicht 
zur Anwendung fommt, foweit fi aus $ 2 ein Anderes ergiebt. °) 

$ 159 Abſ. 2***) des Entwurfs beftimmt jeßt ganz allgemein, daß joweit 
nicht in dem von der Kommanditgefellichaft handelnden zweiten Abſchnitt des zweiten 
Buches ein Anderes vorgefhrieben ift, die für die offene Handelsgeſellſchaft gelten- 
den Vorſchriften auch auf die Kommanditgejellihaft Anwendung finden, ®) 

Eine Neuerung enthält der Entwurf bei der Kommanditgejellihaft auf Aktien 
infofern, als diefe nunmehr im vierten Abſchnitt des zweiten Buches nad) der 
Attiengefellihaft ihre Stellung erhalten hat. $ 311 Abi. 27) ſchreibt hierzu weiter 
vor, daß das Rechtsverhältniß der perjönlid haftenden Gejellicafter unter einander 
und gegenüber der Gefammtheit der Kommanditiften jowie gegenüber Dritten, ins— 
bejondere die Befugniß der perſönlich Haftenden Gejellichafter zur Geſchäftsführung 


) x 128 des Geſetzes 

) Dentihrift S. 127, 181. Vergl. oben im erſten Theil SB a. N. 
++) 8 176 des Geſetzes. 

) Dentihrift S. 148 flg. Vergl. oben im erſten Theil S 3 a, A. 
+++) & 161 des Geſetzes. 

) Denkſchrift S. 142. 

+) $ 820 des Geſetzes. 
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und zur Vertretung der Gefellichaft, fi nad) den fiir die Kommanditgeſellſchaft 
geltenden Vorſchriften beftimmt, während im Uebrigen nad) $ 311 Abſ. 3, foweit 
fid) nit aus den nachfolgenden Vorſchriften oder aus dem Fehlen eines Vor— 
Standes ein Anderes ergiebt, die Vorſchriften des vorhergehenden dritten Abſchnittes 
über die Aftiengefelli—haft gelten. ”) 

Endlich ift an diefer Stelle noch der in Art. 23 des Einf.G. enthaltenen 
Uebergangsbeftimmung zu gedenfen. Hiernach follen auf die Erridtung einer 
Aftiengefellihaft oder Kommanditgefellichaft auf Aktien, die vor dem Inkrafttreten 
des neuen Handelsgeſetzbuchs zur Eintragung in das Handelsregifter angemeldet 
find, Die bieherigen Vorſchriften Anwendung finden, jofern vor diefem Zeitpunfte 
die Borausjeßungen erfüllt find, am deren Nachweis die bisherigen Vorſchriften 
die Eintragung fnüpfen. ®) 

Daß die Zweigniederlaffung ſich in einem anderen Ort oder in einer anderen 
Gemeinde, als die Hauptniederlafjung befindet, jpriht der Entwurf in $ 13 Abſ. 1 
entgegen Art. 21 Abj. 1 des geltenden Handelsgeſetzbuchs überhaupt nicht aus 
und betradhtet damit die früher beſprochene Frage, ob eine Zweigniederlaffung an 
demfelben Orte oder in derſelben Gemeinde, wo die Hauptniederlaffung fid) be- 
findet, beftehen könne, als nidht vorhanden. Sie ijt es aud in der That nicht.“) 

Die Firmenvorfhriften des Entwurfs weichen in einigen Beziehungen von 
dem geltenden Recht ab, jo ſoll ein Kaufmann, der fein Geſchäft ohne Geſellſchafter 
oder nur mit einem ftillen Gefellichafter betreibt, jeinen Familiennamen mit minde— 
ftend einem Vornamen als Firma führen, wobei die Abkürzung der Vornamen 
zuläffig ift, $ 18 Abi. 1. Außer dem ſchon beftehenden Verbot von Firmen: 
zufägen, die ein Gefellihaftsverhältnig andeuten, find weiter noch ſolche Zuſätze 
unterſagt worden, die geeignet find, eine Täufhung über die Art oder den Um— 
fang des Geſchäfts oder die Verhältniffe des Geihäftsinhabers herbeizuführen. 
$ 18 Abi. 2.19%) 

Nah 8 20 follen die Firmen fowohl der Aktiengeſellſchaft, als auch der 
Kommanditgefellichaft auf Aktien in der Regel vom Gegenftande des Unternehmens 
entlehnt werden. Für die letztgedachte Geſellſchaft iſt diefe Beſtimmung neu, 
Gleichfalls neu ift die weitere Vorjhrift, daß jene die Bezeihnung „Aktiengeſell— 
ſchaft“, diefe die Beeihnung „KRommanditgefelihaft auf Aktien‘ in die Firma 
aufnehmen fol. Die Dentihrift S. 105 erinnert hierbei an die analogen Be— 
ftimmungen des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 1889 und des Gejeges über 
die Gejellihaften m. b. H. vom 20. April 1892, 

u Endlich ift noch auf die neue Beftimmung des 8 32 des Entwurfs *) hin— 

) Dentihrift S. 172 flg. 

*) Dentidrift S. 285. 

9) Bergl. oben im erften Theil 3 5. 

0) Neichögejek zur Befämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 1896 $ 8. 
Denkſchrift S. 108. 

) 3 88 des Geſetzes. 
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zumweifen, wonad eine juriftiiche Perjon mit Rüdfiht auf den Gegenftand ‚oder auf 
die Art und den Umfang ihres Gewerbebetriebes in das Handelsregifter einzu- 
tragen if. Die Denkſchrift S. 108 bemerkt hinſichtlich der Firmen folder 
juriftiichen Perjonen, von denen u. A. als Beifpiele die Kolonialgeſellſchaften und 
die Gewerkſchaften angeführt werden, daß die Verhältnifie der in Betracht fommen- 
den Unternehmungen zu verjdiedenartig jeien, um eine einheitlihe Regelung zu 
gejtatten, wofür aud) fein Bedürfniß bejtehe. 

Für die abgeleiteten Firmen bleibt in der Hauptſache der bisherige Zuftand 
beftehen. Von Intereffe ift hier nur die neue Beſtimmung des $ 21*), daß durd 
die Füglichfeit, die mit einem unter Lebenden oder von Todeswegen erworbenen 
beftehenden Handelsgejhäft verbundene alte Firma fortzuführen, die Verpflichtung 
einer Aftiengefellihaft oder Kommanditgefellihaft auf Aktien, ſich als ſolche in 
den Firmen zu bezeichnen, nicht berührt wird. Es ift nur folgeridtig, wenn dic 
in $ 20**) für neuerridtete Firmen wegen der Sicherheit des Verkehrs eingeführte 
Beltimmung aud für abgeleitete Firmen gelten joll, da bier diefelben Gründe, 
wie dort, zutreffen. Die Dentirift fügt S. 105 übrigens noch Hinzu, es verftehe 
ſich andrerfeits von jelbft, daß eine ſolche Bezeichnung nicht beibehalten werden 
darf, wenn fie in Folge eines Wechſels der Firmeninhaber nicht mehr paßt. 

Hinfihtlih der zur Zeit des Inkrafttretens des neuen Handelsgeſetzbuché 
im Handelsregifter bereit8 eingetragenen Firmen beftimmt Art, 22 des Einf.-Gej., 
daß dieſe Firmen weitergeführt werden können, joweit fie nad) den bisherigen 
Vorjhriften geführt werden durften. Die erwähnte Beftimmung des $ 20 des 
Entwurfs, daß Aftiengejelligaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien fi als 
jolde in ihren Firmen bezeichnen jollen, findet jedod auf die bei dem Inkrafttreten 
des neuen Handelsgeſetzbuchs bereits eingetragenen Firmen dann Anwendung, 
wenn dieje aus Perjonennamen zufammengejegt jind und nicht erjehen werden 
fann, daß eine jener Geſellſchaften Inhaber tft. ’") 

Die Anwendung aller diejer Süße auf die Firma der Zweigniederlafjung 
bietet feine Schwierigkeiten. 

Die Verwaltung der Zweigniederlafjung hat durd den Entwurf des Handelt: 
geſetzbuchs in einzelnen Richtungen eine Regelung erfahren. 

Sp bejtimmt zunächſt 5 49 Abj. 3***) des Entwurfs, daß eine Beihränfung 
der Profura auf den Betrieb einer von mehreren Niederlaffungen des Geſchäfts— 
inhabers Dritten gegenüber nur wirkſam iſt, wenn die Niederlafjungen unter 
verjdiedenen Firmen betrieben werden, Eine Verjhiedenheit der Firmen im Sinne 
dieſer Borjhrift wird auch dadurd begründet, daß für eine Zweigniederlaſſung der 
Firma ein Zujaß beigefügt wird, der fie ald Firma der Zweigniederlaffung bezeichnet. 


1) Denkſchrift S. 234 flo. 
*) 5 22 des Gejeßes. 
*9) 5 19 des Gejches. 
**) 5 50 bed Geſetzes. 
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Mit diefer Vorſchrift wird eine alte, für die herrſchende richtige Meinung 
allerdings nicht mehr vorhandene Streitfrage gefeßlich bejeitigt ). 

Neu ift ferner die Beitimmung des 8 124 Abf. 3*), wong in Betreff der 
Beihränfung eines offenen Geſellſchafters auf den Betrieb einer don mehreren 
Niederlaffungen der Gejellihaft die Vorfhriften des erwähnten 8 49 Abi. 3 
entiprehende Anwendung finden. 

Die Denkſchrift S. 133 redtfertigt diefe Ausnahme von dem Grundfaße 
der Unbeſchränkbarkeit der Bertretungsbefugniß unter Hinweis auf dieſelben 
Gefihtspunfte, die bei $ 49 Abſ. 3 maßgebend find, d. 5. die Befriedigung der 
Bedürfniſſe des Verkehrs. 

Jene Beftimmung hat übrigens zufolge der verweifenden 88 159 Abi. 2, 
311 Abſ. 2**) auf die Konmanditgefellihaft und die Kommanditgefellihaft auf 
Aktien gleihfall® Anwendung zu finden 18). 

Viele Zweifel befeitigt die Beftimmung des $ 13 Abſ. 1 des Entwurfs, 
wonad), joweit nit in dem neuen Geſetzbuch ein Anderes vorgeſchrieben ift, die 
Eintragungen in das Handelsregifter und die hierzu erforderlihen Anmeldungen 
und Zeichnungen von Unterſchriften, fowie die jonft vorgefchriebenen Einreihungen 
zum Handelsregifter bei jedem Regiſtergericht, in deſſen Bezirke der Inhaber der 
Firma eine Zweigniederlaffung befißt, in gleicher Weife wie bei dem Gerichte der 
Hauptniederlaffung zu bewirken find. 

Ebenfo zu begrüßen ijt die weitere ſich hieran ſogleich anſchließende Vorſchrift 
von $ 13 Abi. 2, daß eine Eintragung bei dem Gerichte der Zweigniederlaffung 
nicht ftattfindet, bevor nachgewieſen ift, daß die Eintragung bei dem Gerichte der 
Hauptniederlaffung geſchehen ift. 1%) 

Die in $ 13 Abf. 1 erwähnten Ausnahmen gelten, wie die Denkſchrift 
bemerkt, nur in Betreff einzelner Anmeldungen für Wftiengejellihaften und 
Kommanditgejellihaften auf Aktien Hinfichtlic der Perjonen der Anmeldenden, der 
beizubringenden Belege und des Inhalts der öffentlihen Befanntmadung. Ergänzend 
fann vielleiht no auf $ 32 Abſ. 2***) des Entwurfs hingewieſen werden, wonad) 
bei der Anmeldung der Zweigniederlaffung einer juriftiiden Perfon zum Handels- 
regifter die Beifügung der Urkunden über die Beftellung des Vorſtandes unter- 
bleibt. Die Denkſchrift S. 108 bemerkt aud, daß die Vorſchriften der $3 32 
bis 34 des Entwurfs fih im Weſentlichen an die für die Aftiengejellihaften 
bezüglid der Eintragung in das Handelsregifter gegebenen anſchließen. 

Die allgemeinen Vorſchriften über die Eintragungen in das Regiſter der 
Zweigniederlafjung im zweiten Abſchnitt des erften Buches erhalten jedoch durch 


14) Denkſchrift S. 112. Bergl. oben im erften Theil S 7a. €. 

19) Denkſchrift ©. 143, 178. 

14) Vergl. im erften Theil 88 8, 9. Denkſchrift S. 101. 

*) 88 161,:820 des Geſetzes. *) 5 126 des Gefehes. 
“., 8 88 des Geſetzes. 
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$ 199*) des Entwurfs hinſichtlich der Aktiengefellihaft eine Erläuterung. Hier 
wird unterjdieden, ob die Eintragung der Zweigniederlaffung innerhalb der erften 
zwei Jahre erfolgt, nachdem die Gejellihaft in das Handelsregifter ihres Sitzes 
eingetragen worden ift, oder jpäter. Im erften Fall haben die Veröffentlihungen 
in anderem Umfange ftattzufinden, al8 im zweiten Fall. Die Denkſchrift S. 150 
begründet dies mit dem Hinweis darauf, daß der Zeitraum von zwei Jahren 
nad) der Eintragung am Sitze der Gefellihaft überhaupt im Gejeg als derjenige 
behandelt wird, in welchem die Berhältniffe der Geſellſchaft noch weſentlich unter 
dem Einfluffe des Gründungsherganges ftehen. 

Bon großer Bedeutung ift weiter die Beitimmung des $ 13 Abf. 3 des 
Entwurfs. Hier Heißt es: „Dieje Vorſchriften kommen aud zur Anwendung, 
wenn fi) die Hauptniederlaffung im Auslande befindet. Soweit nicht das 
ausländiſche Recht eine Abweihung erforderlich macht, Haben die Anmeldungen, 
Zeihnungen und Eintragungen bei dem Gerichte der Zweigniederlaffung in gleicher 
Weiſe zu geſchehen, wie wenn fi die Hauptniederlaffung im Inlande befände.“ 

Das geltende Handelsgejegbud enthält befanntlid eine ſolche allgemeine 
Vorſchrift nit, fondern nur die bejonderen in Art. 179, 212. Im leßter 
Beziehung ift jegt nod auf $ 199 Abſ. 5*) des Entwurfs zu verweiſen !®), 

Aſchrott!“) maht m. M. nicht mit Recht darauf aufmerffam, daß der 
inländische Richter in allen Fällen der begehrten Eintragung der Zweigniederlaffung 
einer ausländifhen Firma, wenn in dem betreffenden ausländifhen Staate das 
Vorhandenjein der Hauptniederlaffung nit durch den Eintrag in ein öffentliches 
Regifter gewäbrleiftet wird, diejen Nachweis auf andere Weile erhalten muß, damit 
Täuſchungen im Verkehr vorgebeugt werde. Auch der von ihm vorgeicdhlagene 
Ausweg — Beibringung des Attejtes eines diplomatiſchen Vertreters — ift wohl 
zu empfehlen. Dagegen kann ihm aus den früher erwähnten Gründen '?) darin 
nicht beigetreten werden, wenn ev Firmen zulaffen will, die dem jeßigen inländischen 
Rechte nicht entſprechen. Ob eine neue gejeglide Beitimmung aus Rückſicht auf 
den internationalen Verkehr in diejer Richtung wünſchenswerth fei, ift eine andere 
Frage, welche bei verbürgter Gegenfeitigfeit wohl bejaht werden könnte, 

Gegenüber den im Entwurfe des Handelsgeſetzbuchs enthaltenen Firmen: 
vorjhriften wird man aud nidt etwa aus den Worten des $ 13 Abi. 3: „io 
weit nicht das ausländiſche Recht eine Abweihung erforderli macht“ eine ſolche 
Konzeifion an das Ausland folgern dürfen. Die Denfihrift bietet hierfür feinen 
Anhalt. 

Die ausjhlaggebende Wirkjamkeit der Einträge in das Regifter der Haupt» 


*) 5 201 des Gefekes. 

8) Denkſchrift S. 101, 150, 

0) Deutſche Juriftenseitung 1897 &. 100. Dort ift $ 12 des Entwurfs I, welcher 
dem 3 18 des Entwurfs II entipricht, citirt, 

17) Vergl, oben im erjten Theil & 6. 
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niederlaffung bleibt in dem Entwurfe natürlich überall da aufreht erhalten, wo 
diefe Wirkſamkeit ſchon jetzt unbedingt befteht. 

Dagegen ift für die relative Wirkjamfeit von Einträgen in $ 15 des Ent: 
wurfs nunmehr die Regel, welde im jeßigen Handelsgefegbud nur für einzelne 
Fälle befonders aufgeftellt ift — Art. 25, 46 und öfter — allgemein zur Aner: 
fennung gebradjt worden. Insbeſondere beftimmt $ 15 Abf. 3, daß für den Ge: 
ihäftsverfehr mit einer in das Handelsregifter eingetragenen Zweigniederlaffung 
im Sinne dieſer Vorſchriften die Eintragung und Bekanntmachung durd das Ge- 
riht der Zweigniederlafjung entjheidend ift. Hiermit werden die bisher in dieſer 
Richtung vorhandenen Zweifel gejeßlich befeitigt. Der Standpunft des Entwurfs 
ift wohl aud) zweifellos vidtig im Gegenſatz zu der bisher vereinzelt vorkommen— 
den anderweiten gejeglihen Regelung, worüber bereits früher geiproden wurde !) 
und worauf aud die Dentidrift S. 102 Hinweift. Im Anſchluß an die ge 
planten Wenderungen des Handelsgeſetzbuchs jul dann aud) die Wenderung der 
hier in Betracht kommenden, neben diejem weiter beftehenden Reichsgeſetze über die 
Genofjenidaften vom 1. Mai 1889 und über die Geſellſchaften mit b. H. vom 
20. April 1892 ftattfinden. '®) 

Zu erwähnen fein mödte nod, daß $ 157 Abf. 2*, des Entwurfs Hinfict- 
lid) des Beginnes der Verjährung bei den Anſprüchen gegen einen offnen Gejell- 
ſchafter ausdrüdlih den Eintrag in das Handelsregiſter des für den Sig der 
Gejelligaft zuftändigen Gerichts maßgebend erklärt, was ja auch ſchon jegt nicht 
zweifelhaft jein konnte, aber bei der einmal ftattfindenden Revifion des Handels: 
geſetzbuchs ausdrücklich auszufpreden gewiß am Platze war. Vergl. aud $ 25 
Abſ. 2.**) 

Nicht in Betracht kommt das Regifter der Zweigniederlaffung in dem Art. 4 
des Einf.-G. gedachten Fall. ?°) 

Endlich ift zu bemerken, daß $ 31***) des Entwurfs den Eintrag der Eröff: 
nung, der Aufhebung und der Einftellung des Konkursverfahrens in das Handels: 
regifter anordnet; der Eintrag hat von Amtswegen zu erfolgen. Dagegen finden 
Bekanntmachungen nicht ftatt und die Vorſchriften von $ 15 feine Anwendung. 

Die Regel ift der Fall, daß die Zweigniederlafjung ſich mit der Hauptnieder- 
lafjung nit in demſelben egifterbezirte befinder, ausnahmsweife kann es aber 
natürlich vorkommen, wenn es die bejonderen Geſchäftsverhältniſſe bedingen. Die 
Tentihrift erwähnt S. 101 diefen Ausnahmefall und geht davon aus, daß die 

18) Vergl. im erften Theil $ 9 a. E. 

9) Denkſchrift S. 102 flg. Entwurf des Einführungsgefeges Art. 2 Abi. 2, Art. 10, 
11. Die NAenderung diefer Reichsgeſetze erftredt fich über den hier fpeziell erwähnten Punkt 
ioch hinaus. 

*) 5 159 des Gefehes. 

**) 8 26 des Gejeges.” 

20) Denkfchrift S. 99, 227. 

*) 5 82 des Geſetzes. 
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Verpflichtung zur Anmeldung fi aus 88 13 Abſ. 1, 28*) ergiebt, meint aber mit 
Recht weiter, daß es den Ausführungsvorfhriften zu überlaffen fei, über die Art 
einer folhen Eintragung Beſtimmung zu treffen. Hierauf ift bereits früher ein- 
gegangen worden, ?') 

Die Lostrennung einer Zweigniederlaffung von der Hauptniederlaffung ift 
im Entwurfe nit ausdrüdtid erwähnt, erſcheint aber nad) wie vor zuläſſig. Da- 
gegen ift die bisher gejeßlich nicht geregelte Frage, unter welchen VBorausjegungen 
ber Erwerber eines beftehenden Handelsgeſchäfts Schulden und Forderungen bes 
bisherigen Inhabers übernimmt, nunmehr in den 88 24 bis 26**) des Entwurfs 
beantwortet. ??) 

Zum Schluffe fei noch bemerkt, daß eine Aenderung der Civilprozeßordnung 
und der Konkursordnung, foweit fie bier in Frage kommen, wie aus der dem 
Entwurfe als Anlage I beigegebenen Zufammenftellung hervorgeht, nicht beab- 


ſichtigt ift. 


Gntfcheidungen. 
Entiheidungen des Reichsgerichts und Sächſiſcher Gerichte. 


Vertrag mit einer Mititärdienftverfiherungsgeiellihaft zu Gunften eines 
Dritten. Beitritt des letteren. (SS 853, 854 des B.G.B.S.) 


Urtheil des D.L.G.'8 Dredben vom 31. December 1896. O. VII 7896, 


Der Vater des Klägers hat diefen, weldier am 22. Auguft 1875 geboren, 
daher während des Prozeſſes mündig geworden ift, bei der Deutſchen Militär 
dienft-Berfiherungsanftalt zu Hannover nad Höhe von 500 .# verſichert und 
darüber die Police Nr. 34898 Tab. B vom 21. Mai 1884 ausgeftellt erhalten. 
Der Eingang derjelben lautet: „Die Deutſche Militärdienft- Verſicherungs-Anſtalt 
verfihert hiermit auf Grund ihres Statuts, ihres Geihäftsplans und des von 
Ernft N., Reftaurationspähter in P. (dem Vater des Klägers), am 19. Mai 
1884 geftellten Antrags zu Gunften des (nun folgt dev Name des Klägers) 
die Summe von 500 M u. ſ. w.“ Zum Antrage ijt ein Vordruck benußt 
worden, auf defjen Nückjeite die damals in Geltung geftandenen Allgemeinen Vers 
fiherungsbedingungen vermerkt find. Gegenwärtig ift ein anderer Vordrud ges 
bräuchlich und ftehen die auf deffen Rückſeite erfihtlihen Beſtimmungen in Kraft, 
nad) denen der Berfiherungsvertrag nit mehr „zu Gunften“ jondern „betreffs“ 
eines Knaben abgeſchloſſen wird, 

Der Kläger ift in das ftehende Heer eingeftellt worden, die Bedingung der 
Verſicherung daher eingetreten. 

21) Vergl. im erften Theil & 9. 

22) Denkſchrift S. 106. 


*) 83 18, 29 des Geſetzes. 
*) 88 25-27 des Geſetzes. 
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Auf Antrag des Beklagten ift wegen einer Wechſelforderung deſſelben an den 
Bater des Klägers durch Beſchluß der Ferien-Eivilfammer des Landgerichts zu 
Freiberg vom 31. Fuli 1895 die angeblid) dem Vater zuftehende Forderung von 
500 .# aus der Verfiherung arreftweife gepfändet worden. Die Zuftellung ift 
an den ®Bater am 11. Auguft 1895, an die Anjtalt am 10. dejjelben Monats 
erfolgt. Durch Beihluß des Amtsgerichts zu Freiberg vom 8. Dftober desjelben 
Jahres, dem eine Benadridtigung ($ 744 der E.P.D.) am 26./30. Yuli 1895 
vorausgegangen war und der dem Vater am 19. und der Anjtalt am 14. Oftober 
desjelben Jahres zugeftellt wurde, ift die Forderung dem Bellagten zur Einziehung 
üiberwiefen worden, und zwar bevor der Stläger in das Heer eingeftellt wurde, 
Darauf hat der Beklagte die Police dem Vater des Klägers, in deſſen Beſitz fie 
ftet8 gewejen, durch den Gerihtsvollzieher wegnehmen und fid) aushändigen lafjen. 

Der Antrag des Klägers geht nun auf Verurtheilung des Beklagten, in 
Aufhebung der Zwangsvollitredung zu willigen und ihm die Police herauszugeben. 
Er ftüßt feinen Anſpruch auf die Verfiherungsjumme darauf, 

1., daß der Vertrag durd feinen geſetzlichen Vertreter zu feinen Gunften 
abgejhloffen worden fei und daß aud) auf feinen Namen die Police laute, ſowie 

2., daß die erften Prämienzahlungen von feinen Pathengefhenten an zufammen 
120 .# und die feit dem Jahre 1892 an fällig gewordenen von ihm mit Gelde, 
weldes er als Kellner verdient, — unter ſchenkungsweiſer Beiſteuerung jeiner 
Mutter — bezahlt worden ſeien. 

Bom Beklagten ift dies beftritten und um Abweifung. der Klage erſucht worden. 

” Das Landgericht hat den Beklagten verurtheilt, 
Die Berufung des Beklagten wurde zurücgewiefen aus folgenden Gründen: 


J. 

Der Verſicherungsvertrag iſt vom Vater des Klägers ohne Bezugnahme 
darauf abgeſchloſſen worden, daß er als geſetzlicher Vertreter dieſes ſeines un— 
mündigen Sohnes handle. Im Zweifel muß alſo angenommen werden, daß er 
der Vertragſchließende fein wollte, und die Verſicherungsanſtalt hat ſich damit, 
indem fie abſchloß, einverftanden erklärt. 

Es kommt daher nur in frage, ob der Verfierungsvertrag zu des 
Klägers Gunften im Sinne der 88 853 flg. des B.G. B.'s eingegangen worden 
ift oder nit. Um den Willen der Vertragicließenden darüber zu erforſchen, 
wen die Berfiherungsjumme zufommen follte, dem Kläger oder deſſen Vater, — 
für erfteres jpridt im Zweifel der Wortlaut der Police — ift auf den Inhalt 
der Damals bejtehenden Allgemeinen VBerfiherungsbedingungen zurüdzugehen, wie 
fie auf der Rückſeite des vom Bater zum Verfiherungsantrage benußten Vor— 
druds enthalten find. Nur ihnen wollte ſich der Water unterwerfen, nicht den 
fpäter eingeführten. Letztere dürfen auch nicht zur Auslegung der früheren heran» 
gezogen werden, zumal die Beweggründe nicht befannt find, die die Verſicherungs— 
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anftalt zu ihrer Einführung an Stelle der früheren beftimmt haben. Es ift zu 
unterfudhen, was ber Bater vernünftiger und üblicherweiſe mit dem Verſicherungs— 
vertrage bezwedt hat. 

Durch die Verfiherung wird ($ 6 Abſ. 1) ein durch Einftellung des Ver: 
fiherten in das ftehende Heer oder in die flotte und durch Beibringung eines 
Zeugniffes darüber bedingtes Recht auf die Zahlung der Verſicherungsſumme er: 
worben, 

Beftimmt ift diefer Verfiherungszweig dazu, die durch die allgemeine Wehr: 
pflit der Familie des Wehrpflidätigen bez. diefem felbft auferlegten Geldopfer zu 
erleitern. Sie jind verſchieden, je nachdem es fi vorausſichtlich um einen zu« 
fünftigen Einjährig- Freiwilligen handelt oder nit. Erſterer bez. feine unterhalts- 
pflihtigen Verwandten müffen für feine Bekleidung, feinen Unterhalt und, joweit 
fi) durd; die Entfernung der Wohnung der Eltern von der Dienftftelle oder aus 
anderen Gründen eine befondere Wohnung erforderlih macht, aud für diefe aus 
eigenen Mitteln auffommen, während das bei anderen zur Erfüllung ihrer Wehr: 
pfliht dienenden nicht der Fall ift, vielmehr alled dies das Reich trägt. Immer: 
hin find aud im lebteren Falle während der Dienftzeit allerlei Bedürfniſſe zu 
beftreiten, wozu erfahrungsmäßig die Löhnung nit immer ausreiht. Der Dienft- 
eintritt fällt in der Regel in die Zeit der Minderjährigteit, regelmäßig aber in 
die der wirthſchaftlichen Unjelbftändigfeit eines Mannes, ſodaß er, bei Mangel 
eigenen Vermögens, aus eigenen Mitteln zur Aufbringung des nöthigen Geldes 
nit im Stande ift. 

Hiernach liegt es nahe, braucht aber hier nicht entjhieden zu werden, ob 
nit don vornherein eine Verſchiedenheit der Willensabfiht des Vaters anzu: 
nehmen jei, der für feinen Eohn, meift — zur Verminderung der Prämien — 
in deſſen Kindesalter eine derartige Verſicherung abſchließt, je nachdem es ſich 
vorausfihtlih um einen Einjährig- Freiwilligen handelt oder nicht, ob im 
erfteren Falle mehr für die Annahme ſpreche, daß der Vater ſich eine Geldbei- 
hilfe fihern wollte unter der Vorausjegung, daß der Sohn körperlich als zum 
Heeresdienfte tauglich befunden und demgemäß in denfelben eingeftellt werden jollte. 
Denn dann treten auferordentlihe Ausgaben an ihn heran, welde zum Theil, 
wie die Beihaffung einer ganz anderen Kleidung ſofort erhebliche Mittel er- 
heiſchen. 

So liegt die Sache aber nicht hier, wo der Vater ein kleiner Reſtaurateur 
mit nicht großen Mitteln war, der Sohn Kellner geworden und als Grenadier 
auch wirklich eingeſtellt worden iſt. Hier tritt für den Vater auf die Dauer des 
Heeresdienſtes ſeines Sohnes keine Vermehrung der Ausgaben, ſondern nach Be— 
finden ſogar eine Entlaſtung ein, das Reich nimmt ihm die Bekleidung und den 
Unterhalt ſeines Sohnes ab und zahlt demſelben Löhnung. Im dieſen Fällen wird 
die Verfiherung für den Vater und von bejonders gearteten Fällen abgejehen, 
der Regel nad) von dem Gedanfen beeinflußt, dem Sohne während dejjen Militär 
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zeit einen Zufhuß zur VBeftreitung feiner Bebürfniffe, joweit fie fid) durch feine 
Föhnung nicht deden laſſen, und nad) feiner Entlaffung eine Mithülfe zum weiteren 
Fortfommen zu gewähren, das er fi, in der Kegel — anders als beim Ein- 
jährig- Freiwilligen — von da ab jelbftändig von väterlicher Unterftügung zu Juden 
bat, Diefem Gedanfen tragen aud offenbar die Allgemeinen Berfiherungsbe- 
dingungen in 8 6 Rechnung, indem die Verſicherungsſumme mit einem Viertheil 
je 8 Tage nad) Beginn eines der (damals noch gefeglihen) drei Dienftjahre und 
mit dem legten Biertheil 8 Tage nad) erfolgter Dienftentlaffung fällig wird. Hier 
liegt jomit die Annahme nahe, daß nad) dem Willen des Vaters der Sohn, nicht 
der Vater anf die Verfiherungsjumme berechtigt fein jollte, da daher ein Vertrag 
im Sinne der 88 853 des B. G. B''s beabfitigt worden ift. 

Dies würde im vorliegenden Falle zur Gewißheit werden, wenn die Be: 
bauptung des Klägers fih als wahr erweijen jollte, daß die dem Kläger zuge 
wandten Pathengefhente zufammen behauptlid 120 .# — dieſe würden bei 8,80 .4# 
Vierteljahrsprämie über drei Jahre gereicht haben —, zu den Prämienzahlungen 
verwandt worden wären. Es würde dann von vornherein als Abficht des Vaters 
des Klägers feftftehen, daß leßterer eine Forderung auf die Verfiherungsfumme 
erwerben jollte. Die Verwendung des dem Kläger gehörigen Geldes, mit welchem 
obendrein ein gewiſſes Pietätsinterejfe verfnüpft war, zu Zwecken des Vaters würde 
ji wohl nit Haben redtfertigen lafjen. Auf eine ſolche Abſicht des Vaters 
würde weiter aud zurüdzufdließen fein, wenn der unmündige Kläger mit Be: 
willigung des Vaters von feinem Kellnerverdienfte weitere Prämienzahlungen ges 
leifter und jeine Mutter, um ihm ein Geſchenk zu maden, die legten Prämien 
bezahlt hätte. 

Es folgen Beweiswürdigungen, in denen dieje Thatſache jowie weiter als 
erwiejen angenommen wurde, daß der Kläger jeinen Eltern einmal 30 M Ber: 
dienft geidict Hat und daß das Geld vom Vater zur Bezahlung der gerade 
fälligen Prämie mit verwandt worden ift, und daß der Water einmal dem Ber, 
fiherungsagenten gegenüber geäußert hat: „Der Sohn mag nun nur feine Sadıe 
jelber bezahlen, ich kümmere mid) nicht mehr darum.“ 

Die letere Aeußerung des Vaters ift bejonders bemerfenswertd. Wenn er 
davon ſpricht, der Sohn möge feine Sade felber bezahlen, jo geht daraus 
hervor, daß er die ganze Verfiherungsangelegenheit nicht als ihn angehend, fondern 
als diejenige des Klägers angefehen hat. Und, wenn er betont, daß das nun ge: 
heben jolle, er kümmere fi nit mehr darum, fo ift daraus zu entnehmen, 
daß er bisher Prämien aus feinen Mitteln und zwar ſchenkungsweiſe für feinen 
Sohn bezahlt Hatte, da er aber auf diejen aufgebracht fei, es nicht weiter zu thun 
gedenfe, jondern die fernere Bezahlung der Prämien dem Kläger überlajie.| 


IL, 
Iſt jomit eine Verfierung zu Gunften des Klägers von deſſen Bater 
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beabſichtigt geweien, jo ift andererſeits aud anzunehmen, da die Vertragsgegnerin, 
die Verfiherungsanftalt, auf fie in diefem Sinne habe eingehen wollen, Dafür 
fpredden neben dem Wortlaute der Police, wonad die Geſellſchaft zu Gunſten 
des Klägers verfihert hat, auch nod folgende der damals in Kraft befindlid) 
gewejenen Allgemeinen Zerfiherungsbedingungen. 

Nach $ 1 find zweds Aufnahme unter Anderem beizubringen: 

a, ein fhriftlicer Antrag derjenigen Perfon, welde die Prämien für den 
zu verjihernden Knaben zu entrichten ſich verpflichtet, 

b, ein amtliches Geburtsatteft des Knaben, zu deſſen Gunften die Ber 
fiderung abgeſchloſſen werden ſoll. 

Aud weiterhin wird zwiſchen dem Verfiherungsnehmer oder Antragiteller 
und dem Berjiherten bez. verfiherten Knaben unterſchieden (5 2 Abf. 1 
und 2, 88 3, 6 Abf. 1, 3—5, 11, 12). Unter dem Berſicherten ift nad 
$ 3 Ab. 2 derjenige zu verftehen, durd) deffen Einftellung in das Heer oder die 
Flotte die Verſicherung bedingt iſt. 

Nach S 6 Abi. 2 geſchieht die Auszahlung der Verfiherungsumme an den 
beredtigten Inhaber der Police bez. dieſer und der Ichten Prämienquittung. Die 
Anftalt ift nah S 8 Abſ. I zwar beredtigt, aber nicht verpflichtet, die Legiti- 
mation des Policeninhabers zu prüfen. 

Die Verfiherungsnehmer find nad) $ 3 des Statuts Mitglieder der Ans 
ftalt, welchen durch die vorgedrudte Kabinetsordre die Rechte einer juriſtiſchen 
Perfon verliehen worden find, 

Aus alledem geht hervor, daß auch die Verfiherungsanftalt zwar einen Ber- 
trag nur mit dem Vater des Klägers hat eingehen wollen, aber eventuell, d. h. 
wenn dies im der Abſicht des Vaters lag, damit einverftanden geweſen ift, daß 
die Vortheile aus dem Bertrage dem Kläger im Sinne der 88 853 fly. des 
2.8.2.8 zu Gute fommen follten, Daran, wer die VBerfiherungsfumme erhielt, 
der Kläger oder deſſen Vater, hatte fie auch offenbar fein erhebliches Intereſſe, 
wenn nur cin nad ihrer Meinung zahlungspflidtigr Mann, der Vater, ihr 
Vertragsgegner und damit zur Zahlung der Berfiderungsprämien verpflichtet wurde. 

Hiermit ſteht in Uebereinſtimmung der in der vorliegenden Sade am 
2. März 1896 ergangene Beſchluß des Reichsgerichts.*) Dieſes hält ſchon auf 
Grund des Inhalts der Policenabihrift — die dem Oberlandesgericht bei feiner 
früheren Erklärung nit vorlag — für genügend glaubhaft gemadt, daß der 
Terfierungsvertrag zu Gunften des jeßigen Klägers mit dem Willen geihloffen 
worden fei, daß diefer felbft für den Fall, daß er zum Militärdieuft einberufen 
werde, die Forderung von 500 .# an die verfiddernde Anftalt haben folle. 


*) Das Neichögeriht hatte in diefem Beſchluſſe (VI Ba. 81,96) die von ber erften 
Inftanz angeordnete Einftelung des vom Bellagten betreffs der Berficherung betriebenen 
Zwangs vollſtreckungsve rfahrens für gerechtfertigt befunden. 
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II. 

Es fragt fih daher nur noch, ob der Kläger aus dem zu feinen Gunften 
abgeichloffenen Verfiherungsvertrage ein von dem Willen des Vaters unabhängiges 
felbftändiges Recht erworben hatte, ehe (im Jahre 1895) der Beklagte die Forde- 
rung auf die Verfiherungsjumme, dem Bater gegenüber, pfänden und fid) zur 
Einziehung überweilen ließ, ob er nämlid vorher dem Vertrage beigetreten ift 
(3 854 des B.G. B.'s). Das Oberlandesgericht pflidtet der Meinung des 
Landgerichts bei, daß ein folder Beitritt, der, wie jede Willenserklärung, ſtill— 
ſchweigend ($ 98 des B. G. B.'s) geſchehen kann, vom Water des Klägers, in ge- 
jegliher Vertretung desjelben, zugleih mit dem Abſchluſſe des Verſicherungsver— 
trags in einer der Terfiherungsanftalt erkennbaren Weiſe bewirkt worden ift. Der 
Vater hatte, wie oben unter I dargelegt worden ift, bereits damals die Abſicht, 
die nicht unerheblichen Pathengeſchenle des Klägers zur Zahlung der Prämien zu 
verwenden und aud aus feinem jpäteren Verhalten ift zu entnehmen, daß er 
ſchon damals willens gewejen ift, die Bortheile der Verfiherung jofort dem Kläger 
endgültig zu fihern. Daß cs, wenn der Vater eine ſolche Willensabſicht verfolgte, 
einfacher gewefen wäre, den Werfierungsvertrag in Vertretung des Klägers 
abzuſchließen, fteht diefer Annahme nicht entgegen. Denn darauf würde die Ver: 
fiherungsanftalt, wie bereits bemerkt, nicht eingegangen fein, weil der im Kindes— 
alter ftehende, vermögenslofe und erwerbsunfähige Kläger für die Erfüllung der 
Pflichten des Verfiherungsnchmers feine Gewähr but. Es iſt aber rechtlich durch— 
aus zuläſſig, daß Jemand in einer Urkunde ſich etwas für einen Anderen ver— 
ſprechen läßt und das Verſprechen als Vertreter des Anderen annimmt (vergl. auch 
Rechtsgrundſätze im Verfiherungswejen v. Dr. Falt Nr. 424), 

Sit aber jomit die in $ 854 des B. G. B.'s erforderte Beitrittserflärung 
des Klägers dem VBertragsgegner, der Berfiherungsanftalt, gegenüber erfolgt, fo 
kann ungeprüft bfeiben, ob ein Beitritt dem Vater gegenüber genügt hätte (vergl. 
Grügmann, Sächſ. Privatreht Bd. 2 $ 137 II Note 6 und Entſch. des O.L. G.'s 
Br. 16 S. 176, wo der Beitritt der Berfiherungsanftalt gegenüber deren 
Statuten zufolge verlangt wird). 

Es erübrigt fih damit aud ein Eingehen auf die Frage, vb mit Rückſicht 
auf den Erfüllungsort das in der Provinz Hannover geltende — ſonſt in der 
Lehre don den Vorträgen zu Gunjten Dritter mit dem Sächſ. B. G. B. überein- 
ftimmende — Gemeine Redt einſchlagen und ob es deshalb eines Beitritts über 
haupt bedurft haben würde. Bezüglich des Gemeinen und des Allgem. Preuß. 
Landrechts hat das Reichsgericht (vergl. Fall a. a. DO. Nr. 421, 426, 427) und 
ebenjo das D.L.G. zu Breslau in einem dem Berufungsgeridte vorliegenden Ur» 
theile in Sachen Krebs gegen die Krebs'ſche Konkursmaſſe einen jolden Beitritt 
bei Verfiherungsverträgen zu Gunften Dritter nit für erforderlid erklärt. 
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Zurüdhaltungsreht des Kaufmanns nad Art. 313 des 9.6.8.5 gegen- 

über der vom Konfursperwalter nadı $ 117 Abf. 1 der K.O. auf Heraus- 

gabe der zurüdbehaltenenen Gegenftände erhobenen Klage. Umfang der 

Befugniß eines Handlungsberollmächtigten, Wirkung der Vollmacht nad 

dem Tode des Prinzipals (Art. 47, Art. 54 Abi. 2 des 9.6.8.8, 8 2246 
des B.G. B.9). 


Urtheil des D.2.G.'8 Dresden vom 11. Dezember 1896. 0. If. 12/96. 


Der Beflagte ift Pferdehändler, ſowie Inhaber einer Reitbahn und 
eines Reitſtalls. Er pflegt feinen auswärtigen Geichäftsfreunden, die mit Pferd 
und Wagen vorübergehend in Leipzig weilen, aus „geſchäftlicher Zuvorkommenheit“ 
zu geftatten, daß fie in feinen dortigen Geſchäftsräumen gegen Entgelt aus- 
jpannen. 

Der am 24. Yuli 1895 verftorbene Fabrifant S. in Marfranftädt, ein 
Kunde des Beflagten, hat bei feinen Lebzeiten, wenn er mit Fuhrwerf nad) Leip— 
zig fam, von der erwähnten Ausipannungsgelegenheit mehrmals Gebraud) gemacht. 

Dem Beklagten find gegen den Genannten bisher nicht beridhtigte Geld- 
forderungen aus beiderjeitigen Handelsgejhäften erwachſen, die bereits 
zur Zeit ded Todes des Schuldners fällig waren, 

Einige Tage nad) diefem Tode erihien der Beklagte in der Fabrif S.'s, 
um fid zu erfundigen, ob die ihm zugegangene Nachricht von dem Tode wahr jei. 

Zur Rüdfahrt nad Leipzig hat er in Gemeinschaft mit einem Handlungs 
gehülfen SS, Namens F., ein zum Nadjlaffe gehöriges Geſchirr (beftehend aus 
einem Wagen und einem angejdirrten Pferde) benußt. Im Leipzig find auf 
Weifung F.'s Pferd und Wagen bei dem Beklagten eingeftellt worden. Als das 
Fuhrwerk anderen Tags wieder abgeholt werden jollte, verweigerte der Beklagte 
die Herausgabe unter der Begründung, daß er e8 wegen feiner obenerwähnten 
Forderungen gegen den Verſtorbenen zurücbehalte. 

Der Nachlaß S.'s ruhte damals, Am 27. Auguſt 1895 ift über ihn von 
dem Amtsgerichte Markranftädt Konkurs eröffnet und es ift der Kläger als Kon— 
fursverwalter beitellt worden. 

Hierüber find die Parteien einverſtanden. 

Der Kläger Hagt auf Herausgabe des Pferdes nebſt Geſchirr und des 
Wagens, die fid) umbeftritten noch im Beſitze des Beklagten befinden. Er be- 
ſtreitet das Beftehen des von dem Beklagten ausgeübten Zurücbehaltungsredts, 
da der Beflagte von vornherein darauf ausgegangen jei, Pferd und Wagen als 
Siderungsmittel in feinen Befiß zu befommen. Er babe, geleitet durch diefe Ab- 
fit, F. unter dem Borwande, daß er, der Bellagte, jonft zu lange auf den 
Eifenbahnzug warten müſſe, gebeten, ihn nad Xeipzig zurüdzufahren, und jenen 
auch in Yeipzig zur Ausfpannung und Einftellung des Fuhrwerfs veranlaft, F. 
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habe auf das bloße Aufhalten F.'s kein Recht gehabt, über Pferd und Wagen ſo, 
wie geſchehen, zu verfügen. 

Der Beklagte beantragt die Abweiſung der Klage. Er hält die Erforder- 
niffe des Art. 313 des H.G. B.'s, woraus er fein Recht auf Zurückbehaltung 
herleitet, fiir gegeben, beftreitet die Einwendungen des Gegners und behauptet, 
daß F. Gejhäftsführer und Handlungsbevollmädtigter S.s und all 
gemein ermächtigt gewejen, Pferd und Wagen zu Geidhäftszweden zu benußen, 
daß der Genannte nad) dem Tode S.'s deſſen Geſchäft weiter betrieben habe und 
daher als Vertreter des Nachlaſſes gelten müſſe. 

Bon diefem Anführen des Beklagten gejteht der Kläger nur zu, dab das 
Geſchäft S.'s von defien Tode an bis zur Konfurseröffnung — wenn aud mit 
gemindertem Betriebe — thatſächlich fortgeführt worden, jowie daß — von F. 
abgefehen — ein Gejhäftsführer nicht vorhanden gewejen jei; doch fei zur Zeit 
des Vorgangs für den Nachlaß bereits ein Nahlafvertreter in der Perſon des Orts— 
richters beftellt gewejen und es habe F. die Fahrt ohne defjen Willen unternommen, 

In erfter Inftanz ift die Klage abgewiejen worden, 

Auf die Berufung des Klägers ift im zweiter Inftanz das Urtheil dahin 
abgeändert worden, daß — unter Abweijung der Klage, foweit der Kläger Die 
Feftftellung des Nichtbeftehens des von dem DBeflagten geltend gemadten Zu: 
rückhaltungsrechtes erjtrebt hat — der Beklagte verurtheilt worden ift, das ge 
forderte Pferd nebſt Geihirr und Wagen dem Kläger zur Verwerthung gemäß 
$ 117 Abſ. 1 der K.O. zu überlaffen und *%, ber Koſten beider Inftanzen zu 
tragen, während dem Kläger *, der Koften auferlegt worden find, 

Aus den Gründen: 

J. 

Ihrem Sinne und Zuſammenhange nach iſt die Klage gerichtet: 

1. auf Verurtheilung des Beklagten, dem Kläger die geforderten Gegen— 
ftände zum Zwede ihrer Verwerthung für die Konkursmaſſe zu überlaffen, und 

2, auf Feſtſtellung des Niätbeftehens des von dem Bellagten ausgelibten 
Zurückbehaltungsrechts. 

Nach dem Wortlaute des Klagantrags beantragte der Kläger zwar nur 
die „Herausgabe“ von Pferd und Wagen. Damit meint er aber, wie die Klag— 
begründung an die Hand giebt, nicht allein die Ueberlaſſung dieſer Gegenſtände 
zu dem bezeichneten Zwecke, ſondern auch in dem Sinne und mit dem Erfolge, 
daß die Verwerthung ohne Rückſicht auf das vorerwähnte Zurückbehaltungsrecht 
zu geſchehen habe. Letzteres folgt insbeſondere daraus, daß der Kläger bei Be— 
gründung der Klage das ſoeben bezeichnete Recht des Beklagten unter eingehender 
Darlegung der gegen dasſebe ſprechenden Umſtände beſtreitet. 

Zu dem erſten Punkte iſt der Klaganſpruch begründet. Auch wenn ein Zu— 
rückbehaltungsrecht des Beklagten beſtände, könnte ſich dieſer, — da einer der in 
der K.O. 8 117 Abſ. 2 vorgefehenen Fälle bier nicht vorliegt — nach Abſ. 1 
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des angezogenen Paragraphen dem Xerlangen des Klägers auf Ueberlafjung der 
Gegenftände zu dem obigen Zwecke mit Grund nidt widerſetzen. Sein Recht 
würde ſich folhenfalls auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe beſchränken. 


II. 


Dagegen ift das Klaggefud im zweiten Punkte nicht begründet. 

A. Es ift unbeftritten, daß die Forderungen, zu deren Sicherung der 
Beklagte die ftreitigen Gegenftände zurückbehielt, bereits bei Febzeiten S.’8 fällig 
waren und auf beiderjeitigen Handelsgeſchäften beruhen. 

Der Beklagte betreibt gewerbsmäßig Pferdehandel und ift daher Kaufmann 
(H.G.B. Art. 4, 271°). Die gleiche Eigenſchaft hat der verftorbene S. ale 
Fabrifant bejeffen (H.G. B. Art. 4, 272°), 

Daß die geforderten Saden dem verftorbenen S. gehört haben und einen 
Theil des von ihm binterlafienen Vermögens bildeten, ift nicht beftritten. 

B. Streitig ift dagegen, ob der Beklagte „mit Willen des Schuldners” 
in den Beſitz von Pferd und Wagen gelangt fei. 

Zweifellos gefhah die Ueberlafjung Ddiefer Sahen an den Bellagten mit 
dem Willen des Zeugen F. Dies ftellt der Kläger jelbft nit in Abrede, Den 
Willen des Genannten hat der als Schuldner des Beklagten anzufehende Nachlaß 
S.“s aber nur unter der Vorausſetzung gegen ſich gelten zu laffen, daß der Zeuge, 
welcher thatfählih das von S. betriebene Handelsgewerbe nad) dem Tode des 
Prinzipal® weiter geführt bat, bei der von ihm veranlaßten Einftellung des 
Fuhrwerfs jenen Nachlaß wirkſam vertreten hat. 

Hierzu wird ausgeführt, daß die Ausſage 3.8, S. habe ihm „unbeſchränkte 
Vollmacht“ ertheilt, indem er ihm gejagt habe, er fei in der „Ausführung des 
Fabrikgeſchäfts“ durchaus jelbftändig, wie er (S.) jelbft, als glaubhaft zu gelten 
bat und weiter bemerft: 

Darin ift eine dem Zeugen von S. ertheilte allgemeine Vollmacht zum 
Betriebe des hier fraglichen Handeldgewerbes zu erbliden. 

Die dem Zeugen erteilte (nad H.G.B. Art. 54 Abſ. 2 aud) nad) dem 
Tode S.'“s noch wirfjame) Handlungsvollmadt erftredte fi nad ihrer bezeugten 
Faſſung auf alle durd den Betrieb erforderten Geſchäfte und Handlungen, mit 
Ausnahme der im H.G. B. Art. 47 Abſ. 2 erwähnten, zu deren Eingehung es 
der Ertheilung bejonderen Befugniſſes bedurft hätte, Sie beſchränkte ſich nicht 
auf ſolche Geſchäfte und Rechtshandlungen, welche der hier fraglide Betrieb für 
gewöhnlid mit ſich bradte (H.G.B. Art. 47 Abſ. 1). Vielmehr liegt in den 
bei ihrer Ertheilung gebraudten Worten, F. fei bei Ausführung des Betriebs jo 
felbftändig wie der Prinzipal jelbjt, aud) die Ermädtigung zur Vornahme 
aud nicht für gewöhnlid mit dem Betriebe verbundener Handlungen, 

Es wird dann weiter ausgeführt, daß F. die Fahrt nad) Leipzig zum Zwecke 
der Ausführung von Gejhäften, die dem Betriebe des Shen Handelsgeſchäfts 
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dienten, unternommen, daß er alſo aud) bei Einftellung von Pferd und Wagen 
mit rechtlicher Wirkung für den Nachlaß S.'s gehandelt Hat, und weiter bemerft: 

C. Unerheblich ift das Anführen des Klägers, e8 jei bereits zur Zeit der 
Fahrt ein Nahlafvertreter beftellt gewejen und F. habe die Fahrt „ohne deſſen 
Willen“ unternommen. 

Daß ber Nadjlafvertreter die Einftellung des Handelsbetriebes angeordnet 
babe, will und kann der Kläger nicht behaupten. Es kann daher die Frage da- 
hingeftellt bleiben, ob eine jolde Anordnung ohne Weiteres die dem Zeugen F. 
ertheilte Handlungsvolmadt erledigt haben würde — zu vergl. Entid. des 
8.8.8 in Civilſ, Bd. 12 S. 11 —. Auch hat der Kläger eine dahin gehende 
Behauptung, daß jener Vertreter dem Zeugen die Fahrt nad) Leipzig unterfagt 
habe, nicht aufgeftellt. Der Kläger will vielmehr nur geltend maden, daß F. 
die Genehmigung des Nadjlafvertreters zur Fahrt nicht eingeholt habe. Deffen 
bedurfte er aber mit Rüdfiht auf die ihm ertheilte Vollmacht nicht. 

Auch die Vorjhrift im B.G.B. $ 2246 fteht den Erwägungen unter B 
nicht entgegen. Dort ift beftimmt, daß eine von den Erben nod nicht angetvetene 
Erbihaft nur infoweit durch Erwerbungen vermehrt und durch Berpflicgtungen 
gemindert werden fan, als dies ohne Willenshandlungen des Erwerbenden oder 
Verpflichteten möglid ift. Ob hiernach Erwerbs- und Berpflihtungshandlungen 
für die ruhende Erbſchaft auch infoweit auszuſchließen feien, als fie auf einer 
auftragslojen Gejhäftsführung berufen, fann dahingeftellt bleiben. Aud) 
fann man die hiermit zufammenhängende Frage auf fid) beruhen lafjen, ob im 
gegebenen Falle der Nachlaß S.'s die oben erwähnten Handlungen F.'s vom 
Standpunkte des bürgerlidien Rechts — zu vergl. B.G.9. $ 1324 — als ohne Auf- 
trag für ihn geführte Geſchäfte gegen ſich gelten laffen müffe. Denn nad) dem 
bereit8 angezogenen Art. 54 Abſ. 2 des H.G. B.'s, deffen Vorſchriften nad) Art. 1 
den landesrechtlichen Beftimmungen vorgehen, erjtredt. fid) die dem Zeugen F. 
ertheilte allgemeine Handlungsvollmaht aud über den Tod S.'s hinaus, Die 
hieraus fid) nothwendig ergebende Folge ift, daR auftragsgemäße Willenshandlungen 
3.8 troß der in $ 2246 des B.G.B.8 enthaltenen Beihränfungen den Nachlaß 
unbeſchränkt berechtigen und verpflichten müſſen. 

D. Durch die Einſtellung von Pferd und Wagen bei dem Beklagten er— 
langte der Beklagte den Beſitz an dieſen Gegenſtänden. Darunter hat man im 
Sinne von H.G. B. Art. 313 Abſ. 1 nicht bloß den Beſitz im eigentlichen Sinne 
(3.6.8. $ 186) ſondern aud) die Inhabung zu verftehen, 

Entſch. des vorm. Reichs-O.H.G.'s, Bd. 10 ©. 236, Bd. 16 ©. 82, 

Bd. 19 S. 372 und Wengler’s Archiv, Jahrg. 1890 ©. 72T. 

Inhaber der Gegenftände wurde aber der Beklagte infofern, als er fie, und 
zwar mit Willen F.'s, in den ausjhlieglid in feinem Gewahrfam befindlichen und 
unter jeinem Verſchluſſe ftehenden Geihäftsräumen unterbradte. 

E, Die Einftellung war mindeftens auf der Seite des Beklagten ein Hans 

Aria für Bürgerl. Recht u. Prozeü. VIL 25 
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delsgeihäft. — Entid. des Reichs-O.H.G.'s Bd. 6 und des R.G.s in Eivilf. 
Bd. 26 S. 58. — Hierfür ftreitet zunächft die Bermuthung in H.G.B. Art 274 
verb. Art. Art. 273. Es fommt aber weiter nod) Folgendes hinzu: 

Nah) der Darftellung beider Theile pflegte der Beklagte die Ausſpannung 
jeinen Geſchäftskunden, zu welden aud) S. gehört Habe, „aus geihäftliher Zu— 
vorkommenheit“ gegen Entgelt zu geftatten. Die hierauf bezügliden Verträge 
hatten jonad) den Zwed, das von dem Beklagten betriebene Handelögewerbe zu 
fördern, und müffen daher als durch den Handelsbetrieb veranlaßte und zu dieſem 
gehörige Geſchäfte gelten. 

Für die Annahme, daß es fid im vorliegenden Falle um eine Stall- und 
Wageniduppenmiethe gehandelt habe, (in welchem Falle die Ausnahmebeftimmung 
im H.G. B. Art. 275 in Frage kommen könnte), ift ein ausreihender Anhalt 
nicht gegeben. Die Vermuthung jpridt vielmehr dafür, daß der Beklagte Pferd 
und Wagen aufbewahren, aud das Pferd füttern und verpflegen follte. 
Danach handelt es fid) nicht jowohl um eine dem Vertragsgegner des Bellagten 
überlaffene entgeltlihe Benugung von Stall und Schuppen (B. G. B. $ 1187), 
als vielmehr um die entgeltlihe Leiftung eines einheitlihen Werkes (B.G. B. 
$ 1243), 

Es wird weiter als erwieſen angefehen, daß die Einftellung von Pferd 
und Wagen aud) auf Seiten des Shen Nadlafjes ein Handelsgeſchäft ge— 
weſen ift. 

F. Die Ausnahmebeftimmung im zweiten Abjage des Art. 313 des H. G. B.'s 
ſchlägt auch nad) Anſicht des Berufungsgerihts hier nicht ein. 

Wie das Dberlandesgericht bereit in dem im Sächſ. Ardiv, Jahrg. 1892 
S. 234 veröffentligten Falle ausgeführt hat, fann jene Vorſchrift nicht dahin 
aufgefaßt werden, daß das Zurückbehaltungsrecht Schon dann wegfalle, wenn die 
dem Gläubiger bei der Uebergabe der Sache von dem Schuldner ertheilte Vor— 
Ihrift ein Rechtsverhältniß zur Feftjegung bringt, zu deſſen rechtlichen Folgen die 
Rückgabe der Sache an fid) gehört. Jene Ausnahmebeftimmnng erfordert viel- 
mehr eine Vorſchrift des Schuldners oder eine Verpflichtung des Gläubigers, der 
die Zurücbehaltung widerftreitet. Darunter kann nur eine befondere, beiden 
Theilen erfennbar gewordene Willensrihtung verftanden werden, welde ergiebt, 
e8 habe die Zurüdbehaltung ausgeſchloſſen werden follen, (zu vergl. Yaband, 
das kaufmänniſche Pfand- und Retentionsredt in der Zeitichrift für das gefammte 
Handelsreht, Bd. 9 S. 493 und 501. Staub, Kommentar zum H.G. B., 
3. und 4, Auflage, S. 774, SS 11 und 12, fowie die in $ 13 aufgeführten 
Beiipiele; Entf. des vorm. Reichs-O.H.G.'s in Civilſ, Bd. 12 ©. 91). 

An einer ſolchen Willensäußerung gebricht es im vorliegenden Falle. Sie 
fann insbejondere nit ohne Weiteres darin erblidt werden, daß die Einftellung 
von Pferd und Wagen nur auf ganz furze Zeit (für eine Nacht) in Ausſicht ge 
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nommen war, und aud) font fehlt e8 an einem ausreihenden Anhalt dafür, daß 
die Zurücbehaltung erfennbar, insbefondere von F., nicht gewollt gewejen jei. 
Es wird ſchließlich das Vorbringen des Klägers, der Beklagte jei von An- 
fang an darauf ausgegangen, ſich in den ftreitigen Gegenftänden ein Sicherungs— 
mittel zu verſchaffen, als widerlegt angejehen und betreffs des Koſtenpunktes 
bemerkt, daß die von dem Kläger erjtrebte Feftftellung, rückſichtlich deren er 
unterliegt, im Verhältniſſe zu der erbetenen UWeberlafjung der Gegenftände, in 
welche der Bellagte verurtheilt wird, von weit überwiegender Bedeutung ift. 


Wirkſamkeit der Erflärung des ohne Proteft zahlenden Domiciliaten, der 
zugleich Indoſſant ift, daß er in dieſer legteren Eigenihaft zahle? (Art. 50, 
51, 42, 41, 36 der Deutichen Wechjelordnung). 


Urtheil des D.L.G.'3 Dredden vom 9. Mai 1896. O. III. 69/95. 


Der Sachverhalt ergibt fi aus den nadjftehenden Gründen des bie 
erhobene Wechſelklage abweifenden Urtheils: 

Der Klagwechſel ift eine auf Fried. Anton B. in Witſchdorf bei Zſchopau 
gezogene und von dieſem acceptirte Tratte an eigene Ordre über 1000 .#, weldje 
von dem Kläger als Ausfteller unterzeichnet und girirt und von dem durch dieſes 
Giro Tegitimirten Karl W. au die Beklagte weiter begeben worden ift. Die 
Bellagte, welde zugleid auf der Vorderfeite des Wechſels als Domiziliatin benannt 
ift, hat zwar unbeftritten den Wechſel an die Chemniger Filiale der Sächſiſchen 
Bank weiterbegeben, aber fie hat ihn vor Verfall von diefer Indoſſatin zurück— 
erhalten und am Berfalltage, 20. Dftober 1894, nad Durdjftreihung ihres 
Giro bei ſich ſelbſt als Domiziliatin Mangeld Zahlung proteftiren laſſen. 

Unbeftritten ift nod, daß die Beklagte ihrer genannten Indofjatarin beim 
Rückerwerbe des Wedhjels, am 3. Dftober 1894 den „entſprechenden Wechſelbetrag“ 
d. i. den Betrag, welden fie von ihr f. Zt. bei Diskontirung des Wechſels 
erhalten Hatte, zurüdgewährt hat und daß ſodann der Kläger nad) der Protefter- 
hebung den Wechſel bei der Bellayten im Regreßwege mit 1012.# 45 4 hat 
einlöjen müſſen. 

Der Kläger Hält fi zur Rückforderung diefer Summe nad) den Grund: 
fügen von der Leiſtung einer Nichtſchuld für berechtigt. Nah feiner Anſicht 
nämlich hat die Beklagte für den Acceptanten B., aljo ald Domiziliatin 
gezahlt, fo daß dadurd die Wechſelobligation vollftändig getilgt und demzufolge 
ein Regreßanſpruch der Beklagten gegen ihm micht zur Entftehung gelangt: ift. 
Dagegen will die Bellagte den Wechſel am 3. Oktober 1894 in ihrer Eigenſchaft 
als Indofjatin eingelöft und dies aud) der Indofjatarin und damaligen 
fegitimirten Inhaberin des Wechſels (dev Chemnitzer Filiale der Sähfiihen Bant) 
erfennbar gemacht haben; fie ift der Anficht, daß fie unter diefen Umftänden den 
Rüdgriff an den Kläger habe nehmen können, obgleid fie ohne Proteft gezahlt 

25* 
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und erſt ihrerſeits bei Verfall am 20, Dftober 1894 bei ſich jelbft als Domiziliatin 
bat Proteft erheben laſſen. 

Prinzipielle Bedenken laffen fi) gegen diefe Auffafjung der Beklagten nicht 
erheben. Denn die neuere Rechtſprechung, welde übrigens der vorigen Inftanz 
nicht unbekannt geblieben ift, — hält abweichend von der Anſicht des vormaligen 
Reichs⸗O. H. G.'s. 

(vergl. deſſen Entſcheidungen Bd. V ©. 313, Bd. XII ©. 115). 
die Erklärung des ohne Proteft zahlenden Domiziliaten, welder zugleich 
Indoffant ift, daß er im dieſer letzteren Eigenſchaft zahle, für wirkfam und 
räumt, wenn eine ſolche Erklärung vorliegt oder aud nur die begleitenden 
Umftände eine dahin gehende Abfiht erkennen laffen, dem Zahlenden diejelbe Rechts— 
ftellung gegenüber den Vormännern ein, welder er ald Indoffant nad) Art. 50, 
51 der Wechſelordnung einnehmen würde, wenn er erſt nad) erhobenem Protefte 
eingelöft hätte, 

vergl. die Entiheidungen des R.G.'s zu I 416/86 (theilweile abgedrudt 

in Bolze, Praris des R.G.'s in Eivilfahen B. IV Nr. 555 und 556) 
und zu VI 244/95 in der bei der Kammer II für Handelsſachen des 
Landgerichts Chemnig und bei dem Oberlandesgerit anhängig gewejenen 
Sache Kunath e/a Scherf O.I. 19/95; aud jhon Gruhors Beiträge 
Bd. XXX ©. 701 flg. (auszugsweife in Bolze Bd. II Nr. 408). 

Und dies mit Recht; denn wenn auch die Verpflihtung des Indofjanten 
zu Einlöfung des Wechſels nur erft nad) vorheriger Protefterhebung eintritt, fo 
fteht es ihm dod frei, dem Nachmanne die Beobadtung diejer Formalität zu 
erlaffen (Art. 42 der WO.) und ihn auch ohne diefe zu befriedigen. Nur muß 
er natürlich feinerfeits, um ſich den Regreß gegen die Vormänner zu wahren, 
noch rechtzeitig (Art. 41) Proteft bei fi als dem Domiziliaten erheben laſſen 
und, um bierzu ſowie zur Geltendmahung des Regreßrechtes formell legitimirt 
zu fein (Art. 36), fein dieſer Yegitimation entgegenftehendes Indoffament durd)- 
ftreihen, dafern er es nicht vorzieht, fih don dem Indoſſatar ein fürmliches 
Rückgiro geben zu laffen. 

Dak in dem in Rede ftehenden Falle von dem Indoffanten die Kundgabe 
des Willens gefordert wird, als Indoſſant (und nicht als Domiziliat) den 
Wechſel einzulöfen, hat feinen Grund in feiner wechſelrechtlichen Stellung als 
Domiziliat; denn dieſe weift ihn darauf hin, für den Bezogenen zu zahlen, 
und begründet daher, auch wenn er zugleid Indojlant ift, die Vermuthung, daß 
er aud wirklih für den Bezogenen zahle. Dies gilt aber nicht ohne Weiteres 
aud) für den hier vorliegenden Fall, daß die Einlöfung des Wechſels vor Verfall 
erfolgt. Zwar joll der Domiziliat, wie gejagt, die Wechſelzahlung für den 
Bezogenen leiften, aber dod nur jo, wie es der Wechſel vorſchreibt, aljo erft bei 
Verfall. Seine Funktion beginnt mithin erſt mit Ddiefem leßteren Zeitpunfte, 
Deßhalb ift aud bei Wedjjelaften, welde früher nad) Befinden nothwendig 


Vertragsantrag, Stillfhweigen, Handelsbrauch. 389 


werden (Präjentation zur Sicht, Präfentation zur Annahme, Präfentation mit dem 
Verlangen der Sicerheitsleiftung bei Unfiderheit des Acceptanten u. ſ. w.) auf 
jeine Perjon feine Rüdfiht zu nehmen. Hierdurd wird natürlih nicht ausger 
ſchloſſen, daß der Domiziliat troßdem für den Acceptanten und in der Abjidht, 
deſſen Wedjelverpflihtung zu tilgen, auch ſchon vor Verfall des Wechſels zahlen 
fann, dafern der Wechſelinhaber dieje vorzeitige Zahlung annimmt. Aber jedenfalls 
ift bier nicht eine ſolche Abfiht zu vermuthen Es ließe fid) im Gegentheile 
fragen, ob nicht mit Rückſicht auf das foeben iiber die Stellung des Domiziliaten 
Bemerkte und im Hinblide darauf, daß die Zahlungsverpflihtung des Acceptanten 
noch gar nicht fällig ift, die Vermuthung dafür fprede, daß der Domiziliat, 
welder zugleih Indoſſant ift, nur in dieſer leßteren Eigenihaft zahle. Dieje 
Frage braudt indeffen nicht prinzipiell beantwortet zu werden; denn daß der 
Beklagte feine dahin gehende Abfiht bei der Einlöjung des Wechſels am 
3. Oftober 1894 gegenüber jeiner Indoſſatarin (der Chemniger Filiale der 
Sächſiſchen Banf) in unzweidentiger Weife zu erfennen habe, kann nad) den 
Ausfagen der Zeugen St. und H. nicht bezweifelt werden. Denn hieraus 
ergiebt fih Kar, daß es fi bei der Rückzahlung des Betrages, welden die 
Bellagte von ihrer Indofjatarin bei der Diskontirung des Wechſels als Valuta 
erhalten hatte, und bei der dagegen erfolgten Rückgabe des Wechſels lediglih um 
die Stornirung ded Begebungsvertrages, alfo um die Wiederaufgebung des durch 
den leßteren zwifhen der Beklagten und ihrer Indoffatarin begründeten 
wechſelrechtlichen Berhältnifjes gehandelt hat, daß dagegen weder an der wedjel- 
rechtlichen Stellung des Acceptanten B. noch an dem Rechte der Beklagten aus 
dem Giro W.'s Etwas hat geändert werden jollen. 

Hiernach ift die Behauptung des Klägers, daß er eine Nihtihuld an dic 
Beklagte entrichtet habe, in Betreff des ftreitigen Wechſels widerlegt. 


Stillfhweigen auf einen Bertragsantrag; Handelsbraud), nad) welchem 
der Empfänger des Antrags zur Antwort verpflichtet ift (Art. 323 des 
9.6.8.8, 8 118 des 6.8.6.8). 

Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 18. Mai 1896. O. I. 27/96. 


Die Klägerin behauptet den Abſchluß eines Vertrages mit dem Beklagten, 
wonad dieſer 1500 Dutzend Mafofrauenftrümpfe für je 1.# 708. herzuftellen 
übernommen habe, und fordert 453 .# 20 &. mit Zinjen zu 6°, jeit dem 5. März 
1895 als Erſatz des Schadens, den fie in Folge der verweigerten Vertrags: 
erfüllung des Bellagten erlitten babe; fie folgert den Vertragsabſchluß daraus, 
daß Bellagter auf ihren Brief vom 31, Auguft 1894, durd den fie ihm den 
Auftrag ertheilt, nicht geantwortet, alfo ftillihweigend den Auftrag angenommen habe. 

Das Nähere ergiebt fi) aus den Gründen des zweitinftanzliden Urteils: 

Für ihre Behauptung, daß der ftreitige Vertrag thatſächlich durd Die 
Unterlaffung einer Ablehnung ihres Auftrags zum Abſchluß gekommen ſei, fteht 
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der Klägerin Art. 323 des H.G. B.'s nit zur Seite. Darnach ift ein Kauf- 
mann, weldem ein Auftrag ertheilt wird, wenn zwiſchen ihm und dem Auftrag: 
geber eine Gefhäftsverbindung befteht oder er ſich leßterem gegenüber zur Aus: 
rihtung folder Aufträge erboten hat, ohne Zögern zu einer Antwort verpflichtet, 
widrigenfalis fein Schweigen als Webernahme des Auftrages gilt. Jene Be— 
ftimmung ſetzt aljo einen Auftrag in der juriſtiſchen Bedeutung dieſes Begriffes 
voraus und kann nicht von Vertragsanerbietungen im Allgemeinen verjtanden 
werden, die das Geſetz in Art. 297 als „Anträge” zu ihm im begriffliden 
Gegenſatz ftellt und Hinfidtlich ihrer Nedtswirfungen in Art. 318 bis 322 nad) 
anderen Grundjäßen behandelt, 

vergl. Entfheidungen des Reichs-O.H.G.s Br. 5 S. 170, Bp. 7 

S. 338. Wengler’s Ardiv N. F. Bd. 11 ©. 138. 

Nun ift zwar im Schriftftüde vom 31. Auguft ausdrüdlid von einem Auftrag 
die Rede. Für die rechtliche Beurtheilung feines Inhaltes ift jene Bezeichnung 
aber nicht maßgebend. Sie wird im faufmänniihen Verkehr Häufig auch da 
gebraudt, wo nur ein Antrag zum Vertragsabſchluß gemeint ift und ift aud) 
bier jo zu verftehen, da die Abſicht der Parteien nad) der hierfür maßgebenden 
ganzen Sachlage offenfihtlih nit auf eine Gefhäftsführung für die Klägerin, 
fondern auf die Webernahme einer Werkverdingung feiten des Beklagten geridjtet 
gewejen ift. Es braudt daher nicht erörtert zu werden, ob aus den dafür 
vorgebrachten Thatſachen eine Gejchäftsverbindung zwiſchen den Parteien im 
Sinne jener Vorſchrift gefolgert werden kann, die ein ſolches durd ihre gegen- 
jeitigen geſchäftlichen Beziehungen begründetes thatjähliches Verhältnig vorausfeßt, 
welches den Mandanten beredtigt, nad den Anſchauungen des kaufmänniſchen 
Verkehrs die Annahme des Mandats erwarten zu fönnen. 

Ein bloßes Vertragsangebot, als weldes ſich demnach der Inhalt des Briefes 
rechtlich darftellt, würde den Beklagten an ſich nicht zur Antwort verpflichten, 
um die Rechtswirkung einer thatfähliden Annahme desjelben auszuſchließen. Wohl 
aber ift dieß bei dem Beſtehen des von der Klägerin für den Wohnſitz der 


‚ Parteien*) und für Geſchäfte dev hier fraglien Art behaupteten allgemeinen 
Handelsbrauches der Fall, nad) welchem die von einem Kaufmann den Fabrifanten 


oder Faktoren überjendeten ſchriftlichen Aufträge zur Anfertigung von Waaren 
von dem Empfänger innerhalb 4 Tagen zurücgejendet werden müjfen, wenn die 


Uebernahme abgelehnt werden joll, und das Unterlaffen diefer Ablehnung als 


Uebernahme des Auftrags gilt. 


Das Beftehen diejes Handelsbraudes ift vom Beklagten unter Berufung 
auf ſachverſtändiges Gutachten beftritten, von der erfennenden Handelsfanımer 
aber nah $ 118 des G. V. G. auf Grund eigner Sachkunde ohne erkennbaren 
Irrthum in ſachlich unanfechtbarer Weiſe feitgeftellt worden, jo daß für die 
Einholung anderweiter Begutachtung feine Veranlaſſung vorliegt. 

*) Anm.: Chemnig und Burkhardtsdorf bei Chemnig. 
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Es kommt daher auf den von der Klägerin, die den Vertragsabſchluß 
behauptet, zu erbringenden Beweis an, daß eine Zurücjendung des fhriftlichen 
Auftrages durch den Beklagten nicht erfolgt ift. Dieje von ihr auf Eid geſtellte 
Behauptung enthält die doppelte Verneinung einmal der Zurückſendung des 
Briefed durch den Beklagten und dann der Empfangnahme des zurückgejendeten 
Auftrages durch die Klägerin, und ift vom Beklagten in erfterer Hinſicht 
angenommen, in leßterer zurüdgefhoben worden. Nur auf die erftere Thatſache 
fommt es an. Da dem Bellagteu der Brief unftreitig durch die Poft zugegangen 
war, jo mußte er es, als dem Willen der Klägerin entſprechend anſehen, wenn er 
zur Rüdäußerung denjelben Weg der Beförderung wählte. Iſt das aber der 
Fall, dann hat er mit der Aufgabe des in einem Briefumfchlage mit der Adreſſe 
der Klägerin verſchloſſenen Auftrags zur Poft zur Weiterbeförderung an die 
legtere allen Anforderungen genügt, die von ihm hinſichtlich der erforderten 
Rückſendung billiger Weife verlangt werden können und es muß daher aud) die 
Klägerin diefe Thatſache der Aufgabe des Briefes zur Poft als Rückſendung des 
Auftrages gegen ſich gelten laffen. 

vergl. Annalen des O.L. G.'s, Band 7 ©. 540. 
Für die Faſſung des Eides erſcheint e8 unbedenklich, ihn unter Webergehung aller 
jonftigen Möglichkeiten ausſchließlich auf Den Vorgang zu beſchränken, durch welden 
allein der Beflagte feinen Willen bekundet zu haben behauptet.*) 
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1. Die in Oeſterreich lebende Beklagte Hatte gegen ihre in Karlsruhe 
wohnenden Geſchwiſter laut eines Theilungs- und Auseinanderjegungsvertrages 
Anfprud auf Befreiung von einer Schuld an ihre Kinder aus ihrer erften Ehe 
(Ernährungs- und Erziehungsbeitrag). Wegen einer hiermit in keinerlei Zujam- 
menbang ftehenden Wechſelſchuld wurde ſie von einem Dritten bei dem Land» 
gericht Karlsruhe verklagt. Deſſen Zuftändigfeit wurde auf Grund von 8 24 der 
EBD. angenommen und aud) vom Reichsgericht bejaht... „.. Im dieſer Hin: 
ſicht ift zumädhft der Angriff des Vertreters der Bellagten unbegründet, es könne 
überhaupt ein derartiger Anſpruch nit als ein Wermögensbeftandtheil im 
Sinne des $ 24 der E.P.D. betradptet werden. Aud der Anfprud auf Be: 


*) Der dem Bellagten zuerfannte Eid ging dahin, daß er den ihm von der Klägerin 
zugeihidten vom 81. Auguft 1894 bdatirten fchriftlihen Auftrag auf Herftellung von 1500 
Dugend Malofrauenftrüämpfen am 2. September 1894 in einem mit der Adreſſe der Klägerin 
verfehenen Briefumfchlag zur Beförderung au diefelbe zur Poſt gegeben habe. Für den Fall 
der Eibesleiftnng wurde die Klagabweifung, für den Fall der Gidesverweigerung die Ber: 
urtheilung des Bellagten nad) dem Klagantrage ausgeſprochen. 
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freiung von einer Verbindlichkeit zur Zahlung von Geldbeträgen bildet an ſich 
einen Bermögensbeftandtheil, wie ſchon daraus erhellt, daß der Bermögensftand 
einer Perſon als folder in feinem Betrage dadurd) eine Erhöhung erfährt, daf 
eine gegen diejelbe beftehende Schuld wegfällt. Weiter aber liegt der Inhalt 
des erwähnten Anſpruchs, insbefondere der Umftand, daft hierbei eine Leiftung an 
einen Dritten in Frage fteht, nicht feine bejondere Charakterifirung als Vermögen 
im Sinne des $ 24 der C. P.O. aus. Denn es ift, wie in der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts feftfteht (vgl. namentlich Entſcheid. d. R.G. in Eivilf. Bd. 4, 
©. 408 flg., Bd. 16, S. 391 flg.), zur Unterordnung unter 8 24 der C.P.O. 
nicht erforderlih, dak das Vermögen der Zwangsvollſtreckung zugänglid oder 
zur Befriedigung des Elagenden Theile verwendbar iſt. Der Unterordnung eines 
Anſpruchs auf Befreiung von einer Geldihuld der Beklagten an einen Dritten 
unter Vermögen im Sinne des $ 24 der E.P.D. fteht aud nicht etwa 
die, von dem Vertreter der Revifion angerufene Betrachtung in dem reichsgericht— 
lien Urtheil vom 19. 10. 1889 (Entſch. d. R.G.’s im Civilſ. Bd. 29 ©. 414 flg.) 
entgegen, e8 müjfe bei der Anwendung des $ 24 der E,P.D. die Grenze gezogen 
werden, daß der im Bezirke des als zuftändig in Anfprud genommenen Gerichts 
ſich vorfindende Gegenstand zufolge feiner naturgemäßen Beftimmung 
als Bermögensbeftandtheil erſcheine; denn dieſe Betrachtung wendet ji nur gegen 
die Annahme, dem Anſpruch auf Herausgabe der Handakten eines Anwalts wegen 
des etwaigen Mafulaturwerthes derſelben die Eigenichaft eines Vermögens: 
bejtandtheile® zu verleihen, berechtigt aber nicht zur Schluffolgerung, daß der An: 
ſpruch auf Befreiung von der PVerbindlicfeit zur Zahlung von Geldbeträgen 
fein Vermögen im Sinne des $ 24 der EP.OD. bilde...“ II 82/97 vom 
18. 5. 1897. 

2. Nad) $ 142 der C. P.O. kann das Gericht die Wiedereröffnung der Ber: 
handlung anordnen. Darüber, ob das geſchehen joll, Hat aber das Gericht ledig: 
lid) von Amtswegen zu befinden. Das Geje giebt den Parteien fein Recht, unter 
gewiffen Borausjegungen die Wiedereröffnung der Verhandlung zu verlangen oder 
fie zu beantragen, folglich) aud) Fein Recht darauf, zur Begründung eines jolden 
Antrages zugelaffen und darauf beidieden zu werden. Vielmehr erliiht der Ans 
ſpruch der Parteien auf vedhtlihes Gehör mit dem Schluß der mündlichen Ber 
handlung, auf welde das Urtheil ergeht. — Im vorliegenden Fall war im Termin 
vom 23, November 1896 die Verhandlung geihloffen worden. Das Gericht, vor 
welhen verhandelt worden war, hatte, ohne Veranlaffung zur Wiedereröffnung 
der Verhandlung gefunden zu haben, das Urtheil gefällt, und der Termin vom 
30. November war nur zur Verkündung der Entſcheidung beftimmt, Es wider: 
ſprach daher nicht dem Gejeg, daß in diefem Termin das Gericht ohne Berück— 
fihtigung des von der Beklagten geftellten Antrages die Verkündung des Urtheils 
jtattfinden ließ. Einen Anfprud) auf Herbeiführung einer Verhandlung und Ent: 
ſcheidung über ihren Antrag vor und von demjenigen Richtern, vor denen am 
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23. November verhandelt worden war, hatte die Beklagte nicht. R.G. I. Eivilf, 
Urth. v. 22. V. 97. 1. 20/97. 

3. Zutreffend hat das Berufungsgeriht ausgeführt, daß das Landgericht 
den Anjprud, der erhoben war, aberfannt und anftatt deffen etwas zuerkannt hat, 
was nicht begehrt worden war. Es handelt ſich dabei keineswegs um bloß for: 
male, jondern um ſachliche Verſchiedenheiten. Eine Verurtheilung zur Rechnungs: 
legung bezüglid) der Liquidation der Kommanbditgejelliaft hat zur nothwen- 
digen Vorausjegung, daß der Kläger die Liquidation al® ihn mit angehend aner: 
fennt, daß er anerkennt, daß für die Auseinanderfegung zwifchen ihm und den 
übrigen Gejellichaftern die Ergebniffe der Liquidation maßgebend ſeien. Eben dieſe 
Anerkennung aber lehnt der Kläger ab, indem er behauptet, daß die Kommandit— 
gejellihaft über den 1. Mai 1895 Hinaus fortbeftanden habe und noch bejtehe 
und demgemäß in der Klage Feftftellung feines Guthabens zur Zeit feines Aus— 
ſcheidens (30. April 1895) und zu diefem Behufe Inventuraufnahme, Bilanz: 
ziehung und Rechnungslegung verlangt, Er will mithin nad) der Klage Aus: 
einanderjegung nit auf Grund der Ergebniffe einer Liquidation, jondern auf 
Grund der Bermögenslage, in der ſich die Gejellihaft am 30. April 1895 be- 
fand, und an der Behauptung, daß die Gejellihaft noch beftehe, hat er auch nod) 
in der Berufungsinftanz feftgehalten. — Mit Redt hat daher das Berufungs:- 
gericht die vom Landgericht ausgeiprodene Verurtheilung als gegen den $ 279 
der C.P.O. verftoßend bejeitigt, umd mit Recht aud) injoweit das landgerichtliche 
Urtheil beftehen laſſen, als es auf Klagabweifung lautet, weil Kläger das Urtheil 
nicht angefohten hatte. Die Revifionsrüge, daß der $ 501 der C. P.O. verlegt 
fei, ift unbegründet. Es ift rihtig, daß der Verſtoß gegen $ 279 der C.P.O. 
ein Mangel des Verfahrens war, nämlid ein Mangel des Urtheilsverfahrense. Es 
ift auch zuzugeben, daß die in $ 501 dem Berufungsgericht gegebene Befugniß 
unter Umftänden Pflicht jein kann. Dieß ift aber nur dann der Fall, wenn die 
Prozeßlage jo ift, daß das Berufungsgericht in der Sache nicht entſcheiden kann, 
Davon konnte hier aber nit die Rede fein. Den in der Klage wirflid erhobenen 
Anſpruch Hatte das Landgericht bereits fiir unbegründet erflärt und eine Nach— 
prüfung diefer Entſcheidung durch das Berufungsgericht konnte der Kläger dadurd) 
herbeiführen, daß er fid) der Berufung anſchloß. Dies hat er aber nicht gethan. 
I 429/96 vom 7. 4. 97. 

4, Das Berufungsgeriht Hat den jchriftlihen Antrag des Beklagten, dem 
Gegner eine Frift zur Angabe der Wohnung des Zeugen D. zu jeßen, deſſen 
Vernehmung vom Gericht beidloffen ift, aber wegen Unkenntniß feiner Wohnung 
bisher nicht erfolgen konnte, deshalb abgelehnt, weil die Beſtimmung einer Frift 
nad) $ 321 der C.P.O. nur auf Grund mündlider Verhandlung zuläffig ſei. 
Die dagegen eingewendete Beſchwerde ift zwar zuläffig ... aber nicht begründet, 
Der $ 321 der E.P.D. enthält feine Ausnahme von $ 119 der C.P.O. Die 
Beſchwerde macht im Anjhluffe an v. Wilmgwsti-Yevy (C. P.O., VII. Aufl. zu 
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$ 321) zwar geltend, daß die Friftbeftimmung nur prozehleitenden Charakters fei. 
Es braucht hier jedoch nicht entſchieden zu werden, ob die Friftbeftimmung wirt: 
ih) nur diefen Charakter hat. Denn für die im Prozeß ergebenden gerichtlichen 
Entſcheidungen zwiſchen den Parteien ift im Allgemeinen an dem Grundſatze des 
$ 119 der C. PO. feftzuhalten, wo die E.P.D. nit das Erforderniß der mind: 
lichen Verhandlung im befonderen Falle ausſchließt (tie beifpielsweile 88 187, 203, 
225, 304, 451). Vgl. Pland, Eivilprozefreht I S. 177, 178. Bon den Kom: 
mentatoren fprechen fi dann auch Seuffert, Gaupp, Reinde, A. Förfter zu 
s 321 für das Grforderniß der mündlichen Verhandlung aus. Der in der 
neueften Auflage des Kommentars von dv. Wilmowski⸗Levy im Widerfprude mit 
früheren Auflagen (VI) vorgetragenen abweihenden Anſicht kann daher nicht bei- 
getreten werden. Bs. VI 82/97 vom 12. 4. 1897, 

5. Die Feftftellungen des Berufungsgerihts beruhen aber, woran nicht zu 
zweifeln ift, mwefentlich mit auf der Verwerthung der Ausfagen des in erſter Im: 
ftanz al® Zeugen vernommenen vd. L., d. 5. des Inhalts des darüber aufgenom- 
menen Protofols. Nach demjelben hat dv. 2., nachdem er zur Sade Ausfagen 
gemacht hatte und dieje verlefen waren, erflärt, „er jehe ein, daß er ſich bei 
jeinem Bevollmächtigten G. genauer über das Thema informiren müffe; er wolle 
deshalb die heutige Verhandlung nicht genehmigen, jondern ſich noch einmal bei 
feinem Bevollmächtigten über alle Einzelheiten erfundigen, er denfe, dak er binnen 
Monatsfrift genügend informirt jein werde, um über das Beweisthema genügende 
Auskunft zu geben.“ Damit ſchließt das Protofoll. v. 2. wurde nit nochmals 
vernommen. Das Berufungsgericht erwägt nun, als gerichtliches Zeugniß fei diejes 
Protokoll nit anzujehen, obwohl v. 2. als Zeuge vernommen werden follte und 
auch den Zeugeneid geleiftet hat, weil er ſchließlich das Protokoll nit genehmigt 
habe. Da er als Grund der Nidigenehmigung nidt etwa unridtige Protofol- 
lirung feiner Ausjagen, jondern nur die Nothwendigkeit der Informationsein- 
ziehung angegeben babe, und das Protofoll als gerihtlihe Urkunde immerhin als 
zuläffiged Beweismaterial benußt werden bürfe, jo jtehe der Heranziehung des 
Inhalts deffelben für die Entiheidung Fein Bedenken entgegen. Darauf folgt die 
Würdigung der Angaben dieſes Protokolls. Hiernach benugt das Berufungs— 
geriht das geritlihe Protofoll im Wege des Beweiſes durd Urkunden 
(C.P.O. $ 380 flg.) ald Beweismittel, Es mag fein, daß eine Partei unter Um: 
ftänden fi auf ein in demjelben Nechtsftreit aufgenommenes Zeugenvernehmungs: 
Protofoll im Wege des Urfundenbeweifes beruhen darf; dies jeßt aber voraus, 
daß die Partei diefen Urkundenbeweis angetreten hat (SS 385 flg.). An diefer 
Borausjegung fehlt e8 bier; dv. Y. wurde ald Zeuge benannt und nad dem Be: 
weisbeihluß des Gerichts eriter Inftanz al8 Zeuge vernommen. Keine Partei hat 
in der Folge die Heranziehung und Benutzung des Protofolls Tediglih als Ur- 
funde beantragt. Die Benugung und Würdigung des Protokolls al8 Urkunde 
(55 380 flg.) durch das Berufungsgericht war demnach prozeſſualiſch unftatthaft 
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und es ift hierdurch aud; dem Kläger die Möglichkeit genommen worden, feine 
jahlihen Einwendungen gegen die in dem Protokolle niedergelegten Ausjagen des 
v. 2. vorzubringen oder deffen nohmalige Vernehmung, vielleiht unter Angabe 
beftimmter Thatſachen, zu beantragen...“ Aufgehoben, zurücverwiejen. VI 422/96 
vom 14. 4. 1897, 

6. Auch die weitere Rüge der Revifion ift unbeachtlich. Es Handelt ſich 
dabei um die Würdigung des Vorbringens der Klägerin, daß der Prozebevoll: 
mächtigte des Beklagten, Rechtsanwalt F., welder dieferhalb als Zeuge benannt 
ift, zu der Zeit, ald don ihm der Auftrag zur Zwangsvollftredung gegen den 
Gemeinſchuldner gegeben worden, bereit8 gewußt habe, daß bei diefem mehrfach 
Wechſel proteftirt, jowie daß Klagen gegen ihn anhängig und Pfändungen erfolgt 
jeien. Durdaus beizutreten ift den Ausführungen des angefochtenen Erfenntnifjes, 
wonad, wenn diefe Umftände gegen einen Kaufmann vorliegen, daraus noch nicht 
zu_folgern iſt, daß dieſer feine Zahlungen eingeftellt habe, und wonach fernerhin 
fi) dann aud aus der Kenntniß jener Momente nod) nicht ergiebt, daß derjenige 
der diefe Kenntniß befißt, nothwendig daraus auf das Vorliegen der Zahlungs: 
einftellung im gejeglihen Sinne bei der betreffenden Perſönlichkeit ſchließen müffe. 
Die Revifion geht fehl wenn fie annimmt, daß leßteres jedenfall dann unrichtig 
jei, fall8 wie bier derjenige, dem jene Kenntniß beimohnt, ein Rechtsverſtändiger 
jei. Auch ein jolher kann aus den allein in Frage ftehenden Momenten, welde 
an fi nit im Stande find, eimas weiteres als eine Zahlungsſtockung ans 
zuzeigen, nicht zu der Folgerung gelangen, daß eine Zahlungseinftellung vor 
liege...“ VI 377/96 vom 5. 4. 97. 

7. Wäre die Klage mit der Bezeichnung erhoben „wider die Firma I. Hirſch— 
born“ oder „wider die unter der Firma I. Hirſchhorn beftehende Handlung“, jo 
würde fie als gegen denjenigen erhoben zu gelten haben, der zur Zeit der Klag— 
„exhebung Inhaber der Firma I. Hirſchhorn war, alfo, da jetzt feitfteht, daß dies 
eine offene Handelsgeſellſchaft war, wider dieſe offene Handelsgefellihaft. Das 
würde für und gegen den Kläger gelten, auch wenn der Stläger nicht wußte, daß 
Firmeninhaber eine offene Handelsgejellihaft war, jondern glaubte, der Firmen: 
inhaber jei ein Einzelfaufmann, Es käme dann der Grundſatz zur Geltung: plus 
est in re, quam in existimatione. Als beflagt fönnte in diefem Falle alſo 
nit gelten die Perjon des I. Hirſchhorn; für fi vielmehr würde der Prozeß 
nur infoweit feine Wirfung gegen dieſe geäußert haben, als dies bei einer wider 
die offene Handelsgejellichaft gerichteten Stage bezüglich der Perjonen ihrer Theil: 
haber nad) der Redtiprehung des Reichsgerichts gilt. So hat aber der Kläger 
feine Klage nit erhoben.*) Die Bezeihnung, die er gemacht hat, Fonmte nicht 
zugleich bezeichnen die Perfon des Jacob Hirſchhorn und eine unter der Firma 
3. Hirſchhorn beftehende offene Handelsgeſellſchaft . . . Demnach ift anzunehmen, 
daß mit dem „Herrn Hirſchhorn“ bezeichnet iſt, wae nad dem gemeinen Sprach— 
.) Gellagt war wider „den Herrn Hirſchhorn“ Xſtraße Nr. 149 zu Y. 
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gebraud) unter dieſer Bezeihnung verftanden wird, eine phyſiſche Perſon, hier die 
des Fabrikanten Jacob Hirſchhorn. Damit ift ausgejhloffen, daß eine offene 
Handelsgejellihaft unter der Firma I. Hirſchhorn als verklagt zu gelten hat. 
I 425/96 vom 7. 4. 1897. 

8. Wenn die Konkurrenz-Klauſel des vorliegenden Vertrages, infoweit fie 
jih auf die Eröffnung eines Bierverlages bezieht, aud eine ausdrückliche 
örtlide Beihränfung nicht enthält, jo unterliegt es doch feinem Bedenken, fie nad) 
der Abfiht, die die Parteien mit ihrer Satzung verftändiger Weile verknüpft haben 
müffen, auf Berlin zu beſchränken. Bei der lediglih auf den örtlichen Abjag 
gerichteten Natur des Bierverlag-Geſchäfts kann füglid Fein Zweifel dariiber be- 
ftehen, dak die Errichtung eines gleichen Geſchäfts in einer andern Stadt, weil 
dadurd dem Kläger ſchlechterdings feine Konkurrenz bereitet werden fonnte, gänz— 
lich außerhalb des Geſichtskreiſes der vertragihließenden Theile lag. Und der 
weitere Umftand, daß für die Erridtung einer Destillation die Klauſel noch 
in engerer Weife auf die dem Geſchäfte zunächſt benachbarten Straßen eingeſchränkt 
ift, ftellt es noch mehr ans Licht, daß den Parteien eine über das reale Intereſſe 
beider Theile — des Klägers als Erwerbers und des Beklagten als Berfäufers 
des Geſchäfts — hinausgehende Einengung der Erwerbsfreiheit des Beklagten fern 
lag. Wenn daher in früheren Entiheidungen des Reichsgerichts (vergl. u. a. Entſch. 
Bd. 31 S. 18) ausgeiproden ift, daß ein ohne örtliche oder zeitliche Grenze 
gewolltes Verſprechen der SKtonfurrenzenthaltung nichtig ſei und nicht durch An- 
wendung des richterlihen Ermeſſens jo beihränkt werden dürfe, wie es etwa gültig 
habe geichloffen werden fünnen, jo liegt diefer Fall hier nicht vor. Hier haben 
die Parteien eine örtlihe Beihränkung gewollt und es nur unterlaffen, ihr durch 
bejondere Worte Ausdrud zu geben, weil fie fie für felbftverftändfich hielten. Die 
Gültigkeit des Verbots und des mit ihm verknüpften Strafgedinges kann daher 
nidt mit Erfolg in Frage geftellt werden. R.G. I. Civilſ. Urth. v. 15. V. 97. 
I. 10/97. 

9. Wenn über ein Handelsgeihäft eine Urkunde aufgejegt und vollzogen 
worden ift, die ihrem Wortlaute nad) über das, was nad) dem übereinftimmen- 
den Willen der Vertragihliegenden vereinbart werden jollte, hinausgeht oder jonft 
davon abweicht, jo ift derjenige, weldyer bei einer an den Wortlaut ſich haltenden 
Auslegung der Urkunde benadtheiligt werden würde, beredtigt, eine Abänderung 
des Tertes im Sinne der wirklid getroffenen Abrede oder den Umtauſch der 
mangelhaft gefahten Urkunde gegen eine neue richtiger gefaßte zu verlangen, R.®. 
I. Eivilf. Urth. v. 19. V. 97, I. 19,97. 

10, Dem Inhaber eines eingetragenen Mufters fteht, wie aus einer Ber: 
gleihung dev SS 4 und 6 des Gebrauhsmufter-Schußgejeges Far hervorgeht, das 
Recht auf vöſchung eines jpäter angemeldeten Mufters Tediglih aus dem Grunde, 
dak es mit dem für ihn eingetragenen ganz oder zum Theil übereinjtimme und 
deshalb in fein Recht eingreife, überhaupt nicht zu. Ex kann vielmehr nad $ 4 
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Abſ. 2 nur verlangen, daß der Inhaber des ſpäter angemeldeten Muſters ohne 
ſeine Erlaubniß von dem ſpäter erlangten Rechte feinen Gebrauch machen. R.G. 
I. Civilſſ. Urth. v. 8. V. 97, I. 1/97. 
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Beſprechungen. 


H. Tränkner, Oberlandesgerichtsrath, und Dr. Fr. Wulfert, Landgerichtsdireltor, Bürger: 
liches Gefehbuh für das deutſche Reich vom 18. Auguſt 1896 nebſt dem 
Einführungdgejege. Handausgabe zum praktiſchen Gebraud insbefondere in Sachſen ꝛc. 
Leipzig, Roßberg'ſche Hof-Buchhandlung 1897, (1118 Seiten). Broch. 10.4, in Halbfranz 
gebbn. 12 4. 

In der Einleitung, die unter I in Kürze bie Entſtehungsgeſchichte, unter Il eine allge 
meine Darftellung ded Gegenftandes und Inhalts des Geſetzbuchs giebt, legen die Verfaſſer 
unter III Zweck und Anlage ded Werkes dar. Es foll fein Kommentar fein, fondern dem 
Praftifer, namentlich dem ſächſiſchen Juriſten, die Einarbeitung in das Geſetzbuch erleichtern, 
das Verftändniß und die rihtige Audlegung fördern. Die Berfaffer mweifen mit 
vollem Recht jehr eindringlid darauf hin, daß beides Feine leichte Aufgabe. In der That 
darf Niemand fi) darüber täufchen, daß das neue Gejegbucd weder ein Mares, nocd ein ein: 
faches Recht geihaffen hat. Das nicht genug zu ſchätzende Gut der Einheit auf einem Theil 
bes Gebieted des Privatrehtd wird theuer erfauft werden müſſen. Deutfhland wird nad 
wie vor das Land ber Prozeſſe bleiben und an Stelle der befeitigten Heinen Kontroverfen 
ded gemeinen, preußifhen und frangöfifhen Rechts wird eine Fluth großer und Heiner 
Kontroverfen treten. Dad monftröfe Einführungdgefet, dad Geſetzbuch felbft, find eine Fund» 
grube folher Kontroverfen. Einen Borgefhmad deſſen giebt der ſchon jetzt entftandene Streit 
darüber, ob nad) dem B.G.B. die Ehefrau, das eheliche Kind, das Ndoptivfind den abligen 
Geburt3: und Familiennamen des Mannes bez. des Vaters erhalten. Nah den Bemerkungen 
bed Borfikenden der Kommiffion für die zweite Yejung des Entwurfs in Gruchot's Beiträgen 
bei Gelegenheit der Beiprehung von Fiſcher⸗Henle's Handausgabe und Achilles Tertausgabe 
hat nicht einmal diefe Frage ihre Entfcheidung gefunden; e8 wird allen Ernſtes (troß der in 
der Kommiffion und feitens bes Bertreterd eines Bundesftaates geäußerten abweichenden An: 
fiht) vorgetragen, daß die Frage bed Erwerbsadligen Geburts und Familiennamens durch 
Ehe, Geburt, Adoption, Feine Frage des Privatrechts, fondern des öffentlichen Rechts fei, und 
deshalb der Landesgeſetzgebung anheimfalle. Iſt der adlige Geburtd: und Familienname 
nicht Familienname im Sinne deö B.G.B., fo bleibt es natürlich trog $ 1706 Abſ. 1 auch 
bei den Landesgefegen, die dem Makel der unehelichen Geburt noch den Makel Hinzufügen, 
daß das Kind nicht den vollen Namen der Mutter führt, alles dies troß der Berficherung der 
Motive, daß dem B.G.B. das Prinzip der Nechiögleichheit und ber Rechtögemeinfamleit zu 
Grunde liegen und bie Ungleichheit in der Lebendftellung der Perfon nie zu einer Be 
handlung vor dem Gefege führen folle, die ald Bevorzugung eined Standes oder einer Pers 
ſonenklaſſe ſich darftelle (IT S. 25). 

Wiffenfhaft und Praxis find faum je vor eine größere Aufgabe geftellt, ald dieſem 
Geſetzbuch gegenüber. Die vorliegende Handausgabe dient dieſer Aufgabe in dem Umfange, 
den die Herauägeber ſich felbft gezogen, Frucht eines überaus fleißigen, gründlichen und ernften 
Arbeit. Sie verwerihet für ihren Zweck die Gefegeömaterialien, an erfter Stelle die Motive, 
ſodann namentlich die Denkichrift ded Bundesraths, mit der die Vorlage an den Reichstag 
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gebracht, die im Sächſ. Archiv veröffentlichten Berichte Grützmanns, die Arbeit Arons in 
Bd. 6 S. 172 des Archivs, und die Reatz'ſche Gegenüberftellung der erften und zweiten 
Leſung. Die Gefahr, welde die Benugung der Motive eines Entwurfs enthält, der weſent⸗ 
li anderd geartet ift, ald das Gefeg, ift durch weiſe Beſchränkung befeitigt. Bei jedem 
Paragraph des Gefekedtertes ift in Klammern auf die entſprechenden Stellen der brei Ent 
würfe verwiefen, unter dem Gefegtert auf die Materialien, namentlich aud auf bie ber Deul⸗ 
jchrift beigefügten Borfhläge zu Abänderungen und Ergänzungen der C. PO. und ber K.O., 
und auf den inzwifchen dur das Gefek felbft erfegten Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs. 

Beſonders werthvoll find die dem Gefekestert beigefügten Parallelftelen au8 dem Ge: 
fege, dem Ginführungsgefege und dem Sädhfifhen B.G.B. TDiefer Theil der Arbeit war 
mübfam und ift ebenfo nüglih wie dankens werth. Er ermöglicht bei ernftem Studium 
des Werkes eine zufammenhängende Kenntnik des Geſetzes und für den Sähfifhen Juriſten 
zugleih die Vergleihung mit dem früheren Recht und bie Erkenntniß des Zufammenhangs 
des alten und des neuen Rechts, ohne melde eine gründliche Kenntniß des neuen Rechts 
nicht möglich iſt. Kurze erläuternde Bemerkungen zu ben einzelnen Paragraphen und zu 
einzelnen Abſchnitten erleichtern das Berftändniß und die Einfiht in die Tragmeite der Bor: 
fchrift und den fyftematifhen Zufammenhang. Wir verweilen z. ®. auf den $ 18 des Ge: 
ſetzes. Zu demfelben ift auf die Art. 158-162 des Einf.-Gef., den $ 886° der Novelle zur 
C.P.O., die 88 48, 44 des Sädf. B.G.B., und für die Wirkungen der Todeserllärung und 
die Folgen der Rückkehr des Verſchollenen nad) der Tobeserflärung auf die $5 1848 - 1862, 
1420, 1425, 1494, 1544, 1547, 1679, 1684, 2081, 2370 des Geſetzes verwiejen, auf die 
dellarative Natur des Todeserllärungdurtheild und die Zuläffigfeit des Gegenbeweijes gegen 
die durch die Todederflärung begründete Bermuthung aufmerffam gemacht. 

Alles in Allem ift bad Werk ald eine mufterhafte Arbeit zu begeihnen. Es wird 
in gleicher Meife dem Studium wie der Praxis dienen und den Zwed, den es anfirebt, 
voll erreichen. Beigefügt ift ein Verzeichniß der Stellen, an denen die Paragraphen 
des Sächſ. B.G.B.'s in dem Motiven zum Gntw. IL, in der Denkſchrift und in dem Werte 
jelbft angezogen find, und ein vollftändiges und fehr gefhidt gearbeitetes Sach— 
regifter, an dem namentlid zu rühmen ift, daß es auch die dem Juriften geläufigen, dem 
8.6.8. fremden lateiniſchen Schlagwörter enthält, (3. ®. depositum irregulare, cautela 
Socini, clausula rebus sic stantibus, constitutum posessorium), die man in den Regiftern 
der fonftigen Hand» und Textausgaben vermißt. Ten Berichtigungen ift hinzuzufügen, daß 
dad zu Art. 86 Einf.Gef. citirte Preuß⸗Geſetz vom 28. Februar 1870 (nicht 1880) datirt. 

Reichägerichtärath Dr. Rehbein. 
Die Stiftung nad) dem B.G.8. Vortrag ded Herrn Geh. Hofrath Prof. Dr. Hölder 
in der Juriftiihen Geſellſchaft zu Leipzig.*) 

Die Stiftung gehört zur Gattung der jurijtifchen Perfonen, ebenfo wie die universitas 
personarum, der Staat und andre Gemeinmwefen. Wie bei diefen aber eine Perföntichkeit, 
ein menſchliches Individuum nur fingirt wird, jo fommen wir bei der Stiftung ohne eine 
ſolche Fietion erft recht nicht aus, wo eine reale Berbandäperfon gar nicht eriftirt. Es iſt 
Vermögen vorhanden, dad niemandem gehört, das aber fo behandelt wird, ald wenn es einer 
Perjönlicdhfeit gehörte. Das B. G. B. giebt keine Definition der juriftifhen Perfon, zählt auch 

*) Bei der hervorragenden Bedeutung der meiften der in der Juriſtiſchen Gejell- 
ſchaft zu Leipzig gehaltenen Vorträge glauben wir im Intereſſe unferer Lefer zu handeln, 
wenn wir in fällen, wo der Herr Bortragende nicht felbft die Drudlegung unternimmt, 
wenigſtens einen kurzen Bericht über den Bortrag felbft und nad Befinden über die ſich 
daran anfchließende Debatte bringen. Unſer gefhägter Mitarbeiter, Herr Landrichter Dr. Lobe, 
hat die Güte gehabt, diefe Neferate zu übernehmen. Die Ned, 
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die verfchiedenen Arten der juriftiiden Perfonen nicht erſchöpfend auf. Insbeſondere ift ihm 
im Gegenfag zum erften Entwurf die Einteilung in personarum und bonorum universitates 
fremd. Diefer erfte Entwurf ließ die landesgeſetzlichen Beftimmungen über den Fiskus be- 
fliehen, fodaß dann z. B. der Reichsfiskus feine reichsrechtliche Eriftenz gehabt hätte, — 

Zur Entftehung der Stiftung bedarf es der ftaatlihen Genehmigung, abweichend 
vom 1. Entwurf. Das tft nur zu billigen, denn die Stiftung ift ein Rechtsgeſchäft eigener 
Art: durch fie fol Vermögen feiner grundfäglihen Beftimmung entfremdet und für einen be: 
ftimmten Zweck feftgelegt, für die Zukunft dienftbar gemacht werben. Das aber kann nicht 
für jeden beliebigen Zwed, fondern nur für den, der es befonders verdient, zugeftanden 
werben. Eine abftrakie Beftimmung foldher Zwecke ift aber unmöglich, deshalb muß von 
Fall zu Fall geprüft werdey. Die ftaatlihe Genehmigung ift Bedingung für die Entftehung 
der Stiftung, die erfolgt dur dad Stiftungsgeſchäft. 

Ueber den Inhalt des Stiftungsgeſchäfts fagt dad B.G.G. nichts, er ift aber ge 
geben dur den Xegriff der Stiftung. Tie Stiftung ift die Begründung einer eigenen 
juriftifden Perſönlichkeit mit der Bezeichnung eines beftimmten Zweckes und der Schaffung 
der Möglichkeit, daß Vermögen ald eigened und beſonderes eriftiren und dem beftimmten 
Bmwede dienen kann. Hier entfteht die Frage, ob jhon vom Stifter überhaupt der Stiftung 
Bermögen zugewendet werben muß? $ 82 trifft hierüber keine Peftimmung, fondern ſpricht 
nur von dem Fall, daß die Stiftung Bermögen bat. Die bloße Bezeichnung eines beftimmten 
Zwecks reicht natürlich nicht aus, um eine Stiftung entftehen zu laffen. Es wird vielmehr 
erforderlich fein, daß ber Stifter fi darüber erklärt, wie zur Erreihung des gemwollten 
Zweckes die nothwendigen Mittel befchafft werden follen. Aber es ift wohl möglich, daß auch 
auf andere Weife ald dur unmittelbare Zuwendung von Vermögen dafür gejorgt werde. 
&o z. B. bei der Stiftung für einen mwohlthätigen Zweck durch die Beftimmung, daß jährlich 
Kolletten ftattfinden follen, oder Schauftellungen u. f. w. Hiermit weift der Stifter der 
Stiftung Einnahmequellen zu, ohne fofort eigenes Bermögen der Stiftung zu gewähren, 
Wenn das nicht zuläffig wäre, müßte dann auch eine beftimmte Höhe bed Vermögens er: 
fordert werben 

Die Bollziehung bed Stiftungsgefhäftd unter Lebenden erfordert eine beftimmte Form. 
Die Stiftung von Todeöwegen ift hiervon ſowohl nad Inhalt als Form zu unterjheiden. 
Während der 1. und 2, Entwurf gerichtliche oder notarielle Form verlangte, ift auf Antrag 
des Neichdtagd nur noch Schriftliche Form fchlehthin erforderlih. Damit aber, daß die 
Stiftungserflärung blos zu Papier gebradt und nocd nicht abgejendet worden ift, ift das 
Stiftungdgefhäft noch nicht vollzogen worden. Alſo fanı man aus der fchriftlihen Form 
allein noch nicht erjehen, ob das Rechtsgeſchäft vollzogen ift. Deshalb war dad Grforder: 
niß der Erklärung vor Gericht oder Notar vorzuziehen. Vollzogen wird vielmehr das 
Stiftungdgefchäft erft durch die Erflärung an die Behörde, fie jolle zu dem Stiftungsgefchäft 
ihre Genehmigung ertheilen. Ohne ſolches Nahfuhen durch den Stifter um Genehmigung 
fann die Behörde überhaupt nicht thätig werben, 

Auch nad erfolgtem Nahfuhen um Genehmigung kann der Stifter, fofern die Ge— 
nehmigung noch nicht ertheilt ift, die Stiftungserflärung widerrufen. In welder Form 
diefer Widerruf erfolgen fol, ift nicht gejagt. Eines Widerrufs bedarf ed überhaupt nicht, 
wenn der Stifter der Behörde die Ermächtigung zur Genehmigung noch gar nicht ertheilt, 
um dieſe Genehmigung nod gar nicht nachgeſucht hat. Denn bis dahin ift das Stiftungs: 
geihäft überhaupt noch nicht vollzogen. Iſt es aber durch dieje Ermächtigung an die Ber 
hörde vollzogen worden , jo muß auch der Widerruf dieſer Behörde gegenüber erllärt 
werben, 

Die Stiftungserklärung kann ohne jeden Grund willkürlich widerrufen werden, auch 
wenn der Stifter bei der Errichtung den Willen fund gegeben hatte, daß fie unwiderruflich 
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fein ſolle Auch wenn ſich mehrere zufammengethan haben, um gemeinfam eine Stiftung ju 
errichten, kann demungeachtet der Cinzelne einfeitig zurüdtreten und ſeinerſeits die Stiftung 
widerrufen. 

Hinfichtlich des Widerrufs durch den Erben gilt Folgendes: 

Hat der Erbe die Stiftungsurfunde in den Papieren bed Erblafjerd gefunden, fo ber 
darf ed zunächſt überhaupt keines Widerrufs, fofern die Behörde noch nit um ihre Ge 
nehmigung erfucht worden ift. Dagegen kann der Erbe nun feinerfeit? um die Genehmigung 
nachſuchen. Hiermit trifft er dann eigentlich erft die Entſcheidung, die ber Erblafier, ber 
Stifter, noch nicht getroffen Hatte. 

Hat der Erblaffer bereit? um die Genehmigung bei der Behörde nachgeſucht, jo fann 
der Erbe nur dann noch widerrufen, wenn fein Widerruf fpäteftens zugleich mit dem Gefud 
des Grblafjerd um Genehmigung ber Behörde zugeht. 

Ausgefhloffen ift der Widerruf dur den Erben nur im Falle von $ 81. Eigen— 
tümlicher Weife ift diefelbe Wirkung der Betrauung einer andern Perfon, ald eines Notare 
oder des Gerichts, nicht zugemiefen. 

Ueber die frage, ob der Bormund eines geiſteskrank gewordenen Stifters die Stiftung® 
erflärung widerrufen Tann — falld ein Widerruf überhaupt noch möglich ift — fagt das 
GB. nichts. — 

Die Stiftung befteht in der Zumwendung einer Forderung gegen ben Stifter. Der 
Stifter wird ſchuldig, die Stiflungsſachen zu befhaffen. Dies bleibt er auch, wenn er eima 
nod) vor der Genehmigung durch die Behörde die Stiftungsfachen veräußert hätte. Diefe 
Beräußerung kann nicht ald ein durch concludente Handlung erflärter Widerruf angefehen 
werden, Der Stifter hätte dann die Stiftung der Behörde gegenüber widerrufen müſſen 
durfte aber nicht in Widerſpruch mit ber Stiftung handeln. 

In $ 84 wird die frage entfhieden, ob die Stiftung, die erft letztwillig begründet 
wird, zum Erben eingefegt werben Tann. Sie wirb hierbei wie ein nasciturus angejehen. 

In 885 und $ 86 fchlägt der Gefehgeber bie Stiftung und Vereine über einen Yeiften 
und fpricht, wie jedenfall bisher nicht üblich war, auch bei der Stiftung ftatt von der Ber* 
waltung von der Verfaffung. 

$ 87 behandelt die Aufhebung der Stiftung. Der Wegfall des Zwecks der Stiftung 
bewirkt nicht ipso iure Aufhebung der Stiftung, fondern giebt nur einen Grund dafür, daß 
die Aufhebung dur die Behörde erfolgen kann, Indem das Geſetz aber aud der Behörde 
die Ummwandlung der Stiftung in eine andere geftattet und babei nur inftructionell 
vorfchreibt, daß die Abficht des Stifterd thunlichft zu berüdfichtigen fei, giebt e8 der Behörde 
eine weite Vollmacht und es kann unter Umftänden dadurch verhindert werden, daß die Bor- 
ichrift in $ 88 Anwendung leidet und das Bermögen an die in ber Berfaffung beftimmten 
Perfonen gelangt. — 

Bei der nachfolgenden Debatte war man ſich darüber einig, daß bie frage, ob eine 
Ummandlung der Stiftung nah $ 87 vorzunehmen fei, öffentlihen Rechtens und in das 
Ermefjen der hierzu berechtigten Behörde geftelt, der richterlichen Nahprüfung alfo ent 
zogen fei. 

Umjftritten wurde dagegen die Frage, ob das Stiftungsgeſchäft nicht thatſächlich ſchon 
mit der bloßen Niederfchrift, der Anfertigung der Stiftungsurfunde perfelt geworden jei, 
oder ob nicht mwenigftens jedwelche Kundgebung des Stiftungsmwillend nad außen genüge, 
ohne daß es der Nahfuhung der behördlihen Genehmigung bedürfe, ferner, ob und wann 
der Vormund widerrufen könne. Hierbei wurde namentlid darauf bingemwiefen, daß oft bie 
Grridtung einer Stiftung der ausſchlaggebende Beweis einer Verſchwendungsſucht fei und 
dan nur deshalb die Entmündigung erfolge, um die Stiftungserflärung widerrufen zu 
fönnen. Zandrichter Dr. Lobe in Leipzig. 
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Abhandlungen. 


Wird unter der Herrihaft des Bürgerlihen Geſetzbuchs für d. D. N. die 

Prozeßvollmacht zur Vornahme und Entgegennahme der Aufrehnung 

und anderer einjeitiger Willenserklärungen, die dem anderen Theile ge- 

nenüber abzugeben find, ermächtigen? Bedarf diefe Frage der Regelung 
in der Givilprogekordnung? 


Vom Reichsgerichtsrath Förtſch in Yeipzig. 


Daß die Prozeßvollmacht zur Vorbringung der Einrede der Kompenſation 
ermächtigt, iſt bisher bei den Gerichten des gemeinen, preußiſchen und franzöſiſchen 
Rechtsgebiets nicht bezweifelt worden, denn das Vorbringen von Einreden ift eine 
Prozeßhandlung im Sinne der 88 77 flg. der C.P.O. und die Kompenſations— 
einrede ift eine wirkliche Einrede. Unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Gejeß- 
buchs wird e8 aber eine Einrede der Kompenſation im bisherigen Sinne nicht 
mehr geben, der beflagte Schuldner, welder zugleid Gläubiger des Klägers ift, 
wird nur die Einrede haben, daß er aufgeredhnet habe. Das Vorbringen diejer 
legteren Einrede ift nun zwar aud) eine Prozefhandlung im Sinne der genannten 
Paragraphen, und der Prozekbevollmädtigte wird darum jelbftverjtändlih zum 
Borbringen dieſer Einrede ermädtigt fein, es entjteht aber die Frage, ob ber 
Prozeßbevollmächtigte aud) ermächtigt fein wird, die Aufrehnung jelbft vorzunehmen, 
d. 5. jene Einrede zur Entftehung zu bringen, und weiter, ob der gegneriihe An— 
walt kraft feiner Prozeßvollmacht als derjenige anzufehen ift, dem gegenüber bie 
Aufrehnung erflärt werden darf. Wie diefe Fragen zu beantworten, follte m. E. 
bei Neuredaktion der C.P.O. Hlargeftellt werden, wie ji aus nachſtehender Be- 
trachtung ergeben wird. 

Die Aufrehnung gefdieht nad) dem B.G.B. ($ 388) durch eine Erklärung 
gegenüber dem anderen Theile. Hierdurch werden folgende Punkte flargeftellt: 
1. die Aufrehnung geihieht nicht ipso jure, 2. zur Geltendmahung der Auf 
rehnung ift nicht erforderlih, daß der eine Theil verklagt fei und fi im Wege 
der Einrede auf die Aufrehnung berufe; die Aufrehnung ift vielmehr 3. ein 
Rechtsgeſchäft, das ſofort durch jeine Vornahme wirft und jederzeit einjeitig wider 
den Willen des anderen Theil® vorgenommen werben fann, aud wenn fein Pro- 


zeß ſchwebt. Es kann dahin geftellt bleiben, in wie weit diefe Sätze bereits bis— 
Kıyiv für Blirgerl, Rest u. Progeh. VII. 28 
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her in den verschiedenen Medjtegebieten zur Geltung gelangt waren, jedenfalls ift 
ſowohl im gemeinen als im preußischen und franzöfiihen Redt von der Einrede 
der Kompenfation die Rede. Mit Nücdficht hierauf jagen die Motive zum I, Ent: 
wurf II S. 107: „Nur dadurd unterfheidet ſich der Entwurf zu einem 
Theile von der beftehenden Geſetzgebung, daß nit prozeſſualiſche 
Geltendmahung der Aufrehnung im Wege der Einrede erforderlid 
ift”. Ob alfo die Aufrehnung vor einem Prozejje oder während eines Prozefjes 
zwiſchen den Betheiligten geſchieht, ift für ihren rvedtlihen Charakter nad dem 
Bürgerliden Geſetzbuch durdaus gleihgültig; der Eduldner, von weldem der 
Gläubiger Zahlung begehrt, erwidert in jedem Falle (d. h. ob verflagt oder nid), 
daß er nicht mehr Schuldner fei, da er aufgeredjnet habe. „Die ompenfationslage 
erzeugt”, jo jagen die Motive weiter, „feine Einrede im materiellen Sinne, die 
vollzogene Kompenjation erzeugt, wie die Zahlung, die materielle Einwen- 
dung, daß der Gläubiger befriedigt ſei.“ Selbftverftändlih braudt zwiſchen der 
Aufrehnung felbft und der Geltendmahung der geihehenen Aufrechnung fein 
längerer Zwiſchenraum zu liegen, die erftere Tann der legteren vielmehr unmittelbar 
vorangehen. Die Zahlung wird nun Niemand als eine Prozeßhandlung anjehen 
wollen, wenn fie auch erſt nad) Erhebung der Klage geſchieht, und Niemand wird 
annehmen wollen, daß der Prozekbevollmädtigte des Beklagten durch die Prozefvoll- 
macht ermädjtigt jei, dem Kläger Zahlung zu leiften, und daß der Prozeßbevoll- 
mädhtigte des Klägers durd die Vollmacht ermächtigt jei, die Zahlung anzunehmen. 
Warum foll dies bei der Aufrehnung anders fein? denn der Umftand, daß die 
Zahlung der Annahme bedarf, die Aufrechnung nicht, ift hier ohne Bedeutung. 
Die Aufrehnung gehört zu den Willenserflärungen, welche „gegenüber 
einem Andern abgegeben werden müfjen“, fie fteht aljo auf gleider Linie mit dem 
Rücktritt vom Vertrage ($ 349), der Anfehtung einer Willenserklärung ($ 143), 
dem Wiederfauf ($ 497), dem Vorkauf ($ 505), dem Widerruf von Schen- 
fungen ($ 531) und anderen. Für alle diefe Willenserflärungen (einfeitige Rechts— 
geſchäfte) ftellen die $$ 130—132, 164 Abſ. 3, 174, 180 Satz 2, 3 befondere 
Vorſchriften auf, aus denen hervorgehoben fei, daß die in Abwejenheit des Anderen 
abgegebene Willenserklärung erft in dem Zeitpunft wirkſam wird, in weldem fie ihm 
zugeht, daß die dem Vertreter des Andern als joldem gegenüber abgegebene Er- 
Härung unmittelbar fir und gegen den Vertretenen wirkt, daß die von einem Der 
vollmädtigten abgegebene Erklärung unwirkſam ift, wenn der Bevollmädtigte die 
Vollmahtsurfunde nicht vorlegt und der (von der Bevollmächtigten nidt benad)- 
richtigte) Andre aus diefem Grunde das Rechtsgeſchäft zurücweift, und daß, wenn 
derartige Rechtsgeſchäfte mit Wiffen des andern Theils ohne Vertretungsmadt 
borgenommen oder entgegengenommen werden, bezüglid der Genehmigung und 
des Widerrufs die Regeln von Berträgen Anwendung finden. Die Aufrehnung 
madt in allen diefen Beziehungen feine Ausnahme. Verſetzen wir und nun in 
einen Medhtöftreit, der in perjünlicher Anweſenheit der Parteien vor dem Amts: 
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gericht verhandelt wird. Hier wird e8 jedem Theile freiftehen, in dem Termine 
jelbjt dem Gegner gegenüber Erflärungen der vorgedadhten Art, die er bor 
dem Prozeffe oder außerhalb desjelben unterlaffen hat, abzugeben, aljo zu erklären, 
daß er aufrechne, vom Wertrage zurüctrete, den Vertrag anfechte u. j. w., und 
unmittelbar darauf fid) dem Richter gegenüber auf jene Erklärung zu berufen 
und auf fie die Einwendung zu gründen, daß er aufgeredhnet habe, den Rücktritt 
erklärt, angefodhten Habe. Wie aber im Anwaltsprozeffe? Sind die Anwälte er- 
mädtigt, folde Erklärungen abzugeben, beziehungsweije entgegenzunehmen? Und 
wenn fie diefe Vollmacht kraft der Prozeßvollmacht haben, künnen jene Erflärungen 
von ihnen nur in der mündlichen Verhandlung wirkſam erflärt werden oder aud) 
mündlich oder jhriftlih außerhalb des Prozeffes, oder auch durch Zuftellung eines 
die Erklärung enthaltenden Schriftſatzes? 

In den Motiven findet fi fein allgemeiner Ausiprud hierüber; don der 
Aufrehnung aber Heißt es S. 106: „diejes Recht“ (aufzurechnen) „verwirklicht 
er“ (nämlich jeder Theil) „dur die von ihm im Prozejje oder außerpro> 
zejfualifd dem andern Theile gegenüber abgegebene Willenserklärung, daß er 
feine Forderung gegen diejenige des Anderen aufrechne“. Die Worte „im Pro- 
zejfe” könnten an fi im Sinne von „während der Dauer eines Prozeſſes“ ver- 
ftanden werden, ſodaß eine Aufrehnung, die von dem Bellagten dem Kläger münd- 
(ih oder jriftlih durd einen Privataft erklärt würde, aud) darunter fiele; der 
Gegenſatz „außerprozeſſualiſch“ ergiebt aber, daß „im Prozeffe" hier gleichbedeutend 
ift mit „durd eine Prozefhandlung“. In demjelben Sinne feinen die Worte 
„im Prozeſſe“ aud in 8 209 Abi. 2 Nr. 3 gebraudt zu fein, nad) weldem 
durch Geltendmahung der Aufrechnung des Anſpruchs im Prozefje die Verjährung 
dieſes Anſpruchs unterbroden werden ſoll. Darnad) würde man annehmen 
müffen, daß nad) den Motiven die Aufrechnung felbft (nicht blos das Vorbringen 
der geihehenen Aufrehnung) als Gegenftand einer Prozefhandlung gedadt 
ift, woraus folgen würde, daß die Vollmacht des Prozeßbevollmächtigten auch die 
Ermädtigung zur Erflärung der Aufrehnung gegenüber dem andern Theile 
begreift, und ebenfo, daß der andere Theil hierbei durd) feinen Prozeßbevoll- 
mädhtigten vertreten wird. Die gleiche Folgerung würde man aber aud bezüglich 
der anderen einfeitigen Willenserflärungen, welde einem andern gegenüber ab» 
gegeben werden müfjen, insbejondere des Nücktritts, der Anfechtung, des Wider 
rufs, ziehen müſſen. Das Sächſiſche Bürgerliche Geſetzbuch drückt fid) in $ 992 
wie folgt aus: „die Aufrechnung findet ftatt, wen der eine Gläubiger dem andern 
gegenüber gerichtlich oder außergerichtlich erklärt, daß er aufrechnen will“, Hier 
Iheint die gerichtliche Aufrehnungserflärung in der That als Prozefhandlung 
Klar gedacht und bezeichnet zu fein, was ſich durd ein bewußtes oder unbewußtes 
Anſchließen an die bisherige Kompenfationseinrede erflären ließe. Das Bürger 
liche Geſetzbuch für das deutjche Neid, enthält ſich aber einer derartigen Ausdruds- 
weife und es muß höchſt zweifelhaft erſcheinen, ob alle jene einfeitigen Willens» 
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erflärungen, welche doch nicht unmittelbar den Prozeß, jondern zunächſt das Rechts— 
verhältnig geftalten, alſo nicht jelbjt Einreden find, jondern nur die Voraus— 
jegungen zu folden jhaffen, unter den Begriff dev Prozekhandlungen gebradt 
werden dürfen, oder ob wenigjtens für die Aufrehnung in diefer Beziehung etwas 
Bejondres gelten fol. Müßte aber angenommen werden, der Gejeßgeber jei bei 
Redaktion des B.G. B.'s davon ausgegangen, daß jene Willenserflärungen als 
Prozefhandlungen gejchehen können, jo würde im einzelnen Falle die Erklärung 
diefe Eigenſchaft jedenfall® nur haben, jofern fie einen Theil des mündlichen Bor- 
bringens bildet, woraus folgen würde, daß die Aufrehnung, der Rücktritt, die 
Anfehtung u. j. w., wenn fie durd den Prozeßbevollmächtigten als ſolchen ge- 
ihehen follen, nur in dev mündliden Verhandlung gefchehen könnten. Die 
Legitimation des Prozeßbevollmächtigten des andern Theils zur Entgegennahme 
der Erklärung folgte dann einfad) aus der Yegitimation desjelben zur Entgegen- 
nahme jonftigen Vorbringens, Hieraus würde weiter folgen, daß die Erklärungen 
in den zugeftellten EC chriftfägen nur die Anfündigung enthielten, der Zuftellende 
werde in der mündlichen Verhandlung aufrechnen, anfechten, zurüdtreten und da— 
raus Rechte ableiten, wie auch im übrigen die Schriftſätze nur das ankündigen, 
was in der mündliden Verhandlung vorgebradt werden joll. Selbftverjtändlid 
müßte e8 den prozekführenden Parteien, wenn fie aus irgend einem Grunde, z. B. 
um die Frift der Anfehtung ($ 124 Abi. 1) zu wahren, ihre Erklärung ſchon 
vor der mündliden Verhandlung wirkfam maden wollen, diefelbe perſönlich oder 
durd) einen bejonderen Bevollmächtigten, als welder natürlih aud der Prozeß— 
bevollmädgtigte beftellt werden kann, dem andern Theile perfönlid gegenüber ab- 
zugeben, wozu fie fid) ja der Hilfe des Gerichtsvollziehers bedienen können ($ 132). 

Ob dieje Folgerungen auf Grund der mitgetheilten Worte der Motive ge: 
zogen werden dürfen, erjheint mehr als zweifelhaft. Das Richtige dürfte fein, 
daß jene einfeitigen Rechtsgeſchäfte Prozeßhandlungen nicht find. Eine andere Frage 
aber ift, ob es nit zwedmäßig wäre, die Prozekbevollmädtigten zur Vornahme 
und Entgegennahme derjelben oder wenigjtens einzelner davon im Prozeßgeſetze zu er: 
mächtigen. Bejaht man dieſe Frage, jo dürfte weiter auch Har zu ftellen jein, 
daß die Prozepbevollmädtigten zur Vornahme und Entgegennahine folder Erklä— 
rungen aud vor und außerhalb der mündlichen Verhandlung ermädtigt fein follen, 
d. 5. es wäre nicht zu beftimmen, daß die Abgabe und Entgegennahme jener Er: 
klärungen unter den Begriff der Prozeghandlungen falle, jondern daß die Prozeß— 
bevollmädtigten (außer zu Prozeßhandlungen) aud zur Vornahme und Entgegen: 
nahme jener einfeitigen Rechtsgeſchäfte ermächtigt find, 

Geſchieht geſetzgeberiſch in dieſer Beziehung nichts, jo wird unter der Her- 
haft des Bürgerlichen Geſetzbuchs, jo lange ſich nicht eine feſte Rechtſprechung 
herausgebildet hat, der vorfihtige Anwalt gut thun, einmal ſich ausdrüdlid zur 
Bornahme jener einjeitigen Rechtsgeſchäfte oder wenigftens einzelner 5. B. der 
Aufrehnung, des Rücktritts in der Prozeßvollmaht ermächtigen zu laffen und 
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ferner dafür zu jorgen, daß die Erflärung, durch welche er oder feine Partei das 
Rehtsgeihäft vornimmt, vor der mündlichen Verhandlung der Gegenpartei zu 
eigenen Händen förrnilich zugeftellt werde, 


Das Nichterſcheinen einer Partei oder beider Parteien im Termine zur 


Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht. 
Von Landrichter Juſt in Freiberg. 


Ueber die Frage, wie zu verfahren fei, wenn in dem zur Beweisaufnahme 
vor dem Prozeßgeridht beftimmten Termine eine der Parteien oder beide ausbleiben, 
herrſcht in der Wiffenihaft und Rechtſprechung auf dem Gebiete der Reichscivil— 
prozeßordnung von Anfang an und nod gegenwärtig Streit. Sieht man von 
dem unter befonderer Regelung ftehenden — im Folgenden nicht mit behandelten 
— Fall der Verſäumniß im Schwörungstermine ab ($ 430 der C. P.O.), fo 
fommen im weſentlichen die VBorfhriften der 88 332 Abſ. 1, 333 und 335 Ab. 1 
der C.P.O. in Betradt, auf deren Wortlaut hier zu verweilen ift. 

Die Ausleger diefer Vorjhriften laffen fi in drei Gruppen ſcheiden. Die 
erfte Gruppe — Endemann, ?) Fifher, ?) Brettner ®) — bezieht die 88 332 
und 333 nur auf das Verfahren vor dem beauftragten und erſuchten Richter. 
Sie gelangt zu dem Ergebnif, daß das Prozeßgericht nicht verpflichtet fei, den von 
ihm erlaffenen Beweisbeihluß ohne gleichzeitige Anweſenheit beider Streittheile zu 
erledigen, daß es vielmehr frei ermefien könne, ob es ftatt deffen unter Ausſetzung 
der Beweisaufnahme im Falle des Nichtericheinens beider Parteien das Verfahren 
ſogleich als ruhend betrachten und im Falle des Ausbleibens nur der einen Partei 
dem Berjäummißantrage der anderen ohne weiteres fügen wolle. Die zweite und 
dritte Gruppe befämpfen gemeinfam diefe Auffaffung, indem fie die 8$ 332 und 
333 aud auf das Verfahren vor dem Prozeßgericht für anwendbar erachten. Da— 
gegen befteht unter ihnen im anderer Beziehung Streit. Die zweite Gruppe — 
v. Wilmomsfi und Levy t), Barfhaufen®) — ift nämlich der Meinung, die 
Beweisaufnahme fei bei nicht gleichzeitiger Anwejenheit beider Parteien vom Prozeß— 
gericht nur infoweit zu bewirken, als dies nad) Lage der Sade in dem ber 
treffenden Termine geihehen könne; fobald fid ein Hinderniß einftelle, trete 
unter allen Umftänden die mündliche Verhandlung wieder in ihr Recht, dergeftalt 


) Bufh’s Zeitſchr. für Civilprozeß Bd. 4 ©. 191 fig. 
2) Gruchot, Bd. 24 ©. 889 fig. 

»), Bödifer’8 Magazin, Bb. 1 ©. 381 flg. 

*) Kommentar zu $$ 332, 338, 335, 

5) Grudot, Bd. 27 ©. 808 fig. 
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daß im Falle der Nichtanweſenheit beider Streittheile das Verfahren ruhe, im 
Falle des Ausbleibens nur einer Bartei das Berfäumnißverfahren Plaß greife. 
Die dritte Gruppe — Wad ®), Troll ?), Birkmeyer ®), Saupp ®), Seuffert !9), 
NReinde!?) — hält dagegen das Prozeßgerit in dem Falle, daß der Beweis: 
beſchluß im erften Termine nicht oder nicht vollftändig erledigt werden fann, für 
verpflichtet, ungeadhtet der Nichtanweſenheit der Parteien oder etwaiger Verſäumniß— 
anträge zunächſt dev Vorſchrift in $ 333 nachzugehen. 

Den erften Anftoß zu dem Zweifel, ob die $$ 332 und 333 nur auf das 
Verfahren vor dem beauftragten oder erſuchten Richter Anwendung zu finden 
hätten, jheint die Bemerfung der Motive 1?) gegeben zu haben: 

„Die 88 316—325 (326—335 des Gefeßes), von denen die $$ 316—324 
(326— 334 des Gefehes) Vorjhriften über die Beweisaufnahme durch einen 
beauftragten bezw. erſuchten Richter und im Auslande enthalten... ." 

Schon in der Juſtizkommiſſion des Reichstags äußerte aber der Regierungs— 
fommiffar von Amsberg: 

Der erfte Abjah des $ 322 (— 332 der C.P.O.) betreffe auch den Fall 
der Beweisaufnahme vor dem Prozefgeridt. Er bezwede, den Zeugen und 
Sachverſtändigen eine unnöthige Wiederholung des Weges zum Gericht zu er— 
jparen .... Aus Nüglichkeitsgründen fei, felbft wenn Kontumazialanträge 
geftellt würden, die Erhebung des Beweijes rathſam; allerdings ſei der praktiſche 
Werth derjelben dadurd bedingt, daß Einſpruch erhoben werde, 

Dem fügte der Abgeordnete Strudmann Hinzu: 

Die Vorſchrift rechtfertige fi durd die Erwägung, daß die anfänglid) 
ausbleibende Bartei möglicherweiſe nod während oder nad der Beweisauf— 
nahme, aber noch vor der fih daran anfnüpfenden Verhandlung, alſo recht— 
zeitig erſcheinen könne, 19) 

Auch das Reichsgericht hat fi bereits in einer Entſcheidung vom 20. März 
1880 ?4) gegen die Auffaffung der Motive ausgejproden, weil der Wortlaut des 
$ 332 zu folder einfhränfenden Auslegung feinen Anhalt gebe und die Be: 
ftimmung „aus inneren Gründen“ aud für die Beweisaufnahme vor dem Prozeß: 
gericht nit wohl zu entbehren ſei. 

Diefe Entſcheidung unterzieft Endemann einer längeren Kritik. Er geht 
von der Entſtehungsgeſchichte des $ 332 aus und weift zunächſt darauf Hin, daß 
fih eine dem $ 332 Abſ. 1 völlig entſprechende Beitimmung ſchon im Nord» 





6) Borträge ©. 128, 

) Berfäumnißurtheil ©. 18. 

9) Rechtsfälle ©. 49. 

®) 1) 21) Kommentare (bei Seuffert 7. Aufl.) zu 83 832 Abf. 1, 883, 385 Abi. 1. 
i2) Hahn, Materialien, S. 306. 

12) Hahn, Materialien, S. 624. 

14) Entfheidungen in Eivilfadhen, Bd. 1. ©. 288 fig. 
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deutihen Entwurf befunden habe. Bei deren Berathung habe die Kommiffion 
allerdings beidlojfen, daß fie auf das Verfahren vor dem Prozeigeriht Anwendung 
finden ſolle. Schließlich ſei aber dieſer Beſchluß nit zur Ausführung gelangt, 
weil weder der Wortlaut des 8, noch deſſen Stellung zwiſchen Vorſchriften über 
die im Wege der Requifition ftattfindende Beweisaufnahme geändert worden jei. 
Diefelbe Stellung habe die gleiche Vorſchrift dann aud in allen jpäteren En. 
würfen beibehalten. — Weiter macht Endemann darauf aufmerkjam, wie mißlich 
e8 jei, die Protofolle der Norddeutſchen Kommiſſion zur Erklärung der C. P.O. 
zu verwerthen, denn die Struftur des Verfahrens nad) dem Norddeutſchen Ent 
wurfe jei eine ganz andere al8 die der C.P.O. Jener beruhe nod) auf der 
Eventualmarime: Die Sammlung des gefammten Streitftoffes finde vor der Be— 
mweisaufnahme ftatt; auf diefe aber und im loſen Zufammenhang mit ihr folge 
nur no eine Schlußverhandlung, beftimmt zur Beſprechung der Beweisergeb— 
niffe, jowie zur näheren Ausführung der thatfählihen Behauptungen innerhalb 
des durch die frühere Hauptverhandlung gegebenen Rahmens. Die C. P.O. habe 
dagegen die Eventualmarime völlig über Bord geworfen und fenne feine Be: 
Ihränfung der Schlußverhandlung; vielmehr ſchiebe fi die Beweisaufnahme nur 
wie ein Zwiſchenverfahren in den Verlauf der mündliden Berhandlung hinein. 
Infolgedefjen jeien denn aud alle Bejtimmungen des Norddeutihen Entwurfs 
über die Verſäumniß der Parteien an der Schlußverhandlung aus den fpäteren 
Entwürfen und aus der C.P.O. verihwunden. „Innere Gründe‘ für die Nuss 
dehnung des $ 332 auf die Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht feien nicht 
zu entdeden. Die aus dev wiederholten Beläftigung der Zeugen und Sachver— 
ftändigen entlehnten Zwedmäßigfeitsgründe aber ſchlügen nicht durch, weil fie vor- 
ausjeßten, daß gegen das erſt nad) der Beweisaufnahme ergebende Verſäumniß— 
urtheil Einſpruch erhoben werde, was dod völlig ungewiß jei. 

Die Ausführungen Endemanns vermögen indejjen nicht zu überzeugen. Bei— 
ftimmen fann man ihm nur darin, daß die Verwendung der Gejeßesvorarbeiten 
zur Auslegung des Gejeßes bejonders dann große Vorſicht erheifcht, wenn die ver 
ſchiedenen Entwürfe, die einander gefolgt find, von ganz verjdiedenen Grund- 
gedanken ausgehen, wie dies bei den vielfahen Entwürfen zur C.P.O. der Fall 
iſt. Richtig ift ferner, daß die Vorarbeiten nicht iiber das Geſetz ſelbſt zu ftellen 
find. Gleichwohl jdeint deren Studium Endemanns Blick getrübt zu haben. 

Wie bejonders Troll!’) ausführt, beziehen fih nur die 88 326—331 
ausihlieglih auf das Verfahren vor dem beauftragten oder erfuchten Nichter und 
im Ausland; die 88 332 und 333 aber behandeln ſowohl die Beweisaufnahme 
vor dem beauftragten und erſuchten Richter als aud vor dem Prozeßgericht. Die 
Ss 334 und 335 endlich regeln lediglich das Verfahren des Prozeßgerichts. 
Allerdings Hätte 8 334 ebenfogut in S 329 oder hinter diefem $ feinen Platz 


5) Verfäumnißurtheil S. 19. 
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finden fönnen; allein auch feine jeßige Stellung ift geredtfertigt, weil er für eine 
Entſchließung des Prozeßgerichts maßgebend ift, die erft nad Erledigung der im 
Auslande erfolgten Beweiserhebung gefaßt werden fann. 

Ohne die oben wiedergegebene Bemerkung der Motive würde aud kaum 
Jemand auf den Gedanken gekommen fein, die SH 332 —333 nur von der Be— 
weisaufnahme vor dem beauftragten und erſuchten Richter zu verftehen. Denn 
während die 88 326—331 und 334—355 jedesmal ausdrüdlidh angeben, ob fie 
von dieſer oder jener Art der Beweisaufnahme reden, jpredhen die 88 332—333 
von der Beweisaufnahme ſchlechthin. Dem gegenüber kann auf die Motive, da 
fie mit dem Geſetz in Widerſpruch ftehen, feine Rücjiht genommen werden, aud) 
wenn fie nicht infoweit in der Juſtizkommiſſion des Reichstags vom Regierungs— 
tifche aus gewiffermaßen widerrufen worden wären, 

Uebrigens fehlt es aud nidt an den von Endemann bermißten — dom 
Reichsgericht allerdings nit näher angegebenen — „inneren Gründen‘ fir die 
Annahme, daß die 88 332—333 aud) auf das Verfahren vor dem Prozefgeridt 
zu beziehen fein. Nah dem Syfteme der C.P.O. ift die Beweisaufnahme 
„Richterakt, nit Parteiakt“.!%) Demgemäß ift die Anwejenheit der Parteien bei 
der Beweisaufnahme nicht vorgeſchrieben, fondern es ift ihnen nur „‚geftattet, der 
Beweisaufnahme beizuwohnen‘ ($ 322). 77) Da aber diefe Beftimmung ebenfo- 
wohl von der Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht ald von der vor dem be— 
auftragten und erſuchten Richter gilt, jo ift e8 vom Standpunkt des Gejehgebers 
aus nur zu billigen, wenn er aud dem Prozeßgericht die Pflicht auferlegt, die 
Beweisaufnahme in Abweſenheit einer Partei oder beider Parteien injoweit zu be 
wirken, als dies nad) Rage der Sache geihehen kann. 

Es ift demnach faum zu verwundern, dak Endemann mit feiner Anficht 
ziemlich vereinzelt dafteht. Bon feinen beiden Barteigenoffen bekennt fih Brettner 
in allen Punkten zu Endemanns Argumentation, die er für völlig überzeugend 
hält, während Fiſcher — anjdeinend unabhängig von Endemann — zu dem 
gleihen Ergebniß mit etwas abweichender Begründung gelangt. Er ſucht zwar 
zunächſt in ähnlicher Weife, wie Endemann, die Entftehungsgefhichte der SS 332 
und 333 für feine Anſicht zu verwerthen, ftüßt fi aber jodann darauf, daß das 
Prozeßgeriht an den Beweisbeihluß als eine jederzeit von Amtswegen abänder- 
liche prozeßleitende Verfügung nicht gebunden ſei, das Geſetz aber nicht beabſichtigt 
haben fönne, dem freien Ermeffen des Prozekgerihts in der Richtung Schranken 
zu jeßen, ob es fi im einzelnen Falle empfehle, die Beweisaufnahme in Abweſen— 
heit einer oder beider Parteien vorzunehmen oder nit. Seiner Anſicht nad) würde 
aljo das Prozeßgericht verftändigerweife den Beweisbeſchluß nur dann erledigen, 


10) Wach, Vorträge S. 122. (S. 158 der zweiten Aufl.) 
7) Wetzzell, Syftem des ordentl. Givilprogefjed 3. Aufl. S. 548: „Bloß geftattet, 
nicht befohlen wird einer Partei, zu erſcheinen, wenn fie zu handeln nicht veranlaßt iſt.“ 
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wenn e8 Grund zu der Annahme hätte, daß der Prozeß weder durch Berfäumniß- 
urtheil endgiltig feine Erledigung finden würde, nod auf unabjehbare Zeit zum 
Ruben käme. 

Allein wenn man auch Fifher zugeben müßte, daß das Prozeßgericht ohne 
mündlihe Verhandlung mit beiden Parteien feinen Beweisbeſchluß wiederaufheben 
fönne, fo dirften doch jedenfall die von Fiſcher angedeuteten Erwägungen den 
Prozeßrichter nicht dazu beftimmen, von den einmal beſchloſſenen Beweiserhebungen 
abzufehen. Er fann nie mit Sicherheit vorausfagen, wie fid) die Sadje nad) dem 
Abſchluß der Beweiserhebung geftalten wird. Die bei Terminsbeginn fehlenden 
Parteien können nachträglich erſcheinen und verhandeln; ebenjo wie die Möglich— 
feit gegeben ift, daß fid) die erjchienenen Parteien oder eine derjelben vor Be: 
ginn der mündlichen Verhandlung entfernen oder nit verhandeln. Die Beweis: 
aufnahme kann fi aljo ſchließlich auch in ſolchen Fällen als überflüffig heraus: 
ftellen, wo fie in Anweſenheit beider Parteien vor ſich gegangen ift. Vedenfalls 
aber ftehen den Zwedmäßigfeitsgründen Fiſchers andere, ſchwerer wiegende Zweck— 
mäßigfeitögründe entgegen. Da niemal® die Möglichkeit ausgeſchloſſen ift, daß 
die angeordneten Beweiserhebungen künftig von Bedeutung werden, fo gebietet die 
Rüdfihtnahme auf den möglichen Verluft der Beweismittel auf die mögliche Ber 
minderung ihrer Beweisfraft, auf Kofteneriparniß und auf Vermeidung doppelter 
Beläftigung der vorgeladenen Ausfunftsperfonen dringend die Erhebung der be 
reiten Beweiſe aud in dem Falle, daß eine der Parteien oder beide zum Termine 
nicht erjcheinen, 

Selbſtverſtändlich fünnen aber die Parteien die Aufhebung des Beweister— 
mines vereinbaren und dies dem Prozeßgericht anzeigen ($ 205). Dann wird 
der Termin nicht abgehalten und die Beweisaufnahme unterbleibt. 

Nah alledem darf nicht bezweifelt werden, daß die 88 332 und 333 auf 
das Berfahren vor dem Prozeßgerit Anwendung finden. 1°) Damit fallen die 
Schluffolgerungen, die Endemann, Fiſcher und Brettner auf ihre gegentheilige An: 
fit gründen, in fi) zufammen, 

Um nun die Wirkungen beurtheilen zu können, die von den 88 332 Abſ. 1 
und 333 auf das Verfahren vor dem Prozefgeriht ausgeübt werden, bedarf es 
zunädjft einer genaueren Betrachtung der grundlegenden Beſtimmung des $ 335 
Abi. 1. Die Faffıng diefes Abf. 1 hat zu mannichfachen Streitfragen Anlaß ges 
geben. Aus dem Relativfaß „in welchem die Beweisaufnahme ftattfindet* Hat 
man vereinzelt zu folgern gejud)t, daß der Termin zur Beweisaufnahme vor dem 
Prozeßgericht den Charakter eines Termins zur mündlichen Verhandlung nur unter 
der Bedingung annehme, daß darin zuvor die Beweisaufnahme wirklich jtattge- 


18) So außer den bereit3 oben bafür benannten Schriftftelern auch die Kommentare 
von Strudmann und Koh und von Bucelt; ferner Meves, die Civilprogeßorbnung 
1881 S. 225, Fitting, der Reichscivilprozeß, 8. Aufl, S._879, 380, 
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funden habe. !”) Mit Hecht wird diefe Auslegung allgemein verworfen. ?°%) Sie 
verftößt gegen die grammatiſche Regel, daß Relativfähe, fofern nit aus dem fie 
umgebenden Saßgefüge etwas anderes hervorgeht, nur die Bedeutung einer Um: 
Ihreibung des Hauptwortes haben, an das fie fi anknüpfen. Hier liegt nicht 
der geringfte Anlaß vor, den Relativjag „in welchem die Beweisaufnahme ftatt: 
findet” anders als im Sinne einer Umſchreibung zu verftehen. Eher künnte man 
auf den erjten Blick verfudt fein, den Vorderfaß „Erfolgt die Beweisaufnahme 
vor dem Prozeßgericht“ dahin auszulegen, daß die im Nadja über die Fort: 
fegung der mündlihen Verhandlung getroffene Beitimmung nur unter der Bor: 
ausjegung Plab zu greifen habe, daß die Beweisaufnahme wirklid erfolgt jei. 
Allein die einfahe Gegenüberftellung des Abjages 1 mit Abſatz 2 widerlegt dieje 
Annahme. Abſ. 2 enthält die Vorſchrift darüber, wie e8 mit der Fortjegung der 
mündlihen Berhandlung zu halten fei, wenn der Beweisbeſchluß anordnet, daß 
die Beweisaufnahme vor einem beauftragten oder erjudten Richter ftatt- 
finden ſolle. Daraus ergiebt fih mit voller Deutlichkeit, daß der Ton in dem 
Vorderfage des Abſ. 1 nit auf „Erfolgt“ ſondern auf „Prozeßgericht“ zu legen 
ift. Abſ. 1 Hätte aljo ohne Veränderung feines Sinnes lauten können: „Der 
Termin zur Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht ift zugleid zur 
Fortſetzung der mündliden Verhandlung beſtimmt.“ Mithin ift der 
Termin Verhandlungstermin auch dann, wenn die Beweisaufnahme aus irgend 
einem redtfertigenden Grunde — wovon jpäter zu Handeln ift — unterbleibt, 
Einen Stein des Anftoßes hat ferner das Wörthen „zugleich“ gebildet. 
Die meiften und darunter die angejehenften Schriftiteller ſuchen fid) dagegen zu 
wehren, daß mit Rückſicht auf diejes Wörtchen der Termin don Aufruf der Sadıe 
an beides, Beweistermin und Berhandlungstermin fei.?') Und dennod) ijt der 
Kampf m. E. ein vergeblicher. $ 335 Abi. 1 fpridt, wie Troll?) ganz zus 
treffend bemerkt, nicht von zwei Terminen, von denen einer dem anderen nachzu— 
folgen habe, fondern von einem Termine mit zwei Zweckbeſtimmungen. Nicht der 
Termin, jondern der Gegenftand des Termins gliedert fi in die beiden Theile 
Beweisaufnahme und mündliche Verhandlung. Diefe Auffaffung entipridt aud) 
dem praftiihen Bedürfniß. Es kann ſich ſowohl vor als während der Beweis: 
aufnahme eine alsbaldige mündliche Verhandlung erforderli oder doch wünſchens— 
werth machen. Man denfe 5. B. daran, daß die Verhandlung, welde zum Erlafje 
des Beweisbeſchluſſes geführt hat, weit zurücliegt und das Prozeßgericht ſich des 
Berhandelten nit mehr deutlid) erinnert, oder daß das Prozefgeriht den Be— 


19) Hellmann, Lehrbuch, ©. 618. 

20) Siehe befonderd Troll, Verfäumnißurtheil S. 17. 

2) Wach, Vorträge S. 122; Meves, die C.P.O. S. 225; Pland, Lehrbud, 
Bd. 2 ©. 188; v. Wilmowski und Levy, Gaupp, Reinde, Kommentare zu $ 885 
Ab. 1; fiehe auh Entfheidungen des Reichsgerichts in Eivilf. Bd. 1 S. 233 flag. 

2) Berfäumnißurtheil S. 17 flo. 
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weisbeihluß aufheben oder abändern, oder daß es während der Beweisaufnahme 
aufflärende Fragen an die Parteien richten will. Nach der herrſchenden Meinung 
müßte das Prozefgeriht in allen folden Fällen — ftreng genommen — einen 
fürmliden Beſchluß dahin faffen, daß ungeachtet der Nichterledigung der Beweis: 
aufnahme in die mindlihe Verhandlung eingetreten werben ſolle, und diefer Be- 
ſchluß müßte — wiederum ftreng genommen — den Parteien zugeftellt werden, 
da der Termin zur Beweisaufnahme als folder nah SS 294, 281 der EP.OD. 
zur Verfündung von Gerichtsbeſchlüſſen nicht geeignet ift. Folgt man dagegen 
der Anfiht Trolls, die den Wortlaut des Geſetzes für ſich hat ?°), fo ift es ledig— 
fi eine Aufgabe der Prozefleitung, den Terminsftoff zwedmäßig auf die Termins— 
zeit zu vertheilen. Nur darf man nicht auf den Abweg gerathen, Beweisaufnahme 
und mündliche Verhandlung als einheitliches, untrennbares Ganzes zu behandeln **), 
denn eine ſolche Verquidung ift wegen des grundfäßlidden Unterfhieds der Ver: 
handlungs- von der Offizialmarime theoretiid wie praftiih unmöglich. 

Endlich ftreitet man fid) darüber, ob 8 335 Abi, 1 dem Prozeßgericht die 
Möglichkeit abjchneidet, in dem Beweisbeſchluß ausdrüdlicd einen anderen Termin 
als denjenigen, der zur Beweisaufnahme beftimmt ift, zur Fortſetzung der mind: 
lichen Verhandlung anzuberaumen. Ich möchte mit v. Wilmowski und Levy?)), 
Gaupp?‘), Seuffert?’) und Peterfen?®) gegen Strudmann und Koch??), 
Kleiner?), Reinde®!) und Pland??) diefe Fragen bejahen. Ausihlaggebend 
ift, daß $ 335 Abſ. 1 mit der Ausdrucdsweije einer zwingenden Prozeßnorm redet 
und in innigem Zufammenbang mit der ebenfalls zwingenden Vorſchrift des $ 297 
fteht. Hiergegen ließe fih nur die auf praftiihen Gründen beruhende Erwägung 
geltend machen, daß es zuweilen wünſchenswerth fein kann, einen Termin dor dem 
Prozeßgericht ausjhlieglih zur Beweisaufnahme zu verwenden, 3. B. dann, wenn 
die angeordneten Beweiserhebungen ihrer Umfänglichkeit wegen nit ſämmtlich in 
einem Termine ftattfinden können, oder wenn ſich der Beweisbeihluß auf mehrere 
Zeugen erftredt, von denen ein Theil zunächſt vor dem Prozeßgericht, die übrigen 
ſodann vor beauftragtem oder erſuchtem Richter vernommen werden follen. Allein 
diefe Erwägung kann nicht durchſchlagen, da ſich das Prozeßgericht ganz einfach 
dadurch Helfen fann, daß es am Schluffe des eriten Beweistermines fofort die 
mindlihe Verhandlung vertagt ($ 206). 

Wir find im Wege der Auslegung des 8 335 Abf, 1 zu dem Ergebnif 
gelangt: 

a) der Termin zur Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht ift zur Fortfeßung 
23) Vergl. biergegen bie gezwungene Interpretation des Wortes „zugleich“ durch 
Reinde (a. a. D.). 

2) H. Meyer in Buſch's Zeitfchrift für Civilprozeß Bd. 9 S. 330 und bei Grudot 
Bd. 22 S. 509 Anm. 84. 


25-21) Kommentare 3. 83 885 Abi. 1. 
s2) Lehrbuch Bd. 2 S. 188, 851. 
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der mündlichen Verhandlung aud für den Fall beftimmt, daß eine Beweis: 

aufnahme nicht ftattfindet; 

b) der Termin ift ein einheitlicher Termin mit zwei Zwedbeftimmungen; Sade 
ber Prozekleitung ift e8, den doppelten Terminsſtoff auf die Termindzeit zu 
vertbeilen; 

ce) das Prozeßgericht darf nicht einen Termin vor fid) felbft ausſchließlich zur 
Beweisaufnahme beftimmen, 

Nunmehr ift der Zwei und die Bedeutung des 8 332 Abf. 1 für das 
Verfahren vor dem Prozeßgericht leicht zu erkennen. An fi wäre nad) $ 335 
Abi. 1 das Prozeßgericht aud beim Ausbleiben einer oder beider Parteien im 
Beweistermine in der Lage, zunädhft in eine mündliche Verhandlung einzutreten. 
Dann würde entweder das Verfahren gemäß 8 228 Abf. 2 fogfeih zum Ruben 
fommen, oder ſofort Verfäummißurtheil beantragt und erlaffen werden fünnen. 
Diefe Konfequenzen würden aber die Vorſchrift des $ 322, wonad die Parteien 
nicht verpflichtet, fondern nur beredtigt find, der Beweisaufnahme beizumohnen, 
beinahe iluforish machen; fie wirden in jchreiendem Widerſpruch ftehen mit der 
Amtspflicht des Prozeßgerichts, die angeordneten Beweife zu erheben. Hier haft 
8 332 Abi. 1 Abhülfe. Das Prozeßgericht foll verpflichtet fein, dann, wenn im 
Beweistermine nur eine .Partei erſcheint oder beide nicht erſcheinen, gleichwohl zu: 
nädft die Beweisaufnahme zu bewirken, foweit dies „nad Tage der Sade ge 
ſchehen kann“.*3) Erft nad Abſchluß der Beweiserhebungen foll dann die münd: 
(ide Verhandlung mit allen ihren Wirkungen wiebereintreten, fodaß nunmehr, 
wenn beide Parteien fehlen, da8 Verfahren ruht, wenn aber nur eine Partei zus 
gegen ift, von ihr Verfäumnifurtheil beantragt werden kann, ohne Rüdficht darauf, 
ob etwa die Bewrisaufnahme zu ihren Ungunften ausgefallen ift. 

Hier taucht nun zunächſt die Frage auf, ob eine Partei auch dann ale 
jäumig zu behandeln ift, wenn fie zwar beim Wiedereintritt der mündlichen Ber: 
handlung abwejend war, aber bei der vorhergehenden Beweisaufnahme 
— etwa durch Frageftellung an die Zeugen — mitgewirkt hat. Man muß 
die8 bejahen. Wenn aud der Termin von Aufruf der Sade an zugleid als 
Beweis⸗- und Berhandlungstermin zu gelten hat, jo ift doch, wie ſchon erwähnt, 
Deweisaufnahme nicht identifh mit mindficher Verhandlung. Nur an leßterer 
ift Verſäumniß im techniſchen Sinne möglich. Daraus ergiebt ſich aber aud), daß 
die Partei den Folgen der Verſäumniß an der mindlihen Verhandlung nicht 
dur Mitwirkung bei der Beweisaufnahme vorbeugen kann. Es kommt indeffen 
häufig vor, daß das Prozefigericht, die Anweſenheit beider Parteien benugend, 


9) Bei diefem Vorbehalte ift zunächſt an den Ausschluß der Parteibefugniß zu denken, 
an Zeugen und Sadverftändige Fragen richten zu laffen bez. felbft zu ftellen ($$ 862, 867), 
fodann aber an alle Fälle, bei denen die Bemweißaufnahme eine Mitwirfung der Partei er: 
forbert (Bortrag einer Urkunde, Borzeigung des Augenſcheinsobjelts, Befeitigung von Zmeifeln 
über die Identität des Beweismittels). 
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zwiſchen die Beweiserhebungen eine, wenn auch vielleicht ganz furze, Verhandlung 
zur Hauptſache einjdiebt. Hat eine Partei ſich an einer folhen Verhandlung 34) 
beteiligt, jo fann fie nad) Abſchluß der darauf in demjelben Termine zu Ende 
geführten Beweiserhebungen ohne Beſorgniß vor einem Verfäumnißantrage des 
Gegners der wiedereintretenden mündlihen Verhandlung fern bleiben, denn nur 
Zotalverfäumniß an der mündliden Verhandlung beretigt den Gegner zum Ber: 
jäumnißantrage, 

Bon großem praktiſchen Intereſſe ift es weiter, wie ſich $ 332 Abſ. 1 zu 
denjenigen Prozeßgeftaltungen verhält, die durch zuläffigen Verzicht der er- 
ſchienenen Partei auf das don ihr angebotene Beweismittel oder durch Umftände 
hervorgerufen werden, die eine Aufhebung, Aenderung, Beſchränkung des 
Beweis beſchluſſes als geboten erſcheinen laſſen. 

Nah 8 364 kann die Partei auf einen Zeugen, den fie vorgeſchlagen hat, 
verzicgten, der Gegner aber fann verlangen, daß der erjdienene Zeuge vernommen 
und die bereitd begonnene Vernehmung fortgefeßt werde. Zufolge $ 367 ift 
diefe Vorſchrift au auf den Beweis durch Sadverftändige anwendbar, wobei je- 
dod zu beadten ift, daß das Gericht, auch wenn der Beweisführer verzichtet und 
der Gegner auf der Vernehmung nicht befteht, dennoch gemäß $ 135 den Sad)- 
verftändigen hören darf. Kann nun der Beweisführer aud; in Abwejenheit des 
Gegners auf den Zeugen oder Sadverftändigen wirkſam verzihten? Die Be- 
jahung diefer Frage ift nicht zweifelhaft, da $ 364 die Wirkjamfeit des Verzichts 
nit von einer Genehmigung des Gegners abhängig macht, jondern leßterem nur 
das Recht verleiht, troß des Verzichts die Benußung des bereiten Beweismittels 
zu verlangen. Iſt der Gegner nicht eridienen, jo kann er eben von diefem Rechte 
nidt Gebrauch machen. Es tritt daher in Folge des Verzichts — falls nicht 
nod andere Beweije zu erheben find oder das Prozeßgeriht gemäß $ 135 ver- 
führt — fogleih die mündlihe Verhandlung und damit die Möglichkeit ein, 
wider den abwejenden Gegner Terfäumnigurtheil zu erwirfen. Daß der Beweis- 
führer den Beweismittelverziht lediglich zu dem Zwecke benuße, um möglichſt 
bald zu einem Verſäumnißurtheil zu gelangen, ift hiernad) zwar denkbar. Allein 
die Vorſicht gebietet dem WBeweisführer, fid) vor ſolchem Vorgehen zu hüten, 
Denn wenn man aud annehmen will, daß das Beweismittel nad Einlegung 
des Einſpruchs gegen das Verfäummißurtheil von neuem geltend gemadt werden 
fünne, ?°) jo läuft doch foldenfalls der Beweisführer Gefahr, daß das Geridt 
ihm gegenüber von den Beftimmungen in 88 256 Abi. 2, 251 Abf. 2 der C. P.O. 
(Auferlegung von Prozekfoften) und $ 48 des G.K.G. (Verzögerungsgebühr) Ge- 
brauch macht. Im Uebrigen ift das Prozeßgericht in der Yage, die Chifane des 


=) Wohl zu unterfcheiden von einer Verhandlung über Zmwifchenftreitigkeiten, die in 
ben Rahmen bed Beweisaufnahmeverfahrens fallen (3. B. 5 852). 

»5) Barkhauſen, a. a. D. ©. 810; Pland, Lehrbud, Bd. 2 ©, 295; Gaupp, 
Seuffert, Kommentare zu $ 833 Abf. 1. 
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Beweisführers durch Anwendung der Vorſchrift in $ 206 der C.P.O. zu durch— 
freuzgen. — Handelt es fih in dem Termine um Aufnahme eines dur Bes 
weisbejhluß angeordneten Urfundenbeweijes ($$ 386 flg., 393 flg., 397 flg.,), 
fo liegt die Sache etwas anders, Nah 8 401 kann der Beweisführer nad) er- 
folgter Vorlegung der Urkunde nur mit Zuftimmung des Gegners auf das Be— 
weismittel verzichten. Es kommt alfo für die Beurtheilung der in Abwejenheit 
des Gegners abgegebenen Verzihtserklärung darauf an, ob die Urkunde im Zeit: 
punkte des Verzichts dem Prozeßgericht bereits vorgelegt ift oder nicht. Iſt 
erfteres der Fall, jo muß troß des Verzichts zunächſt der Urfundenbeweis erhoben 
werden; dies geidieht dur mündlichen Vortrag des Urkundeninhalts durd den 
Beweisführer.““) — Was den Beweis durch Augenſchein anlangt, jo enthält die 
C.P.O. feine Beftimmung darüber, ob auf diejes Beweismittel verzichtet werden 
farın, beziehentlih ob und von welchem Zeitpunft an der Verzicht der Zuftimmung 
des Gegners bedarf. Die innere Verwandtihaft mit dem Urfundenbeweije recht— 
fertigt e8 indeffen, die für Ddiefen geltenden Vorſchriften in der hier in Rede 
jtehenden Beziehung entipredhend anzuwenden; jedod kann das Prozeßgericht — 
wie beim Sadhverftändigenbeweis — troß wirkſamen Verzichts des Beweisführers 
die Augenjheinseinnahme von Amtswegen bewirken ($ 136). 

Wir gelangen zu dem Fall des Vorhandenjeins von Umftänden, die eine 
Aufhebung, Abänderung, Einfhränfung des Beweisbeſchluſſes erforderlidh machen. 
Der Grundjaß, daß das Gericht den Beweisbeſchluß von Amtswegen zu erledigen 
hat, verliert natürlich dann den Boden, wenn die Beweisaufnahme, fei e8 nad) 
gejegliher Vorſchrift, fei es nad) der Auffaffung des Gerichts, nicht mehr erheb- 
(ih ift. Erfteres ift der Fall, wenn der Beweisführer die unter Beweis geftellte 
Behauptung zurüdnimmt (SS 255, 324 Ziff. 2) oder wenn der Gegner Dieje 
Behauptung zugefteht ($261), letzteres, wenn das Prozeßgeriht auf Grund er- 
neuter Erwägung erfennt, daß das Beweisthema für die Entſcheidung ohne Ber 
lang ift. Im dieſen Fällen erledigt fid) zwar der Beweisbeſchluß nicht von jelbft, 
und ebenfowenig ift das Prozeßgericht in der Yage, ihn ohne mündliche Verhand— 
lung mit beiden Parteien aus der Welt zu jchaffen;*?”) das Prozeßgericht kann 
und muß aber die Beweisaufnahme ausjegen und die mündliche Verhandlung er- 
öffnen. Zwedmäßiger Weiſe wird dies den Parteien, ſoweit möglich, vor dem 
Zermine dur Zuftellung eines entſprechenden Beſchluſſes befannt gegeben. Iſt 
das nicht geſchehen, jo ändert fih an der Sache felbft nichts. eben fid) bei 
Aufruf des Termins beide Parteien an, jo wird zum Zwecke der Aufhebung oder 
Aenderung oder Beihränfung des Beweisbeſchluſſes fogleih mit ihnen mündlich 


s) Entſch. des Reichsgerichts in Eivilf. Bd. 4 ©. 379, Bd. 8 ©, 326 flo. 

#7) Der Beweisbeſchluß ift zwar eine prozefleitende Verfügung, allein er ergeht auf 
Grund mündlicher Verhandlung mit beiden Parteien und kann deshalb — foweit es ſich nicht 
um rein formale Dinge handelt — „iyftemgemäß” nur auf Grund mündlider Verhandlung 
mit beiden Parteien aufgehoben oder abgeändert werden; Reinde zu & 825. 
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verhandelt ($ 335 Abſ. 1). Iſt feine der Parteien oder nur die eine antvejend, 
jo verkündet das Geriht, um die Abweihung von dem in $ 332 Abſ. 1 vor 
geihhriebenen Gange des Verfahrens zu rechtfertigen, einen — mit Gründen zu 
verfehenden — Beihluß, durch welden die Beweisaufnahme ausgeſetzt und die 
mündliche Verhandlung eröffnet wird.?®) Erſcheint dann nod immer feine der 
Parteien, jo ruht das Verfahren; im Falle der Anweſentheit der einen Partei 
kann gegen die andere Verſäumnißurtheil ergehen, das Gericht müßte es denn aus 
Billigfeitsrüctfichten vorziehen, fofort gemäß $ 206 den Berhandlungstermin zu 
verlegen. — Etwas anderes gilt, wenn es ſich nur um ſolche Aenderungen des 
Beweisbeihluffes handelt, welche deflen formale Ausführung betreffen, z. B. um 
die Anordnung, daß ein Zeuge, deſſen Vernehmung dor dem Prozeßgerichte be: 
ſchloſſen war, durd) den erſuchten Richter abgehört werden jol. Hier bedarf es vor- 
gängiger mündlider Verhandlung nidt. Die Anordnung kann fowohl vor dem 
Termine dur Zuftellung als aud im Termine durd Verkündung eines Bes 
ſchluſſes getroffen werden; ob die Parteien in dem Termine anweſend find, bleibt 
fid) gleih. Im Beilpielsfalle findet die Fortfegung der mündlichen Verhandlung 
gemäß $ 335 Abſ. 2 erft nad) der Vernehmung des Zeugen durch den erfuchten 
Richter ftatt. 

Wie ift num aber zu verfahren, wenn in dem Beweistermine vor dem 
Prozeßgerit, zu weldem feine der Parteien oder nur die eine erjdienen ift, 
weder ein wirffamer WVBeweismittelvderziht, no ein die Aufhebung u. ſ. w. des 
Beweisbeſchluſſes rechtfertigender Umstand vorliegt, die Beweisaufnahme felbft aber 
ganz oder theilweife unmöglih it? Nah v. Wilmowsfi und Levy fowie 
Barkhaufen tritt Hier ungeachtet der Vorfhrift in $ 335 unter allen Um: 
ftänden — alſo aud) in dem Falle, dak das Hindernig ein nur momentanes ift 
— ſogleich die mündlihe Verhandlung wieder ein, ſodaß bei Richtanweſenheit 
der einen Partei Verſäumnißurtheil beantragt werden kann, beim Nichterſcheinen 
beider Parteien aber das Verfahren ruht. 

v. Wilmowsti und Levy?) begründen diefe Meinung folgendermaßen: 

$ 333 jeße voraus, daß eine Vervollftändigung der Beweisaufnahme er: 
forderlid werde. Durd den Antrag auf Erlaß des Verſäumnißurtheils werde 
jedod) die fernere Beweisaufnahme erübrigt. Nah $ 332 Abi. fei die Beweis: 
aufnahme in dem Termine nur injoweit zu bewirken, als dies nad) Tage der 
Sade gejhehen könne. Inſoweit dies nit möglich fei, trete im Falle des 
$ 335 die mündlide Verhandlung mit allen ihren Wirkungen ein, wie Abſ. 1 
flar ergebe. Die entgegengejeßte Meinung widerſpreche diveft dem $ 297. Daraus 
folge auch, daß, wenn beide Parteien nicht erjdienen, der Prozeß ruhe, nachdem 


») Die Berfündung des Beichluffes ift nad SS 294, 281, 283 aud den abmwefenden 
Parteien gegenüber wirkfam, weil der Termin kraft Geſetzes zugleich Berhandlungstermin ift 
($ 835 Abſ. 1. 

», Kommentar zu $ 835 Anm. 1. 
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die Beweisaufnahme in dem Termine joweit ftattgefunden habe, als Dies nad) 
Lage der Sache möglich gewejen ſei, nicht aber, daß das Gericht die Bervoll- 
ftändigung der Beweisaufnahme von Amtswegen anzuordnen habe, obwohl die 
Parteien durd ihr Ausbleiben dem Gerichte zu erfennen gegeben hätten, daß fie 
den Prozeß ruhen laffen wollten. Die Gründe, welde für die Erledigung der 
Beweisaufnahme beim Ausbleiben beider Parteien aud vor dem Prozeßgericht 
maßgebend geweſen feien, die Zeugen u. ſ. w. nicht wiederholt zu beläftigen und 
den Parteien die Möglichkeit des Erjceinens bis zum Schluffe der Beweisauf: 
nahme im Termine offen zu halten, fielen weg, wenn die Zeugen u. f. w. im 
Termine nicht eridienen feien oder ohnedies nod) einmal beläftigt werden müßten 
und wenn die Parteien auch nad Aufnahme der Beweiſe im Termine, joweit fie 
möglich gewejen, nicht erſchienen. 

Barkhauſen““) nimmt die von dv. Wilmowsfi und Levy zuleßt angeftellte 
Erwägung zum Ausgangspunft und knüpft daran die Betrachtung, man würde 
dem Motive der Vorſchrift in $ 332 Abf. 1 erft dann geredht, wenn der Beweis 
im Falle des Ausbleibens einer Partei und bei Stellung des Berfäumnigantrages 
von Seiten der erjhienenen Partei nur injfoweit erhoben würde, al® dies in dem 
zur Beweisaufnahme bejtimmten Termine möglid fei. Weiter zu gehen wäre 
noch Anſicht Barkhauſens überflüffig und unzwedmäßig, Denn man könne nie 
im Boraus wiffen, ob Einjprud erhoben werde, und geſchehe dies, jo künne die 
Beweisaufnahme auch dann noch ftattfinden, während im entgegengejeßten Falle 
eine vorgenommene Beweiserhebung überflüffig fe. Den Wortlaut des $ 332 
Abſ. 1 glaubt Barkhauſen nicht gegen ſich zu haben, da bier nur vorgeſchrieben 
werde, daß die Beweisaufnahme in dem dazu bejtimmten Termine infoweit zu 
bewirfen fei, als dies nad) Yage der Sache geſchehen könne. Schließlich wirft er 
die Frage auf, was wohl geichehen folle, wenn in dem zweiten und ferneren zur 
Beweisaufnahme angejeßten Termine dieſe wieder nicht erfolgen fünne, 3. B. 
wenn der geladene Zeuge beharrlich ausbleibe. 

Alle diefe Gründe und Bedenken erweifen fi) bei näherer Betradjtung als 
nicht ſtichhaltig. $ 333 legt, wie dem beauftragten und erjudten Richter, fü 
aud dem Prozeßgericht die Verpflichtung auf, einen neuen Termin zur Beweis: 
aufnahme oder zu deren KFortjegung von Amtswegen zu beftimmen, falls ein 
jolder „erforderlich“ wird; hervorgehoben ift, daß dieſe Berpflichtung aud dann 
beftehe, wenn der Beweisführer oder beide Parteien in den früheren Terminen 
nicht erſchienen ſeie. Daraus folgt gegen v. Wilmowsfi und Levy ohne 
weiteres joviel, daß die Nidhtanwejenheit beider Parteien im erften Termine für 
ſich allein nicht genügt, um jagen zu fünnen, ein neuer Beweisaufnahmetermin 
jei nicht „erforderlich. Aber aud der Verfäumnißantrag einer Partei hat mit der 
Frage, ob ein neuer Beweistermin „erforderlich“ jei, nicht das geringfte zu ſchaffen. 


“,aaD. 
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Das ergiebt fih) auf dem inneren Zufammenhange, der zwiſchen $ 333 und 
$ 332 Abſ. 1 beſteht. $ 332 hat, wie ſchon gezeigt worden ift, feinen gejeß- 
geberiſchen Grund feineswegs ausjhlieglih darin, daß unnöthige Beläftigungen 
der Zeugen und Sadverftändigen vermieden werden follen, oder daß den Parteien 
die Möglifeit gewahrt bleiben foll, noch im Laufe des Termins zu erfcheinen. 
Er entipringt vielmehr dem im Beweisverfahren der C. P.O. durchgeführten 
Dffizialprinzip, demzufolge der Richter die Beweisaufnahme von Amtswegen fo- 
weit zu bewirken hat, al® dies ohne Mitwirkung der Parteien möglich ift. Diefer 
Gedanke Tiegt au) dem $ 333 zu Grunde. Während $ 332 Abſ. 1 vorfchreibt, 
daß das Geriht ohne Rüdfiht auf das Ausbleiben einer Partei oder beider 
Parteien zur Beweisaufnahme zu jchreiten hat, fügt $ 333 ergänzend Hinzu, daf 
von Amtswegen ein neuer Termin für Beweisaufnahme beftimmt werden foll, 
wenn leßtere in dem erften Termine nicht oder nit volljtändig hat durchgeführt 
werden können. Beſonders charakteriſtiſch hierfür ift die Hervorhebung, daß die 
Vorſchrift auch troß Abweienheit des Beweisführers im erjten Termine ans 
gewendet werden joll. Selbitverftändlid jeßt aber $ 333 voraus, daß don ber 
Beftimmung des neuen Termins überhaupt ein Erfolg für den Fortgang des 
Beweisaufnahmeverfahrens erwartet werden darf. „Erforderlich“ ift alfo ein 
neuer Beweistermin überall da, wo der Beweisbeſchluß im erften 
Termine, überhaupt nit oder nicht vollftändig erledigt werden 
fonnte und Ausjiht vorhanden ift, daß das Hinderniß im neuen 
Termine der Beweisaufnahme nit mehr entgegenftehen werde. 
Die Vorjhriften in 88 335 Abf. 1 und 297 treten jonad beim Borhandenfein 
der Borausjegungen des $ 333 außer Kraft; das ift aber nichts auffällige, da 
$ 333 im Berhältniß zu ihnen als lex specialis betradtet werden muß. Immer: 
hin wirft $ 335 Abſ. 1 auch gegenüber dem $ 333 nod) infofern fort, als die 
Anberaumung des neuen Beweistermins am Schluffe des erften mit Wirkfamfeit 
aud gegen die nicht anweſenden Streittheile durch Verkündung eines ent 
ſprechenden Beſchluſſes geihieht, 

Nach dem Ausgeführten wird der Prozeßrichter von der Prüfung der Frage, 
ob ein Anwendungsfall des 8 333 vorliegt, durch die Nichtanweſenheit der 
Parteien oder etwaige Verfäumnißanträge nicht befreit, und es hat ſich dieſe 
Prüfung darauf zu erjtreden, wie das Hinderniß bejhaffen ift, welches der Be— 
weisaufnahme oder deren Fortgang entgegenfteht. Iſt e8 dauernd oder von uns 
gewiffer Dauer (Tod, nachrichtloſe Abwejenheit des Zeugen; Untergang, Unauf- 
findbarkeit des Augenſcheinsobjelts), oder nur unter Mitwirkung der jäumigen 
Partei zu befeitigen (ungenaue Angabe der Adreſſe des Zeugen, Zweifel über die 
Identität des Beweismittel), jo würde die Anberaumung eines neuen Beweis: 
termins zwecklos fein: foldenfalls tritt ſchon im erjten Termine die mündliche 
Berhandlung mit allen ihren Wirkungen wieder ein. Anders, wenn das Gericht 
im Stande ift, jelbftthätig das Hinderniß aus dem Wege zu räumen (dev. Zeuge, 

Arhiv für Bürger. Recht u. Progeb. VII, 27 
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der Sachverſtändige ift ungehorfam oder entjhuldigt ausgeblieben; die Ladung ift 
aus Verjehen unterlafjen worden). In diefem Halle hat das Prozeßgericht — 
unter Zurüdweifung etwaiger Verſäumnißanträge — fofort einen neuen Beweis— 
termin zu beftimmen, Die Edluffrage Barkhauſens, was geſchehen jolle, wenn 
im zweiten oder ferneren Beweistermine die Beweisaufnahme wieder nicht er- 
erfolgen könne, ift dahin zu beantworten: das Gericht erihöpft alle ihm nad) dem 
Gejeße zu Gebote ftehenden Mittel, um die Beweisaufnahme zu ermögliden. 
It es an dem Punlte angelangt, wo es nicht weiter fann, fo tritt in dem 
Termine, wo ſich dies entieidet, die mündliche Verhandlung wieder in ihr Recht. 

Schließlich iſt noch des Falles zu gedenken, wenn in dem zur Beweisauf- 
nahme vor dem Prozefgeriht beftimmten Termine dieſes anders bejegt ift, als 
bei Erlaß des Beweisbeſchluſſes. Tas Mindlicfeitsprinzip der C.P.O. bringt 
die unliebjame Folge mit ji, daß der neubejegten Richterbank vor allen Dingen 
der gejammte bisher angehäufte Prozeßſtoff in fontradiftoriicher Verhandlung von 
den Parteien vorgetragen werden muß. *') Es ift auch nicht etwa zuläffig, diejen 
Vortrag auf die Termingzeit nad der Beweisaufnahme zu verjdieben, denn die 
Beweisaufnahme jet die Kenntniß des Prozefftoffes voraus. Richterwechſel ift 
alfo ein die Vornahme der Beweiserhebung bindernder Umftand und zwar ein 
— Hinderniß, weldes außer im Falle nur vorübergehender Vertretung eines 
Richters — auch durch Anberaumung eines neuen Beweisaufnahmetermind ges 
mäß 8 333 nicht beſeitigt werden kann. Daraus ergiebt ſich, daß auch hier 
die doppelte Zweckbeſtimmung des Beweistermins, vermöge deren er zugleich als 
Verhandlungstermin dienen ſoll, ſogleich in Wirkſamkeit tritt. Folge davon iſt, 
daß bei Nichtanweſenheit der Parteien das Verfahren ruht, bei Anweſenheit nur 
der einen Partei gegen die andere Verſäumnißurtheil ergehen kann; aus Billig— 
keitsrückſichten wird jedoch das Prozeßgericht im letzteren Falle gemäß 8 206 der 
C.P.O. ſofort die Vertagung der Verhandlung beſchließen. 


Entfcheidungen. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts und Sächſiſcher Geridte. 


Konfefiorienklage, Kolifion zweier Waflernugungsrehte. (S 529 des 
B.G. B.'s, est. ined. XXXVI od. 3. 1572.) 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 16. November 1896 (0. VII. 66/98.) 
Der als Kläger auftretende Staatsfisfus im Königreiche Sachſen ift feit 


mehr als einem Jahrhundert Eigenthümer des dermalen auf dem Fol. 134 des 
Grundbuchs für Rechenberg eingetragenen fog. Rechenberger Floßteichs. Diefer 





) Pland, Lehrbud, Bd. 1 ©. 189, 190. 
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fteht mit der Freiberger Mulde in Verbindung, von der ein AZuleitungsgraben 
(D) nad) dem Teiche abzweigt. Um dem Graben das nöthige Wafjer zu ver- 
Ihaffen, ift im Flußbette ein Wehr (B) angebradt. Oberhalb des Grabens und 
des Wehres B befindet fi ein zweites Wehr (A), das einem Mühlgraben Waffer 
zuführt, an dem al8 Dritte die Mühle des Beklagten gelegen ift. Zwiſchen dem 
Wehre B und der Stelle, wo der Mühlgraben wieder in die Mulde einmündet, 
ift im Flußbette ein drittes Wehr (C) eingebaut, das den Zwed verfolgt, das 
Waffer, das über das Wehr B gelaufen ift, zu fammeln und dur eine Zulei- 
tung (C) dem. Müblgraben und damit der Mühle des Bellagten zuzuführen, 
Dem Graben D kann nur das Waffer zufließen, das über das Wehr A geht 
und durd) den Inhalt der von den beiden oberen Mühlen herfommenden Abfall 
gräben (F und G) verftärft wird. Das Wehr C und der damit verbundene 
Graben E haben den Zwei, der Mühle des Bellagten in wafferarmen Zeiten 
das in's Flußbett gelangte Waffer wieder zuzuleiten. Der Teich H wird jeßt, 
feitdem der Staat die Flößerei aufgegeben Hat, lediglich zu Fiſchereizwecken benußt. 
Die auf die Zuleitung des Muldenwafjers in den Teich H geridteten Vorrich— 
tungen beftehen ſeit langer, die Erfißungsperiode weit überfteigender Zeit. Wann 
die Mühle des Beflagten und das Wehr C errichtet worden find, hat ſich nicht 
feftftellen lafjen. Es ift dies jedoch zeitigftens im Jahre 1780 geſchehen. 


Zwiſchen den Parteien herrſcht nun Streit über die beiderjeitigen Waffer- 
nutzungsrechte und der Kläger hat beantragt, 

den Beflagten zu verurtheilen, daß er das dem Kläger zuftehende Recht, dem 
Zeide H durd das Wehr (B) mit dem Zuleitungsgraben (D) das zur Spei- 
fung des Teiches erforderliche Wafjer zuzuleiten, anerfenne, aller Störungen 
des Rechtes bei 100 Mi. Strafe für jeden Zuwiderhandlungsfall fi enthalte, 
auch ſchuldig fei, die durd die bisherigen Rechtsſtörungen verurſachten erweis- 
lichen Schäden dem Kläger zu erſetzen. 

Der Beklagte fordert die Abweifung der Klage und widerflagend 
die Berurtheilung des Klägers dahin, daß er fein, des Beklagten, Recht, aus 
der Mulde das zum Betriebe feines Mühlenwerkes benöthigte Wafjer jederzeit 
in binreihender Menge durd; das Wehr C dem Werke zuzuleiten, anerfenne, 
nit minder jeder Störung dieſes Rechtes bei Vermeidung einer angemefjenen 
Geldjtrafe ſich enthalte, auch ſchuldig fei, die durch die feitherigen Störungen 
erwadjenen erweislichen Schäden zu erftatten. 


Der Beflagte erläutert das ihm angeblich zuftehende Recht, in dem er fid) 
infoweit auf Erfigung bezieht, dahin, daß er in Bezug auf das unterhalb des Wehres 
A und oberhalb des Wehres B im Flufbette befindliche Waffer dem Kläger gegen- 
über, deffen Wafferleitungsbefugnißg er an ſich nicht beftreiten wolle, da8 Vor— 
zugsredt habe, fo daß in den Graben D nur das Waſſer fließen dürfe, das 
für fein Mühlenwerk entbehrlich fei. Er fei alſo bereditigt, wenn fein Mühlen: 

27* 
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wert noch Waſſer braude, den Graben D durd Niederlaffung eines Schützens 
ganz oder theilweije abzuſchließen. 

Der Kläger Hingegen, der die Abweifung der Widerflage beanfprudt, be 
hauptet, daß ihm jelbjt bezüglid der erwähnten Waſſermenge das Vorrecht 
zufomme und daß er beredtigt jei, in wafjerarmen Zeiten den Inhalt des Mul- 
denflußbettes feinem Teiche in vollem Umfange zuzuführen. 

In dem erftinftanzliem Urtheile ift der Beklagte unter Abweifung der 
Widerflage nad) dem Klagantrage verurtheilt worden. 

Der Bellagte hat Berufung eingewendet mit dem Antrage, die Klage ab» 
zuweilen und nad dem MWiderflagantrage zu erfennen. Die Berufung wurde 
theilweife beachtet. Die zweitinftanzlide Entſcheidung lautete: 

Es wird feftgeftellt, daß der Wafferzufluß vom Muldenflußbette nad) dem 
im Eigenthume des Klägers ftehenden jogenannten Rechenberger Floßteiche, ſoweit 
dies nad) dem Fiſchen des Teiches zur Wiederanfpannung defjelben erforderlid) 
ift, hiernädhft an allen Sonn und Feittagen, fowie im Uebrigen von 8 Uhr 
Abends bis 6 Uhr Vormittags ungehindert zu beftehen hat. Dagegen foll der 
Bellagte bereihtigt fein, diefen Zufluß an Werktagen, foweit nicht die Wiederan- 
ſpannung des gefiichten Teiches in Frage fteht, von 6 Uhr Vormittags bis 8 Uhr 
Abends durch Niederlaffen des Schützens abzuhalten. Jede der beiden Prozeß: 
parteien hat das Wafjernugungsreht der andern in diefem Umfange anzuerfennen 
und fid) jeder Störung des der Gegenfeite zufommenden Rechtes bei Vermeidung 
einer Geldftrafe von 5O ME. für jeden Zuwiderhandlungsfall zu enthalten. Im 
Uebrigen werden lage und Widerflage abgewiefen. 

Die Gerichtskoſten wurden unter den Parteien getheilt, die außergerichtlicen 
compenfirt. 

Aus den Gründen: 

Im vorliegenden Falle herrſcht fein Streit darüber, daß beiden Parteien 
ein privatrechtliches Wafjerzuleitungsredht zufteht und zwar in der Weile, daß das 
über das Wehr A in das Muldenflußbett gelangte Wafjer vom Bellagten für 
jein Mühlenwerk, vom Kläger für feinen Fiſchteich nutzbar gemacht werden fann. 
Daß auch der Kläger nicht beftreiten will, daß der Gegenfeite an fid ein Waſſer— 
nutzungsrecht zukomme, fann nad) der Haltung, die er im Medjtöftreite einge: 
nommen bat, nicht bezweifelt werden. Er bat nicht in Abrede geftellt, daß das 
Wehr C vor langen Jahren fofort bei Erriditung der jegt dem Beklagten ge- 
hörigen Mühle gebaut worden fei. Dies fonnte nad) Tage der Sadje Überhaupt 
nur mit Vorwiſſen und Genehmigung des Staatsfisfus geſchehen. Ueberdieß ift 
der Klagantrag nit auf die Befeitigung des Wehres gerichtet und dies hätte 
do in erfter Linie das Ziel der Klage fein müffen, wenn der Kläger beabfidtigt 
hätte, dem vom Bellagten beanſpruchten Wafferleitungsredhte jede Anerkennung 
zu verjagen. 

Nur für den Fall können die Parteien nicht zu einer Einigung gelangen, 
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daß die vorhandene Waſſermaſſe nicht hinreicht, den beiderfeitigen Intereſſen gleid)- 
zeitig geredht zu werden. Der Bellagte geht davon aus, daß er in Zeiten knappen 
Wafjerftandes befugt fei, das unterhalb des Wehres A im Muldenflußbette vor: 
bandene Waſſer ausfhlieplih feinem Mühlenwerfe zuzuführen und zu dieſem 
Zwede den Schüßen des Zuleitungsgrabens D herabzulaffen. Der Kläger ver- 
tritt den entgegengefeßten Standpunft, indem er annimmt, der Beklagte müfje es 
fi gefallen laffen, daß dev Wafjerzufluß zu Zeiten der Teihwirthihaft in vollem 
Umfange zu Gute fomme. 

Bei Beurtheilung diefer Streitfrage ift in's Auge zu faffen, daß der Staats- 
fisfus rechtlich eine Doppelftellung einnimmt. Auf der einen Seite ift er nad) 
der in Sachſen zur Herridaft gelangten Auffafjung, 

vergl. Wengler's Arhiv Jahrgang 1885 Seite 410, 

Eigenthümer des Muldenflußbettes und als folder berechtigt, Störungen feines 
Eigenthums mit der Negatorienklage entgegenzutreten. Von diefem Rechtsbehelfe 
würbe er beiſpielsweiſe dann Gebrauch maden fünnen, wenn ein Dritter in dem 
Flußbette ein Bauwerk aufführen oder Steine oder Sand daraus entnehmen wollte. 

Andererjeits ift der Kläger aber auch als Eigenthümer des fog. Floßteiches 
mit einem Nutzungsrechte an der fließenden Wafferwelle ausgeftattet, das ebenfo, 
wie die dem Beklagten zuftehende Wafferleitungsbefugnig, nad) Analogie der über 
die Grunddienftbarkeiten geltenden Süße zu behandeln und nöthigenfalls, insbe 
fondere auch dem Bellagten gegenüber, mit einem der Konfefjorienflage oder unter 
Umftänden der Theilungsflage ähnelnden Rechtsbehelfe geltend zu machen ift: 

vergl. die einen verwandten Fall betreffenden Ausführungen bei Rißmann, 
das Wafferreht, 2. Auflage S. 26 Abi. 2 und die dort angeführte 
Literatur. 

Im vorliegenden Falle fommt nun der Staatsfisfus lediglich in feiner 
Eigenihaft als Eigenthümer des Teihes in Frage. Das vom Beklagten 
beanspruchte Niederlaffen des am Eingange des Auleitungsgrabens ftehenden 
Schützens gereicht ihm nicht in feiner Eigenſchaft als Eigenthümer des Flußbettes, 
jondern ausfhließlih um deßwillen zur Beſchwerde, weil er dadurd) 
die Füglichkeit verliert, feinen Teich mit dem erforderliden Wajfer 
zu verſorgen. Nicht fein Eigentum am Flußbett, fondern fein zu Gunften 
des Teihes beftehendes Nutzungsrecht an der fließenden Waſſer— 
welle wird dur die vom Beklagten beanjprudten Maßnahmen 
verfümmert. Stünde der Teich im Eigenthume eines Dritten, jo würde der 
Kläger im feiner Eigenſchaft als Eigenthümer des Flußbettes nicht das mindefte 
Intereffe daran haben, ob die vorhandene Waffermenge dem Beklagten oder dem 
Dritten zuzufommen hätte. Als Eigenthümer des Flußbettes könnte ſich der 
Kläger höchſtens durch das in das Flußbett eingebaute Wehr behelligt fühlen. 
Allein fein Klagantrag geht, wie deifen Faſſung deutlich an die Hand giebt, nicht 
negatoriſch auf Befeitigung einer derartigen Eigentdumsftörung, fondern 
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konfeſſoriſch auf den Schuß des ihm als Teiheigenthümer zulommenden Waffe r- 
leitungsredts. 

Aus diefen Darlegungen ergiebt fi, daß den Erwägungen, auf denen Die 
erftinftanzlihe Entſcheidung beruht, nicht beigepflicgtet werden fann, fondern daß 
e8 ſich lediglih um die Kollifion zweier Wajjernußungsredte 
handelt, deren Verhältniß zu einander zu erörtern und endgültig 
zu regeln ift. 

Wenn der Beklagte behauptet, daß er in Zeiten knappen Wafferftandes den 
Borzug beanfpruden dürfe, fo ift es ſeine Sache, darzuthun, daß er ein fo aus: 
giebiges Recht erworben habe (vergl. 3. B. $ 171 des B. G. B.'s). Allein diefer 
Nachweis ift ihm vollftändig mißlungen. 

Es wird dies näher ausgeführt, ſowie weiter, daß der Beklagte das von 
ihm beanfpruchte Maß von Rechten aud nicht durch Erfißung erworben babe, und 
alsdann weiter bemerft: 

Daß endlich die const, ined. XXXVI vom Yahre 1572 nit, wie der 
Beklagte anzunehmen ſcheint, die Bedeutung Haben kann, daß dann, wenn ein 
Mühlenwaffernugungsreht mit einem anderen Waffernugungsredte Follidiert, das 
erftere ftetS den Borzug haben müſſe, ergiebt fid) aus dem, was in den 

Annalen des O.L.G. Band 11 Seite 81, 82 


über die Bedeutung des erwähnten Geſetzes ausgeführt ift. Andrerfeits konnte 
aber aud) dem Verlangen des Klägers nit in vollem Umfange entiproden werden. 
Zwar erjheint die analoge Anwendung des — aud dem früheren Rechte ent: 
ſprechenden — $ 529 B. G. B. auf waſſerrechtliche Nubungsbefugniffe der der: 
malen vorliegenden Art durdaus unbedenflih, und es könnte darnach den Anſchein 
gewinnen, als müßte das höhere Alter des dem Kläger zuftehenden Rechtes unter 
allen Umftänden zu dem von diefem vertretenen Standpunkte führen. Allein wenn 
auch das ältere Recht unter den aus 8 529 erfitlihen Vorausſetzungen den 
Vorzug hat, jo kann es doch aud) in diefem Falle nicht über feine eigentliche durd) 
feinen wirthſchaftlichen Zweck bedingte Tragweite hinaus ausgedehnt werden und 
e8 ift demgemäß im Auge zu behalten, daß das Recht des Staatsfisfus immer 
nur darin beftehen kann, daß ihm das zur Speijung des Fiſchteichs er- 
forderlide Waffer zugeführt werde, Würde nun im vorliegenden falle 
die Sache jo liegen, daß in Zeiten knappen Wafferftandes der gefammte Inhalt 
des unter dem Wehre A gelegenen Muldenflußbettes zur Speifung des Teiches 
erforderlid) wäre, jo würde das aus dem Alter fließende Vorzugsrecht allerdings 
die Folge haben müfjen, daß dem Kläger die geſammte Waſſernutzung zuzufallen 
hätte, Allein nad) dem Gutachten des Sadverjtändigen W. muß angenommen 
werden, daß der Teich aud in waſſerarmen Zeiten dem zu Fiſchereizwecken erfor- 
derliden Zufluß ſchon dann erhält, wenn er auch nur zeitweife mit dem Mulden— 
flußbette in Verbindung fteht; das aus dem Alter der Rechte ſich ergebende Vor» 
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zugsrecht kann jomit den Beklagten auch nur zeitweife verdrängen, und es ift 
unter dieſen Umftänden eine Entſcheidung zu finden, die dem Kläger das ihm 
Gebührende zufommen läßt, jedod den Ueberihuß dem Beklagten zumeift. Nach 
den Beweisergebniffen muß davon ausgegangen werden, daß der Kläger für feine 
Zwede genug Waffer erhält, wenn der Zuleitungsgraben, abgejehen von der Zeit, 
die nad) dem Fiſchen des Teiche zur Wiederanfpannung desjelben erforderlid) ift, 
an Sonn» und Feſttagen, ſowie zur Nachtzeit geöffnet wird, Es konnte daher 
dem Beklagten nachgelaſſen werden, den Schützen die übrige Zeit niederzulaffen. 
Damit ift gleichzeitig den Betriebsverhältniffen des Mühlenwerkes des Beklagten 
zur Genüge Rechnung getragen, ohne daß das Recht des Staatsfisfus feine Be— 
deutung als Vorzugsreht verloren Hätte, Denn der Kläger erhält jederzeit die 
Waffernugung, die er braudt, während fid) der Beflagte mit dem Ueberſchuſſe 
aud dann begnügen muß, wenn zum vollen Betriebe feines Mühlenwerkes an 
fih mehr Waffer erforderlih wäre. 


Zur Lehre von der Vorausſetzung, Unterjchied von der bloßen Eriwartung 
oder vom Beweggrunde. ($ 1534 des B.G. B.9). 


Urtheil des D.L.G.8 Dresden vom 19. Januar 1897. O. IV. 165/96. 


Die Klägerin, die Leipziger Kryftallpalaftaktiengefellichaft, forderte vom Bes 
flagten, einem Zirfusdireftor, einen Miethzinsreft von 1850 .M. Das Nähere 
ergiebt fi) aus den Gründen des Berufungsurtheils, durch welches die in erjter 
Inftanz erfolgte Klagabweiſung beftätigt wurde, 

Unftreitig hatte die Klägerin die ihr gehörige „Alberthalle” zu Leipzig dem 
Beklagten bereits im Herbfte 1895 auf die Zeit vom 4. April bis mit 3, Mai 
1896 für den Zins von 475 .# täglid zum Zwede der Beranftaltung von 
Zirkusvorftellungen vermiethet, für die folgenden vier oder fünf Tage aber an 
den Unternehmer einer Händelfeier vergeben. Als der Beklagte bereits mit den 
orftellungen begonnen hatte, miethete er von der Klägerin die Alberthalle auch 
für die der Händelfeier folgenden ſechs Tage für zufammen 1000 .#. Endlich 
ftellte fi) gegen Ende April 1896 Heraus, daß die Händelfeier ausfallen werde, 
und nunmehr wurde zwiſchen den Parteien ein dritter Vertrag geihloffen, vermöge 
deffen die Klägerin dem Beklagten die Alberthalle aud für die Tage vermiethete, 
an denen die Händelfeier ftattfinden jollte; für diefe Tage bewilligte der Beklagte 
oder deſſen Geſchäftsführer P. den früheren Miethzins von 475 .# täglid, da 
der Vertreter der Klägerin anderenfall® mit Schließung der Alberthalle drohte. 
Thatſächlich hat ſodann der Beklagte die Alberthalle jowohl während der Zeit, in 
der die Händeljeier jtattfinden ſollte, als auch während der folgenden ſechs Tage 
benußt und für die leßteren die vereinbarten 1000 .# der Klägerin bezahlt. Dieje 
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fordert jedoh mit der Klage aud für die letzten ſechs Spieltage 475 .# täglid) 
oder 2850 .# zufammen als angemeffenen Miethzins unter Abrechnung der ge 
zahlten 1000 M, indem fie unter Hinweis auf B.G.B. 88 1534 flg. davon 
ausgeht, Vorausfeßung des niedrigeren, angeblich nicht einmal die Selbſtkoſten für 
Beleuchtung u. ſ. w. dedenden Meiethzinfes fei die Händelfeier und die hierdurd) 
dem Bellagten aufgenöthigte Paufe geweſen, infolge des Wegfalls der Händelfeier 
und der Paufe fei fie beredtigt, „den Verzicht auf die 475 .# täglih und die 
Annahme eines Mietzinfes von 1000 .# für ſechs Tage“ zu fondizieren. 

Allein ganz abgejehen davon, ob im Falle des Borliegens einer Voraus» 
feßung im Sinne von $ 1534 des B. G. B.'s der Klägerin ohme weiteres ein 
Anfprud auf einen angemeffenen oder den bisherigen Miethzins zuftehen wiirde 
(88 1538, 1529 flg.), vermag den Ausführungen der Klägerin ſchon darin nicht 
beigepflihtet zu werden, daß der Abhaltung der Händelfeier die Bedeutung einer 
derartigen Borausjegung innewohne. Daß bei der Bermiethung der Alberthalle 
an den Bellagten für die legten jehs Spieltage ausdrüdlid erflärt worden jei, 
fie erfolge überhaupt oder dod) für den geringeren Zins von 1000 4 nur unter 
der Vorausſetzung, daß die Händelfeier ftattfinde und der Beklagte inzwijchen 
paufieren müffe, wird von der Stlägerin jelbjt nicht behauptet. Ebenjowenig kann 
aber angenommen werden, daß in Ddiefer Richtung zwiſchen den Parteien ftill- 
ſchweigende Uebereinftimmung geherrſcht habe. Denn für die miethweife Ueber: 
laffung der Alberthalle an den Beklagten für die Tage nad) der Händelfeier war 
diefe an und für fih ganz gleihgültig, der Vertrag fonnte in jedem Falle abge: 
ihloffen und ausgeführt werden, mochte nun die Alberthalle von dev Klägerin 
einige Tage für die Händelfeier oder bei deren Wegfall, wie der Klägerin zweifel- 
[v8 freigeftanden hätte, zu anderen Zwecken benußt oder an dritte Perjonen über: 
laſſen werden. Aud handelte es ſich bei der Bewilligung des angeblid) geringen 
Miethzinfes von 1000 4 für die ſechs Tage nad) der Händelfeier nicht etwa um 
den Ausgleich des Nadhtheiles, der dem Beklagten durch eine mit der Händelfeier 
verbundene Störung der anfänglich beabfidtigten Zirkusvorftellungen entftehen 
würde, denn der Beklagte hatte urſprünglich die Albertdalle nit für die Tage 
der Händelfeier, jondern nur auf die Zeit bis mit 3. Mai gemiethet, und erft 
längere Zeit nad Abſchluß jenes erften Vertrages miethete er die Alberthalle auf 
die Tage nad) der Händelfeier. Bei der Vertragsverhandlung, die zur Vermiethung 
der Alberthalle an den Beklagten für die letzten ſechs Spieltage führte, ift zwar 
unftreitig erwähnt worden, daß die durch die Händelfeier Hervorgerufene Unter: 
bredung der Zirfusvorftellungen den Beklagten jhädige, auch hat der Vertreter 
der Klägerin die Bedingung geftellt und bewilligt erhalten, daß der Bellagte nad) 
der Händelfeier die Umgeftaltung der Alberthalle für den Zirfusbetrieb auf feine 
Koften veranlaffe. Hieraus läßt ſich indeffen bei Berückſichtigung des fonftigen, 
oben dargelegten Verhältniſſes der Parteien nur foviel folgern, daß beide Theile 
den Miethvertrag über die letzten ſechs Spieltage in der Erwartung abge 
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ſchloſſen, es werde die Händelfeier ſtattfinden und ſich deswegen eine Unterbrechung 
der Zirkusvorſtellungen und die Wiederbeſeitigung der für die Händelfeier nöthi— 
gen Einrichtung erforderlich machen, und daß dieſe Erwartung für die Feſtſetzung 
der Höhe des Miethzinſes beſtimmend war — gleichviel, ob allein oder neben 
anderen Rückſichten. Die Händelfeier mit ihren Folgen bildete daher wohl einen 
Beweggrund, der durch den übereinſtimmenden Willen der Parteien zur Be— 
dingung oder zur Vorausſetzung hätte erhoben werden können. Hierzu genügte 
es aber nicht, wenn jene Erwartung bei der Vertragsverhandlung nur erwähnt 
wurde, vielmehr blieb ſie deſſenungeachtet ein Beweggrund, 

Wengler's Archiv, 1886 S. 394; Juriſt. Wochenſchrift, 1896, 

S. 362 Nr. 43, 
deſſen fpäter erhellende objektive Unrichtigkeit der Klägerin ein Recht zur” einſeitigen 
Vertragslöſung nicht für ſich allein, 

Sächſ. Archiv, 1892 ©. 14 Wr. 11, 
jondern nur in dem Falle hätte geben können, wenn ſich injoweit dev Beklagte 
— etwa durch Verſchweigung des ihm bereits befannt gewordenen Wegfalls der 
Händelfeier — einer Täuſchung ſchuldig gemacht hätte, 

Sächſ. Ardiv, a. a. DO. Wr. 10, 

Bon einer Täufhung kann aber im vorliegenden Falle nicht die Rede fein, 
weil nad) der eigenen Darftellung der Klägerin der Vertrag über die legten ſechs 
Spieltage längft abgeſchloſſen war, als ſich der Ausfall der Händelfeier herausftelfte. 

Unter diejen Umftänden konnte durch Vorbehalte oder fonftige einfeitige Er: 
Härungen der Klägerin an dem nun einmal für den Beklagten entftandenen Mieth- 
rechte nichts geändert werden, vielmehr hätte es hierzu der Einwilligung des Be— 
flagten bedurft. Ausdrücklich ift eine ſolche — gleichfalls nad) der eigenen Angabe 
der Klägerin — weder vom Bellagten, noch von defjen Geſchäftsführer P. er- 
flärt worden, Vielmehr bat PB. fih am 4. Mai 1896 namens des Beflagten 
nur betreff8 derjenigen Tage, an denen urjprünglid die Händelfeier ftattfinden 
folfte, zur Zahlung des „alten Preiſes“, d. 5. von 475 .# täglid), bereit erklärt 
und die Hoffnung ausgeſprochen, es werde nod eine Verftändigung über die 
Reftzeit zuftandeflommen, dagegen hat der Beklagte ſelbſt dem jpäter an ihn ge: 
richteten Verlangen des Direktors der Klägerin, diefen Zins aud für die Tehten 
ſechs Spieltage zu gewähren, ausdrücklich widerjproden, worauf man übereinge: 
fommen ift, die Sade zur richterlichen Entſcheidung zu bringen. Diejes Verhalten 
P!'s und des Beklagten läßt nicht erkennen, daß fie mit einer Miethzinserhöhung 
einverftanden geweſen ſeien. Insbeſondere enthält es noch feinen Verzicht auf die 
für die leßten Spieltage erworbenen Miethrechte, wenn P. die Hoffnung einer 
BVerftändigung ausſprach; B.G.B. $ 135, H. G. B. Art. 278. Infofern man aber 
im Nitzuftandefommen einer entiprehenden Berftändigung — wie fonad) nicht 
entjieden zu werden braudt — den Nidjteintritt einer felbftändigen Voraus— 
jegung zu erbliden hätte, jo würde hieran dev Vertrag über die Tage der Händel: 
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feier, nit der Bertrag über die Reſtzeit jelbft gebunden erſcheinen und der 
Klägerin durch Nihteintritt der VBorausfegung gleichfalls fein Recht zum einfeitigen 
Rüdtritt von dem leßteren Vertrage entftanden fein. 


Rechtliche Natur und Umfang des Unterhaltsanſpruchs des geichiedenen 
unfchuldigen Ehegatten. (S 1750, $ 1751, 8 1848 des B, G. B.s) 


Urtheil des D.L,G.'8 Dresden vom 8, April 1897. O. VII 188,96. 


Die Parteien haben am 28. April 1889 mit einander die Ehe ge- 
ſchloſſen, die aber auf Antrag der Klägerin rehtsfräftig vom Bande gefdieden 
worden ift, nadjdem die letztere am 15. Februar 1896 einen ihr auferlegten Eid 
dahin geleiftet hatte, der Beflagte, ihr Ehemann, habe fie am 18. April 1895 in 
der gemeinſchaftlichen Wohnung wiederholt mit der Fauft derart auf den Kopf ge: 
Ihlagen, daß fi) auf diefem große Beulen gebildet hätten. 

Unter Hinweis auf ihr Unvermögen, ſich jelbft ftandesgemäß zu unterhalten, 
beanſprucht die Klägerin, daß der Beklagte ihr vom 11. Mai 1896, dem Tage 
der Slagzuftellung ab, Unterhaltögeld im Betrage von wöchentlich 4 .#, richter⸗ 
liches Ermeſſen vorbehalten, gewähre. 

Das Landgericht hat auf Gewährung eines Unterhaltsbeitrags von wöchent— 
ih 2 .# für die Zeit bis zum 31. Yuli 1896, d. i. bis zur anderweiten 
Berehelihung des Bellagten und von 1 .# 50 4 wöchentlich für die folgende 
Zeit erkannt und den Bellagten zur Tragung der Prozekfoften verurtheilt, das 
Urtheil aud für vorläufig vollſtreckbar erklärt. 

Im theilweifer Beachtung der Berufung des Bellagten hat das Oberlands- 
gericht den der Klägerin von der Stlagzuftellung an zu gewährenden Unterhalt auf 
1.4 wöchentlich herabgejegt, dagegen’ im übrigen die Berufung als unbegründet 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: 

Der Beklagte hat eingehend die Meinung bekämpft, daß 8 1750 des 
B.G. B.'s nicht ſowohl einen Schädenanſpruch, als vielmehr einen auf der gegen- 
ſeitigen Unterhaltspflicht der Eheleute während der Ehe beruhenden Unterhalts— 
anſpruch feſtſetze, und dieſe Unterhaltspflicht über den zeitlichen Beſtand der Ehe 
hinaus erweitere. Er macht vorſtellig, daß der gegentheiligen Anſicht der Vorzug 
zu geben ſei. — 

Das Berufungsgericht hat dieſer Anregung keine Folge geben können. Zu— 
nächſt iſt darauf hinzuweiſen, daß die in den DO.L.G. Annalen Bd. III S. 455 flg. 
veröffentlichte Entſcheidung die Frage durdaus nicht endgiltig im Sinne des Be— 
Hagten beantwortet, jondern fie ausdrücklich hat dahingeftellt fein lafjen und nur 
anerkannt, daß die Anwendung der Vorſchrift in $ 688 des B. G. B.'s auf den 
Anjprud des 8 1750 im eruftlihe Erwägung zu ziehen ſei. Wie aber bereits 
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die Motive zu $ 1454 des erften Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs für 
das Deutſche Reich Bd. 4, S. 617 flg. ausführen, tritt bei dem ſächſiſchen Ge— 
ſetzbuche — in Uebereinftimmung mit dem code eivil — ber von vielen anderen 
deutſchen Gejeßgebungen für maßgebend erachtete Gefihtspunft einer Entſchäd i— 
gung mehr in den Hintergrund. Im Vordergrund fteht vielmehr die Erwägung, 
dat in Anfehung des Unterhalts die Ehe für dem unſchuldigen Ehegatten aus 
Billigkeit nahwirken foll. Zu vergl. aud Wengler’s Arhiv, Yahrgang 1890, 
S. 780 und Annalen des O.L.G.'s Bd. XVI S. 93. Die Ridtigfeit dieſer 
Bemerkung der Motive ergiebt ji aus den Beftimmungen der $$ 1750 und 1751. 

Hier ift gefagt, daß der unſchuldige Ehegatte wegen der etwaigen Vortheile, 
die er bei Fortdauer der Ehe gehabt hätte, zwar niemals einen Schadenanfprud) 
jolf geltend maden fünnen, daß er aber dann, wenn er fidh nicht ftandesgemäß 
zu unterhalten vermöge, befugt fein ſolle, vom ſchuldigen Ehegatten Unterhalt zu 
fordern, daß jedoch dieſes Recht wegfalle, jobald das Bedürfniß aufhöre, oder er, 
der unſchuldige Ehegatte, ſich anderweit vereheliche. Dieſe beiden Umpftände, 
unter denen die Unterhaltspflidt wegfallen foll, zeigen deutlich, daß der Geſetz— 
geber den in Rede ftehenden Anſpruch nad) denjelben Grundfäßen behandelt, die 
er für den Unterhaltsanfprud maßgebend fein läßt. Denn es ift eiunleuchtend, daß 
ein einmal begründeter Schädenanfprud nit mit dem Bedürfniſſe aufhören und 
mit der anderweiten Verehelihung in Wegfall kommen kann. Der zweite Satz 
der Motive zu 8 1750 des B. G. B.'s, von denen der Bellagte nur den erften 
Sat in Betracht zieht, läßt aber aud) feinen Zweifel darüber, wie der Geſetz— 
geber ji den Aniprud gedacht Hat. Denn nachdem bier zuerjt bemerkt ift, daß 
die im zweiten Sabe des Gefehentwurfes enthaltene Vorſchrift, wenigftens der 
ritigeren Anfiht nad, ſchon bisher bei der böslihen Berlaffung gegolten habe, 
wird ausdrüclic hervorgehoben, daß die im Gejeße ſelbſt feitgejeßte Verpflichtung 
mit dem Tode des jchuldigen Ehegatten aufhöre, und daß dies aus den all: 
gemeinen Grundjäßen über die Verpflihtung zur VBerabreihung des 
Unterhalts von felbft folge ($ 1853 des B.G. B.'s, $ 1886 des Ent- 
wurfs). Hiernach alſo Hat der ſächſiſche Gefeßgeber die Grundjäße, die für 
Unterhaltsanfprüde, nit die Gruudjäße, die für Schädenforderungen gelten, auf 
den in Rede ftehenden Anjprud angewendet. Offenbar war der Gedanke, der zu 
den Vorſchriften der SS 1750, 1751 geführt hat, der: dem unſchuldigen Ehe 
gatten joll aud) im Sceidungsfalle ein Schädenanjprud, der dem Eheredhte über— 
haupt fremd iſt, nicht zuftehen; amdererjeits joll der jhuldige Ehegatte dadurd), 
daß er geſchieden wird, nicht nod feiner Verpflichtung zum Unterhalte ledig 
werden. Diefe Wirkung, Befreiung von der Unterhaltspfliät, ſoll auch derjenige 
Ehegatte nicht herbeiführen können, der fid wegen unbeilbarer Geiftesfrankheit 
des anderen Theiles ſcheiden läßt, Auch in diefem lehteren Falle, wo von einem 
Berfhulden irgend eines Theild und von einer Schadenerfagpflicdt nicht die Rede 
fein kann, joll die Unterhaltspflicgt beftehen. Aus der auf ftändigen Antrag in 
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das B. G. B. aufgenommenen Beftimmung in $ 1751 in Zufammenhalt mit der 
oben angegebenen Bemerkung der Motive geht ganz deutlich hervor, daß ſowohl 
die Regierung als die Stände nicht fowohl einen Schädenanfprud, als einen 
Unterhaltsanfprud haben feſtſetzen wollen. 

Der Bellagte verkennt anſcheinend jelbft nit, daß in $ 1751 an einen 
Schadenerſatzanſpruch nicht gedacht ſein kann. Er zieht aud die Motive zu 
8 1750, aber, wie ſchon gedacht, unvollftändig an. 

Uebrigens hat Schon das Landgericht zutreffend bemerkt, daR, follte auch die 
Unterhaltsverbindlichkeit des Beklagten von feinem Standpunkte aus als Schaden- 
erfagpflicht amgejehen werden müſſen, die Beftimmung in $ 688 des B. G. B's 
laum zu feinen Gunften verwerthet werden können. Zu der Annahme wird 

Ihwerlih zu gelangen fein, daß die Klägerin bei Beobachtung aller Vorſichts— 
maßregeln jede Unterftüßung durd den Beklagten würde entbehren können. . . 

Es wird weiter als erwielen angenommen, daß der Beklagte fi am 
18, April 1895 fo, wie die Klägerin in der Eheſache beſchworen, an ihr thätlich 
vergriffen bat, und betreffs der Höhe des Unterhalts folgendes bemerft: 

Zweifellos ift dargethan, daß die Erwerbsfähigkeit der Klägerin durd) 
Krankheit weſentlich beeinträchtigt, und daß fie nit im Stande ift, ſich jelbit 
allein zu unterhalten, Sie ift daher zum Theil auf fremde Unterftügung un: 
bedingt angewiefen, Dieſe ihre Bedürftigkeit fällt auch nicht weg, wenn ihre 
Einlage bei der Eparfaffe zu Brand wirflid mehr als 65 , und in&befondere 
400 .#, betragen follte. Denn abgejehen davon, daß fie bei der Geringfügigfeit 
des Beitrags, der dem Beklagten in Anbetracht feiner eigenen Erwerbsverhältniffe 
angejonnen werden kann (fiche weiter unten), im allen Fällen eines größeren 
Geldbedarfes auf jenen Sparfafjenbeftand angewiefen fein wird, ift aud) nicht noth— 
wendig, daß fie erft den legten Nothpfennig aufzehrt, bevor der Beklagte an— 
gehalten werden fann, fie zu unterhalten. 

Zu vergl. auch Annalen des O.L.G.'s Bd. II S. 282, 

Wäre lediglich das Bedürfniß der Klägerin entſcheidend, jo würde aud) der 
vom Landgericht ihr zugeiprodene Betrag von 1.4 50 4. bez. 2 .# wöchentlich 
dem Beklagten nit zur Beſchwerde gereihen. Indeſſen muß bei Bemeffung des 
von letzterem zu gewährenden Unterhaltsbeitrags auch auf die Vermögensverhält— 
niffe des Verpflichteten Nückfiht genommen werden. Denn es fünnen eben nicht 
die Grundſätze, welde für Schädenforderungen gelten, jondern nur die all» 
gemeinen Grundfäße über die Verpflichtung zur Verabreihung des Unterhalts 
zur Anwendung kommen. Es war daher zu berüdjichtigen, daß der Beklagte 
feit Ende Juli 1896 wieder verheirathet ift, und daß fein Arbeitsverdienft nur 
etwa 15 .# wödentlid beträgt. Diejen Verhältniſſen gegenüber erſcheint ein 
Beitrag von 1.4 ald angemeffen. Denn aud) dem geltenden ſächſiſchen Rechte 
ift, wie aus $ 1848 des B.G. B.'s zur Genüge bevorgeht, der in 8 1603 
Abſ. 1 des B. G. B.s für das deutſche Reich ausdrücklich anerfannte Grundjaß 
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nit fremd, daß die Unterhaltspflicht blos ſoweit beſteht, als dadurch der Unter⸗ 
halt des Verpflichteten nicht gefährdet wird und daß’ alle ſonſtigen Verpflichtungen 
des Letzteren in Betracht zu ziehen ſind, alſo im vorliegenden Falle auch die aus 
der Begründung eines neuen Haushalts ſich ergebenden Verbindlichkeiten. 

Die Herabſetzung des Unterhaltsbeitrags auf 1 .# wöchentlich auf die 
ganze Zeit, insbejondere aud auf die Furze Zeit, welche zwiichen dem Tage ber 
Klagzuftellung und dem der Wiederverehelihung des Beklagten inneliegt, ift er- 
folgt, weil bei Eingehung jeder Ehe, aud) einer zweiten Ehe, für den Mann er: 
fahrungsgemäß Anjhaffungen und Aufwendungen nöthig werden, durd) die ein 
großer Theil feiner Einkünfte verbraudt wird. 





Zuläffigleit eines Tarlehnsvertrags unter Ehegatten? Etillichweigender 
Verzicht des Ehemannes auf das Verwaltungsrecht. 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 25. März 1897. 0. I. 199,96. 


Die Klägerin lebt von dem Beklagten, ihrem Ehemann, feit Ende Auguft 
1895 getrennt. Mit der Klage verlangt fie von ihm die Nüczahlung eines an- 
geblih ihm im Winter 1589,90 von ihr gewährten Darlehns in Höhe von 
3000 M |. A. Zur Reditfertigung dieſes Anſpruchs hat fie fid) auf den Ab- 
ſchluß eines Ehevertrags geftügt, wonad fie fi die völlig freie Verfügung und 
Verwaltung jowie Nußniefung ihres Vermögens ausdrüdlid vorbehalten habe, 
und weiter behauptet, ihr Ehemann babe fie im Winter 1889/90 um ein Dar- 
lehn von 10000 .# gebeten, da er der Firma K. uud Co. auf deren Dresdener 
Grundbefig eine gut verzinslide Hypothek gewähren wolle. Sie habe ihm dieje 
Bitte zunähft abgeſchlagen, ſchließlich aber ihm 3000 4 dargeliehen, wogegen er 
ihr diefe Summe mit 6°), jährlid zu verzinfen und die Zinfen in halbjährlichen 
Terminen zu je 90 .# am 1. Mai und 1, November jedes Jahres an fie zu ent 
richten veriproden habe. Dies habe er aud) jederzeit pünktlich eingehalten. Erſt 
mit der am 1. Mai 1896 fällig gewejenen Zinszahlung fei er im Rückſtand ge 
blieben. Als fie fih Ende Auguft 1895 von ihrem Ehemann getrennt, habe fie 
die 3000 M von ihm verlangt; er habe gejagt, er werde der Firma K. und Co, 
das Geld fündigen und es dann jofort an fie zurüdzahlen. Damit ei fie ein- 
verftanden geweſen. 

Der Bellagte hat die Abweifung dev Klage beantragt und insbeſondere be- 
fteitten, daß ein Ehevertrag des von feiner Frau behaupteten Inhalts zu Stande 
gefommen ſei. Nad feiner Darftellung hat er der Klägerin die Verwaltung ihres 
Vermögens thatfählih und ohne Hierzu rechtlich verpflichtet zu fein, überlaffen 
und hätten ſich die von der Klägerin behaupteten Zahlungen auf ein ganz anderes 
Rechtlsgeſchäft, Feinesfalls auf ein ihm dom ihr gewährtes Darlehn bezogen, 

In erfter Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. 
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In zweiter Inftanz wurde die Klagabweifung wegen der Zinſen beftätigt, 
dagegen wegen des Hauptftammes auf einen Eid der Klägerin dahin erkannt, daß 
fie bei den die Darleihung der 3000 „# betreffenden Verhandlungen zu ihrem Ehe: 
manne erflärt habe, fie ſelbſt wolle mit der Firma K. und Co. nichts zu thun haben 
und ihm — dem Beflagten — das Geld geben. 

Für den Fall der Eidesleiftung wurde die Verurtheilung des Beklagten zur 
Zahlung von 3000 M, für dem entgegengejeßten Fall auch infoweit die Klag— 
abweilung ausgeſprochen. 

Die Entiheidung des Rechtsſtreits hängt ausſchließlich von Beantwortung der 
Frage ab, wer die ftreitigen 3000 .# dargeliehen erhalten hat. Wäre die Darlehne- 
empfängerin die Firma K. und Go. gewejen, jo würde die Klage, gleihviel ob 
zwilchen den Parteien ein Ehevertrag zu Stande gefommen oder nit, der Ab- 
weifung ſchon um deswillen nicht entgehen können, weil in dieſem Falle die Klägerin 
einen Aniprud auf Rüdgewährung des Darlehns nur gegen die genannte Firma 
und nit gegen den Beklagten haben würde, 

Wäre dagegen das Darlehn dem Bellagten gewährt worden, jo würde aller 
dings die Frage entftehen können, ob die Klägerin mit ihrem Ehemann, dem Be- 
flagten, während des Beſtehens der Ehe über einen Theil ihres Vermögens in 
gültiger Weiſe einen Darlehnsvertrag abjdließen konnte. Das Berufungsgeriät 

hat diefe Frage zu bejahen Fein Bedenken getragen. 

Durch Einverftändniß der Parteien fteht feft, daf die Klägerin bei Eingehung 
der Ehe ihr Vermögen mit Wifjen ihres Ehemanns in eigner Verwaltung behalten, 
diefem aljo nicht eingebradt hat. Es unterlag ausſchließlich der freien Willens- 
beftimmung des DBeflagten, von dem ihm zuftehenden Verwaltungsrecht feinen Ge: 
braud) zu machen. Steine geſetzliche Verpflihtung konnte ihn bieran hindern. Da- 
dur, daß er das Verwaltungsrecht nit in Anfprud nahm, wurde ein thatſächlicher 
Zuftand hergeftellt, der bis zu defien Aufhebung während der Ehe fortbeftand und 
die Klägerin in die Lage verjeßte, in Ausübung des ihr überlafjenen Verwaltungs- 
rechts über ihr nicht eingebradtes Vermögen mit dem Beklagten Verträge mit redt- 
licher Wirkſamkeit abzuſchließen, 

vergl. Annalen des Oberlandesgerichts Band 13, Seite 473. 

Hätten daher die Parteien einen Darlehnsvertrag mit einander abgeſchloſſen, 
ſo würde er rechtliche Wirlung haben und deßhalb der Beklagte zu deſſen Er— 
füllung verpflichtet ſein. Demgegenüber würde ihm auch nicht das Recht zugeſtanden 
werden können, die Illation der ſtreitigen Forderung vor der Erfüllung des Ver— 
trags zu beanſpruchen, da dies in unmittelbarem Widerſpruch mit dem Vertrags« 
willen der Parteien ftehen würde, 

Dagegen beredtigt die eigne Darftellung der Klägerin nicht zu der Annahme, 
daß der Bellagte aud auf fein Nießbrauchsrecht verzichtet Habe. Die Klägerin hat 
bei iher perjünlihen Befragung jelbft nit behaupten fünnen, daß ſich der Be 
klagte verpflidgtet Habe, die 3000 .# zu verzinfen. Wenn fie gleihwohl von ihm 
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Zinſen erhalten bat, jo läßt ſich daraus noch nicht ein Verzicht auf den Niekbraud) 
oder ein Verluſt dieſes Rechts folgern. Es folgt daraus nur, daß er etwas geleiftet 
hat, wozu er an fid) rechtlich nicht verpflichtet war, Denn Verzichte find ftreng aus: 
zulegen — $ 135 des B. G. B.'s und die unterlafjene zeitweilige Verfolgung eines 
Rechts vermag aud im Verhältniſſe zwiſchen Eheleuten nicht ohne weiteres deffen 
Berluft zu begründen, 

vergl. Annalen des Oberlandesgerihts a. a. O., Wenglers Ardiv, Jahr— 

gang 1876 Ceite 27, 

Dies hat zur Folge, daß die Klägerin auch, wenn fie mit dem Beklagten 
einen Darlehnsvertrag über die 3000 .# abgeſchloſſen haben ſollte, feinen Anfprud) 
auf Zahlung der davon geforderten Zinjen haben würde. Inſoweit, als die ein— 
gelegte Berufung aud) dagegen ſich richtet, daß die Klage wegen des erhobenen Zinfen« 
anſpruchs abgewiejen worden ift, war defhalb den Rechtsmittel Beachtung zu 
verfagen. . . . 

Es wurde fodann ausgeführt, daß, da feine Partei für ihre Behauptungen 
Beweis erbradit habe, auf den von der Klägerin dem Beklagten zugejhobenen ihr 
zurücgegebenen Eid über die Acußerung, die fie bei den Verhandlungen über die 
Gewährung des Darlehns gethan haben will, zu erfennen jei. 


Haftet der kaufmänniſche Agent Dritten gegenüber, mit denen er für 
jeinen Auftraggeber in Verbindung tritt, für VBerihulden? Anredinung 
der Berfiherungsfumme auf die Shädenforderung? (Art. 282 0.89.6.8.'8). 


Urtheil des D.L.G.'8 Dresden vom 9. Juni 1896. O. IV, 113,95. 


Der urjprünglice Kläger R. war Vertreter der Firma Jules Renard & Cie, 
in Melbourne und Sydney, welde in Auftralien kommiſſionsweiſe den Einfauf 
von Schafwolle beforgt. Am 30. Oktober 1892 beauftragte diejelbe der Beklagte 
durch Bermittelung des Agenten R. mit dem Einkauf von 

500 Ballen pieces more or less faulty wools für mittleren A-Zug, gut 
farbig und gutnaturig 3 Fr. 40 Et. p. Kilo reingewajhen ohne Waſchſpeſen 
cif. Bremen. 

Mit Brief vom 12. November 1892 meldete R. irrthümlicherweiſe die Aus: 
führung des Auftrages, eine Meldung, die er auf Verlangen des Beflagten mit 
Zuſchrift vom 15. desjelben Monats vervolljtändigte. Der Beklagte, welder erſt 
am 31. Dezember 1892 erfuhr, daß der Auftrag nicht ausgeführt worden fei, 
fordert vom jegigen Kläger als dem Vertreter des Rihen Nachlaſſes unter der 
Behauptung, daß er durch die unrichtige Ausführungsanzeige einen Schaden von 
6856 4 20 4. erlitten habe, auf dem Wege der Widerklage Zahlung diefer 
Summe nebft Zinfen zu 6%, jährlich feit dem 3. Mai 1893, Nach dem Dafür- 
halten des Berufungsgerichts hatte R. dem Beflagten für den ihm durd) die irr- 
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thümliche Einfaufsanzeige verurſachten Schaden aufzukommen, wenn er fi) aud) 
nicht hierzu bejonders verpflichtet haben jollte. 

Zufolge der Darftellung, welche der Beklagte über die Urſachen des Irr— 
thums gegeben Hat *) und welde, da fie vom Kläger nicht beftritten worden, für 
zugeftanden anzufehen ift, hat R. die falſche Benachrichtigung durch Außeracht— 
laſſung der Vorfiht eines ordentlihen Kaufmanns verſchuldet. Allerdings ift dem 
Beklagten nicht beizutreten, wenn er meint, es habe die Depeſche der Firma 
Jules Renard & Cie. von R. nit anders verftanden werden fönnen, als daß 
die Worte „600 Ballen pieces“ mit „Günther Keil” in Verbindung zu bringen 
feien; denn wenn er aud) wegen der für Keil eingefauften 500 Ballen eine Aus: 
funft zu erwarten hatte, jo war doch diefe Auskunft nur über die Qualität ges 
fordert worden und hatte die firma Jules Renard & Cie. — wie wenigjtens 
in Ermangelung bejonderer Gründe angenommen werden muß — nidt nöthig, 
hierbei den Gegenftand des Keil'ſchen Auftrages aud) der Quantität nad) noch— 
mals zu bezeichnen. Jedenfalls war aber das Telegramm zweideutig. Da jowohl 
der Auftrag Keil’s, wie derjenige des Beklagten einen Poften von 500 Ballen 
pieces zum Gegenjtand hatte, jo mußte fi R. vergegenwärtigen, daß die Worte 
„500 Ballen pieces" nit nur auf den Beklagten, jondern auch auf ©. K. 
zu beziehen fein könnten. Er jeßte daher die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf- 
manns bei Seite, wenn er die Depeſche ohne weiteres dahin verftand, daß der 
eben erwähnte Auftrag des Beklagten ausgeführt fei, und demjelben den Eingang 
der Ausführungsanzeige al8 eine zweifelloje Thatſache meldete, 


*) Der Bellagte hatte in diefer Beziehung geltend gemadt, Günther Keil in Leips 
jig und der Bellagte Müller, ein jeder unabhängig vom anderen, hätten die Firma Jules 
Renard & Cie. durch den Kläger zum Ankauf verfhiedener Wollen beauftragt, G. K. unter 
Bezeichnung verfchiedener Qualitäten. Die Firma Jules Renard & Cie. habe dem Kläger R. 
die Ausführung des Ke'ſchen Auftragd gemeldet, ohne anzugeben, in welchen Dualitäten der 
Einfauf bewirkt worden fei. R. habe deshalb dur Kabeltelegramm angefragt, in welchen 
Qualitäten diefer Auftrag ausgeführt fei, und die Firma Jules Renard & Cie. in Schiüfjel: 
jprade geantwortet : 

Hermann E. Müller 200 Ballen Beeces 500 Ballen pieces Günther Keil in Dualität 

17 und 18 ausgeführt. 

Das Telegramm habe befagen follen, daß 200 Ballen fleeces für den Bellagten, 
500 Ballen pieces Qualität 17 und 18 für Günther Keil eingefauft ſeien. Richtig redigirt 
würde dad Telegramm gelautet haben: 

Hermann E. Müller 200 Ballen fleeces, Günther Keil 500 Ballen pieces in Dualität 

17 und 18 ausgeführt. 

Der Kläger R. habe bei dem Telegramm bei Anwendung gehöriger Sorgfalt diefen 
Sinn entnehmen müfjen; die Depeche fei die Antwort auf feine Anfrage geweſen, in welchen 
Qualitäten der Ankauf der 500 Ballen pieces für Günther Keil ausgeführt fei. 

R. hätte, ald er dem Beklagten den Anlauf der 500 Ballen pieces meldete, wie jeder 
forgfältige Bertreter überfeeifher Häufer, mindeftend hinzufügen müſſen: „Richtige Ueber 
fegung des Kabels vorbehalten.” 
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Der Kaufmann R. war nun dem Bellagten vertragsmäßig verpflichtet, bei 
Bermittelung der Korreipondenz zwiſchen diefem und dem Kommiffionär wahrheits- 
gemäße Angaben zu erftatten, und machte fi ihm, nad) $ 728 des B. G. B.'s 
verb. Art. 2852 des H.G. B.'s verantwortli, wenn er diefe Obliegenheit durd) 
Außeradtlaffung der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns verlegte. Er trat 
zwar den Bellagten, indem er al8 Agent der Firma Jules Renard & Cie. einen 
Einfaufsauftrag entgegennahm, als Beauftragter dieſes feines Prinzipald gegen- 
über; wie jedod; überhaupt derjenige, der als Agent eines Kaufmanns gewerb- 
mäßig Handelsgeſchäfte mit dritten vermittelt, auch zu leßteren ähnlich dem amtlich) 
beftelften Handelsmäfler, in ein Bertragsverhältniß tritt — fiehe 

Entſch. des vorm. Reichs-DO.H.G.s Bd. 4 S. 415; Bolze, Praris des 

Reichsgerichts Bd. 4 Nr. 646 und Entſch. des Reichsgerichts Bd. 20 

©. 37, fowie Behrend, Lehrb. des Handelsrehts $ 59 verb. H. G. B. 

a. 81 — 
fo muß dies ganz bejonders im einem alle der vorliegenden Art angenommen 
werden, da der überjeeiihe Woulleinfaufsfommilfionär und fein hierländiſcher 
Kommittent mit einander nicht nur über den Abſchluß, fondern auch über die 
Ausführung des Kommiffionsgefhäfts durch Vermittelung des Agenten verkehren, 
während es doch für den Kommittenten mit außerordentliden Schwierigkeiten ver: 
fnüpft ift, jenen aus Berjehen, weldje vom Agenten bei feiner Wermittlerthätigfeit 
begangen werden, mit Erfolg zu Belangen. Wenn daher von dem Beklagten dem 
Agenten R. der obenerwähnte Auftrag zur Beförderung an fein Haus übergeben 
und von R. derjelbe zu diefem Zwecke übernommen wurde, jo wurde vom Be— 
flagten vorausgejeßt, daß ſich derjelbe damit verpflichte, bei Vermittelung des Ber: 
fehrs zwilhen feinem Haufe und dem Beklagten genaue Anzeigen zu erftatten, 
und dies von dem Agenten R. ftillihweigend verjproden. Seine Entihädigung 
für die Uebernahme diefer Haftung findet der Agent in der Provifion, welche ihm 
der Kommittent durch feinen Auftrag für den Fall, daß derjelbe zur Ausführung 
kommt, zuwendet. 

Es wurde weiter ausgeführt, daß der Beklagte durch R.'s Verſehen er— 
wieſener Maßen einen Schaden in Höhe der Widerklagforderung erlitten habe und 
der Einwand des Klägers, es müſſe ſich der Beklagte die Entſchädigung, die er 
von der Verſicherungsgeſellſchaft für havarirte 245 Ballen erhalten habe, von 
ſeiner Schädenforderung kürzen laſſen, zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Es würde ſich zwar die Forderung des Beklagten vielleicht dann mindern, 
wenn ſich der Beklagte, wie Kläger geltend macht, denjenigen Betrag auf ſeinen 
Schaden anrechnen laſſen müßte, um welchen etwa die ihm für die havarirten 
245 Ballen von der Berfiherungsgejellichaft gezahlte Entſchädigung die Einfaufs- 
foften überfteigt. Dieſes Verlangen des Klägers ift jedoch unberedtigt. Denn 
der Grundjaß, daf, wenn eine Thatjahe nicht blos Nachtheil, jondern auch Bor- 
theil hervorgebracht hat, nur dasjenige als Schaden anzufehen ift, was nad) Ab- 
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zug des Wortheils verbleibt, leidet feine Anwendung, wenn ſich der Geſchädigte 
den Bortheil auf eigne Koften durd einen von ihm eingegangenen Berfiherungs- 
vertrag verfhafft hat. Zu vergl. Annalen des Königl. DOberlandesgeridts 
Bd. 9 ©. 352 und Entjheidungen des Reichsgerichts Bd. 10 ©. 51. Im 
vorliegenden Falle fann jener Satz um jo weniger für anwendbar eradjtet werden, 
als Verfiherungen der fragliden Art für den Kaufmann nidht den Zwed und 
Erfolg haben, in Berluftfällen Schadenerjaß zu erlangen, fondern den, einen 
eiwaigen Schaden, damit er deſto leidhter getragen werden fünne, in Form von 
Verfiherungsprämien auf einen längeren Zeitraum zu vertheilen; denn für einen 
Kaufmann bringt es der ordnungsmäßige Geihäftsbetrieb mit ſich, die für feine 
Rechnung zur See verladenen Waaren regelmäßig zu verfihern, und die Summen, 
welde er in einzelnen Fällen auf Grund der Verſicherung für Verluſte bezahlt 
erhält, werden im Laufe der Zeit dur die Verfierungsprämien in der Regel 
ausgeglidden und ſogar überftiegen werden. Es wäre daher irrig, wenn man an— 
nehmen wollte, der Bellagte Habe, wie das Berlangen des Klägers zu feiner Be— 
achtung mindeſtens vorausjegt, durch Empfang der Verſicherungsſumme etwas ge: 
wonnen. 


Haftung der Handelsfrau, die zuläßt, daß neben ihrem Gewerbebetriebe 
durch ihren Ehemann ein gleichartige Geſchäft betrieben wird, ohne die 
Trennung beider Geihäfte nad Außen hin erfennbar zu machen, für die 
von ihrem Ehemann bewirkten Beftellungen? (Art. 10 des 9.6.8.8). 


Urtheil des D.2L.G.'3 Dresden vom W. Ottober 1894. 0. IV. 163,98, 


Der Kläger, ein Mühlenbefiger, betreibt Handel mit Broden, Mehl, Kleie 
und andern Mühlenprobuften; die Bellagte, verehelichte M., betreibt ſeit Juni 1891 
ein Produftengeihäft in offenem Laden. Kläger fordert von der DBellagten Be— 
zahlung einer größeren Summe für ihr in der Zeit vom 7. Aprit 1892 bie 
21. November 1892 geliefertes Brod, Mehl und Kleie. 

Die Beklagte beftreitet ihre Verpflihtung aus dem Grunde, weil nicht fie, 
jondern ihr Ehemann, der unabhängig von ihrem Produftengefhäfte den Handel 
mit Brod und Mühlenproduften im Umpberfahren betreibe, mit dem Kläger in 
Geſchäftsverbindung geftanden Habe. 

Das Nähere ergiebt fid) aus den Gründen dev zweitinftanzlihen Entideidung, 
in der die Beklagte zur Bezahlung des Kaufpreifes für verpflichtet erklärt wurde, 

Den Gegenstand der klägeriſchen Lieferungen haben nad dem der Klage zu 
Grunde gelegten Beibude und den ſich auf dasjelbe beziehenden Erklärungen der 
Bellagten jowohl Brod als auch andere Mühlenerzeugniffe gebildet, wie ſolche 
erfahrungsgemäß in den mit dem Detailverfaufe ſich bejhäftigenden ſog. Produften- 
geihäften geführt zu werden pflegen. Während nun der Ehemann der Beklagten 
bis zur Zuftellung der gegenwärtigen lage unbeftritten einen Gewerbebetrieb bei 
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der Gewerbepolizeibehörde überhaupt nicht zur Anmeldung gebracht hatte, ift die 
Bellagte jelbft bereits feit dem 27. Juni 1891 Inhaberin eines Produftengefhäftes 
und als jolde während des gefammten Zeitraumes, auf welchen ſich die ftreitigen 
Lieferungen ertheilen, polizeili gemeldet geweſen. Die Bellagte ift ferner nicht 
abredig, daß diefer ihr Gejhäftsbetrieb unter Genehmigung ihres Ehemanns vor 
fi) gegangen fei, und will nur gleich dem leßteren eine Unterideidung zwiſchen 
dem don ihrer Gefdäftsftelle aus und dem außerhalb derjelben betriebenen Handel 
in dem Sinne auftellen, daß der erjtere das Geihäftsunternehmen der Beklagten 
und davon unabhängig der auswärtige Handel dasjenige des Ehemannes gebildet 
habe. Diefe Unterſcheidung läßt fid) jedod nicht als eine durch die thatjädhlichen 
Berhältniffe begründete anerkennen; vielmehr ift anzunehmen, daß beide Geſchäfts— 
betriebe fi) in der Perfon der Beklagten vereinigt haben. Es ift im Verkehr 
durdaus nichts Ungewöhnliches, daß ſich mit dem ftehenden Gewerbebetriebe ein 
Handel im Umpherziehen verbindet; mit leßterem bedient fid) der Gewerbtreibende 
nur einer der Befugniffe, die ihm das ftehende Handelsgewerbe nad) dem Geſetze 
verleift.. So kommt beijpielsweife der Kohlen: und der Grünmaarenhandel viel- 
fah in der Weiſe vor, daß neben dem Verkaufe von einer offenen Geſchäftsſtelle 
aus ein Vertrieb im Straßen: oder Marftverfehre ftattfindet, beide Betriebs— 
formen aber einem einheitlihen Gefhäftsunternehmen dienen. In gleiher Weile 
fann ſich der Produftenhandel im Allgemeinen und jpeziell der Handel mit Brod 
und fonftigen Mühlenerzeugniffen geftalten. Ye mehr ein derartiger Betrieb in 
den Schranfen des Kleinhandels bleibt, um jo mehr werden als Gehilfen für den 
außerhalb der Geſchäftsſtelle ftattfindenden Handel Angehörige, des Geſchäfts— 
inhabers auftreten, denen in den Augen des Publifums an fi ſchon die Ber- 
mutdung zur Seite fteht, daß fie nur als Hilfsperfonen und nicht als jelbftändige 
Gewerbtreibende thätig find, 

Hierbei wurde weiter darauf Gewicht gelegt, dak die Bellagte den 
Produftenhandel gewerbepolizeilih angemeldet, daß von ihrem Geſchäftslokale 
aud) der Handel im Umberfahren feinen Ausgangspunkt genommen, daß fie 
die für den Haufirhandel bejtimmten Waaren meist jelbjt in ihrem Laden ent— 
gegengenommen und daß fie das Beſtehen einer Trennung der beiden Geſchäfte 
nit zum Ausdrud gebracht, aud) an ihrem Laden eine nicht zu einer Auf 
flärung des Sadhverhältniffes dienende Bezeichnung: „Fiſchhaus N. — der Name 
ihres Wohnorts — angebradt Hatte, 

Die Gründe fahren dann fort: 

Da der Ehemann der Beklagten von einem Gläubiger erfolglos gepfändet, 
ein eigenes Geſchäft nicht betreiben fonnte, wenn er nicht Gefahr laufen wollte, 
unter Zwangsvollftrefungen Störungen in feinem Gejchäftsbetriebe zu erleiden, 
fo ift e8 erflärlid, daß er, um feiner Familie den Lebensunterhalt zu verichaffen, 
das Geſchäft mit den Mitteln und auf den Namen jeiner Frau errichtete und 
fortan nur als deren Geſchäftsführer thätig wurde So vereinigten fi alle Um— 
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ftände, um den Haufirhandel nad Außen zu nur als einen Zweig des von der 
Beklagten angemeldeten Produftenhandel® erideinen zu laſſen, während anderer: 
jeits weder von der Beklagten nod) Seiten ihres Ehemanns etwas gethan worden 
ift, um der Entftehung diefer Auffaſſung entgegenzutreten, Bei diefer Sachlage 
läßt fi) die Folgerung nit abweien, daß nad) Außen zu die Beklagte als In— 
haberin des Geſchäftes in dejjen ganzem, den Haufirhandel in fi Ichließenden 
Umfange aufgetreten ift und demgemäß dem Publitum gegenüber als ſolche zu 
gelten hat, ohne auf die behauptlich cbweichende Gejtaltung ihres Rechltsverhält— 
nifjes zu dem Ehemanne, und die nad) Außen zu nicht hervorgetretene angeblid) 
geivennte Bud: und Kafjenhaltung, gegen deren wirklide Durdführung übrigens, 
was wenigjtens die legtere anlangt, alle Wahrſcheinlichkeit ſpricht, ſich wirkſam be 
ıufen zu dürfen, Im diefer Beziehung ſchlägt der in der Praris wiederholt aner- 
fannte Redtsgrundjag ein, daß derjenige, welcher duldet, daß ein Handelögewerbe 
unter jeinem Namen von einem Dritten betrieben wird, ohne Rüdfiht auf den 
Charakter der zwijden ihm und dem Dritten beftehenden rechtlichen Beziehungen, 
den Gewerbebetrieb als den jeinigen dem Publifum gegenüber anzuerfennen ver: 
bunden ift. Diejer Grundjag findet zwar jeine hauptſächlichſte Anwendung in den 
Fällen, wo es ſich — wie bei der Entiheidung des Reichs-O.H.G.'s Bd. 21 
©. 305 — um die Einwilligung des Inhabers einer im Handelsregijter einge- 
tragenen Firma zur Führung des unter dieſer Firma bejtehenden Geſchäftes handelt. 
Seine Geltung ijt jedoch nidt auf jolde Fälle zu beihränfen. Die den Satz 
rechtfertigende Rückſicht auf das Intereſſe des Publikums an der Sicherheit über 
die Perſon deſſen, der ihm im Geſchäftsverlehr als Kontrahent gegenübertritt, 
erheiſchen auch die den Firmenvorſchriften insbejondere durch Art. 10 des H.G. B.'s 
entzogenen Verkehrsgebiete. Der, wennſchon nicht öffentlid befannt gegebenen, ſo 
dod) der öffentlichen Kenntniß zugänglid gemachten und für fie beftimmten Kund— 
gebung, weldye in der gewerbepolizeilihen Anmeldung liegt, ift in Fällen der vor- 
liegenden Art um jo größeres Gewicht beizulegen, ald gerade das ehelihe Ver— 
hältnig — die äufere glei; nahe Beziehung beider Eheleute zu dem von nur 
Einem derjelben betriebenen Gewerbe — die Erfennbarkeit der Inhaberſchaft für 
den Dritten erſchwert und die Verdunfelung der wahren Sahbewandtnig für die 
Eheleute erleichtert. 

Beſtanden aber nicht zwei getrennte Handelsgeſchäfte, jondern nur ein ein: 
ziges, dejjen Inhaberin die Beklagte war und welches von deren Gejdyäftsjtelle 
aus theild unmittelbar, theils im Wege des Umherfahrens betrieben wurde, jv 
muß fid) die Beklagte als Mitkontrahentin des Klägers behandeln laſſen. Für 
Ntaufverträge, welche über Waaren geſchloſſen werden, wie jie in dem betreffenden 
Geſchäftsbetriebe geführt und gebraudt werden, bedingt die Natur der VBerhältnifie 
für beide Theile die Annahme, daß der Kauf für den Inhaber des Geſchäfts ein- 
gegangen werden jolle, ohne daß auf die Perſönlichkeit desjelben oder darauf, ob 
er es jelbft ijt vder ein Vertreter von ihm, welder den Handel abſchließt, etwas 
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anfommt. Wer von den beiden Eheleuten beftellt hat, ift daher ebenfo unerheb- 
(ih, wie die frage, mit welchem von Beiden der Kläger zu verhandeln glaubte; 
bat der Kläger, von dem vermuthet werden fünnte, daß er in der That der Be- 
flagten zu liefern beabfidhtigte (denn er hatte fi nad dem Inhaber des Ge— 
ihäftes erkundigt und erfahren, daß es die Beklagte fei), gleihwohl das für den 
Käufer bejtimmte Beibuch, Lieferſcheine, Rechnungen und Mahnungen u. f. w. 
auf den Namen des Ehemannes geftellt und ſich bisweilen jo ausgeiproden, als 
ob er den lebteren als Inhaber des Geſchäftes anſehe, jo eriheint dies uns 
günftigitenfalls als Wirkung einer für das Rechtsgeſchäft ſelbſt bedeutungslofen 
Unſicherheit über die Inhaberihaft des Geſchäfts, bildet aber fein Anzeichen dafür, 
daß der Kläger ſchlechterdings nur den Ehemann der Beklagten und feine andere 
Perfon als feinen Abkäufer babe betrachtet wiſſen wollen. 

Bon Erheblicgfeit würde e8 dagegen fein, wenn dem Kläger von Anfang 
an ausdrüdlicd erklärt worden wäre, daß die Beftellungen nicht für die Beklagte 
und deren Produftengeihäft, ſondern ausichliehlih für Nehnung des Ehemannes 
gelten follten, da diefer den Handel im Umherfahren nid für das Ladengeſchäft 
jeiner Ehefrau, fondern auf eigene Rechnung betreibe und nur für diefen die vom 
Kläger zu liefernden Waaren bejtimmt jeien. Denn dann würde die Beitellung 
des Ehemannes für fi in einen ſolchen Gegenjaß zur Betellung feiner Ehefrau, 
zu der Lieferung an dieſe geftellt worden fein, daß die Eigenihaft des Ehemannes 
als Meitcontrahenten des Klägers fir die erfte wie alle folgenden Lieferungen, 
wein nicht bei leßteren unzweideutig etwas Anderes vereinbart wurde, außer 
Zweifel gejtellt worden wäre. Die hierauf gerichtete Behauptung der Beklagten 
ftellt fid) unter den vorliegenden Umftänden, welche an und für ſich die Beklagte 
al® die Mitcontrahentin des Klägers ericheinen laffen, als ein jelbftändiges Ver: 
theidigungsmittel der Beklagten dar, über weldes der von der leßteren ange: 
tragene, vom Kläger angenommene Schiedseid diefem nah $ 426 Abi. 2 der 
C.P.O. durd Beweisbeihlur auferlegt werden Fonnte. Nachdem Kläger diefen 
Eid geleiftet hat, fteht das Gegentheil der zu beſchwörenden Thatſache feft. 

Was aber die Erflillung der hiernach durchweg zwiſchen den Parteien ab: 
geihloffenen Lieferungsverträge anlangt, jo braudt nicht feitgeftellt zu werden, 
dat die Waaren, deren Lieferung umbeftritten erfolgt ift und auf deren Bezahlung 
fi gegenwärtig der Klaganſpruch beſchränkt, ſämmtlich der Beklagten perjönlic) 
übergeben worden find. Denn, wie der Kläger als ihr Gejhäftsführer zu deren 
Beftellung, fo war er aud zu deren Empfangnahme an Stelle der Beklagten er: 
mädhtigt. *) 


*) Diefelben Grundfäge wurden ausgeſprochen in den Entfheidungen vom 25. Sep: 
tember 1894 (0. IV. 116,98) und vom 5. März 1897 (O. IV. 4/97). In der erften Sache 
hatte die, auf Bezahlung von Brod und Mühlenproduften verflagte Ehefrau den Betrieb 
eines Produltengefhäfts, ihr Ehemann den eined Agenturs und Kommiffionsgefhäfts an: 
gemeldet. In der zweiten Sache hatte der Ehemann der Bellagten, die auf Bezahlung des 
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Mietvertrag über ein Fabrifgrundftüd zugleich mit einem VBertrage auf 

Lieferung der Dampftraft. Kommt der Entichädigung für die Lieferung 

auch das Abjonderungsrecht des S 41 3.4 der Kont.d. zu? (auch 8 293 
der EP.D.) 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 16. fyebruar 1897. 0. III. 144/96. 


Der Kläger hat mit dem am 5. April 1895 in Konfurs verfallenen Kauf: 
mann K. in Chemnib in einem Miethverhältniß geftanden dergeftalt, daß K. behufs 
feiner Fabrikation von Strumpfmaſchinen gewiffe Räume in einem Gebäude des 
Klägers für einen — zuletzt auf 3400 .# jährlich ſich belaufenden — Zins inne: 
hatte und gleichzeitig vom Kläger die zu diefem Geſchäftsbetrieb erforderlihe Dampf: 
kraft geliefert erhielt und zwar zu einem Preije von 350 4 — jährlid) für jede 
indicirte Pferdefraft. Diejes BVertragsverhältnig ift zwiſchen dem Kläger und dem 
Kontursverwalter bis zum 31. März 1896 fortgefeßt worden. Geftüßt hierauf 
hat Kläger gegen den Konfursverwalter die vorliegende Klage erhoben, in welder 
er den Miethzins fir die dem Konkurs zur Benußung überlajjenen 
Yofalitäten in der für die erften drei Monate des Jahres 1896 ſich herausstellen: 
den Höhe von 725 # |. And. als eine Mafjefhuld und unter Vorbehalt der Ent: 
Ihädigung für die dem Konkurſe gewährte Dampffraft einfordert. Der 
Beklagte hat diefe Forderung als eine an fi begründete anerfannt, ihr jedoch 
eine (auf 738 4 89 4 ſich belaufende) Gegenforderung aufrechnungsweiſe 
entgegengeftellt. Bon der erften Inftanz ift diefe Einrede für unbegchtlich erachtet 
und demgemäß der Beklagte zur Bezahlung der geflagten 725 .# ſammt gebetenen 
Verzugszinfen aus der Konfursmaffe und zur Tragung der Prozeßkoſten aus ders 
jelben Maſſe verurtheilt worden. 

In zweiter Inftanz wurde das landgerihtlihe Urtheil dahin abgeändert: 

Es wird feftgeftellt, daß die geflagte Stanımforderung an fid) begründet ge- 


Kaufpreifes für Heringe belangt wurde, bis zu feinem Konkurfe einen Heringshandel auf 
einem Öffentlihen Plage in Dresden betrieben. Nahdem er das Gefchäft poligeili abge 
meldet, hatte die Bellagte den Heringähandel bei der Gemwerbepoligei angemeldet; einige 
Zeit jpäter hatte wieder der Ehemann, ohne fein Gewerbe anzumelden, ben Fiſchhandel im 
Umberziehen betrieben; beide Ehegatten hatten, ba ihre Vornamen mit dem nämlichen 
Buchſtaben anfingen, die gleihe Firma geführt. In beiden Sachen wurde die Bellagte 
unter Verwerfung ihres Einwandes, daß die Waare für das Geſchäft ihres Chemannes ge: 
liefert worden feien, zur Zahlung verurtheilt; in den Gründen ber zweiten Entſcheidung 
wurde befonders noch hervorgehoben, daß «3 nicht darauf ankomme, wie die Eheleute unter 
ſich ihre geſchäftlichen Beziehungen geregelt, ob fie miteinander einen völlig getrennten Ge: 
jhäftsbetrieb vereinbart hätten, fondern allein darauf, wie der Geſchäftsbetrieb nah Außen 
zur Erfcheinung getreten fei. 

Die hier mitgetheilten Entſcheidungen bemeifen übrigens, wie nothwendig eine gefeß: 
liche Vorſchrift ift, nach welcher Kaufleute und Gemwerbtreibende ihren vollftändigen Namen 
an ihrem Geſchäftsraume deutlih erlennbar anbringen müfjen (vergl, jegt die Sächſ. Ber: 
ordnung v. 21, Mai 1897, ©, u. V. Bl. S. 88). 
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weien, aber vom Beklagten durd) Aufrechnung getilgt worden ift und wird des: 
balb der Kläger mit dem erhobenen Anſpruche abgewiefen. 

In den Gründen wird es zunächſt als unbeftritten angefehen, daß der Be- 
klagte in Bezahlung der geforderten 725 .# zu verurtheilen fein würde, wenn nicht 
die vom Yeßteren gebraudte Einrede der Aufrehnung ſich als begründet erweifen 
follte und weiter bemerkt: 

Der Bellagte hat feinen Gegenanfprud) darauf geftüßt, daß der Kläger dies 
jenigen 738 4 89 4,, welde er am 22, September 1895 von dem Bureaudorfteher 
des Beflagten für die dem Gemeinfhuldner in der Zeit vom 1. Januar 1895 
bis zum Tage des Konkursausbruchs (bis zum 5. April deffelben Jahres) gewährte 
Dampf kraft bezahlt erhalten habe, wieder herauszuzahlen verbunden fei. Der 
Beklagte erblict in diefer Zahlung die irrthümliche Leiftung einer Nichtſchuld, da er 
nur verpflichtet geweien fei, dem Kläger wegen derjenigen Anfprücde unverfürzte Be— 
friedigung zu gewähren, welde mit einem Abjonderungsredhte ($ 41 Ziffer 4 der 
Konk.Ordng. verb. mit dem R.-Gef. vom 9. Mai 1894 (K. G. Bl. 1894, Seite 439) 
ausgeftattet geweſen feien, was bezüglich jener Entihädigung für die dem Gemein: 
ſchuldner gelieferte Dampfkraft nicht der Fall fei. Die Parteien ftimmen darin 
überein, daß der Kläger nur in dem Falle berechtigt fein ſolle, die Zahlung der 
738.4 89 &. zu behalten, wenn nicht blos der für die Einräumung der Mieth- 
(ofalitäten, ſondern aud) die für die Lieferung der Dampffraft erwachſene Forderung 
des Klägers gegen den Gemeinſchuldner eine mit dem obgedadjten Abſonderungs— 
rechte verjehene war — eine Auffaffung, welche jedenfalls ald maßgebend anzufehen 
ift für die Entſcheidung des Nedtsftreits. 

Die erite Inftanz nun hat das in 8 41 der Konf.-Ordng. dem Wermiether 
„wegen bes rüdjtändigen Zinſes ſowie wegen anderer forderungen aus dem 
Miethverhältniffe” eingeräumte Abſonderungsrecht aud) auf jene Entſchädigung für 
die dem Gemeinſchuldner gelieferte Dampffraft erftreden zu müſſen geglaubt, in- 
dem fie hierbei einer diefe Frage behandelnden Entſcheidung des Reichsgerichts (j. 
defjen Entjheidungen in Civilfahen Bd. 33 ©. AT) und der Erwägung gefolgt 
ift, daß es den Parteien bei Abſchluß der Verträge in erfter Linie auf die 
Ueberlaffung der betreffenden Lofalitäten an den Gemeinſchuldner und auf die 
Regelung diefes Miethverhältniffes angelommen, die Beftimmung aber, betreffend 
die Lieferung der Dampfkraft, ihnen nur als eine Nebenbedingung er: 
ſchienen jei. 

Diefer letztere Entſcheidungsgrund läuft nit fowohl auf eine Feftftellung 
einer greifbaren, beftimmten Thatſache, als vielmehr auf ein Urtheil hinaus, deffen 
Richtigkeit die gegenwärtige Inftanz nahzuprüfen außer Stande ift. 

Hervorgehoben mag zunächſt in diefer Richtung werden, daß in den Ber- 
trägen die Vergütung fr die Einräumung der Lofalitäten und diejenige fiir Ge: 
währung der Dampffraft befonders ausgeworfen find und beide fi, ihrer Höhe 
nad, anfänglich jo ziemlich die Waage hielten, indem fid) die erſtere auf jährlich, 
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2500 4 belief, während die leßtere bei voller Benugung der den Ermiethern 
zur Verfügung geftellten Dampffraft auf 2100 .# anjtieg, welches Zahlenver: 
hältniß erſt fpäter durch den Nadtragsvertrag ſich injofern änderte, als die 
Gegenleiftung für Einräumung der Pofalitäten die Höhe von 3400 4 jährlid 
erreichte. Aber aud) bei letzterem Größenverhältniß läßt fi nicht jagen, daß die 
Vergütung für die Dampffraft eine untergeordnete, nur nebenfählige Rolle ge: 
jpielt habe. 

Hiernächſt ift ins Auge zu faffen, daß in jenen Verträgen die Gegenleiftung 
für die Einräumung der Yofalitäten als „Miethpreis" — „Miethzins“ —, die: 
jenige für Gewährung der Dampfktraft ald „Preis“ — als „Entihädigung, 
welche gleichzeitig mit den Miethzinsraten zu gewähren fei“, bezeichnet werden — 
ein Beweis, daß die Vertragsichliegenden ſich der verjdiedenartigen Natur beider 
Gegenleiftungen wohl bewußt gewejen jeien. 

Weiter mag es wohl ſachlich nicht unzutreffend befunden werden, wenn man 
von einem Miethverhältnig wie das vorliegende ift — dergleichen in fabrikreichen 
Gegenden bekanntlich nicht jelten vorfommen — jagt, es werde vom Vermiether 
dem anderen Theile die Miethſache in einer befonders ausgeftatteten Weife ge: 
leiftet; genau betrachtet aber erweift ſich dieſe Auffafjung denod als nicht ſtich— 
haltig, da die Benußbarfeit eines Miethraumes auf einer permanenten Beſchaffen— 
heit defjelben beruht, während das Hinzufommen der Dampffraft nicht denkbar 
ift ohne eine Thätigfeit desjenigen, welder e8 übernommen hat, die Dampffraft 
zu erzeugen und in die Miethräume hineinzuleiten — eine Thätigfeit, welche nicht 
einmal ftet8 an die Perfon des Vermiethers gefmüpft ift, da es recht wohl aud) 
al8 denkbar erſcheint, daß die zu einem Fabrikbetrieb erforderliche Dampffraft aus 
einer andern, al® aus der Hand des Vermiethers, 3.3. von einem Nahbargrund: 
ftücfe her bezogen werde. — Diefer Unterſchied, welcher zwiſchen der Vermiethung 
einer Sade zum bloßen Gebraud und der Lieferung einer — immer neu zu 
erzeugenden — Dampf oder Heizkraft zum Verbrauch durd die Natur der 
Sache hervortritt, hat ſich bejonders geltend gemadt in dem in den Annalen des 
Oberlandesgerits Bd. 15 ©. 345 flg. mitgetheilten Falle, wo e8 fi um die 
Frage handelt, ob der Erwerber des Miethgrundftücs die in $ 1225 des B. G. B.'s 
geordnete Kündigungsfrift auch bezüglid der Dampfkraft innezuhalten babe, deren 
Mitlieferung von feinem Vorbefiger dem Abmiether gegenüber übernommen wor: 
den war. Diejenigen Gefidhtspunfte, die a. a. O. vom Oberlandesgericht für die 
Verneinung Ddiefer Frage geltend gemadt worden find, und an denen das Be: 
rufungsgerit nad) wie vor feſthält, find aud für die Entſcheidung des jeßigen 
Nehtsftreites maßgebend, da fie dem inneren Weſen des Miethvertrags ent: 
nommen find. Dabei mag übrigens nit verneint werden, daß beim Miethver: 
trage Fälle vorfommen können, wo die gleichzeitig zugefiderten Hanbdleiftungen — 
namentlid) wenn fie verhältnigmäßig von jehr unbedeutender Art find, wie 5. B. 
Bedienung — als vom Begriff des Miethvertrags mitumfaßt, und die Vergütun- 
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gen fir dergleichen Yeiftungen als mitgedeckt durch das Zurückhaltungsrecht des 
8 1228 des B.G.B.'s nnd durch das Abſonderungsrecht des 8 41 unter 4 
der Konkurs-Ordnung angejehen werden fünnen, was ſich häufig aus Zweck— 
mäßigkeits- und Billigfeitsgründen, deren Berüdfihtigung durch dieſe Ge: 
jegesbeftimmungen nicht ausgeihloffen erjeint, empfehlen wird. Dazu eriheint 
jedoch der vorliegende Fall bei der Wichtigkeit und Umfänglichfeit der vom Kläger 
übernommenen Lieferung der Dampffraft nit angethan. 

Dei diefer Sachlage fommt auf die vom Kläger nad Obigem aufgeftelfte 
Behauptung, daß er die Lieferung der Dampffraft ald eine permanente, nur zu 
Zeiten variirende Leiftung angeſehen habe, ebenjowenig etwas an, als auf die Be: 
ihaffenheit der zur Erzeugung und Ueberleitung der Dampffraft in die Mieth- 
räume dienliden Einrichtungen. Soviel ift jedenfall® aus der Natur der Sache 
und ebenfo aus den Einzelbeftimmungen des Vertrags abzunehmen, daß die Dampf: 
fraft vom Kläger zu erzeugen und daß deren Arbeitsleiftung, nämlid die Maſchi— 
nenbewegung, auf die übliche techniſche Weiſe (durch Transmiffionswellen, mit 
dazu gehörigen Riemen und Scheiben) in die Miethräume bineinzuleiten war. 
Wenn man fid) diefe feiten und körperlichen Gegenftände als an den Abmiether 
K. mitdermiethet vorftellen will, jo wird fi) gegen dieſe Auffaffung kaum 
etwas einwenden laffen; jedenfalls aber waren fie ein unentbehrlices Mittel, um 
die dem Bellagten zu liefernde, zum Verbrauch beftimmte Sache — die Be— 
triebsfraft — dem Bellagten zuzuführen und würden ohne allen Nuben ge: 
wejen fein, wenn Kläger nicht vorher diefen Lieferungsgegenftand ſtets neu erzeugt 
hätte, Können alfo nicht jelbftftändig in Betracht kommen, wenn es ſich darum 
handelt, die rechtliche Natur des betreffenden Lieferungsvertrags feftzuftellen. 

Aus vorftehenden Gründen num ift die an den Kläger am 22. September 
1895 aus der Konfursmafje geleistete Zahlung als eine irrthümlich geleiftete an- 
zufehen und Beflagter nad $$ 1519, 1523 des B. G. B.'s berechtigt, feinen An- 
ſpruch auf Rückgewährung der betreffenden Summe bis zur Höhe des Klagbetrags 
dem Kläger in Gegenforderung zu ftellen, 

Es war daher — in Beahtung des vorliegenden Rechtsmittels — Die 
Klage abzuweijen. 

Dieſe Abweifung hat man übrigens, wenn ſchon die Klage als Peiftungs- 
age ſich darftellt, in der vorſtehenden Urtheilsformel mit einer Wendung, wie 
fie bei Yeiftungsflagen üblich ift, eingeleitet, damit ſofort erkennbar werde, daß 
bier über zwei Forderungen entſchieden werde, die an ſich begründet jeien, aber 
durch ihre Aufhebung gegen einander getilgt werden, vergl. $ 293 der E.P.D. und 
Entſch. des Reichsgerichts in Eivilj. Bd. 37 ©. 404, 405, 
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3m Anwaltsprozeſſe ift für das Koftenfeftiegungsperfahren die Beibrin« 
gung einer Vollmacht nicht erforderlid. 


Beſchluß des Kammergerichts vom 8. Juni 1896. 
i. S. B.“. W. X. 657. 96. XII. 


Es kann dahin geftellt bleiben, ob nit nad $ 84 der E.PD. die Rüge 
des Mangels ber Vollmacht aud dann nod den Sadhwaltern zu überlaffen  ift, 
wenn es fi um ein Verfahren handelt, das zwar dor dem Landgericht als Prozeß: 
gericht ſich vollzieht, für welddes aber, wie beim Koftenfeftjegungsverfahren, eine 
Ausnahme don der Negel des Anwaltszwanges gemacht ijt ($ 98? der E.P.D.). 
Denn in jedem Falle ift gerade für das Koftenfeftiegungsverfahren die Beibrin- 
gung einer Vollmacht deshalb nicht erforderlich, weil dieſes Verfahren nur zur 
Ausführung der im Grundfage im Urtheife felbft ſchon erlaffenen Entſchei— 
dung über die Pflicht zur Tragung der Koften erfolgt. Während frühere Geſetz— 
gebungen — $ 26 der A.G.O. Th. I Tit. 23, Art. 543 des code de proc. 
und Art. 115 der bayriſchen C. P.O. — verlangten, daß die Berechnung der zu 
erftattenden Koſten jo zeitig erfolgt, daß deren Feſtſetzung bei der Verfündung des 
Urteils in dem vollftändig abgefaßten Urtheile erfolgen könne, Hat die C.P.O. 
das bejondere Koftenfeftjegungsverfahren angenommen, wie es die preußiihe Praris 
auf Grund des 8 28 der A.G.O. Th. I Tit. 23 geftaltet halte. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen ift gemäß SS 98 flg. der EP.O, 
nahdem die Entiheidung über die Koftenlaft in dem Urteile erfolgt ift, 
die Entiheidung über den Betrag der Koften einem erfahren vorbe— 
halten (vergl. Begründung zu 8 77 des Entwurfes der C.P.O. S. 118). Es 
fanıı nun nicht angenommen werden, daß der Gefeßgeber, der für das Haupt: 
verfahren felbft die Prüfung der Vollmachten der Anwälte diefen felbft überlaffen 
hat, das Nachverfahren über den Betrag der zu erftattenden Koften an ſchwerere 
Bedingungen hat binden wollen, als jenes (vergl. auch Schulgenftein in d, 
Zeitihr. f. deutſchen Civilprozeß Bd. 16 S. 541). Die entgegengejeßte, ledig— 
(id) auf den Wortlaut des $ 84 Abſ. 2 und des S 74 Abſ. 2 der C. P.O. ge 
ftügte Anfiht, melde Willenbücher, das Koftenfeftjegungsverfahren und Wil» 
mowsky-Levy 7. Aufl. Anm. 2 zu $ 84 vertreten, fann hiernach um fo weniger 
für zutreffend eradptet werden, als die Nahbringung der im Nedtsitreite felbft 
nicht erforderten Vollmacht des Anwalts nur für das Koftenfeftfegungsverfahren 
au mit den Anforderungen der thunlichiten Einfachheit und Nafchheit des Ver— 
fahrens, denen das Geſetz mit der ihm gegebenen Gejtaltung nad) der ausdrück— 
lichen Erklärung in den Motiven a. a. O. 8 119 hat entipredden wollen, in 
ſcharfem Widerſpruche ftehen würde, 

Der abweijende Beſchluß des L.G.'s ift daher aufzuheben und dieſes anzu« 
weifen, von der Beibringung der Vollmacht abzujehen. 

(Aus den Blättern für Nedtspflege im Bezirke des Kammergerichts 1896, ©. 70), 
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Haftet der vom Schuldner zur Hemmung der Vollziehung des Arreftes 

hinterlegte Geldbetrag dem Gläubiger aud dann, wenn die borausge- 

gangene auf Grund des Arreftbefehls bewirkte Mobiliarpfändung wegen 

eines Verſtoßes gegen die betr. geieglihen Borihriften unwirkiam ift ? 
($ 805 der EPD.). 


Urtheil d. R.G., V. Civilſ. v, 7. April 1897. V. 91/97. 


Thatbeftand. 

Zur Vollziehung eines von der Klägerin gegen die Firma der Bellagten 
in Höhe von 9227 .4 25 8. und einer Koſtenpauſchſumme von 300.4 erwirkten 
Arreftbefehls find am 8, Januar 1895 im Geſchäftslokal der Lebteren baares 
Geld und Waarenvorräthe (Paletots und Anzüge) gepfändet, die gepfändeten 
Waarenvorräthe aber im Befig der Schuldnerin belaffen worden, Am 10. Januar 
1895 wurde über das Bermögen der Schuldnerin der Konkurs eröffnet und am 
14. deffelben Monats Hinterlegte der Konfursverwalter behufs Aufhebung der 
Pfändung gemäß $ 803 der C.P.O. den Beirag von 10027 .# 25 &. bei der 
Hinterlegungsftelle in St., worauf noch am jelben Tage die Aufhebung des 
Arreftes erfolgte. Der Konkurs ift inzwiſchen durch Zwangsévergleich beendigt 
worden, und die Klägerin verlangt nunmehr Auszahlung des hinterlegten Be— 
trages in Höhe von 9745 .# 40 &., nebft den hiervon aufgelaufenen Zinfen. 
Es ift auch zwiſchen den Parteien nicht ftreitig, daß in diefer Höhe der Klägerin 
eine Waaren- und Wedhlelforderung, zu deren Dedung der Arreft erwirft war, 
gegen die Firma der Bellagten zufteht; leßtere weigern ſich aber, in die Aus: 
zahlung des hinterlegten Betrages an die Klägerin zu willigen, weil diefelbe aus 
der am 8. Januar 1895 volfftredten Pfändung an den Waarendorräthen ein 
gültiges Pfandrecht nit erworben habe. Hierfür wird geltend gemadt, daß der 
Gerichtsvollzieher es unterlaffen habe, die Pfändung an den im Gewahrfam der 
Schuldnerin belafienen Pfandftüden nad Vorſchrift des $ 712 der C.P.O. in 
gehöriger Weile erſichtlich zu machen. 

Der erſte Richter hat auf Grund dieſes Einwandes, den er für zutreffend 
hält, die Klage abgewieſen. Der zweite Richter hat den Einwand für unbeacht— 
li erklärt und die Bellagten nad dem Stlageantrage verurtheilt. 

Die Beflagten fechten dieſes Urtheil mit der Nevifion an und verlangen 
Wiederherftellung des erjten Urtheils. 

Die Klägerin bittet um Zurüdweifung der Revifion, 


Entjheidungsgründe, 


Die Revifion ift unbegründet. 
Nah 8 803 der C.P.O. ift in dem Mrreftbefehl ein Geldbetrag feſtzu— 
ſtellen, durch deffen Hinterlegung die Vollziefung des Arreſtes gehemmt nnd dev 
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Schuldner zu dem Antrage auf Aufhebung des vollzogenen Arreſtes beredtijt 
wird. Ueber die reitsgeihäftlihe Bedeutung einer ſolchen Hinterlegung giebt das 
Geſetz feine ausdrückliche Vorſchrift. Im der Doftrin wird darüber geftritten, ob 
fie al8 Zahlung unter Vorbehalt aufzufafien fei (fo namentlih Zeitſchrift für 
Civilprozeß, Bd. 6 S. 371 flg. und v. Wilmowski und Levy, C.P.O. Note 3 
Abſ. 2 zu 8 709), oder ob man dem Arreftkläger nur ein Pfandrecht an dem 
hinterlegten Geldbetrage zuzugeftehen babe (fo die überwiegende Mehrzahl der Kom- 
mentare zur C.P.O. und Gruchot's Beiträge, Bd. 32 ©. 587 flg.). Einer Ent: 
ſcheidung hierüber bedarf es für den vorliegenden Fall nicht. 

Hätte man fi der erfteren Meinung anzufhliegen, jo würde daraus ohne 
Meiteres folgen, daß ed darauf, ob die Pfändung vom 8. Januar 1895 wirkfam 
vollzogen worden ift, nidht anfommt. Denn an ihre Etelle wäre dann eine Zah: 
fung unter Vorbehalt getreten, und diefer Vorbehalt könnte nur dahin verftanden 
werden, daß die Wirkſamkeit der Zahlung von dem Beftehen derjenigen Forderung 
abhängig fein foll, zu deren Dedung der Arreftbefehl erlaſſen ift. 

Aber auch wenn man der zweiten Meinung folgt, ift der Rechtsſatz, der 
den Ausführungen der Revifion zu Grunde liegt, 

daß der binterlegte Geldbetrag fediglih an die Stelle des Pfändungsobjeftes 
getreten fei, jo zwar, daß der Arreftgläubiger an dem hinterlegten Geldbetrage 
nur diefelben Rechte erwerbe, die für ihn an den urfprüngliden Pfandobjelten 
begründet gewejen ſeien, 
als richtig nit anzuerkennen. Zunädft würde er verjagen, wenn eine Pfändung 
aus dem Arreftbefehl nod nicht ftattgefunden bat, durch die Hinterlegung viel- 
mehr die Tollziehung de Arreftes gehemmt werden fol. Es wäre dod kaum 
ein befriedigendes Ergebniß, wenn man annehmen müßte, daß in diefem Falle der 
Gläubiger ſich aus dem hinterlegten Betrage befriedigen darf, während es — wenn 
der Arreft bereit3 vollzogen worden ift, — darauf anfäme, ob dem Gläubiger 
hieraus ein wirkſames Pfandredt erwadfen ift. Sodann aber wird man mit 
jenem Saße dem Zwecke der Vorſchrift in $ 803 der E.P.D. überhaupt nicht 
gerecht. Dieſer Zwed ift offenbar der, dem Schuldner die Wahl zu lafjen, ob er 
den Gläubiger durd Hinterlegung fiherftellen, oder ob er es zur Vollziehung des 
Arreftes kommen lafjen will. Dies wird von den Motiven zur E.P.D. aus— 
drücklich beftätigt. Sie bemerken (amtlihe Materialien Bd. 4 S. 452): 
„Der Arreftbefehl joll alternativ neben dem Rechte des Gläubigerd zu deſſen 
Bollziehung gleichzeitig das Recht des Schuldners fejtftellen, durd Hinterlegung 
einer beftimmten Summe die Vollziehung zu hemmen oder die Aufhebung des 
vollzogenen Arreftes herbeizuführen, weil der Schuldner beredtigt ift, 
die Sicherung des Anſpruchs auf die ihm leichteſte Weije zu be» 
wirken.“ 

Dieſer Grund läßt deutlich erfennen, worauf die ganze Vorſchrift abzielt. 

Der Schuldner ſoll befugt fein, den Anspruch des Gläubiger in anderer Weije 
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jiherzuftellen, wenn er dies einer Vollziehung des Arreftes vorzieht. In diefem 
Einne wird auch die Vorjhrift von der Doktrin, inbefondere von den Kommen— 
tatoren der C.P.O. verftanden, mögen fie im übrigen in der Hinterlegung eine 
Zahlung unter Vorbehalt oder die Begründung eine Pfandredtes erblicken (vergl. 
v. Wilmowski und Levy Note 2 zu $ 803, Note 3 zu $ 709; Etrudmann und 
Koh Note zu $ 803; Endemann EP.D. Bd. III ©. 366; Fitting EP.O. 
$ 98 Note 24; Eeuffert Note zu $ 803 und Note da zu 8 709; Hellmann 
Note 3 zu $ 803 und Note 3 zu 8 709; Gaupp Note II zu $ 803; Neinde 
zu $ 803, 3. Auflage ©. 816; Merkel, Ueber Arreft und einftweilige Verfügun— 
gen, ©. 182 flg.; vergl. auch Rehbein, Entſch. d. Obertribunals, Bd. 2 ©. 693, 
695, Bd. 3 ©. 107). Damit ift aber die Annahme unvereinbar, daß es dar: 
auf anfomme, ob der Gläubiger aus der Pfändung bereits ein wirkfames Pfand- 
recht erworben hat. Denn hat der Schuldner, der von der Befugniß des $ 803 
Gebrauch mahen will, die Sicherung des Anſpruchs in anderer Weiſe zu be 
wirken, jo ift es gleihgültig, weldes Reht dem Gläubiger aus der Vollſtreckung 
des Arveftbefehl8 erworben war. Nun meint zwar die Revifion, daß man dod) 
nidjt annehmen könne, der Schuldner habe durch die Hinterlegung die Rage des 
Gläubigerd verbejjern wollen. Aber dem gegenüber iſt bereits in der Entſcheidung 
des Reichsgerichts vom 18. Juni 1887 (Entſcheid. in Civil. Bd. 20 ©. 396) 
darauf hingewiefen worden, daß der Schuldner die Hinterlegung freiwillig und im 
eigenen Interefje vornehme, und daß nicht abzujehen jei, weshalb eine ſolche frei- 
willige Handlung des Schuldners dem Gläubiger nit zum Vortheil gereichen 
dürfe. Wenn dort der Schluß gezogen ift, daß der Gläubiger nit auf den Werth 
der durch die Hinterlegung freigewordenen Saden beſchränkt fei, jo muß man mit 
demſelben Recht den Schluß zulaffen, daß es auf die Wirkſamkeit der für den 
Gläubiger vollzogenen Pfändung überhaupt nicht anfomme. Der Revifion kann 
aud nicht zugegeben werden, daß die Umftände des einzelnen Falles, aus denen 
ſich die Abfiht des Schuldners bei der Hinterlegung entnehmen ließe, entſcheidend 
jein müßten, Denn das Gejch hat den Gläubiger nur deshalb verpflichtet, gegen 
Hinterlegung von der Bolljtvedung des Arrejtes Abftand zu nehmen, weil es ihn 
durch die Hinterlegung für völlig geſichert betrachtet. Dies aber darf nicht wieder 
dadurch in Frage geftellt werden, daß der Schuldner bei der Hinterlegung dieſe 
oder jene Abfiht gehabt haben könne. Welche Abfiht er gehabt Hat und gehabt 
haben muß, ergiebt fi) daraus, daß die Hinterlegung dem Gläubiger in anderer 
Weile Sicherheit bieten ſoll, jo zwar, daß er fid) aus dem hinterlegten Betrage 
befriedigen kann, wenn jeine Forderung überhaupt zu Recht beſteht. Daß letzteres 
in Anjehung der von der Klägerin geltend gemachten Waaren- und Wedhjelforde- 
rung bier der Fall ift, ift zwiſchen den Parteien nicht ftreitig. 

Es iſt endlich auch nicht richtig, wenn die Nevifion behauptet, daß die von 
ihr vertretene Annahme, wonad der hinterlegte Geldbetrag in dem obengedadten 
Sinne lediglich an die Stelle der Pfändungsobjefte getreten fei, in der Recht— 
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Ipredung des Reichsgerichts bereits Anerkennung gefunden habe. Die Revifion 

beruft fi hierfür auf die Entid. des VI. E.S.'8 des R.G.'s vom 2. Mat 1887 

(Entid. in C.S. Bd. 18 S. 284) in welder u. A. ausgeführt wird: 
„Es handelt fid) Hier um eine gemäß $ 803 der E.P.D. zum Zwede der Be- 
jeitigung des Arreftvollzuges bewirkte Hinterlegung, welde der Klägerin nicht 
mehr Rechte verleihen Fonnte, als der vorangegangene Arreftvollzug, deren Wir- 
fung vielmehr nur darin bejtand, daß der Gegenftand des von der Klägerin 
zufolge der Arreftvollziehung erworbenen Pfandrechts fid) änderte, indem an 
Stelle der urſprünglich gepfändeten Hypothefenforderung der hinterlegte Geld: 
betrag dem Pfandredhte unterworfen wurde.“ 

Aber diefe Ausführung bezielt, wie der Zuſammenhang mit dem vorber- 
gehenden in dem damaligen Thatbeſtande ergiebt, die Frage, ob der Arreftkläger 
durch eine gemäß $ 803 der C. P.O. erfolgte Hinterlegung ein don der Fort» 
dauer der Arreftanordnung unabhängiges Recht erworben habe, und nur 
in Bezug hierauf hat fi die Entſcheidung dahin ausgeiproden, daß der Arreft- 
fläger durch die Hinterlegung nicht weitergehende Rechte erwerbe. Davon ift die 
Frage, um die es ſich jetzt handelt, weſentlich verſchieden. Auch andere Entid. 
des R.G.'s, welche fih mit einer Hinterlegung behufs Aufhebung vollzogener 
Arreftmaßregeln befafien (vergl. Entf. in C.S. Bd. 9 ©. 425; Bd. 17 ©. 291; 
Br. 34 ©. 356; vergl. auch Bd. 12 ©. 222), enthalten darüber, ob gerade nur 
das an den urſprünglichen Pfandobjekten erworbene Recht jo, wie es begründet 
worden und nur in diefem feinem Beftande auf den hinterlegten Geldbetrag zu 
übertragen fei, eine Entſcheidung nit. Das Gegentheil ergiebt die oben bereits 
citirte Entſch. vom 18. Juni 1887 wenigftens injofern, als fie darauf binweift, 
daß fid) der Arreftgläubiger aus dem hinterlegten Geldbetrage auch dann befrie- 
digen fann, wenn ein Dritter an den urſprünglichen Pfandobjekten mit Erfolg 
Interventionsanfprüde nad $ 690 der C.P.O. geltend maden oder wenn bei 
ihrem Zwangsverfaufe ein bevorredtigter Pfandgläubiger deren vollen Werth in 
Anſpruch nehmen könnte. 


Genoſſenſchaft mit beichränfter Haitpfliht, Betheiligung eines Genofien 

mit mehreren Geihäftsantheilen, Beginn der Berechtigung und Verpflic- 

tung des Genoſſen aus diefen weiteren Geihäftsantheilen. SS 128, 129, 

130, 131 Abi. 1, 2 und 3, 7 3. 2, 11 3. 2 des Neichögejeges betr. die 

Erwerbs- und Wirthichaftsgenofienihaften vom 1. Mai 1889, $ 27 der 

Belanntmachung, betr. die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters 20. vom 
11. Juli 1889. 


Urtheil des D.2.8.'8 Dresden vom 10. April 1897. O. V. 61/96, 


Zu dem Vermögen der am 7, Juli 1894 auf Folium 6 des Genofjen- 
Ichafteregifters des Amtsgerichts Bautzen eingetragenen Geſellſchaft für Verwerthung 
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landwirthſchaftlicher und gärtnerifcher Erzeugniffe, eingetragenen Genoſſenſchaft mit 
beſchränlter Haftpfligt zu Baußen, die im Auguft 1895 in Liquidation gelveten 
war und zu deren Mitgliedern aud) der Kläger gehörte, ijt am 3. Jannar 1896 
der Konkurs eröffnet werden, 

In diefem Konfurje hat der Kläger einen von ihm angeblich zuviel bezw. 
ohne rechtlichen Grund gezahlten Betrag von 400 .# als Konfursforderung an« 
gemeldet. Diefe Forderung ift aber in dem am 18, Februar 1896 abgehaltenen 
Prüfungstermine vom Konfursverwalter — dem gegenwärtigen Beklagten — be: 
ftritten worden. 

Mittelft der jeßigen Klage bezweckt und beantragt der Kläger die Feſt— 
jtellung der von ihm in dem erwähnten Konfurje angemeldeten Forderung jowie 
die Verurtheilung des Beklagten zur Tragung der Prozeßfoften, Der Beklagte 
hat Rlagabweifung beantragt. 

Das Landgerit hat den Kläger abgewiejen. 

Auf die Berufung des Klägers hin wurde die von dem Kläger bei dem 
Konkurſe angemeldete Forderung in Höhe von 400 4 feftgeitellt. 

Der nähere Sachſtand ergiebt ſich aus den nachſtehenden Entſcheidungs— 
gründen: 

Nah 8 128 des Hier maßgebenden Reichs-Geſetzes, betreffend die Erwerbs— 
und Wirthihaftsgenofjenihaften, vom 1. Mai 1889 kann zwar bei Genofjenjdaf: 
ten mit bejhränfter Haftpflidt ($ 2 Ziffer 3) durd das Statut die Betheiligung 
des Genofjen auf mehrere Geſchäftsantheile unter Feftfegung der höchſten Zahl 
derjelben geftattet werden und dementſprechend ijt aud) in $ 37 des Statuts der 
bier in Rede ftehenden Genofjenihaft die Betheiligung eines Genoffen auf mehrere 
Geihäftsantheile, jedoch nicht über zehn, für zuläfjig erklärt worden, 

Allein einestheils darf nad) $ 129 des Gejeßes (vergl. auch $ 37 Abi. 7 
des Statuts), bevor der erſte Geihäftsantheil erreicht ift, die Betheiligung des 
Genofjen auf einen zweiten und bezw. weiteren Geſchäftsantheil nicht zugelaffen 
werden und anderntheils tritt nad) $ 131 Abi. 3 des Geſetzes die Betheiligung 
auf den weiteren Gejhäftsantheil erft mit der in Gemäßheit der Abjäge 1 und 
2 dieſes Gejeßesparagraphen erfolgten Eintragung des weiteren Geſchäftsan— 
theiles in die gerichtliche Lifte dev Genofjen ($ 10 des Geſetzes) in Kraft. Aus 
dieſer letzteren Geſetzesvorſchrift fulgt, daß eine Berechtigung wie eine Verpflichtung 
des Genoffen aus einem weiteren Geſchäftsantheile erft durch die Eintragung 
dieſes Gejhäftsantheiles in die Yifte der Senofjen begründet werden und zur Ent: 
ftehung gelangen kann. Wie daher der Genofje auf eine Erhöhung feines Ge— 
winnanjprudes in Folge feiner einem weiteren Gejhäftsantheile entſprechenden er: 
höhten Betheiligung und demmad bewirkten Bildung mehrerer Gejhäftsguthaben 
($ 19 des Geſetzes) ſowie auf eine höhere Berückſichtigung bei Vertheilung des 
Bermögens der Genoſſenſchaft im Falle ihrer Liquidation ($ 89 des Gej.) erft 
mit dem geſetzlich vorgeſchriebenen Eintrage des weiteren Geſchäftsantheiles in 
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die Lifte Anſpruch maden fann, jo entfteht auch erſt mit diefem leßteren Zeit- 
punfte die der Vorſchrift in $ 129 des Gejeges entſprechende erhöhete Haftpflicht 
de8 Genoffen aus einem weiteren Geſchäftsantheile, dergeftalt, daß dor der Ein- 
tragung des weiteren Geidäftsantheiles von einer Erhöhung der Haftung um eine 
weitere Haftſumme nicht die Rede jein fan. Gbenfowenig darf, bevor nicht der 
weitere Geſchäftsantheil in die Lifte eingetragen ift, der Genofje fiir verpflichtet 
eradhtet werden, die nad dem Statut in Verbindung mit $ 7 Ziffer 2 des Ge 
ſetzes vorgeſchriebenen Cinzahlungen auf den betreffenden Gejhäftsantheil zu 
machen; etwaige gleihwohl gemadpte und angenommene Baarzahlungen können 
unter Umftänden, wenn die jonftigen Vorausſetzungen für eine derartige Annahme 
gegeben find, höchſtens als der Genoſſenſchaft gemachte Darlehen angefehen werden, 
nit aber als obligatorijhe Einzahlungen, im Betreff deren ein zum Bermögen 
der Genoſſenſchaft gehöriges Forderungsrecht gegen den Genoffen nad) $ 7 Abf. 2 
des Gefeßes begründet wäre, — 
vergl. Parifius und Erüger, das Reichsgeſetz betreffend die Erwerbs: 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 zu $ 131 S. 387 flg.; 
Maurer, desgl. Seite 369 flg.; Joel, desgl. Seite 687 fig. 
Hält man dies feit, jo gelangt man zu folgenden Ergebniſſen. 


I; 

Erwiejenermaßen hat der Kläger in der Zeit bis zum März 1895 nidt 
blo8 feinen erften Gefdäftsantheil mit 100 .#. voll eingezahlt, fondern aud noch 
auf zwei weitere Gejhäftsantheile 200 # d. i. auf jeden 100 .# an die Ge 
nofjenihaft baar bezahlt. 

Zu dieſen beiden leßteren Baarzahlungen an zufammen 200 .# war ber 
Kläger nicht verpflichtet. 

a) 

Wäre auch die Betheiligung des Klägers auf zwei weitere Gejchäftsantheile 
nad) 8 131 Abſ. 3 des Geſetzes in Kraft getreten, fo würde doch immer ber 
Kläger nad) $ 37 Abſatz 3 des Statuts in Verbindung mit $ 7 Ziffer 2 des 
Gejches zu einer fofortigen Baareinzahlung auf jeden der weiteren Gejdäfts- 
antheile nur in Höhe von je einem Zehntheile verpflichtet gewejen fein. Zur 
Einzahlung der übrigen neun Zehntheile war er zwar ($ 37 Abf. 2 des Statuts) 
beredtigt, aber nicht verpflichtet, injoweit fonnten die Geſchäftsantheile aud auf 
andere Weife z. B. dur Hinzurehnung von Gewinnantheilen des Geſchäftsgut— 
habens auf den erjten Geihäftsantheil erfüllt (komplettirt) werden. 

Ein Forderungsrecht der Genoſſenſchaft auf Baarzahlung beſtand aljo 
gegen den Kläger bei der für ihm ungünftigften Auffaffung zunädft nur wegen 
des einen Zehntheiles, nit aud wegen des übrigen Betrages der Geſchäftsan— 
theile, während andererjeits mit der Eintragung des neuen Geſchäftsantheils 
fid) aud) die Haftpflicht des Klägers nad) $ 129 des Geſetzes ohne Weiteres er- 
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höhet haben würde, gleihviel ob der weitere Gefhäftsantheil erfüllt war oder 

nit und gleihviel ob er darauf fhon Einzahlungen gemacht hatte oder nit, — 

vergl. hierüber: Joël, a. a. DO. ©. 457 fig. zu $ 7 Nummer 2 des 

Gef. Bemerkungen a und b insbefondere Seite 683 zu 8 125 unter 

I Seite 688 Bemerkung II; Parifius u. Crüger a. a. O. Seite 37 
Bemerkung 3; Maurer, a. a. O. Seite 66, 67 —. 


b) 

Aber auch abgejehen hiervon kann eine Verpflichtung des Klägers zu den 
von ihm geleifteten Baarzahlungen, fei e8 aud nur in Anfehung je eines Zehn: 
theiles des Betrags der weiteren Geſchäftsantheile deshalb nicht angenommen 
werden, weil die Betheiligung des Klägers auf die weiteren Geſchäftsantheile weder 
zur Zeit der Zahlung in Kraft getreten war, nod überhaupt jemals in Kraft 
getreten ift. Denn erwiejenermaßen ift die nad) $ 131 Abſ. 3 des Geſetzes vor- 
geihriebene Eintragung der weiteren Gejhäftsantheile in die Mitgliederlifte nie: 
mals erfolgt. Hieran wird auch dadurd nichts geändert, daß der Kläger in der 
Eonftituirenden Generalverfammlung vom 17. Februar 1894 mittelft ausdrücd- 
licher Erklärung drei Gejhäftsantheile iibernommen und feiner Unterſchrift der 
Statuten den Vermerk, daß er ſich mit drei Gefhäftsantheifen betheilige, beigefügt 
bat. Dieſen Thatfahen würde jelbft dann rechtliche Bedeutung zu verfagen fein, 
wenn die Betheiligten bei der zweiten Generalverfammlung vom 23. Juni 1894 
darüber einverjtanden gemwejen wären, daß die Erflärungen des Klägers wegen 
Uedernahme dreier Geſchäftsantheile nad) wie vor in Geltung bleiben follten und 
daß aljo der Kläger, objhon er das in dieſer letzteren Generalverfammlung ge- 
nehmigte Statut ohne einen die Uebernahme dreier Gejhäftsantheile befundenden 
ausdrüdlihen Vermerk unterzeichnet hatte, gleihtwohl in der nämlichen Weije wie 
aus der erjteren, einen derartigen Vermerk enthaltenden Unterſchrift verpflichtet 
fein wolle und folle. Hierfür ſpricht on die Erwägung, daß nad) $ 131 Abi. 1 
des Gejeßed die von dem Genofjen, der auf einen weiteren Gejhäftsantheil be 
theiligt fein will, zu unterzeichnende Erflärung eine unbedingte fein muß, dieſe 
Eigenſchaft der Unbedingtheit aber dem von dem Kläger feiner Unterjhrift vom 
17. Februar 1894 beigefügten Vermerke deshalb abging, weil damals noch gar 
nicht feftftand, ob der Kläger überhaupt zu einer Betheiligung auf einen weiteren 
Geihäftsantheil werde zugelaffen werden. Denn zur Zeit der Generalverfamm: 
fung vom 17. Februar 1894 war ebenjo wie am Tage der Generalverfammlung 
vom 23. Juni 1894 der erſte Geihäftsantheil des Klägers weder durch Baar: 
zahlung noch fonft wie erreidt (fompfettirt) und nad) $ 130 des Geſetzes konnte 
und durfte nur erjt dann, wenn leßteres geſchehen war, die Beteiligung des 
Klägers auf einen weiteren Gejdäftsantheil Seiten der, Genoffenihaft zugelaffen 
werben. Der Bermerk des Klägers neben jeiner Unterfhrift vom 17. Februar 
1894 fonnte aljo immer nur ein bedingter, d. i. für den Fall zum Ausdrude 
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gebradter fein, wenn er die Vorausſetzung für die Zulaffung zu den weiteren 
Geſchäftsantheilen erfüllt haben werde. 

Die gegentheiligen Ausführungen in den Gründen des angefochtenen Ur« 
theils beruhen auf einer Verwechſelung der aus der Mitgliedihaft und ber 
aus der Uebernahme eines weiteren Geihäftsantheils hervorgehenden Ber: 
pflihtungen des Genofjen. Die Mitgliedfhaft, die Eigenſchaft als Genoſſe und 
die hierauf beruhenden Verbindlichkeiten find allerdings auf Eeiten des Klägers 
in feiner Eigenfhaft als Mitgründer ſchon durch die Unterzeihnung des Statuts 
begründet worden, ohne daß es infoweit erft feiner Eintragung in die geridtlide 
Lifte der Genoſſen bedurfte, 

vergl. Joel, a. a. DO. zu 8 15 S. 475 Bemerkung II, Pariſius umd 

Grüger, a. a. DO. Seite 84 Bemerkung 2. 

Die Betheiligung an einem weiteren Geſchäftsantheile dagegen und die hieraus 
abzufeitenden Verpflichtungen fonnten nur erft nad) Maßgabe der Beftimmungen 
in $$ 130 und 131 des Geſetzes in Wirkſamkeit treten, Gerade weil die Grün- 
der der Genoſſenſchaft ſchon durd die Unterzeihnung des Statuts die Eigenſchaft 
als Genoſſen erlangen, leiden aud auf fie die ganz allgemein von den Genojjen 
handelnden Vorſchriften in 88 130 und 131 in gleicher Weife Anwendung, wie 
dies bei den Genoffen der Fall ift, die erft nad) Anmeldung des Statut® zum 
Genofjenihaftsregifter nad Maßgabe von $ 15 des Geſetzes die Mitgliedſchaft 
erwerben. Hiermit fteht aud) die Beſtimmung in $ 11 Ziffer 2 des Gefehes im 
Einklang, wonach der dem Rorftande obliegenden Anmeldung behufs der Ein- 
tragung der Genofjenidaft außer den in Ziffer 1 und 3 erwähnten Schriftftücen 
nur eine Yifte der Genoffen beizufügen ift, infofern hiernach davon ausgegangen 
werden darf, daß, hätte der Gejeßgeber don einem bei der Gründung der Ge- 
noſſenſchaft von den Gründern unterzeichneten, die Uebernahme mehrerer Ge 
Ihäftsantheile zum Ausdrude dringenden Vermerke rechtliche Wirfung beilegen 
wollen, er aud die Beifügung dieſes Vermerkes bei der Anmeldung mit vor: 
geihrieben haben würde. Diefe Auffafjung wird aud durd die Vorſchrift in 
$ 27 der Bekanntmachung, betreffend die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters 
und die Anmeldungen zu demjelben vom 11. Juli 1889 (Reichsgeſetzbl. v. 1889 
Nr. 15 ©. 150—164) unterftügt, wonad der erſte Geſchäftsantheil überhaupt 
nidt eingetragen wird und die Eintragung der weiteren Geſchäftsantheile auf 
Grund der vom Borftande einzureihenden Betheiligungserflärung des Genoffen 
und der ſchriftlichen Verſicherung des Vorftandes geſchieht, daß die übrigen Ge- 
Ihäftsantheile des Genoſſen erreicht ſeien (Abſ. 1 und 2). 

Für Die oben berührte Annahme, daß der Kläger mit den von ihm be- 
wirkten Baareinzahlungen der Genofjenihaft ein Darlehn habe gewähren wollen, 
liegt fein Anhalt vor; Hat er doch, wie im vorigen Thatbeftande feftgeftellt ift, 
bei den Einzahlungen an zufammen 300 .# zum Ausdrude gebracht, daß !er 
damit die von ihm übernommenen Gejhäftsantheile an je 100 .# einzahlen wolle. 
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Hiernah find blos die beiden Möglichkeiten benfbar: entweder hat der 
Kläger zur Zeit der Zahlung das Nichtbeftehen feiner Verbindlichkeit zur Zahlung 
gefannt, oder er hat in der irrigen Meinung geftanden, zur Leiftung verpflichtet 
zu fein. Im lebteren Falle würde er zur Rückforderung der auf die beiden 
weiteren Geſchäftsantheile geleifteten Zahlungen an zufammen 200 4 ſchon nad) 
8 1519 des B.G. B.'s beredtigt fein. Im erfteren Falle würde davon ausge: 
gangen werden müffen, daß er diefe Zahlungen in der Vorausfegung des fünftigen 
Intrafttretens feiner Betheiligung an den weiteren Geihäftsantheilen ($ 131 
Abf. 3 des Geſetzes), aljo in der Vorausjegung eines künftigen Ereigniſſes ge- 
feiftet hat, das, wie ſchon erwähnt, niemals eingetreten ift. Bon dieſem Geſichts— 
punfte aus würde er zur Nüdforderung nad) $ 1534 des B. G. B.'s beredtigt 
fein. Denn feiner der Ausnahmefälle, in denen der hier vorgefehene Rückforde— 
rungöbehelf nad) $ 1535 des B. G. B.'s verjagt, liegt hier vor. Daß der Kläger 
mit den Zahlungen eine Schenfung an die Genofjenihaft beabſichtigt Habe, iſt 
nit beanzeigt und daß zwiſchen dem Kläger und der Genoſſenſchaft noch Fein ihn 
zur Zahlung verpflidtendes Schuldverhältnig bejtanden hat, ift bereits im Vor: 
ftehenden dargelegt worden. 

2, 

Nahdem im Auguft 1895 die in Rede ftehende Genoſſenſchaft in Liquida— 
tion getreten ift, hat der Kläger auf die jhriftlide Aufforderung den Liquidatoren 
vom 11. Dftober 1895 an diefe 300 4 als Nachſchußzahlung auf feine drei 
Geſchäftsantheile eingefendet. Auch diefe Einzahlung ift, joweit fie auf die beiden 
weiteren Geidhäftsantheile zu vertheilen ift, aljo in Höhe von 200 .4 ohne redit- 
fihen Grund erfolgt. Denn da die weiteren Geihäftsantheile des Klägers nie- 
mals nad) $ 131 Abf. 2 im die Liſte eingetragen werden und ſonach die Bethei- 
ligung des Klägers auf die weiteren Geſchäftsantheile nad) $ 131 Abſ. 3 niemals 
in Kraft getreten ift, fo ift es auch nicht zu einer der Vorſchrift in $ 129 ent- 
fprehenden Erhöhung feiner Haftung über den von ihm übernommenen einen 
(erften) Geſchäftsantheil hinaus gelommen — 

vergl. Joël, a. a. DO. ©. 688; Maurer, a. a. O. ©. 369; Parifius 

und Grüger, a. a. O. ©. 387 fig. 

Es kann ſich daher hier nur fragen, ob der Kläger fid) zur Zeit der Zah: 
fung im Irrthum über das Borhandenfein der ihm angefonnenen Verbindlichkeit 
befunden hat — 8 1519, $ 1523 des B. G. B.'s. — Diefe Frage ift im Gegen: 
fa zu der Auffafjung der vorigen Inftanz zu bejahen. Insbeſondere kann das 
nad 8 1533 letzter Satz des B.G. B.'s von dem Beklagten zu beweiſende Gegen- 
theil nicht ſchon aus der Behauptung des Klägers gefolgert werden, er habe 
Zwangsmaßregeln von Eeiten ber Liquidatoren gefürdtet und deshalb zur Ab— 
wendung folder vorläufig gezahlt. Zwangsmafregeln wegen einer von einem 
redlichen Gegner — und als ſolche mußte der Kläger die Yiquidatoren betradhten 
— behaupteten Forderung kann man vernünftiger Weiſe nur fürdten, wenn man 

29° 
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von dem rechtlichen Beftande der Forderung überzeugt ift. Zum mindeften aber 
muß angenommen werden, daß der Kläger durd den Inhalt der Zahlungsauf- 
forderung vom 11. Dftober 1895 in Zweifel über das Beftehen oder Nichtbe— 
ftehen feiner Berbindlichfeit gerathen if. Der Zweifel fteht aber hier dem Irr— 
thum gleich, infofern nichts dafür ſpricht, daß der Kläger mit der Zahlung auf 
die Beftreitung der ihm angejonnenen Verbindlichkeit habe verzichten wollen oder 
die Abſicht fi zu vergleihen gehabt habe, $ 1523, Sap 2 des B. G. B's. 

Die Nüdforderung in Anſehung der auf mehr als einen Gejhäftsantheil 
geleifteten Nachſchußzahlung ift aljo gemäß 88 1519 fig. begründet. 

Die von dem Kläger in dem Konkurſe der Genofjenihaft angemeldete For- 
derung befteht hiernach allenthalben zu Recht. 


Zur Lehre vom Sicherungsfauf, ungültige Pfandbeftellung. SS 466, 467, 
201, 219 des B.6.8’8, $ 35 der RD. 8 231 der C.P.O. 


Urtheil des D.L.G.'8 Dresden vom 24. Mai 1897. 0. I. 18/97. 


Die Beklagte — eine Brauereiaktiengejellihaft — hat mit dem NReftaurateur 
N. am 30. März 1894 einen Darlehns- und Bierabnahmevertrag, am 18. Fe 
bruar 1895 einen Nadtragsvertrag dazu geſchloſſen und ſchließlich am 15, Fe 
bruar 1896 ein zweites Nachtragsabkommen getroffen, wonad) R. an die Beklagte 
das als jein Eigentum bezeichnete Reftaurationsinventar, wie es in einem dem 
Vertrage beigefügten Imventarverzeihnijje aufgeführt ift, um die Summe von 
5000 .# verkauft. Nahdem am 23. Juni 1896 zum Vermögen Rs Konkurs 
eröffnet worden war, beanſpruchte die Bellagte die Ausfonderung des erwähnten 
Inventar aus der Konfursmafje auf Grund des Vertrages vom 15, Februar 1896. 

Der Stläger ald der im R.ſchen Schuldenwejen beſtellte Konkursverwalter 
erhob Stlage auf Feftftellung darüber, daß die Beklagte nicht Eigenthümerin des 
erwähnten Inventars ſei und beantragte, dieſe zu verurtheilen, darein zu willigen, 
daß der Kläger die Inventargegenftände für die Rice Konkursmaſſe verwerthe. 
Er behauptet, daß bei dem Vertragsabſchluſſe vom 15, Februar 1896 nur eine 
Pfandbeftellung beabfihtigt worden jei, der man nur zum Scheine die Form eines 
Ktaufvertrags gegeben habe. Die Bellagte behauptet Ernftlichkeit des geſchloſſenen 
Vertrags und der darauf beruhenden Uebergabe. 

Durch das erftinftanzlide Urtheil vom 12, Dezember 1896 ift die Klage 
abgewiejen worden, 

In Beachtung der Berufung des Klägers wurde in zweiter Inſtanz erfannt: 

„Es wird feitgeftellt, daß der Berflagten das Eigentfum an den Gegen 
jtänden nicht zufteht, die in dem Imventarverzeichniffe zu dem am 15. Februar 
1896 zwiſchen ihr und R. abgejhlofjenen Nadtragsvertrage aufgeführt find. Der 
Bellagte wird verurteilt, darein zu willigen, daß der Kläger diefe Gegenftände 
für die Ride Konkursmaſſe verwertbe. 
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Die Gründe lauten: 

Die Ausführungen der erften Inftanz werden ber ——— des Rechts⸗ 
geſchäfts vom 15. Februar 1996 nicht gerecht. Allerdings erkennt auch das Be— 
rufungsgericht die rechtliche Zuläſſigkeit eines ſogen. Sicherungskaufes an, wenn 
nur feſtſteht, daß die Betheiligten es wirklich auf den Abſchluß eines Kaufvertrages 
und auf eine Eigenthumsübertragung abgeſehen haben. Dies ift ſowohl in der 
von der erjten Inftanz erwähnten Entſcheidung — O. I. 35/94 — als aud) 
fonft oft ausgefprodien worden (Annalen des O.L. G''s, Bd. 11 ©, 147 flg., 
Bd. 12 ©. 58 flg., Bd. 15 ©. 139 flg., Bd. 17 ©. 193 flg.). 

Alfein wie das H.G.B. in Art. 278 und neuerdings das Deutihe B. G. B. 
(s$ 133, 177, Abſ. 2) fteht auch Schon das Sächſ. Bürgerliche Geſetzbuch auf 
dem Standpunkte, daß der Richter fid) nit blos an die äußere Form der Willens: 
erflärungen halten, jondern den wahren Willen der Betheiligten erforihen und 
zur Geltung bringen foll, ſelbſt gegenüber einem Rechtsgeſchäfte, das diefen wahren 
Millen abfihtlih in anderen Ausdrücken zur Erſcheinung bringt und unter der 
Form eined anderen Rechtsgeſchäftes zu verhüllen ſucht. (SS 809, 812, 829 des 
9.8.8.8). Gerade aud) in der von der erften Inftanz angezogenen Entſcheidung 
— 0.1 35/94 — ift dieſer Grundfaß befolgt und ein fogen. Sicherungskauf 
als das, was er nad) der Abſicht der Beteiligten wirklid fein follte, nämlich als 
eine Fauftpfandbeftellung feitgeitellt und darnad) beurtheilt worden. 

Der Vertrag vom 15. Februar 18964 vermeidet einigermaßen die jonft ge 
bräuchliche Form, unter der fogen. Sicherungsfäufe abgeihlofjen zu werden pflegen; 
er erklärt nidht die Aufrehnung der Schuld des Verkäufers mit der Kaufpreis: 
forderung, jondern er läßt beide Forderungen nebeneinander beftehen und ſucht 
dadurd eine gewiffe Unabhängigkeit des KHaufs von dem Schuldverhältniffe des 
Berfäufers Hinzuftellen, Allein nichtsdeſtoweniger tritt der auf den Abſchluß eines 
bloſen Pfandbeftellungsvertrages gerichtete Wille der Betheiligten in der Bertrags- 
urfunde deutlich genug hervor. Es wird zunächſt feitgeftellt, daß R. der Bes 
tlagte als Darlehn {und Kaufpreis für Bier zufammen 5000 44 ſchulde, die er 
mit 5 %, zu verzinfen hat. Demnächſt „verkauft“ R. für 5000 .# fein Reftaus 
rationsinventar und übergiebt e8 durch Rechtsgeſchäft nad) F 201 des B. G. B.'s 
der Beklagten zum Eigenthum, von der es ihm aber bis auf weiteres leihweiſe 
überlaſſen wird ($ 1). 

Der Kaufpreis von 5000 .# wird der Bellagten geftundet „bis zur voll 
ftändigen Rüdzahlung diefer Summe“; hierunter fann nad) dem ganzen Zus 
jammenhange nur die im Cingange der Urfunde erwähnte Schuld R.'s von 
5000 # verftanden werden. Sobald aber diefe Schuld getilgt ift, ſoll R. nicht 
allein beredtigt, jondern aud verpflichtet fein, das Inventar für den Preis von 
5000 zurückzuerwerben; dieſer Preis aber ſoll gegen die der Beflagten ge- 
ftundete Kaufpreisihuld gleiher Höhe aufgerehnet werden. (3 2.) 

Würde dagegen R. feine Berpflitungen zur Schuldzahlung nit pünktlid) 
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erfüllen, ſo ſoll die Beflagte berechtigt fein, das verfaufte Mobiliar in eigene Ver— 
wahrung zu nehmen und privat oder öffentlich verfteigern zu laffen, es foll aber 
diesfall® der von der Beklagten zu zahlende Kaufpreis auf die Summe des 
Auftionsnettoerlöjes herabgejegt und die Beklagte beredtigt fein, diefen Kaufpreis 
gegen die ihr an R. zuftehenden Anſprüche aus dem Darlehn und aus den Bier— 
lieferungen aufzurechnen ($ 5). Hierneben wird in $ 4 der Beflagten wegen 
ihrer Darlehns- und Bierforderung bon 5000 # nebſt dreimonatlihen Accepten 
von 5000 4 zur weiteren Sicherheit ein Fauſtpfandrecht an einer Lebensverſiche— 
rungspolice und an einem Gasfautionsiheine R.'s beftellt. 

Das Berufungsgericht legt — entgegen der Auffafjung des Klägers — 
fein bejonderes Gewicht darauf, daß im der angezogenen Beitimmung von $ 4 
von einer „weiteren“ Sicherung für die Korderung des Beklagten geſprochen wird. 
Denn nad dem Zufammenhange von $ 4 kann man annehmen, daß die Police 
und der Kautionsfhein nicht ſowohl im Verbältniffe zu dem verkauften Inventare 
als vielmehr nur neben den in $ 4 erwähnten Accepten R.'s ald weitere Siche— 
rung für defjen Schuld haben bezeichnet werden jollen. Aber der fonjtige Inhalt 
der Urkunde bringt es hinreiend zum Ausdrud, daß von den Betheiligten in 
Wahrheit nicht ein Verkauf des R'ſchen Inventard und nit eine Uebertragung 
des Eigenthums, d. 5. der volljtändigen und ausjhliegliden Herrſchaft daran 
-($ 217 des B. G. B.'s) auf die Bellagte beabfihtigt worden ift, ſondern nur die 
Beftellung eines ſolchen Rechtes der Beklagten, vermöge defjen die Beklagte be- 
fugt fein follte, das Inventar zur Sicherung ihrer Forderung zur Verfügung zu 
haben und daraus ſich zu befriedigen ($ 369 des B.G.B.). Darauf weift zu= 
nächſt jhon die äußere Verbindung Hin, in die der „Kaufvertrag“ mit der Ord— 
nung des Forderungsverhältniffes R's und den von ihm ſonſt nod) zugeftandenen 
Pfandbeftellungen gebracht it. Entjheidend aber ift vor allem die Art und Weife, 
wie das Nedjisverhältniß der Betheiligten betveffs der „verfauften” Gegenjtände 
je nad) der Zahlung oder Nihtzahlung der Darlehns- und Bierſchuld R.'s ge- 
regelt worden ift. Bei vollftändiger Aufredterhaltung der Forderung der Be— 
Hagten an R. kann dieſer doch nit in die Lage kommen, auf Grund des an— 
geblihen Kaufvertrages eine Kaufpreiszahlung zu erlangen. Tilgt er feine Dar: 
lehns- und Bierſchuld“, jo erwächſt für ihn zugleih die Verpflichtung, die 
verfauften Saden, gleichviel weldden Werth fie dann nod haben follten, um 
5000 4 wieder zurückzuerwerben und die Aufrechnung feiner geftundeten aufs 
preisforderung mit dem Rückkaufspreiſe geſchehen zu Taffen. Erfüllt er dagegen 
feine Darlehns- und Bierſchuld nit und verjhreitet die Beklagte in Folge deſſen 
zum Xerfaufe des Inventars, jo mindert ſich jeine Kaufpreisforderung ohne Weis 
teres auf den Betrag des Auftionsmettoerlöjes, der ihm auf feine rüdjtän- 
dige Schuld angerechnet wird, Es wird aljo der Verfauf der Sahen ausſchließlich 
zum Zwecke der Befriedigung der Beklagten und auf alleinige Rechnung R.'s 
ins Werk gejeßt. Dabei wird das Recht der Beklagten, beim Verzuge R's diefem 
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die Verwahrung der Saden zu entziehen und fie zu verfaufen, beſonders verein: 
bart, während ſich ein ſolches eigenes Verwahrungs- und Veräußerungsrecht der 
Beklagten aus ihrem Eigenthume an den Sahen ganz von felbft verftehen würde 
($ 219 fig. des B.G.B.6). Aus diefer bejonderen BVertragsfeftießung in Ber: 
bindung mit dem für R. begründeten Rückkaufsrechte ift daher zu fliegen, daß 
der Bellagten injoweit, ald R. feine Verpflichtung zur Zahlung der Darlehns« 
und Bierſchuld erfüllt, ein Recht zum Widerruf des über die Sachen geſchloſſenen 
Leihvertraged und zu deven Verkauf nad) der Abſicht der Betheiligten nicht zu— 
ftehen ſollte. Nach alledem erſcheint das der Beklagten eingeräumte Recht an dem 
Rihen Inventare der mejentlihen Merkmale des Eigenthumsrechts entkleidet 
und auf die Beftandtheile eines bloſen Pfandrechts beſchränkt, nämlich auf die 
Befugniß, die Inventargegenftände während des Beſtehens der Darlehns- und 
Bierforderung (dur N.) zu befigen und durd den auf Gefahr und Koſten des 
Schuldners zu bewerfjtelligenden Verkauf der Sahen wegen ihrer Forderung ſich 
zu befriedigen. (SS 369, 378, 474 flg. des B. G. B.'s). 

Bei diefer Sadjlage, die fid) nahezu mit dem von Werner in den Annalen 
Bd. 17, ©, 215 flg. angenommenen Beifpielsfalle det, kann man fid) der Ueber: 
zeugung nicht verichließen, daß beim Abichluffe des Vertrages vom 15. Februar 
1896 nidt ein Kaufvertrag über das Inventar im Eine der 88 1092 fig. des 
B.G. B.'s und nit eine Eigenthumsiübertragung im inne der 88 253 flg. des 
3.8.8.8, fondern eine Fauftpfandbeftellung nad) den 88 1441 flg. und 466 fig. 
des B.G. B.s beabfihtigt worden ift. Das Geſchäft ift daher nad) $ 829 nur 
nad den Vorſchriften über den beablidhtigten Vertrag zu beurtheilen. 

Dieſe Auffafiung, die ſich don aus den Beftimmungen der Bertragsurfunde 
ergiebt, erleidet aud) feine Aenderung durd die Beweiserhebungen erſter Inftanz. 
Wäre aud) bei den VBorverhandlungen zum Bertragsabihluffe vom 15. Februar 1896 
von einer Verpfändung des Imventars nicht die Rede geweien und vom Vertreter 
der Beklagten dem R. eröffnet worden, daß diefe auf dem Berfaufe des Inven— 
tars beftehen müſſe, jo ift dod der Wille der Betheiligten darüber, in welder 
Weife und mit welden Wirkungen dieſer Verlauf ins Werk gejeßt werden follte, 
in der Bertragsurfunde zum endgiltigen Ausdrud gebradt worden, die nad) den 
eigenen Angaben der Bellagten und den Ausjagen der Zeugen von den Ver: 
tretern der erfteren aufgefeßt und dem R. zur Unterzeihnung vorgelegt worden 
ift. Die Tragweite des der Beklagten eingeräumten Rechtes am R.ſſchen Inven— 
tare ift daher immerhin nad den in der Urkunde niedergelegten Bertragsbejtim- 
mungen zu beurtheilen, die eben troß des entgegenftehenden Wortlautes nur in 
dem Sinne zu verftehen find, daß der Bellagten unter der äußeren Form des 
Kaufvertrages und der Eigentfumsübertragung ein Fauftpfandredt an dem R.'ſchen 
Inventar eingeräumt werden follte. Dieſes Fauſtpfandrecht aber ift nicht wirlſam 
zur Entftehung gelangt, weil die zu verpfündenden Saden nidt der Beklagten 
oder für fie einem Dritten zum Pfandbefige übergeben, jondern in der Inhabung 
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des Pfandſchuldners R. belaffen worden find. Gegenüber den Beſtimmungen der 
sg 466, 467 des B. G. B.'s war weder das in $ 1 der Urkunde enthaltene 
Rechtsgeſchäft nach 8 201 des B. G. B.'s noch die am Schluffe von $ 5 bezeugte 
thatfähhlihe Uebergabe, die eine Aenderung der Inhabungsverhältniſſe nit zur 
Folge gehabt hat, geeignet, den Pfandbefig der Beklagten zu begründen. 

Hieraus ergiebt fi die Beredtigung des Klaganſpruches. Die Bellagte 
hat durch die mit R. geſchloſſenen Rechtshandlungen fein Eigenthumsrecht an dem 
Richen Inventar erlangt, aljo auch fein Recht auf Ausfonderung diejes Inven— 
tars aus der Konkursmaſſe ($ 35 K.O.). Gegenüber dem von ihr erhobenen 
Ausfonderungsaniprude aber ift dem Kläger nah $ 231 C.P.O. das Recht zu: 
zugeftehen, eine Fetftellung darüber zu verlangen, daß das behauptete Eigenthums— 
vet und der Ausſonderungsanſpruch nicht bejtehen, 


Zwangsverwaltung eincs ideellen Grundftüdstheils. Umfang des Be- 
friedigungsrecdhts des Gläubigers, wenn feine Hypothek auf dem nanzen 
Grundftücke eingetragen, das Grundftüd felbft aber nur zu einem Theile 
in Ziwangsperiwaltung genommen ift. 
2.8. Leipzig, Civ.R. IL, Beſchl. v. 9. Dez. 1896, B. C. II, 277/96. 

„Kür die Beihmwerdeführerin, die Pirnaer Landiparkaffe zu P., haften auf 
dem unter Zwangsverwaltung ftehenden Grundjtüde an erjter und zweiter Rang— 
ftelle zwei mit jährlid 5 v. H. zu verzinfende Darlehnsforderungen in Höhe 
von 25500 M und 5500 #4. Die Hypothefenzinjen find ihr aus den Erträg— 
niffen der Zwangsverwaltung bisher nicht zum vollen Betrage, fondern mit Rüds 
fidht darauf, daf die Zwangsverwaltung ſich ausihlieglih auf die der verw. M. 
gehörigen 17 Zwanzigtheile des Grundſtücks erftredt, nur zu 170 gewährt worden. 
Die Beihwerdeführerin verlangte Auszahlung der vollen Hypothefenzinfen, da 
ihre beiden Darlehnshypothefen auf dem ganzen Grundftüce eingetragen ſeien, ift 
jedod) durch den angefochtenen Beſchluß mit ihrem Antrage zurückgewieſen worden. 

Das Verlangen der Gläubigerin war indeß geredtfertigt. 

Der Umftand, daß das M.'ſche Grundftüd nur zu 17,0 in Zwangsver- 
waltung genommen worden ift, bedeutet zunächſt nichts weiter, al8 daß den am 
Zwangsverwaltungsverfahren beteiligten Realgläubigern eben nicht die vollen nad) 
Dedung der nothwendigen Verwaltungsausgaben übrig bleibenden Grundftüds- 
erträgniffe, jondern nur 17 Zwanzigtheile davon zur Verfügung ftehen; er ent: 
ſcheidet nichts für die Beantwortung der andern, hiervon ganz unabhängigen 
Frage: in weldem Umfange die Gläubiger aus der für fie bereit ftehenden 
Sequeftrationsmaffe ihre Befriedigung ſuchen dürfen. Maßgebend Hierfür ift 
alfein der Forderungseintrag im Grund» nnd Hypothefenbude. 

Die beiden Darlehnshypothefen der Pirnaer Landiparfaffe zu P. umfaffen, 
wie die Einträge unter Nr. .. ergeben, das ganze Grundftüd, keineswegs blos 
einen ideellen Theil davon, Es haftet aljo der Sparkafje das Grundſtück nicht 
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blos für den gefammten Betrag der beiden eingetragenen Darlehnsforderungen 
fondern es ift ihr im dieſer umfaffenden Weiſe auch jeder einzelne Theil des 
Grundftüds verhaftet. Dies folgt aus dem Grundſatze der Untheilbarkeit 
des Pfandrehts (4 373, 3 379 B.G. B.'s). Wie der Pfandgläubiger, dem 
mehrere Sahen für diefelbe Forderung verpfändet find, nad) $ 379 B.G. B.'s 
die Wahl hat, aus welcher cinzelnen Sache er feine Befriedigung verlangen will, 
jo kann aud der Hypothefengläubiger, dem ein Grundſtück feinem ganzen Ums 
fange nad) verpfändet ift, wegen der gefammten Forderung aus jedem eins 
zelnen (ideelfen) Theile des Grundftüds Befriedigung heiſchen. 

Die Befchwerdeführerin ift daher beredtigt, die der verw. M. gehörigen 
17 Zwangzigtheile des Grundftüds wegen ihrer ganzen Zinfenforderung für fi) 
in Anſpruch zu nehmen; denn wie auf jedem einzelnen ideellen Grundſtücksantheile, 
fo Laften ihre Darlehnshypothelen gleihmäßig aud auf den 17 Zwanzigtheilen 
der Wittwe M. uneingefhränft, ſodaß der auf diefen Ichteren Antheil zu rech— 
nende Zwangsverwaltungsertrag auch uneingefhränft zur Befriedigung der 
Beſchwerdeführerin zu verwenden ift. 

Für das Zwangsverfteigerungsperfahren hat der hervorgehobene Grund» 
jag in $ 42 bj. 2 Subh.D. ausdrückliche Anerkennung gefunden. Dort ift 
beftimmt, daß im Falle der BVerfteigerung des ideellen Theils eines Grundſtücks 
diejenigen Forderungen, welche mit dem ange vor der des betreibenden Gläu— 
bigers auf dem zu verfteigernden Theile und zugleid auf andern ideelfen Theilen 
des Grundftücds laften, bei Berechnung des Mindeftgebots zu ihrem vollen Be 
trage in Anja zu fommen haben. Stünden alfo die der Wittwe M. gehörigen 
(27,.0) Grundftüdsantheile anftatt unter Zmwangsverwaltung gegenwärtig zur 
Zwangsverfteigerung, jo würde es feinen Zweifel unterliegen, daß aus dem 
für jene 17 Zwanzigtheile erzielten Verkaufserlöſe die beiden Darlehnsforderungen 
der Pirnaer Landſparkaſſe, foweit der Kaufpreis reicht, voll gedeckt werden müßten. 
Es liegt fein Grund vor, die Anwendung jener Beftimmung, die nur eine Con— 
jequenz der rehtlihen Natur des Pfandrechts und der Anerkennung feiner Untheil— 
barkeit darftellt, im Zwangsverwaltungsverfahren auszuſchließen. 

Das Amtsgericht wird daher angewiejen, darauf hinzuwirfen, daß der Pir- 
naer Landiparkaffe die ihr zufommenden Hypothefenzinfen aus den zu ber 
theifenden Orundftüdserträgniffen durd) den Verwalter in Zukunft nicht blos „zu 
gu, Jondern in voller Höhe zur Auszahlung gebracht werden.” — 


Entiheidung über die Prozeßloſten, wenn Klage und Widerllage erhoben 
ift und die Klage durch Theilurtheil zurückgewieſen wird. Entſcheidung 
über die einem Nebenintervenienten ertwachienen Koften. 

R.G. J. Eiv.S, Urth. v. 18, Januar 1897, L 424,96. 


Dem Kläger waren im Herbfte 1895 mehrere Pferde erkrankt, einige audı 
geftorben. Er führte dies darauf zurück, daß er feine Pferde u. a. auch mit 
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Erben gefüttert habe, die ihn die Beklagte ald „gute gejunde Futtererbjen und 
nabrhafter als die zuleßt bezogenen“ verkauft habe. Er forderte deshalb von der 
Beklagten den Erſatz eines Schadens von 2800 .#, den er dadurch erlitten haben 
will, daß ihm drei mäher bezeichnete Pferde verendet ſeien. 

Die Bellagte beftritt den Klaganſpruch, ftellte in Abrede, daß fie dem Kläger 
die verkauften Erbjen in der gefchilderten Weife angepriefen habe, und machte 
geltend, daß der Kläger, da er die Erbjen ohne Vorbehalt empfangen babe, nad 
Artifel 17 der hamburger Statuten Theil II Titel 8 mit allen Monituren aus 
geihloffen fei. Sie hat Abweifung der Klage beantragt und eine Widerflage er: 
hoben, über die in den Inftanzen nod nicht erkannt ift. 

Auch verkündete Beklagte der Firma D. & ©. in Hamburg, von der fie 
die dem Kläger gelieferten Erbſen gekauft hatte, den Streit. D. & ©. traten 
dem Redtsftreite zur Unterftügung der Beklagten bei. 

Der erjte Richter, erkannte durch Theilurtheil vom 22. Januar 1896 dahin: 

„Die Klage wird abgewiefen. Die Koften derjelben hat der Kläger, die der 
Intervention, foweit fie die Klage betrifft, die Intervenientin zu tragen.“ 

Gegen dieſes Urtheil erhoben der Kläger Berufung und die Neben-Inter- 
venientin Anſchlußberufung. Das DOberlandesgeriht wics die Berufung des 
Klägers zurück und legte ihm die Koften der Berufungsinſtanz, einſchließlich der 
der Nebenintervenientin erwachſenen Koften, auf, auf die Anjhlußberufung der 
Nebenintervenientin änderte fie das Urtheil des Landgerichts dahin ab, daß dem 
Kläger aud) die der Nebenintervenientin in der erften Inftanz erwachſenen Koften 
zur Laft gelegt wurden, 

Das Reichsgericht wies die Nevifion des Klägers in der Hauptſache zurüd, 
bejeitigte aber die über die Koſten erfter Inftanz getroffene Entſcheidung und be- 
bielt dem Schlußurtheile die Entſcheidung über die bis dahiu in erter Inftanz 
erwadjfenen Kojten vor. Im den Gründen ift hieriiber bemerkt: 

Tehlerhaft ift die Entiheidung über die Koften der erften Imftanz. 
Eine Scheidung der Koften, je nachdem fie ſich auf die Klage oder auf die Wider, 
flage beziehen, ift nad dem den Koftengefegen zu Grunde Tiegenden Syſteme nicht 
angängig. Vergleiche Gerichtskoſtengeſez $ 11. Wenn das Landgericht, wie es 
geiehen ift, durch Theilurtheil nah C.P.O. $ 273 eine Endentfheidung nur 
über die Klage abgab, die Entjheidung über die Widerflage aber einer jpäteren 
Verhandlung vorbehielt, jo war mit einem ſolchen Urtheile überhaupt noch feine 
Möglichkeit gegeben, über die Koften des Rechtsſtreits aud nur theilweife zu er: 
feınen. Denn die Klage ſelbſt ijt fein Angriffsmittel im Sinne des $ 91 der 
C.P.O., eine verhältnigmäßige Vertheilung der Koften nad $ 88 der C. P.O. 
aber ift nicht früher möglid, als bis für die Inftanz feftfteht, in welchem Um— 
fange die eine oder die amdere Partei unterliegt. Das Oberlandesgeriht hätte 
daher die Koftenentiheidung des Landgerichts, nachdem ſowohl vom Kläger, als 
aud von der Nebenintervenientin ein Rechtsmittel eingelegt war, ganz ſtreichen 
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und die Entſcheidung über die Koften der erjten Inſtanz einſchließlich der Koften 
der Intervention dem Endurtheile des Landgerichts vorbehalten ſollen. Da dies 
nicht geſchehen iſt, mußte das Urtheil des Oberlandesgerichts injoweit aufgehoben 
und die richtige Entſcheidung an die Stelle geſetzt werden. 

Unbedenklich iſt es dagegen, wenn das Oberlandesgerit über die Koften 
der Berufung nah 8 92 Abſatz 1 EP.D. erfannt und dem Kläger dabei zu— 
glei die Koften der Neben» Intervenientin auferlegt Hat. Allerdings ift 
die Begründung, die das Oberlandesgeriht Hierfür giebt, unrichtig. Ob die 
Neben-Intervention weil ein rechtliches Intereſſe am Ausgange des Redtsftreits 
beim Nebenintervenienten vorhanden, zuzulaffen war oder nicht, iſt nad) E.P.O. 
8 68 nur zu entſcheiden, wenn ein Antrag auf Zurüdweifung der Neben-Inter- 
vention geftellt ift. Ohne einen folden Antrag — und bier ift er bislang nicht 
geftellt — wird der Neben-Intervenient nah E.P.D. $ 63 Abjah 3 beim Ber: 
fahren zugezogen, und er hat daher aud nad C.P.O. $ 96 Anfprud auf Kojten- 
erjag von dem unterliegenden Gegner, ohne daß diefer mit dem Einwande gehört 
werden könnte, daß es des Beitritts des Neben-Intervenienten zum Siege der 
unterftüßten Partei nicht bedurft hätte, Vergleiche Bolze Band 4 Seite 1113. 
Die unter einander abweichenden Auffafjungen der beiden Vorinſtanzen über die 
Notäwendigkeit umd die Berechtigung der Erhebung einer Neben- Intervention 
können daher auf ſich beruhen bleiben. Für die zutreffende Koftenentjdjeidung 
find fie belanglos. 


Auszüge and neueren Entfheidungen des Reichsgerichts. 


1. ReichsGew.Ordn. $ 10, Der VI. Eiv.Sen des R.G.8 hat in dem 
in den Entſch. Bd. 28 S. 122 fig. veröffentlicditen Urtheile ausgeſprochen, daß 
ein nad) 8 8 Ziff. 1 der Gew.O. ablösbares Zwangs- und Bannrecht nad) $ 10 
deffelben Gejeßes denen gegenüber nicht ausgeübt werden könne, welde vor dem 
1. Januar 1873 dem Rechte nod nicht unterworfen waren. Diefer Satz, der in 
einem beim 2.&. Dresden anhängig gewejenen, ein von der Stadtgemeinde da» 
jelbft in Anjprud genommenes Bannrecht betreffenden Prozeſſe ausgeiproden war, 
ift vom R.G. durch Plenarentiheidung vom 8. Juli 1397 wieder aufgegeben 
worden. Nach derjelben fteht $ 10 der Gew.D. der Ausübung eines Zwangs— 
und Bannrechtes aud denjenigen Perfonen gegenüber, welde erft nad) dem Ins 
frafttveten der Gew.Ordn. ihren Wohnfig in den Bannbezirk verlegt oder dort 
einen diefem Rechte unterworfenen Gewerbebetrieb begonnen Haben, nicht entgegen,*) 

2. Nad Abi. 2 Art. 145 des H.G. B.'s bleibt nad der Beendigung der 
Liquidation dem früheren Gejellihafter das Recht auf Einfiht und Benutzung der 
Bücher und Papiere der aufgelöften Gefellihaft, mag diejelben einer der geweſenen 


*) Wir fommen auf diefe Entfheidung und die daraus für Sachſen fi ergebenden 
Konjequenzen in einem befonderen Auffag zurüd. Die NRedatti ı, 
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Gefellichafter oder ein Dritter in Verwahrung erhalten haben. Im vorliegenden 
Fall find die Bücher in den Händen des Beklagten geblieben, weil dieſer das 
Geſchäft mit Aktiven und PRaffiven übernommen hat, der Bücher alfo bedurfte und 
aus der Ueberlaffung des Geſchäfts an ihm von jelbft folgte, daß er aud) bie 
Bücher erhielt. Den Artitel 145 Abſ. 2 des H.G. B.'s aud anzuwenden, wenn 
ohne Liquidation die Auseinanderjegung dur Uebernahme des Geſchäfts Seitens 
eines Geſellſchafters und Abfindung des anderen erfolgt, unterliegt nad) Grund 
und Zwed der Vorſchrift, die aud auf diefen Fall zutreffen, feinem Bedenken. 
Daß die Bücher Eigentum des Beklagten find, worauf die Revifion hinweiſt, ift 
nicht entſcheidend, denn abgejehen davon, daß der Vertrag vom 15. Mai 1888 
von einer Uebertragung des Eigentums an den Büchern nichts ergiebt, würden 
fie durch die Eigenthumsübertragung die Eigenfhaft gemeinſchaftlicher Urkunden 
für die Zeit des Beftandes der Gejellihaft, und für diefe allein wird die Ein« 
ſicht gefordert, nicht verloren haben. Die Einfiht jpäterer Eintragungen durd) 
den Kläger zu verhindern, ift der Beklagte beredhtigt und in der Lage. Urth. v. 
2. 6. 97. L 43. 97. 

3. Die Revifion befämpft zunädhft die Annahme eines Werkverdingungs« 
vertrages und fucht auszuführen, daß der Vertrag vom 28. Nov. 1889 vielmehr 
die Lieferung einer Quantität vertretbarer Saden zum egenftande gehabt habe 
und daher nad) Art. 338 des H.G.B.'s als Handelsfauf zu betrachten fei. Diejer 
Meinung kann jedod; nicht beigetreten werden. Der Bertrag bezeichnete fi zwar 
als Lieferungsvertrag, und es wurde darin der Klägerin die Lieferung der Be: 
fleidungsftücde für die Berliner und Charlottenburger Schutzmannſchaft in den 
Jahren 1890, 1891, 1892 und 1893 übertragen. Dadurch aber, daß nad) den 
weiteren Beftimmungen des Vertrages jedem Wachtmeiſter und Schumann zu den 
für ihn zu fertigenden Kleidungsſtücken Maß zu nehmen war, die Kleidungsjtüde 
ihm anzupafjen und nicht gut figende Kleidungsſtücke paffend zu machen waren, 
erſcheint, wie bereit? im Urtheil des Meichsgerihts vom 9. Januar 1896 IV. 
227/95 mit Bezug auf denfelben Vertrag angenommen ift, die Schlußfolgerung 
geboten, daß es fich hier nicht um die Lieferung vertretbarer Sachen handelte, weil 
die von der Klägerin Herzuftellenden und zu liefernden Kleidungsſtücke individuell 
und nicht der Gattung nad) beftimmt waren, Daß nicht pafjende Kleidungsftüce 
für einen anderen Mann, dem fie paßten, angenommen wurden, mag, wie Die 
Revifion bemerkt, felbftveritändlic gewejen fein, da das Polizeipräfidium fein Ins 
tereffe Hatte, einem folden Umtauſch zu widerjpreden. Daraus folgt aber nichts 
für eine andere Beurtheilung des Vertrages und der darin zu Tage tretenden 
Abſicht, die auf Leiftung individuell beftimmter Saden ging. Urth. v. 3. 6. 97. 
VI. 29. 97, 

4. Der Kläger hatte dem Bellagten 2000 Stüd Kalbfelle verkauft, die 
Lieferung follte in vier Sendungen erfolgen bis zum 3. November 1895. Der 
Beklagte hatte die Waare an den Kaufmann 2, weiterverfauft. Der Kläger lies 
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ferte friftgemäß nur 250 Stüd. L. jhrieb darauf am 6. November dem Be- 
Hagten, daß er den Reſt der Lieferung von nod 1750 Stück wegen nicht recht— 
zeitiger Lieferung annullire. Darauf, nachdem Kläger auch bis zum 13. November 
nicht gelicfert Hatte, Iehnte der Beklagte die Erfüllung des Vertrags ab und for- 
derte ftatt deren Schadenerſatz. Das wurde als beredtigt anerfannt. Das Reichs— 
gericht ſprach dabei aus: Mit Unrecht greift die Nevifion die Ausführung des 
Berufungsgerits an, daß der Beklagte nad) Yage der Umftände nicht verpflichtet 
gewejen ſei, dem Kläger zur Erfüllung des Vertrages noch eine Nachfriſt zu ge 
währen. Ob in diefer Bezichung dem eingetretenen Rückgange der Preife Be— 
deutung beigemeſſen werden darf, kann dahingeſtellt werden, da jedenfalls der Rück— 
tritt des Abnehmers des Beklagten, auf deffen Bevorjtehen bei weiterer Verzöge— 
rung der Lieferung der Kläger wiederholt hingewieſen war, den Ausſchluß der 
Nachfriſt rechtfertigt (vergl. Urth. vom 11. Aprit 1885 I. 23/85, bei Bolze Bd. I 
Nr. 1094). Ohne Grund verfuht der Revifionsfläger hierbei zu feinen Gunften 
geltend zu maden, daß L., der Abnehmer des Klägers, ſchon am 6. November 
feinen Rücktritt erklärt, der Beklagte aber von jeinem Wahlrecht erjt am 13, No: 
vember Gebraud; gemadt habe. War der Kläger, wie oben feftgeftellt ift, am 
6. Noveniber bereits im Verzuge, jo hätte der Bellagte die Rüdtrittserflärung 
2.8 noch an demjelben Tage weiter neben können. Wenn er dies nicht gethan, 
fondern mit feiner Erflärung bis zum 13. November gewartet, und damit den 
Kläger in die Rage geſetzt hat, bis zu diefem Tage die Folgen feines Verzuges zu 
bejeitigen, fo kann der Kläger fiherlid) hierauf nit den Anjprud auf eine Nach— 
frift gründen, die ihm nicht zugeftanden hätte, wenn der Beklagte ſchon am 
6. November von feinem Rechte Gebrauch gemadjt hätte. Durd) das Warten des 
Bellagten bis zum 13. November erledigt ſich auch das don dem Revifionsfläger 
aufgeworfene Bedenken, daß der Bellagte von L. eine Nachfriſt Hätte verlangen 
fönnen und müffen, denn diefe Nadjfrift, wenn fie zu gewähren war, hätte ſich 
feinenfall® über den 13. November hinaus erftredt. Urth. vom 16. 6. 97. I. 52/97, 

5. Nady den SS 8 fig. des Allg. Landrechts Th. I Tit. 6 ift nur der 
jenige zum Schadenserſatze verpflichtet, weldher einen Anderen ohne Recht kränft, 
alfo widerredtlih handelt. Cine widerredtlihe Handlung liegt aber nicht vor, 
wenn Jemand, der Öffentlich durd die Zeitungen angegriffen wird, zu feiner Ber: 
theidigung, aljo zur Wahrnehmung eines berechtigten Interejjes, ebenfalls durch 
Zeitungen Thatſachen verbreitet, die wahr find, wenn diejelben auch zugleich ge- 
eignet find, den Gegner in der Achtung Anderer herabzufegen und ihn zu ſchädi— 
gen. Dies ift aud) anerfannt in dem Deutſchen Strafgeſetzbuche $ 193 in Ber- 
bindung mit $ 186. Das neue Bürgerliche Geſetzbuch, weldes in $ 824 bie 
Berpflihtung zum Schadenserſatze bei Verbreitung unwahrer Thatſachen ausſpricht, 
läßt denn auch diefe Verpflihtung nicht eintreten, wenn der Berbreiter oder der 
Empfänger der Mittheilung an ihr ein beredtigtes Interefje Hatte. Urth. vom 
17. 6. 97. VI, 50, 97, 
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6. Der Bellagte, ein Banquier, hatte dem Kläger, der zu Spefulations- 
zweden Börfenpapiere faufen wollte, die Aftien einer Brauerei als Papiere, an 
denen Kläger etwas werde verdienen fönnen, empfohlen, ein Steigen des Kurſes 
in Ausficht geftellt und auf die vom Kläger erhobenen Bedenken einzelne Umftände 
angeführt, die, ſoviel er wiſſe, eingetreten feien und die Ausfichten für die Ren- 
tabilität der Brauerei günftiger, al® bisher angenommen worden jei, erſcheinen 
ließen. Der Kläger kaufte eine Anzahl der Aktien, diefe fielen aber dauernd im 
Kurfe, ergaben auch feine Dividende. Der Kläger erhob Klage auf Schadenerſatz, 
wurde aber in der Berufungsinftanz abgewiejen, weil das Berufungsgericht den 
Nahweis nicht für erbracht anſah, daß der Bellagte fi) durd feine unbeftimmt 
gehaltenen Aeußerungen wifjentlid oder auch nur verjehentlih mit der Wahrheit 
in Widerſpruch gefeßt habe. Der von der Reviſion hiergegen erhobene Angriff, 
daß es Sache des Bellagten geweſen fei, ſich wegen jeiner thatfählid unrichtigen 
Empfehlungen zu exrculpiren, wurde zurüdgewiefen. Zwar müßte der Schuldner 
bei eingetretener Unmöglichkeit der Yeiftung, zu der er fid) verpflidtet habe, das 
Erfüllungsintereffe leiften, dafern er nicht darthue, daß die Unmöglichkeit durch 
einen don ihm nicht zu vertretenden Umftand herbeigeführt fe. Darum handele 
es ſich aber hier nit. Die Leiftung des Beklagten habe in der Ausführung des 
Auftrags, in dem Erwerb und der Ablieferung der vom Kläger gewünſchten Aktien 
beftanden, die habe er bewirkt, das Intereſſe, worauf die Klage gehe, fei fein Er- 
füllungsinterefje, vielmehr beanſpruche der Kläger Erſatz des Schadens, der ihm 
dadurd) entjtanden jei, daß er den Auftrag zum Ankauf der Aktien ertheilt habe, 
und diejer Anſpruch jei nur begründet, wenn die Auftragsertheilung durch ſchuld— 
baftes Verhalten des Beklagten veranlaft ſei. (Entſch. des R.G.'s Bd. 19 Nr. 19, 
Seuffert's Ardiv Bd. 29 Nr. 177.) Urth. v. 16. 6. 97. I. 58. 97. 

7. Die Kaufleute Louis S. und Ludwig R. in Berlin, die Inhaber ber 
Firma Monopol-Weingroßhandlung R. & S. dafelbft waren, hatten für ihre 
Perfon, nicht für die Handelögejellihaft, ein Berliner Hotel von der Beklagten 
gemiethet. Da fie mit der Miethe im Rückſtande blieben, erwirkte die Bellagie 
am 25. April bez. 25. Mai 1894 ihre Verurtheilung zur Zahlung von 12500 .# 
und 18750 .# und ließ Pfändungen vornehmen. Am 8. Juni 1894 fchloffen 
darauf die beiden Schuldner mit der Beklagten einen Vertrag, wonad) die Han- 
delsgeſellſchaft als ſolche als Mitmietherin in den Vertrag eintrat, fi für die 
von den beiden Theilhabern für ihre Perſon übernommenen Verpflichtungen jelbft- 
ſchuldneriſch verbürgte, der Beklagten einen Wechſel über 31250 .# übergab, der 
von der Gejellihaft acceptirt war, und ihr eine größere Partie Wein verpfändete. 
Dafür bewilligte die Beklagte den beiden Geſellſchaftern Geftundung für die ein- 
geklagten Miethzinsforderungen und Bezahlung in Raten, die mit dem 15. Dftober 
1894 beginnen ſollten. Nachdem zum Vermögen der Gefellihaft am 4. Auguft 
1894 Konkurs eröffnet worden war, focht der Konfursverwalter den Vertrag an 
und zwar u. A. aud unter der Behauptung, daß die Bürgſchaftsübernahme und 
Pfandbeftellung für die Geſellſchaſt eine unentgeltliche Verfügung im Sinne von 


Auszüge aus neueren Eniſcheidungen des Reichsgerichis. 463 


8 25 der Konk.O. geweſen ſei. Das Berufungsgericht (Kammergericht) erachtete 
dies für nicht zutreffend, die Bewilligung der Geſtundung und der Zahlung in 
Raten für die ausgeklagte Privatſchuld der Kaufleute R. und S. ſei die Gegen— 
leiſtung für die von der Geſellſchaft übernommenen Verpflichtungen und Leiſtungen 
geweſen; dieſe habe an der Geſtundung ein weſentliches Intereſſe gehabt, da ein 
Vorgehen der Beklagten gegen die Firmeninhaber wegen ihrer Privatſchuld auch 
zu einer Auflöfung der Gejellichaft hätte führen müffen. Der hiergegen erhobene 
Revifionsangriff wurde ald unbegründet erachtet, da e8 feinem Bedenken unter: 
fiege, daß in der Stundung einer fälligen und bereits vollſtreckbaren Schuld eines 
Anderen eine wirkliche Gegenleiftung gegen die Uebernahme einer Bürgihaft und 
Pfandbejtellung gefunden werden fünne, wie dies aud) bereits in einem Urtheile 
des I. Eiv.-Een. des R.G.'s vom 29. April 1893 ausgeiproden worden fei. 

In derjelben Sache wurde gegenüber der Behauptung der Revifion, daß der 
in Rede ftehende Vertrag aus 8 23 Ziff. 2 der Konk. O. anfehtbar jei, bemerkt: 
„Rah 8 23° ift nur die Beitellung der Sicherheit anfechtbar, welde einem 
Konkursgläubiger gewährt ift, d. h. einer Perjon, welche Konfursgläubiger fein 
würde, wenn zur Zeit der Vornahme der Rechtshandlung der Konkurs bereits 
eröffnet worden wäre. Dieſe Vorſchrift bezieht fi) daher nicht auf Rechtshand— 
lungen, durch welde der jpätere Gemeinſchuldner überhaupt erſt Schuldner des- 
jenigen wird, dem zugleih Sicherheit bejtellt wird. Die Gejellihaft wurde aber 
erft dur den Vertrag vom 8. Juni 1894 Schuldnerin der Bellagten. Die in 
diefem Wertrage gewährte Sicherheit unterliegt demnad nicht der Anfechtung aus 
8 23° der Konk.O.“ Urth. vom 10. 6. 97. VI. 37/97. 

8. Bei Ablauf des über ein ſchleſiſches Rittergut abgeihlofjenen Pachtver— 
trags einigten ſich die Parteien dahin, daß bei Meinungsverjhiedenheiten über die 
für die gefammte Auseinanderjegung aufzuftellende Schlußabrechnung jowie über: 
haupt bei allen Streitigkeiten, die ſich bei der Yöjung des Pachtverhältniſſes er- 
geben würden, ein don der Fiegnig-Wohlauer Fürſtenthums-Landſchaft zu erbitten: 
der Pandesältefter mit Ausschluß des Rechtsweges entſcheiden folle. Der auf An— 
ſuchen der Parteien von der Landihaft zum Schiedsrichter bejtellte Yandesältefte 
Sch. fällte einen Schiedsſpruch, ſchloß aber davon einige Etreitpunfte aus, indem 
er infoweit die Parteien auf den Rechtsweg verwies. Es entjtand daher die Frage, 
ob der Schiedéſpruch nad) S 859 der C.P.O. aufer Kraft getreten fei. Das 
O L.G. Breslau verneinte das und die wurde dom Reichsgericht gebilligt. 
Die Gründe führen in dieſer Richtung aus: „Die 88 857, 859 der C. P.O. 
follen nicht alle denkbaren Fälle der Bejtellung des Schiedsrichters treffen. Der 
8 857 hat den Fall im Auge, wenn ein nidt im Sciedsvertrag ernannter 
Schiedsrichter nad) Tertrag oder Geſetz von einer Partei bezw. für eine Partei 
von dem Gerichte ernannt worden ift ($$ 854, 855, 857 Gab 2), der $ 859 
(Ziffer 1) aber nur den Fall, wenn beftimmte Perjonen im Bertrage jelbft zu 
Shiedsrihtern ernannt find. Won dem bier vorliegenden Falle, wo in dem 
Shiedövertrage beſtimmt ift, daß die Ernennung des Schiedsrihters durd einen 
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Dritten erfolgen foll, ſchweigt das Geſetz. Iſt im Vertrage felbft eine beftimmte 
Perfon zum Schiedsrichter ernannt, fo ift, wenn diefe Perſon ftirbt, fonft weg— 
fällt, die Uebernahme oder Ausführung des Schiedsrichteramtes verweigert, die 
Annahme geredtfertigt, daß die Farteien den Schiedsſpruch nur durch dieſen be 
ftimmten Schiedsrichter gefällt wifjen wollen. Hierauf beruht die Beftimmung 
des $ 859; diefe Erwägung trifft aber nicht zu, wenn der von den Parteien ge- 
wählte Weg zur Konftituirung des Schiedsgerichtes darin befteht, daß ein Dritter 
den Schiedsrichter beftellen ſoll. Im Einzelfall kann freilich auch ſolchenfalls, 
wenn der durch den Dritten beftellte Schiedsrichter die Uebernahme des Schieds- 
richteramtes verweigert zc., nad) der aus den fonfreten Umftänden zu entnehmen« 
den Bertragsintention die Annahme geboten fein, daß die Farteien an den Schieds— 
vertrag nicht weiter gebunden fin wollen. Liegen aber, wie bier, jolde Umftände 
nit vor, jo entjheiden (wie das Berufungsgeriht mit Recht annimmt) allge: 
meine Grundjäße darüber, ob der Schiedevertrag wegen Unausführbarfeit als 
hinfällig anzufehen ift. Diefe Unausführbarkeit ift nit feitgeftellt, nicht einmal 
behauptet. Die Parteien fünnen miteinander den von der Landſchaft beſtellten 
Landesälteften Sch., der überdies jet fih zur Entſcheidung über die noch ftrei- 
tigen Punfte bereit erflärt haben joll, um Ergänzung feines Schiedsiprudes an. 
gehen, und aud) der andere von dem Berufungsgericht bezeichnete Weg, daf die 
Parteien, wenn Sch. wiederholt die weitere Ausführung des Schiedsrichteramtes 
verweigerte, die Yandihaft um Bejtellung eines anderen Schiedsrichters erſuchen, 
ift prinzipiell nicht ausgeſchloſſen. Urth. v. 10. 6. 97. VI. 33. 97, 


Literatur. 
Belpredungen. 


Lehrbuch der deutſchen Reichs: und Rechtsgeſchichte von Joh. Friedr. von Schulte, 
Geh. Juftizrat und ord Profefjor der Rechte in Bonn. Sechſte umgearb. Auflage. 
Stuttgart, Berl. v. W. Kohlhammer (früher Wilhelm Nitzgſchle) 1898. 

Unter den hervorragenden neueren Bearbeitungen ber beutihen Staats: und Redts: 
gefhichte nimmt das von Schulte'ſche Werk ohne Zweifel einen chrenvollen Pla ein, und 
zwar hauptſächlich wegen der ebenfo anfprehenden ald zwedmäßigen Form der Darftellung, 
vermöge deren der befannte Verfaffer den faft unüberjehbaren Stoff auf verhältnigmäßig 
fehr Inappen Raum, der noch dazu ziemlich zur Hälfte für Belegſtellen verwerthet ift, zu« 
fammenzudrängen und gleihmwohl von allen irgend wefentlihen Erſcheinungen der allgemeinen 
und partifularen Rechtsentwicklung ein frifhes und farbenreiches Bild zu zeichnen verftanden 
bat. Geſunder praftiiher Sinn, Klarheit der Ziele und vollendete Unparteilichleit treten 
mwohlthuend hervor. Nicht nur der angehende Jurift, fondern jeder, der über das öffentliche 
und private Recht unferer Bergangenheit unterrichtet fein will, nicht zulegt auch ber Praf: 
tifer, dem ed um eine gelegentlihe Auskunft zu ihun ift, wird dad Buch geru zur Hand 
nehmen, zumal auch der Geſchichte des Privatrechts der ihr gebührende Raum vergönnt 
worden if. Es mag beähalb gerechtfertigt erfcheinen, wenn auf die ſchon ſeit mehreren 
Jahren vorhandene ſechſte Auflage des Werks noch jetzt hingewieſen wird, 

Landgerichtödireltor Fuchs, Leipzig. 
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Abhandlungen, 


Ueber die in 8 21 des Sächſiſchen Gejeges vom 12. Mai 1873 behandelten 
Zwangs⸗ und Bannrechte. 


Von Reichsgerichtsrath Hoffmann in Leipzig. 


Die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 beſtimmt in den 88 7, 8, 9 
und 10, die von den zahlreihen Abänderungen, welde dieſes Geſetz ſpäter er- 
fahren bat, unberührt geblieben find, Folgendes: 


87. 

Vom 1. Januar 1873 ab ſind, ſoweit die Landesgeſetze ſolches nicht früher 

verfügen, aufgehoben: 

1. die noch beſtehenden ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen, d. h. die mit 
dem Gewerbebetriebe verbundenen Berechtigungen, Andern den Betrieb 
eines Gewerbes, ſei es im Allgemeinen oder hinſichtlich der Benutzung 
eines gewiſſen Betriebsmaterials, zu unterſagen oder ſie darin zu be— 
ſchränken; 

2. die mit den ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen verbundenen Zwangs« 
und Bannrechte, mit Ausnahme der Abdeckereiberechtigungen; 

3. alle Zwangs- und Bannrechte, deren Aufhebung nad) dem Inhalte der 

Verleihungs⸗Urkunde ohne Entihädigung zuläffig ift; 


an mm 


. borbehaltlih der an den Staat und die Gemeinde zu entrichtenden Ge- 
werbefteuern, alle Abgaben, welde für den Betrieb eines Gewerbes ent: 
ritet werden, fowie die Berechtigung, dergleichen Abgaben aufzuerlegen. 

Ob und in welcher Weife den Berechtigten für die vorftehend aufgehobenen 

Arqd für Dürgerl, Rept u. Projeh. VIL. 30 
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ausſchließlichen Gewerbeberedtigungen, Zwangs- und Bannredte u. |. w. Ent 
ſchädigung zu leiften ift, beftimmen die Landesgeſetze. 


88, 

Bon dem gleichen Zeitpunfte ($ 7) ab unterliegen, foweit ſolches nicht von 

der Landesgeſetzgebung ſchon früher verfügt ift, der Ablöfung: 

1. diejenigen Zwangs- und Bannrechte, welde durch die Beftimmungen des 
8 T nicht aufgehoben find, fofern die Verpflichtung auf Grundbefiß haftet, 
die Mitglieder einer Korporation als ſolche betrifft oder Bewohnern eines 
Orts oder Diftrifts vermöge ihres Wohnfiges obliegt; 

2. das Recht, den Inhaber einer Schankftätte zu zwingen, daß er für feinen 
Wirthſchaftsbedarf das Getränk aus einer beftimmten Fabrifationsftätte 
entnehme, 

Das Nähere über die Ablöfung diefer Rechte beſtimmen die Landesgeſetze. 


89, 

Streitigkeiten darüber, ob eine Beredtigung zu den durch die 88 7 und 8 
aufgehobenen oder für ablösbar erffärten gehört, find im Rechtswege zu ent 
ſcheiden. 

Jedoch bleibt den Landesgeſetzen vorbehalten, zu beſtimmen, von welchen 
Behörden und in welchem Verfahren die Frage zu entſcheiden iſt, ob oder wie 
weit eine auf einem Grundſtück haftende Abgabe eine Grundabgabe iſt, oder für 
den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden muß. 


8 10. 

Ausſchließliche Gewerbeberedtigungen oder Zwangs- und Bannrechte, welche 
durch Geſetz aufgehoben oder für ablösbar erflärt worden find, Fünnen fortan 
nicht mehr erworben werden. 

Nealgewerbeberedtigungen dürfen fortan nit mehr begründet werden, 

Zur Ausführung der in den 88 7, 8 getroffenen Beftimmungen wurde in 
Sadjen unter dem 12, Mai 1873 das Geſetz, die Entſchädigung gewiffer mit 
dem ftädtif hen Brauurbar verbundenen Berechtigungen, fowie des Bierverlags: 
Sag von Pandbrauereien betreffend, erlaffen. (Gef.- und Verord.Bl. Nr. 66 

. 428 flg.). Darin ift in $ 21 Abſ. 1') beftimmt: 
Zwangss und Bannredhte der im $ 8 bei I der Gew.O. vom 21. Juni 
1869 bezeichneten Gattung, welde mit dem ſtädtiſchen Brauurbar im Zufam- 


’) Der Abſatz 2 und die darin angezogenen Beftimmungen in $ 2 unter aa und bb 
fommen für die Frage, um bie es ſich Hier Handelt, nicht. in Betracht. 
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menhange jtehen, unterliegen, aud wenn die Verpflichtung den Beſitzern ein- 
zelner Braubäufer obliegt, vom 1. Januar 1873 ab auf Antrag des Ver: 
pflidteten der Aufhebung. Lebterer bat ſolchenfalls dem Berechtigten eine dem 
durchſchnittlichen Reinertrage ($ 10) des Rechtes gleihfommende, jedoch jeder- 
zeit nad) einhalbjähriger, beiden Theilen freiftehender Kündigung mit dem zwan— 
zigfahen Betrage ablösliche Yahresrente zu gewähren, 

Der in dieſer Vorſchrift angezogene 8 10 des Gefeßes lautet: 


Neinerträge, wenn fie zur Werthsermittlung benußt werden jollen, find 
mit dem zwanzigfachen Betrage zu Fapitalifiven. 


Bei Ermittlung von Reinerträgen ift der Durchſchnitt der fünf Jahre 
1867 bis 1871 zu Grunde zu legen. 

Die Frage, welde Bedeutung diefen Beftimmungen des Sächſiſchen Geſetzes 
und der Gew.O. zukommt, ift in mehreren Prozefjen erörtert worden, die zwiſchen 
der Stadtgemeinde Dresden und verſchiedenen Perjonen, die dort das Brauge- 
werbe betrieben, anhängig geworden waren, Diejer Gemeinde ijt nämlich in alter 
Zeit ein Bannrecht dahin verliehen worden, daß die dortigen Brauereien die zu 
ihrem Betriebe erforderlihen Braupfannen ausfhlieglih von ihr entnehmen und 
für deren Benußung für jedes Gebräude einen Pfannenzins und ein fogenanntes 
Zweigroſchengeld entrichten mußten.?) 

Nach dem Jahre 1870 wurde von verſchiedenen Brauern der Fortbeſtand 
des Bannrechts beſtritten, ſie beriefen ſich dabei auf die Sächſ. Geſetze vom 
27. März; 1838 und 19. Februar 1850 ſowie auf die Gew.O. vom 15. Oktober 
1861 und wollten ev. angenommen wiſſen, daß das Bannrecht jedenfall® durch 
die 88 7, 8, 10 der Reichs⸗Gew.O. und das zu deren Ausführung erlaffene 
Sächſ. Gefeß vom 12. Mai befeitigt fei.*) 


2) Das Recht befteht nachweislih ſchon feit dem 14. Jahrhundert und ift fpäter 
wiederholt landeöherrlich beftätigt worben. Meines Wiffens ift ed früher in der Weife aus— 
geübt worden, daß die Stadt eine Anzahl trandportabler und demeniſprechend Fleinerer Brau: 
pfannen hielt, die den einzelnen Brauern bei Bedarf zugefahren und bann wieder weggeholt wurben. 
Mit der jetigen Geftaltung ded Braumefend ift ein ſolches Verfahren nicht vereinbar, die 
Stabt ließ daher fpäter die Pfannen in den gewünſchten Größenverhältniffen Herftellen und 
in den Brauereien feft aufftelen und erhalten. Die bafür zu entrichtende Abgabe — Pfannen: 
zind und Zweigroſchengeld — bildet für die Stabt eine nicht unbedeutende Einnahme, für die 
Brauer dementſprechend eine beträchtliche Belaftung. 


9) In erfter Linie wollten die Brauer angenommen wiffen, das der Pfannenzind eine 
Abgabe fei, die für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werde und daher unter die 
Beftimmung in $ 7 Ziff. 6 der Reichs-Gew.O. falle; diefe Auffaffung wurde indeß in allen 
Inſtanzen verworfen. Vergl. Wenglerd Ardiv N. F. Bd. 8 S.408, 417 flg. Beftreiten wird 
fih nicht lafjen, daß das Bannrecht thatſächlich durchaus wie eine Kommunalabgabe wirkt, der 
Stabirath in Dresden verfuchte auch eventuell diefen Umftand zu benugen, um ben Streit mit 
den Brauern der Entfheidung der Gerichte zn entziehen. Wenglers Ardiv a. a.D, S. 408, 
Als Kommunalfteuer betrachtet ift das Bannrecht gewiß fehr unzweckmäßig geftaltet, Tein 
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Die in Folge deſſen von der Stadtgemeinde angeftrengten Prozefje*) richteten 
fi zumächft gegen Brauereien, bie bereit8 vor dem Inkrafttreten der Reichs— 
Gew.O. begründet waren, oder dod als Fortſetzung älterer Brauereien angefehen 
wurden.d) Sie wurden zwar von dem Landgeridte Dresden anfänglid zu Un: 
gunften der Stadtgemeinde entihieden, dieſe fiegte jedodh im den Oberinftanzen. 
Später erhob fie Klage auch gegen Brauereien, die erjt nad dem 1. Januar 
1373 entftanden waren. Die erfte Inftanz nahm bier an, daß der Ausübung 
des Bannrechts die Beftimmungen in $ 10 der Gew.O. und in $ 21 des Sächſ. 
Geſetzes vom 12. Mai 1873 entgegen ftünden.*) Im dem angezogenen Sächſ. 
Geſetze fei nicht geregelt, wie die in $ 21 erwähnten Bannrechte, zu denen nad 
den Motiven des Geſetzes (Landtagsakten 1871/73 Abth. I Bd. 3 S. 436) das 
hier in Rede ftehende Net der Stadtgemeinde Dresden gehören folle, als Ge— 
fammtredte abgelöft werden Fünnten, den Gegenftand der in dem Geſetze ge- 
ordneten Ablöfung bildeten vielmehr nur die dem Bannberechtigten gegenüber den 
Einzelverpflidteten entftandenen Bannbefugnifie (Zweiganiprüde); es jei 
aud) nicht vorgefehen, in welcher Weiſe die Gefammtheit der Bannpflichtigen bei 
einer Ablöfung des Geſammtrechts vertreten werden folfe; bei dem Bannredite 
der Stadt Dresden ſei das um jo bedeutjamer, als hier die Gefammtheit der 
Bannpflitigen unmöglich durch die Stadtgemeinde, die jonft die natürliche Re— 
präjentantin fein würde, vertreten werden könnte, da die Gemeinde felbft die 
Bannberedtigte fei. Daraus und aus $ 10 der Gew.D, ergebe fi, daß aus 
dem Bannrechte der Stadtgemeinde Zweiganſprüche gegen Perjonen, die erft nad 
dem 1. Januar 1873 den Brauereibetrieb in Dresden begonnen hätten, nidt 
mehr hätten begründet werden fünnen, das Bannreht als Stammredt feine rechts— 


Gemeinwefen, daß bie Biererzeugung ald Steuerquelle ausnutzen will, wird in der Jetztzeit 
daran denken, die in Dreöden beftehende Einrichtung zu wählen. Gewichtiger als die Un— 
zwedmäßigleit der Geftaltung ift die Ungleihmäßigkeit der Befteuerung. Eine ober mehrere 
Brauereien waren meined Wifjend von jeher von dem Bannredhte erimirt, mit zwei andern 
Brauereien hat die Stadtgemeinde früher Berträge abgefchloffen, nach welden diefe Brauereien 
eine jährliche Abgabe von je 600 4 ftatt des Pfannenzinfes und des Zmweigrofchengelbes zu 
entrichten haben, Wenglers Arhiv a, a. D. ©. 402, 408. Dieſe Summe ift viel niedriger 
als der Betrag fein würde, den die Brauereien nad den Umfange ihres Betriebes ala 
Pfannenzins 22. zu bezahlen hätten. Thatfählich liegt die Sache alfo fo, daß einzelne der 
in Betracht kommenden Gemerbetreibenden von der Kommunalfteuer ganz frei find, einzelne 
eine nur niedrige, andere eine hohe Steuer bezahlen müffen, 

) Die Gemeinde hat mehrere Jahre hindurch Abftand genommen, die Brauer, welde 
die Zahlung des Zinſes verweigerten, im Klagwege bazu zu zwingen, wahrſcheinlich baben 
ihre Bertreter es ſelbſt als zweifelhaft angejchen, ob das Bannrecht noch Beftand habe. 
Für die Brauer hat dieſes Verfahren die Folge gehabt, daß fie fpäter große Summen auf 
einmal befhaffen und ben Zins für eine Reihe von Jahren bezahlen mußten, während deren 
ihnen die Stadt Feine Pfannen gewährt hatte. Wenglers Ardiv a. a. D. 

°) So bie Altienbrauerei Gambrinuß. 

Stadtgemeinde Dreöden gegen Gebrüder Berthold und Genofjen, Cg. I. 429/90. 
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erzeugende Kraft verloren habe. Denn ohne dieſe Annahme würden, ohne daß 
dem dur Ablöfung entgegen getreten werden fünnte, Zweiganiprüde in alle Zu: 
funft neu entjtehen, was mit $ 10 der Gew.O. in Widerſpruch ftehe. Das 
Dberlandesgeriht trat aud) dem entgegen.) Die vom Landgerichte angenommene 
Beſchränkung des Bannrechts auf die älteren Brauereien würde eine theilweife 
Aufhebung ohne Entſchädigung in ſich fließen, davon enthalte der $ 21 des 
Gef. vom 12. Mai 1873 feine Andeutung. Dann fahren die Gründe fort: 
„Die Reichs-Gew.O. Hat nicht die Aufhebung, wie für die in 8 7 ba» 
jelbft bezeichneten Rechte, fondern nur die Ablösbarfeit des Bannrechts anzu: 
ordnen für erforderlich angejehen, und wenn aud die Tandesgejeßgebung hier: 
durd nicht behindert geweſen fein würde, ihrerſeits auch dieſes Recht aufzuheben, 
ſo iſt das doch nicht geſchehen. Man hat ſich vielmehr damit begnügt, nach 
$ 8 Abſ. 2 der Reichs-Gew.O. Beſtimmungen über die Ablösbarkeit zu treffen, 
und zwar dahin, daß auf Antrag des Verpflichteten eine ablösbare Jahres— 
vente feftgefeßt werden fol. Da die Beklagten eine Aufhebung des Ge- 
fammtredts durch Ablöfung nit behauptet haben, fo ift gegen- 
wärtig darüber nit zu entfheiden, ob und in welder Weiſe eine 
folde Ablöfung erfolgen könne. Jedenfalls aber ift mit den Vorſchriften 
der Reichs Gew.O. nnd des Gejeßes don 1873 — da das Bannrecht als 
ſolches fortbefteht, — die Meinung nit unvereinbar, daß dem einzelnen Ber: 
pflichteten durch $ 21 das Recht gegeben ſei, feinen Gewerbebetrieb von der 
Wirfung des Bannrechts zu befreien,“ 

Die Gründe weifen hiernächſt nod) darauf hin, daß bei der vom Landgerichte 
angenommenen Auffaſſung die neueren Brauereien unbillig vor den älteren be 
vorzugt fein würden. 

In diefem Prozeffe wurde jedod durch Urtheil des VI. Eivilf, des Reichs— 
gerichts) die erftinftanzlie Entſcheidung wiederhergeftellt. In dem Urtheil wird 
aus der Beitimmung in 8 10 der Gew.O., wonad) Zwangs- und Bannredte, 
welde für ablösbar erklärt find, fortan nicht mehr erworben werden fünnen, die 
Folgerung abgeleitet, daß die frühere Verleihung de Bannrechts vom 1. Januar 
1873 an aufgehört habe, einen Titel für die Beihwerung folder Perfonen zu 
bilden, weldje dem Bannrechte bis dahin nicht unterlegen hätten, und daß deshalb 
gegenüber den neubegründeten Brauereien das von der Stadtgemeinde beanſpruchte 
Bannrecht nicht mehr habe erworben werden fünnen. Gegenüber der Bemerkung 
des DOberlandesgerihts, daf das Bannrecht als ſolches, als Geſammtrecht, noch 
fortbeftehe, jodaß e8 durch die Eröffnung eines ueuen Brauereibetriebes nicht neu 
erworben werde, wird geltend gemacht, daß damit der Rechtsgrund für die Er- 


) Urtbeil des I. Eiv.:Senat? vom 13, Juli 1891. O. I. 50/91. 

) Entſch. Bd. 28 ©. 122 flo. Das Urtheil tft am 19. November 1891 verfünbet, wirb 
alfo richtiger ald Urtheil von biefem Tage — nicht vom 16. November 1891, an welchem 
Tage die mündliche Verhandlung ftattgefunden hat, — bezeichnet, 
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werbung eines Zwangs- und Bannrechts irethümlid dem Zwangs- und Bann: 
rechte ſelbſt gleichgeftellt fei. Hiernad) muß angenommen werden, daß der VI. Civilſ. 
bei Fällung jenes Urtheil® unter Zwangs- und Bannrechten im Sinne der 887, 
8, 10 der Gew.D. das Rechtsverhältniß des Berechtigten zu den einzelnen Ber: 
pflidteten verftanden hat. 

Die Frage, wie diefe reichsgeſetzlichen Beftimmungen auszulegen feien, ift 
in neuefter Zeit in einem vor dem V. Civil. des Reichsgerichts anhängig ge- 
wordenen Prozefie nochmals zur Sprade gefommen, und hierbei ift durch Ple— 
narbeſchluß vom 8. Juli 1897 im Gegenjage zu der früher vom VI. Senate 
vertretenen Auffaffung dahin entſchieden worden, daß ein ablösbares Zwangs- und 
Bannrecht auch gegen diejenigen Perfonen ansgeübt werden könne, welche erſt nad) 
dem Inkrafttreten des $ 10 der Gew.O. in dem Bannbezirk ihren Wohnfig er: 
langt oder den belafteten Gewerbebetrieb begonnen haben. Maßgebend find hier: 
bei folgende Erwägungen gewejen: Die Gew.D. enthält feine Beftimmung, durd 
welde die für ablösbar erflärten Beredhtigungen ſchon vor der Ablöfung eine Ein: 
ſchränkung oder Abminderung erfahren hätten, diejelben bleiben aljo, bis die Ab— 
löſung erfolgt, mit dem bisherigen Rechtsinhalt bejtehen. Unter einem Zwangs— 
und Bannrecht verfteht man nun die Befugniß, von den Einwohnern eines be- 
ftimmten Bezirks oder von gewiffen Klaffen derfelben verlangen zu dürfen, daß 
fie gewiffe wirthſchaftliche Bedürfniſſe bei feinem Andern als dem Bannberedtigten 
befriedigen.) Wenn nun aud über die rechtliche Natur der Bannrechte und ihre 
Einreidung in das Rechtsſyſtem Feine Uebereinftimmung befteht, jo findet fi doch 
nirgends ein Anklang an die dem Urtheil vom 19. November 1891 zu Grunde 
liegende Auffaffung, die das Rechtsverhältniß in eine unbeftimmte Zahl von ein- 
zelnen Bannrechten auflöft und in dem Geſammtrecht nur den Rechtsgrund für 
dieſe Einzelrechte erblidt. Das Bannrecht ift vielmehr nad allgemeiner Meinung, 
eine einheitliche Berechtigung gegenüber einer unbeftimmten Zahl von Berpflihteten. 
Dafür, daß die Gew.O. den Begriff des Bannrechts anders aufgefaßt habe, liegt 
nit nur feinerlei Anhalt vor, fondern es ſpricht direft dagegen der Umſtand, 
dag darin (88 7, 8) auf die früheren Landesgefeßgebungen Bezug genommen 
wird, diefen aber unzweifelhaft die Auffaffung des Bannrechts als eines einheit- 
lihen zu Grunde liegt.'°) 

Es ift nit unwahrſcheinlich, daß nad) diefer neueren, m. €. zweifellos 
rihtigen Entſcheidung des Reichsgerichts in Sachſen anderweit Streit wegen des 


9) Für Sachſen vergl, die Motive zu dem nachmals unter dem 27. Närz 1838 er 
laffenen Geſetze in den Landtagsalten 1834 Abth. I Bob. 4 ©. 85, Haubold, Sächſ. Priv. 
Recht III Aufl. Bd. 1 S. 581. 

!0) Vergl. die $S 34 und 44 bed Preuß. Entſchädigungsgeſetzes vom 17. Januar 1845 
und $ 10 des Preuß. Gef. vom 17. März) 1868, dad Sächſ. Gef. vom 27. März 1888 
$ 26 flg. dad Württembergfche Gefek vom 8. Juni 1849 Art. 5, das Hannöverſche Geſetz 
vom 17. April 1854, dad Weimarjche Geſetz vom 19, April 1865 S 3. 
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Fortbeftandes von Bannrehten der hier in Rede befangenen Art entjtehen wird.!) 
Durch den Plenarbefhluß vom 8. Juli 1897 fteht feft, daß der Ausübung der 
Bannrechte gegen Perfonen, die erſt nad dem Inkrafttreten der Reichs-Gew.O.2) 
in das die Bannpflicht herbeiführende Verhältniß eingetreten jmd, die Reichsgeſetz- 
gebung, insbejondere $ 10 der Gew. O. nicht entgegenfteht, es wird ſich alfo bei 
etwaigen künftigen Streitigkeiten nur darum handeln können, wie die einſchlagenden 
geſetzlichen Beitimmungen Sachſens auszulegen find, Das D.L.G, zu Dresden 
hat in dem Urtbeile vom 27. September 1886 nicht verfannt, daß es an 
fih als zweifelhaft angejehen werden könne, ob nicht das in Frage ftehende Bann: 
recht durd die älteren Sächſiſchen Geſetze, insbefondere durch dasjenige vom 
19. Februar 1850 habe aufgehoben werden follen, e8 hat aber in dem Geſetze 
vom 12, Mai 1873 eine authentiſche Interpretation ber älteren Geſetze erblidt, 
nad) welder jenes Recht als noch fortbeftehend zu gelten habe.!s) Ich glaube 
nit, daß in etwaigen fpäteren Prozeffen diefe Auffafjung mit Ausfiht auf Er- 
folg wird befämpft werden können, dagegen bin id der Meinung, daß die Bes 
urtheilung, weldje die Beftimmungen des Gefeßes vom 12. Mai 1873 in dem 
oberlandesgeriähtlien Urtheile vom 13. Juli 1891 gefunden haben, zu Zweifeln 
Anlaß bieten kann. 

Das Landgericht Dresden hatte, wie bereits erwähnt worden ift, in dem 
Prozeffe der Stadtgemeinde gegen Gebrüder Berthold und Gen. angenommen, 
aus den Beitimmungen in 88 21 und 10 des Gejeßes vom 12, Mai 1873 er: 
gebe fi), daß nad) der Abſicht des Sächſiſchen Gefeßgebers die in $ 21 bezeid;- 


11) Zahlreich dürften diefe Rechte allerdings nicht fein, die Motive zu $ 21, 22 bes 
Geſetzes vom 12, Mai 1873 erwähnen nod zwei Drie — Chemnig und Schwarzenberg —, 
wo ähnliche Bannrechte wie in Dresden beftehen. Landtags:Alt. a. a. D. ©. 458. In 
beiden Orten fcheint das Nechtöverhältnig etwas anders geftaltet zu fein als in Dredben, 
inöbefonbere bie Bannpfliht auf einer gefchloffenen Anzahl von Grundftüden zu laſten. 
Näheres darüber ift mir nicht befannt. 

12) An dem Prozeffe gegen Gebrüder Berthold und Gen. ift al3 der enticheidende 
Zeitpunkt aud vom Reichägericht der 1. Januar 1873 angefehen worden, dergeftalt, daß von 
dieſem Tage an Zwangs- und Bannrechte der in Rebe ftehende Drt nicht mehr hätten ent: 
ftehen Tönnen. Zu diefer Auffaffung liegt Fein ftichhaltiger Grund vor. 8 10 der Gem.D. 
beftimmt, daß foldhe „fortan’ nicht mehr erworben werben können, das heißt dem Wortfimie 
nad; „von jet an” alſo von Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes an, Es ift auch mit der 
unzweifelhaften Abficht bed Geſetzes, bie in Frage befangenen Rechte durch Aufhebung oder 
Ablöfung zu befeitigen, die Annahme gang unvereinbar, daß das in 8 10 enthaltene Verbot 
ber Neubegründung erft zu einem fpäteren Zeitpunfte ald dem des Inkrafttreten bed Ge: 
fees habe wirkfam werben follen. Die Hinausſchiebung der Aufhebung und Ablösbarkeit auf 
den 1. Januar 1873 wird durch eine billige Schonung wohlerworbener Rechte erklärt, aber 
diefe Rüdfiht kann nicht in Betracht fommen, fomweit es fih um die Begründung neuer 
Nechte Handelt. Auch bei ber Berathung der vereinigten Civilfenate des Reichsgerichts vom 
8, Juli 1897 ift die Meinung, dab unter „fortan” im Sinne von $ 10 ber Gemw.:Dd, bie 
Zeit des \nfrafttretens der Gewerbeordnung zu verftchen fei, als die richtige angefehen worden. 

13) Menglerd Archiv a. a. D. ©. 407, 426. 
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neten Bannrechte nicht mehr die Kraft haben follten, für Diejenigen Perſonen, die 
erft nad) dem 1. Januar 1873 in das Verhältniß eintreten würden, das früher 
ihre dem Bannrechte entſprechende Verpflichtung zur Folge gehabt hätte, diefe Ver- 
pfligtung zu begründen, Als Grund hierfür ift insbefondere geltend gemacht, 
daß das angezogene Gejeß feinen Weg an die Hand gebe, wie das Bannrecht als 
Geſammtrecht abgelöft werden fünne. Das Oberlandesgericht hat dahingeſtellt 
gelafjen, ob diefe Annahme begründet fei, da, auch wenn es der Fall wäre, hier- 
aus nicht die vom LYandgeridte angenommene Folgerung abzuleiten fein würde. 
Nun kann e8 aber feinem Zweifel unterliegen, daß das Wort „Bannrecht“ 
in $ 10 der Gew.D. dasjelbe bedeutei wie in den 88 7, 8. Iſt alfo, wie das 
Urtheil vom 13. Juli 1891 mit Recht annimmt, unter Bannrecht in $ 10 das 
Geſammtrecht, d. i. die einheitliche dem Bannberechtigten gegen alle jetzigen und 
künftigen Verpflichteten zuftehende Berechtigung zu verftehen, fo befagt aud) $8 Ziff. 1, 
daß die dort bezeichneten Bannrehte als Gefammtredte fpäteftens vom 1. Ja— 
nuar 1873 an der Ablöfung unterliegen. Demnach ift durd den lebten Abſatz 
de8 8 8 der Gefeßgebung jedes Kinzelftantes, in deſſen Gebiete Rechte der in 
Frage befangenen Art noch beftehen, die Verpflichtung erwadfen, den Weg zu 
regeln, wie die Gefammtredhte abzulöfen feien, foweit nicht die bereit# früher 
erlafjenen Yandesgejeße demjenigen, was die Reichs-Gew.O. fordert, Genüge leiften. 
Man würde deshalb, wenn man mit dem Urtheit vom 13. Yuli 1891 anzu— 
nehmen Hätte, daß der Sächſiſche Geſetzgeber nicht die Abſicht gehabt habe, die 
Wirkjamfeit der in 8 21 des Gejeßes vom 12, Mai 1873 bezeichneten Rechte auf 
die bereit8 vor dem 1. Januar 1873 entftandenen und bannpflidtig getwordenen 
Betriebe zu befhränfen, und andererjeits die Meinung des Landgerichts Dresden 
begründet wäre, daß die Sächſiſche Gefeßgebung einen Weg zur Ablöfung der Bann- 
rechte als Geſammtrechte nidt vorgefehen Habe, zu dem Ergebniſſe gelangen, 
daß die Sächſiſche Gefehgebung die ihr dur) $ 8 der Gew.O. geftellte Aufgabe 
nicht genügend erfüllt habe. Hieran wird dur die in dem Urtheil vom 13. Juli 
1891 enthaltene Erwägung: es .jei mit den Vorſchriften der Gew.O. und des 
Geſetzes vom 12. Mai 1873 die Meinung nit unvereinbar, daß dem einzelnen 
Verpflihteten durch $ 21 dieſes Geſetzes das Recht gegeben fei, feinen Gewerbes 
betrieb von der Wirfung des Bannrechts zu befreien, nichts geändert. Ich Halte 
für durdaus unzweifelhaft, daß die Landesgejeßgebung Beſtimmungen treffen 
fonnte, nad) welden fi der einzelne Bannpflichtige für feine Perſon und für feine 
Rechtsnachfolger unbefhadet des Fortbeftandes des Bannrechts als Ge— 
ſammtrechts vom feiner Verpflichtung befreien fann,**) allein ebenjo unzweifelhaft 


4) Solche Einzelablöfungen find ſchon in ber früheren Ablöfungsgefeggebung vorge 
ehen; vergl. 3. B. das Sächſ. Geſetz vom 17. März 1882 SS 57, 64, die Preuß. Geſetze 
vom 17. Januar 1845 $ 84 und vom 17. März 1868 8 10. 

Umfaffende Beftimmungen über die Cinzelablöfung enthält übrigens dad Gefek vom 
12, Mai 1878 dann nicht, wenn man mit dem Dberlandbeögerichte annimmt, daß bieje Ge 
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erfheint mir nad) demjenigen, was vorftehend über die Bedeutung des Schluß: 
abfaßes von $ 8 der Gew.D. bemerft worden ift,'5) zu fein, daß die Landes— 
gefeßgebung fi auf foldde Beftimmungen nicht hat beſchränken dürfen, daß die 
Einzelftaaten vielmehr vermöge der ihnen durd die Reichsgeſetzgebung geftellten 
Aufgabe die Verpfliitung gehabt haben, den Weg zu regeln, auf weldem bie 
Bannpflit für alle, die beim Fortbeftande des Geſammtrechts jetzt bannpflidtig 
find oder es fünftig werben, zur Erlöſchung gebradit werden kann. Ausreichend 
gegenüber den Vorſchriften der Gew.D. find landesrechtliche Vorſchriften, die blos 
die Ablöfung der bereits in Kraft getretenen Einzelverpflitungen regeln, nur dann, 
wenn die Landesgejeßgebung gleichzeitig beftimmt hat, daß neue Einzelverpflid- 
tungen nicht mehr entftehen jollen; denn damit ift das Bannrecht als Geſammt⸗ 
recht aufgehoben und fein Fortbeftand auf die Einzelrechte beſchränkt, die gegen- 
über den bereits bannpflichtig gewordenen Perjonen, bez. Betrieben früher ent: 
ftanden find. Für dieſe allein aufredt erhaltenen Rechte ift dann die durch das 
Reichsgeſetz geforderte Ablöfungsmöglichkeit gegeben. 

Anlangend nun die Frage, in welder Weile die Sächſiſche Geſetzgebung die 
Ablöfung der in 8 21 des Geſetzes vom 12, Mai 1873 behandelten Bann- 
rechte geordnet habe, jo ijt nad) meiner Meinung anzunehmen, daß fie lediglid) 
die Ablöfung der durd) die Bannrechte bis zum 1. Januar 1873 bereits begründeten 
Einzelvehte hat regeln wollen. Das angezogene Geſetz enthält neben der Beftimmung 
in $ 21, die ſich auf die Höhe der bei der Ablöfung von dem Verpflichteten dem 
Berehtigten zu gewährenden Abfindung beſchränkt, in $ 24 eine Verweifung auf das 
Geſetz vom 17. März 1832, in der Weife, daß deſſen Vorſchriften mit den in den 
88 31 fig. des Gefeßes vom 15. Mai 1851 enthaltenen Abänderungen „hinſicht— 
(ih des Berfahrens" analog Anwendung finden ſollen. Nah dem Wortlaut 
diefer Beftimmung ift anzunehmen, daß auf die Hier in Frage ftehenden Ablöfungen 
nur die im fiebenten Abjchnitte des Gejeßes von 1832 (88 206 flg.) getroffenen 
prozeßualen Beftimmungen mit den durch die 88 31, 32, 33 des Geſetzes 
vom 15. Mai 1851 eingeführten Abänderungen entſprechend angewendet werden 


fe die in $ 21 behandelten Bannrehte auch gegenüber denjenigen, bie erft nad dem 
1. Januar 1873 in da3 die Bannpflicht begründende Verhältniß eingetreten find, aufrecht 
erhalten habe. ©. nadjftehend S. 475. 

5) Gegenüber diefen unmittelbar auf die pofitiven Beſtimmungen des Reichsgeſetzes 
geftügten Erwägungen bedarf ed an fich Feiner Berufung auf Gründe, die fi auf die Ab: 
fiht des Geſetzgebers fügen. Mit Recht hat aber das Landgericht Dredden darauf hins 
gemwiefen, daß die vom Gefehgeber unzweifelhaft beabfichtigte Befeitigung der durch bie 
Bannrechte dem gewerbliden Leben bereiteten Erſchwerungen und Beläftigungen nicht ers 
reicht werben würde, wenn nur jedem von dem Bannrechte Betroffenen die Befugniß einges 
räumt würde, fi) von der eigentlichen aus den Bannrechte folgenden Verpflichtung durch 
Bezahlung einer Gelbrente ober eines Abfindungsfapitald zu befreien, bad Bannrecht als 
Geſammtrecht aber in alle Zukunft beftehen bleiben und immer neue Verpflichtungen be: 
gründen würde, ohne daß dies durch Ablöfung des Geſammtrechts verhindert werden könnte, 
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jolfen. Hierfür ſpricht auch nod) ein weiterer Umftand, Das Geſetz von 1832 
enthält allerdings Beftimmungen darüber, unter welden Umftänden dann, wenn 
einem für ablösbar erklärten Rechte eine nicht geſchloſſene Zahl der jegigen und 
fünftigen Bewohner eines Ortes oder Bezirks unterliegt, die Ablöfung ftattzus 
finden habe, weldes Stimmrecht insbefondere hierbei den einzelnen Verpflichteten 
zufommt (SS 57 flg.). Keine derfelben ſcheint mir jedoch geeignet, Mare Maße 
darüber zu geben, wie die Ablöfung der hier in Rede ftehenden Bannrechte als 
Geſammtrechte erfolgen jolle, wenigftens nicht für Fälle, wo die Nehtsverhält- 
niffe fo liegen, wie bei dem Dresdner Bannrechte. 10) Ich will nicht behaupten, 
daß ſich aud) bei freier entiprehender Anwendung der Beftimmungen des Geſetzes 
von 1832 überhaupt fein Weg fonftruiren Tiefe, wie das Geſammtrecht unter 
Berhältniffen, wie fie in Dresden liegen, zur Ablöfung gebracht werden könnte. 
Das ift aber nicht entjdeidend, es fommt vielmehr darauf an, ob der Geſetzgeber 
den möglicher Weife fonftruirbaren Weg auch wirklich im Auge gehabt und für 
die Ablöfung der hier in Betracht fommenden Bannrechte vorzufchreiben beab- 
fihtigt habe. Das aber ift m. E, zu verneinen; ich glaube, daß der Gefehgeber 
wenn er eine Ablöfung der Geſammtrechte gewollt hätte, ſich nicht mit der viel- 
fahen Zweifeln Raum laffenden Verweiſung auf das durd) das Gefeß von 1832 
geregelte Berfahren begnügt, jondern die in Betracht fommenden Fragen in 
bejtimmterer Weife geregelt hätte. 

Hierbei ift auch nod Folgendes zu erwägen: Das Urtheil des Ober: 
landesgerihts vom 13, Yuli 1891 bemerkt, $ 21 des Geſetzes vom 12, Mai 
1873 Habe „dem einzelnen Verpflichten das Recht gegeben, feinen Gewerbe: 
betrieb von der Wirkung des Bannrehts zu befreien“. Dem ift, wie ſchon 
oben ausgeführt worden, an ſich durdaus beizutreten, aber mit der Be— 





16) Berechtigt ift in Dresden die Stadtgemeinde als ſolche, aljo die juriftifche Perſon, 
welde die Gefammtheit der jegigen und künftigen Gemeindemitglieder repräfentirt. Ber: 
pflichtet find nicht die Vefiger einzelner Grundftüde, ebenfomwenig eine ald eine Einheit ſich 
darftellende Genoſſenſchaft, vielmehr unterliegt dem Bannrechte jede natürliche oder juriſtiſche 
Perſon, die in Treöden die VBierbrauerei betreibt, Thatſächlich ift daher jedes jetzige und 
fünftige Gemeindeglied bannpflictig fobald es einen Brauereibetrieb unternimmt. Auch 
an den Befik eines Grundftüds ift, foviel erfichtlih, die Bannpflicht nicht gebunden, es 
würde vielmehr aud) derjenige dem Bannrechte unterliegen, der in einem gemietheten oder 
fonft fremden Grundftüde Bierbrauerei betreibt. Am ähnlichften dürfte daher die Sachge— 
ftaltung bei dem Dresdner Banrrechte den von dem Geſetz vom 17, März 1832 geregelten 
Fällen fein, in welchen für ablösbar erklärte Verpflichtungen gewiffen Klaffen unangefeffener 
Driseinwohner oblagen. Für diefe Fälle fieht S 64 des angezogenen Geſetzes für die Ab— 
lLöfung des Rechts bezüglich der zukünftigen BVerpflichteten eine Mitwirfung der Gemeinde 
vor, zu der die Verpflichteten gehören. Der Weg verfagt in Fällen, wo wie in Dresden, 
die Gemeinde ſelbſt die Berechtigte iſt. 

Sn dem Gefege über die Aufhebung des Mahlzwangs vom 27, März 1838 ift der 
Fall, wenn gewiffe Einmohnerflaffen als Berpflichtete der Gemeinde als ber Berechtigten 
gegenüberftehen, vorgefehen. Vergl. 5 41. 
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Ihränfung, daß es nur von den vor dem 1. Januar 1873 entftandenen Be: 
trieben gilt. Denn für die Höhe der dem Berechtigten zu gewährenden Rente 
und des Ablöfungsfapitals foll der Durchſchnitt der Neinerträge des Bannrechts 
in den Jahren 1867 bis 1871 zu Grunde gelegt werden, Diefe Beftimmung 
paßt offenfihtlih nicht auf die Ablöfung von Einzelrechten, die erft nad dem 
31. Dezember 1872 zur Entftehung gelangen.??) Ich halte für ſchlechthin aus- 
geſchloſſen, daß der Gejeßgeber die auf die Höhe der Ablöfungsfummen bezüg- 
lihen Beftimmungen fo, wie in den 88 21 und 10 geſchehen iſt, ertheilt hätte, 
dafern er mit ihmen aud nad) dem 31. Dezember 1872 entftandene Einzelrechte 
hätte treffen wollen. Auf der andern Eeite fehlt e8 an jeder annehmbaren Er: 
klärung, warum der Gejeßgeber, wenn er der Meinung geweien wäre, daß aus 
den Bannrechten aud noch nad) dem bezeichneten Tage neue Einzelredhte und Ber 
pflitungen hervorgehen künnten, dieſe nicht ebenſo wie die früher entftandenen be— 
handelt, aljo auch ihre Einzelablöfung geregelt hätte; da dies, wie mir unbeftreit 
bar ſcheint, nicht geſchehen ift, jo halte id) für geboten, anzunehmen, dev Gejch- 
geber fei davon ausgegangen, daß dom 1. Januar 1873 an neue Einzelredte 
überhaupt nicht aus den Bannrechten hervorgehen Könnten. 

Von diejem Standpunkte aus, aber auch blos von ihm aus, fonnte es, da 
dann nur nod eine endgiltig geſchloſſene Zahl von Einzelrechten in Frage 
fam, genügend erſcheinen, nur die Einzelablöfung der bi® zum 31. Dezember 1872 
entftandenen Einzelredhte zu ordnen, von Vorſchriften über die Ablöfung der Ge: 
ſammtrechte aber Abjtand zu nehmen. 

Iſt aber anzunehmen, daß durch das Gejeß vom 12, Mai 1873 die Ab- 
löfung der darin in $ 21 bezeichneten Bannrechte als Geſammtrechte nit hat 
geregelt werden jollen, daß das Geſetz jogar aud die Einzelablöfung nad) dem 
31. Dezember 1891 entftandener Einzelrechte nicht geregelt hat, fo bleibt nur die 
Wahl anzunchmen, entweder, daß der Sächſiſche Gefeßgeber die ihm durch 
$ 8 der Gew.Ord. geftellte Aufgabe verfannt!®) und ihr in Folge defjen nicht 
ausreihend entiproden Habe, oder daß er die in $ 21 des Geſetzes vom 
12. Mai 1873 bezeichneten Bannrechte als Geſammtrechte aufzuheben und mur 
die am 1. Januar 1873 bereits entjtandenen Einzelvedite bis zur Einzelablöfung 
fortbeftehen zu laſſen beabfihtigt habe. Ich würde, da mir für die erftere 





17) Für diefe eignet fie ſich nicht einmal zu einer analogen Aumendung; denn man 
lönnte damit m. G. nur zu der Annahme gelangen, daß der Unternehmer eined neuen Bes 
triebes dad Gewerbe mit Unterwerfung unter das Bannrecht fünf Jahre lang betreiben 
müffe, damit ein Maßſtab für die dem Berechtigten zu gewährende Abfindung gewonnen 
werde; dann würde aber das Bannrecht für diefen Unternehmer nicht, wie es bie Gewerbes 
orbnung verlangt, vom 1. Januar 1873 an ablösbar fein, 

»#) Das Nächſtliegende würde dann fein, anzunehmen, ber Sächſiſche Gejehgeber fei, 
wie der VI. Eivilfenat des Reihägeriht in dem Urtheile vom 19. November 1891, davon 
ausgegangen, daß die Entjtehung neuer Ginzelrechte durch die Reichsgewerbeordnung aus 
geſchloſſen Sei, 
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Auffaffung Fein Hinveihender Anhalt vorzuliegen ſcheint, der zweiten den Vor: 
zug geben. 19) 

Bei der Beurtheilung der hieraus fid) ergebenden Folgerungen entfteht aller- 
dings die weitere Frage, ob die Sächſiſche Yandesgefeßgebung nad) dem Inkraft— 
treten der Reichsgewerbeordnung in der Rage geweſen ift, die Bannrechte als Ge- 
ſammtrechte einfach aufzuheben. Das Oberlandesgeriht Dresden hat dies in dem 
Urtdeil vom 13. Yuli 1891 angenommen und anjdeinend als überhaupt nicht 
zweifelhaft angeſehen. Zweifellos ift aber bdieje Frage m. E. gar nidt. Die Reichs— 
gewerbeordnung bat die in $ 8 unter I bezeichneten Rechte für ablösbar erklärt, 
d. 5. nad) allgemeinem juriftiihen Sprachgebrauche?) beftimmt, daß diefe Rechte 
gegen Entjhädigung in Wegfall kommen follten. Es ſcheint mir keineswegs 
zweifellos, ob dem gegenüber die Yandesgejeßgebung mit Erfolg beftimmen fönnte, 
daß die Rechte ohne Entihädigung aufgehoben feien. Indeß braucht hierauf nicht ein- 
gegangen zu werden. Jedenfalls hat die Neichsgejeggebung das Maß, in welchem 
Entfhädigung zu leiften fei, und die Beftimmung darüber, wer die Entſchädigung 
zu gewähren babe, der Landesgeſetzgebung anheimgegeben. Sadjen hat nun nad) 
der von mir im Vorftehenden vertretenen Auffaffung beftimmt, daß die Entſchä— 
digung auf den Betrag zu beſchränken ift, der ſich bei Berückſichtigung der be: 
reit8 bis zum 1. Januar 1873 aus dem Bannrechte hervorgegangenen Einzel: 
rechte unter Einftelfung der auf die Jahre 1867 bis 1871 entfallenden Reinerträg- 
niffe ergiebt, und daß fie nur von denen zu gewähren ift, weldje bereits vor dem 
1. Januar 1873 in ein die Bannpflicht begründendes Verhältniß eingetreten find 
oder bereitS vor dieſem Zeitpunkt bannpflichtig gewordene Betriebe jpäter übernom- 
men haben, Dies geht über das, was die Landesgejeßgebung verfügen konnte, 
nit hinaus, 

Nach Alfedem glaube ih, daß die durch das reichsgerichtliche Urtheil vom 
19. November 1891 aufrecht erhaltene Entſcheidung des Yandgerihts Dresden 
fachlich richtig gewefen ift, und daß, wenn man dies nicht anzunehmen hätte, für 
Sadjen vermöge feines Verhältnifjes zur Reichsgeſetzgebung die Nothwendigkeit 
vorliegen würde, die in dem Geſetze vom 12. Mai 1873 enthaltenen Beftimmungen 
bezüglich der in 8 21 behandelten Bannrechte zu vervollftändigen, 


19) Buzugeben ift dabei gewiß, daf die dann verfügte Aufhebung der Geſammtrechte 
im Gefege nicht mit der wünfdhenswerthen Klarheit zum Ausdrud gebracht if. Dad Geſetz 
bietet auch bei der von mir vertretenen Auslegung zu Zweifeln Anlaß, eine Darlegung 
berfelben fällt aber außerhalb ded Rahmens der hier behandelten Frage. 

20) Vergl. auch 8 20 des Sädf. Gef. vom 17. März 1832, 
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Die Rechtsſtellung des Zwangsverwaälters und fein Verhältnig zum 
Hnpothefengläubiger, Schuldner und VBollftredungsgericht. 


Bon Landrichter Reinhard in Freiberg. 


Eines der am wenigjten bearbeiteten Gebiete der Rechtswiſſenſchaft ift von 
jeher das der Zwangsverwaltung geweien, und zu den umftrittenften Fragen zählte 
und zählt die nad) der rechtlichen Stellung des Zwangsverwalters. Die neueren 
Gefeßgebungen, die fi mit der Ordnung des Zwangsverwaltungsverfahrens bes» 
faßt haben, insbeſ. das preußiſche Geſetz, die Zwangsvolfftrefung in Immobilien 
betreffend, vom 13. Juli 1883, die ſächſiſche Subhaftationsordnung vom 15. Au« 
guft 1884, die bayriſche Subhaftationsordnung vom 23, Februar 1879 mit 
der Novelle vom 29. Mai 1886, beihränfen fi) mehr oder minder auf bie 
Aufftellung Furzer Leitfäge und haben im übrigen die Beantwortung der Frage 
nad) der Rechtsſtellung des Verwalters der Wiffenfhaft und der Praris über- 
laſſen. Auch die in dem Schurig’ihen Kommentar zur Subh.D. enthaltenen 
. Ausführungen reihen nit aus, die auf diefem Gebiete auftauchenden Zweifel 
zu Defeitigen. Endlich ift aud) in dem, im vorigen Jahre von Schmaltz her- 
ausgegebenen Leitfaden für Zwangsverwalter die Stellung de8 Zwangsverwalters 
nicht in einer Weiſe behandelt worden, daß dadurd eine Klärung herbeigeführt 
worden wäre, Angefihts der Thatjadhe, dag mit dem 1. Januar 1900 ein neues 
Geſetz über die Zwangsverfteigernng und Zwangsverwaltung von Grundftüden 
in Kraft treten foll und daß mit dem gleichen Zeitpunft die Sächſiſche Subh.O. 
ihre Geltung verliert, fünnte es vielleicht überflüffig erſcheinen, jet nod eine 
grundſätzliche Erörterung der angeregten Fragen vorzunehmen. Immerhin erſcheint 
ein foldes Unternehmen nicht ganz vergeblich, wern man in Berückſichtigung zieht, 
daß die ſächſiſchen Beftimmungen gerade in Bezug auf die Zwangsverwaltung zum 
Theil für das Reichsgeſetz über die Zwangsverjteigerung und Zwangsverwaltung 
vorbildlich geweſen find (vergl. 3. B. Entwurf I diefes Geſetzes 5 197 und die 
Motive dazu S. 329 der amtlichen Ausgabe und Entw. II 8 152). So ift 
die Erwartung nit ungeredtfertigt, daß die bier gewonnenen Ergebnifje we— 
nigftens bis zu einem gewiffen Grade für die Auslegung und Handhabung 
der künftigen reichsrechtlichen Normen Verwendung finden und als Baufteine 
dienen Können, falls unfere Landesjuftizverwaltung — was mir unbefannt ift 
— von dem im $ 14 des Einführungsgejeßes zur Reichsſubhaſtationsordnung 
enthaltenen Vorbehalt Gebraud) zu machen beabfihtigt („die Landesjuftizverwaltung 
fann für die Geicäftsführung der Verwalter, weldje bei der Zwangsverwaltung 
beftellt werden, ..... allgemeine Anordnungen treffen.”). 
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J. 

Nach 8 424 des B. G. B.'s kann der Hypothekengläubiger, wenn feine For— 
derung ganz oder zum Theil fällig iſt, zu feiner Befriedigung die Zwangsver— 
fteigerung des Grundftüds, oder wenn er zunächſt aus dem Früchten befriedigt 
fein will, gerichtliche Sequeftration verlangen. Er hat aber nit das Recht in 
den Befiß und in die Benußung des Grundſtücks eingejeßt zu werden. Seine 
Rechtsſtellung ift alfo ganz weſentlich verſchieden von der des Fauftpfandgläubigers 
geordnet. Diefer hat nad) 88 474 flg. des B.G. B.s nicht bloß die Veräußerungs— 
befugnig rückſichtlich der verpfändeten Sache, jondern aud, unter gewiffen Voraus: 
ſetzungen wenigftens, das Recht der Benugung und der Fruchtziehung. Beides 
ift dem Hupothefengläubiger verſagt. Wenn gleihwohl ihm das Gejeh das 
Recht zufchreibt, Befriedigung wegen feiner Forderung aus den Früchten zu ſuchen, 
jo folgt hieraus, daß e8 ein Organ ſchaffen muß, welches die Verwirklichung diejes 
Rechts gewährleiftet. „Gerichtliche Sequeftration” des Pfandgrundftüds ftellt das 
3.6.3. 8 424 dem Gläubiger zur Verfügung, der troß Fälligkeit feiner Forde- 
rung vom Schuldner nicht befriedigt wurde. Ihre Zuläffigfeit ift u. A. an die 
Borausjegung geknüpft, daß der Hypothefengläubiger in Anfehung feiner Forde— 
rung einen boliftredbaren Schuldtitel erlangt Hat (55 183, 64 3. 2 der Sächſ. 
Subh.O.). Sie ift neben der Zwangsverfteigerung eine Art der Zwangspoll- 
ftredung in das unbeweglide Vermögen. Sie ift alfo nicht geſetzlich geordnete 
Privatrehtsausübung, fondern eine Betätigung der ftaatlihen Zwangsgewalt zur 
Berwirklihung eines privaten Forderungsrechts gegen den, dem erlafjenen Urtheil 
(oder fonftigen Schuldtitel) gegenüber ungehorjam verbliebenen Schuldner. Ihre 
Aufgabe ift, die Vefriedigung des Gläubigers aus den Früchten des Pfandgrund- 
ſtücks, foweit dies möglich ift, herbeizuführen. Die Löſung diefer Aufgabe hat 
der Staat (jtatt fie dem Gläubiger zu überlaffen) felbjt in die Hand genommen. 
Das Organ, das ſich der Zwangsverwaltung zu unterziehen hat, ift das Vollſtreckungs— 
gericht. Es würde an ſich nichts entgegenstehen, wenn die gefammte Durchführung 
des Zwangsverwaltungsverfahrens ganz ausjhlieglih in die Hand des Boll: 
ftredungsgerichts gelegt würde, wenn der Richter alle Verwaltungsmaßregeln zu 
treffen hätte, Dieſen Weg ift aber das Geſetz aus leicht verſtändlichen Gründen 
nit gegangen, fondern e8 hat die Aufgabe getheilt zwiſchen dem Vollſtreckungs— 
ridter und dem Zwangsverwalter, jenem die Anordnung, Oberleitung und Be» 
auffihtigung, diefem die Einzelheiten der Verwaltung übertragen und den Zwangs— 
verwalter als Gehilfen des Bollftrefungsridters dieſem untergeordnet und als 
Organ der Staatsgewalt, das zur Erfüllung einer Staatsaufgabe (Gewährung 
des Rechtsſchutzes) mitzuwirken berufen ift, in den Verwaltungsorganismus eins 
gegliedert. 

Angeftellt um die Befriedigung eines Hypothefengläubigers aus den Früchten 
des Pfandgrundftücs herbeiführen zu helfen, ift ihm vom Staate in erjter Linie 
eine Pflicht übertragen worden. Sein Pflichtenkreis ift das Primäre. Um feine 
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Pflichten erfüllen zu können, Hat ihm der Staat jelbjtverftändlidh eine gewiſſe 
Machtbefugniß einräumen und als Korrelat feiner Pflichten beftimmte Rechte zu— 
gejtehen müſſen. Er ift zwar nicht Beamter, aber feine Stellung ift in vieler 
Beziehung derjenigen eines Beamten ähnlid. Er unterſcheidet fi) von einem 
folden namentlich dadurch, daß er nicht eine umbegrenzte Reihe don laufenden, 
wiederfehrenden Dbliegenheiten des Staates zu erfüllen hat, jondern immer nur 
einem einzelnen Staatszweck zu dienen berufen wird, Trotzdem ift feine Funktion 
als ein öffentlich-rechtliches Amt anzufehen, analog dem des Konfursverwalters. 
Diefe Analogie würde ſich von jelbjt aufdrängen, aud) wenn nit in den Mo— 
tiven zu dem betreffenden Abjhnitt der Subhaftationsordnung auf den Konkurs— 
verwalter Hingewiefen worden wäre. So jagen fie in Bezug auf die Ernennung 
des Berwalters zu $ 186: „Mit Rückſicht darauf, daß eine eidliche Verpflichtung 
des Konfursverwalters in der Konfursordnung nicht vorgefehen ift, Fünnte in Frage 
gejtellt werden, ob nicht aud) die eidliche Verpflichtung des Sequefterd gänzlich zu 
entbehren jei. In der Regel wird davon abgejehen werden können. Dagegen 
ericheint c8 zweckmäßig, daß das Gericht die Befugnig habe, in einzelnen Fällen 
eine DVereidigung eintreten zu laffen.” Ferner wird zu dem letzten Abſatz des 
8 186 ebenda bemerkt: „Zu Abi. 3 find die Beitimmungen in 88 75, 76 Satz 1 
der RD. zu vergleidhen.“ 

Freilich gehört die Nedtsjtellung des Koufursverwalters zu den ftreitigften 
Fragen des Konfursrehts. Es würde die Grenzen diefer Abhandlung weit über: 
ſchreiten, wollte id eine Erörterung diefer Frage bier einflehten, Es ift dies 
aud nicht nothwendig, vielmehr für die Zwecke diefes Aufſatzes ausreihend, auf 
die eingehenden Ausführungen in der Entfheidung des Reichsgerichts (Bd. 29 
S. 29—38 der offiziellen Sammlung) zu verweilen, die nad) meinem Dafürhalten 
aud) durch die neuerlihe Entgegnung im Kommentar zur Konfurgordnung von 
v. Wilmomwsfi (VBorbem. 2 vor $1 ©. 26 flg., 1896, 5. Auflage) feine Wi: 
derfegung gefunden haben. Das Reichégericht bemerft a. a. DO. ©. 36 über die 
Stellung des Konfursverwalters, „daß man in ihm ein im öffentlichen Intereſſe 
geſchaffenes Organ für die Durdführung des Zweckes des Konkurſes zu erbliden 
bat, das feine Legitimation zur Ausübung der ihm übertragenen Funktionen uns 
mittelbar aus dem Geſetz entnimmt. Er handelt nicht als Vertreter des Gemein- 
ſchuldners oder der Konfursgläubiger; denn feine Funktionen gehen über den reis 
der rechtlichen Befugniffe diejer hinaus. Er handelt auch nicht als Vertreter der 
Konkursmaſſe, die überhaupt Fein Bermögensjubjelt, jondern nur eim der Ber- 
fügung des Konfursverwalters unterworfenes Vermögensobjekt bildet. Er handelt 
lediglich Fraft geſetzlichen Auftrags zur Erfüllung der ihm geftellten Aufgabe. Hat 
er dabei auch die Intereſſen des Gemeinſchuldners und der Konkursgläubiger 
wahrzunehmen, jo gefhieht dies doch nicht in ftellvertretender Ausübung don reht- 
lien Befugniffen diefer Perfonen, jondern in Erfüllung der ihm geſetzlich auf- 
erlegten Berpflicgtungen, Wie diefe Verpflichtungen feine eigenen find, jo find 
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au die ihm zur Ermöglidung ihrer Erfüllung beigelegten Berechtigungen feine 
eigenen, und bazu gehört aud die Dispofitionsbefugnig über das zur Konkurs— 
maffe gezogene Vermögen." Dieje Süße kennzeichnen, entſprechend modificirt, zu= 
glei treffend die Stellung des Berwalters im Zmwangsverwaltungsverfahren. 
Freilich muß davor gewarnt werden, Alles, was vom Konkursverwalter gilt, 
unterfdiedslo8 auf den Zwangsverwalter anzuwenden. Der Pflihtenfreis bes 
Konfursverwalters ift erheblich weiter, feine Aufgabe viel umfangreicher, deshalb 
au die ihm zur Durdführung der Aufgabe zur Verfügung geſtellte Machtbe— 
fugniß umfaffender, als dies beim Zwangsverwalter der Fall if. Außerdem ift 
die Theilung der Funktionen zwiſchen Geriht und Verwalter im Konfursfall eine 
andere wie im Falle der Zwangsverwaltung. Dies Alles muß im Einzelnen zu 
Abweichungen in der Reditsftellung der beiden Arten von Verwaltern führen. 

Die hiernach im allgemeinen umrifjene Stellung des Zwangsverwalters muß 
aber nod) eingehender erörtert und namentlich fein Berhältniß zum Hypothefen- 
gläubiger und zum Grundftücseigenthümer, jowie zum Vollſtreckungsgericht einer 
genaueren Betrachtung unterzogen werden. 


II. 

Die weitverbreitete Geneigtheit, öffentlich-rechtliche Verhältniſſe durd) die 
Brille des Privatrehts zu betrachten, ift aud auf diefem Gebiete zu Tage ge 
treten und der Erfenntniß des Richtigen hinderlich gewejen. 

Nein äußerlich betrachtet, Tiegt ja die Annahme nahe, daf der Zwangsver— 
walter, deffen Thätigfeit darauf abzielt, dem Hypothefengläubiger Befriedigung 
aus den Früchten des Grundſtücks zu verihaffen, Rechte des Hypothefengläubigers 
geltend macht, deffen Pfandrecht nad) Maßgabe der Beftimmungen in 88 414, 
415 des B.G. B.'s die Früchte des verpfändeten Grundſtücks von dem Zeitpunfte 
an ergreift, zu welddem die Zwangsverwaltung angeordnet worden ift. Diefer — 
unrichtige — Gedanke findet fich nicht felten. So wird z. B. in den Annalen 
II. Folge Bd. 5 S. 319 ausgefproden: „Jedenfalls aber ift das Recht des Hy- 
pothekariers, welches durch die Sequeftration ausgeübt wird, ein dingliches, Die 
Ausübung des ihm an dem Pfandobjeft jelbft zuftehenden Nutzungsrechts, weldes 
er zwar nur unter Bermittlung des Richters der belegenen Sache geltend machen 
fann, welches aber an die Stelle des an ſich im Pfandredt, d. h. in dem Rechte 
des Gläubigers, aus der ihm zur Sicherung feiner Forderung verpfänbeten fremden 
Sache feine Befriedigung zu ſuchen, liegenden Befugniffes, fi aus den Früchten 
bezahlt zu machen, zu treten bat.” Hieraus wird weiter geichloffen, daß der hy— 
pothelariſche Gläubiger dur die Anlegung der Sequeftration ein Benutzungsrecht 
an dem Hypothecirten Grundftüde erlangt, das unter die Beftimmungen der 
88 1225 fig. des B.G. B.'s zu fallen habe, und in den weiteren Ausführungen 
‚ohne jede Begründung der Sequefter plöglid; dem Hypothekengläubiger jubftituirt, _ 
To dag nur die Erklärung übrig bleibt, daß der Sequefter der Vertreter des Hy— 
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pothefengläubigers ift. Es wird unten zu zeigen fein, daß das vormal. Königl. 
Oberappellationsgericht Dresden jowohl in älteren wie in neueren Entſcheidungen 
einen anderen Standpunft eingenommen hat. 

Aehnlich ift der Standpunkt Grügmann’s in feinem Lehrbud des Sächſ. 
Privatrehts, Bd. 1 S. 325. Dort trägt er vor: „Während der Zeit ber 
Zwangsverwaltung ift die Hypothek ein Nußungsredt: Die Früchte werden kraft 
des Rechts des Hypothekengläubigers an der Pfandjadhe für ihm erhoben. Er 
(d. 5. der ihn vertretende Verwalter) braudt aljo bei den bürgerlien Früchten 
Einwendungen aus der Perfon des Pfandſchuldners in der Hegel nicht zu dulden, 
und die natürlichen Früchte gehen in fein Eigenthum über.“ 

Demjelben Gedanfengang folgt aud ein Urtheil des Yandgeridhts Dresden 
vom 2]. Oftober 1887 (in Wengler’s Ardiv 1888 ©, 279 flg). Hier wird 
dargelegt, daß der die Zwangsverwaltung betreibende Gläubiger gemäß $ 1225 
des B.G. B.'s verpflichtet war, den Miethern die Fortbenutzung dev ermietheten 
Räume zu geftatten u, ſ. w., daß er zwar nicht etwa im die perfönlichen Forde— 
rungsrehte des Schuldners eingetreten ift, daß vielmehr fein Recht ein an ſich 
jelbftändiges war u. f. w. Kurz, es wird Alles, was Schurig in feinem Kom— 
mentar zur Subh.O. ©. 298), vom Zwangsverwalter Sagt, ſchlechthin auf 
den Hypothefengläubiger übertragen, der die Zwangsverwaltung betreibt, und das 
mit der lehtere mit dem Verwalter identificirt. Wenn zu diefen Ausführungen 
der Schurig'ſche Kommentar als Beleg citirt worden ift (vergl. a. a. DO. ©. 281), 
fo beruht dies auf einem_argen Mißverftändniffe feiner Auffaffung von den hier 
vorliegenden Redtsverhältnifien. * 

Vertreter der Hypothefengläubiger (oder doch des betreibenden Gläubigers) 
fann der Zwangsverwalter nur in dem Sinne genannt werden, daß er ihre In— 
tereffen wahrzunehmen bat (jo die oben citirte Entſch. des Reichsgerichts, jo auch 
Annalen Il. Folge Bd. 6 ©. 149 flg.), nicht aber in dem Sinne, daß er ihre 
Rechte geltend macht. Denn feine weſentlichſte Aufgabe ift die Benußung des 
Pfandgrundftüds und die Frudtziefung aus demfelben und gerade dieje Rechte 
find dem Hypothefengläubiger nad) der unzweideutigen Gejehesbeitimmung entzogen. 
Die Auffaffung des Pfandredts an einer unbeweglichen Sache als eines Nußungs- 
rechts ift meines Erachtens durchaus unzutreffend. Unter einem Nutzungsrecht 
könnte doch nur das Recht verſtanden werden, die Pfandſache nach Belieben zu 
benutzen, nach Belieben die Früchte zu ziehen oder nicht zu ziehen, nach Belieben 
über die gezogenen Früchte zu verfügen. Grützmann zieht in der That dieſe Kon— 
ſequenz, wenn er die Früchte in das Eigenthum des Hypothekengläubigers über— 
gehen laſſen will. Oder meint er a. a. O., daß ſie ins Eigenthum des Sequeſters 
übergehen? So beſchaffen iſt aber das Pfandrecht an einer unbeweglichen Sache 
nicht. Es iſt ein acceſſoriſches, kein ſelbſtändiges Recht. Es iſt das zur Siche— 
rung einer Forderung dem Gläubiger an einem fremden Grundſtück eingeräumte 
Recht, vermöge deſſen er durch Veräußerung des Grundſtücks und ſeiner Früchte 
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feine Befriedigung verlangen darf. Diefe Beräußerungsbefugniß läßt ſich nicht 
als eine Benußungsbefugniß auffaffen, um fo weniger, als die Veräußerung 
fowohl des Grundftüds wie feiner Früchte und die zum Zwed der Veräußerung 
vorzunehmende Erhebung der Früchte. nicht private Ausübung des Gläubigerrehts 
ift, fondern durch den Staat als ein Mittel zur Erfüllung einer ftaatlihen Aufs 
gabe, der Gewährleiftung des Nedtsihußes, vorgenommen wird. Aus alledem 
ergiebt fid; mit Nothwendigkeit, daß es unzuläffig ift, Hierbei an ein privatredht« 
liches Vertretungsverhältniß zu denken. Die Anordnung der Zwangsverwaltung 
ift ein Aft der Zwangsvollitrefung ebenfo wie die der Zwangsverfteigerung. 
Seine Befugniß dazu leitet der Richter nicht aus dem Rechte des Hypothefen- 
gläubigers her, wennſchon er nur auf den Antrag deffelben thätig wird, jondern 
aus den Normen des üffentlihen Rechts. Mit der Einleitung der Zwangsver— 
waltung beim Vorhandenſein der erforderlihen Vorausſetzungen erfüllt er eine 
öffentlich-rechtliche Pflicht, ebenfo wie wenn er auf die Klage des Gläubigers eine 
Berurtheilung des Schuldners ausſpricht. So äußert fid) aud) das Königl. Ober: 
appellationsgericht Dresden im Urtheil vom 25. Sept. 1874 (Wengler's Ardiv 
1875 ©. 317 flg.): „Um fo gewifjer beruht e8 daher außer allem Zweifel, daß 
das Prozegericht bei Anlegung der Sequeftration lediglich kraft der ihm zuftehen- 
den amtlihen Befugniffe, nicht dagegen, wie der Defektant (Hypothefengläubiger) 
meint, in deffen Stellvertretung im privatrechtlichen Sinne handelte, und daß 
demgemäß zwiſchen dem beftellten Sequefter einerjeits und dem jeßigen Defektanten 
oder den hypothekariſchen Gläubiger andererjeits fein Vertragsverhältniß zur Ent: 
ftehung gelangen konnte, fondern der erftere ausfhließlih zu dem Gerichte in 
einem aus dem Gefidhtspunfte des Dienftvertrags zu beurtheilenden rechtlichen 
Verband trat.“ 

Dabingeftellt, ob der letztere Gefihtspunft allenthalben zutreffend ift, ergiebt 
doch dieſe Erwägung, daß das Zwangsverwaltungsverfahren fi ausfhlieglid nad 
Grundſätzen des Öffentlichen (Prozeß-) Rechts abjpielt, wenn es aud) nur der Ber 
wirklichung eines Privatrehts dient (vergl. Siegmann, Hypothekenordnung, ©. 176, 
Unnalen, N. F. Bd. 5 ©. 113 fig. (= Zeitſchrift für Rechtspfl. und Verw. 
Bd. 36 ©. 436), daß aud für Die Frage, wie die Aufgabe der Zwangsver— 
waltung gelöft werden ſoll, welde Stellung der Zwangsverwalter einnimmt und 
welche Rechte und Pflichten er hat, ausihlieglid) das öffentliche Recht maßgebend 
ift, und daß daher der Schluß jeder Beredtigung entbehrt, eine Maßnahme, die 
zu treffen der Hypothefengläubiger bereditigt ift, müfje ohne weitere® auch vom 
Verwalter, der die Intereſſen der Gläubiger wahrzunehmen habe, getroffen werden 
dürfen. Viel eher wäre der Gedanke geredtfertigt, daf die Aufgabe des Zwangs- 
berwalters, injofern er die dem Hypothekengläubiger entzogene Nutzungs⸗ und 
Fruchtziehungsbefugniß auszuüben babe, nur auf jolde Maßnahmen beſchränkt ift, 
die der Gläubiger nicht kraft eigenen Rechts jelbft zu treffen in der Lage ift. Es 
ift indeffen zuzugeben, daß dies nur eine Erwägung de lege ferenda ift, die nicht 
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der Prüfung der frage enthebt, ob der Gejeßgeber fie fid) angeeignet hat oder vb 
er bei Ordnung des Zwangsverwaltungsverfahrens von anderen Gefihtspunkten 
ausgegangen ift. 

Die jet Hierfür maßgebenden Vorjhriften find in den 88 183—193 der 
Sächſ. Subh.Ordn. enthalten. Hier wird in $ 190 die Aufgabe des Zwangs- 
verwalters und der Kreis feiner Rechte und Pflichten feitgeftell. Er hat alle 
Rechte des Schuldners in Bezug auf die Verwaltung des Grundjtüdes und 
die Fruchtziehung aus demjelben auf die Zeit der Verwaltung auszuüben, insbe 
fondere die Einkünfte aus dem Grundftüde einzuziehen, die deshalb erforderlichen 
Klagen zu erheben und. die zur Erhaltung und wirthſchaftlichen Benutzung des 
Grundftüds erforderlihen Maßregeln zu treffen. Sein Verhältniß zu den Hypo- 
thefengläubigern wird in den 88 183, 184, 186, 187, 192, 194 berührt oder 
do mittelbar betroffen. Bei Einleitung des Zwangsverwaltungsverfahrens ift 
die Beſchlagnahme des Grundſtücks auszufprehen und dem Schuldner unter An- 
drohung der Nichtigkeit die Veräußerung don Zubehörungen des Grundſtücks zu 
verbieten, auf welde fi die Hypothek erjtredt. Dieſe Beihlagnahme und das 
Beräußerungsverbot erfolgen nit nur zu Gunften des betreibenden, jondern zu 
Gunften aller hypothekariſchen Gläubiger ($ 183 verb. mit $ 83 und Schurig, 
Bemerk. 4 zu 8.83 ©. 167). Der betreibende Gläubiger hat einen Koftenvor: 
ſchuß zu erlegen und überdie® wegen der Auslagen, die der Berwalter zu be 
ftreiten hat, in der vom Geriht nad) Ermefjen zu beftimmenden Höhe dem Ber- 
walter Vorſchuß zu leiften ($ 184). Das Gericht ernennt den Verwalter kraft 
feiner öffentlich-rechtlichen Funktion als Vollſtreckungsgericht. Der Verwalter ift 
an die Anweilungen des Gerihts gebunden, Durch Anträge betheiligter Hypo» 
thefengläubiger ift das Gericht in feiner Weife beſchränkt. Es wird dieſelben 
jelbftverftändlid nad) pflichtmäßigem Ermeffen in Erwägung zu ziehen haben (vgl. 
Motive zu $ 186 bei Schurig S. 295), aber ein unmittelbares Recht auf Be— 
achtung des Vorſchlags eines Hypothekengläubigers befteht nicht ($ 186), insbe: 
fondere nit gegenüber dem Verwalter. Iſt der betreibende Gläubiger, oder ein 
anderer Hypothefengläubiger mit der Art und Weife der Zwangsverwaltung nicht 
einderftanden, jo hat er nur die im $ 187 bezeichnete Befugniß, mit Anträgen, 
Einwendungen und Erinnerungen an das Vollſtreckungsgericht fi) zu wenden und 
deſſen Entſcheidung herbeizuführen, eventuell den Beſchwerdeweg gemäß 8 188 zu 
betreten. Der Berwalter hat aud) nit den Gläubigern, fondern ausſchließlich 
dem Geriht Rechnung zu legen. Nur auf Verlangen ift diefe Rechnung dem 
Gläubiger zur Kenntnißnahme vorzulegen ($ 192 Abj. 1 und 2). Die Erträg- 
niffe der Zwangsverwaltung find nad) Maßgabe der Vorſchriften in 8 194 zu 
verwenden, jo daß es jehr wohl möglid) ijt, daß der betreibende Gläubiger von 
ihnen überhaupt nichts bezieht. 

Bei diefer Regelung des Zwangsverwaltungsverfahrens, die jede unmittel« 
bare Beziehung zwilden dem Verwalter und den Hypothefengläubigern unzwei- 
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deutig ausſchließt (aud die Auslagenvorſchußpflicht des betreibenden Gläubigers 
befteht nur dem Bollftredungsgericht gegenüber; vgl. Schurig, a. a. D. Dem. 1 
zu 8 192 S. 299 u. Motive zu $ 184 ebenda ©. 292 flg.), ift die Annahme 
ſchlechterdings unmöglich, daß kraft Geſetzes irgend welche Befugniffe und Rechte 
der Hypothefengläubiger auf den Verwalter zweds Erfüllung und Durdführung 
der ihm gefteliten Aufgabe übergingen, und daß deshalb der Verwalter die Legi— 
timation zur Vornahme beftimmter Handlungen aus den Rechten der Hypo- 
thefarier entnehmen könnte, oder daß gar der Verwalter privatrechtlicher Ver— 
treter derjelben fei. Vielmehr ift e8 Har zum Ausdrud gefommen, daß die Rechte, 
die dev Verwalter auszuüben verpflichtet und berechtigt ift, die des Schuldners 
find. Hiergegen darf nicht eingehalten werden, daß die Gejeßesvorihrift, der 
Verwalter habe die zur Erhaltung und wirthihaftlihen Benußung des Grund- 
ſtücks erforderlihen Maßregeln zu treffen, allgemein darauf hinweiſe, daß er hier: 
nad aud die auf Erhaltung der Sadje geridteten Anfprüde der Hupothefen- 
gläubiger zu verfolgen, 3. B. auf die Vorſchrift des $ 413 des B. G. B.s ge- 
ftüßte Klagen in Vertretung der Gläubiger zu erheben habe. Dem fteht ſchon die 
grammatifhe Auslegung entgegen, die bezüglih der Vorſchrift in 8 190 der 
Subh.Ordn. geboten ift. Der erwähnte Saß des Geſetzes wird eingeleitet durch 
das Wort „Ansbefondere” und damit zum Ausdrud gebracht, daß die folgenden 
Einzelbeftimmungen nur bejonders bervorgehobene, beijpielsweife aufgezählte An— 
wendungsfälle des im vorhergehenden Satze gegebenen allgemeinen Grundfaßes 
jein follen. Iſt aber hier nur von den Rechten des Schuldners, d. 5. des Grund» 
ſtückseigenthümers, die Nede, die der Verwalter auszuüben und geltend zu maden 
verpflichtet fein foll, jo muß aud unter der ihm obliegenden Fürforge für die Er- 
haltung des Grundſtücks diejenige verftanden werden, die an fid dem Schuldner 
obliegt und freifteht. 

‚ Die vorftehenden Ausführungen, die wenigftens in ihrem Ergebniß zu der 
aud von Schurig a. a. O., insbef. Bemerf. zu 88 190 u. 192 vertretenen Auf- 
fafjung über das Verhältniß zwiſchen dem Huypothefengläubiger und dem Zwangs— 
verwalter führen, deden ſich mit den der Entſcheidung des Yandgerichts Leipzig im 
Sächſ. Ardiv 1893 S. 650 fly. zu Grunde liegenden Erwägungen, wenn anders 
ich diefe Entſcheidung richtig verſtehe. Freilich wird bier aud) von einem Frucht— 
bezugsrecht des Gläubigers geiproden. Es ergiebt fid) aber aus dem Zufammen: 
bange, daß damit nichts anderes gemeint ift, als daß der Hypothekengläubiger im 
Wege der Zwangeverwaltung Befriedigung aus den Früchten des Pfandgrund« 
ftüd8 verlangen darf, daß er dies aber nicht kraft eigenen Rechts erzielen kann, 
jondern nur durch den vom Gericht eingefeßten, zu ihm in fein Rechtsverhältniß 
tretenden Zwangsverwalter. Ob das „jelbftändige Fruchtbezugsrecht des betrei- 
benden Gläubigers“, von dem das DOberlandesgeriht Dresden im Sächſ. Ardiv 
1893 ©. 649 vebet, in demjelben Sinne zu verftehen ift, läßt fi aus dem Zu- 
ſammenhang nicht erfehen. Jedenfalls empfiehlt ſich nicht, von einem folden zu 
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ſprechen, da dieſer Ausdrud nur irreführend ift und zu falſchen Schlußfolgerungen 
verleiten fann. 

Die Beftimmungen des preußiihen Geſetzes, betreffend die Zwangsvoll- 
ftredung in Immobilien, vom 13. Yuli 1883, find in Anfehung des Zwangs- 
verwaltungsverfahrens den jähfiihen in vieler Beziehung jehr ähnlich. Auch dort 
ift natürlih die Frage nad) dem Verhältniß des Sequefters zum  betreibenden 
Gläubiger und den übrigen Realgläubigern aufgetauht und in der Hauptſache 
in dem gleihen Sinne entjdieden worden. Von den Auslegern der preußiſchen 
Subh.Drdn. bemerkt Jäckel (3. Aufl. 1893 Note 5 zu $ 142 ©. 502): „Der 
Berwalter vertritt ..... weder die Realgläubiger, nod den betreibenden Gläu— 
biger. Im der Kommilfion des Abgeordnetenhauſes wurde dies ausdrücklich her: 
vorgehoben und deshalb eine Uebertragung der Klagerechte aus $ 31 des Grund: 
erwerbögejeßes auf den Verwalter abgelehnt”. (Diefer $ 31 lautet: Die Abtre- 
tung und Berpfändung der Anfprüde auf Verfierungsgelder, die Borauserhebung, 
Abtretung und Berpfändung von Pacht- und Miethzinjen auf mehr als ein Viertel: 
jahr und die Veräußerung ftehender und hängender Früchte ift, foweit fie zum 
Nachtheil der eingetragenen Realgläubiger gereicht, unwirkſam.). 

Knorr (dad Gejeh über die Zwangsvollftrefung in das unbeweglide Ver— 
mögen, 1890, 2. Aufl.) jagt in Anm. 3 zu $ 142 ©. 359: — — „den Gläu- 
biger gegenüber übt der Verwalter zwar deſſen Rechte, aber nicht Fraft Auftrags 
und in Vertretung des Gläubigers, jondern Fraft amtlicher Befugniß aus. Den 
Gläubiger vertritt der Verwalter überhaupt nit. Daher iſt der Verwalter aud) 
nit befugt, eine die durch die Einleitung der Zwangsverwaltung begründete Be— 
idlagnahme verlegende Handlung anzufedhten; es bleibt dies vielmehr — wie 
Krech⸗Fiſcher rihtig annehmen — dem Gläubiger allein überlaſſen“. 

Die Ausführungen von Kred und Fiſcher (3. Aufl., 1894, zu $ 142 
©. 439) bewegen ſich ganz auf dem Boden der im VBorftehenden entwicelten 
Grundanfhauung. Aud ihnen ift die Aufgabe des Zwangsperwalters die, „einen 
Theil der Staatsgefhäfte, nämlich die Verwirklichung des ftaatlihen Rechtsſchutzes 
in der Form der Zwangsvollitredung, zu verrichten. Seine Aufgabe ift deshalb 
feine private, fondern eine amtlide, Er ift ein Organ des Staates, weldes kraft 
Amtes, ohne Vertreter oder Rechtsnachfolger des Hypothefengläubigers oder des 
Grundftücseigenthümers zu fein, Rechte des Schuldners ausübt, um dadurd den 
in der Form der Zwangsverwaltung gewährten ftaatlihen Rechtsſchutz verwirk— 
lichen zu helfen”. Dieſe Auffaffung ift auch vom Reichsgericht gebilligt worden, 
vgl. 3. B. Entſcheid. des Reichsgerichts Bd. 24 S. 304, wo es heißt: „Bezüg— 
(ih des Verwalters aber tritt das Reichsgericht der Auffafjung bei, daß auf die 
von demjelben im Laufe der Zwangsverwaltung vorgenommenen Redtshandlungen 
der Begriff der Stellvertretung im eigentlihen Sinne nit anwendbar iſt, daß 
vielmehr der Verwalter, analog dem SKonfursverwalter, diefe Handlungen im 
eigenen Namen vornimmt, wenngleid der Erfolg derjelben nicht ihn perſönlich, 
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ſondern die Zwangsverwaltungsmaffe und die in dieſer zuſammengefaßten Inte— 
reffen trifft” (vgl. aud Reichsger. Bd. 25 ©, 230, Bd. 29 ©, 233 flg.). 


IL, 


Die Rechte des Schuldners in Bezug auf die Verwaltung des Grundftüds 
und die Frudtziehung aus demfelben gehen Kraft Geſetzes für die Dauer ber Ver- 
waltung auf den Zwangsverwalter über, Er ift nit privatrechtlicher Vertreter 
des Schuldners, noch weniger liegt eine privatrechtliche Rechtsnachfolge vor. Dieſer 
Sat ift, foviel ih fehe, in Sachſen zu feiner Zeit, wenigftens nicht in der Gel- 
tungszeit der fähfiihen Subh. Ordn., in Zweifel gezogen worden, offenbar in Folge 
der Erläuterungen, die Schurig a. a. DO. zu der Vorſchrift in 8 190 gegeben 
bat, wie denn aud) die Entftehungsgeihichte des $ 190 (vgl. Schurig, a. a. O., 
S. 298) das Hervortreten des Zweifels, ob nicht doc der Zwangsverwalter ein 
geſetzlicher Vertreter des Schuldners fei, wenn nicht ausgeſchloſſen, jo doch jehr 
erfhwert hat. Um fo ftreitiger ift diefe Frage auf dem Gebiete der preußiſchen 
Subh.DOrdn. Es ift deshalb nit zu umgehen, dieſer Frage näher zu treten. 
Von den Beftimmungen der Subh.Ordn. kommen bierunter insbefondere außer 
den entſprechend anzumendenden Vorſchriften der 88 83 u. 84 die in 88 185 u. 
190 in Betracht. Hiernach ift in dem Beſchluß auf Zwangsverwaltung die Bes 
ihlagnahme des Grundſtücks auszufprehen und dem Schuldner unter Androhung 
der Nichtigkeit die Veräußerung von Zubehörungen des Grundftüds zu verbieten, 
auf die fi die Hypothek erjtredt. Der Beſchluß ift underzüglid ins Grundbud 
einzutragen (vgl. $ 6 der A.V.O.). Im dem Beſchluß hat das Gericht dem 
Schuldner jede Einmiſchung in die Gefhäftsführung des zu beitellenden Verwal— 
ters, jowie unter Androhung der Nichtigkeit jede Verfügung über die Einkünfte 
des Grundſtücks zu unterfagen, auch dritten Perjonen, im deren Leiftungen Ein» 
fünfte des Grundſtücks beftehen, unter Verbot fernerer Leiftung an den Schuldner 
die fernere Yeiftung an den Verwalter aufzugeben. Hieran ſchließt fi die ſchon 
oben wiedergegebene Beftimmung in $ 190. 

In Preußen lauten die einſchlagenden Beftimmungen jehr ähnlich, zum Theil 
wörtlid glei. In dem Beſchluß, durd welden das Verfahren eingeleitet oder 
der Beitritt zu demfelben zugelafjen wird, ift zugleich auszufpreden, daß das 
Grundſtück zu Gunften des Gläubigers in Beihlag genommen wird (88 16 Abſ. 1 
u. 139). Auch bier ift in's Grundbud einzutragen, daß die Zwangsverwaltung 
beantragt iſt ($ 18). Im Einleitungsbefhluß hat das Geriht dem Schuldner 
jede Einmiſchung in die Geſchäftsführung des zu beftellenden Verwalters, fowie 
jede Verfügung über die Einkünfte des Grundftüds zu unterfagen und Dritten 
Perjonen, in deren Leiftungen Einkünfte des Grundſtücks beftehen, die fernere 
Leiſtung an dem zu bejtellenden Verwalter aufzugeben. Zu den Einkünften ge 
hören jowohl die abgejonderten, als die noch zu gewinnenden Früchte, ſowohl die 
fälligen, als die nod) fällig werdenden Hebungen ($ 140). Das Grundſtück ift 
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dem Berwalter ... . zur Verwaltung und Erhebung der Einfünfte zu übergeben. 
Der Verwalter ift auf Grund der Ernennung zur Einziehung der in Leiftungen 
Dritter beftehenden Einkünfte an Stelle des Schuldners beredtigt ($ 142 Abi. 2 
und 3). 

Ganz Aehnliches beftimmt die bayriſche Subh.Ordn. Auch dort Beihlag- 
nahme und Eintragung derjelben ins Grundbud, wie in Sadjen und Preußen 
(Art. 130, 30), mit der Wirkung, daß alle nad) der Beſchlagnahme vom Schuldner 
binfichtlih des beſchlagnahmten Gegenftandes abgejhloffenen Verträge oder fonft 
getroffenen Verfügungen nichtig find, fofern fie die Gläubiger beeinträdtigen (Art. 
33, 130). Mit Zuftellung des Beſchlagnahmebeſchluſſes verliert der Schuldner 
das Recht der Bewirthihaftung und Benutzung der von der Zwangsverwaltung 
betroffenen Gegenftände, jowie der Einziehung der Erträgniffe (Art. 131). Dem 
Berwalter liegt e8 ob, alle Einkünfte aus den beſchlagnahmten Gegenjtänden ein- 
zuziehen und die hierzu erforderlichen Klagen zu erheben, alle zur Erhaltung und 
wirthſchaftlichen Benügung der zur Zwangsverwaltung übernommenen Gegenftände 
dienenden Anordnungen zu treffen u. ſ. w. (Art. 137). 

Die Bedeutung der Beſchlagnahme“*) liegt darin, daß fie das Grundftüc 
mit Allem, was außer demjelben zu der von der Hypothek ergriffenen Immobiliar- 
mafje gehört, kurz den Beſtand deffelben mit Zubehörungen und Früchten, wie er 
zur Zeit der Anordnung der Zwangsverwaltung war, für die Ver- 
waltung erhalten und zu diefem Zweck es allen, den Hupothefengläubigern (bezw. 
dem betreibenden Gläubiger) zum Nachtheil gereihenden VBterfügungen und Ein 
griffen ſowohl des Schuldners wie dritter Perfonen entziehen fol. Um ihr 
Wirkung gegen Dritte zu fihern, ift die Eintragung ins Grundbud) vorgeichrieben, 
Während die Beſchlagnahme zum Zwed der Zwangsverfteigerung an fich nicht 
den Zwed hat, dem Eigenthümer die Benugung und Bewirthſchaftung des Grund- 








*) Für das Folgende ift zu beachten, 

a, daß nad) preuf. Recht der Umfang bed Hypothek: und Grundfchuldrecht3 ein weiterer 
ift, ald nah fühl. Recht. Nah 8 80 des Gigenthumsderwerbögefehed vom 5 Mai 1872 
haftet für das Kapital f. A. dad Grundftüd ſammt Gebäuden; die natürlihen An: und Zus 
mwüchfe, die ftehenden und hängenden Früchte; die auf dem Grundftüd noch vorhandenen, ab: 
gefonderten, dem Gigenthümer gehörigen Früchte; bie Mieth- und Pachtzinſen und fonftigen 
Hebungen; die zugefchriebenen unbeweglichen Zubehörftüde und Gerechtigkeiten, das bewegliche 
dem Eigenthümer gehörige Zubehör, jo lange bi® daſſelbe veräußert und von dem Grund» 
ftüd räumlich getrennt worden ift; die dem Eigenthümer zufallenden Berfiherungsgelder für 
Früchte, bewegliches Zubehör u. abgebrannte oder durch Brand befhädigte Gebäude ꝛc. Berg. 
hierzu auch & 445 des A.L.R. I 22: Infofern bewegliche Pertinenzftüde in der Zmifchenzeit 
von der Eintragung (der Hypothel) bis zur wirklichen Bollftredung der richterlichen Exe— 
fution von der Hauptſache getrennt worden find, geht die darauf gehaftete dingliche Vers 
pflihtung auf den dritten Befiger nicht mit über. 

b, daß nad preußiſchem (und bayriſchem) Recht die Beſchlagnahme nur zu Gunften 
des betreibenden Gläubigers wirkt, während fie in Sachſen zu Gunften aller Hypothelen⸗ 
gläubiger wirkſam ift. 
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ſtücks und die Fruchtziehung aus demjelben zu entziehen (vgl. $ 16 Abi. 2 ©. 2 
der preuß. Subh.Ordn.), geht die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsver— 
waltung weiter. Ihre Wirfung gegen Dritte wird verftärft durch das unter An- 
drohung der Nichtigkeit zu erlaffende Veräußerungsverbot (jo aud) Bayern, für 
Preußen zu dgl. 88 17 Abſ. 1 u. 18 Abſ. 2), da dieſes jede dagegen verftoßende 
Veräußerung nichtig madt, fofern nicht die Veräußerung in Folge eines — zur 
Zeit des DVerbotes ſchon beftehenden — Rechts eines Anderen geſchehen mußte, 
$ 223 des B. G. B.'s. Es fann feinen Augenblick bezweifelt werden, daß mit ber 
Beihlagnahme, dem Veräußerungsverbot an den Schuldner und dem Gebote an 
den Verwalter derjelbe Rechtszuſtand in Anfehung der von der Zwangsver— 
waltung betroffenen Theile des Vermögens des Schuldners hat herbeigeführt 
werden jollen, den die Konfursordnung in den 88 5 und 6 für das gefammte 
Vermögen des Gemeinfhuldners ſchafft. In der That begegnen wir aud in 
Preußen hierzu demjelben Zweifel, der in Anſehung des Verhältniſſes des Kon— 
fursverwalters zum Gemeinſchuldner eine umfangreiche Riteratur hervorgerufen hat 
(vgl. v. Wilmowsfi, Konk.Ordn., Vorbem. 2 vor $ 1). Wieder ift e8 nament- 
(ih die Annahme, daß der Schuldner Subjekt der Vermögensrechte bleibt und 
daß die Verfügungen des Zwangsverwalters dieſe Vermögensrechte unmittelbar 
zu beeinflufjen vermögen, die die Annahme eines Stellvertretungsverhältniffes 
wünjhenswerth und nothwendig erjcheinen läßt. Nah Jäckel (a. a. O. ©. 502) 
vertritt der Verwalter den Schuldner, foweit der Zwed der Verwaltung reiät. 
Jäckel läßt aber den Verwalter nit durchweg in die Verträge des Schuldners 
eintreten, auch joweit diefe die Verwaltung betreffen. Klagrechte des Schuldners, 
die nit aus der Verwaltung entjpringen und aud) nicht auf dem durch den Ver: 
walter ausgeübten Beſitz beruhen, fol er nit wahrnehmen dürfen. „Wollte man 
derartige Verträge, weil fie Gutserzeugniffe betreffen oder fonft vom Schuldner 
mit Bezug auf das Gut oder defjen Bewirtbidaftung geſchloſſen find, für umd 
gegen den Verwalter ohne weiteres gelten laſſen, jo könnte der Schuldner jede 
regelrechte Verwaltung unmöglih machen“ u. ſ. w. (a. a. DO. Note 5 zu $ 142 
©. 503). Ob Yädel bei dem von ihm angenommenen VBertretungsverhältnig 
zwifchen dem Verwalter und dem Schuldner eine geſetzliche Vertretung oder eine 
gewilffürte, aber dem Schuldner aufoftroyirte Vertretung im Sinne hat, läßt ſich 
nicht erkennen, Unders ſtellt fih Knorr zu diefer Frage. Er fpridt zwar 
(a. a. DO. ©. 359) einerjeit8 dem in der Zwangsverwaltung vom Gericht be 
ftellten Sequefter eine amtlide Qualität zu, meint aber andererfeits, daß dies nicht 
hindere, daß er zum Schuldner in einem Bertragsverhältniß ftehe und dieſen wie 
ein durd Vertrag mit dem Schuldner berufener Qerwalter vertrete. Mit der 
Ernenmung des Verwalters durd) das Gericht fomme ein für den Schuldner ver- 
bindliher WVerwaltungsvertrag zu Stande, Der Richter kontrahire dabei für die 
Parteien; deshalb jei aud das Rechtsverhältniß zwiſchen Sequefter und Schuldner 
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nad) den allgemeinen, für die durd Vertrag begründeten Verwaltungen maßgeben- 
den Vorſchriften zu beftimmen. 

Daß dieſe Fiktion nicht haltbar ift, liegt auf der Hand. Wo in aller Welt 
nimmt der Richter das Recht her, an Stelle des Schuldners auch gegen deſſen 
Willen einen jo weit gehenden, fo tief im die Rechtsſphäre des Schuldners ein- 
ſchneidenden privatrehtlihen Verwaltungsvertrag abzufhließen? Wie foll mar noch 
von einem ſolchen Vertrag ſprechen können, wenn z. B. der Schuldner gegen bie 
Wahl des Verwalter Widerſpruch erhebt, alfo ganz ausdrücklich erklärt, daß er 
diejen Verwalter nicht haben will oder überhaupt feinen Verwalter haben will? 
Die Legitimation des Richters könnte do in alle Wege nur aus dem öffent 
lien Redte, dem Zwangsrechte des Staates gegen den zahlungsfäumigen Schuld- 
ner abgeleitet werden. Wozu aber dann erft der Umweg und die, ben thatſäch— 
lien Verhältniffen unter Umftänden Hohn ſprechende Fiktion? Viel einfacher und 
natürlicher ift doc der Gedanke, daß der Staat den zahlungsfäumigen Schuldner, 
der die fällige Hypothekſchuld nicht zahlt, Fraft feiner Zwangsgewalt aus feinem 
Beſitzthum ſetzt, foweit fi die Zwangsverwaltung auf diefes erftredt, und ftatt 
des Schuldners zur Fruchtziehung aus demjelben eine Perſon einfeßt, der er zu 
diefem Zwede da8 Vermögen des Schuldners zur Verfügung ftellt und die — 
was der Eduldner hätte thun Fünnen und follen — durch jorgjame Wirthſchafts— 
führung Früchte zieht, einhebt und mit den dur die Veräußerung derſelben ge- 
wonnenen Mitteln die befriedigungsbedürftige Schuld dedt. Die ganze Zwangs- 
verwaltung ift ein vom Staat durd feine Organe ausgelibter Zwang gegen den 
Schuldner. Es muß deshalb als ein die Sachlage treffender Ausdrucd bezeichnet 
werden, wenn Schurig a. a. O. ©. 298 jagt, der Schuldner werde durd den 
Berwalter in Anfehung der Verwaltung und Nußniefung verdrängt, aber nicht 
vertreten. Die gejeglihe Dispofitionsgewalt des Zwangsverwalters bringt e8 aber 
mit fi, daß das von ihm verwaltete Vermögen nur jo, wie e8 durch feine Ber- 
waltung geworden ift, in die Verfügung des Schuldners zurückkehren kann, vgl. 
Entſch. des Reichsger. Bd. 29 S. 36. 

Daß Kred und Fiſcher aud zu diefer Frage den allein richtigen Stand- 
punkt einnehmen und im Gegenſatz zu Jäckel und Knorr ſtehen, ergiebt ſich ſchon 
aus ihren unter II wiedergegebenen Ausführungen. 

Soviel die Beftimmungen der ſächſiſchen Subh.Ordn. anlangt, fo folgt aus 
dem Borftehenden, daß der Zwangsverwalter in die obligatorifhen Rechtsbe— 
ziehungen des Schuldners nidt eintritt. Weitere Darlegungen in diefer Richtung 
folgen unter IV. Wenn er nun aber auch hiernach an die Verträge des Schuld- 
ners (joweit das Geſetz nicht etwas Abweichendes beftimmt, vgl. $ 190 Abi. 1 
©. 3) in feiner Weife gebunden ift, jo überfommt er dod) fein, der Zwangsver- 
waltung unterworfenes Bermögen zum Zwede der Verwaltung jelbtverftändlich 
nur in der Rechtslage, in der es fich zur Zeit der Anlegung der Zwangsverwals 
tung befindet, Er tritt daher in die ſachenrechtliche Vermögenslage des Schuld: 
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ners ein. Dinglide Rechte Dritter, die zu diefem Zeitpunkt bereits im giltiger 
MWeife zur Entftehung gelangt find, muß er refpeftiren. Denn das Geſetz kann 
ihm nur foviel Vermögen übertragen, als der Schuldner beſaß. Was davon 
bereitd vor Anlegung der Zwangsverwaltung veräußert war, ift der Zwangsver⸗ 
waltung nicht zugänglid. Dies gilt nicht bloß für die Mebertragung von Eigen- 
thum des Schuldners an Dritte, fondern aud) für die Beftellung dinglier Rechte 
Dritter am Bermögen des Schuldners. Das aber, was davon bei Einleitung 
der Zwangsverwaltung noch übrig ift, joll im Intereſſe der Gläubiger erhalten 
bleiben, und um die Möglichkeit hierzu zu fidhern, wird das VBeräußerungsverbot 
erlaſſen, das nad) $ 223 des B. G. B.'s alle ferneren Berfügungen des Schuld: 
ners aus freier Hand oder im Wege der Zwangsvollftrefung nidtig macht. 
Wenn daher im $ 190 der Subh.Ordn. dem Zmwangsverwalter zur Pflicht ge 
macht worden ift, die zur Erhaltung des Grundſtücks erforderlihden Mafregeln zu 
treffen, jo hat hiermit gejagt fein follen, daß er Beeinträdhtigungen des der Ber: 
waltung unterworfenen Vermögens des Schuldners, die nad Beginn der Zwangs— 
verwaltung von diefem oder von dritter Seite verſucht werden, entgegenzutreten 
und ihre Nichtigkeit geltend zu machen bat. Gleichzeitig ift ihm jelbft aber da- 
mit jede Veräußerung der Subftanz des feiner Verwaltung unterliegenden Ver— 
mögens verboten, ſoweit nicht eine folde Beräußerung durch die wirthſchaftliche 
Denußung des Grundftüds und durd die Fruchtziehung erfordert wird, Wenn 
nun die Dispofitionsbefugnig des Schuldners erjt durch das, mit der Einleitung 
der Zwangsverwaltung zu erlaffende Beräußerungsverbot ausgeſchloſſen wird, fo 
folgt hieraus, daß bis zu diefem Zeitpunfte den Verfügungen des Schuldners die 
dinglichen Rechtswirkungen beigelegt werden müfjen, die ihnen nad) Yage der Sache 
und ohne Rüdfiht auf eine Zmangsverwaltung zukommen. Insbeſondere ift 
zweifellos, daß vor der Anlegung der Zwangsverwaltung ein Dritter durch Ber- 
fügungen des Schuldners oder im Wege der Zwangsvollftredung Eigenthums— 
oder Pfandredte an einer der Hypothek unterliegenden bewegliden Zubehör des 
Pfandgrundftücds erlangen kann, da die Eigenſchaft der beweglihen Sade als 
Zubehör einer unbeweglichen ihr nicht die rechtliche Selbftändigfeit entzieht und fie 
nit ſchlechthin und nad allen Richtungen dem ſachenrechtlichen Schidjal der 
Hauptſache unterwirft. Die hypothekariſche Verſtrickung fteht dem Erwerb eines 
dinglihen Rechts an ihr Seiten eines Dritten jo wenig entgegen, daß das Recht 
der Hypothefengläubiger daran erliſcht, wenn fie durch Verfteigerung oder fonftige 
Veräußerung in die Hände eines gutgläubigen Dritten gelangt ($ 413 des 
B.G. B.'s). Das Recht des Dritten ift zwar, folange noch nicht der in $ 413 
borausgejeßte Thatbeftand vorliegt, dem Hypothefengläubiger gegenüber unwirkſam, 
nad allen anderen Richtungen hin aber giltig. Iſt hiernach die rechtliche Mög— 
lichkeit einer Kollifion der Zwangsvollitredung ins unbeweglide Vermögen mit der 
ind bewegliche Vermögen nicht zu bezweifeln, jo ift doch die Frage nad) der rela- 
tiven Unwirkſamkeit eines Pfandrechts nad) 88 376, 377 des B.G.B.’8 im Wege 
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der Klage zwifchen dem Hypothefengläubiger und dem Dritten zum Austrag zu 
bringen (vgl. Sächſ. Ardiv, 1893 S. 793 flg., Schurig, Nachtrag S. 11). Der 
Eigenthümer des Grundftüds und der ihn verdrängende Zwangsverwalter find 
nad der Natur der Sache und im Hinblid auf die vorftehenden Ausführungen 
al8 Prozeßparteien hierbei ausgeſchloſſen. 

Unter Billigung diefer Anfhauung bat das Landgericht Freiberg in einer 
kürzlich entſchiedenen Rechtsſache (Dg 11/97) den Zwangsverwalter nicht für legi- 
timirt angejehen, der Pfändung einer als cohärente Zubehör des Grundftüds an- 
geiprodhenen beweglihen Sadje zu widerjpreden. Die Sade lag jo. U. ver- 
faufte feinen Gafthof mit Zubehör und Inventar an B., übergab ihm aud) die 
verfauften Gegenftände und B. bewirthidaftete fortan den Gaſthof; doch unter: 
blieb feine Eintragung. Ein Gläubiger des B. ließ den im Gafthof befindlichen 
Dierdrudapparat pfänden. Nach einigen Monaten wurde die Zwangsverwaltung 
eingeleitet und nunmehr Elagte der Zwangsverwalter auf Freigabe des gepfändeten 
Bierdrudapparates. Unterftellt man, daß diefer lehtere in der That eine cohärente 
Zubehör des Pfandgrundftüds fei, jo wurde er zwar von den Hypotheken ergriffen. 
Dies Hinderte aber nicht, daß er durd Kauf und Uebergabe Eigentfum des B. 
wurde, obwohl B. das Eigentfum am Grundftüd nicht erlangte. Nur war fein 
Eigentfum am Bierdrudapparat durch da8 Recht der Hypothefengläubiger daran 
beſchränkt. Diejes leßtere ift dur den Eigenthumswechſel zunächſt in feiner Weife 
berührt worden, weil die Verbindung der Zubehör mit dem Grundftüd nicht auf- 
gehoben worden ift, $ 413 des B. G. B.'s und Schurig, Nadtrag S. 10 u. 11, 
Auf der anderen Seite ijt die Pfändung des Bierdrudapparates auf Antrag eines 
perjönlien Gläubiger feines neuen Eigenthümers im Wege der Mobiliarzwangs- 
vollſtreckung als giltig und wirkſam anzuerkennen, vorbehaltlid der Rechte der 
Hypothefengläubiger (vgl. $ 710 der C.P.O.). Unter diefen Berhältniffen läßt 
fi nun nicht allgemein jagen, daß die wirthſchaftliche Benutzung des Gafthofs- 
grundftüds zum Zwede der Frucdtziehung die Erhaltung des gepfändeten Bier- 
drudapparates für das Grundftüc erheiſche und daß deshalb der Verwalter ver- 
pflichtet ſei, Maßnahmen zu treffen, die die Entfernung des Apparates aus dem 
Grundftüd verhindern. Das wäre richtig, wenn es fi um Verfügungen des 
Grundftücdseigenthümers nad Einleitung der Zwangsverwaltung handelte oder 
wenn nad) diefem Zeitpunfte ein perſönlicher Gläubiger deffelben die Zwangsvoll- 
ftredung in den Apparat betreiben wollte. Hier aber hat der Verwalter die rechts— 
giftig dvollzogene Veräußerung einer Zubehör an einen Dritten und ein während 
des Beſitzes des Käufers wirkſam erlangte® Pfandredt daran vorgefunden. So 
wenig nun A. der Pfändung des an B. veräußerten und übergebenen Bierdrud: 
apparates widerſprechen konnte, jo wenig ift der Zwangsverwalter hierzu berech— 
tigt, der die Rechte des Grundftüceigenthümers in Bezug auf die Verwaltung 
des Grundftüds ausübt, mag aud) die veräußerte Zubehör der hypothekariſchen 
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Verſtrickung noch nicht entzogen fein (vgl. Schurig a. a. O., Ben. 3 zu 8 193 
und Nadtrag S. 10 fig... 

Denft man fi) die Veräußerung von Grundftüd mit Zubehör an B. weg 
und nimmt man an, daß ein perſönlicher Gläubiger des U. den Apparat ges 
pfändet hätte, jo hat genau die nämliche Beurtheilung Plaß zu greifen, wenn bie 
Pfändung der Einleitung der Zwangsverwaltung borausgegangen ift. 

Anders, wenn fie ihr nachfolgt. Im diefem Falle hat der Verwalter die 
Zubehör mit feinem anderen Rechte als mit dem der Hypothefarier belaftet zur 
Verwaltung übernommen. Das mit der Einleitung der Zwangsverwaltung er: 
faffene Beräußerungsverbot hat zur Folge, daß eine Mobiliarzwangsvollſtreckung 
in die Zubehör — wenn ihr nit ſchon die Vorſchrift des $ 713 der EP.D. 
entgegenfteht — zu einem materiell giltigen und wirkſamen Pfandrecht nicht führen 
fann. Das vom Bollftredungsgläubiger erlangte Pfandrecht ift nichtig, die Pfän- 
dung daher als ein von der Rechtsordnung nit anerkannter und als unberech— 
tigt behandelter Eingriff in das Vermögen de8 Schuldners anzufehen. Diejen 
Eingriff und feine Folgen abzuwehren, würde Sache des Schuldners fein, wenn 
ihm nit die Dispofitionsbefugnig bezüglid des Grundftüds und feiner Zube 
hörungen entzogen wäre. An feiner Stelle wird die Dispofitionsbefugniß durch 
den Zwangsverwalter ausgeübt, deſſen Pflicht es ift, das Grundftüd mit feinen Zu— 
behörungen in dem Zuftand zu erhalten, in weldem er e8 zur Zwangsverwaltung 
übernommen hat. Er hat deshalb nicht bloß das Recht, ſondern jogar die Pflicht, 
gegen Zwangsvollftrefungen in das bewegliche, von der Hypothek ergriffene Zu: 
behör des Pfandgrundftüces, welde nad) Anlegung der Zwangsverwaltung vor- 
genommen werden, Widerſpruch zu erheben. 


Wieder anders liegt die Sache bei Pfändung von Früdten. Wenn dieſe 
nod nit erhoben find, fo verliert das durch die Pfändung daran begründete 
Pfandredt mit dem Beihluffe auf Zwangsverwaltung für deren Dauer jeine 
Wirkfamfeit (vgl. $ 185 Abi. 2 und Schurig a. a. DO. ©. 294). Der Zwangs- 
verwalter hat die gepfänbdeten, aber nod nicht erhobenen Früchte wie nit ges 
pfändete zu behandeln, zu erheben und zu veräußern und zu diefem Zwecke alle 
Schritte zu thun, die erforderlid find, die begründet gewejenen Rechte von Pfand» 
gläubigern aud formell zu befeitigen. 


IV. 


Große Schwierigkeiten bietet die Beantwortung der Frage, wer das Sub— 
jeft der in der Hand des Verwalters befindlichen Vermögensrechte iſt. Im dieſer 
Beziehung iſt nicht zweifelhaft, daß das der Zwangsverwaltung unterliegende 
Grundftüd mit feinen Zubehörungen Eigentum des Schuldners ift und bleibt. 
Dieſes Eigenthumsreht wird durd die Zwangsperwaltung nicht im Beſtande, 
jondern nur der Ausübung nad) beeinträdtigt. Aber nad anderer Richtung er- 
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heben ſich erhebliche Zweifel. Der Verwalter erhält zur Beftreitung der noth- 
wendigen Auslagen den vom betreibenden Gläubiger zu zahlenden Auslagenvor- 
ſchuß. Wer ift Eigenthümer des Geldes? Er ſchafft mit diefem Gelde fehlendes, 
für die Bewirthihaftung des fequeftrirten Landgutes umentbehrliches Inventar an, 
Wer wird Eigenthümer dieſes Inventars? Er erntet natürlihe Früdte. In 
weſſen Eigenthum gehen fie über? Wer wird Eigenthümer des Erlöfes aus den- 
jelben, des Geldes, das Miether des verwalteten Grundſtückes zur Begleihung 
ihrer Miethzinsfhuld gezahlt haben u. f. w.? Wem ftehen die Forderungsrechte 
zu, die der Verwalter durd) Eingehung von Mieth- und anderen Verträgen zur 
Entjtehung bringt? 

1. Subjeft aller diefer Vermögensrechte ift nit der betreibende 
Gläubiger oder die Gefammtheit der Hypothelengläubiger, Eine 
weitere Darlegung dieſes Sabes, der fid) mit Nothwendigkeit aus dem unter II 
dargelegten Berhältniß des Verwalters zum Hypothekengläubiger ergiebt, bedarf es 
meines Erachtens nicht. 

2. Subjekt jener Rechte ift aud nit der Staat (hier etwa vertreten 
dur das Bolljtrefungsgeriht). Das Zwangsverwaltungsverfahren könnte vom 
Geſetz in der Weije ausgeftaltet werden, daß der Staat vermöge feiner Zwangs- 
gewalt das Vollftrefungsgeriht anweift, an Stelle des Schuldners die Nußungen 
des Grundftücdes zu ziehen, die nothwendigen Auslagen aus der Staatstaffe zu 
beftreiten, alle Erträgniffe aus dem Grundftüde für den Staat zu vereinnahmen, 
nothwendige Hilfsmittel für die Bewirthſchaftung für Rechnung des Staates an: 
zufaufen und für diefen zu erwerben, um fie nad) Wegfall des Bedürfnifjes 
wieder für Rechnung des Staates zu verkaufen und am Schluß der Verwaltung 
den Ueberfhuß der Einnahmen über die Ausgaben an die Bezugsberedtigten ab- 
zuliefern. Die Zwangsverwaltung, gedacht als eine aus der Rechtsſchutzpflicht des 
Staates hervorgehende Staatsaufgabe, läßt de lege ferenda eine folde Konftruf- 
tion des Verfahrens ganz gewiß zu. Dann fann man aber de lege ferenda 
auch nod einen Schritt weiter gehen. Es kann der Zwangsverwalter, den das 
Gericht zu ernennen hat, gedacht werden als Gehilfe des Gerichts und ſtaatliches 
Drgan, dem die Aufgabe zufällt, im Namen des Staates für diefen und für jeine 
Rechnung die Verwaltung zu führen, dergeftalt, daß fie der Staat mit Hilfe bes 
Verwalters in eigene Negie nimmt, daß alfo der Verwalter (jtatt — wie zuerft 
unterftellt — des Vollftrefungsgerihts) die Ausgaben für den Staat bejtreitet 
und die Einnahmen für den Staat erhebt, und daß die „Zivangsverwaltungs- 
maſſe“ einen Theil des Staatsvermögens bildet. 

Die Konfequenz eines folden Aufbaues des Zwangsverwaltungsverfahrens 
ift, daß der Verwalter, wie er fir den Staat erwirbt, aud) durd) feine Hand» 
lungen, foweit fie eine Verpflichtung erzeugen, unmittelbar den Staat verpflichtet, 
und daß der Staat für das dom Verwalter vereinnahmte Geld von dem Zeit 
punkte an haftet, zu weldem die Zahlung an den Verwalter geſchehen iſt. Das 
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von diefem zur Bewirthſchaftung des Gutes ermiethete Gefinde würde im Privat: 
bienfte des Staates ftehen u. dergl. m. 

Schon dieſe Konfequenzen zeigen die Bedenlen, die ſich gegen die beſprochene 
Konſtruktion der Zwangsverwaltung erheben müſſen. Daß eine ſolche vom Geſetz 
beabſichtigt ſei, würde ſich deshalb nur dann annehmen laſſen, wenn der hierauf 
gerichtete Wille entweder unzweideutig im Geſetz zum Ausdruck gelangt iſt oder 
wenn die Möglichkeit einer anderen Konſtruktion fehlt. Beides iſt nicht der Fall. 
Wo immer das Geſetz von der Aufgabe des Verwalters ſpricht, nie iſt davon die 
Rede, daß er Namens des Staates zu handeln habe. Er leitet zwar ſeine Be— 
fugniß zum Handeln vom Staate, von der Staatsgewalt her, die ihm in einzelnen 
Beziehungen durch die Berufung zum Amt des Verwallers übertragen wird. Aber 
das hat mit der Frage nicht das geringſte zu thun, ob er zur vermögensrecht⸗ 
lien Vertretung des Staates berufen ift. Fehlt es einerſeits an jedem Anhalte, 
daß er in Bezug auf die Vermögensrechte ihm vertrete, jo gebricht es andererjeits 
nit an Anzeichen, die auf das Gegentheil hinweiſen. Insbeſondere würde, nähe 
der Staat die Verwaltung in eigene Regie, ihm die Verpflichtung vom Geſetz nicht 
erfpart werden fünnen, daß er dem Intereſſenten über die Verwaltung Rechnung 
legt, fei e8 nun durch das Vollftredungsgeriät, jei ed dur den Verwalter. Wie 
aber fpäter näher darzulegen fein wird, bat nidt der Staat den Intereffenten, 
fondern der Verwalter dem Gericht Rehnung zu legen. Ich glaube mi auf 
diefe Bemerkungen mit dem Hinweiſe darauf beſchränken zu können, daß gegen die 
beſprochene Konftruftion noch andere, im Folgenden zu erwähnende Gründe ftreiten. 

3. Subjeft jener Rechte ift ferner nit die „Zwangsverwaltungs- 
majje”. Denn fie ift überhaupt fein Rechtsſubjekt, zum mindeften nit nad) 
ſächſiſchem Recht. Sie ift weder eine privatrechtliche, nod eine öffentlich-⸗recht⸗ 
liche juriſtiſche Perſon. Um eine ſolche konftruiren zu können, bebürfte e8 eines 
pofitiven gejeglihen Anhaltes, an welchem es fehlt. Die bayeriſche Subhaftations- 
ordnung enthält in Art. 142 Abf. 2 die Vorſchrift: „Jeder Betheiligte ift über- 
dies befugt, Namens der Maffe gegen den Berwalter Klage auf Rechnungs— 
ftellung oder Klage aus der gelegten Rechnung zu erheben“. Ob fi aus dieſer 
Beftimmung für Bayern etwas Anderes herleiten läßt, will ich dahingeftellt fein 
lafjen. Für Sachſen (und ebenfo für Preußen) muß daran feitgehalten werden, 
daß die Zwangsverwaltungsmaffe nidt Träger von Rechten und Verbindlich— 
feiten ift. 

4. Subjekt der darin begriffenen Vermögensrechte ift endlich aud nicht 
der Schuldner. Das Zwangsverwaltungsverfahren fan, wie fid) hierzu zweifels- 
ohne nicht in Abrede ftellen läßt, vom Geſetze in der Weife geftaltet werden, daf 
dem Schuldner vom Geſetz in Bezug auf die Nußniefung des Grundftüdes ein 
Bertreter aufgezwungen wird, der an Stelle des infoweit der Dispofitionsbefugnig 
beraubten Schuldners alle Maßnahmen, welde von diefem felbft getroffen werden 
könnten, mit der Wirkung zu treffen bat, daß durch dieſe Maßnahmen der 
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Schuldner beredtigt und verpflichtet wird. Daß eine folde Konftruftion viel Be— 
ſtechendes hat, kann nicht bezweifelt werden. Daß biernad der vom betreibenden 
Gläubiger erlegte, vom Bollftredungsgerit dem Verwalter übergebene Auslagen- 
vorſchuß und das vom Verwalter mit dieſem Gelde angeſchaffte Inventar ins 
Eigentfum des Schuldners übergehen wirde, müßte zwar zunächſt befremden; 
allein das Bedenken wiegt nicht jhwer. Der Verwalter muß ja diefes Vermögen 
dem Gläubiger unmittelbar oder mittelbar wieder zuführen; daß es (auf Koften 
bes betreibenden Gläubigers) endgiltig im Vermögen des Schuldners bleibt und 
nad) Beendigung der Zwangsverwaltung feiner freien Verfügung anheimfällt, ift 
ausgeſchloſſen. 

Sehr viel ſchwerer fällt eine andere Folgeerſcheinung in die Wagſchale. 
Wenn der Schuldner durch die vom Verwalter zum Zweck der Verwaltung mit 
Dritten abgeſchloſſenen Verträge berechtigt und verpflichtet wird, ſo würde nichts 
entgegenſtehen, daß ſich die Dritten, ſoweit ſie aus dem Rechtsgeſchäfte eine For— 
derung erlangen, wegen derſelben an den Schuldner, d. h. den Eigenthümer des 
Pfandgrundſtückes halten, daß das vom Verwalter angenommene Geſinde den Lohn 
vom Schuldner fordert und falls dieſer nachträglich in Konkurs verfällt, die Lohn— 
forderung mit dem Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung dem Konkurs gegen— 
über geltend macht. Die Zwangsverwaltung entzieht dem Schuldner die Nutz— 
niegung feines verpfändeten Grundbefißes im Gläubigerintereffe; fie joll aber dod) 
den Schuldner nicht mit neuen Verpflichtungen beladen, die gegen das, feiner 
freien Dispofition verbleibende Vermögen geltend gemacht werden fünnen, und für 
die ein eventuell Fonftruirbares Riückgriffsreddt gegen den Verwalter und den vor— 
ſchußpflichtigen betreibenden Gläubiger, der den etwaigen Mißerfolg der Berwal- 
tung zu tragen bat, feinen ausreihenden Erjaß bietet. 

Es läßt ſich aber auch aus dem Geſetze ſelbſt der Nachweis führen, daß es 
die hier abgelehnte Auffaffung nicht theilt, wenn anders man nit annehmen will, 
daß es mit ſich Selbft in Widerfprud tritt. Dem Erfteher des in der Zwangs— 
verfteigerung veräußerten Grundftüdes räumt das Gefeß vom Tage der Verſtei— 
gerung an ein (jei e8 bedingtes oder an eine VBorausjegung gefnüpftes) Nutzungs— 
recht ein. z 

Bol. Shurig, a. a. D. ©. 277 (Note 4 zu $ 176); Reinhard, Aus 

führung des Zwangsverkaufs ꝛc. ©. 66; Schurig, Nadtrag ©. 82. 

Der Pachter oder Miether des verfteigerten Grundftüces it deshalb nad Map: ' 
gabe der Vorſchrift in $ 1226 des B. G. B.'s verpflichtet, ihm auf die Zeit vom ' 
Verfteigerungstage an Zins in der Höhe zu bezahlen, wie er beim legten Zah: 
(ungstermine geweſen ift. Ihm gegenüber würde er an fid) darauf ſich nicht be— 
rufen fünnen, daß er den auf dieſe Zeit entfallenden Zins bereit8 an den bis— 
berigen Eigenthümer, den Schuldner, abgeführt habe, und deshalb in die üble 
Lage kommen, den im voraus an den Schuldner gezahlten Miethzins doppelt zahlen 
zu müffen. Um diejen Uebelftand im billiger Weiſe zu bejeitigen, enthält das Geſetz 
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in 8 176 Abſ. 3 die lediglih dem Schuß des Miethers oder Pachters dienende 
Vorſchrift: daß die vor der Verfteigerung vertragsmäßig bewirkte Vorausbezahlung 
von Pacht- oder Miethzinfen den Pachter oder Miether dem Erfteher gegenüber 
in Anjehung des auf die Zeit bis zum nächſten geſetzlichen Zahlungstermin zu 
rehnenden Betrages befreit (vgl. Motive dazu bei Schurig, a. a. DO. ©. 275). 
Für die Zwangsverwaltung greift nun nad $ 193 Nbf. 1 ©. 2 in Bezug auf 
die dor AZuftellung des Beihluffes auf Einleitung der Zwangsverwaltung vers 
tragsmäßig bewirkte Vorauszahlung von Paht- oder Miethzinfen die Beftimmung 
in 8 176 Abſ. 3 Pla. Gefeßt nun, der Aniprud auf die Miethzinfen des ver: 
walteten Grundſtückes ftünde auch während der Dauer der Zwangsverwaltung dem 
Schuldner zu, nur mit der Maßgabe, daß der Verwalter ihn in geſetzlicher Ber: 
tretung des Schuldners geltend zu maden hätte, jo kann doch eine Schußbeftim- 
mung wie die in $ 176 Abf. 3 gar nicht in Frage kommen. Der Schuldner, 
der den Miethzins ſchon vor der Einleitung der Zwangsverwaltung erhalten hat, 
fann doch unmöglid den Anfprud auf nohmalige Zahlung haben, gegen den der 
Miether oder Pachter durch eine befondere Gefegesbeftimmung geſchützt werden 
müßte. Die Vorſchrift in $ 193 Abf. 1 ©. 2 jegt mithin nothwendig voraus, 
daß ein Anderer als der Schuldner rüdfihtlih der Mieth- und Pachtzinſen für 
die Zeit nad) Anlegung der Zwangsverwaltung forderungsberedtigt if. Damit 
fällt aber aud) die Möglichkeit weg, die Vorſchrift in $ 190: „der Verwalter 
kann .... in Bezug auf beftehende Pacht- und Miethverträge die Rechte aus: 
üben, welde nad) $ 1225 des B.G.B.'8 dem Erwerber des Benußungsrehts an 
einer fremden Sache durd die Eintragung im Grundbuch zufallen”, dahin aus- 
zulegen, daß ihm hiermit Kraft pofitiver Vorſchrift die ihm als gefehlihem Ber- 
treter des Schuldners an ſich nicht zuftehende Befugniß beigelegt worden ift, von 
den Miethern oder Pächtern des Grundftüdes Räumung für den nächſten gejeß- 
lichen Räumungstermin zu verlangen. Der Auffaffung des Verwalters als eines 
dem Schuldner kraft Geſetzes aufgenöthigten Vormundes fteht auch das Bedenken 
entgegen, daß ein Vormund eine verfügungsberedtigte, aber nicht verfügungsfähige 
Perſon zu vertreten hat, während der Schuldner verfügungsfähig, aber wegen des 
Beräuferungsverbots nicht verfügungsberedtigt ift. 

So bleibt 

5. nur übrig, als Subjeft und Träger ber in der Zwangsverwaltungs- 
maſſe begriffenen Rechte und Verbindlickeiten den Verwalter felbft anzufehen. 
Wie ſchon in der Einleitung angedeutet, falle id) die Vorſchriften in $ 190 der 
Subh.D. dahin auf, daß Hier das Gejeh, ohne eine Begriffsbeftimmung des Ver- 
walters und eine Konftruftion feiner Redtsftellung geben zu wollen, die widtigften 
Pflichten und Rechte des Verwalters aufzählt und im übrigen e8 der Wiſſenſchaft 
überläßt, aus dieſen Leitfägen die juriftiihe Konftruftion der Verwalterftellung zu 
finden. So entnehme id aus $ 190 im Zufammenhalt mit den übrigen gejeß- 
lien Vorſchriften über die Zwangsverwaltung folgende Süße: der Staat entzieht 
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dem Schuldner die Verfügungsgewalt über das Grundſtück und die Nutznießung 
defjelben, damit feine Früchte zur Befriedigung der Hypothefengläubiger verwendet 
werden können, und ſchafft ein unter feiner, d. 5. des Vollſtreckungsgerichts Auf— 
fit ftehendes Organ, das die Pflicht Hat, die Früchte des Grundſtücks zu ziehen 
und, weil unbetheiligt, am beften in der Lage ift, die berechtigten Intereſſen der 
Gläubiger jowohl wie des Grundftücdseigenthümers gleihmäkig wahrzunehmen. 
Diefem Organe — dem Berwalter — überträgt er als Mittel zur Erfüllung 
feiner aus dem PVerwalteramt entipringenden Pfliten das Nutzungsrecht am 
Grundftüd, ein im öffentlihen Rechte wurzelndes, feinem Wejen nad) dem Nieß— 
brauch ähnliches Benußungs- und Fruchtziehungsrecht. Es Hat zum Anhalt alle 
die Rechte und Befugniffe, die dem Schuldner in Bezug auf die Verwaltung des 
Grundjtüds und die Fruchtziehung aus demſelben zuftehen, äußert aud) die im 
$ 1225 des B. G. B.'s dem Nußungsredht an fremder Sache beigelegten Wirkungen. 
Inhaber. des Rechts iſt der Verwalter als folder, Das ihm zur Ausnußung 
des Rechts zur Verfügung geitellte Betriebsfapital (Auslagenvorihuß) erwirbt er 
ebenjo zu Eigenthum, wie er Eigenthümer der mit diefem Gelde angeſchafften In- 
ventarftüde wird und — in entipredender Anwendung der Vorſchrift in $ 245 
des B.G. B.'s — das Eigenthum an den Früchten mit deren Erhebung erwirbt, 
Durch feine Rechtsgeſchäfte wird nur er felbjt berechtigt und verpflichtet. Der 
ſchließliche Erfolg jeiner Thätigkeit betrifft ihm aber nicht perſönlich. Schließt die 
Ausbeutung des ihm übertragenen Nußungsrehts nad) Verwertdung aller Aktiven 
mit einem Fehlbetrag ab, jo muß der betreibende Gläubiger, auf dejfen Gefahr 
die Zwangsverwaltung vor ſich geht, den Fehlbetrag, für den dem Verwalter. ge: 
genüber das Gericht haftet, erjegen. Ergiebt ſich ein Ueberfhuß, jo muß der Ver: 
walter diefen an das Vollſtreckungsgericht zur Vertheilung an die Bezugsberech— 
tigten herausgeben (vergl. Entiheidungen des Reichsgerichts Bd. 24 S. 304). 
Wird die Zwangsverwaltung in Folge Einftellung der Zwangsvollftredung bes 
endet, fo gehen die in der Perjon des Verwalters vereinigten Rechte und Pflichten 
nicht ipso jure auf den Schuldner über, Auf dieſen fällt vielmehr nur (ale 
Folge der Aufhebung des Teräußerungsverbots) das Nußungs: und Verwaltungs: 
recht bezüglich des Grundſtücks ohne weiteres zurüd. Im übrigen muß nod) eine 
Auseinanderjegung ftattfinden, und Rechte und Verbindlicjkeiten können nur durd) 
einen bejonderen Webereignungsakt (Uebergabe, Abtretung, Schuldübernahme) vom 
Verwalter auf den Schuldner übertragen werden, 

Unerwünſchte Folgeeriheinungen fehlen auch hier nit: Wenn der Ber: 
walter Subjeft der in der Zwangsverwaltungsmajje zufammengefaßten Rechte ift, 
jo fünnen von feinen Gläubigern die von ihm gezogenen Früchte des verwalteten 
Grundſtücks gepfändet werden, und wenn er in Konkurs verfallen ſollte, reducirt 
fi) der Anſpruch des Vollſtreckungsgerichts auf Ausantwortung der Erträgniffe 
auf eine Konkursforderung. Auch fehlt der Strafihuß der SS 246, 266 des 
Reichs⸗St. G.B.'s. Den hierdurch möglihen Nachteilen kann aber durch ſorg— 
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fältige Auswahl der Verwalter und eventuell durd) Einforderung von Sicherheits— 
leiftung vorgebeugt werden, 
V. 

Das Verhältniß des Verwalters zum Schuldner bedarf nad) einigen Rich— 
tungen hin nod weiterer Beſprechung. F 

1. Eine Reihe höchſt zweifelhafter Fragen wird dur die Beltimmung in 
$ 193 Abf. 2 der Subh.O. hervorgerufen, Xerliert in Anſehung der bier ge- 
nannten Gegenftände der Schuldner gleichfalls die Dispofitionsbefugnig? Oder 
bleibt ev verfügungsberehtigt? Weldes find dann die Grenzen feiner Befugniffe 
gegenüber denjenigen des Verwalters? Können feine perſönlichen Gläubiger ſolche 
Gegenftände pfänden? Darf er fie veräußern? Melden Einfluß hat fein Konfurs? 

Die Entſtehungsgeſchichte bietet für die Beantwortung diefer Kragen feinen 
Anhalt. Ueber die urfprünglide Faſſung des $ 193 Abſ. 2 vergl. Schurig, 
a.a. O., ©. 300. Die gegenwärtige beruht auf einem Vorſchlag der Depus 
tation der erjten Kammer, der der Gefeßentwurf zur Vorberathung übertwiejen 
war. Während die amtlihen Motive diefe Gejegesjtelle überhaupt nicht beipreden 
(Landtagsakten 1883/34, Defvete, II. Bd. no. 63 S. 241 flg., insbe. 276, 325), 
bemerft der ſchriftlich erftattete Deputationsbericht hierzu: „Da Abj. 2 feſtſtellen 
will, daß auch die im Imventar ıc. beftehenden bisherigen Mittel zur Erzielung 
des Fruchtgenuffes für den gleihen Zwedf von der Zwangsverwaltung erfaßt 
werden, fo ift die unter b vorzuſchlagende (d. i. die jegige) Faſſung entipreddender ers 
dienen. Den Gegenftand der Zwangsvollftrefung im Wege der Zwangsverwaltung 
bilden die Früchte — natürliche wie bürgerliche, welche an Stelle der natürlichen 
treten — m. a. W. die Nußungen des Grundſtücks, wie folde der Schuldner 
zur Zeit der Anlegung der Zwangsverwaltung zu ziehen hatte." (Yandtags-Aften 
1883,84, Berichte der 1. Kammer, no, 67 ©. 566). Zu einem mündlichen 
Meinungsaustaufd führte die Bejtimmung weder in der erften, nod in der zweiten 
Kammer (Landtags-Mittheilungen der I, Kammer ©. 228 flg., der II. Kammer 
©. 1244). 

Hieraus ergiebt ſich zweierlei, nämlich 

a) daß fi) die in 5 193 Abſ. 2 erwähnten Gegenftände zwar im weſent— 
liden mit den Zubehörungen deden, aber nicht auf diefe beſchränkt find, ſondern 
auch ſolche Gegenftände umfaſſen, die, ohne Zubehörungen zu fein, dod zur Zeit 
der Anlegung der Zwangsverwaltung dem Fruchtbezug gedient haben, 

b) daß diefe dem Zwangsverwalter als Mittel zur Erfüllung feiner Auf: 
gabe zur Verfügung geftellt werden follen. 

Der Verwalter, welder das Grundſtück bewirthidaften, Früchte ziehen und 
erheben foll, bedarf dazu je nad) Yage des Falls einer mehr oder minder großen 
Zahl von Hilfsmitteln. Hat er 5. B. ein Yandgut zu verwalten, jo braudt er, 
abgejehen von den nöthigen Hülfsperfonen, zur Beftelung der Felder, zur Aus: 
jaat, zur Einbringung dev Ernte und zur weiteren Behandlung und Verwertfung 
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der geernteten Früchte eine große Menge verjhiedenartigen todten und lebenden 
Inventars. Der Verwalter eines zu einem bejtimmten Gewerbebetrieb eingerichteten 
Fabrikgrundſtücks kann das Gewerbe ohne die Hunderterlei Maſchinen und Werks 
zeuge mit Ausfiht auf Erfolg nicht betreiben. Müßte der Verwalter fid) das 
Inventar durd Kauf oder Yeih- oder Miethvertrag erſt verihaffen, jo würde die 
Zwangsverwaltung in vielen Fällen zu einer Befriedigung des betreibenden Gläu— 
bigers nicht führen können, weil die Koſten der Beihaffung des Inventars die 
Erträgniffe des Grundſtücks meist verdlingen würden. Das zu verhüten, ift 
zweifellos das gejeßgeberiihe Motiv der Vorſchrift in $ 193 Abſ. 2. Der Ver: 
walter ſoll in den Stand gejeßt werden, das dem Eduldner zur Verfügung 
ftehende Inventar benußen zu dürfen, um dadurd der Nothiwendigfeit überhoben 
zu werden, jelbit gleihartiges anzujdaffen. Die frage aber, ob auch in Anjehung 
der dem Fruchtbezug dienenden, der hypothekariſchen Verſtrickung an ſich nicht 
unterliegenden Gegenftände der Schuldner dem Verwalter dergeftalt weichen muß, 
daß er, wie in Anfehung des Grundftüds und jeiner von der Hypothef ergriffenen 
Zubehörungen, jedes Berfügungsreht verliert, ift vom Gejeg nicht ausdrücklich 
entj&ieden worden, jo wünſchenswerth es gewejen wäre, weil dies präjudiciell für 
die Beantwortung vieler anderer Fragen ift. 

Obwohl id; nicht verfenne, daß gewichtige Gründe fid) für die gegentheilige 
Anſicht geltend machen lafjen, glaube id) dod) das Geſetz dahin auslegen zu müſſen, 
daf das nad) $ 183 der Subh.O. auf die Zwangsverwaltung „entiprehend“ an— 
zuwendende VBeräußerungsverbot des $ 85 Abi. 2 auch für die Zwangsverwaltung 
auf die der hypothekariſchen Verſtrickung unterliegenden Zubehörungen beſchränkt 
bleiben muß, und daß daher die in $ 193 Abſ. 2 genannten Gegenftände, ſoweit 
fie nicht zu leßteren gehören, vom Weräußerungsverbot nicht betroffen werden, 
Iſt das aber nicht der Fall, jo behält der Schuldner das Recht, über fie zu ver: 
fügen, und ift in diefem. Rechte nur für feine Perfon und nur ſoweit beſchränkt, 
als er dulden muß, daß der Verwalter ſich jener Gegenftände zum Zwede der 
Zwangsverwaltung bedient, und als ihm nad) $ 185 der Subh.O. jede Ein- 
miſchung in die Geihäftsführung des Verwalters verboten ift, auf welde es Hin: 
ausläuft, wenn er Inventarſtücke, deren der Verwalter dringend bedarf, diejem 
durch ihre Veräußerung entzieht. Veräußert er ein joldes Inventarftüd, jo ift 
zwar die Veräußerung giltig. Wenn der Erwerber durch Uebergabe Befig und 
Eigenthum daran erlangt, jo endet am fid) die Befugniß des Verwalters, Die 
Sache zu Berwaltungszweden weiter zu benutzen. Dod ift der Verwalter der- 
artigen Zufällen nicht ganz ſchutzlos preisgegeben. Wenn der Schuldner mit der 
Veräußerung darauf abzielt oder doch bewußtermaßen nothwendig den Erfolg her: 
beiführt, daß die Veräußerung das Recht des Verwalters, fih der Sade zu den 
Zweden der ihm obliegenden Qerwaltung zu bedienen, beeinträdhtigt, jo ftellt ſich 
die Veräußerung nad) $ 116 des B. G. B.'s als eine an und für fid) rechtswidrige 
Handlung dar, die ihn und den Theilnehmer daran nad) $3 773, 774, 777 des 
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3.6.2.8 zum Schadenerſatz verpflihtet. Im diefem Falle wird der Berwalter 
nad) $ 687 des B. G. B.'s auf die Kenntniß des Erwerbers der Sache von der 
Beeinträchtigung feines Nutzungsrechts den Anſpruch fügen können, daß ihm ber 
Käufer die Sade zur ferneren Benußung für die Zwede der Zwangsverwaltung 
überläßt. 

Einen wirffameren Schuß gewährt ihm der Befig der in $ 193 Abi. 2 
genannten Gegenftände, den er fi nad $ 189 der Subh.O. verb. mit $ 52 
der A.V. O. ſei es perjönlid, fei es durch Vermittelung des Gerichtsvollziehers ver- 
ihaffen kann. Er hat die Befigllagen ($ 208 des B. G. B.'s). Durch den eigenen 
Beſitz verihlieht er dem Schuldner die Möglichkeit, bei Veräußerung einer ſolchen 
beweglichen Sache Eigentum an bderjelben durch Uebergabe an den Erwerber zu 
übertragen. Diejer erlangt daher nur einen perfönliden Anſpruch an den Schuldner 
auf Terihaffung des Eigenthums, auf Uebergabe der Sache, den er dem Ber: 
walter gegenüber nicht mit Erfolg geltend machen kann. Denn cinen eigenen uns 
mittelbaren Anfprud bat er diefem gegenüber nicht. Nur im abgetretenen Rechten 
des Schuldners fünnte er das Verlangen auf Herausgabe der Sache an ihn ftellen; 
der Verwalter aber kann ihm entgegenhalten, daß der Schuldner ihm die Be— 
nußung zu Werwaltungszweden nidt verbieten darf und die Sache ihm fo lange 
belaſſen muß, als er ihrer für die Zwangsverwaltung bedarf. 

Der eigene Beſitz gewährt dem Verwalter zugleich das einzige Mittel, um 
einer Veräußerung der Sache im Wege der Zwangsvollitrefung (Pfändung und 
Berfteigerung durch den Geridhtsvolfzieher) zu Gunften eines perjönlihen Gläu— 
diger8 vorzubeugen, da, folange fein Gewahrjam dauert, die Pfändung der Sade 
nad) $ 715 der C. P.O. ohne feine Zuftimmung unzuläffig iſt. Würde aber der 
Anſpruch des Schuldners gegen ihn auf Herausgabe der Sade gepfändet und 
dem Gläubiger zur Einziefung überwiejen, fo fann er fi diefem Anſpruch gegen: 
über in der bereit angegebenen Weife vertheidigen. 

Nicht ganz unzweifelhaft ift die Tragweite des aus $ 193 Abſ. 2 für den 
Berwalter hervorgehenden Rechts, wenn der Schuldner im Konkurs fid) befindet. 
It die Konfurseröffnung der Einleitung der Zwangsverwaltung vorausgegangen, 
jo ift zwar unbedenflid anzunehmen, daß der Verwalter einen Anfprud auf Be: 
nußung jener bewegliden, von der Hypothek nicht ergriffenen Gegenftände nicht 
befigt. Denn diesfalls hatte der Schuldner zur Zeit der Anlegung der Zwange- 
verwaltung jein Verfügungsredit jhon verloren, Das Verfügungsrecht war auf 
den Konfursverwalter übergegangen, mit der Verpflichtung desjelben, jene Gegen: 
ftände zu Gunften dev nicht hypothekariſchen Gläubiger (Konfursgläubiger) zu 
verwerthen. Ein Benußungsredit des Zwangsverwalters konnte deshalb gar nicht 
zur Entjtehung gelangen. Einen Fall diefer Art behandelt die im Sächſ. Ardiv 
Bd. 1 ©, 693 flg. abgedrudte Entiheidung des Landgerichts Dresden. Zweifel 
beftehen nur, wenn zur Zeit der Konfurseröffnung die Zwangsverwaltung be— 
reits im Gange war und der Verwalter die beweglichen Zubehörungen im Befiß hatte. 
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Den Ausführungen im Sädjf. Ardiv a. a. D. ift darin beizutreten, daß die Ent: 
ſcheidungsnorm ſich nit aus 5 39 Abſ. 2 der K.O. ergiebt. Das Benußungs- 
recht des Verwalters wurzelt als Korrelat feiner Berpflihtungen im öffentlichen 
Rechte und entnimmt feinen Inhalt aus dem Zwed, dem es dient. Die privat: 
rehtlihen Normen über Benutzungsrechte (Nießbrauch, Leibe, Miethe und dergl.) 
find deshalb auf das Nutzungsrecht des Verwalters nicht oder wenigftens nicht 
unmittelbar anzuwenden. Sein Weſen ift dahin zu charakteriſiren, daß es ein 
Gebrauchsrecht ift, und der Verwalter vermöge bdefjelben den beftimmungsgemäßen 
Gebraud von der Sade zu machen beredtigt ift, foweit dieſer Gebrauch durd) 
feine Pfliht, das feiner Zwangsverwaltung unterftchende Grundftüd ordnungs— 
mäßig zu benußen und zur Fruchtziehung zu bewirthſchaften, erfordert wird. Wie 
ion oben berührt, ift dieſes Recht fein dinglich wirfendes (etwa wie der Nieh- 
brauch), fondern ein perſönliches, lediglid den Willen des Schuldners bindendes, da: 
rauf gerichtet, daß diefer ihm die beweglichen Zubehörungen zum beftimmungsgemäßen 
Gebraud für Zwede der Zwangsverwaltung überläßt. Hieraus folgt, daß es 
gegenftandslos wird durd die Konfurseröffnung, die dem Schuldner das Recht 
entzieht, über die Gegenftände zu verfügen. 

Ich verhehle Hierbei nit, daß die von mir vorgetragene Lehre für mid 
jelbft noch mannigfadye Zweifel in fi birgt. Schurig, a. a. O. S. 301 
Anm. 3 bemerkt hierzu nur: „Die in Abi. 2 erwähnten Gegenftände unterliegen 
der Zwangsverwaltung jelbftverftändlid nur infoweit, als fie dem Schuldner ges 
hören und zur freien Verfügung desjelben ftehen, alſo insbejondere nicht Gegen- 
ftand eines beftehenden Pacht- oder Miethvertrags find." Namentlich dieſe letzten 
Worten deuten wohl an, daß aud) Schurig dem Benutzungsrecht des Verwalters 
feinen dinglichen Charakter beilegt. Ob die Bemerkungen im übrigen einen Be— 
leg für meine Ausführungen bieten, wage ich nit mit Bejtimmtheit zu behaupten, 
Schmaltz, Leitfaden für Zwangsverwalter, $3 S, 12 und 13 giebt für feine, im 
Ergebniß übereinftimmende Meinung Gründe nit an. 

Für die Beantwortung der entjheidenden Frage, ob für das Benutzungs— 
recht dingliche oder nur perſönliche Wirfung anzuſprechen ift, ift für mic die Er: 
wägung durchſchlagend geweien, daß das Veräußerungsverbot ſich nicht auf die be 
weglidien Zubehörungen erftridt, diefe vom Pfandredt des Hypothefengläubigers 
(abgejehen von den in 88 410-412 des B. G. B.'s erwähnten) nicht ergriffen 
werden und nit fowohl den Gegenftand der Zwangsverwaltung bilden, 
fondern vielmehr nur als Mittel für die Zwangsverwaltung in Betradt 
kommen. 

Beſteht der beſtimmungsgemäße Gebrauch in dem Verbrauche der Sache 
(3. B. Futtermittel für Zugthiere), jo darf der Zwangsverwalter dieſelben ver— 
brauden und damit dem Eigenthümer endgiltig entziehen. Im anderen Fällen 
beſchränkt fidh fein Net nur auf die Benutzung. So lange er die Sade in Be- 
nubung bat, muß er den zu ihrer Erhaltung erforderliden Aufwand tragen, daher 
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für die Fütterung der Thiere des Schuldners, die er zur Bewirthihaftung des 
verwalteten Gutes benubt, aus eigenen Mitteln (d. h. aus den Mitteln der Zwangs— 
verwaltungsmaffe) jorgen, foweit nicht die vorhandenen Vorräthe in Gemäßheit 
von $ 193 Abf. 2 Hierzu zu verwenden find. Vom Schuldner fann er die Ans 
ſchaffung von Futtermitteln nicht verlangen. Inſoweit dürfte die entipredhende 
Anwendung des in $ 129 des B. G. B.'s enthaltenen Grundjages unbedenklich) fein, 

Zur Veräußerung der von der Zwangsverwaltung umfaßten beweglichen 
Gegenftände ift er nicht beredjtigt, und zwar aud dann nidt, wenn fie zu dem 
Zwede erfolgte, um mit dem Erlös eine neue gleihartige Sache an Stelle der 
alten, unbrauchbar gewordenen anzuſchaffen. Hier darf nit eingehalten werden, 
daß jede ordnungsmäßige Wirthihaftsführung e8 mit fid) bringt, daß unbraud- 
bare Inventarftüce durd neue erjegt werden müſſen und hierzu vorzugsweiſe der 
etwaige Erlös aus den alten Stüden nad den Grundfäßen rationeller Wirth. 
ihaft zu verwenden iſt. Es fteht entgegen, daß dem Nußungsrehte des Verwal: 
terd nur Diejenigen Gegenstände unterliegen, welde zur Zeit der Anlegung 
der Zwangspverwaltung dem Fruchtbezuge gedient haben; daß daher der 
Schuldner zu Neuanſchaffungen — mögen fie noch jo nothwendig fein — ſchlechter— 
dings nicht herangezogen, aud nicht genöthigt werden fann, die Mittel dazu her— 
zugeben. Hierauf aber würde es hinauslaufen, wenn er dulden müßte, daß der 
Verwalter ein Inventarſtück verkauft, um den Erlös für ein Erjagftüd zu ver: 
wenden. Die entgegengejeßte Meinung würde zu den ſchwierigſten Verwickelungen 
führen, Man nehme den Fall, daß der Verwalter ein unbraudbar gewordenes 
Aderpferd des Schuldners für 100 .# verkauft, dazu aus den Mitteln der Ver— 
waltung 200 .# entnimmt und ein neues Pferd für 300 #4 ankauft. Wer joll 
num Eigenthümer des neuen Pferdes werden? Der Schuldner? Der Berwalter? 
Oder foll man Miteigenthum des Verwalters und des Schuldners nad) dem Ver— 
hältniß der Beiträge zu den Anjdhaffungsfoften annehmen? Oder ſoll der Schuld: 
ner nad diefem Verhältniß nur einen Anſpruch auf einen Theil des künftigen Er- 
löſes aus dem neuen Pferde haben, wenn es bei Beendigung der Zwangsverwal- 
tung wieder veräußert wird? Wieweit joll der Schuldner die Gefahr rüdfihtlid 
des neuen Thieres tragen? Allen diefen ſchwer zu beantwortenden Fragen geht 
man aus dem Wege, wenn man, was id fir das Richtige halte, dem Zwangs— 
verwalter die Veräußerungsbefugniß verjagt. 

In einem Rechtsſtreite ergab fi, daß der Zwangsverwalter eines land» 
wirthſchaftlichen Grundftüces das Pferd des Schuldners ohne deſſen Zuftimmung 
verfauft hatte. Er hatte das gethan, weil die Zwangsverfteigerung unmittelbar 
bevorstand und er das Thier für die Verwaltung nit mehr braudte. Er wollte 
blog — da aud) feine Futtermittel mehr im Grundftüd waren — die Ausgaben 
vermeiden, die eine fernere Fütterung verurſachen mußte. Der Schuldner Flagte 
auf Schadenerſatz. Das Verfahren des PVerwalters ift in dieſem Falle zweifellos 
unberedtigt. Er Hatte nur das Recht, das Pferd zu den Zweden der Verwaltung 
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zu benußen. Wie er perpflidtet war, das in Beſitz genommene Inventarſtück 
dem Schuldner zurüczugeben, ſobald die Zwangsverwaltung ihr Ende erreichte, 
hat er aud) die Verpflichtung zur Rückgabe an den Schuldner, wenn die Zwangs— 
verwaltung eine Benußung des Pferdes nicht mehr erheiſchte. Mit der Rückgabe 
war aud) den Intereffen der Zwangsverwaltungsmafje vollfommen genügt, da 
hierdurd; der Zwangsverwalter der weiteren Verantwortlichfeit und Fürforge für 
das Pferd enthoben war. 

Wenn in einem fo geftalteten Fall der Schuldner die Rücknahme ablehnen 
würde, bietet fi für den Verwalter der Ausweg, -entweder das Thier bei einem 
Dritten für Rechnung des Schuldners einzuftellen oder das in $ 757 des B. G. B.'s 
vorgejehene Verfahren einzujdlagen. 

Fehlt dem Verwalter die Veräußerungsbefugnig rüdfihtlih der in $ 193 
Ab. 2 erwähnten Gegenftände, jo vermag er aud) Durd einen unberechtigter Weife 
vorgenommenen Berfauf eines ſolchen troß Uebergabe dem Käufer nicht das Eigen: 
thum zu übertragen (vgl. $ 254 des B. G. B.'s), es müßte denn ausnahmsweiſe 
die Vorjhrift des Art. 306 des H.G. B.'s den Eigenthumsübergang vermitteln, 
Der Käufer bleibt deshalb den Eigenthumsanjprüden des Schuldners ausgejeßt, 
ohne daß jedody hierdurch die Verantwortlicdkeit des Verwalters dem Schuldner 
gegenüber in Wegfall fommt. 

Es ijt nun 

2. auf die Bemerkung zurückzukommen, daß in Anſehung der Verwaltung 
des Grundſtückes und der Fruchtziehung aus demſelben (5 190 und oben unter 
III und IV) der Verwalter in die Verträge des Schuldners nit eintritt, und 
dem die — wohl jelbftverftändlide — Bemerkung Hinzuzufügen, daß es ihm 
natürlid) unbenommen ift, je nad) Yage des Falles in dieſe Verträge einzutreten. 
Soviel 

a. die Mieth- und Pahtverträge anlangt, die ev bei Einleitung der 
Zwangsverwaltung vorfindet, jo kann er diefe nicht ſchlechthin ignoriren. Er muß 
fie nad) Maßgabe der Vorjhrift in $ 1225 des B. G. B.'s rejpeftiven und kann 
nur rücdjihtlid) ihrer die Necte ausüben, die ihm nad) $ 1225 des B.G.B.s 
als Erwerber des Nutzungsrechts an fremder Sade durch die Eintragung im 
Grundbuch zufallen ($ 190 der Subh.Ordn. und oben IV,4 und 5). Er fann 
aljo nad) Zerlautbarung des Zwangsverwaltungsbeichluffes im Grundbud den 
Pacht- oder Miethvertrag dergeftalt Fündigen, daß der Padtvertrag mit dem 
Schluſſe des laufenden Padhtjahres, oder wenn die Kündigung nit wenigftens 
acht Woden vor dem Ende defjelben erfolgt, mit dem Ende des nächſten 
Pahtjahres, der über das Grundſtück abgejhloffene Miethvertrag dagegen, 
dafern er mit früher emdigt, nad) Ablauf der in $ 1215 angegebenen 
Kündigungsfrift erliſcht. Macht er von diefem Kündigungsrecht feinen Gebraud), 
jo gilt er al8 in den Vertrag des Schuldners eingetreten. Padt- und Mieth- 
zinfen gebühren ihm von der Eintragung des Beſchluſſes auf die Zwangsver— 
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waltung an. Waren fie jdon im voraus an den Schuldner entrichtet, jo ift für 
die Frage, inwieweit der Verwalter diefe Zahlungen gelten laſſen muß, die Bor: 
fhrift in $ 193 Abf. 1 ©. 2 verbunden mit $ 176 Abi. 3 der Subh.Ordn. 
maßgebend. Hierüber ift das Erforderlihe bei Schurig, a. a. O. Bem. 5 zu 
8 176 ©. 277 und Nachtrag Ben. 3 zu $ 176 S. 84, fowie bei Schmalg, 
a. a. DO. 88 6, 14, 15, 21, 24, 25 zu lefen. Den Bemerkungen von Schmalg 
©. 34 möchte ih nur entgegenhalten, daß der Verwalter durch übertriebene Bor: 
fit leicht die Erfüllung feiner Aufgabe beeinträdtigen fann, Größtmöglide Er: 
tragsfähigfeit und größtmöglide Sicherheit des Ertrages pflegen nun einmal nicht 
mit einander verbunden zu fein. Der zu vorſichtige Verwalter findet unter Um— 
ftänden gar feine Miether. Der Wohnungsmangel muß jhon jehr groß fein, 
wenn fi z. B. ein Miether dazu verftehen joll, Kaution dafür zu ftellen, daß er 
den Miethzins richtig zahlen wird. Ein gewifjes Rififo muß der Verwalter ebenjo 
in den Kauf nehmen, wie jeder DVermiether, ohne daß er deshalb die Sorgfalt 
eines ordentlihen Hausdaters aus den Augen zu jeßen braudt. 

b, Bon fonjtigen Verträgen follen nur noch einige, dem Zwangséverwalter 
häufiger begegnende furze Erwähnung finden. Bei der Zwangsverwaltung von 
Yandgütern kann er jelbjtverftändlicd die Mitwirkung von Hilfsperfonen nicht ent: 
behren. Regelmäßig wird er fie im Dienfte des Schuldners vorfinden. Ihnen 
fteht er nad) ſächſiſchem Rechte ganz frei gegenüber.“) Er kann fie mit ihrer und 
des Schuldners Zuftimmung in feinen Dienft übernehmen oder fid) andere Leute 
miethen. Auch in dem erfteren Falle ſchließt er einen neuen Vertrag mit ihnen 
ab. Der vom Schuldner abgejhloffene Vertrag als folder berechtigt und ver: 
pflichtet ihn nicht. 

Ebenſowenig wirken für und gegen ihn Yieferungsverträge über landwirth- 
ihaftlihe Erzeugniffe oder in der verwalteten Fabrik herzuftellende Gegenftände 
u. dergl. m., die der Schuldner mit Dritten abgeſchloſſen hat. Verſprechen fie 
Vortheile für die Zwangsverwaltung, jo fann der Verwalter in fie eintreten, aber 
aud hier nur mit Zuftimmung des Schuldners und des Dritten. Die Zuftim- 
mung des Schuldners fann er nit entbehren, da deffen Recht aus dem Vertrag 
mit dem Dritten dur die Anlegung der Zwangsverwaltung nidt berührt worden 
ift. Das muß der Verwalter beachten, um fi nicht Erſatzanſprüchen auszuſetzen. 
Hätte 3. B. der Eigenthüimer eines Rittergutes an einen Getreidehändler 1000 
Gentner Weizen, lieferbar am 31. Dftober, verkauft, in der Abſicht, zu der Liefe- 
rung den auf dem Rittergut zu erbauenden Weizen zu verwenden, jo bleibt ihm, 
auch wenn ihm die Möglichkeit durch eine inzwilden fommende Zwangsverwaltung 


) Ich habe das befonderd erwähnt, weil ſowohl nad) dem gegenwärtigen preuß. Rechte, 
wie nach dem Neichdgefege über die Zmangdverfteigerung und Zwangsverwaltung (vgl. preuß. 
Subh.D. 5526, 147 und Reihägefet vom 24. März 1897 8 10 3. 2 vbd. m. 3 155 Abſ. 2) 
hierzu eine andere Erwägung Platz zu greifen hat. 
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abgeinitten wird, doch der Weg übrig, die am 31. Dftober zu Tieferuden 
1000 Gentner ſich anderweit zu beidhaffen, ein Weg, den er vorausfihtlid be: 
jchreiten wird, wenn ihm die Anfhaffung zu einem billigeren, al8 dem mit dem 
Dritten vereinbarten Preije möglid ift. Hätte nun der Berwalter, ohne die Zu: 
ftimmung des Schuldners einzuholen, mit dem Dritten vereinbart, an Stelle des 
Schuldners den Lieferungsvertrag zu erfüllen, jo würde zwar hierdurch das Rechts— 
verhäftniß zwifcen dem Eduldner und dem Dritten nicht berührt werden und 
der Ichtere verpflichtet bleiben, die ihm vom Schuldner angebotene Lieferung gleich— 
fall abzunehmen. Wenn aber der Eintritt des Verwalter in den Vertrag unter 
Umftänden ſich vollzogen bat, die nad) Treue und Glauben in dem Dritten bie 
Ueberzeugung erweden mußten, daß damit fein Vertrag mit dem Schuldner ſich 
erledige, jo ift ein Schadenerfaganjprud des Dritten gegen den Verwalter recht 
wohl denkbar. Hieraus ergiebt fi für den Verwalter die Mahnung, als ſorg— 
famer Hausvater nicht bloß der Zuftimmung des Dritten, fondern aud) der des 
Schuldners zum Eintritt in deffen Verträge fih zu vergemwiffern. 

ce, Eine bejondere Erwähnung verdienen endlid die Verſicherungsverträge. 
Mit der Hagelfhädenverfiherung beihäftigt fid) das im Sächſ. Ardiv 1891 
©. 529 flg. abgedrudte Urtheil des Landgerichts Freiberg. Hier wird zutreffend 
ausgeführt, daß der Zwangsverwalter den Anſpruch auf die Berfiherungsfumme 
auf Grund des vom Schuldner abgefhloffenen Berfidjerungsvertrages aud dann 
nit hat, wenn der Hagelihaden erſt nad) Beginn der Zwangsverwallung einge: 
treten ift. Auf der anderen Seite liegt e8 auf der Hand, daß der Zwangsver- 
walter ein Mittel haben muß, um die Nachtheile einer VBerhagelung der ftehenden 
Früchte von der Zwangsverwaltungsmaffe abzuwenden und für diefe zu retten, 
was möglich if. Das erreicht er, wenn er jelbft in eigenem Namen einen Ber: 
fiherungsvertrag gegen Hagelihäden abſchließt. Da die ftehenden Früchte als 
Grundftücdsbeitandtheile von der Beſchlagnahme des Grundftücdes ergriffen wor: 
den find und der Schuldner bezüglich ihrer das Verfügungsrecht verloren hat, 
fteht der rechtlichen Zuläffigfeit eines Verfiherungsvertrages des DVerwalters, mit 
dar Wirkung, daß ihm die Verfiherungsjumme gebührt, nichts entgegen, insbe 
jondere nit ein etwa früher vom Schuldner ſelbſt geſchloſſener Verſicherungs— 
vertrag. 

Die Immobiliarbrandfhädenvergütung ift zu beanſpruchen und zu 
gewähren nit auf Grund eines privatrehtlihen Vertrags, jondern nad) den 
Vorſchriften des öffentlichen Rechts (vgl. das Geſetz iiber die Landesbrandverſiche— 
rungsanftalt in der Faffung vom 15. Oftober 1886), Der Gefihtspunft, daß 
der Zwangsverwalter in die Verträge des Schuldners nicht eintritt, trifft daher 
bier nicht zu. Der Anſpruch auf die Brandihädenvergütung ift eine Zubehör des 
Grundftüdes, auf die ſich die Hypothek erftredt (vgl. $ 180 der Subh.Orbdn. u. 
Schurig, a. a, O. S. 283), und mit der Beihlagnahme des Grundftüdd und 
dem Beräußerungsverbot der Verfügung des Schuldners entzogen. An feiner 
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Stelle Hat ihn der Zwangsverwalter geltend zu maden und die Vergütung nad) 
Maßgabe des oben erwähnten Geſetzes zur Wiederherftellung des brandbejhädigten 
Gebäudes zu verwenden, foweit dies im einzelnen Falle al8 eine den Sweden ber 
Zwangsverwaltung dienliche Maßregel erjheint, was nicht immer der Fall fein 
wird. Handelt es ſich aber z. B. bei vorausfihtlid länger dauernder Zwangs— 
verwaltung um die Einäfherung einer Scheune, jo kann es Recht und Pflicht des 
Berwalters fein, den Wiederaufbau der Scheune unter Erhebung der Brandihäden- 
vergütung zu verſorgen. 

Brandjhäden an bewegliden Sachen werden regelmäßig nur auf 
Grund eines Verfiherungsvertrags vergütet. Hat der Schuldner einen jolden 
abgeſchloſſen, jo wirft er weder für noch gegen den Verwalter. Von diefem wird 
regelmäßig verlangt werden müffen, daß er die erhobenen Früchte, deren Eigen: 
thümer er geworden ift, gegen Feuersgefahr verſichert. Aus ſolchem Vertrage ge 
bührt dann aud ihm die Brandihädenvergütung. In diefen Maßnahmen kann 
er durch Verfügungen des Schuldners und Verſicherungsverträge deffelben nicht 
behindert werden, weil infoweit der leßtere das Verfügungsrecht entbehrt. 

Hat der Schuldner die bei Anlegung der Zwangsverwaltung dem Frudts 
bezug dienenden beweglichen Gegenftände gegen Brandihäden verfihert, jo fann 
der Natur der Sache nad), da eine Doppelverfiherung regelmäßig ausgeſchloſſen 
ift, der Verwalter einen Verfiherungsvertrag über diefe Gegenftände nicht ab» 
ſchließen. Die BVerfiherungsfumme gebührt im Falle eines Brandſchadens dem 
Schuldner, aud wenn der Brandihaden während der Verwaltung eintritt, umd 
der Verwalter hat (vgl. die Bemerkungen unter 1 a. E.) auch nicht den Anſpruch, 
daß der Schuldner die Vergütung zum Erſatz des verbrannten Inventars ver— 
wendet. Aber aud wenn der Schuldner nicht verfihert hätte, würde der Ber: 
walter durch eigene Verfiherung nicht den Erfolg herbeiführen fünnen, daß im 
Falle einer Zerftörung des Inventars durd Feuer dev Erſatz deſſelben aus der 
Brandjhädenvergütung zu befhaffen ijt, da fein Nutzungsrecht eben nur die zur 
Zeit der Anlegung der Zwangsverwaltung dem Fruchtbezug dienenden Gegenftände 
umfaßt. Cine andere Frage ift, ob nit von ihm als dem Gebrauchsberechtigten 
gefordert werden muß, daß er die in Gebraud genommenen fremden Saden im 
Intereffe des Eigenthümers für die Dauer des Gebrauches verſichert. Diefe Frage 
wird ſich nicht affgemein entſcheiden Laffen; fie wird vielmehr je nad) Lage des 
Falles verſchieden beurtheilt werden müſſen. Gleiches gilt auch rückſichtlich der 
Berfiherung des Viehes, das der Verwalter gemäß $ 193 Abj. 2 der Subh.- 
Ordn, in Gebraud nimmt. 

VI. 

Es bleibt nod das DVerhältnig des Zwangsverwalters zum Bollftredungs: 
gericht zu betrachten. Beide zufammen find dazu berufen, die Aufgabe des Staats, 
dem ſchutzbedürftigen Privatrecht des Hypothefengläubigers auf Befriedigung wegen 
feiner Forderung aus den Früdten des Pfandgrundftüds zur Verwirklichung zu 
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verhelfen, mit den Mitteln der ftaatlihen Zwangsgewalt zu erfüllen. Dieſe an 
ſich dem Vollſtreckungsgericht als dem nad der Verfaſſung in erfter Linie dazu 
berufenen Organe zufallende Aufgabe ift zwiiden ihm und dem Verwalter als 
feinem Gehilfen getheilt. Es find gewiffermaßen zwei Organe, zwei - Inftanzen 
geihaffen. Der unteren, den Verwalter, liegt die gefammte Geihäftsführung ob, 
die die Verwaltung und die Fruchtlegung exheiiht. Auf Grund feiner Ernennung 
durch das Vollſtreckungsgericht liegt ihm diefem gegenüber die Gefhäftsführung 
als Erledigung fremder Geſchäfte und zwar von Geihäften des Vollſtreckungs— 
gerichts ob. Die obere Inſtanz, der Vollftrefungsridter, creirt durh Ernennung 
des Berwalters zunächſt die untere Inftanz. Demnächſt liegt ihm die allgemeine 
Anweifung des Verwalters und die Beaufſichtigung feiner Geihäftsführung ob. 
Er nimmt von ihm die Rechnungslegung und die erzielten, in Geld umgeſetzten 
Erträgniffe der Verwaltung entgegen. Indem er fi) damit die Ergebniffe der 
Thätigfeit feines Gehilfen aneignet und den Erlös an die Bezugsberedtigten ab- 
liefert, jchließt er das Zwangsverwaltungsverfahren ab und löſt jo die ihm zu— 
gewiejene ſtaalliche Aufgabe. 

Auch in diefer Beziehung ift das ſächſiſche Geſetz dem preußiſchen faft genau 
nadhgebildet. Das zeigt eine Vergleihung der gefeglihen Beitimmungen. $ 186 
der ſächſ. Subh. Ordn. bejtimmt: „Das Gericht ernennt den Verwalter, Derjelbe 
ift nad) Ermeffen des Gerichts eidlich zu verpflichten. Er kann zur Beſtellung 
einer Sicherheit angehalten werden. Die Höhe der zu leiftenden Sicherheit und 
die Art ihrer Beftellung beftimmt das Gericht nad) Ermeſſen. Der Berwalter ift 
bei Ausübung feiner Funktion an die Weifungen des Gerichts gebunden und fteht 
unter deffen Auffiht. Daffelbe kann gegen ihn Ordnungsſtrafen bis zu 200 .# 
feftfegen und ihn feiner Funktion entheben“. 8 192: „Der Verwalter hat über 
feine Einnahmen und Ausgaben in gewiffen, vom Gericht zu beftimmenden Zeit: 
abſchnitten, ingleihen alsbald nad) Beendigung der Zwangsverwaltung, oder wenn 
fi) aus einem anderen Grunde feine Funktion erledigt, Rechnung abzulegen. 
Diefe Rechnung ift beim Gericht einzureihen und von demjelben auf Verlangen 
dem betreibenden Gläubiger und dem Schuldner zur Kenntnißnahme vorzulegen." 
Die entipredenden preußifchen Beitimmungen lauten: „Das Gericht hat den Ver: 
walter zu ernennen und auf Antrag an Eidesftatt zu verpflichten ($ 142 Abi. 1). 
Das Gericht hat den Verwalter nad) Anhörung des Gläubigers und Schuldners, 
geeigneten Falls unter Zuziehung eines Sahverftändigen, mit der erforderlichen 
Anweifung für die Verwaltung zu verfehen, die dem Verwalter zu gewährende 
Vergütung feftzufeßen und die Geſchäftsführung deffelben zu beauffihtigen. Das 
Gericht kann dem Verwalter die Leiftung einer Sicherheit auferlegen, Ordnungs— 
fteafen bis zu 200.4 gegen ihn feftfegen und ihm entlaffen. Der Verwalter hat 
die Sorgfalt eines ordentlihen Hausvaterd anzuwenden. Er ift verpflichtet, dem 
Gläubiger und dem Schuldner alljährlih und nad) Beendigung der Verwaltung 
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Rechnung zu legen, Die Rechnungen find dem Gericht einzureiden und von diefem 
dem Gläubiger und dem Schuldner vorzulegen ($ 144 Abi. 1-3). 

In allen weientlihen Punkten gleihartig find die Beftimmungen des bayc. 
Geſetzes Art. 134, 140—142, 

Bei diefer Geftaltung des Berhältniffes zwiſchen BVollftrefungsridter und 
Zwangsverwalter ift es ganz ausgeſchloſſen, es ausſchließlich aus dem Geſichts— 
punft eines Dienftvertrags (wie für das frühere Recht das Oberappellations- 
gericht Dresden in Wengler’s Ardiv 1875 ©. 318) zu beurtheilen. Die Ernen- 
nung des Verwalters durd das Gericht, die fakultative Bereidung, die Strafge— 
walt ftehen einer folhen Annahme entgegen. Diejes Verhältniß ift vielmehr in 
erfter Linie ein öffentlich-rechtliches Dienftverhältnif, das, foweit nicht ausdrückliche 
Vorſchriften im Gelee fi finden, nad der Natur und dem Weſen der Zwangs— 
verwaltung als eines Aftes der ftaatlihen Zwangsgewalt und im Hinblid darauf 
beurtheilt werden muß, daß Rolljtredungsgeriht und Zwangsverwalter Organe 
des Staates find und eine ftaatlide Aufgabe erfüllen. Wie aber aud reine 
Beamtenverhäftniffe unter ihren Rechtswirkungen privatrehtlide Anſprüche zählen, 
jo birgt aud das Dienftverhältuig des Verwalter privatrechtliche Rechte und 
Pflichten in fid, auf welde die Vorſchriften über den privatrehtlihen Auftrags: 
und Dienftvertrag entiprehend anzumenden find (vgl. Entſcheid. des Reichsger. 
Bd. 18 ©. 174). 

Das Vollftrefungsgeriht hat fremdes Vermögen, aber nit im Intereſſe 
des Eigenthümers (des Schuldners), fondern im Intereffe eines Gläubigers des— 
jelben zu verwalten. Zur Erledigung der ihm hiernach obliegenden Geſchäfte bes 
ruft e8 fid) einen Gehilfen, dem es innerhalb des Dienftverhältniffes, aber nad 
außen zum Handeln im eigenen Namen (vgl. unter V) einen Theil der Geſchäfte 
überträgt: die Fürforge für das Grundſtück und die Fruchtziehung. Diefer (in- 
terne) Auftrag hat eine öffentlich-rechtliche und eine privatrehtlihe Seite. in 
Ausflug dev erfteren ift es, daß der Verwalter nunmehr ald ftaatlihes Organ 
behufs Erfüllung feiner Pflicht zur Mitwirfung an einer ftaatlihen Aufgabe Fraft 
Geſetzes die ihm überwiefenen Geſchäfte in eigenem Namen zu führen hat; öffent 
lich-rechtlich iſt ſeine Pflicht, das ihm übertragene Amt gewiffenhaft zu verjehen ; 
privatrechtlich find daneben die Verbindlifeiten, die ſich im Einzelnen aus der 
Uebernahme des Auftrages ergeben, für das Vollftredungsgeridt einen beftimmten 
Kreis von Geſchäften auszuführen, insbejondere die Pfliht zur Rechnungslegung 
und zur Ablieferung der vereinnahmten Gelder, Imfoweit diefe Handlungen zur 
gewiffenhaften Amtsverwaltung gehören, können fie kraft der dem Richter über- 
tragenen Disziplinarftrafgewalt erzwungen werden. Sie fünnen aber auch mit der 
Mandatsflage ebenfo erzwungen werden, wie es dem Staatsfistus unbenommen 
ift, gegen einen SKaffenbeamten, der die Abführung vereinnahmter Staategelder 
zur Staatsfafje verweigert, mit der Mandatsflage vorzugehen.*) 


*) Ich habe lange geſchwankt, ob nicht die privatrechtlihen Beziehungen zwiſchen Ber » 
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Schurig, Bem. 3 zu $ 186 fagt: „Das Verhältniß zwiſchen Gericht und 
Berwalter ift im Allgemeinen und joweit nit Abweichungen aus dem Gejeß oder 
aus der Natur der Zwangsverwaltung ſich ergeben, nad den Grundjägen über 
ben Auftragsvertrag ($$ 1295 lg. des B.G. B.'s) zu beurteilen”. Ich glaube, 
daß ſich diefe Bemerkung im Wefentlihen mit den vorftehenden Ausführungen 
dedt, zumal wenn man die von ihm zu 88 190 und 192 gegebenen Erläuterungen 
binzunimmt, wo namentlich S. 300 der öffentlich-rechtliche Charakter. des Ver— 
hältniſſes hervorgehoben und betont wird. Nur in einem Punkte vermag id) der 
Schurig'ſchen Anſicht nicht beizutreten, daß nämlid der Verwalter den ihm er 
theilten Auftrag jederzeit — vorbehaltlid) der Vorſchrift in $ 1322 des B. G. B.'s 
— folle zurüdgeben können. Die Sache liegt infoweit nicht anders, wie beim 
Konfursverwalter. Wer das Amt eines Zwangs- oder Konfursverwalters und 
damit die Erfüllung beftimmter Pflichten auf fid) genommen hat, kann fid don 
diejen nicht beliebig und einfeitig losfagen. Ihre Erfüllung fann durch Ordnungs— 
ftrafen erzwungen werden und die einfeitige Auffagung des Dienftes Seiten des 
Terwalters für das Gericht hödjftens einen Grund zur Entlaſſung abgeben, wenn 
zu befürdten ift, daß der widerwillig arbeitende Verwalter feines Amtes nicht 
mehr mit der erforderlichen Sorgfalt walten wird (vergl. aud) v. Wilmowski, 
RD. 5. Aufl. 1896, Anm. 1. zu $ 70 ©. 285 und die dafelbft Eitirten). 

Die Berwalterthätigfeit zerfällt in zwei ftreng aus einander zu haltende 
Gruppen von Berwaltergefhäften: 

1. die Verwaltung im engeren Sinne, Geſchäfte, die aud) der Eigenthümer 
de& verwalteten Vermögens, wenn er diefes ordnungsmäßig nußt, vornehmen muß: 
die Fürforge für das Grundſtück und die Fruchtziehung. Die Erfüllung diejer 
Aufgabe jſt gar nicht denfbar, ohne daß der Verwalter in rechtsgeſchäftlichen Ver: 
fehr mit dritten Perfonen tritt. Er muß mannigfade Berträge abſchließen und 
fonft in rechtliche Beziehungen zu Dritten treten. Er muß Rechte erwerben und 
Pflichten auf fi nehmen, um das Ziel der Zwangsverwaltung zu erreichen. 
Diefe Rechte und Pflihten find feine eigenen. Wenn ihm auch das Gericht be: 
rathend, anweifend, beauffihtigend zur Seite fteht, fo berührt doch dieſes interne 
Verhältniß zwiſchen Gericht und Verwalter die Rechtsverhältniſſe dritter Perſonen, 
walter und Vollſtreckungsgericht (als Vertreter des Staatsfiskus, d. h. des Staatsfädels) und 
damit auch die Klagrechte des letzteren auf Rechnungslegung und Ablieferung der Verwaltungs— 
erträgniſſe trotz der gegentheiligen Meinung von Schurig ganz in Abrede zu ſtellen ſeien. 
Sie find ed aber nicht. Privatrehtlih ift der Anſpruch des Verwalters gegen den Fiskus 
auf Yezahlung feiner Gebühr. Der Bermwalter hat aber aud einen Anfprud auf Erfag feiner 
Auslagen gegen den Fiskus, der feinerfeit® vom betreibenden Gläubiger Auslagenvorfhuß 
zu feiner eigenen Sicherſtellung einfordert. Die Verfolgung des Anſpruchs auf Erſatz der 
Auslagen nöthigt den Berwalter zur Darlegung, daß die auf die Ausführung des ihm über 
tragenen Gejchäfts verwendeten Koften nicht überflüffig und übermäßig gewefen find, mithin 
fchließlich zur Rechnungslegung. Demgemäß muß aud der Fislus den Aufpruch auf Red: 
nungdlegung haben. Vergl. hierzu die Motive zu $ 184 der Subh.D, 
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die zu dem Berwalter in rechtliche Beziehungen getreten find, in feiner Weile, 
mag auch der Verwalter gegen ausdrückliche Anmeifungen gehandelt, mag er Ber: 
waltungsmaßregeln ergriffen haben, die das Gericht fi) ihm gegenüber ausdrücklich 
vorbehalten Hatte ($ 190 Abſ. 2 der Subh.D.). Innerhalb der geſetzlichen 
Chranfen, die für fein Amt gezogen find, ift er nad außen fouverän. 
Während in diefer Gruppe der Gefihtspunft überwiegt, daß der Verwalter ein 
Öffentliches Amt mit eigenem Pflichten» und Rechtskreis bekleidet, tritt 

2. bei der zweiten Gruppe der Gefihtspunft in den Vordergrund, daß er 
fremde Geſchäfte, Geihäfte des Gerichts im Auftrage des Gerichts ausführt. Es 
handelt fid) hier um Gejdäfte, die der Eigenthümer des verwalteten Vermögens 
nit oder doch nidht in der Art vorzunehmen hat: Berichterftattung über die Aus- 
führung der Geſchäfte, Nehnungslegung, Ablieferung der Erträgnifje der Ber: 
waltung. 

Das mit Strafgewalt verbundene Auffihtsreht des Gerichts, das ſich auf 
beide Gruppen von Verwalltergeſchäften erſtreckt, entipringt der Pflicht, für ord— 
nungs- und ſachgemäße Abwidelung des Verwaltungsverfahrens zu forgen. Das 
Geriht muß fi deshalb über die Geſchäftsführung des Verwalters im Laufenden 
erhalten. Wenn die preußiſche Subh O. die ausdrückliche Vorſchrift enthält (ebenjo 
Bayern, Art. 134), daß es den Verwalter nad) Anhörung des Gläubigers und 
des Schuldners, geeigneten Falls unter Zuziehung eines Sadverftändigen, mit der 
erforderlichen Anweiſung für die Verwaltung zu verſehen hat, jo ift die Bes 
obachtung diejes überaus zwedmäßigen Verfahrens in Sachſen nachahmenswerth. 
Daß das ſächſiſche Geſetz nid! ausdrücklich ein Gleiches beftimmt, fteht felbftver- 
ftändlid) nicht entgegen. Ye nachdem die Zuverläffigfeit, Sahfunde, Erfahrung 
und Geihäftsgewandtheit des erwählten Verwalters mehr oder minder erprobt if, 
muß fi das Geridt von ihm im längeren oder kürzeren Zwiſchenräumen Bericht 
erftatten und Rechnung legen laffen. Zeigt ſich der Verwalter in der Rechnungs— 
legung oder in der Abführung der Erträgniffe an das Gericht unforgfältig und 
jäumig, jo muß ihn das Gericht geeigneten Falls durch Ordnungsftrafen hierzu 
anhalten. Zutreffend wird von Schurig S. 300 darauf Hingewiefen, daß die 
Dieciplinargewalt des Gerichts mit dem Ende der Funktion des Verwalter auf- 
hört. Es muß daher gefragt werden, wann dieſe Funktion endet. Ihr Ende 
fällt nit zufammen mit dem Ende der Zwangsverwaltung als der Zwangsvoll- 
ftredungsthätigfeit. Leßteres lann nur die erfte der beiden Gruppen in der Weife 
zum Abſchlüß bringen, daß vom Verwalter neue auf Fruchtziehung berechnete und 
deshalb als Vollſtreckungsmaßregeln ſich darftellende Geſchäfte nicht mehr. vorge 
nommen werden dürfen. Dagegen muß er nod) alle Geſchäfte beforgen, die zur 
Abwidelung und Löſung der laufenden Vertrags» und Rechtsverhältniſſe, die er 
zum Zwecke der Fruchtziehung eingegangen ift, erforderlich find, wie etwa der 
Guts- oder Fabrikherr, der jein Gut, feine Fabrik verfauft Hat und den Wirth: 
ſchafts- oder Fabrikbetrieb aufgiebt, die zahlreichen perſönlichen Rechtsbeziehungen 
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löfen muß, die als Folge des Wirthſchafts- und Fabrikbetriebs ihn mit Gefinde, 
Arbeitern, Miethern, Abnehmern von Erzeugniffen und fonftigen Dritten ver- 
fnüpfen (vergl. hierzu Wengler’s Ardiv 1887 ©. 538 flg. — Landgeridt 
Dresden — und Schurig, Nachtrag, zu $ 198 ©. 93 flo.) 

An dieje letzterwähnte Nerwalterthätigkeit ſchließt fi naturgemäß als letzte 
abjcjliegende Handlung Rechnungslegung und Ablieferung dev Erträgniffe, die ja 
jelbftverftändlich jener anderen Thätigfeit immer nadjfolgen muß, nie ihr voraus: 
gehen kann. Bis diefe letzten Geſchäfle erledigt find, fungirt ev als Verwalter, 
und es endet daher feine Funktion im regelmäßigen Fall erft, wenn die Verwalter: 
geihäfte nad innen und außen in allen Beziehungen zum Abſchluß gebradt find. 

Nun ift aber noch ein anderer Fall denkbar, dag fid) nämlid der Verwalter 
als ungeeignet, nadläfjig oder untreu erweift und daß er durd) ſolches Verhalten 
dem Vollftrefungsgeriht Anlaß giebt, ihn von feiner Funktion zu entheben. 
Würde dies jo geichehen, daß das öffentlich-rechtliche Dienftverhältnig endgültig 
gelöft würde, jo würde zweifelsohne hiermit die Öffentficherechtlihe Unterordnung 
des Verwalters unter den Vollſtreckungsrichter und deffen Dieciplinar- und Straf: 
gewalt fortan weggefallen fein, Damit hätte aber der Vollſtreckungsrichter ein 
werthvolles und gerade im vorausgeſetzten Falle dev Nadläffigfeit oder Untreue 
des Verwalters kaum entbehrliches Mittel zur Durdführung feiner Aufgabe ver 
foren. Es leuchtet ein, daß ein ſolches Ergebniß überaus unerwünſcht fein müßte. 
Ein meines Erachtens ausreihendes Ausfunftsmittel ift es, wenn in ſolchem Falle 
das Gericht nicht jofort zur Entlaffung des Verwalters jchreitet, jondern ihn zu— 
nächſt nur juspendirt, ihm unter Zurücknahme des Auftrags zur Geſchäflsführung 
die weitere Verwaltung verbietet und durch ſchleunige Ernennung eines neuen Ver: 
walters und da nöthig durch öffentliche Bekanntmachung Fürjorge trifft, daß der 
alte Verwalter nit troß des Verbots weiterhin nad) außen als Zwangsverwalter 
auftritt. Daß das Gericht berechtigt ift, den Berwalter ftatt ihn fofort zu ent 
laſſen vorläufig erft zu ſuſpendiren, kann nad) den Vorſchriften in 88 186 Abi. 3 
und $ 190 Abſ. 2 der Subh.D. einem begründeten Zweifel nicht unterliegen. 
Wählt da8 Gericht diefen Ausweg, jo verliert der Berwalter zwar die Befugniß, 
nad) außen Verwaltungsafte vorzunehmen, er bleibt aber in feinem internen Ver— 
hältniß zum Gericht der Verwalter, der der Strafgewalt des Richters unterworfen 
ift und durch Ordnungsftrafen zur Vornahme der zweiten Gruppe der Ber: 
waltungsgeihäfte angehalten werden fan. Es kommt aljo Alles darauf an, daf 
das Geriht in folhen Fällen ſich nicht ſelbſt durch endgültige Entlafjung des 
Verwalters der wirkſamen Disciplinargewalt über den Verwalter beraubt. 

Die Abwidelung der Verwaltung kann nun, um nur einige Möglichkeiten 
herauszugreifen, in folgender Weije verlaufen. 

1. Der Verwalter legt Rechnung und liefert den Verwaltungserlös an das 
Gericht ab. Diefes prüft die Rechnung und findet feine Erinnerungen zu ziehen, 
Sind nun 
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a) auch der betreibende Gläubiger und der Schuldner, denen die Rechnung 
auf erlangen vorzulegen ift, mit ihr zufrieden, jo bewendet es hierbei. Er» 
hebt aber 

b) der Gläubiger oder der Schuldner eine Einwendung (3. B. daß der 
Verwalter eine Mietbzinsrate, die zur Zwangsverwaltungsmaffe zu ziehen geweſen 
ſei, zu Unrecht nicht eingehoben Habe, oder daß er zu Unrecht einen der in $ 193 
Abi. 2 der Subh.D. genannten Gegenftände verkauft und den Erlös als Eins 
nahme zu Unrecht in die Rechnung eingeftelft habe), jo hat das Gericht, geeigneten 
Falls nad) Gehör des Werwalters, zu entſcheiden, und wenn es nicht zur Zurüd- 
weifung der Einwendung gelangt, den Verwalter mit der je nad) Tage der Sache 
erforderlichen Anweiſung zu verfehen, gegebenen Falles feinen Willen mit den 
Mitteln der Disciplinargewalt zu erzwingen, unter Umftänden den Klagweg zu 
bejreiten oder den Intereſſenten auf den Klagweg zu verweilen oder ihm den 
Anſpruch zur eigenen Geltendmadhung abzutreten. Wenn das eine oder das andere 
Pla zu greifen hat, ſoll an den ſchon erwähnten Beijpielen mäher erläutert werden, 

Der Gläubiger rügt, daß der Verwalter vom Miether X. den Miethzins 
nur für die zwei Bierteljahre, nicht aber aud) auf das dritte Vierteljahr verein- 
nahmt habe. Das Gericht findet, daß die Rüge beretigt ift und weift den Ver— 
walter entſprechend an, 

aa) Der Verwalter hat die Einziehung der Miethe nur vergeffen und wird 
zur Nahholung des Verſäumten (da nöthig durch Drdnungsftrafen) angehalten. 

bb) Der Verwalter hat von der Einziehung dev Miethe Abftand genommen, 
weil er wegen Mittellofigfeit des inzwifchen ausgezogenen Miethers fi von einer 
Klage gegen ihn feinen Erfolg verfprad. Er bat aber dabei die Sorgfalt eines 
guten Hausvaters unbeachtet gelaffen. Dder er hat dem vorzeitig ausgezogenen 
Miether die Zahlung ferneren Miethzinſes erlaffen. Hier haftet er auf Grund 
feiner Verſchuldung dem Gericht, das durd) feine Schuld Mittel zur Gläubiger- 
befriedigung eingebüßt hat, dem Gläubiger aus dem gleihen Grunde, wenn und 
joweit der Betrag des unerhobenen Miethzinjes ihm zugefallen wäre, endlich auch 
dem Schuldner, weil deſſen Schulden bei ordnungsmäßigem Verhalten in höherem 
Mafe getilgt worden wären. Bft der Schädenanſpruch liquid, fo fteht nichts im 
Wege, daß das Gericht die Erfüllung mit Ordnungsftrafen zu erzwingen ver— 
ſucht. Denn man darf e8 wohl als einen Ausflug der Amtspflicht anfehen, dag 
der Amtsinhaber die durd fein Verjehen bei Ausübung feines Amtes liquider 
Maßen verurfadten Schäden unerwartet der Geltendmahung derjelben Seiten der 
Geſchädigten erfegt. Iſt die Schadenerfagpflidgt oder der Betrag des Schadens 
zweifelhaft und ftreitig, fo ift, wie einer Ausführung nicht bedarf, ein Zwang durd) 
Ordnungsſtrafen gegen den Verwalter unangebradt und unzuläffig, da ihn hier» 
durch die Ausführung feiner Rechte im Rechtswege nicht verjchränft werden darf, 
Hier muß der Erſatz des behaupteten Schadens im Klagwege erjtrebt werden. In 
erfter Linie ift das Gericht berufen, den Klagweg zu beſchreiten. ine Abtretung 
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feines Schadenerſatzanſpruchs an einen ntereffenten ift nur dann unbedenklich, 
wenn ſich Har überjehen läßt, wen der Fehlbetrag zugeflojjen fein würde (vergl. 
Sächſ. Ard. 1893 ©. 652). Keinen Falles ift eine Abtretung an den betreibenden 
Gläubiger unter allen Umftänden ftatthaft, da die Erträgniffe der Zwangsver— 
waltung durchaus nicht nur und nicht in erfter Linie für ihn zu berwenden find 
(vgl. $ 194 der Subh. Ordn.) und die in Folge des Ausfall unterbleibende Be 
friedigung der Zinfenforderung eines Vorhypothekariers nachtheiligen Einfluß auf 
den betreibenden Gläubiger (nad) beendeter Zwangsverwaltung) nur dann ausübt, 
wenn das Zwangsverfteigerungsverfahren innerhalb zwei Jahren eingeleitet 
wird, weil nur desfalls der Zinsrückſtand vom Vorhypothekarier mit dem Rang 
vor dem betreibenden Gläubiger geltend gemadt werden kann ($ 4 3. 4a ber 
Subh.Ordn.). 

Wenn der Schuldner rügt, daß der Verwalter zu Unrecht eine bewegliche 
Zubehör verkauft und den Erlös zur Zwangsverwaltungsmaſſe vereinnahmt habe, 
jo kann das Gericht, wenn die Erinnerung begründet ift, nicht blos die Ausant- 
wortung des Erlöjes an den Schuldner beſchließen, jondern auch den Verwalter 
anweilen, dem Schuldner Scadenerjag zu leiften, falls weitergehender Schaden 
entjtanden ift und geltend gemadt wird. Zwang durch Ordnungsitrafen ift bier 
ebenjowenig am Plaße, wie das Gericht ſelbſt einen Scadenerfaganiprud würde 
geltend maden fünnen, Hier ift aljo der Schuldner vom Gericht eventuell dar- 
auf zu verweilen, feinerjeitd aus eigenem Rechte Klage zu erheben. 

2. Der Verwalter unterläßt die Rechnungslegung oder die Abführung des 
Berwaltungserlöjes, aud nahdem die Disciplinarmittel erichöpft find. Hier bleibt 
nichts übrig, als den Verwalter auf Rechnungslegung oder Herausgabe der Er- 
trägniffe zu verklagen. Auch hier muß in erjter Linie das Gericht Hagen. Han— 
beit es fi um Rechnungslegung, jo wird eine Abtretung des Anſpruchs darauf 
an einen Intereffenten faum rathſam fein. Liegt die Rechnung vor und fehlt es 
bloß an der Ablieferung des Erlöfes, jo kann das Gericht demjenigen den Ans 
ſpruch zur eigenen Geltendmadhung abtreten, dem die Erträgniffe nad) $ 194 der 
Subh.Drdn. zufallen würden, dem betreibenden Gläubiger überdies dann, wenn 
er für den Ausfall vermöge feiner Vorſchußpflicht aufzulommen hat. Da— 
bei bleibt zu beachten, daß eine Abtretung diejer privatrehtlihen oder dod nad 
Art der privatrehtligen zu behandelnden Anſprüche nur im Wege des Vertrags 
möglid), mithin die Zuftimmung (Annahmeerflärung) des in Ausfiht genommenen 
Geifionars unentbehrlih und die einfeitige „Ueberweiſung“ des Anſpruchs Seiten 
des Gerihts an einen Interefienten ausgeihloffen ift. Wird die Annahme der 
Abtretung abgelehnt, jo kann ſich das Gericht nicht entbreden, die in Frage ftehen- 
den Anſprüche felbft weiter gegen den Verwalter zu verfolgen, um nad) erfolg: 
reiher Durchführung des Procefjes den erzielten Erlös nad) Maßgabe der Bor: 
ihriften in $ 194 der Subh.Ordn. zu vertheilen. In der Praxis dürften der— 
artige Procefje wohl zu den größten Seltenheiten gehören. 
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Schädenanſprüche können gegen den Werwalter erhoben werden, wenn er 
ſchuldhaft gehandelt hat. Er haftet nicht blos für Arglift, jondern auch für grobe 
und geringe Fahrläffigkeit. $ 196 der Eubh.Ordn. beftimmt, daß der Verwalter 
für Verſchuldung nad) Maßgabe von $ 728 des B. G. B. hafte. Wenn es hier 
heißt: „Die Betheiligten bei einer Forderung haften in ihren gegenfeitigen Be— 
ziehungen zu einander für abfigtlide Verſchuldung und für grobe und geringe Fahr: 
läffigkeit”, jo darf hieraus nit in einfhränfender Auslegung der Sag entnommen 
werden, daß der Verwalter nur dem Gericht gegenüber hafte, da er nur dieſem 
gegenüber (neben feinen öffentlich-rechtlichen Beziehungen) in einem Forderungs- 
verbältniß ftehe. Vielmehr haftet er einem Jeden, in deſſen Rechtsſphäre er durd) 
die Ausübung feines Amtes eingreift. In diefem Sinne beftimmt aud die preu— 
ßiſche Subh. Ordn. 8 144 Abi. 3, er habe die Sorgfalt eines ordentlihen Haus- 
vaters anzuwenden. Eher zweifelhaft ift das Verhältniß der Vorſchrift in $ 196 
Abſ. 1 zu der Beſtimmung, daß der Berwalter bei Ausübung jeiner Funktion 
an die Weifungen des Gerichts gebunden ift ($ 186 Abi. 3). Es ift denkbar, 
daß das Geriht eine Maßnahme anordnet, die die Intereffen der Berheiligten 
unzweifelhaft ſchädigt. Man denke ſich folgende Fälle. Kin verſchuldeter Voll 
ftrefungsrihter weift den Verwalter an, ihm die Erträgniffe der Verwaltung als 
Darlehn zu überlaffen. Das Vollſtreckungögericht ordnet, das Geſetz mißver— 
ftehend, die Verfteigerung der in $ 193 Abſ. 2 genannten Gegenftände an, fobald 
der Verwalter ihrer nidyt mehr bedarf. In beiden Fällen befolgt der Verwalter 
die Weifung des Gerihts. Kann er fid) einer Schädensflage eines Gläubigers 
oder des Schuldners gegenüber auf die Vorſchrift in $ 186 Abſ. 3 der Subh.Ordn, 
berufen? Im erften Falle gewiß nit. Wenn das Gejeh vorjchreibt, der Ver: 
walter folle an die Weifungen des Gerichts gebunden fein, jo geht es ſelbſtver— 
ftändlid) davon aus, daß die Weifung eine pflichtmäßige ift. Stellt fie fi ohne 
weiteres als eine pflihtwidrige, mit den Sweden der Zwangsverwaltung in 
feinem Zuſammenhang ftehende jhädlidhe Anordnung dar, jo ſchlägt der 8 186 
Abſ. 3 nicht ein. Der Berwalter ift in Folge deffen nidt daran gebunden und 
handelt, wenn er ihr trogdem nachkommt, auf eigene Gefahr. 

Für das zweite Beilpiel würde man zu erwägen haben, daf die angeordnete 
Mafregel ſich äußerlich zweifellos als eine mit der Zwangsverwaltung in unmittel- 
barem Zuſammenhang ftehende, ihren Zwecken dienende Anordnung fid) darjtelit 
und die Gläubigerbefriedigung zu fördern geeignet iſt. Sie ift aber (wie oben 
gezeigt wurde) objektiv unberechtigt und verlegt die bereditigten Intereſſen des 
Schuldners, deren Schonung Pfliht des Volljtrefungsgerihts und des Verwalters 
ift. Auch fie ift daher objektiv pflihtwidrig und deshalb für den Verwalter nidjt 
bindend. Wie aber dad Gejeh davon ausgeht, daß das Gericht nur objektiv ge- 
rechtfertigt Anweiſungen eriheilen wird, jo wird man auch dem Werwalter nicht 
verargen dürfen, wenn er fi im Allgemeinen darauf verläßt, daß das Gericht 
ihn nur mit pflichtmäßigen Weifungen verfieht. Die Befolgung einer objektiv 
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pflihtwidrigen Anordnung wird deshalb dem Verwalter nur dann zur Schuld an- 
gerechnet werden Fönnen, wenn er fid) bei Anwendung der im Verkehr erforder: 
lien Sorgfalt jagen mußte, daß die Weifung des Gerichts der geſetzlichen Be— 
rehtigung entbehrt. Hierbei fommt natürlich Alles auf die Umftände des einzelnen 
Falles an. 

Wie aber bringt der Verwalter Erinnerungen gegen unberedtigte oder ihm 
ungeredtfertigt ſcheinende Verfügungen des Vollſtreckungsgerichts zur Geltung? 
Da gegen die in $ 186 Abi. 3 der Subh.O. erwähnten Verfügungen des Ge: 
richts das Rechtsmittel der Beſchwerde nit ausdrücklich zugelaffen worden iſt 
und nad) $ 183 die Vorſchrift des S 51: „Eine Anfechtung der Entſcheidung 
des Rollftredungsgeridtes findet nur in den in dieſem Geſetze beſonders bezeich- 
neten Fällen ftatt“ aud auf das Zwangsverwaltungsverfahren entſprechend anzu— 
wenden ift, jo könnte der Gedanfe auftauchen, daß jene Verfügungen der Anfed- 
tung überhaupt nicht unterliegen. Indeſſen Halte ich eine jolhe Annahme für 
unzutreffend. Der $ 187 betrifft nicht blos Erinnerungen Dritter gegen Maß— 
nahmen des Verwalters, fondern auch Erinnerungen des Verwalters gegen Maß» 
nahmen des Gerihte. Die Motive dazu verweilen ohne weitere Bemerfung auf 
8 685 der C. P.O. Diefe Gefeßesftelle umfaßt aber bekanntlich aud die Ein- 
wendungen gegen die vom Vollſtreckungsgericht erlaffenen Zwangsvollſtreckungs— 
maßregeln, 3. B. Forderungspfändungen u. |. w. Es fteht daher dem Verwalter 
frei, dem Vollſtreckungsgericht, deſſen Verfügung er ſich nit unterwerfen will, 
Einwendungen dagegen zu unterbreiten und eine Entjheidung defjelben im Sinne 
von 8 187 herbeizuführen, deren Anfehtbarkeit nad) $ 188 gegeben ift. Stellt 
fi die den Verwalter befhwerende Verfügung Son als Entiheidung im Sinne 
des 8 187 dar, ift fie 3. B. auf eine Erinnerung des betreibenden Gläubigers 
ergangen, fo ijt eine Gegenerinnerung des Verwalters ausgeihlofjen, vielmehr 
unmittelbar Beſchwerde einzuwenden (vgl. wegen des Rechts zur Beſchwerde gegen 
Feitießung von Ordnungsftrafen für Preußen Jäckel a. a. O. Note 2 zu $ 144 
©. 507 und Knorr a. a. DO. zu $ 144). 

Eine mit dem PVorftehenden nur in loſem Zufammenhang ftehende Frage 
betrifft den Einfluß der Beendigung des Zwangsverwaltungsverfahrens auf das 
Recht des Verwalters zur Forterhebung bis dahin nod) unerhobener Früchte, 
Mehrfache gerichtliche Entſcheidungen behandeln dieſe Frage, jo das Landgericht 
Dresden in Wenglers Ardiv 1887 ©. 538 flg., das Oberlandesgeriht Dresden 
im Sächſ. Ardiv 1893 ©. 647 flg., das Landgericht Leipzig ebenda ©. 650 fig. 
Obwohl in der leßteren Entfheidung dem Verwalter troß Beendigung der Zwang$- 
verwaltung das Recht zur Erhebung der bis dahin fällig gewordenen Früchte 
beigelegt wird, während in den beiden erften Entſcheidungen an die Beendigung 
der Zwangsverwaltung die Wirkung geknüpft worden ift, daß damit das edit 
des Verwalters auf Bezug der bis dahin fällig gewordenen unerhobenen Früchte 
erliſcht, läßt fi nicht jagen, daß die Entſcheidungen einander widerjpräden, wie 
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dies Schmaltz a. a. DO. ©. 41 anzunehmen fdeint. In den beiden erjten Ent- 
iheidungen handelt es fi um das durd die Einftellung des Verfahrens berbei- 
geführte Ende der Zwangsverwaltung, in dem vom Yandgeridt Yeipzig behandelten 
um Beendigung der Zwangsverwaltung in Folge Zuſchlags im Verfteigerungs- 
termine, Beide Arten der Beendigung find in ihren Wirkungen grundverſchieden. 
Für die Frage, ob der Verwalter noch Früchte erheben darf, ift maßgebend (und 
dies ift weder in der Yeipziger Entſcheidung Sächſ. Ardiv 1893 S. 650 fig. genügend 
hervorgehoben worden, noch jheint von Schurig, Nachtrag S. 93 hierauf Ge 
wicht gelegt zu werden), ob die Diepofitionsbefugnig über die Früdte an den 
Schuldner zurüdfällt oder nit, ob das Beräuferungsverbot rüdjihtlih der 
Nugungen mit Wirkung für die Vergangenheit aufgehoben wird oder nur für 
die Zukunft ſich erledigt und gegenitandslos wird. Der Unterſchied ift im die 
Augen fallend, je nahdem im Folge der Rücknahme des Vollſtreckungsantrags 
oder Befriedigung des Gläubiger die Zwangsvollftrekung gegen den Schuldner 
eingeftellt und aufgehoben wird oder in Folge Durdyführung der Zwangsvolljtrefung 
die Zwangsverwaltung aufhören muß, weil das Grundſtück verfteigert worden ift 
und dad Nutzungsrecht des Erftehers beginnt. In dem leßteren Falle bleiben 
die Beihlagnahme und das Veräußerungsverbot beftehen und werden nur für die 
Zulunft gegenftandslos (vgl. hierzu die einen preußiſchen Fall betreffende Ent: 
ſcheidung des Reichsger. Bd. 20 ©. 290 flg.). Die Aufhebung der bereits cer- 
folgten Vollftvedungsmaßregeln ift nur eine Folge der Einftellung des Zwangs- 
verfahrens, nicht Sledhthin der Beendigung des Verfahrens (Schurig, a. a. O. 
©. 162 Bem. 1 zu $ 81). Daher ift aud die Einftellung der Zwangs 
verwaltung nad 88 6 und 7 der A.B.O. in der Weife im Grundbud einzu 
tragen, daß der gemäß $ 6 eingetragene Vermerk „das Zwangsverwaltungs- 
verfahren ift eingeleitet” 2c. wieder gelöjcht wird. Im Falle der Beendigung der 
Zwangsverwaltung durch Zuſchlag im Verfteigerungstermin wird Dagegen ein 
jolder Löſchungsvermerk nicht eingetragen. 

Jh vermag in diefer verjdiedenen Behandlung der Sache nur ein äußerlich 
erfennbares Anzeigen dafür zu erbliden, daß der Zuſchlag im Verſteigerungs— 
termin das Recht des Verwalters auf Erhebung der bis dahin fällig gewordenen 
Früchte nicht berührt und jein Fruchtbezugsrecht nur für die Zukunft, d. 5. in An- 
ſehung der nad) dem Zuſchlag fällig werdenden Früdjte ausschließt (A. M. Schurig, 
0.0.0. ©. 304, Bem. 3 zu $ 198). Daß in feinem Fall die Geſchäftsthätig— 
feit des Verwalters mit dev Beendigung der SZwangsverwaltung von jelbit auf- 
zuhören habe, darauf ift jhon oben hingewieſen. Im Uebrigen ift hierzu in den 
Ausführungen bei Schurig, Nadtrag ©. 93 und in Wenglers Ardiv 1887 
©. 538 flg. das Nöthige gejagt. 

Zu den Bemerkungen von Schmalk, a. a. O., S. 41, die Abtretung der 
Rückſtände zur Selbjteinziehung an den betreibenden Gläubiger betreffend, ift nur 
nochmals darauf hinzuweijen, daß der Verwalter für fid allein in feinem Falle 
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hierzu berechtigt iſt, da die Vertheilung der Erträgniſſe der Zwangsverwaltung 
nicht im Rahmen der ihm geſetzlich zugewieſenen Thätigkeit liegt, daß er hierzu 
vielmehr ſtets die Anweiſung des Vollſtreckungsgerichts braucht, und daß die Ab— 
tretung im jedem Falle die Prüfung und Bejahung der Frage vorausſetzt, ob die 
noch unerhobenen Erträgniffe, wenn der Verwalter fie erhoben und an das Ger 
richt abgeliefert hätte, durd) diefes gemäß 8 194 der Subh.Ordn. dem betreiben» 
den Gläubiger zugewiefen worden fein wirden. 

Ich schließe hiermit die Betrachtung über die Nedititellung des Zwangs— 
verwalters und fein Qerhältniß zum Hypothefengläubiger, Schuldner und Roll: 
ftrefungsgericht mit dem Bewußtjein, daß ich feineswegs aud nur annähernd alle 
widtigeren Kragen habe berühren und erörtern fünnen, und daß viele meiner Aus: 
führungen der Anfechtung nicht entgehen werden. Geſchieht dies mit dem Erfolge, 
daß Beſſeres an ihre Stelle gejeßt wird und bierdurd mehr Yicht in das dunkle 
Gebiet, das voll von überaus zweifelhaften Rechtsfragen ift, hineindringt, jo ift 
der Zwed diefer Zeilen erreidt. Einen Hinweis auf die von der Neichsgefche 
gebung in Angriff genommene Regelung diefer Materie habe id) unterlafjen, weil 
das Geſetz noch im Werden begriffen ift, und die Materie in befonderer Abhand- 
lung zu beipreden jein wird, 


Gntfcheidungen, 
Entiheidungen des Neichsgerihts und Sächſiſcher Gerichte. 


Verzug; Lieferung von Garnen nad) vorgängiger Deklaration Seitens 
des Käufers, Handelsbrauch, Nadfrif. SS 803, 737, 736, 749 des 
B.G. B.'s, Art. 279, 354, 356, 545 des 9.6.8.8. 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 5. December 1893 (0. IV. 121/98.) 


In dem durch die Berufung angefochtenen Urtheile hat die erite Inſtanz die 
Klägerin mit ihrem Anfprud auf Zahlung von 4134 .# Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung eines auf Yieferung von Garn gerichteten Kaufvertrags vom 7, April 
1892 abgewiejen. 

Der nähere Sadjftand ergiebt fid) aus den folgenden Entiheidungsgründen 
des Berufungsurtheils, durch das die Berufung zurückgewieſen wurde, 

Auch das Berufungsgericht fieht den eingeflagten Schadenanfprud nicht für 
begründet an. 

Durd die bei dem Vertragsabſchluſſe am 7. April 1892 getroffene Ber: 
einbarung, daß die Lieferung der Garne nad) vorgängiger Deklaration der Klägerin 
und die Abnahme der Garne bis jpäteftens Ende 1892 erfolgen folle, war nicht 
blos für die Abnahme, fondern aud für die der Klägerin, wie die erſte Inſtanz 
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richtig zeigt, als eine Vertragspflicht obliegende Deflaration ($$ 803, 737 des 
B. G. B.'s) eine nad) dem Kalender beftimmte Zeit feitgefegt. Da Klägerin diefer 
Verpflichtung, ohne deren Erfüllung die Beklagte zur Lieferung der Garne nicht 
im Stande war, binfihtlih der 300 Centner Garne D, CC, B, BB, BBB zu— 
geitandenermaßen bis zum 19. Januar 1893 weiter nicht als bis zu dev Garn- 
menge von 8800 Pfund nahgefommen war, jo befand fie fi wie gemäß 88 736, 
749 des B. G. B.'s bereits mit Ablauf des Yahres 1892, fo aud) bei Abjendung 
des Briefes der Beklagten an diefem Tage noch in Anſehung der übrigen 21200 
Pfund, wegen deren Nichtlieferung Klägerin gegenwärtig Schadenerſatz bean» 
ſprucht, bei der ohne Weiteres vorauszufeßenden Lieferungsbereitigaft der Beklagten 
in Verzug der Annahme, ohne daß es nod) einer Aufforderung zur Deklaration 
von Seiten der Beklagten bedurfte (vergl. Entſch. des Reichsgerichts X S. 95). 

Die Klägerin kann ſich Hiergegen nicht mit Erfolg auf einen abweichenden 
Handelsbraud) berufen, da Handelsbräude im Sinne von Artikel 279 des B. G. B.s 
vermöge ihres Charakters als blojes Auslegungsmittel für Rechtsgeſchäfte nur auf 
Grund des übereinftimmenden Willens der Vertragſchließenden für das einzelne 
Rechtsgeſchäft Geltung genießen, im vorliegenden Falle jedoch die Feſtſetzung einer 
falendermäßig beftimmten für die Deflaration wie für die Abnahme maßgebenden 
Frift zu der Annahme berechtigt, daß nad) dem Vertragswillen der Parteien die 
Geltung des fraglihen Handelsbrauds für das in Rede ftehende Kaufgeſchäft aus: 
geihloffen werden follte. Daraus aber, daß von der Beklagten Deflarationen, die 
erft im Januar 1893 geſchehen, nod zur Lieferung angenommen wurden, kann 
im Hinblick auf die für Verzichte beftehenden ftrengen Auslegungsregeln (B.G. B. 
$ 155) eine Verzeihung des bereitd mit Ablauf des Jahres 1892 eingetretenen 
Annahneverzugs nur bezüglich der angenommenen Deklarationen, feineswegs aber 
betreff8 der nit deflarirten Garnmenge hergeleitet werden, Ebenfowenig begrün- 
dete die bei dem Vertragsabſchluß vom 7. April 1892 gebraudte Klaufel „ans 
ſchließend an die vorhergehenden Schlüſſe“ für die Beflagte die Verpflichtung, die 
Nahfiht, welde fie Hinfihtlid der Abnahme aus diefen Schlüffen über den als 
Endtermin gejeßten 30. September 1892 hinaus gewährte, aud) betreffs des Ver- 
trage dom 7, Aprit 1892 zu üben, 

Geht man nun auf Grund des Sabes, daß bei eingetretenem Annahme: 
verzuge des Käufers der nihtjäumige Verkäufer feine Anſprüche aus dem Bertrage 
ebenfo geltend maden kann, wie wenn er erfüllt bat, 

vergl. Mommfen, Beiträge III S. 302; Windſcheid, Pandeften $ 346. 2 

VII. Aufl.; Entfheidungen des Reichsoberhandelsgerichts XXIV, ©, 
67; Entjheidungen des Reichsgerichts XIV ©. 245, 246; Bolze, 
Praris X N. 493, 
zugleid weiter davon aus, daß der Beklagten infolge des Annahmeverzugs nicht 
angefonnen werden fünne, das der Klägerin für den Fall der redhtzeitigen Abs 
nahme der Garne zugejtandene Zahlungsziel von 30 Tagen abzuwarten, fondern 
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das Recht zuftehe, die Zahlung des Kaufpreifes fofort zu verlangen, fo war bie 
Klägerin durch den Verzug der Annahme gleichzeitig in Verzug der Zahlung ge- 
rathen und die Beklagte in Ausübung des ihr diesfalls durch Artikel 354, 356 
des H.G. B.'s eingeräumten Wahlrechtes befugt, von dem Kaufvertrage zurückzu— 
treten und dies in ihren Briefen vom 19, und 26, Januar 1893 zu erffären. 
Daß Bellagte mit diefer Wahlanzeige nicht zugleid eine Nachfriſt der Klägerin 
verwilfigt hat, gereicht ihr nicht zum Nachtheile, da Beklagte nad) Artitel 356 des 
Handelsgeſetzbuchs zur Setzung einer folgen Frift nur auf Verlangen verpflichtet 
war und die Klägerin fi darauf beihränft hat, dem Rücktritte zu widerſprechen, 
ohne jemals den Willen, den Vertrag ihrerjeits zu erfüllen, fund zu geben und 
in&befondere, wie ihr nad) Befinden binnen angemeffener Frift zuftand, 

vergl, Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts VIII S. 19 und 

des Reichsgerichts VII S. 79, 
die verfäumte Deklaration bezüglich des noch unerledigten Theils der vereinbarten 
Garnlieferung nachzuholen. 

Bei diefer Auffafjung wäre in Folge des der Beklagten folhenfalls wegen 
des Zahlungsverzugs der Klägerin zuftehenden Rechtes zum Rücktritte vom Ver— 
trage dem Klaganſpruch die in dem rechtlichen Fortbeftande des Vertrags beruhende 
Grundlage entzogen. 

Aber aud in dem Falle, wenn der Klägerin ihres Annahmeverzuges ohn- 
geachtet die vereinbarte Zahlungsfrift Bis zum 30. Januar 1893 zugeftanden wer- 
den müßte und gegenüber dem hiernad) allein vorliegenden Annahmeverzug der 
Klägerin die Beklagte auf die Befugniffe des Artifels 343 des H.G.B.’8 beſchränkt 
war, der Klägerin aber in Gemäßheit diefer Vorſchrift auf folange, als Beklagte 
von dem Rechte des Selbithilfeverfaufs nicht Gebrauch gemacht hatte, der Anſpruch 
auf Lieferung des Garnes verblieb, würde dies dod immer nicht die Folge Haben, 
daß Bellagte durd ihre Rücktrittserflärung in Pieferungsverzug gefommen fei. 

Denn obwohl die Beklagte mit der im Briefe vom 20. Januar 1893 wie- 
derholten Annullationserflärung die Weigerung, weitere Difpofitionen der Klägerin 
zu notiren m. a. W. zu liefern verbunden bat, jo können dod die Erflärungen 
in den beiden Briefen der Beklagten nicht, wie wohl Lieferungsweigerungen in 
anderen Fällen 

vergl. Entjheidungen des Neihsgerihts VII ©. 44; XIV ©. 245; 

XXX ©. 98, 
einer auf bewußter Vertragswidrigfeit beruhenden Erfüllungsweigerung gleiähgeftelft 
werden. Vielmehr geht aus der zur Begründung der Rücktrittes in dem Briefe 
vom 19. Januar 1893 erfihtlihen Bezugnahme darauf, daß die Klägerin trotz 
der Verpflihtung, die 300 Gentner Garne bis Ende 1892 abzunehmen, nod) nicht 
einmal größere Eintheilungen (Spezififationen größeren Umfanges) darauf ertheilt 
habe, mit genügender Deutlichkeit hervor, daß Beflagte hierbei von der Rechts— 
auffaffung geleitet wurde, fie ftehe auf dem Boden der Beltimmungen von Ar- 
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titel 354, 356 des B. G. B.'s und könne es der Klägerin überlaſſen, für den Fall, 
daß ihr nur jelbft an Erfüllung ihrer Vertragspflidten gelegen jei, um Bewilli— 
gung einer Nachfriſt zu bitten. Es liegt hiernad nicht ein Fall vor, in welchem 
die Klägerin fi) den von der Bellagten abgegebenen Erflärungen gegenüber von 
der Vergeblichkeit einer ihrerfeits bewirften Deklaration überzeugt halten und in 
diefer Ueberzeugung von der ihr obliegenden Deklaration als einer leeren Form 
abjehen durfte. 

Wie daher ſchon nad allgemeinen Rehtsgrundfägen die Lieferungsweigerung 
für ſich allein nicht genügt, den Schuldner in Verzug zu jeßen 

vergl. Entjheidungen des Neihsoberhandelsgerihts IX S. 268, XVI 

S. 422, 
jo war im vorliegenden Falle die Klägerin gehalten, dur ungefäumte Ausübung 
ihrer Deflarationspflidgt ebenfowohl den ihrerjeits verhangenen Annahmeverzug ab: 
zuwenden, als gegenüber der Beklagten, welder damit die Möglichkeit zu liefern 
gewährt wurde, die nothwendige Vorbedingung, um fie in Lieferungsverzug zu 
jeßen, herzuftellen. Dies ift jedod Seitens der Klägerin nicht gejchehen. 

Bei diefer Auffaffung, welche fi auf die Unterftellung eines Annahmever: 
zugs beſchränkt, fehlt es jonad) der Klagebegründung an der Darlegung eines auf 
Seiten der Beklagten vorhandenen Xieferungsverzugs und dieſer Mangel konnte 
aud nicht durd die Erhebung der auf Schadenerja gerichteten Klage befeitigt 
werden, da die hierin zu befindende Anzeige der Wahl unter den nad) Artikel 354, 
356 dem nidtjäumigen Kontrahenten zugeftandenen Rechten den bereits erfolgten 
Eintritt des Verzugs auf Seiten des andern Theil zur nothwendigen Voraus: 
jeßung bat. 

vergl. Entiheidungen des Reichsoberhandelsgerichts XV ©. 387, 

Wollte man übrigens den Vertrag ſei es auf Grund der unbeftrittenen Be 
ftimmung, daß die Abnahme bis ſpäteſtens Ende 1892 zu erfolgen habe, oder 
mit Hilfe der von der Beklagten behaupteten, von der Stlägerin verneinten Ber: 
einbarung des Anſchluſſes einer Nahfrift als ein Firgeihäft im Sinne von Ar: 
tifel 357 de8 H.G. B.'s beurtheilen, jo würde, ganz abgejehen von der Frage, ob 
eine jolde Auffafjung richtig 

vergl, Entjheidungen des Reichsoberhandelsgerichts VI ©. 261; Weng- 

ler’8 Ardiv 1889 S. 199 
und gegenüber dem Beſtreiten der Klägerin zu deren Gunften zu verwerthen fein 
würde, 

vergl. Entiheidungen des Neihsoberhandelsgerihts XV ©, 322; Bolze 

Praxis IN, 1876; X N. 761; Annalen des Kgl. Oberappellations- 
gerihts N. F. IS. 236, 
damit für diefelbe etwas nidht gewonnen, da als Folge ſich nur die Berechtigung 
der Nüdtrittserflärung der Beklagten ergeben würde. 
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Mällergebühr; Fall, in dem der Grundftüdsbefiger, der die Aufnahme 
einer Hypothel beabfihtigt, Umentgeitlichleit der Dienfte des Mäflers hat 
annehmen können. (F 1254 des B.G.B.S). 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 15. Mär) 1897. O. I. 200,96, 


Am 12. Januar 1894 erlieh der Kläger, welcher unter der im Handels 
regifter eingetragenen Firma „G. Emil F.“ in Dresden gewerbsmäßig die hypo- 
thefariide Unterbringung von Bank-, Sparkaſſen- und Privatgeldern betreibt, im 
„Dresdner Anzeiger” folgende Anzeige: „Aus dem Fond eines Banfinftituts follen 
jofort oder jpäter 600000 #4 à 4 Proz. auf Wohnhäufer und Güter feftitehend 
angelegt werden. Dresdner ältere Häufer im guter Lage werden über die Brand» 
fafje beliehen. Geſuche unter 33 an die 8. S. Adrehcomptoire erbeten.“ 

Darauf ging bei dem Kläger unter dem, in der Anzeige angegebenen Zeichen 
ein Schreiben des Beklagten vom 13. Januar 1894 ein, in weldem der Beklagte 
auf fein Hausgrundftüd Nr. 1 der Nitrake zu Dresden ein Kapital von 90000 #, 
eventuell 150000 .4 anderweit zu leihen ſuchte. 

Am 16. Januar 1894 theilte der Kläger dem Beklagten mittel® Schreibens 
mit, daß die ausgebotenen Kapitalien — welche er übrigens noch gar nicht an der 
Hand hatte —, dur ihn auszuleihen, und die Geſuche an ihn zu richten jeien, 
und forderte gleichzeitig den Beklagten zur Borlegung der Grundftüdspapiere auf. 

Am 17. Januar 1894 erſchien. der Beklagte, welchem der Geſchäftsbetrieb 
des Klägers bekannt war, perſönlich in deſſen Geſchäftslokal und erklärte ihm, daß 
er 150000 .4 zu 4°, auf erfte Hypothek aufzunehmen beabfichtige und die vers 
fangten Grundftücspapiere beſchaffen werde, überbrachte fie aud) am 20. dejjelben 
Monats mit dem Bemerfen, daß er 90000 .4 am 1. Juli und 60000 .# am 
1. October 1894 braude. 

Unter dem 29. Yanuar 1894 erhielt der Kläger von dem Direftor der 
Sächſiſchen Rentenverfierungsanftalt, Dr. &. brieflich die Mittheilung, daß die 
Anftalt befhloffen habe, dem Beklagten auf fein Hausgrundftüd 135000 M zu 
leihen, mit dem Hinzufügen, daß derjelbe mit der Höhe des Darlehns ſich ein- 
verstanden erklärt habe. 

Am 31. Januar 1894 ſetzte der Kläger hiervon den Bellagten mündlich in 
Kenntniß und verlangte von ihm für feine Bemühungen 500 #. 

Am 19. Februar 1894 ſchrieb der Beklagte dem Kläger, daß ſich die, jein 
Hausgrundftüc betreffende Huypothelenangelegenheit erledigt habe, er deshalb das 
zugejendete Annahneformular zurüdihide und um die Rückgabe der Grundſtücks— 
papiere bitte, worauf am 15. März 1894 der Kläger ihm ſämmtliche Grundftüds- 
papiere zurüdjtellte. 

Deffenungeadhtet wurden jedod fpäter auf dem, das Hausgrundftücd des 
Beklagten betreffenden Grundbuhsfolium für die Sächſiſche Rentenberſicherungs— 
anftalt in zwei verjdiedenen Beträgen insgefammt 140000 M Darlehn, welde 
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der Beklagte gewährt erhalten Hatte, eingetragen, und zwar 80000 4 Taut Ur: 
funde vom 28. Juni und 60000 M Taut Urkunde vom 2. October 1894, 

Der Kläger behauptet, dem Beklagten diefe Hypotheken durd feine Thätig. 
feit, wenn aud) nur bis zum Betrage von 135000 #, verihafft zu haben, und 
fordert von ihm für feine Bemühungen eine Vergütung in Höhe von 1°, der be- 
zeichneten Summe, aljo 1350 .#, vorbehältlich anderweitigen richterlichen Ermeſſens 
bezüglicd) der Höhe des Anſpruchs, zu verurtheilen. 

Tem Antrage des Beklagten auf Klagabweifung ift durd das Urtheil der 
erſten Inſtanz ftattgegeben worden. 

Die Berufung wurde zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

1. Nach $ 1254 B. G. B.'s kann zwar eine Mäflergebühr nur gefordert 
werden, wenn fie veriprodden worden ift. Allein dich ift nicht dahin zu verftehen, 
daß das Verſprechen ausdrüclidy abgegeben worden fein muß. Die Zufage einer 
Vergütung für zu leiftende Mäklerdienſte kann auch ftilffhweigend erfolgen, $ 98 
B.G. B., und diefer Fall wird in der Regel dann vorliegen, wenn Jemand fid) 
der Mällerdienfte eines Anderen bedient, von dem er weiß, daß derjelbe aus der 
Veiftung folder Dienfte gegen Gewährung eines Entgeltes ein Gewerbe mad). 
Die Höhe des zu gewährenden Mäklerlohns hat folhenfalles als auf das billige 
Ermefjen des Mäfters geftellt zu gelten. SS 820, 802 B. G. B., W.A. N. F. 
Bd. 11, ©. 12, A.F. Bd. 6, S. 644 flg., Sächſ. Ardiv Bd. 3 ©. 334. 

Die Annahme der ftillihweigenden Zufiderung einer Mäffergebühr wird 
jedoch aud) in einem ſolchen Falle dann nicht zuläffig fein, wenn Umftände vor: 
liegen, welde e8 nahe legen, daß über die Entgeltlichfeit des Geſchäfts unter dem 
Parteien fein Einverſtändniß geherriht hat, der Auftraggeber vielmehr hat davon 
ausgehen können, der Mäkler werde ihm feine Dienfte unentgeltlich leiften. 

So ift aber die vorliegende Sache geftaltet. 

Wie bereit8 die vorige Inſtanz hervorgehoben hat, enthält die, von dem 
Kläger im Dresdner Anzeiger am 12, Januar 1894 veröffentlichte Anzeige nit 
ein Anerbieten von Mäfferdienften, ſondern ein Ausgebot auszuleihenden Geldes. 

Daß jie von einem Mäkler ausging, war aus ihr jelbft nicht zu entnehmen, 
und wird aud) dem Beklagten vorausfichtlid erſt befannt geworden fein, ale er 
auf jein Schreiben vom 13. die Antwort des Stlägerd vom 16, Januar 1894 
empfing. 

Aber aud) in diefer Antwort erwähnt der Kläger nichts davon, daß er dem 
Beklagten Dienfte zur Beihaffung eines Darlehns leiſten wolle, ſondern er 
teilt ihm nur mit, daß „die ausgebotenen Kapitalien durch ihn auszuleihen, und 
die Geſuche bei ihm einzureichen ſeien.“ Er tritt alfo ganz jo auf, als wenn er 
im Beſitze von Aufträgen zur Ausleihung größerer Geldbeträge jei. 

Der Beffagte mußte daher bei feinem Beſuche im Geſchäftslokale des Klägers 
am 17, Januar 1894 annehmen, daß diefer nicht für Geldſucher die Erlangung, 
jondern für SKtapitaliften die Unterbringung von Geldern auf Hypothefen zu 
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vermitteln beabfihtige, und für feine Mühewaltungen werde von diefen entſchädigt 
werden, aber nit mit einer Forderung deshalb an ihn herantreten. 

Nun Hat allerdings der Beklagte bei diefer Gelegenheit erfahren, daß der 
Kläger den von ihm gefuchten Geldbetrag noch gar nit an der Hand hatte, jon- 
dern nur erwartete, ihn — nad) der Darftellung des Bellagten von der Yeipziger 
Greditanftalt — beſchaffen zu können und es Fünnte fi fragen, ob der Beklagte 
fi nicht wenigitens nunmehr hätte jagen müffen, daß, wenn er den Kläger mit 
der Beſorgung der gewünſchten Hypothek betraute, er demfelben für feine Thätig- 
feit werde eine Vergütung zu bezahlen haben. 

Dieje Frage war jedod zu verneinen. 

Es kann dahingeftellt bleiben, ob, wie es nad) den Angaben mehrerer Zeugen 
allerdings den Anſchein gewinnt, in Dresden bereits jeit langer Zeit dev Gebraud) 
befteht, daß Hypothekenmäkler Geld zur Ausleihung auf Grundftücde in den Zei— 
tungen ausbieten, aud ohne zunächſt bejtimmte Perjonen als Darlehnsgeber an 
der Hand zu haben, und erjt dann, wenn fid ein Darlehnsſucher meldet, wegen 
der Gewährung des verlangten Betrages eine Bank oder Kaffe angehen, Es mag 
aud) fein, daß in jolden Fällen dev Mäkler für feine Thätigkeit regelmäßig von 
dem Darlehnsempfänger aud ohne bejondere Vereinbarung eine Provifion zu er 
halten pflegt. 

Aber jeden Falls findet Letzteres nicht ausnahmslos ftatt, und es läßt ins- 
befondere die Darftellung des Zeugen W. erjchen, daß namentlih Mäkler, welche 
eine Bank ftändig vertreten, in dev Regel von diefer entlohnt werden, von dem 
Darlehnsempfänger aber eine Vergütung nicht beanjpruden. 

Es ift deshalb daraus, daß der Beklagte zu der Zeit, al8 er dem Kläger 
Auftrag ertheilte, bereits wußte, dab diefer den erforderlihen Geldbetrag noch 
nicht zur Verfügung hatte, jondern erjt beihaffen mußte, jelbft wenn der Beflagte, 
— was er beftreitet — den behaupteten Gebrauch gefannt haben follte, nicht ohne 
Weiteres zu ſchließen, daß er, entgegen feiner uriprüngliden Annahme, habe nun— 
mehr davon ausgehen müſſen, es werde von dem Kläger doch eine Mäflergebühr 
von ihm verlangt werden, 

Der Beklagte fonnte, zumal der Kläger bei diefer Beiprehung mit einem 
hierauf gerichteten Begehren in feiner Weife hervorgetreten ift, fehr wohl noch der 
Meinung fein, der Kläger werde fid) wegen einer etwaigen Vergütung für feine 
Miühewaltung an den betreffenden Darleiher halten. Und daß der Beflagte in 
der That von diefer Anſicht geleitet worden ift, ergiebt fi daraus, daß er, ale 
der Kläger ihm am 31. Januar 1894 eröffnete, daß die Sächſiſche Rentenver— 
fiherungsanftalt fein Darlehnsgefudh genehmigt habe, und dabei von ihm eine 
Mäklergebühr von 500 .# forderte, auf diejes Verlangen nit eingegangen ift, 
fondern eine Antwort ertheilt Hat, welde auf eine Ablehnung deffelben hinauslief. 

Liegt aber fomit aud ein nur ftillfchweigendes Verſprechen einer Mäfler- 
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gebühr Seiten des Beflagten nit vor, fo ift aud der von dem Kläger erhobene 
Anfprud unbegründet. 

I. Demfelben fteht jedoch auch noch ein anderer Umftand entgegen. 

Der in der Praxis feitgehaltene Grundſatz, daß der urfählihe Zufammen- 
bang zwiſchen der vermittelnden Thätigfeit des Mäklers und dem fpäteren Zu- 
ftandefommen des Vertrages, welcher das Ziel diefer Thätigfeit bildet, zu ver: 
mutben jei, j 

zu vergl. Annalen des vormal, D.UG., Bd. 7 ©. 74, Bd. 8 ©. 68; 

Zeitiägrift  R. u V. Bd. 26 ©. 130; Annalen des O.L.G. Br, 
11 ©. 239 Bd. 9 S. 92 flg., 
anı jedenfalls dann nicht ſchlechthin zur Anwendung gebradt werden, wenn be: 
jondere Umftände die Annahme eines folden Zufammenhangs im einzelnen Falle 
ausſchließen. 

Wengler's Archiv 1884, ©. 344 fig. 

Nun hat der Beklagte auf die Mittheilung des Klägers vom 31. Januar 
1894, daß die Sächſiſche Rentenverfiherungsanftalt das nachgeſuchte Darlehn in 
Höhe von 135000 .# bewilligt habe, nad) der eigenen Darftellung des Klägers 
fi zunädft die Erklärung über die Annahme des angebotenen Betrages vorbe- 
halten, am 19. Februar 1894 unftreitig aber dem Kläger geſchrieben, daß fid 
die fein Hausgrundftücd betreffende Hypothefenangelegenheit erledigt habe, das er- 
baltene Annahmeformular zurücgejendet und um die Rückgabe der dem Kläger 
überreichten Grundftücspapiere gebeten und es ift diefe au am 15. März 1894 
erfolgt. 

Damit war nun zwar der dem Kläger von dem Bellagten ertheilte Auf 
trag nicht, wie die erſte Inftanz meint, in rechtswirkſamer Weife zurücgenommen. 
Denn die im Briefe vom 19. Februar 1894 abgegebenen Erklärungen des Be 
klagten find erjt erfolgt, nachdem der Kläger die Thätigfeit, für die er jeßt eine 
Mäklergebühr fordert, bereits entwidelt hatte. Der Beklagte war daher für den 
Fall, daß das in Ausſicht genommene Geſchäft infolge diefer Thätigfeit noch zu 
Stande fam, an eine einmal übernommene Verbindlichkeit zur Bezahlung einer 
Mäflergebühr gebunden und konnte ſich hiervon nicht mehr einfeitig frei maden; 

vergl. Annalen des D.R.G. 11. Bd. S. 244. 

Wohl aber waren damit die Verhandlungen des Bellagten mit der Säch— 
ſiſchen Rentenverfiherungsanftalt fo vollftändig abgebroden, daß die fpätere Dar- 
lehnsgewährung nicht mehr auf die Vermittlerthätigfeit des Klägers zurücgeführt 
werden fann. — Hierzu wird noch auf Grund der Berweisergebniffe bemerkt, daf 
die fpätere Berwirklidung des Hypothefengefhäfts auf die Anregung des Directors 
der Rentenverfiherungsanftalt zurücdzuführen ift. 
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Betrug des Berläufers begangen durd falihe Zufiherungen über den 
Umfang des verkauften Handelsgeihäfts; Rechte des Betrogenen auf 
Schadenserſatz ($S 919 des 8.6.8.8). 


Urtheil ded D.L.G.'3 Dresden vom 5. Mai 1897. O. IV. 49,96. 


Der Eadjftand ergiebt ſich aus den nachſtehenden Entiheidungsgründen. 

Die Beklagte hat zugeftanden, mit der Klägerin einen Kauf über das der 
leßteren gehörige Flajchenbiergejhäft zu dem Preile von 3000 # abgeſchloſſen, 
bisher aber nur 2500 .# gezahlt zu haben; fie beftreitet indefjen ihre Verpflichtung 
zur Bezahlung des geforderten Reſtkaufpreiſes von 500 4, weil fie von der 
Klägerin dur falſche Vorfpiegelungen über den Umfang und Ertrag des Ge- 
ſchäfis zu dem Abjhluffe des Vertrags und zur Bewilligung eines Preifes von 
3000 M bewogen worden fei. Im Einzelnen madt fie Hierzu geltend, der Ehe: 
mann und Bevollmädtigte der Klägerin habe ihrem Ehemanne und Vertreter gegen- 
über auf deffen Frage nad) dem Ertrage des Geſchäfts verfihert, dafjelbe jei aus— 
gezeichnet, ernähre eine Familie jehr gut und bringe monatlid 150 4 ein. Diefe 
Zufiherung habe der Wahrheit nicht entiproden; das Geſchäft habe fi in ganz 
heruntergefommenem Zuftande befunden und monatlid nicht einmal die Hälfte des 
in Ausſicht geftellten Ertrages abgeworfen. Hiernad) und in weiterer Berückſich— 
tigung des Umftandes, daß das verfaufte Geſchäftsinventar aus alten, gering- 
werthigen, theilweife defecten Gegenftänden bejtanden, Klägerin ihr aud einen 
Theil der dazu gehörenden Bierflaſchen nicht übergeben habe, ergebe fi), daß das 
ganze ihr überlaffene Geſchäft nit 3000 4, fondern höchſtens 1600 .4 werth 
geweſen jei. 

Die Art und Weife, wie Beklagte ihren Schadenserjaganiprud begründet 
bat, ift vechtlidh nicht zu beanftandgn. Bei Veräußerung eines, einen Ertrag ab» 
werfenden Gegenftandes, 5. B. eines Grundftüds, eines Handelsgeſchäfts, ift die 
Preisbildung vorwiegend durd die Angaben über die Erträgniffe des Kaufobjects 
beeinflußt; der Schaden, den der Käufer durch unridtige Angaben des Verkäufers 
über den Ertrag erleidet, befteht darin, daß er einen Kaufpreis bewilligt hat, den 
er bei Kenntniß des wahren Sadjverhalts nicht bewilligt haben würde; er verlangt 
dann mit Grund, daß der ihm entgangene Gewinn als ein den Werth des Kauf: 
gegenftandes verringerndes Moment aufgefaßt, und daß der entipredende Geld- 
betrag don der Gegenleiftung gefürzt werde (vergl. Entfheidungen des R.G. 
in der Yurijt. Wochenſchrift 1896, S. 378). Daß die Beklagte im vorliegenden 
Falle ihrem Schaden auf dieje Weije beizufommen ſucht, kann ſchon um deswillen 
nicht als unzuläffig angefehen werden, weil nad der Uebernahme eines im Be— 
triebe befindlihen Detailgejhäfts eine völlige Vertragsauflöjung und die Wieder: 
herftellung des vorigen Zuftandes, wie fie bei der Vertragsanfehtung einzutreten 
hätten, mit folden Schwierigkeiten verbunden fein würden, daß fie bei finngemäßer 
Gejepesauslegung der völligen thatſächlichen Unmöglichkeit gleichgeſtellt werden Dürfen, 
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Uebrigens würde aud) eine Anwendung des für die Minderumgsklage aufgeftellten 
Principe der Minderung der Gegenleiftung ($ 919 des B.G.B.’8) in einem dere 
artigen Falle nit ausgeſchloſſen fein und, den Beweis der Einredethatſachen vors 
ausgejcht, ebenfalls zu einem der Beklagten günftigen Ergebniffe führen. 

Es folgen Beweiswürdigungen, in denen ausgeführt wird, daß Die Ein- 
buße, die die Beklagte in der Zeit des Betriebes des Geſchäfts bei Vergleihung 
des wirklich erzielten Neingewinnes mit der Geſammtſumme des ihr fälſchlich zu— 
geſicherten Gewinns erlitten hat, ſowie ferner der Geſammtminderwerth des ihr 
verkauften Geſchäfts mindeſtens auf 500 4 zu veranſchlagen iſt. Die Klage 
wurde daher abgewiejen. 


Hajtbarfeit wegen Nebertragung der Blatternfrantgeit. Wer, behaftet 

mit diefer Krantheit, die Eiſenbahn benügt und hierbei einen Mitreijen- 

den anfterft, haftet diejem wegen des durch Mebertragung der Krankheit 

zugefügten Schadens. Welches Recht iſt für die Schadenserſatzpflicht maß⸗ 
gebend? | 


Urtheil des DO.2.G.'8 Karlsruhe, I. Civ.Sen. vom 25. April 1894. 


Im März 1892 hielt ſich der Beklagte (Badener), welder auf einer Reife 
nad) Konftantinopel begriffen war, mehrere Tage in Bufareft auf und wurde dort 
von einem Unwohlſein befallen, namentlich bemerkte er einen Ausſchlag im Gejigt. 
Er fonfultirte deßhalb in Bukareſt zweimal den praft. Arzt Dr. D., welder aber 
nur ein leichtes Fieber an ihm konſtatirte, weldes nad) Angabe des genannten 
Arztes nicht auf eine Erkrankung an Blattern prognofticiren ließ. Da aber der 
Beklagte zugeftandenermaßen wußte, daß er mit dem genannten Ausſchlag im Ge— 
fiht im Orient feine Gefhäfte mahen könne, fo fehrte er direkt über Wien und 
Münden nad feinem Wohnfig Pforzheim zurüd. Seine Abreife von Bulareſt 
erfolgte am 23. März 1892, der Zug (e8 war der Wien-Parijer Schnellzug) 
paffirte am 25. März Morgens 7 Uhr Münden und fam Nahmittags gegen 
halb 3 Uhr in Pforzheim an. Bei feiner Ankunft waren die Blattern vollftändig 
bei ihm ausgebroden. 

Der Kläger behauptet, er fei am 25. März 1892 Morgens 7 Uhr in 
Münden in das vom Bellagten benüßte Eifenbahncoupee eingeftiegen, um nad) 
Augsburg zu reifen; der Bellagte jei erft, nachdem Kläger bereits in diefem Coupee 
Plaß genommen, unmittelbar vor Abgang des Zugs, in daffelbe, worin ſich außer 
den Beiden nur nod ein Pafjagier befunden habe, eingeftiegen; Kläger habe jv: 
fort den Ausſchlag im Gefiht des Beklagten bemerft und einen Schauder oder 
Efel empfunden, habe aber, da fi) der Zug fofort, nachdem Bellagter eingeftiegen 
in Bewegung gejeßt, das Coupee vor feiner Ankunft in Augsburg nit mehr ver- 
lafjen können. Während jeines Zufammenjeins mit dem Bellagten auf der Strede 
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München-Augsburg ſei er von diefem mit dev BlatternkrankHeit angeftedt worden. 
Daß der Kläger in der Folge an den Blattern erfrankte, ift unbeftritten. 

Wegen diejer vom Beklagten ſchuldhafter Weife verurſachten Erfranfung ver: 
langte ev 1000 M Schadenserſatz. Durch Borabentigeidung i. S. des 8 276 
PD. erflärte das L.G. den Anfprud des Klägers als dem Grunde nad) jeftge- 
jtellt. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. 


Aus den Gründen, 


Daß der Bellagte am 25. März 1892 Nahmittags mit den Blattern be- 
haftet in Pforzheim anfam, wird von ihm nicht beabredet und fteht zudem durd) 
die Ausfage des Zeugen Md. feit. Durd das Gutachten des Sachverſtändigen 
Nehm, ſteht ferner feit, dak am Morgen des 26. März 1892, als Rehm den 
Beklagten erſtmals beſuchte, der Blatternausſchlag bei diefem „in voller Blüthe“ 
ftand, d. 5. daß er im Gefiht und am ganzen Körper mit-eiterigen Blattern— 
pufteln bedeft war. Der Sadjverftändige betätigt weiter, daß der Beklagte jun 
während jeiner Eijfenbahnfahrt am 25. März 1892 die Blattern in 
hoch ausgebildetem Zujtande hatte, daß er ſich in Folge dejjen jehr krank fühlen 
mußte, und daß Mitreifende durch diefen Krankheitszuftand des Beklagten einer 
huhen Gefährdung ihrer Gejundheit ausgejeßt wurden. 

Das Gericht nimmt darum als bewiejen an, daß die Erkrankung des Be— 
flagten, wie fie am Abend des 25. März durh Dr. Mar. und am folgenden 
Morgen durch den genannten Sachverſtändigen feitgejtellt wurde, in weſentlich 
gleihem Grade und Umfang bereits amı Morgen des 25. März 1892 bei der 
Ankunft des Beklagten in Münden, wojelbjt der Zug hielt, vorhanden war; daß 
aljo damals äußere und innere, dem Beklagten durch das Gefühl und theilweije 
— 3. 2. binfihtlih der auf den Händen und Armen aufgetretenen Puſteln — 
aud ohne Spiegel durd) das Gefiht wahrnehmbare und jedenfalls von ihm empfun— 
dene Eymptome beftanden, aus denen der Bellagte, namentlid) aud) mit Rückſicht 
auf die Krankheitsgeſchichte, auf die Möglichkeit, daß er mit ciner fontagidjen 
Krankheit, fpeciell mit den Blattern, behaftet ſei, ſchließen mußte. 

Die Erkrankung des Beklagten trat nit plöglid ein; es ergiebt fi aud) 
aus dem Gutachten des Sadjverjtändigen und den Angaben des Zeugen Dr. Gl., 
daß gerade dem vollen Ausbrud der Blatternfrankheit in der Regel eine ſ. g. 
Incubationsperiode, verbunden mit Kranfheitserjdeinungen, namentlid) Fieber, vor- 
angeht. 

Nun wurde der Beklagte bereits in YBufareft von einem Ausihlag im Ge 
fit befallen, der ihn veranlafte, feine projeftirte Reife nad) Konftantinopel auf: 
zugeben. Der praft. Arzt D. in Bufareft fonftatirte bei zwei Beſuchen, deren 
Tage nicht feftftehen, (im Ganzen hielt fid) Beklagter 6 Tage in Bufareft auf) 
feidhtes Fieber. Am 23. März 1892 fühlte fi der Beklagte nad) Angabe des 
Zeugen Rad. „ziemlih” unmwohl, Tas Unwohlſein fteigerte fi während der 
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Reiſe von Bukareſt nad) Münden bis zum vollen Ausbrud der Blattern. Diejes 
letztere Ereigniß fam aljo für den Beklagten feineswegs überraſchend, es war nur 
das Reſultat einer fteigenden Verſchärfung des ſchon in Bulareft bejtandenen Un: 
wohlieins; es hatte fid) der anfängliche, mit Fieber verbundene Ausihlag bei der 
Ankunft in Münden bis zum Ausbruch der Blattern gefteigert. Diefe, vom Be— 
klagten jedenfalls empfundene Steigerung des Unwohlſeins und Ausihlags in Ber- 
bindung mit dem jedenfalls ſchon bei der Ankunft in Münden vorhandenen Ge- 
fühl „sehr frank“ zu fein, mußte bei dem, den gebildeten Ständen angehörenden 
Beklagten die Vermuthung erweden, daß diefer Ausſchlag doch nit „eine harm— 
lofe Kinderkrankheit“ ſei (wofür ihn der Beklagte anfänglich gehalten haben will), 
jondern daß derjelbe einen fontagiöjen Charakter haben, daß er ein Blattern— 
ausidlag fein könne, In welch' heftiger Weiſe die Krankheit bei dem Beklagten 
ſchon vor der Anfunft in Münden ausgebrodyen war, ergiebt fi) daraus, daß, 
wie nad) den Ermittelungen der fgl. Polizeidireftion Münden nicht zu bezweifeln, 
bereit8 auf der Stede Wien—Yinz die Uebertragung der Blatternfranfheit vom 
Beklagten auf den im gleihen Coupee mitreifenden E. M. erfolgte. 

Das Geriht nimmt darum als bewiejen an, daß der Beklagte jedenfalls 
bei jeiner Ankunft in Münden am Morgen des 25. März 1892 fid der Mög— 
lichkeit bewußt war, mit einem anftedenden Ausſchlag, ſpeziell den Blattern, be- 
haftet zu fein. Ob er dieſes Bewußtſein bereits in Bukareſt hatte, fann füglich 
dahin geftellt bleiben, denn gegebenenfalls handelt e8 ſich nit um die Frage, ob 
ion in der Abreife von Bukareſt, fondern nur darum, ob in der Weiterreile 
von Münden in einem dem reijenden Publikum zugänglihen Eijenbahncoupee ein 
Ihuldhaftes Verhalten des Beklagten liegt. Diefe Frage bejaht fi) aber mit der 
oben beantworteten Vorfrage, daß der Beklagte jedenfalls bei feiner Ankunft in 
Münden daß Bewußtjein von der Möglichkeit hatte, das er mit einem Fonta- 
giöfen Ausihlag, ſpeziell den Blattern behaftet fei. 

Hatte er dieſes Bewußtjein, dann mußte der Bellagte bei Anwendung ge: 
höriger Aufmerkjamfeit und Vorſicht aud die Möglichkeit vorausjehen, daß er 
durch Benüßung eines aud) dem übrigen reifenden Publitum zur Verfügung ftehen- 
den Eijenbahncoupees die darin Mitveifenden der Gefahr ausjeße, von ihm an- 
gejtedt und dadurd an Gejundheit und Vermögen befhädigt zu werden. 

In dem Benützen eines derartigen Coupees mit dem Bewußtſein, daß da- 
durch die Mitreifenden an ihrer Gefundheit und ihrem Vermögen gefärdet werden 
lönnen, läge ſomit eine Fahrläffigfeit des Beklagten und diefer Fahrläffigfeit machte 
er ſich dadurch ſchuldig, daß er von Münden ab ein foldjes Coupee benüßte. 

Es fommt deshalb nicht mehr darauf an, ob der Arzt D. dem Beklagten 
die Heimreiſe nad) Pforzheim erlaubte, denn jedenfalls wußte der Beklagte bei 
feiner Ankunft in Münden, daß von da an feine Anwejenheit in einem Eijenbahn- 
coupee den Mitreifenden gefährlich fein könne. 

Es handelt ſich jomit nur nod um die Frage, vb ed nachgewieſen ijt, daß 
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der Kläger von Münden aus im gleichen Coupee, wie der Bellagte, nad Augs— 
burg gefahren ift und hierbei von demjelben mit der Blatternkrankheit angeftedt 
wurde. Beide Fragen find auf Grund des vorliegenden Beweismaterials zu bes 
jahen, (Folgt nunmehr die VBeweiswürdigung). 

Da e8 ſich gegebenenfall® um eine Schadenserſatzklage aus einer auferhalb 
Badens begangenen unrechten That handelt, jo fünnte ſich die Frage erheben, ob 
die Folgen der That nad) dem am Begehungsorte (Bayern) oder nad) dem am 
Wohnſitz des Schuldners (Pforzheim) geltenden Recht zu beurtheilen find. 

Dieje Frage ift aber um defwillen gegenftandslos, weil die an beiden Orten 
geltenden Geſetzgebungen Hinfihtlid” der Folgen unrechter Handlungen außerhalb 
von Vertragsverhältniffen (ſ. g. aquilische culpa) die gleihen Normen auf- 
ſtellen. 

Auch nach dem am Deliktsort geltenden Codex Maximilianeus Bavaricus 
vom Jahre 1756 Theil 4 Kapitel 16 P. 7 Ziffer 6 hat die actio legis aquiliae 

„nicht nur um der dolo vel culpa lata, fondern aud) levi vel levissima 
entweder committendo vel omittendo verurjadten Schaden“ 
ftatt. 

Diefer Grundfaß entſpricht jomit vollftändig dem Prinzip des L.R.S. 1883, 
Uebrigens ftellt der $ 13b des 6. Bad. Conſtitutions-Edikts den Grundſatz auf, 
daß der Imländer bezüglid der Folgen einer im Ausland begangenen unredten 
That nad) den inländischen Geſetzen zu beurtheilen jei.*) 


Falfhe Fütterung von Pferden als Grund der Verwirkung eines Vieh— 
verfiherungspertrages. 


Urtheil des D.2.G.8 Dresden vom 81. Januar 1895. (O. I. 159,94) 


Der Kläger hatte bei der Beklagten — einer Viehverſicherungsbank — für 
die Zeit bis zum 31. Auguft 1894 zwei Pferde fiir je 800 4 verfidert und 
fordert mit der Klage 564 .# ſammt Zinfen zu 5°, von der Klagzuftellung ab 
gerechnet, als die vertragsmäßige Entihädigung für das eine dieſer Pferde, welches 
am 14. Dftober 1893 umgeftanden: ift. 

Die Beklagte Hat unter dem Antrage auf Klagabweifung ihre Verpflichtung 
zur Zahlung der geforderten Entſchädigung beftritten, weil der Tod des Thieres 
in Folge einer groben Vernadläffigung in deffen Wartung und eines gleichzeitigen 
Verſtoßes gegen die Vertragspfliht des Klägers, e& nur mit Hafer, Heu und 
Hädjel zu füttern, eingetreten ſei. 

Tom Landgericht ift die Klage nach Beweiserhebung abgewiefen worden. 

Die dagegen vom Kläger eingewendete Berufung wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: 

Aus der Antwort des Klägers auf die Frage unter 2 im Verſicherungs— 


*) (Aus den Annalen ber Großherzogl. Badiſchen Gerichte 1896, S. 197 flg.) 
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antrag kann defien Verpflichtung, die verfiherten Pferde ausſchließlich mit Hafer, 
Heu und Hädjel zu füttern, nicht gefolgert werden. Die Frage ift darauf ges 
richtet, weldes Futter die zur Verſicherung beantragten Pferde in der Regel 
erhalten. Ihre Beantwortung ſoll die Beklagte in den Stand jeßen, fi über 
die Ernährung der Thiere zur Zeit des Verjiderungsantrages ein Urtheil 
zu bilden, deren Kenntniß für ihre Entſchließung auf den Antrag von nabeliegen: 
dem Intereſſe war. Dafür, daß diefe Ernährungsweiſe aud) während der Ver: 
fiherungszeit beibehalten werden würde, bot ihr die ertheilte Antwort nad) der 
lediglid) auf die Gegenwart lautenden Fragftellung feine Gewähr. Eine Erflärung 
hierüber ift dem Kläger nicht abverlangt und von ihm nicht gegeben worden und 
wäre es der Fall, jo würde fie nit im Sinne eines abjoluten Ausſchluſſes jedes 
anderen Futtermittel, jondern nad) dem Wortlaut der Frage nur dahin verjtan« 
den werden können, daß die Pferde in der Regel das angegebene Futter erhalten 
jollten. Zudem würde, jelbjt wenn die von Beklagten behauptete Vertragspflicht 
beftünde, ihre Verlegung nit den Klagabweifungsantrag rechtferigen, da die Be 
flagte auf eine an diejelbe gefnüpfte Rechtsverwirkung ſich uicht hat beziehen können. 

Die gerügte Fütterung des Thieres mit Weizen gewinnt aber dadurd für 
die Nechtöverhältniffe der Parteien Bedeutung, daß fie für deſſen Tod urſächlich 
geweſen iſt. 

Es wird ſodann als erwieſen angenommen, daß der Knecht des Klägers 
den beiden, ſonſt nur mit Kleie und Hafer gefütterten Pferden am Tage vor der 
Erkrankung eine Viertelmetze Weizen als Futter vorgeſchüttet hat, ſowie weiter 
ausgeführt, daß nach dem Gutachten des Sachverſtändigen Thierarzts Dr. N. mit 
Ausnahme des Hafers alle Körnerfrüchte für Pferde gefährlich ſeien, weil ſie bei 
dem Hinzutritt von Waſſer ſehr leicht aufzuquellen und Kolik zu erzeugen pflegten 
und daß dies insbeſondere vom Weizen gelte, weshalb nach dem Sectionsberichte 
die Fütterung mit Weizen als Todesurſache anzunehmen ſei. 

Die Gründe fahren hierauf fort: 

Bei der Gefahr, die nad) dem Gutachten des Sachverſtändigen damit ver: 
bunden ift, wenn Pferden Weizen in mehr, als ganz Heinen, anderem Futter bei- 
gemiſchten Mengen verabreiht wird, und die jid) nod) jteigert, wenn diejelben, 
wie ed bier der Fall war, jonft ausſchließlich mit anderem Futter ernährt werden, 
muß in der Verabreichung der dem gefallenen Thiere zur Todesurjadhe gewordenen 
Dienge Weizens eine grobe Vernadläffigung in der Wartung dejjelben gefunden 
werden. Die Wartung eines Thieres ift der allgemeine Begriff für alle ihm 
nöthige Pflege und ſchließt daher auch jeine Verjorgung mit Futter in fi. Die 
jelbe darf nur in der ihm zuträgliden Weije erfolgen und wird vernadläffigt, 
wenn fie die gebotene Rückſicht auf eine jahgemäße Ernährung außer Acht läßt 
und in grober Weije vernadläffigt, wenn dabei gegen wichtige Erfahrungsjäße ver- 
jtoßen und dadurd die Gejundheit des Thieres in ernjte Gefahr gebracht wird. 
Dieje legtere Möglichkeit lag im gegebenen Fall feineswegs fo fern, daß jie jelbit 
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von einem ordentlien und aufmerkfamen Hausvater nicht hätte berückſichtigt wer: 
den müfjen. Der Eadjverftändige bezeichnet die Gefährlichkeit der Weizenfütterung 
für Pferde als den Pferdebefigern in Sachſen allgemein befannt und die gleiche 
Kenntnig muß, da fie auf allgemein gültigen Erfahrungen beruht, unbedenklich 
aud bei denjenigen vorausgejeßt werden, welde in der vom Kläger bewohnten 
Gegend — in Bayern — ſich berufsmäßig mit der Wartung und Pflege von 
Pferden bejhäftigen. ine Unkenntniß in diefer Hinfiht ſchützt ſie nicht. Denn 
es ijt ihre Pflicht, fid) über dasjenige zu unterrichten, was fie zu einer ſachgemäßen 
Wartung der Thiere wifjen müfjen und es liegt im Rahmen der Sorgfalt jelbit 
eines minder ordentlichen und aufmerffamen Menſchen, daß fie dies thun und ſich 
nicht leihhtfinnig über das danach Gebotene hinwegjeßen. 

Nun hat nicht der Kläger perſönlich, ſondern defjen Knecht den Weizen vor— 
geihüttet und da jet die Verteidigung des Klägers ein, der die Anſicht vertritt, 
daß er fir Handlungen Dritter nicht unbedingt, ſondern nur injoweit zu haften 
habe, als ihm dabei eine Verſchuldung, fei es in der Auswahl einer für die War: 
tung der Pferde ungeeigneten Perſon, jei e8 in einer ſachwidrigen Anweilung* oder 
in einer ungenügenden Beaufjidtigung derjelben zur Lat fällt, Die Beftimmung 
in $ 31 des für den BVerfiherungsvertrag maßgebenden Statut der Beklagten *) 
muß jedod dahin aufgefaßt werden, daß ſchon der objektive Thatbejtand, daß der 
Tod des verfiderten Thieres durd grobe Vernadhläffigung in dejien Wartung ber: 
beigeführt worden ift, die Entihädigungspflit der Beklagten aufbebt ohne Rüd- 
fiht darauf, ob er vom Verficherten oder von einer dritten Perſon verjduldet 
worden ift. Danach ſoll e8 eben keinen Unterjdied machen, ob der Verſicherte 
oder eine andere Perfon die hervorgehobenen Handlungen begangen hat. Der ob» 
jeftive Thatbeftand allein bildet den Befreiungsgrund. 

Die civilrehtlihen Grundſätze über die Haftung für das Verſchulden Dritter 
leiden auf den vorliegenden Fall keine Anwendung. Nur dem Kläger, nit aber 
der Beklagten konnte der Knecht aus feiner Handlungsweije verpflichtet werden, denn 
nur jenen ſchädigte er und nur zu ihm ftand er im Vertragsrechte. Nicht aljo 
um ein Eintreten für eine Verpflihtung diejes Knechts, fondern darum handelt 
es fi, ob im PVertragsverhältnig der Parteien zu einander die Handlung des 
leßteren Einfluß gewinnen und insbefondere die darauf aufgebaute Rechtsverwirkung 
begründen kann. Das aber beantwortet ſich ausfhlieglih nad dem Inhalte des 
Vertragsrechts ſelbſt und ift nicht bloß nad) dem beiprodenen Wortlaute, jondern 
auch nach dem Zwed der angezogenen Statutenbeftimmung zu bejahen, der die 
Haftung der Beklagten auf die Fälle beſchränken will, in denen aud) bei dem Vor— 
liegen normaler Verhältniffe, bei einer jahgemäßen Behandlung des Thieres in 


*) $ 81 des Statut3 lautet in feinem hier in Frage tommenden Theile: Entſchädigung 
wird nicht gewährt, wenn der Tod herbeigeführt wird durch grobe Bernadläffigung in der 


Wartung jeitend des Verficherten, 
84* 


532 Reportaeichäft, Differenzgeſchäft. 


Wartung, ärztliher Pflege und Gebrauch und bei genügender Beaufjihtigung des- 
jelben die tödtlide Erkrankung ſich nit hat vermeiden laffen. Ohne dieſe Be- 
ihränfung würde eine fihere Veranſchlagung der mit der Verfiherung übernom- 
menen Gefahr, wie fie die nothwendige Grundlage jedes Verſicherungsgeſchäftes 
bilden muß, nicht möglid jein, Diefe Grundlage läßt fi) mur bei einer genauen 
Umgrenzung der Hafipflit gewinnen und ift bier in der Weiſe gefunden worden, 
daß als die Vorausjegung ihres Eintritts gewiffe normale Verhältnifje in den 
bervorgehobenen Richtungen angenommen worden find, deren Fehlen fie ausſchließt. 


Neportgeihäfte, Eintritt des Gommilfionärs als Zelbftcontrahent, Selbft- 

bilfeverfauf im Falle eines Firgeihäfts nad engliſchem Rechte. Unter⸗ 

ſchied des Speeulationsgeihäfts vom Differenzgeihäft. Berichtigung des 

erftinftanzlichen Urtheils, in deifen enticheidenden Theile über den Koften- 
punkt nicht erkannt ift (S 270 der C. P.O.). 


Urtheil des D.Y.G '3 Dreäden vom 10. März 1897. O. N. 31/95, 


Der Sachverhalt ergiebt fih aus den folgenden Entiheidungsgründen des 
Berufungsurtheild, durd das die in erjter Inſtanz erfolgte Verurtheilung des 
Beklagten beftätigt wurde. 

Der Bellagte hat nad) feinen Zugeftändniffen mit dem Kläger, einem Makler 
an der Yondoner Fondsbörſe (Stock Exchange) feit der Mitte der 1880er Jahre 
in der Weife in Gejhäftsverbindung geftanden, daß er durd ihm Aktien der Hud— 
fonbay-Compagnie gefauft und verkauft hat und daß in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
dem Ankaufe und dem Weiterverfaufe dieſer Aktien der Kläger dem Beklagten 
deren Kaufpreis ſtets ohme bejonderen Auftrag prolongirt hat. Die Prolongation 
ift — wie aus den vom Beflagten im großer Anzahl beigebradhten Abrechnungen 
und den entſprechenden Prolongationscontracten und Zufchriften des Klägers her— 
vorgeht — in der Weiſe erfolgt, daß an den halbmonatliden Liquidationstagen 
dev Londoner Börje der Kläger die Aftien für den Bellagten zum jedesmaligen 
Liquidationskurſe verfauft und fie für ihm gleidyzeitig für den Yiquidationstag zu 
dem Kurſe, der ſich alsdann herausstellen werde, zurückgekauft habe. 

Dieſe Prolongationsgeſchäfte ftellen fi hiernach als jog. Reportgeſchäfte dar. 

zu vergl. Grünhut in Endemanns Handbud) des Handelsrehts Bd. 3 

S. 28 flg.; Saling's Börfenpapiere I. Theil, Ausgabe 1892 ©. 
142 flg.; Entfheidungen des Reichsgerichts in Givilfahen Bd. 19 
©. 149 fig. und Bd. 28 ©. 26 fig. 

Dies ift auch durd das vom Kläger in feinen Abrechnungen wiederholt ge 
brauchte Wort „cont.“ oder „contango”, weldes 

zu vergl. Saling's Börjenpapiere a. a. DO. ©. 67 und Alerander, 

Reportgeihäft und Prolongation ©. 9. 
gleichbedeutend ift mit „Report“ zum Ausdrud gebracht worden, 
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Bei einer derartigen forigejegten Reportirung find die einzelnen lediglich in 
einem wirthſchaftlichen Zuſammenhange ftehenden Prolongationsgeichäfte rechtlich als 
durhaus für ſich beftehende Geſchäfte, nicht als untrennbare Theile eines einzigen 
Vertragsverhältniffes zu behandeln, 

zu vergl. Grünhut a. a. O. ©. 32; Entjheidungen des vormaligen 

Reichsoberhandelsgerihts Bd. 19 S. 308 flg.; Entideidungen des 
Neihsgerihts in Eivilfahen Bd. 36 ©. 64 
jo daß das Forderungsverhältniß zwiſchen den Parteien ſich nad) dem GErgebniffe 
des lebten zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Reportgeſchäfts richtet. 

Bei Prüfung der ziffermäßigen Berehnung des vom Kläger erhobenen Ans 
ſpruchs, welchen diejer darauf ftüßt, daß er an dem auf den 13. November 1393 
fallenden Yiquidationstage das Engagement mit dem Beklagten gelöft und die den 
Gegenſtand ihres letzten Reportgeſchäfts bildenden dem Beklagten bis zu dieſem 
Tage verlängerten 50 Hudjonbay:Aftien, die der Beklagte ihm damals nicht ab- 
nahm, an der Londoner Börje zum damaligen Liquidationsfurfe von 13'/, ver- 
fauft hat, woraus fid für ihn ein Guthaben von 36 £ 6 sh 1 p. an den Be 
klagten ergebe, ift daher auf die früheren Reportgeſchäfte der Parteien mur jo weit 
zurüczugehen, als dies zur Begründung dieſes Guthabens erforderlich) ift. 

Der Eelbjthilfeverfauf der Aktien durd den Kläger erfolgte, wie aus der 
vom Beklagten ſelbſt beigebraditen Verfaufsrehnung hervorgeht und von ihm nicht 
bejtritten worden ift, zum Kurſe von 14%/, und ergab nad) Abzug des Stempels 
und einer Mäflergebühr (brokerage) von ?’/,/, einen Keinerlös von 658 £ 14. — 
Diefer Neinerlös ift nad) der vom Beklagten ebenfalls beigebraditen Abrechnung 
(account) des Stläger vom 13. November 1893 dem Erjteren qutgeichrieben, da» 
gegen ift dDiefer mit dem DBetrage von 687 £ 10. —, zu weldem Preife nad) 
feinem Zugeftändnifje für ihn die Aftien am 25. October vom Kläger auf den 
13. November 1893 gefauft worden waren, jowie weiter mit der von ihm ihrer 
Ungemefjenheit nad) nicht beftrittenen Beträgen an 3 £ 15. — Reportgebühr 
(eontangs), 1 sb Stempel und 1 shı 6 p Portoverlägen belaftet worden. Außer— 
dem ift ihm auf Grund des am 11. October 1893 abgeſchloſſenen Reportgeſchäfts 
nod ein Debetjatdo von 3 £ 12 sh 7 p, welder fid) bei der Liquidation am 
25. October 1893 für ihn heransgeftellt hatte, zur Yaft geſchrieben worden, deſſen 
ziffermäßige Begründung ſich aus den vom Kläger beigebradten, vom Beklagten 
nicht beftrittenen Unterlagen der Abrechnung vom 27, October 1893 ergiebt. Ein 
Zurüdgreifen auf die Abrehnungen über die früheren Reportgeſchäfte erledigt ſich 
dadurch, daß die Abrehnung vom 27, October 1893 mit einem Greditjaldo von 
6 £ 8 sh 5 p zu Gunjten des Beklagten einjeßt. Der Beklagte hat nicht be— 
hauptet, dak ihm damals auf Grund der früheren Reportgeihäfte ein höheres 
Guthaben an den Kläger zugeftanden habe, er nimmt vielmehr auf diefen Saldo 
von 6 £ 8 sh 5 p in feinem Briefe vom 20. November 1893 ſelbſt Bezug. 
Die Abwidelung des legten Reportgeſchäfts vom 25, October 1893 durch den am 
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13. November 1893 vom Kläger vorgenommenen Selbfthilfeverfauf würde mithin 
alferdings für den Leßteren ein Gutadten von 36 £ 6 sh 1 p an den Bellagten 
ergeben haben. 

Die Begründung des Klaganſpruchs hängt hiernach don der Entſcheidung 
darüber ab, 

1. ob der Kläger ermädjtigt war, die Reportgefhäfte vom 11. und 25. Dc- 
tober 1893 für den Beklagten abzuſchließen und 

2. ob er bereditigt war, am 13. November 1893 ohne Abſchluß eines wei- 
teren Reportgeihäfts 50 Hudfonbay-Aftien für Rechnung des Beklagten zum Yi- 
quidationsfurfe zu verkaufen, 

Daß der Kläger, welder für den Beflagten zunächſt als Commiſſionär 
thätig geweſen ift, einen dritten Gontrahenten dem Bellagten aber nit nambaft 
gemacht hat, diefem gegenüber aus den für ihn abgeſchloſſenen Geſchäften als 
Selbfttontrahent aufzutreten beredhtigt ift, wie er es mit der vorliegenden Klage 
gethan hat, geht aus dem in erfter Inftanz vom Kläger in beglaubigter Form 
beigebradgten Gutachten des Solicitore beim oberſten Gerihtshofe in England 
Stephen Nelfon Braithwaite, Anwalts der Yondoner Fondebörje, hervor. Denn 
biernady ift mad) den bei dieſer Börje beftehenden Vorſchriften und Regulativen 
der Makler bereditigt, aus den für feinen Kunden abgeſchloſſenen Geſchäften diejem 
gegenüber als Selbftcontrahent aufzutreten. Auch nah Art. 376 des deutichen 
Handelsgeſetzbuchs würde der Kläger beredtigt geweien jein, vom Beklagten die 
Erfüllung der Geſchäfte, zu deren Abſchluß der Beklagte ihn beauftragt hatte, als 
Selbftcontrahent zu fordern. Die Erklärung des Klägers aber, als Selbitcon: 
trahent einzutreten, lag nicht blos in der Form der von ihm dem Beklagten zu— 
gejendeten Prolongationscontracte und Abrehnungen, jondern namentlich aud in 
feinem Briefe vom 3. November 1893, worin er dem Bellagten den Selbftshilfe- 
verkauf androhte. 

Die Ermädtigung des Klägers, die beiden Reportgeſchäfte vom 11. und 
25. October 1893 für den Bellagten abzuſchließen, fann nad) den Zugeftändniffen 
des Yeßteren und der anerfannten Correipondenz der Parteien nicht in Zweifel gezogen 
werden, — — Es wurde hierbei darauf Gewicht gelegt, daß der Kläger dem Be— 
Flagten Jahre lang ohme deſſen bejonderen Auftrag die für ihn eingefauften Hud— 
fonbay-Aftien in der Form don Reportgefhäften, die von einem Liquidationdtage 
der Londoner Börſe bis zum nächſten Liquidationstage zum jedesmaligen Liqui— 
dationsfurfe abgejdlojfen wurden, prolongirt hatte, daß der Bellagte niemals 
gegen den Abſchluß diefer Neportgeihäfte für feine Rechnung und gegen die ihm 
vom Kläger darüber zugejendeten Rechnungen Widerſpruch erhoben, aud) bereits 
bei Ertheilung des Auftrages zum Ankaufe der ftreitigen Aktien fid) vergewifjert 
hatte, deren Abnahme könne eventuell prolongirt werden. 

Die Gründe fahren dann fort: 

Die weitere Frage, ob der Kläger beredtigt gewefen fei, das Engagement 


— — — 
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mit dem Beklagten durd den am 13. November 1893 von ihm vorgenommenen 
Selbfthilfeverfauf zu löſen, ift ebenfalls zu Gunften des Klägers zu beant« 
worten. 

Nach dem oben erwähnten Gutachten des Soliciten Braithwaite ſind Ge— 
ſchäfte der vorliegenden Art gemäß den bei der Londoner Fondsbörſe beſtehenden 
Vorſchriften und Regulativen als Fixgeſchäfte im Sinne von Art. 357 des deut— 
ſchen Handelsgeſetzbuchs anzuſehen, wie dies auch in Deutſchland bezüglich der an 
den Börſen abgeſchloſſenen Zeitgeſchäfte über Effekten üblich iſt. 

zu vergl. $ 16 der Bedingungen für die Geſchäfte an der Berliner Fonds— 

börje und $ 15 der Ujancen der Frankfurter Börſe, abgedrudt in Sa- 

ling's Börfenpapieren, Ausgabe 1892 ©. 447 und ©. 461. 
Nach demjelben Gutachten Braithwaite’8 ift der Makler an den Londoner Fonds— 
börſen regulativmäßig beredtigt, wenn fein Auftraggeber nit vor dem erften Tage 
der drei Tage andauernden halbmonatlidjen Yiquidation (den carrying over day) 
Vorkehrungen getroffen hat, um die für ihn gekauften Effekten abzuredinen, die: 
felben am erften Tage der Liquidation für den dritten QTag (den account day) 
für Rehnung des Kunden zu verfaufen, ebenfo wie er beredtigt ift, ein Conto 
abzuschließen, wenn nad) gehörig ergangener Aufforderung der Kunde e8 unterläßt, 
irgend weldje auf vorhergehende Rechnung fällige Summe zu bezahlen, 

Dem Bellagten ift nun zwar darin beizupfliditen, daß ev im vorliegenden 
Falle nad) dem vom Kläger bis dahin ihm gegenüber eingehaltenen Verfahren an 
ſich erwarten konnte, diefer werde das zwiſchen ihnen beftehende Engagement auch 
an dem auf den 13. November 1893 fallenden carrying over day durch Ab- 
ſchluß eines weiteren Reportgeſchäfts in der bisherigen Weiſe prolongiren, Dieje 
Sachlage wird aber dadurd verändert, daß der Beklagte die Leiftung des ihm 
durch den Beweisbeihluß dom 29, Januar 1897 auferlegten Eides verweigert hat. 
Denn hiernad) fteht feit, daß er den in gleichlautender Abſchrift beigelegten Brief 
des Klägers vom 3, November 1893 erhalten hat, worin ihn diefer auffordert, 
da feine Deckung erfhöpft jei, ihm ein weiteres Depot von 75 Pfund Sterling 
bis zum 13. November 1893 zu enden, widrigenfalls er gezwungen ſei, feine 
bisher prolongirten 50 Aftien zu verfaufen, Zu diefer Androhung war der Kläger 
nicht blos nad) den vorerwähnten Beftimmungen der Yondoner Fondsbörſe, ſon— 
dern auch deshalb berechtigt, weil er überhaupt nicht gezwungen werden fonnte, 
ein weitered Reportgeſchäft mit dem Beklagten oder für deſſen Rechnung abzu— 
fließen. Da der Bellagte es unterlaffen hat, die verlangte Deckung zu jenden 
oder die Aftien durd Zahlung des am Fälligkeitstage beftehenden Liquidations— 
furjes abzunehmen, jo ftellt fi der vom Kläger vorgenommene Selbithilfeverfauf 
diefer Aktien als geveditfertigt dar. 

Der vom Beklagten in feinem Briefe vom 20. November 1893 dem alager 
vorgehaltene Einwand, daß dieſer ihm ja den ſich aus der Abrechnung vom 11. Oc— 
tober 1893 zu feinem Gunjten ergebenden Saldo von 6 £ 8 sh 1 auch nid 
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remittirt habe, ift ohne Belang. Denn der Beklagte hat nicht behauptet, dak er 
die Zufendung dieſes Guthabens vom Kläger verlangt habe nnd diefer durfte da» 
her mit Recht davon ausgehen, daß der Beflagte — wie dies nad) den früheren 
vom Bellagten felbft beigebrachten Abrechnungen der Fall geweien war — dieſes 
Guthaben bei ihm stehen laffen wolle. Weberdies war das Guthaben fo gering: 
fügig, daß damit das Riſico, welches der Kläger bei einem etwaigen Fallen des 
Kurfes der Aktien lief, wie der Erfolg gezeigt hat, feineswegs gedeckt wurde und 
daß es daher nicht auffällig geweien wäre, wenn diefer ſchon damals eine höhere 
Dedung gefordert hätte. Im jedem Falle würde daraus, daß der Bellagte dem 
Kläger früher einmal einen Credit gewährt hat, nicht folgen, der Kläger fei ver- 
pflichtet gewejen, ihm ſpäter ebenfalls einen Credit — und nod) dazu einen folden, 
von viel höherem Betrage — einzuräumen. 

Da jomit der Klaganſpruch begründet ift, jo erübrigt e8 nur nod, die Eins 
rede des Beklagten zu erörtern, daß die der Klage zu Grunde liegenden Geſchäfte 
bloſe rechtlich ungiltige Spielgefhäfte feien. 

Aus der Art und Weiſe, wie der Beklagte dieſe Einrede zu begründen ver— 
ſucht, geht hervor, daß er den Begriff der Zeitgeſchäfte vollſtändig verkennt und 
jedes zu Speculationszwecken abgeſchloſſene Spielgeſchäft über Effecten für ein Spiel— 
geſchäft hält. Aus dem Umſtande allein aber, daß die börſenmäßigen Zeitgeſchäfte 
in Effekten vielfach — oder auch meiſtentheils — durch Zahlung der am Stich— 
tage ſich herausſtellenden Differenzen abgewickelt werden, läßt ſich deren Charakter 
als bloſer Spielgeſchäfte keineswegs folgern. Dies gilt insbeſondere auch von Re— 
portgeſchäften. 

zu vergl. Eutſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 28 ©. 

25 flg. 

Ebenſowenig wird ein Speculationsgeſchäft dadurch zu einem ungiltigen Spielge— 
ſchäfte, daß es ſich dabei um Effekten handelt, welche — wie der Beklagte von 
den Hudfonbay:Aftien behauptet, der Stläger aber beftreitet — wegen ihrer häu— 
figen Kursihwanfungen ſich vorzugsweife zu Speculationszweden eignen und daß 
der Kaufpreis nad) dem Kurſe vereinbart wird, der am fünftigen Fälligkeitstage 
ſich herausftellen werde. Der Speculationsfauf mag jeiner wirthſchaftlichen Be: 
deutung nad oft dem bloſen Differenzipiele gleihwerthig fein, in rechtlicher Be 
ziehung unterjdeidet er fid von einem foldhen deutlich dadurd), daß er den Eon: 
trahenten das Recht giebt, effektive Lieferung bezw, Abnahme der Waare und Be 
zahlung des vollen vereinbarten Kaufpreiſes — nicht einer blojen Differenz; — zu 
fordern. 

Die für die Einrede des Spielgejhäfts allein erheblihe Behauptung des 
Bellagten, daß er mit B., dem Kommis des Stlägers, im März 1893 bei Er- 
theilung des erjtmaligen Auftrages zum Ankaufe der 100 Hudjonbay-Aftien, von 
denen die jet in Frage ftehenden Aktien einen Theil bilden, vereinbart habe, die 
effektive Lieferung und Abnahme der Aktien ſoll ausgeſchloſſen fein und nur die 
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am Stihtage ſich ergebende Differenz foll zur Berehnung kommen, ift durd die 
Ausjage des von ihm dafür als Zeugen benannten 2. widerlegt worden, 

Wenn der Bellagte feine Einrede des Spielgeihäfts weiter darauf ftüßen zu 
fünnen vermeint, daß der Kläger die fir ihm gekauften Aktien niemals effettiv be- 
zogen und für ihn ins Depot genommen hat, daß fie aud) nicht auf des Klägers oder 
des Beklagten Namen umgeſchrieben worden find, während dod) derartige Namens» 
aftien nad) englischen Recht erft durd) Umjchreibung in das Eigenthum des Käufers 
übergingen, fo überfieht er, daß ein Kauf auch über Saden, die blos der Gat- 
tung nad) beftimmt find, und über Sachen, die ſich beim Vertragsihluffe nicht 
im Eigenthum des Verkäufers befinden, rechtsgültig abgejchloffen werden kann 
und daß zwar die Verpflichtung des Verkäufers zur Uebergabe der verkauften 
Sache au den Käufer ein wejentlihes Erforderniß des Kaufvertrags bildet, daß 
aber durch eine nadträglihe nad) Ablauf des Lieferungstermins getroffene Ber- 
einbarung der Kontrahenten dahin, daß zwiſchen ihnen durd den Kauf begründete 
Forderungsverhältnig jolle im Wege der Zahlung einer Differenz feiten des einen 
oder anderen Theiles ausgeglichen werden, der vorher rechtsverbindlich abgeſchloſſene 
Kauf nicht Hinterher in ein ungültiges Epielgeihäft verwandelt wird, 

Zu vergl. Staub, Kommentar zum Allg. D. H.G. B. $ 23 zu Art. 357 
©. 926 flg. der vierten Aufl. und die dort citirten Entſcheidungen des 
Neihsgerihts und des vorm. Reichs-O.H.G.'s 

Deshalb läßt fid) aud) daraus, daß die einzelnen Reportgeihäfte der Parteien — 
mit Ausnahme des legten — lediglich durd Zahlung oder Belaftung mit der fid) 
daraus ergebenden Differenz abgewicelt worden find, um jo weniger eine Wahr: 
Iheinlidfeit dafür entnehmen, ihre ganze Gejhäftsverbindung habe nur im Dif- 
ferenzipiel bejtanden, al8 der Zwed der Reportgeidhäfte gerade darin beftand, die 
dem Beklagten obliegende Berpflidtung zur Abnahme der für ihn gekauften Aktien 
hinauszuſchieben (zu prolongiren). 

Der Beklagte macht endlich geltend, es ſei höchſt unwahrſcheinlich, daß der 
Kläger für ihn, deffen Verhältniffe er nit gekannt habe, Effekten im Werthe von 
20000 . eingehandelt und ihm deren Kaufpreis alsdann zinslos und ohne jede 
Dedung lange Zeit geftundet haben würde, Abgejehen davon, daß der Kläger 
vorgiebt, über Bellagtens Zahlungsfähigfeit durch Londoner und Yeipziger Pelz: 
händler fi genau erfundigt zu haben, und daß der Beklagte gar nidht behauptet, 
feine Verhälniſſe feien feine freditwürdigen gewejen, daß auch der thatjählide An- 
fauf der Aftien feiten des Klägers durch das Einverſtändniß der Parteien feftge- 
jtellt worden ift und der Bellagte in feinem Briefe vom 20. November 1893 das 
Net, feine Aktien zu verkaufen, dem Kläger abjpridt und zu deren Abnahme 
bereit gewejen zu fein, behauptet, bejtand das vom Kläger durd) Ausführung der 
Aufträge des Beklagten übernommenen Rifico, jo lange er die Aktien dem Letz— 
teren noch nit ausgehändigt hatte, nur darin, daß deren Kurs fallen konnte, 
biergegen aber hat er fi vom Beklagten nad dejjen Zugejtändniffen wiederholt 
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Dedungen von zufammen über 2700 # geben laffen und gerade deshalb, weil 
der Beklagte die weiter geforderte Dedung von 1500 4 nicht überjandte, ift der 
Kläger zum Selbfthilfeverfaufe verſchritten. Bei diefer Sachlage kann nicht be» 
bauptet werden, daß der Kläger eine zu große und deshalb unwahrſcheinliche Ver: 
trauensfeligfeit dem Beklagten gegenüber an den Tag gelegt habe. Aud bat der 
Kläger den Kaufpreis der Aftien dem Beklagten keineswegs zinslos geftundet, wie 
diefer meint, fondern dafür, wie die vom Beflagten felbft überreichten Rechnungen 
ausweien die üblichen Reportzinſen beredjnet. Der Verſuch des Beklagten den 
ernftlihen Abſchluß der der Klage zu Grunde liegenden Reportgeihäfte als un- 
wahrſcheinlich Harzuftellen, ift daher für mißlungen anzufehen. 

Da fomit die dem liquiden Klaganſpruche von Seiten des Bellagten ent: 
gegengeftellten Einreden als unbeachtlich ſich herausstellen, war die Berufung, 
welde der Bellagte gegen die Verurtheilung nad) dem Klagantrage eingewendet 
bat, als unbegründet zurückzuweiſen. 

Zugleich aber war das angefochtene Urtheil infofern zu berichtigen, als die 
Berurtheilung des Beklagten aud) auf die Tragung der in erfter Inſtanz er- 
wachſenen Prozehfoften zu erftreden war. Denn wie aus den Entiheidungsgründen 
de8 angefochtenen Urtheils hervorgeht, hat die vorige Inſtanz diefe Verurtheilung 
zur Koftentrogung ausſprechen wollen. Deren Weglaffung in der Urtheilsformel 
ftelft fi) unter diefen Umftänden nicht als eine nah 8 292 der C. P.O. zu er 
gänzende Lücke der Entſcheidung, jondern al8 eine einem Schreibfehler gleichzu— 
achtende Unridtigfeit im Sinne von $ 290 der C.P.O. dar, welde Amtswegen 
zu berichtigen war. 


Zu 8 1 verb. mit Zarif Pof. 1 des Reichsſtempelgeſetzes dom 27. April 
1894. (Bergl. auch 8 6 Abi. 2 dieſes Gefeges.) 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 26. Februar 1897. 0. N. 180,96, 


Der Sachverhalt ergiebt ſich aus den nachſtehenden Entſcheidungsgründen: 
Das Grundfapital der klagenden Aftiengefellihaft zerfiel früher in ver: 
Ihiedene Aftiengattungen, nämlid) in Stammprioritäts-Aftien Lit. A, Stanmpriori- 
täts-Aftien Lit. B und Stammaftien. Den erſteren beiden war nad) den Statuten 
ein Recht auf bevorzugte Berückſichtigung bei Wertheilung des Reingewinnes und 
im Falle der Auflöfung der Geſellſchaft bei Vertheilung des Geſellſchaftsvermögens 
eingeräumt, und zwar den Etammprioritäts-Aftien Lit. A gegenüber denjenigen 
Lit. B und den Etammaltien, den Stammprioritäts-Aftien Lit. B gegenüber den 
Stammaftien. Außerdem unterlagen die Stammprioritäts-Aftien Lit. B der Tilgung 
nad einem beftimmten Berlofungsplan. In der Generalverfammlung der Aftio- 

näre am 21. December 1895 wurden folgende Beihlüffe gefaßt: 
Es jollten zur Erhöhung des Grundfapital® 331 Stück neue Inhaber: 

Aftien im Nominalbetrage von je 1000 .# ausgegeben werben, 
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Die Inhaber der Stammprioritäts-Aftien Lit. A und B follten unter 
der Bedingung, daß ihnen die nahher zu erwähnenden Bezugsredite eingeräumt 
würden, vom 1. Oftober 1895 auf die ihnen zuftehenden Vorzugsrechte ver: 
zichten. 

Den Stammprioritäts-Aktien Lit. A und B folle unter der Bedingung, 
daß fie in den noch abzuhaltenden Sonderverfjammlungen die eben erwähnten 
Verzichte ausipräden, ein Bezugsreht auf die neu ausgegebenen Aktien einge 
räumt werden, 

Die für die Stammprioritäts-Aftien Lit. B im Statut vorgejehene 
Tilgung dur Verlofung folle unter der Bedingung, daß fie den gedadjten Ber- 
ziht ausfpräden, in Zukunft wegfallen. 

Diefe Verzihte wurden in Eonderverfammlungen der Inhaber der Stamm« 
prioritäts-Aftien Lit A und B no am 21. Dezember 1895 einftimmig beihloffen 
und ſämmtliche Beihlüffe in das Handelsregifter eingetragen. Inſoweit Die 
Aktionäre von ihrem Rechte auf Bezug der neuen Aftien Gebrauch machten, er 
hielten ihre Stammprioritäts-Aftien einen Stempelaufdrud mit dem Wortlaut: 
„Auf Vorzugsrechte verzichtet". Da die Steuerbehörde annahm, die hierunter 
befindlichen B-Aktien feien dadurd zu neuen Aktien umgeihaffen worden und daher 
nad $ 1 verb. mit Tarif-Poſ. la des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 
der Stempelfteuer unterworfen, jo wurden 1837 Stüd folder Aktien (1520 Stüd 
zu je 300 und 317 Stüd zu je 150.#) in der Zeit vom 26, März bis 4. April 
1896 bei dem Königl, Hauptfteueramt zu Dresden zur VBerfteuerung angemeldet 
und dafür an Abgaben 5194 .# erhoben, welde die Klägerin mit Vorbehalt als 
Sicherſtellung hinterlegt hatte. Die Klägerin fordert diefe 5194 .# vom Säd)- 
ſiſchen Staatsfiscus zurüd. 

Für die Annahme des Beklagten, wonad) die mit Stempelvermerf verfehenen 
B⸗Aktien al8 neu ausgegebene Stüde anzujehen fein follen, läßt ſich nicht geltend 
machen, daß mit dem Stempelaufdrud dev Verzicht auf die Vorzugsredte 
beurfundet worden jei. Eine Aftie, welche einen urkundlichen Zufag erhält, ift als 
neue Aftie im Sinne des Reichsſtempelgeſetzes nicht mit der erjten Inſtanz ohne 
weiteres dann zu behandeln, wenn der Vermerk irgend eine Veränderung des 
in der Aftie verbrieften Rechtsverhältniſſes betrifft; vielmehr ift hierzu erforderlich, 
daß durd die beurfundete Veränderung wejentlid neue Antheilsrechte geihaffen 
worden find. Dieje Auffaffung ftimmt mit den in gegenwärtiger Sache ergangenen 
Entiheidungen der höheren Yandes- Finanzbehörden, ſowie den Urtheilen des Reichs— 
gerihts vom 11. Dftober 1886, 11, Aprit 1888 und 7, Yuni 1895 überein; 
man vergl. 

Entf. des Reihsgerihts, Bd. 18 ©. 51 flg., Bd. 21 ©. 25 flg., 

ur Wochenſchrift 1895 ©. 389 Nr. 34. 

Daß eine Aftienurfunde durch jede auf ihr zum Ausdruck gebrachte Nenderung 
des urjprünglichen Redtsverhältnifjes in ein neues Stüd verwandelt werde, folgert 
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das Landgeriht aus der Vorſchrift in $ 6 Abſ. 2 des Reichsſtempelgeſetzes in 
der Fafjung vom 27. April 1894, welche bejagt: 
daß Werthpapiere, die lediglich zum Zwede des Umtauſchs, d. h. behufs Er- 

neuerung der Urfunde ohne Veränderung des urjprüngliden Rechts— 

verhältniſſes, ausgejtellt worden find, fteuerfrei bleiben, wenn die zum Um— 

tauſch gelangenden Stüde ordnungemäßig verfteuert oder fteuerfrei find und 

den vom Bundesrath zu erlaffenden Kontrollvorihriften genügt worden ift. 
Die nämlihe Folgerung ift in zwei meueren Urtheilen des VI. Eiviljenats des 
Neihsgerihts vom 16. Dezember 1895 und 29. Juni 1896 (Entid. in C. €. 
Bd. 36 S. 92 und Bd. 37 ©. 123) im Anschluß an Schäfer, Monatsichrift 
für Aftienreht Bd. 4 S. 69 flg, ausgeiproden, Dem fann aber nidjt beige 
treten werden. Denn die angezogene Beftimmung bezieht ſich gar nit auf die 
bier vorliegende Frage, unter welchen Umftänden in dev Beurkundung einer Vers 
änderung des Redtsverhältniffes auf dem alten Papier die Ausgabe einer neuen 
Aftienurfunde zu erbliden iſt, jondern ordnet, entgegen der Regel, lediglich eine 
Befreiung von der Abgabenpflidtigleit für den Fall an, daß ein Werthpapier nur 
zum Zwede des Umtauſchs, d. 5. behufs Erneuerung der Urkunde ohne Ver- 
änderung des urſprünglichen Rechtsverhältniſſes, ausgejtellt worden ift. Daraus 
folgt fiir den vorliegenden Fall weiter nichts, als das es, dafern die zujäßlide 
Beurkundung einer Aenderung des in einer Aktie verbrieften Rechtsverhältniſſes 
die Entftehung einer neuen Aftienurfunde bewirkt haben follte, bei der Regel der 
Stempelpflichtigfeit derjelben verbleibt. Man vergl. auch Staub, Kommentar zum 
B.G. B. 3. und 4 Aufl. S. 382 Anm, 1 zu $ 11 bei art. 209a. Wäre der 
Schluß der erjten Anftanz ridtig, jo wäre er auf Grund der älteren Reichs— 
ſtempelgeſetze um jo geredhtfertigter, da fie jener Ausnahme nur bei Menten- und 
Schuldverſchreibungen (Tarif 2ce und 3b), nicht aber in Bezug auf Aktien ge 
dachten, aljo noch ftrenger waren als das Geſetz vom 27. Aprit 1894; hieran 
eine ſolche Folgerung zu knüpfen, ift aber in dem älteren Entiheidungen des Reichs— 
geriht8 — man vergl. insbejondere das Urtheil des IV. Civilfenats Bd. 21 der 
Entideidungen des Reichsgerichts S. 31 — abgelehnt worden. Jene Gejepes- 
ftelle bietet aljo feinen Grund, die Annahme zu verlajien, wonad eine Aftie durch 
einen urfundlihen Zuſatz über eine Veränderung des darin verbrieften Rechts 
nur dann in ein neues Werthpapier umgeichaffen wird, wenn dieje Aenderung auf 
das Hervorbringen weſentlich neuer Antheilsredhte hinausläuft. Als eine derartige 
Aenderung fann aber der Verzicht auf die Vorzugsrechte nit in Betradt 
fommen; er enthält nicht eine Erweiterung, jondern eine Reduktion der Antheils: 
rechte und ift daher, wie aud in der Entſcheidung der Zolle und Steuerdirection 
anerfannt worden ift, gleid; der Herabjegung des Nominalbetrags der Aftie — 
zu vergl. Entideidungen des Reichsgerichts Bd. 18 S. 53 — nicht geeignet, 
dem Rechte des Aftionärs den Charakter neuer Antheilsrechte zu verleihen.] 

Der Beklagte will nun Die mit dem Stempelvermerf verjehenen B-Altien 
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ferner aus dem Grunde als neue angejehen wiſſen, weil damit aud der Weg— 
fall der Verloosbarfeit beurfundet worden fei. Diefer Grund erſcheint ſchon 
deshalb unzutreffend, weil der Stempelaufdrud die Aktien nicht als foldye, bei 
denen die Verloosbarfeit weggefallen jei, kennzeichnet. Hiergegen fann nicht geltend 
gemacht werden, daß nad den Beichlüjien vom 21. Dezember 1895 die Auf- 
bebung der erloosbarfeit unter der Bedingung des im Stempelaufdrud bes 
ftätigten Werzits auf die Vorzugsrechte ausgeiprohen worden fe. Denn nad) 
den Beihlüffen der Generalverfammlung vom 21. December 1895 war bie Auf: 
hebung der Amortijation für alle B-Aktien zugleich unter der Bedingung an— 
geordnet, daß die Geſammtheit ihrer Befiger in einer Sonder-Gewerbever: 
jammlung auf die Vorzugsrechte verzichtete; dagegen wird dadurd, daß einzelne 
Aktionäre ihre Aktien, melde fie zur Ausübung der Bezugsrechte eingereidht hatten, 
mit dem Etempelvermerfe: „auf Vorzugsrechte verzichtet” zurüdnahmen, höchſtens 
dargethan, daß den Vorzugsrechten von den betreffenden einzelner Aktionären durch 
private Verzidhtserflärungen entfagt worden fei. Sodann blieb aud) die Aufhebung 
der Werloosbarkeit auf das Rechtsverhältniß der Aktionäre für die Dauer der 
der Mitgliedihaft ohne Einfluß; es ift mit ihr nur eine die Dauer der Mitglied- 
ſchaft betreffende Nebenbejtimmung außer Kraft gejeßt, wonach eine allmähliche 
Verminderung des Grundkapitals dergeftalt, daß die Stammprioritäts-Aftien 
Lit. B durd; Einlöſung zum Barifurje nad) dem Looſe abgefunden werden follten, 
vorgefehen war. Dieje, für dieſe Befiger der fraglichen Aftien nicht unbedingt 
vortheilhafte, Aenderung ericeint als jo weientlih, das dadurch meue Anteilsrechte 
geihaffen worden wären, um jo weniger, als — man vergl, Entheidungen des 
Reichsgerichts Bd. 36 S. 92 — hierbei auch der Umftand von Bedeutung ift, 
daß, wie aus dem dem vorgelegten Stüd erhellt, die Werloosbarfeit in den Aftien- 
urkunden nicht hervorgehoben war und daher ihre Aufhebung nidt das Bedürfniß 
einer Aenderung der Aftienurfunde hervorrief. 

Wenn man aber aud) annehmen wollte, es jeien durch den Verzicht und 
die Aufhebung der Verloosbarfeit neue Antheilsrechte geihaffen und beide Aender: 
ungen durd den mehrerwähnten Stempelvermerf beurfundet, jo würden die mit 
letzterem verjehenen B-Aktien gleihwohl nicht al8 neu ausgegebene Aktienurkunden 
betrachtet werden fünnen. Die Aktien find Werthpapiere, infofern die darin 
verbrieften Rechte nad) Uebertragung und Ausübung an dem Befiß der Urkunden 
geknüpft find. (Zu vergl. Brunner in Endemann’s Handbud Bd. 2 ©. 144 flg., 
insbei. S. 147 fig. und 150); demgemäß werden fie aud in den $ 2—6 und 
in Tarif-Poſ. 1 des Reichsſtempelgeſetzes als Wertbpapiere bezeihne. Es kann 
deshalb in der Beurkundung einer rechtlichen Veränderung des Antheilsrehts auf 
der bisherigen Aftienurfunde die Schaffung einer neuen Aktie nur dann erblidt 
werden, wenn die Beurkundung für das veränderte Rechtsverhältnig die Bedeutung 
eines Wertbpapieres hat, aljo das neue Recht an das veränderte Papier 
dergeftalt angefnüpft ift, daß jeine Webertragung und Ausübung nur mitteljt 
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eines abgeänderten Papiers vorgenommen werden lann. Im vorliegenden Falle 
iſt aber die auf den Papieren vollzogene Beurkundung für ihre Beſtimmung als 
Werthpapiere ohne Bedeutung. Denn mit dem abgeſtempelten Vermerk ſind 
nur die zur Ausübung des Bezugsrechts benutzten Altien gekennzeichnet worden, 
wogegen durch die Statutenveränderungem vom 21. Dezember 1895 ſämmtliche 
B:Altioen den Etammaftien gleihgejtellt und zu Trägern des abgeänderten Redts- 
verhältniffes erhoben worden find, ohne Rückſicht darauf, ob fie zur Ausübung des Be— 
zugsrechts benugt und zur Abjtempelung vorgelegt werden würden oder nid. 
Dieje Abſtempelung fonnte vielmehr nur dazu dienen, feitzuftellen, auf welde 
Stammprioritäts:Aftien das Bezugsrecht ausgeiibt worden fei, und jo eine mehr: 
malige Verwendung derjelben Aktie zu dejjen Ausübung zu verhüten. Hiernad) 
läßt ſich nicht jagen, daß durd die Ktennzeihnung der zum Bezug neuer Aktien 
eingereiten Stanmprioritäten Lit. B ein neues, das veränderte Rechtsverhältniß 
der B-Aftionäre verbriefendes Werthpapier (Aktie) geihaffen und ift es unzutreffend 
wenn die erjte Inftanz annimmt, es ſei durch die Abſtempelung daffelbe Ergebniß 
erreicht worden, als ob die bisherigen B-Aftien eingezogen und dafür neue, auf 
den gleichen Betrag lautende Stammaftien ausgegeben worden wären. 

Aus diefen Gründen war der Bellagte zur Nüczahlung der erlegten Ab- 
gaben zm verurtheilen. Der Anſpruch auf Zinjen jeit dem 20. März 1896 ijt 
nad $ 742 des B.G. B.'s gleichfalls geredtfertigt; denn da der Steuerbetrag 
mit Vorbehalt dev Rückforderung eingezahlt worden und in diefem Vorbehalt eine 
Mahnung um jofortige Rückgabe enthalten ift, jo war der Beklagte feit Empfang 
des Geldes mit der Nüderftattung in Vorzug. 


Begriff der Arbeitsgeräthichaft im Sinne des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 

1891. Schutzfähigkeit einzelner Theile eines größeren Apparats. Begriff 

der Neuheit. Bedeutung der nad) 8 2 des Geſetzes bei der Anmeldung 
gemachten Angaben. 


R.G. I. Eiv.:Sen. Urtheil vom 8, Mai 1897. I. 8/97. 


Auf Grund einer Anmeldung vom 12, Mai 1894 ift beim Patentamte zu 
Gunſten des Beklagten ein Gebraudsmufter eingetragen, das bezeidjnet ift als 

„Silterplatte für Filterpreffen, bei welder die Kanäle und Ablaufrinnen der 

einen Plattenfeite gegen Diejenigen der andern Seite verſetzt Liegen..“ 

Der Kläger verlangte Löſchung diefes Gebrauchsmuſters. 

Die erſte Inftanz erfannte auf Bewilligung der Löſchung, weil fie nad) 
erhobenem Beweiſe die Neuheit des Modells verneinte, Das Oberlandesgeridt 
dagegen hielt das Modell zwar für neu, verwarf aber die Berufung des Beklagten 
gleihiwohl, weil Filterplatten überhaupt nit zu den Gegenftänden gehörten, wo» 
rauf fid) der Schuß des Gejeßes über die Gebrauchsmuſter vom 1. Juni 1891 
beziehe. 
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Das Reihsgeriht hob das zweitinſtanzliche Urtheil ayf und wies die Sache 
an die Berufungsinftanz zurüd mit folgender Begründung. 

Die Frage, ob eine Filterplatte überhaupt ein des Mufterfhußes 
fähiger Gegenjtand fein könne, ift vom Berufungsgerichte aus folgenden 
Gründen verneint. Es fei davon auszugehen, daß grundſätzlich Maſchinen nicht 
zu den „Arbeitsgeräthicdaften oder Gebrauchsgegenſtänden“ zählten, auf die fid) der 
Schutz des Gejepes vom 1. Juni 1891 allein beziehe. Ob dieſer Grundjaß 
ausnahmslos zur Anwendung zu bringen fei, könne dabingeftellt bleiben; jeden- 
falls fönne eine Filterprefie, bei der ein Dampfbetrieb mit einem Drude von 
4 bis 8 Atmosphären vorfomme, als eine jolde Ausnahme nicht angejchen werden. 
Was aber von der Filterpreffe als Ganzem gelte, das müſſe aud) von den Platten, 
die dabei zur Verwendung lommen, als Theilen der Preſſe gelten. Auch fie 
jeien daher unfähig, als Gebrauhsmufter geſchützt zu werden. 

Diefe Erwägungen find rechtsirrthümlich. 

Nah 8 1 des Geſetzes vom 1. Yuni 1891 ind geihügt Modelle von 
Arbeitsgeräthichaften oder Gebraudsgegenftänden oder von Theilen derjelben, in— 
joweit fie dem Arbeits: oder Gebraudszwede durch eine neue Geftaltung, Ans 
ordnung oder Vorrichtung dienen jollen. 

In den Motiven zu diefer Beſtimmung ift bemerkt: 

„Indem . . . die zu ſchützenden Neuerungen als ſolche an Geräthſchaften 
jür Arbeitözwede, oder an Gegenständen des Gebrauches charakteriſirt werden, 
joll damit ausgedrückt werden, daß... Maſchinen und Betriebsvorrichtungen 
für den Muſterſchutz außer Betracht bleiben.“ 

ALS Aufklärung über die Abfihten des Gejeßgebers wird diefe Bemerkung 
bei der Anwendung des Geſetzes für eine richtige Abſteckung der Grenze zwiſchen 
Patent und Gebraudsmufter nidt überjehen werden dürfen. Dabei bleibt aber 
zweierlei zu beadten: 

1. Der Begriff der „Maſchine“ ift weder im Gejege nod in den Motiven 
näher bejtimmt und kann aud) nicht als ein allgemein feftftehender gelten. Man 
verjteht darunter ſowohl die fogenannten Kraftmaſchinen, die durch Naturfräfte 
in Bewegung gejeßt werden, als auch die fogenannten Arbeitsmafdinen, die eine 
beftimmte Thätigleit entwideln, andererſeits aber aud einfahe Geräthe, mit 
deren Hülfe eine gewiſſe Arbeit durch menſchliche Thätigfeit leichter ausgeführt 
werden kann. 

2. Der Gedanke des Ausſchluſſes der Maſchinen vom Gebiete des Mufter- 
ſchutzes hat im Gejege jelbft nur durd die Wahl der Worte „Arbeitsgeräthſchaften 
oder Gebrauchsgegenſtände“ Ausdrud gefunden. 

Daraus folgt, daß der Schub des Geſetzes nicht bloß deswegen verjagt 
werden fann, weil der Gegenjtand in diefem oder jenem Sinne ald „Maſchine“ 
bezeichnet werden kann, Vielmehr ift von Fall zu Fall zu prüfen, ob der zu 
ſchützende Gegenftand nad) dem allgemeinen Sprachgebrauche „Arbeitsgeräthidaft 
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oder Gebrauchsgegenſtand“ ift. Unter „Arbeitsgeräthichaften“ und „Gebrauchs— 
gegenftänden“ aber verfteht man im allgemeinen (wie das Reichsgericht bereits 
ausgeiproden hat, Entid. Bd. 36 ©. 18) „relativ einfahe Werkzeuge und Vor— 
richtungen, nicht aber fünfttiche, aus vielen ineinandergreifenden Arbeitsmitteln zus 
fammengefeßte, "zur Bewegung durch Naturfräfte beftimmte Maſchinen oder die 
Gefammtheit einer Reihe felbftändiger, zum Zwede eines auf einer Mehrheit von 
Arbeitsvorgängen aufgebauten Betriebes zufammengefügter Vorrichtungen.“ 

In Anwendung diefer Grundjäße hat der jegt erfennende Eenat in der an— 
geführten Entfheidung einem Pafteurifir-Upparate, der aus einer Reihe jelbitän- 
diger Vorrichtungen beftand, die in ihrer Gefammtwirfung die Pafteurifirung von 
Dier in Fäffern ermöglichen follten, die Mufterichuß-Fähigkeit verfagt. Und in 
Anwendung derfelben Grundfäße hat der I. Strafjenat des Reichsgerichts (Entid. 
in Straffahen Bd. 28 S. 185) den Gebraudsmufterihug für einen Webftuhl 
zur Anfertigung von Rohrdeden für Gärtnereien zugelaffen. 

Bei der Frage, ob ehe Filterpreffe ein dem Muſterſchutze zugänglider Ge: 
genftand jei, hat das Oberlandesgeriht — wie aus der Anführung der beiden 
genannten Entſcheidungen des Reichsgerichts erhellt, diefelben Grundſätze anwenden 
wollen. Als eine rihtige Anwendung kann es aber nidht gelten, wenn ber Filter 
preffe ledigli aus dem Grunde die Edjußfähigkeit als Gebraudsmufter verfagt 
wird, weil fie ihre Arbeit unter einem Dampfdrude von 4 bis 8 Atmosphären 
verridtet. Hätte das Berufungsgeriht nit an diefem unerheblichen Umftande 
gehaftet, und fid) die verhältnißmäßige Einfachheit des Apparates vergegenmwärtigt, 
der aus einem mit Zuleitungsrohren und mit Ablaufsfanälen verjehenen Geſtell 
zur Aufnahme der Platten und Rahmen mit dem Filtertüchern befteht, fo würde 
es vorausfihtlid; zur Bejahung der Schutzfähigkeit der Prefje felbft gelangt fein. 

68 bedarf dieſer Runft jedod) feiner pofitiven Entſcheidung, denn den Ge: 
genftand des gewährten Schußes bildet hier nit die Preffe, jondern die Platte, 
die in der Preffe ihre Verwendung finden fol. Und unridtig ift jedenfalls der 
weitere Cab des Oberlandesgerichts, daß wenn eine Filterprejie ald Ganzes nicht 
ſchutzfähig fei, aud die dabei Verwendung findenden Platten dem Mufterihube 
verichloffen wären. Daß ein Gegenftand beftimmt ift, als Theil eines zu— 
jammengejegten Apparates zu dienen, kann ihm den Schub des Geſetzes 
nicht nehmen, wenn er mur fonft die im Geſetze aufgeftellten Erforderniffe in ſich 
vereinigt, das heißt, wenn er Arbeitsgeräth oder Gebraudsgegenftand ift, und 
wenn er der Darftellung durd ein „Modell“ fähig ift. 

Diefe Frage hat ſich das Berufungsgericht nicht vorgelegt. Da die Ber- 
handlung der Vorinftanzen die Natur des geſchützten Gegenftandes in genügender 
Weiſe erkennen laffen, ift das Reichsgericht in der Yage die Frage felbft zu be- 
antworten. Sie ift zu bejahen. 

Der geſchützte Gegenftand ift eine (in der Regel aus Eifen Hergeftellte, aber 
aud aus anderen Material herjtellbare) quadratifd geformte Platte, deren Flächen 
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auf beiden Seiten der Art geſtaltet find, daß innerhalb eines im Profil etwas 
bortretenden ebenen Randes ein Syftem von Furden angebradt if. Mehrere 
diefer Platten werden neben einander zwiſchen Leinwandtüchern, die die eigentliche 
Filterarbeit verrichten, im Geftell der Preſſe aufgehängt und nad) Beendigung der 
Hiltrierung wieder herausgenommen. Die Furden der Platten dienen theild als 
Kanäle für die Aufnahme der zu preffenden Maffe, theils als Ablaufsrinnen für 
die auszuſcheidende Flüffigkeit. 

Ein derartiger Gegenjtand, wie ihn das geſchützte Modell darftellt, darf 
unbedenklich als Wrbeitsgeräth im Sinne des Geſetzes angefehen werden. Gr 
dient der Arbeit, die von der Preſſe verrichtet wird. Und es ift um jo gewiffer, 
daß der Gebrauhsmufter-Schuß für einen Gegenftand diefer Art nit von vorn- 
herein verfagt werden darf, als gerade bei Theilen einer bereits befannten Ma— 
ſchine oder fonftigen Vorrichtung Verbeſſerungen denfbar find, die, weil fie eine 
Erfindung mit einem wejentlid neuen bedeutenderen techniſchen Erfolge nicht dar- 
ftellen, des Patentſchutzes nicht theilhaftig werden können, die aber ein bejonders 
pafjendes Gebiet für den Modellſchutz bilden, zumal wenn es ſich dabei um ein- 
fachere Körperformen handelt, deren zwedmäßigere Ausgeftaltung die Geſammt— 
wirfung der Maſchine oder fonftigen Vorrichtung nicht wejentli ändert, ſodaß 
fi) alfo die Neuerung ſchon im Modelle des Gegenftandes jelbft vollftändig ver- 
körpert. 

Nach dem Vorſtehenden hängt die Entſcheidung des Rechtsſtreits von der 
zwiſchen den Parteien weiter ſtreitigen Frage nach der Neuheit des für den Be— 
klagten eingetragenen Modelles ab. Das Oberlandesgericht hat dieſe Frage zu 
Gunſten des Beklagten bejaht. 

Die Gründe, die dafür angeführt werden, beruhen indeß zum Theil auf 
einer unrichtigen Auffaſſung des Begriffs der Neuheit eines Muſters, zum Theil 
auf einer unvollſtändigen Würdigung des vorliegenden thatſächlichen Materials. 
Die Sache konute hiernach noch nit als ſpruchreif angejehen werden, war viel- 
mehr zur anderweitigen Verhandlung und Entiheidung an das Berufungsgericht 
zurückzuverweiſen. 

Nach der Bezeichnung des für den Beklagten eingetragenen Modells beſteht 
das weſentliche der geihühten Filterplatte darin, daß die Kanäle und Ablaufrinnen 
der einen Plattenfeite gegen die der anderen Seite verjeßt liegen. Die Anmeldung 
führt aus, daß die Kanäle und Ablaufsrinnen der einen Plattenfeite gerade gegen- 
über denen der andern Seite angeordnet find. ine ſolche Anordnung (bei der 
mithin jede Furche im Duerprofil als dünne Stelle der Platte erideint) vermindere 
die Widerftandsfähigkeit der Platten (die während des Filtrationsprozefjes einem 
ftarten Drude Widerftand leiſten müffen) erheblih und gebe häufig zu Brüchen 
Anlaß. Die Neuerung des Bellagten vermeide diefen Mebeljtand, indem fie da, 
wo auf der einen Seite das Thal der Furden verlaufe, auf dev andern die Er- 
böhung anordne. 

Argiv für Bürgerl. Recht u. Projch. VII. 85 
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Auf Grund der von ihm erhobenen Beweiſe war das Landgericht zu der 
Anſicht gelangt, daß ſich die Behauptung des Klägers beſtätigt habe, daß Platten 
dieſer Art, das heißt Platten mit verſetzten Kanälen und Ablaufrinnen, vor der 
beklagtiſchen Anmeldung auch anderweitig bereits hergeſtellt und in Fabrilen offen- 
kundig benutzt worden ſeien. 

Gegenüber dem hiernach auf Löſchung des Gebrauchsmuſters lautenden Urtheile 
der erſten Inſtanz Hatte der Beklagte in der Berufungsinſtanz geltend gemacht, 
daß die nadgewiejener Maßen vorher benußten Platten von dem für ihn ge- 
ſchützten Modelle abwichen. Das Oberlandesgericht hat über diefe angeblichen Ab- 
weihungen einen Eadverjtändigen vernommen und feine Entſcheidung alsdann, 
wie folgt begründet, Nach der Anmeldung und der Eintragung des beflagtifchen 
Gebrauchsmuſters beziehe ſich der beftehende Schuß auf Platten, bei denen alle 
Kanäle und Ablaufrinnen gegen einander verjeßt fein. Auf den Platten aber, 
deren Vorbenutzung nachgewieſen jei, lägen die unteren Abaufrinnen nicht 
gegen einander verfeßt. Ob dieſes Modell nichts deftoweniger ebenſo zweckmäßig 
eingerichtet fei, wie daß dem Beklagten geſchützte, ſei gleichgültig. Es genüge, daß 
das Mufter des Beklagten in diefem Punkte, der eine Förderung bes Arbeits 
zwedes im Auge habe, von den früher benußen Platten abweiche. Davon abge- 
ſehen habe übrigens das Gericht aus der Darlegung des Sadverftändigen die 
Ueberzeugung geihöpft, daß das Modell des Beklagten den Zwed, durd feine 
neue Geftaltung dem Arbeitszwede zu dienn, aud thatſächliche erreiche. 

Der erfte Theil diefer Ausführung ſcheint auf der Auffaffung zu beruhen, 
al8 wenn jede aud) eine geringfügige und gleihgültige Kormveränderung gegenüber 
dem bereit8 Bekannten zum Muſterſchutze berechtige. Das wäre eine unrichtige 
Auffaffung. Aus dem Zwede des Geſetzes ergiebt fi, daß der Modellſchutz 
ebenfo wie der Patentſchutz demjenigen das geiftige Eigenthum ſichern will, dem 
ein gewiffer techniſcher Fortfggritt gelungen ift. Daß an die Bedeutung des Er 
findergedanfens auf dem Gebiete des Modellſchutzes geringere Anſprüche zu machen 
find, als auf dem Gebiete des Patentſchutzes, ift richtig, darf aber nicht dahin 
führen, auf jenem Gebiete ganz von ihm zu abjtrahiren. Auch der Modellſchutz 
ſoll nur Pla greifen, wo die neue Form beftimmt ift, den Gebrauchs⸗ oder Ar- 
beitszwed gegenüber dem bisher Bekannten zu fördern. In der Begründung des 
Geſetzes ift mit Recht bemerkt, daß es im Begriffe der Neuheit liege, daß die 
Abweichung von bereits befannten Geftaltungen oder Vorrichtungen eine felbftän- 
dige eigenartige fein muß. Wenn das Modell „ohne Zubülfenahme eines 
weiteren felbftändigen Gedanfens“ nur bereits Belanntes veproducirt, ift es 
nicht ſchutzfähig. Ob dies der Fall ift, hat im Streitfalle das Gericht zu ent- 
ſcheiden. Darauf wird freilid die Prüfung nit auszudehnen fein, ob ſich bie 
Neuerung bewährt und ob der angeftrebte Zwed in vollem Umfange erreiät 
wird, Aber eine Aenderung, in der eine jelbftändige, eigenartige Neuerung nit 
zu Tage tritt, und bei der nicht erkennbar ift, inwiefern fie beftimmt und geeignet 
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ift, den Arbeits: oder Gebrauchszweck beffer und wirkfamer als das bisher Be— 
fannte zu fördern, ift nad dem Gejeg nit ſchutzfähig. 

Das Berufungsgericht bemerkt nun allerdings, die Abweihung in der Ge- 
ftaltung der unteren Ablaufrinnen beim Mufter des Beklagten habe „die Förde 
rung des Arbeitszwedes im Auge”. Eine Darlegung aber, inwiefern dieje Ab- 
weichung beftimmt fein foll, den Arbeitszwed, dem die Platten dienen, zu fördern, 
giebt das Urtheil nit. Und über dieſen weſentlichen Punkt läßt ſich aud aus 
dem Gutachten des Sachverſtändigen, das fid) das Berufungsgericht Furzer Hand 
zu eigen macht, ein ſchlüſſiges Urtheil nicht entnehmen zc, 

Eolite ſich bei der erneuten Verhandlung ergeben, daß die Abweichungen 
des beflagtifhen Gebrauchsmuſters gegenüber den älteren Platten nicht bloß neben- 
ſächlicher und bedeutungslofer Natur, jondern in der That beftimmt und geeignet 
find, dem Arbeitszwede, der mit den Platten verfolgt wird, beffer zu dienen, jo 
würde nod) ein weiterer Punkt in Belradht zu ziehen fein. Nah $ 2 Abf. 2 des 
Gefeßes vom 1. Juni 1891 muß die Anmeldung angeben, „welde neue Ge: 
ftaltung oder Vorrichtung dem Arbeits- oder Gebraudszwede dienen ſoll.“ Diefe 
Angabe ift ein weſentlicher Beftandtheil der Anmeldung und für die Tragweite 
des erlangten Schußes von entjdeidender Bedeutung (Entſch. des Reichsgerichts 
Bd. 33 ©. 99) Es kann nicht zugelaffen werden, daß der Berechtigte im 
Streitfalle an die Stelle deffen, was feine Anmeldung über die Neuerung und die 
Zwede, denen fie zu dienen beftimmt ift, angiebt, etwas anderes ſetzt, was fie nicht 
angiebt, 
Geſetz zur Bekämpfung des unlautern Wettbewerbs vom 27. Mai 1896. 

Ankündigung eines „totalen Ausverlaufs“. . 


R.G. VI. Civilf, Urtheit vom 18. Mai 1897, VI. 145/97. 


Aus den Gründen: 

Die Firma F. und Sohn, welde feit ca. 30 Jahren in Hamburg ein Ge- 
ſchäft in Zeugwaaren betreibt, erließ im September 1896 in öffentlichen Blättern 
Hamburg’s die Ankündigung, daß fie „wegen anderweitigen bier ganz neuen Un— 
ternehmens und dadurch bedingter Gejhäftsverlegung nad dvollendetem Umbau“ 
einen Xotalausverfauf über ihr gefammtes umfangreidhes Lager in ihren bis— 
berigen Geſchäftslokalitäten Alterwall 76 zu bedeutend herabgeſetzten Preifen ver- 
anftalte; die Preife feien derart herabgefeßt, daß fie einer ſchnellen Totalräumung 
entgegenjehen dürfe. Auch die Ladeneinrichtung, Schaufenfter, Utenfilien, Gasan- 
lagen jeien im Ganzen oder getheilt zu verfaufen. Auf Einſprache des Vereins 
der Manufakiuriften von Hamburg-Altona-Wandsbed (eines Verbandes zur Förde 
rung gewerblidder Imtereffen im Sinne des 8 1 Abf. 1 des Reichsgeſetzes zur 
Bekämpfung des unlautern Wettbewerbes vom 27. Mai 1896) und nad Ber: 
Handlungen mit demfelben verftand fi die Firma F. und Sohn dazu, fortan in 
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ihren Annoncen, Gircularen und in den an ihrem Geſchäftslokal angebradten 
Plakaten zum Ausdrud zu bringen, daß der Total-Ausverfauf nur über ihre vor 
dem 15. September 1896 bezogenen Waaren (über ihr bis dahin vorhanden ge- 
wejenes Waarenlager) ftattfinde und diefe Beihränfnng ift aud) in die ferneren 
Annoncen, Eirkularen und in die Plakate fortan (in den Monaten Oktober, No: 
vember) aufgenommen. Gegenüber der fortgejeßten Einiprade des genannten Ber- 
eins hat die Firma F. und Sohn gegen denjelben Feitftellungsklage dahin erhoben, 
dag ihm fein Anſpruch darauf zuſtehe, daß fie die in ihrem Geſchäftslokal ange 
brachten, einen Zotalausverfauf anfündigenden Plakate entferne oder Annoncen 
der Form oder des Inhaltes, wie fie im Dftober 1896 inferirt feien, in Zukunft 
nicht mehr veröffentlihe. Der Verein hat in der Klagbeantwortung Widerflage 
dahin angekündigt, daß der Firma F. und Sohn auferlegt werde, Annoncen, Pla- 
fate uud Circulare des Inhaltes, wie fie jolde feit September erlaffen beziehungs- 
weife angebracht habe, nicht weiter zu erlaffen bezw. zu verbreiten und anzubringen, 
fih aud) in ihren Befanntmahungen und Mittheilungen folder Angaben zu ent 
halten, welche geeignet jeien, den Anfdein eines von der Firma vorgenommenen 
Totalausverfaufes oder einer in naher Zeit in Ausfit genommenen Räumung 
des Lagers oder der Gejhäftsverlegung zu erweden, in&bejondere fid) des erwähnten 
Ausdrudes dabei zu enthalten. Die Widerflage ift gejtügt auf $ 1 Abſatz 1 des 
Reichsgeſetzes vom 27. Mai 1896. Gleichzeitig erwirfte der Verein bei dem Randge- 
richte nad) $ 3 des genannten Neihögejeßes gegen die Firma F. und Sohn eine 
einftweilige Verfügung, durch welche die firma bei einer Geldftrafe von 300 .# 
angewiejen wurde, die erwähnten vor ihrem Laden befindlihen Plafate zu ent- 
fernen, und ihr bei einer Geldftrafe von 300 .# für jeden Stontraventionsfall 
verboten wurde, Annoncen, wie die erwähnten, im September und fpäter ver: 
öffentlichten, fernerhin zu erlaffen, aud) das erwähnte Cirkular weiter zu verbreiten, 
aud bis auf Weiteres in ihren Annoncen, Plakaten und Eircularen den Ausdrud 
„Zotalausverfauf” zu gebrauden. Der biergegen erhobene Widerſpruch ift durch 
Urtheil des Landgerihtes vom 15. Dezember 1896 verworfen. Auf ihre Be— 
rufung bat aber das Oberlandesgeridt den Antrag des Vereins auf Erlaß einer 
einftweiligen Verfügung unter gleichzeitiger Aufhebung der von dem Landgerichte 
erlaffenen einftweiligen Verfügung als unbegründet zurückgewieſen. 

Die Angriffe der Revifion können nit als zutreffend anerkannt werden. 

Unter Bezugnahme auf die Entſcheidungsgründe des landgerichtlichen Urtheils 
wird geltend gemadt, das Berufungsgericht verſtoße dadurd; gegen den 8 1 des 
Reichsgeſetzes, daß es nur die einzelnen in den Annoncen xc. enthaltenen that 
jählihen Angaben auf ihre Richtigkeit prüfe, während es nad) dem Geſetze da- 
rauf anfomme, ob durd die Gejammtheit diefer Angaben und die Art und Weile, 
wie fie in den BVeröffentlihungen abgedrudt feien, gewiffermaßen in indivekter 
Weije eine unter das Geſetz fallende unrichtige Angabe dargeftellt werde, und zwar 
im vorliegenden Falle die umwahre Angabe über Anlaß und Zwed des Ber- 
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faufes, daß nämlich ein Totalausverfauf des gejammten Waarenlagers ftatt- 
finden folle. 

Die Beurtheilung des Berufungsgerihtes unterſcheidet fih von derjenigen 
des Gerichte erfter Inftanz jedod im Wefentlihen in der Beweiswürdigung. 
Das Berufungsgericht geht mit Recht davon aus, da von demjenigen, der unter 
Berufung darauf, daß ihm ber im Geſetz gegebene Anſpruch zuftehe, den Erlaf 
einer einftweiligen Verfügung nad) $ 3 des Geſetzes beantrage, der Anſpruch als 
Grundlage einer folden nad) Maßgabe der Beftimmungen der Civilprozeßordnung 
glaubhaft gemacht werden müſſe (Motive zu dem Reichsgeſetz vom 27. Mai 1896 
S. 13 in den Materialien des Geſetzes.) Bon diefem Standpunfte aus prüft 
es die weſentlichen Behauptungen des Antragfteller® und die ſämmtlichen in den 
fpäteren, die Beihränfung auf die vor dem 15. September 1896 bezogenen 
Waaren enthaltenden Bekanntmachungen ıc, aufgenommenen thatfädlihen Angaben, 
und gelangt zu der Anficht, daß diefe Befanntmahungen unrichtige Angaben, 
welde geeignet wären, den Anſchein eines befonders günftigen Angebotes hervor: 
zurufen, überhaupt nicht enthalten, Im einem Punkte allerdings weicht anfheinend 
das DBerufungsgeriht prinzipiell von dem Gerichte erfter Inftanz ab. Diefes 
hält augenfheinlic [on den Ausdrud „Totalausverkauf“ (troß jener Beſchränkung) 
für thatſächlich unrichtig und irreführend, weil hierunter nur die Räumung des 
gefammten Waarenlagers ohne Ausnahme aus beftimmten Gründen verftanden 
werde. Das Berufungsgeriht aber ift der Anfiht, daß der Ausdrud „Total: 
Ausverkauf” (oder- „gänzliher Ausverkauf) eine Tautologie enthalte. Dies könnte 
für ſich allein bedenklich erſcheinen. Allein einerjeits verfennt das Berufungs— 
gerit nit, daß das Reichsgeſetz vom 27. Mai 1896 Hauptjählih aud zum 
Schutze gegen ſchwindelhafte Ausverfäufe erlaffen ift, fofern dur die Bor: 
Ipiegelung des Ausverfaufes der Wahrheit zumider der Anſchein erweckt 
werden foll, als ob die Räumung von Vorräthen, die nicht wieder ergänzt, da» 
ber bilfig abgegeben werden ſollen, beabfitigt ſei. Andererjeits kann nicht be 
zweifelt werden, daß partielle, ernftlihe Ausverfäufe nad) dem Geſetze ftatthaft 
find und das Berufungsgericht erwägt rein thatſächlich, daß im vorliegenden Falle 
in den betreffenden Veröffentlihungen der Ausdrud „Zotalausverfauf” durch die 
genügend deutlich beigefügte Beihränfung auf die vor dem 15, September 1896 
beziehungsweife bis dahin bezogenen Waaren modifizirt und hierdurch für Jeder— 
mann erſichtlich gemacht fei, daß es fid) nit um die Räumung des ganzen Lagers 
ohne die Ausfiht, weitere Waaren zu beziehen, handele, jowie daß aud) die von 
der Firma F. und Sohn angeordnete Art und Weife des Verfaufes der vor dem 
15. September und der fpäter bezogenen Waaren genügende Garantie dafür biete, 
daß dem Faufenden Publifum der Unterſchied far gemadt werde. Es fommt 
hiernach nicht weiter darauf an, ob jene Auffafjung von dem Worte „Totalaus— 
verkauf” richtig und dem Geſetze entiprechend ift. Das Berufungsgericht ift eben 
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der Anſicht, daß ein partieller Ausverlauf angelündigt ſei und in der That auch 
ſtattfinde. 

In Betreff der erſten, jene Beſchränkung auf die bis zum 15. September 
1896 bezogenen Waaren noch nicht enthaltenden Veröffentlichungen, erwägt das 
Derufungsgeriht, daß fie den Schein einer unridtigen Angabe erweden konnten, 
dak aber die Firma F. und Sohn auf die Vorftellungen des Antragftellere, um 
allen weiteren Bedenklichkeiten zu begegnen, ſich bereit erflärt habe, die Beſchränlung 
in den ferneren Beröffentlihungen aufzunehmen und daß fie dies aud in allen 
Annoncen, Eircularen und Plakaten fernerhin durdgeführt habe. Hierdurd habe 
fie den etwaigen Anfprud des Antragftellerse auf Unterlaffung der allgemeinen 
Veröffentlichungen befriedigt und Habe deshalb Hinfichtlid ihrer fein Anlaß zu der 
einftweiligen Verfügung vorgelegen, Sollte die Firma F. und Sohn dennod) auf 
die allgemeinen Veröffentlichungen zurüdfommen, fo blieben Biergegen dem Ans 
tragfteller alle Redtszuftändigkeiten vorbehalten. Gegen diefen Theil der Ent- 
ſcheidung find befondere Revifionsangriffe nit geltend gemadt; ein Rechtsirrthum 
ift in dieſen Ausführungen nicht enthalten. 


Zuläffigleit eines auf zwei Perfonen gezogenen Wechſels. Art. 4 Ar. 8 
der Deutichen WechſelOrdnung. 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 16. Mär) 1897. 0. IV. 8/97. 


Der Kläger Hagte im Wechſelprozeß aus zwei Primamedhfeln über je 160 .4, 
gezogen von Leipzig unter dem 1. Dftober 1896 an Ordre „von mir ſelbſt“, zahlbar 
am 12, Dftober 1896, bezw. 1. November 1896, auf denen ſich quer geſchrieben die 
Namenszeihnungen beider Beklagten befinden, fowie aus einem am 20, Oktober 
1896 wegen des erfteren Wechſels gegen den Mitbeflagten Guftav Werner er 
laffenen Poftauftrage und einem am 3. November 1896 wegen Nichtzahlung des 
zweiten Wechjeld gegen beide Beklagte erhobenen Notariatsprotefte. Auf beiden 
Klagwechſeln findet fi der Name der Beklagten „Wilhelmine Werner” unter dem 
Texte links, Hinter dem vorgedrudten Worte „Herr“ gejärieben, die Beklagte ift 
deshalb zweifellos al8 Bezogene anzufehen. Der Name des Klägers befindet fid) 
dagegen auf beiden Wechſeln unter dem Texte rechts an derjenigen Stelle, wo bei 
gezogenen Wechſeln die Ausfteller zu unterfchreiben pflegen. Der Name des Be- 
klagten „Guſtav Werner“ findet fi) auf beiden Wechſeln gleichfalls unter dem 
Zerte und zwar im gleiher Höhe neben dem Namen der verehel. Werner, fait 
unmittelbar rechts neben diefem in ber Weife, daß er auf dem am 12, Dftober 
1896 fällig gewejenen Wechſel A theilweife, auf dem am 1. November 1896 fällig 
geweienen Wechſel B vollftändig Über den Namen des Klägers zu ftehen kommt. 
Quer gejhrieben finden fi auf beiden Wechſeln die Namen beider Beklagten 
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unter einander. Für den Wechſel unter A ergiebt ſich daher ungefähr folgendes 
äußeres Bild, 


Leipzig den 1. Oktober 1896. Fir M 160. — 
; , Am 12. Oktober 1896 zahlen Sie für diesen Prima-Wechsel an 
: E die Ordre von mir Selbst die Summe von 
B Mark Einhundert und Sechzig 
= den Werth erhalten und stellen solchen auf Rechnung laut 
E S Bericht. 
S& Herr Willelmine Werner, Gustav Werner. 
n in Stahmeln Fritz Nendza 
bei Leipeig. Löbejun. 

Hiervon unterſcheidet fi) der Wechſel unter B, abgefehen vom Zahlungstage 
im wejentlien nur dadurch, daß der Name des Klägers bereits unter den Buch— 
ftaben „ft" des Wortes „Guftav” beginnt und weniger rechts über das Wort 
„Werner“ Hinausragt, wie auf dem Wechſel unter A. 

Bei der dem Gerichte auch im Urkundenprozefje obliegenden freien Beweis— 
würdigung (E.P.O. 88 555, 259) muß nad der Anfiht des Berufungsgerihts 
der bargelegten äußeren Beidhaffenheit der Klagwecjjel entnommen werden, daf 
die Wechſel vom Kläger, in deffen Hand fie ſich befinden, auf beide Beklagte ge- 
zogen und von dieſen acceptirt jeien. Dagegen bieten die Wechſel feinen genügenden 
Anhalt dafür, dag Werner fie nur als Bürge oder zum Zeichen der ehemänn- 
lien Genehmigung mit feiner Namenszeihnung verjehen habe. Ebenjowenig kann 
er bei der Uebereinftimmung der quer gejhriebenen Namen mit den nad dem 
Bordrud „Herr“ an einander gereihten Namen „Wilhelmine Werner Guftav 
Werner” als Ausfteller angejehen werden. Bielmehr gehören die unter dem 
Terte ftehenden Worte „Guſtav Werner“ zur Adreffe, dergeftalt daß beide Be- 
Magte als Bezogene anzufehen find, daß der unter dem Namen der verehel. Werner 
angegebene Ort „Stahmeln bei Leipzig" als Zahlungsort auch bezüglich des ans 
deren Bezogenen zu gelten hat und daß der Kläger, der in der Ordreklauſel ge: 
braudten Einzahl entſprechend, als alleiniger Ausſteller erſcheint. 

Die vorige Inftanz”) hat unter Hinweis auf Entſch. des R.G.'s in Civilſ. 

Bd. 25 S. 62 und Staub, Kommentar zur W.O. Art. 4 $ 43, 
als unzuläffig bezeichnet, daß ein Wechſel auf zwei Perjonen gezogen werde. 
Dem kann nicht beigetreten werden. Zuvörderſt betrifft die angezogene Reichs— 
gerichtsentſcheidung einen Fall, in welhem nad dem Inhalte des Wechſels anzu— 
nehmen war, es folle der Wechſelinhaber zwiigen mehreren Domiziliaten 
die Wahl haben (zahlbar beim Ausfteller oder bei der Realkreditbank u. ſ. w.“). 
Nur ein foldes wählbares Domizil ift ald mit den Normen der W.D. durchaus 


Prima-Wechsel. 


*) In erfter Inftang war bie Klage abgewiefen worden. 
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unverträglich bezeichnet worden, da nach Wechſelrecht nur eine beſtimmte Perſon 
gegeben fein könne, bei welchen (abgeſehen vom Nothfalle) die Zahlung wechſel- 
gerecht gefordert werden fünne und müffe Auch wenn man — wie jonad) da- 
hingeftellt bleiben fann — diejelben Grundfäße ohne weiteres auf eine Mehrheit 
von Bezogenen anzuwenden hätte, würden deshalb allein die Klagwechſel nit un— 
gültig erſcheinen. Denn auf diefen find die Beklagten nit wahlweije, jondern 
gemeinschaftlich bezogen. Die Bezeihnung mehrerer Perſonen als gemeinfam 
Bezogener auf einem und bdemjelben Wechſel ift aber dur die Wechſelordnung 
nirgends unterfagt und widerftreitet aud) der Natur und dem Weſen des Wechſels 
wenigftens folange nicht, als — wie im vorliegenden Falle — ein beſtimmier 
Zahlungsort (W.O. Art, 4 Nr, 8) vorgezeichnet iſt. 
Archiv für Wehfelreht, N. F. Bd. 1 S. 93, Bd. 14, S. 73; Annalen 
des Königl. Sächſ. O. A.G.'s, N. F. Bd. 7 ©, 59; Hoffmann im 
Archiv für Wedjelreht, N. F. Bd 12 ©. 348, Bd. 16 S. 353, 
Wächter, Wechſelrecht, (1883) ©. 161, Endemann, Handbud des 
Handelsrehts, Bd. 4 Abth. 2 ©. 140; Dernburg, Preuß. Privat: 
reht, Bd. 2 8 259 Anm, 11, Lehmann, Lehrbuch des Wechſelrechts 
©. 384, 
wofelbft ſogar die Benennung mehrerer an verſchiedenen Orten wohnenden Be 
zogenen als zuläjfig angejehen wird, 
Rehbein, W.O., zu Art. 4 Anm. 34; Bordardt, WO. 8. Aufl. 
zu Art. 4 Zuf. 146; Erome, Grundlehren des franzöſ. Obligationen: 
rechts, $ 19 Anm. 3, 
Schließlich ſteht auch das Weſen des Auftrages, deffen Form den gezogenen Wed). 
jeln gegeben zu werden pflegt, dev bier vertretenen Anficht nit entgegen — wie 
gegenüber den Ausführungen bei Staub a. a, D. hervorgehoben fein möge. 
Denn ſofern überhaupt bei der Eigenart des Wechſelzuges auf die Beftimmungen 
des Civilrechtes im Allgemeinen und über den Auftrag im Beſonderen zurückge— 
fommen werden darf, 
Entſch. des Reih0.H.G.s8, Bd. 7 ©. 353; Entſch. des RG.s in 
Civilf., Bd. 24 S. W, 
ift Son in den Quellen des Gemeinen Rechtes 
L 60 $2 Dig. mandati 17,1; Windſcheid, Pandelten, Bd. 2 8 298 
Note 15 unter b 
fowie in der neueren Gejeßgebung, 3. B. 
A.L.R. I, 13 $ 201 und Bierzu Koh, AER., 8. Aufl. S. 191, 
Note 72; Defterr. B.G.B. $ 1011; Züriher Geſetzbuch, $ 1176; 
Sächſ. B.G.B. $ 1313; Schweizerifhes Obligationenredht Art. 401; 
Motive zum Entwurf des D. B.G. B.'s, Bd. 2 ©. 536 vielfach an- 
erkannt, daß ein Auftrag mehrerer Perjonen in ber Weije ertheilt werben kann, 
daß deſſen Ausführung eine untheilbare gemeinſchaftliche Leiſtung darſtellt. 
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Es liegt daher fein Grund dor, die Gültigkeit der Klagwechſel deshalb zu 
beanftanden, weil darauf zwei Bezogene benannt find, 

Da auch die Höhe der vom Kläger geforderten Wedhjelunfoften feinen An: 
laß zu Bedenken giebt, mußten die Bellagten gemäß W.O. Art. 23, 81 verb. 
Art. 50 ?,? nad dem Klagantrage verurteilt worden.*) 


Verpflihtung des Apothelers, dem Lehrlinge ein Zeugniß auszuftellen. 

(8 3 der Belanntmahung des Reichskanzlers vom 13. November 1875 

betreffend die Prüfung der Apotheterlehrlinge in der Faflung der Ab» 

änderungen vom 4. Februar 1879, vom 25. Dezember 1879 und vom 
23. Dezember 1882.) 


Urtheil des D.2.G.’3 Dresden vom 13, April 1897. O. VII. 91/96, 


Nachdem der Kläger in ber Zeit vom 4. April bis mit 30, September 
1893 bei dem Beflagten in deſſen Apotheke in E. als Lehrling thätig geweſen ift, 
bat ihm der letere beim Abgange ein Zeugniß ausgeftellt. Er weigert fid dem 
Verlangen des Klägers nad) Ertheilung eines anderen Zeugniffes ftattzugeben. 

Ueber die BVerpflihtung zur Ausftellung eines Zeugniffes wird in ben 
Gründen des Berufungsurtheild Folgendes gejagt: 

Zu Gunften der Apotheferlehrlinge bejteht zwar eine bejondere Gejehesbe- 
ftimmung nicht, die die Verpflichtung des Lehrheren zur Ausftellung eines Zeug- 
niffes nad) beendigter Lehrzeit ausdrücklich ausſpräche; in&befondere ift auch Die 
Anwendung von $ 129 der Gew.O. durch $ 154 Abſ. 1 dieſes Geſetzes aus» 
geſchloſſen. Wie jedod nad allgemeiner Verfehrsfitte aud) Handlungslehrlingen, 
die zu ihrem Fortkommen des Zeugniffes nit minder als Gewerbsgehilfen be» 
dürfen, Zeugniffe über die Art und Dauer ihrer Beihäftigung ausgeftellt zu 
werden pflegen und die Handlungsichrlinge deshalb die Ausftellung eine® Zeug: 
niffes verlangen können, 

zu vergl. Sächſ. Ardiv Bd. I ©. 523, Staub’s Kommentar zum 

Handelsgeſetzbuch unter $ 7 zu Art. 61 ©. 112 der 3. und 4. Aufl, 
während beftritten ift, ob den Handlungsgehilfen der gleihe Anſpruch zufteht 
(Staub, a. a. O. ©. 103, 8 7 zu Art. 57), kann es aud) bei den Apotheker: 
lehrlingen nicht zweifelhaft fein, daß fie zufolge der allgemeinen Verkehrsſitte 
die Austellung eines Zeugnifjes zu verlangen bevedtigt find, Hierbei darf un: 
erörtert bleiben, ob die Apothefergehilfen und Lehrlinge zu den Handlungsgebilfen 
und Lehrlingen zu zählen ſeien. 

Dberlandesgerits- Annalen Bd. 17 ©, 428, 





*) Auch dad Kammergericht Berlin hat fi für die Zuläffigfeit der Traffirung eines 
Wechſels auf mehrere Perfonen ausgefprocden. (Blätter für Rechtspflege im Bezirk des Kam— 
mergerichts 1897, ©. 78). 
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Die Gründe, die die Ausftellung von Zeugniffen zur allgemeinen Gewohn- 
heit gemadt haben, die Notwendigkeit, bei jeder Bewerbung um eine Stelle ſich 
über die Vergangenheit und namentlid über die ordnungsmäßige Zurücklegung 
der Lehrzeit auszuweiſen, ſowie die Erwägung, daß das Erforderniß von jolden 
Zeugniffen auf den ganzen Stand erzieherifch wirft und geeignet ift, die geſchäftlichen 
und ſittlichen Beſtrebungen der Lehrlinge zu heben, liegen aud für das Apothefer- 
gewerbe vor. Zu ihmen gejellt fi aber gerade für den Apotheferlehrling noch ein 
ganz bejonderes Bedürfniß. Er muß fih, um Gehilfe zu werden, einer ftaatlic 
geordneten Prüfung unterziehen, zu der er nur zugelaffen wird, wenn er unter 
anderen das Zeugniß feines Lehrherrn über feine Führung und die Zurüdlegung 
der erforderlichen (drei- oder zweijährigen) Yehrzeit beibringt. 

Zu vergl. $ 3 der Belanntmahung des Reichskanzlers vom 13. November 
1875, betreff. die Prüfung der Apothefergebilfen, in ber Faſſung der 
Abänderungen vom 4, Febr. 1879, vom 25. Dez. 1879 und vom 
23. Dez. 1882.*) 

Will fi) der Kläger über feine Führung und die bei dem Beflagten zurückgelegte 
balbjährliche Lehrzeit ausweifen, jo bedarf er des mit der Klage geforderten Zeug- 
niffes; anderenfali® würde er daß bei dem Beklagten verbrachte halbe Jahr nicht 
zu dem Nachweiſe benugen können, daß er die erforderliche Lehrzeit zurückge— 
legt babe. 

Der Einwand bes Bellagten, das Zeugniß fei von demjenigen auszuftellen, 
bei dem ber Lehrling die dreis bez. zweijährige Lehrzeit durchgemacht habe, ift 
ganz unbaltbar. Hat der Lehrling bei mehreren Apotheferbefigern gelernt, fo muß 
eben jeder Lehrherr wegen der bei ihm zurückgelegten Lehrzeit einen Ausweis geben. 
Davon geht augenfheinlih aud) das bei Staa, die Apothefergefege nad Deut 
ſchem Reichs- und Preußiſchem Landesrechte, fünfte Auflage S. 22, mitgetheilte 
Minifterialrefcript vom 10. Mai 1880 aus, welches fi mit dem Falle bejchäftigt, 
daß die vorgefhriebene Lehrzeit mit Unterbrechungen, aljo zumeift bei mehreren 
Lehrherren, zurücgelegt worden ift. Bom Standpunkte des Bellagten aus würde 
die Zeit, die ein Apotheferiehrling bei einem anderen Apothefenbefiger vorher zus 
rüdgelegt hat, zur Erfüllung der vorgeſchriebenen Lehrzeit ſchon dann nicht der 
wendet werden Können, wenn der frühere Lehrherr ſich weigert, ein Zeugniß aus: 
zuftellen. 

Daf die Zeugnifje der Lehrherren außerdem über die Führung ber Lehr 
linge eine Aeußerung enthalten müſſen, ift in dem Rundſchreiben des Reichskanzlers 
vom 12, Februar 1893 ausdrücklich hervorgehoben worden. 

Zu vergl. Flinzer, die Medicinalgejee und Verordnungen des Königreichs 

Sadjen S. 3%. 


) Veröffentlicht im Centralblatt f. d. deutfche Reich 1875, S. 761, 1879, ©. 91, 
850, 1882, S. 458, 
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Der Bellagte kann fi daher nit weigern, dem Kläger ein Zeugniß aus- 
zuftellen und darin aud über die Führung defjelben Auskunft zu geben.*) 


A. Inhalt von Zeugniſſen über die Führung von Arbeitern (8 113 
Abf. 2 der Reihd-Gein.Dd.). — B. 1. Zuläffigkeit der Beſchwerde über die 
Feftiegung des Werthes vom Streitgegenftande durch das Gewwerbegeridt. 
Werth des Streites um ein Zeugnik über die Führung eines Arbeiters. 
2. Mangel der Rechtstraft und Unzuläffigkeit der Zivangspollftredung 
aus einem (nicht vorläufig vollftredbaren) Urtheile des Gewwerbegerichts 
bor Ablauf der Berufungsfrift auch beim Mangel der Berufungsfumme 
(8 55 des Geſetzes vom 29. Juli 1890). 


A. 
Urtheil der V. Eivilk, der Königl, Landgerichts Dresden vom 29. März 1897 
zu Dg. V. 47/97. 


Die Kläger, welde als Buchbindergeſellen in der Kontobücherfabrik des 
Beklagten in Arbeit ftanden, haben das Arbeitsverhältnig aufgelündigt, nachdem 
und weil der Beklagte ihrer gemeinfamen Aufforderung, einen entlaffenen, an— 
deren Arbeiter 8. wieder einzuftellen, feine Folge leiftete. Beim Abgange haben 
fie ein Zeuguiß über die Art und Dauer ihrer Beſchäftigung gefordert und deſſen 
Ausdehnung aud auf ihre Führung und Leiftungen verlangt. Der Beflagte hat 
einem jeden von ihnen die Art und Dauer feiner Beſchäftigung und feine Leiftungen 
als zufriedenftellend bezeugt und im jedem Zeugniffe Hinzugefügt: 

„Sein Austritt erfolgte freiwillig, weil einer feiner Mitarbeiter von mir ent 
faffen wurde, den ich mid) wieder einzuftellen weigerte.“ 

Die Kläger fordern und der Beklagte weigert ein auf ihre Führung aus— 
gebehntes Zeugniß ohne diefen Satz. 

Als Grund der Entlaffung 8.8 bezeichnen die Kläger feine führende Stel- 
lung im Berbande der in Buchbindereien u. |. w. beſchäftigten Arbeiter Deutſch⸗ 
lands und bei einer Arbeitseinftellung, der Beklagte fein ungehöriges Verhalten 
gegen Arbeiterinnen. 


*) Der entjcheidende Theil des Urtheils lautete: 
Der Bellage wird verurtheilt, dem Kläger folgendes Zeugniß auszuftellen: 

R. S., geboren zu ©. ift vom 4. April bis 80. September 1893 in meiner Apos 
thele als Lehrling thätig geweſen. Während des Sommerhalbjahrs 1898 hat er die Bor+ 
lefung über Allgemeine Chemie an der Königl. höheren Gewerbeſchule hierjelbft, die wöchentlich 
vierftündig gehalten wird, laut Schulzeugniß regelmäßig befuht und am Schluffe des Halb» 
jahres die Cenſur 3 — genügend — erhalten. Gegen feine Ehrlichkeit und fein fonftiges 
ſitiliches Berhalten war nichts einzuwenden, Doc ift er in den legten Wochen feiner Lehr: 
zeit bei mir nicht allenthalben fo gehorfam geweſen, wie ich es gewünſcht Habe, aud hat er 
fi am 1, Dftober 1893 bei feinem Weggange, als ich wegen mir zuftehender Forberungen 
Sachen von ihm zurüd behalten wollte, ungebührlic gegen mich betragen. 


wer 
” 
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Die Kläger waren zur Zeit ihrer Kündigung und ihres Abganges die ein- 
zigen Buchbindergeſellen des Beklagten. 

Die Einzelheiten des Sad und Streitftandes ergeben fi) aus den nach— 
ftehenden Gründen, aus denen das Berufungsgericht die Berurtheitung de Be— 
Hagten durd das Gewerbegericht aufhob und die Klagen abwieß: 

Die Zuläffigfeit der Berufung ergiebt fi gegenüber der Beſtimmung in 
8 55 Abſ. 1 des Geſetzes über die Gewerbegeridte vom 29. Yuli 1890 aus 
den Gründen zu 1 des Beihluffes vom 17. Februar 1897 (f. unter B). 
Durd) fie findet auch das von den Klägern beigebrachte Urtbeil des Landgerichts 
Berlin 1*) bereits feine Widerlegung. Die Berufung ift auch begründet. 

Die Reichsgewerbeordnung beftimmt in $ 113 Abſ. 1 und 2: 

„Beim Abgange können die Arbeiter ein Zeugnig über die Art und 
Dauer ihrer Beihäftigung fordern. 

Dieſes Zeugniß ift auf Verlangen der Arbeiter aud) auf ihre Führung 
und ihre Leiftungen auszudehnen.“ 


Mr Der Begriff der „Führung“, der weder in der Entſtehungsgeſchichte von 


$ 113, noch von den dem Berufungsgericht bekannten Schriftftellern der Reihe: 


J Gew. O. näher erörtert worden ift, deckt ſich mit dem Verhalten des Arbeiters 
im Arbeitsvberhältniß 


* f 
u" * 
7 —* 


(vergl. die Begründung zu 88 111, 112 des Geſetzentwurfs, betr. Ab— 
änderungen der Reichs-Gew.O. vom J. 1878, Aktenſtück 41 zu den 
Stenographiichen Berichten des Reichstags ©. 504, 505, 3 Yegislatur- 

Als periode 2, Seffion). 

Alſo fallen unter ihn alle Handlungen und Unterlaſſungen des Arbeiters 

‚im Arbeitsverhältniß, ſoweit fie nicht in $ 113 Abſ. 2 der Reichs-Gew.O. 

unter dem Begriffe ſeiner „Leiſtungen“ ausgeſchieden ſind, und andererſeits nur 

ſie. Aus letzterem Grunde gehören nicht zur Führung des Arbeiters im Sinne 
von 8 113 Abſ. 2 feine Handlungen und Unterlaſſungen in feinem Privatleben, 


= foweit fie nicht auf das Arbeitsverhältniß zurückwirken. Ob aber eine Handlung 


oder Unterlaffung des Arbeiters in die Arbeitszeit oder Arbeitspaufen fällt oder 
nicht, entjdeidet nicht darüber, ob fie unter feine Führung fällt oder nicht, wie 
die Kläger vermeinen. Auch ergiebt fi aus der Nebeneinanderftellung der Be: 
griffe „Führung“ und „Yeiftungen” in $ 113 Abſ. 2, daß die Handlungen und 
Unterlaffungen des Arbeiters im Arbeitsverhältniß nicht jowohl, wie die Kläger 
ausführen, nur infoweit, als fie feine Leiftungen .beeinfluffen, fondern vielmehr 
gerade mit diefer durch den Begriff der „Leiftungen” gededten Ausnahme ſämmtlich 
unter den Begriff der Führung fallen, Endlich ift auch das fittlihe Urteil über 
eine Handlung oder Unterlaffung des Arbeiters im Arbeitsverhältnig, auf weldes 
das Gewerbegericht entjcheidendes Gewicht legt, und die Frage, ob fie dom Gele 


*) abgedrudt in Nr. 6 des „Gewerbegerichtö" vom 4. Mär; 1897 (S. 57). 
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verboten oder erlaubt ift, für ihre Unterftellung unter den Begriff der „Führung“ 
gleihgiltig. Denn das Geſetz unterjheidet nicht zwiſchen guter und ſchlechter 
Führung. Allerdings wird das Zeugniß über die Führung des Arbeiter meift 
die Geftalt eines Urtheils über feine Handlungen und Unterlaffungen im Arbeits: 
verhältnig annehmen müffen und deshalb aud) dürfen, weil meift deren erſchöpfende 
Darftellung nicht möglid und deshalb ihre Zujammenfafjung in ein Urtheil, ob 
die Führung des Arbeiters gut oder ſchlecht war, nothwendig ift. Diefe Zufam- 
menfaffung genügt und entſpricht auch dem Zwed des Zeugniffes, der Kürze heiſcht. 
Aber hierdurch wird der Arbeitgeber nicht gehindert, einzelne Handlungen oder 
Unterlaffungen des Arbeiter im Arbeitöverhältnig in das Zeugniß über feine 
Führung aufzunehmen und das oft ſchwankende Urtheil über fie nicht ſelbſt zu 
fällen, fondern denen zu überlafjen, welden der Arbeiter das Zeugniß vorlegen 
wird. Wenn der Arbeiter die Richtigkeit eines Urtheils über feine Führung im 
Zeugniß beanftandet, ift der Arbeitgeber genöthigt, es in Thatfahen aufzulöfen, 
und es zu begründen. Aljo darf ihm auch nicht grundjäglid verwehrt werden, 
von vorn herein ſolche Thatjahen im Zeugniß anzuführen. Nur wird meift die 
Aufnahme einzelner Handlungen oder Unterlafjungen die Führung des Arbeiters 
nit erihöpfen und deshalb den Anforderungen an die Vollftändigfeit des Zeug- 
niſſes über fie nicht für ſich allein, jondern nur als Beijpiel oder Ausnahme neben 
einem Urtheil genügen. Auch ſcheidet der Zwed des Zeugniffes, anderen Arbeit 
gebern als Unterlage bei ihrem Entſchluß über die Einftellung des Arbeiter zu 
dienen, der es ihnen vorzeigt, jolde Handlungen und Unterlafjungen des Arbeiters 
im Arbeitsverhältnig aus dem Zeugniſſe aus, welde für diefen Entſchluß zweifellos 
gleihhgiltig find. Indeſſen wird die Entjdeidung über ihre Erheblichkeit in diefer 
Richtung mit feltenen Ausnahmen dem das Zeugniß ausftellenden Arbeitgeber 
überlaffen werden dürfen und müfjen, weil eine Thatſache, die er für erheblid) 
hält, im Zweifel aud) für andere Arbeitgeber erheblich fein wird oder fann und 
weil die Aufnahme einer wirklich unerheblihen Thatſache in das Zeugniß im 
Zweifel auch dem Arbeiter nicht ſchadet, jondern gleihgiltig ift. Endlich muß die 
Darftellung einzelner Handlungen oder Unterlaffungen im Zeugniffe der Wahrheit 
getreu fein. Den Beweis hierfür ſchuldet der Arbeitgeber. 

Die Anwendung vorftehender Grundfäge auf den vorliegenden Fall liefert 
folgendes Ergebniß: 

Die Kläger haben unftreitig den Beklagten aufgefordert oder durch den 
Werkführer E. auffordern laffen, den Arbeiter K., dem er gekündigt hatte, wieder 
einzuftellen. Diefe Handlung war eine jolde im Arbeitsverhäftniß und fällt aljo 
unter ihre Führung, gleihviel ob die Aufforderung in der Gejtalt einer Drohung 
oder eines höflichen Erſuchens erging und aus welden Gründen dem Arbeiter K. 
gefündigt worden war, jowie ob die Verwendung der Kläger für K. Beifall oder 
Tadel findet oder verdient. Denn jene Aufforderung enthielt einen Eingriff der 
Kläger ald Arbeiter in die Leitung des Betriebes, die dem Beklagten als ihrem 
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Arbeitgeber allein zuftand, und aus einem Grunde, für den der Beklagte nicht 
den Klägern, fondern ausſchließlich dem Arbeiter K. Rechenſchaft ſchuldete, auch 
wenn er ſchon mit der Abſicht umging, auch den Klägern zu kündigen. Dieſer 
Eingriff war um ſo tiefer, als er unter dem ſchweren Nachdruck einer gleichzeitigen 
Kündigung der Kläger, alſo ſämmtlicher Buchbinder des Beklagten erfolgte, die 
ihm für den Fall der Ablehnung von 8.8 Wiedereinftellung von Geiten der 
Kläger, wenn nicht ausdrücklich in Ausficht geftellt worden ift, jo doch deutlich in 
Ausfiht ftand, wie die Folge und insbefondere ihre gleichzeitige Kündigung felbft 
Mar bewieſen hat. Selbftverftändlih ftand es den Klägern frei, ihrerſeits und 
gleichzeitig zu kündigen, weil der Beklagte dem Arbeiter K. gefündigt hatte. Aber 
fie konnten den Entſchluß über ihre Kündigung nur auf Grund der durch die 
Kündigung gegen 8. gegebenen Sadjlage treffen umd durften nicht vorher durch 
einen Eingriff in die Betriebsleitung den Verſuch machen, die Sachlage zu ändern. 
Auch war diefer Eingriff, wie ſchon die Klage beweift, für den Entſchluß anderer 
Arbeitgeber über die Einftellung der Kläger als Arbeiter überaus erheblich, weil 
deren Abneigung gegen ſolche Arbeiter die ihrem Arbeitgeber die Wiedereinftellung 
eines entlaffenen Arbeiters angefonnen haben, faft allgemein ift. 

Die Beftimmung in $ 152 der Reichs ⸗Gew.O., welde alle Verbote und 
Strafbeftimmungen gegen gewerblihe Gehülfen, Gefellen oder Fabrifarbeiter wegen 
Berabredungen und Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günftigerer Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen, insbefondere mittelft Einftellung der Arbeit aufhebt, fteht 
den Klägen nicht zur Seite. Denn einmal war K.'s Wiedereinftellung, die fie 
dur Einftellung der Arbeit erlangen wollten, keine Lohn⸗ oder Arbeitsbebingung, 
nnd jodann Hindert die Aufhebung jener Verbote und Strafbeftimmungen die Ers 
wähnung der Thatfadhe, daß ein Arbeiter durch Einftellung der Arbeit günftigere 
Lohn: oder Arbeitsbedingungen zu erlangen ſuchte, im Zeugniß über feine Füh- 
rung überhaupt nicht, weil fie eine feiner Handlungen im Arbeitsverhältniffe zum 
Gegenftande hat und auf die Frage, ob dieſe erlaubt oder verboten war, nichts 
ankommt. Allerdings Kann die Aufnahme jener Thatſache in das Zeugniß für den 
Arbeiter Nachtheile auf dem Arbeitsmarkt zur Folge haben. Aber die Aufhebung 
von Berboten und Strafbeftimmungen in 8 152 der Reichs⸗Gew.O. verbürgt 
ihm nit auch den Schub gegen andere nadhtheilige Folgen feiner nunmehr er- 
laubten Handlungen insbefondere auf wirthſchaftlichem Gebiete, die dieſe haben 
fönnen, wie jede andere erlaubte Handlung. Auch 8 113 Abf. 3 der Reichs— 
Gew.O. unterfagt den Arbeitgebern nur, die Zeugniffe mit Merkmalen zu ver- 
fehen, welche den Zweck haben, den Arbeiter in einer aus dem Wortlaut des Zeug- 
niffes nicht erſichtlichen Weiſe zu fenmzeichnen, weil der Arbeiter gegen geheime 
Merkmale wehrlos wäre, Aber auch diefe Vorſchrift beſchränkt den Arbeitgeber 
in feiner Richtung in der ausdrüdlidden Aufnahme von Handlungen oder Unter 
lafjungen bes Arbeiters im Arbeitöverhältniffe in das Zeugniß, für deren Wahr- 
beit einzutreten er offen bereit ift, 
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Der Bellagte durfte alfo die Thatfahe, daß die Kläger K.'s Wiederein- 
ftellung verlangt und gekündigt Haben, nachdem und weil er ihrer Aufforderung 
feine Folge geleiftet hat, in die Zeugniffe über die Führung der Kläger aufnehmen. 
Die Faffung, in der er es gethan hat, wird don den Klägern ohne Grund be 
anftandet. Sie könnte vielleicht fchärfer fein, ift aber deutlich genug und ber 
Wahrheit getreu, Sie verleitet insbefondere nicht zu dem von den Klägern be- 
jorgten Mißverftändniß, daß fie die Arbeit ohne Auffündigung und ohne gejeß- 
lien Grund verlaffen hätten. Wenn aber die Kläger leugnen wollen, daß ber 
Grund ihrer Kündigung die Entlaffung K.'s (genauer die Kündigung gegen 8.) 
geweien jei, jo treten fie in jchroffen Widerſpruch mit der ganzen Sadjlage, wie 
fie fi, aus ihrer eigenen Darftellung im Rechtsſtreit und in den Zeitungsabs 
Ihnitten*) ergiebt, welde, wenn nit von ihmen felbft oder in ihrem Auftrage, 
jo doch in ihrem Sinne geſchrieben find, wie fie ausdrücklich erklären. Die Auf 
nahme jener Thatfahe in der vom Bellagten gewählten Faffung thut aud) der 
Kürze der Zeugnifje feinen Eintrag. Allerdings erſchöpfen fie die Führung der 
Kläger nit und infofern find die Zeugniffe noch unvollftändig und wenn es die 
Kläger verlangen, einer Ergänzung, etwa durd ein Urtheil des Beklagten über 
die Führung der Kläger im Allgemeinen fähig und bedürftig, neben weldem der 
von ihnen beanftandete Sat ala Beijpiel oder Ausnahme feinen Plaß behält. 
Allein diefer Umftand ſchützt die Klage nicht vor ihrer völligen Abweifung. Denn 
die Kläger verlangen jet nicht ſowohl ein vollftändiges Zeugniß über ihre 
Führung mit oder ohne jenen Sab, fondern lediglid ein Zeugniß über ihre 
Führung ohne jenen Saß, und ihre Anträge erſchöpfen ſich in der Ausfheidung 
dieſes Satzes und erſtrecken ſich nicht auf die Vervolljtändigung der Zeugniffe in 
anderen Richtungen, wenn er ftehen bleibt. Denn die Kläger haben im Laufe 
des Rechtsſtreits niemals die Unvoliftändigkeit der Zeugnifje gerügt, durd) die fie 
fi bislang offenbar nicht beſchwert fühlen, fondern immer nur gegen jenen Saß 
gefämpft, der ihnen allein Beranlaffung zur Klage gegeben hat. Alſo würde ihnen 
durch die Berurtheilung des Bellagten zu Vervoliftändigung ihrer Zeugnifje ohne 
Ausfheidung jenes Satzes nicht ſowohl ein Theil des erhobenen Anſpruches, jon- 
dern eim nicht erhobener Anjprud) zugeiproden werden, deſſen Erfüllung der Bes 
Magte noch nicht verweigert hat, 

B. 
Beſchluß der V. Civil. bed Kal. 26.8 zu Dresden vom 17. Februar 1897, zu B. C. 58,97, 

1. Die Zuläffigfeit der Beſchwerde über die Fetiegung bed Werthes ergiebt 
fid) bereits aus $ 55 Abi. 1 Sab 1 des Geſetzes über die Gewerbegeridte vom 
29. Juli 1890 verb. mit 8 16 Abi. 2 des Gerichtskoſtengeſetzes. Die leßtere 
Beftimmung braudte alfo in 88 57—59 des erfteren Geſetzes nicht mit ange- 





*) Der Belagte hatte Exemplare der ſächſiſchen Arbeiterzeitung und ber Buchbinder⸗ 
zeitung vorgelegt, in denen die Arbeiter vor feiner Fabril gewarnt worden waren. 
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zogen zu werden, um den Weg diefer Beſchwerde zu öffnen. Zwar find nad 
S 55 Abſatz 1 Satz 3 Entſcheidungen über die Feſtſetzung der Koſten einſchließ— 
lid) der gemäß $ 52 ergangenen nicht anfedhtbar. Aber diefer Ausflug von 
Rechtsmitteln beſchränkt fi auf die Feftfegung des vom Gegner zu erftatten- 
den Betrages von Koſten (vgl. $ 98 C.P.O.), wie der Zuſammenhang mit 
$ 52 beweift, und der Koſten des Gewerbegerichts, joweit jener Betrag von ihnen 
abhängt. Er erjtredt ſich aber nit auf die Feitfeßung des Werthes vom 
Streitgegenftande. Sonft würde die wichtige Entjheidung über die Zuläffigfeit 
der Berufung, joweit fie nad $ 55 Abi. 1 Satz 2 vom Werthe des Streitgegen- 
ftandes abhängt, im jhroffen Widerſpruch mit dem Rechtsmittelſyſtem des Eivil- 
prozefjes dem Berufungsgerichte entzogen und dem Gewerbegericht zugewiejen wor: 
den fein. Diefe Tragweite tritt in der Entſtehungsgeſchichte der erſt von der 
Reihstagstommiffion eingefügten Beſtimmung in $ 55 Abf. 1 Sat 3 nirgends 
hervor. 

Der Werth des Streitgegenftandes ift im vorliegenden Falle gemäß $ 3 
CPO nad freiem Ermeſſen feitzufeßen. Dabei hat das Gewerberidt viel zu 
niedrig gegriffen, indem es ihm dem Betrage eines Wocenlohnes der Kläger 
gleichſetzt. Es legt einen falſchen Maaßſtab an, indem es. die Erwägung anftellt, 
daß ein Gewerbeftreit nit länger als eine Woche zu dauern pflege und bei einem 
Streit über Arbeitszeugniffe ein höherer Werth des Streitgegenftandes als ein 
Wodenlohn nur dann in Frage kömmen könne, wenn die unterlegene Partei ſich 
nicht füge. Der Werth des Streitgegenftandes richtet fi nit nad) dem Schaden 
des Klägers, der durch den Aufſchub der Erfüllung um die Dauer des Rechts— 
ſtreites entjteht. Sonft würde er z. B. nicht dur den Betrag einer ftreitigen 
Forderung, jondern durch den Betrag ihrer Verzugszinfen auf die Dauer des 
Rechtsſtreites beftimmt werden. Er beftimmt fid vielmehr durd den Nachtheil 
in der Vermögenslage des Klägers, den der nad) feiner Anſicht rechtsverletzende 
Zuftand zur Zeit der Erhebung der Klage und ohne dieſe im Vergleich zu 
dem Auftande verurfahen würde, auf dejfen Herbeiführung er klagt, alſo im 
vorliegenden Falle durch den Nachtheil, den die Kläger erleiden, wenn fie ſich mit 
den ihnen von der Beflagten ausgeftellten Zeugniffen begnügen müfjen und aud) 
im Wege der Klage feine Zeugniffe mit dem vom ihnen geforderten Inhalt er: 
langen. 

Diefer Nachtheil ift bedeutend, Denn der von den Klägern beanftandete Zu: 
ja der Zeugnifje über den Grund ihrer Auffündigung wird die meijten Arbeit 
geber an ihrer Einftellung hindern, weil deren Abneigung gegen ſolche Arbeiter, 
die ihrem Arbeitgeber angefonnen haben, einen entlafjenen Arbeiter wieder einzu: 
ftellen, faft allgemein if. Wenn aber die Kläger von den Zeugniffen mit diejem 
Zufaße feinen Gebrauch maden, jo vermindert fi) ihre Ausſicht auf anderweite 
Arbeitsgelegenheit faft ebenjo jehr, weil die meiſten Arbeitgeber ein Zeugniß aus 
der Zeit ihrer Beſchäftigung bei der Beklagten vermiffen werden, Aljo droht der 
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Zuſatz, die Berwerthung ihrer Arbeitskraft und zwar nicht nur jeßt, fondern aud) 
nod) bei jpäteren Wechſeln ihrer Arbeittelle ftart zu unterbinden und einen Ver— 
luſt ihres Arbeitslohnes nit nur auf eine Woche, fondern vielleiht auf viele 
Monate herbeizuführen. Das Landgericht ſchätzt diefen Verluft nad) freiem Er: 
meffen auf nidt unter 120 .# bei jedem Kläger. Der Umftand, daß die Kläger 
nah $ 113 der R.G.O. ohne Weiteres ein Zeugniß über die Art und Dauer 
ihrer Beihäftigung bei der Beklagten fordern können, weldes den beanftandeten 
Zuſatz nit enthält, wenn fie nämlich nicht auf ihrem Verlangen Deftehen, daß 
dad Zeugniß auf ihre Führung und ihre Reiftungen ausgedehnt werde, ijt ohne 
Einfluß auf den Werth des Streitgegenftandes. Denn fie verlangen eben ein 
Zeugniß aud über ihre Führung und ihre Leiftungen, aber ohne den Zuſatz. — 
Der Entjdeidung, ob diejer berechtigt fei, ſoll jet in feiner Weiſe vorgegriffen 
werden. (Sie ift in dem Urtheil unter A getroffen.) 
2. Nach $ 56 Abſ. 4 des Gefehes vom 29. Juli 1890 finden auf die 
Zwangsvolfitrefung aus Endurtheilen der Gewerbegerihte die Vorſchriften im 
8. Buche der C.P.O. Anwendung. Nah S 662 C.P.O. erfolgt die Zwangs— 
volfftrefung (nur) auf Grund einer vollſtreckbaren Ausfertigung des Urtheils, 
gegen deren Ertheilung der Schuldner nad) $ 668 C. P.O. Einwendungen er: 
heben und auf dem Wege der Beichwerde verfolgen kann. Die Vollſtreckungs— 
klauſel ijt eine nmothwendige Vorausſetzung für die Zwangsvollſtreckung auch in 
den Fällen, wo dieſe durch das Prozeßgericht erfolgt, wie im Falle von $ 774 
EBD. An diefer Vorausjegung für die Vollftredung fehlt es zur Zeit nod), 
denn auf den Urſchriften der Urtheile des Gewerbegerichts findet ſich feine Be— 
merfung, daß dvollftredbare Ausfertigungen ertheilt feien ($ 670 C.P.O.) Sie 
hätten auch nicht ertheilt werden dürfen, Denn die Urtheile find nicht für vor— 
läufig vollſtreckbar erklärt und ihre Rechtskraft hätte der Gerihhtsichreiber des Ge- 
werbegerichts nicht bezeugen oder bei der Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel vor- 
ausjegen dürfen, bevor feſtſtand, daß die Berufungsfrift unbenußt abgelaufen jei. 
Der Umftand, daß der Werth des Streitgegenftandes in den Urtheilen unter 
100 .#, aljo auf einen Betrag feitgefeßt ift, welder die Berufungsfumme des 
8 55 Abj. 1 Sag 2 nicht erreicht, änderte hieran nichts, weil die Zuläffigfeit 
der Berufung, wie jhon erwähnt, auch infoweit, als fie vom Werth des Streit- 
gegenftandes abhängt, der Prüfung des Berufungsgerihts unterliegt und mithin 
die Rechtskraft auch dann ſchon durd) die Einlegung der Berufung gehemmt wird, 
wenn die Berufungsjumme fehlt. Die Sade liegt ganz fo wie bei der Frage 
nad) der Rechtskraft von Urtheilen, welche der Reviſion unterliegen, 
vergl, die Entjheidungen des R.G.'s in Civilſ. Bd. VII ©. 356 (VI 
©. 381); v. Wilmowsfi und Levy, 6. Aufl., Anm. 5 Abf.2 a. €. 
zu 8 646 C. P.O.; Pland, Vehrbud des Deutſchen Civilprozeßrechtes 
Bd. UI ©. 529 $ 151 bei Anm. 2; A. M. Rocholl in Buſch's 
Zeitſchrift f. D. EP, Bd. X ©. 298, 

Archiv für Bürgerl. Recht u, Progeh VII. 86 
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Alſo ift noch Feine von den beiden Vorausfeßungen gegeben, unter denen 
nad $ 56 Abſ. 1 des Geſetzes vom 29. Juli 1890 die Zwangsvollitrefung aus 
Endurtheilen der Gewerbegerichte ftattfindet, und müſſen die der geſetzlichen Grund- 
lage entbehrenden und als Entſcheidungen, welde im Zwangsvollftrefungsverfahren 
ohne mündlihe Verhandlung erfolgen konnten ($ 776 C.P.O.), der jofortigen Be— 
iäwerde ($ 701 C.P.O.) der Bellagten unterliegenden Vollſtreckungsbeſchlüſſe des 
Gewerbegerihts vom 12. Februar 1897 auf diefe Beſchwerde aufgehoben werden. 

Ob das Gewerbegericht den Ausiprud der vorläufigen Vollſtreckbarkeit nur 
deshalb unterlaffen hat, weil es feine Urtheile für rechtskräftig hielt, ift ohne Be— 
lang; denn dieſer Irrthum erjeßt jenen Ausſpruch nit. Auch ein Verjud der 
Kläger, eine Ergänzung der Urtheile durch den Ausiprud ihrer vorläufigen Boll- 
ftredfbarkeit auf dem Wege von 8 654 E.BP.O. herbeizuführen, würde an ber 
weiteren Anordnung dieſes Beſchluſſes jheitern, dur welde auf Antrag des Be— 
flagten die Zwangsvollftvefung auf Grund von 88 657, 647 der C. P.O. einft- 
weilen eingejtellt worden ift. 


Feftftellungsflage oder Keiftungsflage? Verbindung beider Klagen. Hat 

der Promiflar, der die für den Fall einer Zuwiderhandlung verein— 

barte Konventionalftrafe nicht wählt, einen Anſpruch auf Unterlafiung 

oder blok auf Schadenserjag? SE 231, 279, 775 Abi. 1, 2 der EBD, 
88 1428, 1432 des 8.6.8.8 


Urtheil der 2. Civilf. des Landgerichts Teipgig vom 8. Juni 1897. Dg. II. 94/97. 


Der Kläger betreibt in N. ein techniſches Bureau für eleftriiche Beleuchtung 
und Kraftübertragung. Der Bellagte, der früher bei ihm als Monteur in Dienften 
geftanden Hatte, hat ſich durd Vertrag vom 27. Yuni 1895 verpflichtet, nad 
feinem eventuellen Austritte aus dem lechniſchen Bureau des Klägers in N. weder 
jelbftändig Inftallationsarbeiten auszuführen, noch ſolche im Auftrage dritter Per: 
fonen, gleiviel unter welder Benennung auszuführen oder ausführen zu lafien; 
auch Hat ſich Beklagter für jeden Fall der Zumwiderhandlung zur Zahlung einer 
Konventionalftrafe von 100 .# verpflichtet. In einem früher zwiſchen den Parteien 
anhängigen Prozeffe ift der Beklagte wegen einer Zuwiderhandlung gegen diefen 
Vertrag rechtskräftig zur Zahlung einer Konventionalftrafe von 100 .# verurtheilt 
worden. Auf Antrag des Klägers ift jodann dem Beklagten durd) einftweilige 
Verfügung des K. A.G.'s N. vom 15. Auguft 1896 unter Androhung einer Haft- 
ftrafe von einer Woche für jeden Zumwiderhandlungsfall unterfagt worden, in Zu— 
funft in N. elektriſche Inftallationsarbeiten auszuführen oder folde im Auftrage 
dritter Perſonen, gleihviel unter welder Benennung auszuführen oder ausführen 
zu laſſen. Dabei ift dem Kläger aufgegeben worden, bis zum 26. September 
1896 wegen des von ihm durch einftweilige Verfügung geltend gemadten Ans 
ſpruches Klage zu erheben. Die einftweilige Verfügung ift rechtskräftig beftätigt 
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worden ; aud) ift der Bellagte durch Beihluß des A.G.E N. vom 16. November 
1896 auf Antrag des Klägers wegen einer Zuwiderhandlung gegen bie einweilige 
Verfügung zu einer Haftftrafe von einer Woche verurtheilt worden, Die hiergegen 
eingewendete Beſchwerde ift erfolglos geblieben. 

Gegenwärtig erhebt der Kläger zufolge des erwähnten Beſchluſſes des Amts- 
gerichts Klage gegen den Beklagten mit dem Antrage, den Bellagten mittelft eines 
gegen Sijerheitsleiftung für vorläufig vollftredbar zu erflärenden Urteils zu ver- 
urtheilen, in Zukunft in N. weder jelbftändig eleftriihe Inftallationsarbeiten aus- 
zuführen noch jolde im Auftrage dritter Perjonen, gleihviel unter welcher Be- 
nennung auszuführen oder ausführen zu lafien. 

Der Bellagte giebt zu, in zwei Fällen dem Vertrage zumwidergehandelt zu 
haben, tigt aber jeinen Abweilungsantrag darauf, daß der Kläger nad) 88 1428, 
1432 des B. G. B.'s nur Schadenserſatz oder Konventionalftrafe, nicht aber Unter- 
lafjung der verbotenen Handinng fordere; wolle man aber aud annehmen, daß 
der Kläger entweder einen Anjprud auf Interlaffung und Schadenserfa oder 
einen Anſpruch auf Konventionalftrafe habe, jo ſei doc die Klage nad) $ 700 des 
B.G. B.'s unbegründet, da der Kläger fein Wahlrecht bereits ausgeübt und Kon- 
ventionalftrafe gefordert habe. 

Das amtsgerihtlihe Urtheil lautete: „Der Beklagte wird verurteilt, in 
Zukunft in N. weder jelbftändig eleftriihe Inftallationsarbeiten auszuführen, noch 
folde im Auftrage dritter Perſonen, gleiviel unter welder Benennung auszu« 
führen oder ausführen zu laſſen.“ Der Antrag des Klägers, das Urtheil gegen 
Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar zu erklären, wurde zurückgewieſen. 

Die Berufung des Beklagten gegen dieſes Urtheil wurde verworfen und aud) 
die Anſchlußberufung des Klägers das Urtheil dahin abgeändert: „der Beklagte 
wird verurteilt, in N. eleltriſche Inftallationsarbeiten — bei Vermeidung einer 
achttägigen Haftftrafe für jeden Zuwiderhandlungsfall — weder jelbftändig nod) 
im Auftrage dritter Perjonen gleidhviel unter welder Benennung auszuführen oder 
ausführen zu laffen und die Koften beider Inftanzen zu tragen. 

Die Gründe lauten: 

I. Die Klage ift eine jog. Yeiftungsflage. Sie macht die VBerpflihtung des 
Bellagten zum Unterlafjen elektriiher Inftallationsarbeiten in N. auf Grund des 
Vertrags vom 27. Yuni 1895 und in Anlaß des mehrfahen vertragswidrigen 
Verhaltens des Beklagten geltend. Sie fordert nit nur die Feftftellung der 
Neditsverbindlichkeit des Vertrags, aljo des Beftehens einer jolden antragsmäßigen 
Verpflichtung zum Unterlaffen, jondern die Realifirung derjelben durch Verurthei— 
fung. So lautet aud) der Klagantrag. Diefer Natur der Klage wird das unter- 
richterliche Urtheil nicht geredt. Es überfieht, daß, wenn aud die Wirkung des 
Urtheils vorzüglih auf „die Zukunft“ berechnet ift, es fi) do um die gegen- 
wärtige Bewährung des Hägeriichen Rechts auf Unterlaffung gegenüber dem 
widerrechtlichen Verhalten des Beklagten handelt. Es Tann das nidht anders ger 
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ihehen, als durd den den BVerpflichteten bindenden vollſtreckbaren Urtheilsbefehl 
zur Unterlaffung, zu deſſen Durdjegung das indirefte Zwangsmittel der Straf: 
androhung in der C.P.O. $ 775 zur Verfügung geftellt. wird. 

Da nad dem erftinftanzlihen Thatbeſtand alle Vorausſetzungen dafür vor— 
handen waren, genügte der Unterridter dem Klagantrage nit, wenn er dem Kläger 
die erbetene vorläufige Vollſtreckbarkeit veriagte, eine Entideidung, die um fo 
weniger beredtigt war, als die Urtheilsformel jelbft unummwunden die Verurthei— 
lung zum Unterlafjen, alfo zur Erfüllung der vertragsmäßigen, den Klaggegenftand 
bildenden Berpflihtung ausipridt. Es bat hierdurd das Urtheil einen wider: 
ſpruchsvolleu Charakter empfangen, über welden ſich zu beidhweren wohl der 
Kläger nicht aber der Bellagte guten Grund hat. Die Behauptung des leßteren, 
der Unterrihter habe den $ 279 EP.D. verlegt, geht fehl. Es ift allerdings 
rihtig, daß feineswegs der Feititellungsaniprud; gegenüber dem Leiſtungsanſpruch 
nur als ein Weniger darftellt und nur in diefem enthalten ift, daß daher aud 
durdaus nicht der Richter berechtigt ift, eine Feſtſtellung auszufpreden, wenn die 
Verurtheilung zur Leiftung erbeten und zwar das Recht von Beitand, der Ans 
ſpruch aber noch nicht vealifirbar ift (vergl. Wach, der Feftitellungsanfprud, 1888, 
©. 45). Wohl aber ift eine Verbindung des Antrags auf Berurtheilung und 
Feftftellung denkbar. Iſt im Klaggrund aud das Feitftellungsinterefie (E.P.O- 
$ 231) gegeben und erfihtlih, daß der Kläger zum mindeften die Feſtſtel— 
fung will, fo wird fid) diefe im Rahmen des Klagantrags bewegen (Wach, 
©. 42). 

So hat der Unterridter die Klage aufgefaft. Und in der That war zur 
Zeit der Klagerhebung ein ausreihendes Feſtſtellungsintereſſe aus dem urjprüng- 
lihen Bejtreiten der Giültigfeit des Vertrages, wie aus dem bertragswidrigen 
Verhalten des Beklagten zu entnehmen, während freilid mit einem nicht zur Voll— 
ftredung geeigneten Urtheil dem Kläger offenbar niht ausreihend gedient war, 
Daher greift er das Urtheil mit der Beſchlußberufung an. 

Man hat anzunehmen, daß er fih damit nit nur gegen die Gründe, 
jondern gegen die Enticheidung jelbjt wendet, daß er feinen Klagantrag, foweit 
derjelbe nit durdhgedrungen ijt, in vollem Umfang zur Geltung bringen will. 
Demnach muß in dem Anſchlußantrag gefunden werden der Wille, daß nicht nur 
die „Berurtheilung” der eriten Inftanz aufrecht erhalten werde mit einer verän— 
derten Motivirung, welde ihren Gegenjaß zur Feſtſtellung betont, ſondern daß 
aud) die beantragte „Vollſtreckbarkeit“ in dem geſetzlich zuläffigen und diefer In— 
Stanz entiprehenden Grenzen und Formen ausgeiprodien werde. Das aber ge 
ſchieht zweckentſprechend durch eine in C. P.O. $ 775 Abſ. 1, 2 angeordnete An- 
drohung don Geld- bez. Haftitrafen. 

II. Die Rehtsausführung des Bellagten, daß nad) 88 1428, 1432 des 
B.G. B.'s der Kläger einen Hagbaren Anfprud auf Unterlaffung nidt babe, ift 
unbegründet. Das Oberlandesgericht ſpricht fi in dem vom Beklagten ange: 
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zogenen Urtheile*) über diefen Punkt nicht beftimmt aus. Die jpeziellen Motive 
zu 8$ 1457 —1467 des Entwurfs jagen allerdings unter Nr. 1, daß „der Pro: 
miffar, dafern er die Stonventionalftvafe nicht wählt, der Natur der Sade 
nad nur Schadenserfag fordern könne“ und Aehnliches findet ſich im Anſchluß 
hieran in der Yiteratur (Müller, Sächſ. Privatredt 2, Abth. 1895, ©. 255 flg.). 
Aber jene Aeußerung der Motive ift ohne Begründung und für die Interpretation 
nit bindend. Sie ruht auf früherem ſächſiſchem Prozeßrecht, weldes die An— 
wendung der Haft als Zwangsmittel neben der Geldjtrafe nit fannte (SS 81 fig. 
des Erefutionsgefeßes vom 28. Februar 1838), Weshalb „die Natur der Sadje” 
die Klage auf Unterlaffung ausſchließen jolle, ift ſchlechterdings nicht einzujchen. 
Nur darüber könnte gezweifelt werden, ob neben folder Klage zugleih ein An: 
ſpruch auf Zahlung der Komventionalftrafe geltend gemacht werden kann (Grüß 
mann, Lehrb. des Sächſ. Privatrehts, 2 Bd., S. 10, Note 7). Außer Zweifel 
aber ift, daß das Einflagen der Konventionalftrafe im einzelnen Fall die jpätere 
jelbftändige Klage auf Unterlaffung anläßlih neuer Klagveranlafjung nit aus» 
ſchließt. Und ſo ift e8 im gegenwärtigen Prozeß. 


Parteifähigkeit einer unzuläffiger Weile in dns Handelsregifter einge: 
tragenen offenen Handelögefellihaft? Auftreten der Inhaber diejer Ge- 
jellichaft als Kläger? 


Urtheil des O.L. G.'s Dresden vom 15. Mär; 1895. 0. III. 111/94, 


Die auf Bezahlung des Kaufpreifes fir Ziegel gerichtete Klage ift von der 
Firma: „Leubniger Dampfziegelei in Yeubnig- Werdau”, welche als ſolche auf 
Folium 60 des Handelsregifters für die Dorfidaften des Amtsgerichts Werdau 
eingetragen ift, erhoben worden. Hierbei find fiir die Klägerin als deren gejegliche 
Berireter die Kaufleute Georg Wilhelm H. in Zwidau und Hugo Kurt T. eben: 
dafelbft, welde auf jenem Folium als alleinige Inhaber dev Firma eingetragen 
find, aufgetreten. Sie haben erklärt, daß die Kägerin einen Handel mit Ziegeln 
und Preffteinen betreibe, welche fie in Leubnig auf einen ihr eigenthümlich gehörigen 
oder von ihr gepadhteten Grundftüde, aus dem auf dieſem Grundſtücke lagernden 
Lehme zum Verkaufe berjtellen Lafje. 

In erfter Inſtanz ift die Klage wegen mangelnder Parteifähigkeit der Klä- 
gerin abgewiefen worden. Das Berufungsgeriht hat den Beklagten verurtheilt. 
Aus den Gründen: 

Nach den von dem Hägeriihen Prozegbevollmädtigten zu Begründung des 
Rechtsmittels in erfter Linie vorgetragenen Ausführungen ift davon auszugehen, 
daß munmehr die beiden Inhaber der uriprüngli als Klägerin aufgetretenen 
Firma deren Parteirolle übernommen haben. Ihre Einwendungen richten fid) in- 


*) Wengler's Archiv 1885 ©. 279, 
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joweit ausihließlih dagegen, daß die Klage wegen der diefer Firma abgeſprochenen 
Parteifähigkeit abgewiefen worden ift. Sie beftreiten zwar nicht, daß ihr Gewerbe: 
betrieb al8 Inhaber der Leubnitzer Dampfziegelei jo, wie er von ihrem erftinftanz: 
lien Prozeßbevollmächtigten in der landgerichtlichen Verhandlung geſchildert worden 
jei, fi) nicht als ein Handelsgefhäft und ihre Vereinigung zu diefem Gewerbes 
betriebe fi nit als eine Handelsgefellihaft im Sinne des Handelsgeſetzbuchs 
harakterifire. Allein dies Habe immer nicht dazu führen dürfen, die Klage aus 
dem angegebenen Grunde abzuweiſen. Thatſächlich jeien doch immerhin gleich von 
vornherein lediglich fie, die gegenwärtigen Kläger, ſelbſt als ſolche aufgetreten und 
ihr erftinftanzliher Prozepbevollmädhtigter habe nur darin gefehlt, daß er irrthüm— 
licherweife die Hagende Partei unrichtig bezeichnet habe. Sade des Prozeßgerichts 
ſei e8 daher gewejen, ihren damaligen Prozeßbevollmächtigten auf dieſe unrichtige 
Parteibezeihnung aufmerffam zu mahen, und vorausfeglih würde deren ent: 
ſprechende Berihtigung fofort erfolgt jein, wenn das Prozeßgerit jo verfahren 
wäre. Zu einer Benadtheiligung des Beklagten in feiner Rechtsvertheidigung 
würde dies um bdeöwillen nicht haben führen können, weil derjelbe, wenn er, was 
ihrerjeit8 behauptet werde, der Schuldner fei, niemals darüber habe im Zweifel 
fein können, daß fie feine Gläubiger feien. 

Diefe Ausführungen erachtet das Berufungsgericht fr zutreffend und aus: 
ſchlaggebend. Nach feiner Auffaffung Hat es fih in dem landgerichtlichen Ver— 
fahren ledigli um eine falſche Bezeichnung der flagenden Partei gehandelt und find 
virtuell die Inhaber der Flagenden Firma als Kläger aufgetreten, jo daß aud 
nur fie allein als jolde in erfter Inftanz bei Verhandlung und Entſcheidung der 
Sache zu behandeln und zu bezeichnen gewejen wären, Aus diefem Grunde er- 
ſcheint es zuläffig, daß dieje beiden Inhaber in gegenwärtiger Inftanz als die 
eigentlichen Kläger auftreten. Ein nad der Eivilprozekordnung unzuläffiger Wechſel 
in der Perfon des Klägers iſt hierin nicht zu erbliden. Das Zulommen auf 
dasjenige, was der klägeriſche Prozeßbevollmächtigte eventuell zur Begründung 
der Berufung vorgebracht hat, erledigte ſich damit von ſelbſt. 

Infolge diefer Auffaffung, welde dazu führte, nunmehr die beiden Inhaber 
der urſprünglich als Klägerin aufgetretenen Firma als Kläger zu behandeln und 
in der Urtheilsformel aufzuführen, hatte das Berufungsgeriht auf die Sache jelbit 
einzugehen, da in einem ſolchen Falle die Sache nicht an das Prozeßgericht zurüd- 
verwiejen werden fann. 

Bergl. au Raſſow und Künzel, Bd. 31 ©. 731. 
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Bertragsmäßiger Verzicht auf die Beichreitung des Rechtsweges enthalten 
in Berfiherungsbedingungen; Unterſchied von der Vereinbarung eines 
ichiedsrichterlichen Verfahrens. SS 851 flg. der EPD. 


Urtheil des D.L.G.’3 Dresden vom 80. November 1896, O. II. 62/96. 


Der am 12, Yuni 1858 geborene Kläger, Inhaber einer Tiſchlerei zu 
Mylau i./®., hat ſich bei der Beklagten auf die Zeit vom 10. Dftober 1893 
bis zum 10. Dftober 1903 gegen die Folgen körperlicher Verlegungen, Unfälle, 
verfihert. Hierüber ift unterm 8. Dftober 1893 zu Leipzig die in Urſchrift bei 
den Akten befindliche Polize Nr. 20441 ausgefertigt worden. 

Am 21. Juni 1894 hat der Kläger in feiner Werfftatt zu Mylau eine 
förperlihe Verlegung dadurd erlitten, daß ihm bei der Arbeit das Stemmeijen 
abrutfhte und ihm dicht über dem Handgelenk in den linfen Unterarm fuhr. 

Er ift darauf von dem Dr. med. 5. und dem Medizinalrath Prof. Dr. 
K. ärztlich behandelt worden. Während der ärztlihen Behandlung, die über 
200 Tage währte, ift der Kläger erft ganz und fpäter theilweife erwerbsunfähig 
gewejen. 

Die Bellagte hat den erwähnten Unfall als unter den Verfiherungsvertrag 
fallend anerfannt und dem Kläger Entſchädigung für Kurfoften und für den Er: 
werböverluft auf die Zeit vom 21. Yuni 1894 bis zum 7, Januar 1895 (dem 
200. Tage nad) dem Unfall), nad) vergleichsweiſer Einigung über die Höhe diefer 
Entihädigung, gewährt. Der weitere Anſpruch des Klägers auf Gewährung einer 
lebenslängliden Invaliditäts-Rente dagegen ift von der Beklagten beftritten 
worden, weil nad dem Gutachten des Prof, Dr. K. völlige Heilung des Klägers 
zu erwarten ſei. Mit Rücfiht Hierauf hat der Kläger feiner Quittung über die 
ihm gezahlte Entſchädigung vom 25, April 1895 unter Zuftimmung der Bellagten 
die Worte eingefügt: „Imvaliditätsaniprüde behalte ich mir vor,“ 

Mit gegenwätiger Klage hat er den Anfprud auf Zahlung einer jährlichen 
Rente von 260 # vom 8. Januar 1895 an für feine übrige Lebenszeit vor Ge: 
richt geltend gemacht. 

Die Bellagte beantragt die Abweifung der Klage, indem fie gegen diefelbe 
Folgendes einwendet: 

1, Der dem Kläger widerfahrene Unfall, von dem fie zugebe, daß er an 
fi) unter den Verſicherungsvertrag falle, Habe vorausſichtlich eine lebenslängliche 
Beeinträchtigung der Arbeitskraft des Klägers nicht zur Folge; es liege daher 
fein Invaliditätsfall im Sinne von $ 12 B der PVerfiherungsbedingungen vor. 
Wenn aber ein folder anzuerkennen wäre, ſei wenigftens die geforderte Rente 
zu bod). 

2. Die Entjheidung über diefe Streitpunfte ſei durch 8 13 der Verfides 
rungsbedingungen dem ordentlihen Rechtswege entzogen. Der Kläger habe unter 
Wahrung der vereinbarten Friften die Entideidung des nad $ 13 einzufeßenden 
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Sciedsgerits anzurufen gehabt. Durch Verſäumung der Friſten habe er auf 
die weitere Geltendmadhung feiner Anſprüche verzichtet. 

Diefen Einwendungen ift der Kläger entgegengetreten, 

In erfter Inſtanz ift die Beflagte verurtheilt worden, dem Kläger 213 4 
34 £. (auf die Zeit vom 8. Januar 1895 bis Ende März 1896) zu zahlen, 
ferner vom 1. April 1896 an eine Jahresrente von 173 .# 33 Pf. in viertel- 
jährlihen, am erften Tage eines jeden Salendervierteljahres im Voraus fälligen 
Theilbeträgen in Höhe von einmal 43 .# 34 4. und dreimal je 43 # 33 &. 
zu gewähren und die Koſten des Nedhtöftreitd zu tragen, Die Berurtheilung zur 
Zahlung von 213 .# 34 8. ift vorläufig vollftredbar, 

Die gegen diefes Urtheil von der Beklagten erhobene Berufung wurde zu: 
rücfgewiefen aus folgenden Gründen: 

Von der Beklagten ift nicht behauptet worden, daß der Rechtsweg im öffent: 
lien Intereſſe durch gejeglihe Vorſchriften ausgeſchloſſen ſei. Ihr Einwand der 
Unzuläffigfeit des Rechtswegs ift daher nicht als eine prozeßhindernde Einrede im 
Sinne von $ 247 Nr. 2 der C.P.O. zu betrachten. Es Handelt fid) vielmehr 
um die Geltendmahung eines vertragsmäßigen Verzichts auf die Beſchreitung 
des Rechtswegs. 

Ein ſolcher Verzicht kann verſchiedene Bedeutung haben. Die Vereinbaruug 
eines ſchiedsrichterlichen Verfahrens im Sinne von 8 851 flg. der C. P.O. liegt 
nit vor. Das ſchiedsrichterliche Verfahren beruht auf einem Sciedsvertrage 
d. 5. einer Vereinbarung, daß eine Rechtsſtreitigkeit durch einen oder mehrere 
Schiedsrichter entidhieden werden folle ($ 851). Der Schiedeiprud bat unter den 
Parteien die Wirkungen eines rechtskräftigen gerihtlihen Urtheil® ($ 866). Seine 
Aufhebung kann daher nur durd; eine der Nihtigfeits- und Reftitutionsklage ent: 
ſprechende Klage herbeigeführt werden ($ 867). Dieje Klage ijt vor dem zuftän- 
digen Gerichte zu erheben ($ 871). Hinfigtlid des Verfahrens gelten dabei die 
allgemeinen Bejtimmungen. — $ 13 der Berfiherungsbedingungen hat etwas 
Anderes im Sinne. 

Nah 8 13 entjcheidet über gewiffe Fragen die Direktion der Gejellihaft auf 
Grund ärztliher Begutadtung; eine ſolche Entiheidung kommt rechtlich auf eine 
Handlung für die Geſellſchaft, auf eine Parteiverfügung hinaus, Findet fid) der 
Verſicherte dadurch beihwert, jo muß er nah 8 13 innerhalb beftimmter Friften 
eine weitere Entjheidung durch eine befondere Ko mmiſſion beantragen, widrigen: 
fall8 der Verziht des BVerfiherten auf jeden Einwand und auf den Rechtsweg 
gegen die Entjheidung der Gejellihaft als fetgeftellt gilt. Die Berufung der 
Kommilfion erfolgt, von einem jelbjtverftändliden Ausnahmefalle abgejehen, ſpä— 
teftens binnen Yahresfrift vom Unfalle an gerechnet durch die Geſellſchaft. Der 
Ausiprud der Majorität diefer Kommilfion ift für beide Theile in Beantwortung 
der ihr vorgelegten Fragen endgiltig, jo daß der Rechtsweg in diefer Beziehung 
feinem Theile mehr zufteht, 
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$ 13 der Verfiherungsbedingungen regelt nit, wie dies der Schiedsver— 
trag thut, die Entſcheidung von Medptsftreitigkeiten, fondern die Beantwortung 
folgender Fragen: „ob der Tod oder die Invalidität und reſp. in weldem Grade 
letztere, ſoweit diefer Grad nad den Beftimmungen des $ 12 nicht von felbft 
(abjolut) feftgeftellt ift, — ebenfo, in weldem Grade und auf welde Zeit die 
Erwerbsunfähigfeit während der Kurzeit — als direkte Folge des Unfalls zu 
entfhädigen ift, weiter die Beftimmungen des Grades der Gebraudsfähigfeit 
nur theilweife verlorener, verftümmelter oder gelähmter Gliedmaßen refp. Organe, 
jowie endlich die Feititellung „ob und in weldem Grade der Nentenempfänger 
Ipäter wieder erwerbsfähig geworden iſt“. Dieje Fragen find ſämmtlich thatſäch— 
liher Natur. 

Sofern die Vorjhriften des 8 13 die Bedeutung haben, daß eine Erjaß- 
verbindlichkeit der Beklagten nur unter beftimmten thatſächlichen Vorausſetzungen 
eintreten joll, haben fie an dem Verfügungsredhte der Parteien über den Gegen» 
ftand des Vertrages ihren Grund und gehören dem Gebiete nicht des Prozef- 
rechts jondern des materiellen Rechtes an, das über ihre Zuläffigfeit entſcheidet 
(Art. 1 de8 9.6.8.8); 

zu vergl. Entjd. des R.G.'s in Civilf. Bd. I S. 311 Bd. VI S. 190, 

201, Bd. XX ©. 402, Bd. XXIV ©. 357 fig. Bd. XXIX ©. 319. 
Derartige Vorjhriften bilden eine Ausnahme von der Negel, daß alle (thatjäd: 
lihen und rechtlichen) Elemente eines Anſpruchs der richterlichen Beurtheilung 
unterliegen. Sie haben Verzichtsnatur und find ſchon deshalb — unbeſchadet 
aller Rüdfihtnahme auf die Vorfhriften in Art, 278 flg. des H.G.B.'s — 
ftreng auszulegen. Als weiterer jelbjtändiger Grund kommt Hinzu, daß es ſich 
um Berfiherungsbedingungen handelt, und daß deren Auslegung im Falle eines 
etwa möglichen Zweifels in dem für den Verfiherungsnehmer günftigeren Sinne 
zu erfolgen Hat (vergl. Entſch. des R.G.'s Bd. XVII ©. 142 flg.). Dies 
ift im vorliegenden Falle um jo mehr geboten, als der mehrerwähnte $ 13 eine 
ganze Reihe von Beitimmungen in einer Weiſe zufammenfaßt, welche die geiftige 
Auffaffungs- und Unterſcheidungskraft des Klägers, eines gewöhnlichen Handwerkers 
in einer Kleinen Provinzialftadt, vorausjeglid weit überjteigt. 

Die Entjheidung über das BVerfiherungsverhältniß jelbft, vom Eintritte 
eines Unfalles abgejehen, ift durch $ 13 der ridterlihen Beurtheilung nicht ent- 
zogen. Dafjelbe gilt von der gegenwärtig nicht ftreitigen Frage, ob ein Unfall 
im Sinne des Verfiherungsvertrages vorliegt. Hiergegen ift die Frage der ſchieds— 
männiſchen Fejtftellung unterworfen, ob fid) die Invalidität al8 „Direkte Folge des 
Unfalls” darftellt und als ſolche zu entſchädigen ift, 

Zweifelhaft erſcheint Hierbei, ob die Frage der Invalidität felbjt, vom urs 
ſachlichen Zujammenhang abgejehen, zugleid; der Entſcheidung der Schiedsmänner 
hat unterworfen werden follen. Für das Gegentheil ſpricht, daß die Frage, ob 
der Tod des Verſicherten eingetreten ift, in $ 12 Abſ. 2 geregelt und daher 
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durh 8 13 nicht getroffen wird. Beftreitet die Geſellſchaft den Eintritt des 
Todesfalls, fo hat der Rechtsnachfolger des Verſicherten deffen Tod zu beweiſen. 
Die Beweisfrage unterliegt der richterlichen Beurtheilung. Das Gleihe muß im 
Zweifel vom Beweiſe des Eintritts der Invalidität gelten. 

Mit diefer Auffaffung ftimmen die 88 15 und 23 überein. $ 15 
unterſcheidet zwiſchen der „Entideidung über den wirklichen Imvalditätsfa II 
und der Imvaliditätsfeftftellung“, der seftftellung des Grades der Inva— 
lidität. 8 23 aber beftimmt, daß alle nicht innerhalb ſechs Monaten nad .... 
Ablehnung einer Entihädigung .. . . von dem Verficherungsnehmer oder deſſen 
Rechtsnachfolger vermittelft vollftändiger Klage vor den zuftändigen Richter 
gebradgten und ununterbroden bis zur Erwirfung eines rechtskräftigen Erfennt: 
niffes verfolgten Anſprüche an die Geſellſchaft . ... durch den bloßen Ablauf diejer 
Friſt erlöfchen. 

Der in $ 23 gegebenen Vorſchrift ift der Kläger durch feine Klagerhebung 
nadgefommen. Der Antrag auf gänzlihe Klagabweifung ift daher ungeredt: 
fertigt. 

Fragli bleibt dabei nur, ob nicht gleihwohl die thatſächlichen Voraus— 
ſetzungen des Klaganſpruchs nad) Maßgabe des 8 13 zu einem Theile vom ordent« 
lien Richter, zum andern von Schiedsmännern feftzuftellen find; 

vergl. Juriſt. Wochen ſchr. vom Yahre 1893 ©. 424°, vom Jahre 1895 

©. 60°, 

Dagegen ſpricht indeffen im vorliegenden Falle die innere Wahrſcheinlichken. 
Die Frage des Kaufalzufammenhangs zwiſchen Unfall und Invalidität kann, wenn 
die Invalidität jelbft als beftcehend anerfannt wird, recht wohl bejondere Feſtſtel— 
lung vorbehalten bleiben, Iſt aber ftreitig, ob dauernde Schmälerung der Er: 
werbsfähigfeit vorliegt, jo läßt fi die Entſcheidung hierüber faum von der Feſtſtel— 
fung des Kaufalzufammenhangs trennen, Ebenjo würde eine Scheidung der Frage, 
ob Invalidität durch dem Unfall herbeigeführt worden fei, von der Frage nad) 
dem Grade der verurſachten Erwerbsunfähigfeit joldenfalls ganz unzweckmäßig fein. 

Die Vorjhrift des 8 21 fteht diefer Auffaffung nit im Wege. Dort iſt 
nur ausgeiproden, daß die Feititellung der Höhe der Entihädigung der richter— 
lien Entſcheidung über die Entihädigungspflicht nicht präjudiziert. Und wenn 
auch $ 21 allem Anſcheine nad den ordentlihen Richter au eine bereits vor— 
liegende Feitftellung der Höhe der Entihädigung gebunden wiffen will, jo bleibt 
dod) die Frage offen, wie e8 gehalten werden foll, wenn e8 wegen Ablehnung 
jeder Entſchädigung für eingetretene Invalidität zu einer ſolchen Feſtſtellung nicht 
gefommen ift. Im Zweifel fteht infoweit dem Kläger wiederum die Vorſchrift 
des 8 23 zur Geite, welde vollftändige Klagerhebung, d. 5. eine die Elemente 
des Klaganſpruch vollftändig, ohne Rüdfiht auf $ 13 der richterlichen Be— 
urtheilung unterftellende Klage verlangt. — 

Es wird dann weiter ausgeführt, daß der Beweisannahme der vorigen In: 


— — — — — 4 — — — — — — 
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ſtanz, es ſei durch den Unfall der linke Arm und die linke Hand des Klägers zu 
zwei Drittheilen gebrauchsunfähig geworden und es werde dieſe Minderung der 
Arbeitsfähiglkeit lebenslänglich dauern, beizutreten, ſowie daß die Höhe der Rente 
im angefochtenen Urteile richtig berechnet ift. 


Vollftrefungsurtheil aus einem Schiedsſpruche, Ungültigleit des letzteren, 

Zuftändigfeit des Schiedsgericht, Hamburger Net. SS 865, 867 der 

EPD. 8 43 des Hamburger Einführungsgeieges zum D. H.G.B. vom 
22. Dezember 1865. 


Uriheil des D.L.G.'3 Dresden vom 28. November 1898. O. IV. 226,92. 


Der Kläger hat als alleiniger Inhaber der Firma St. & Co. in Altona 
beantragt, durch Vollftredungsurtheil die Zuläffigfeit der Zwangsvollitrefung aus 
dem von ihm gegen den Bellagten erwirkten Sciedsiprud des Borftandes des 
Vereins der Getreidehändler der Hamburger Börje vom 30. Mai 1892 auszu— 
ſprechen, inhalt deſſen der Bellagte verurtheilt worden ift, an ihn den Betrag 
von 1800 .# zu zahlen und die Koften des Schiedsſpruches mit 150 .# zu 
tragen. 

Der Bellagte hat die Gültigkeit der Vereinbarung auf das Schiedsverfahren 
fowie die Zuftändigkeit des Schiedsgerihts beftritten und Abweifung der Klage 
beantragt. 

In erfter Inftanz ift die Klage abgewiefen worden. Das Urtheil wurde 
dahin abgeändert: 

„Die Zwangsvollftrefung aus dem zwiſchen den Parteien erlaffenen Schieds— 
ſpruche des Vorſtandes des Vereins der Getreidehändler der Hamburger Börfe 
vom 30. Mai 1892, inhalts deffen der Beklagte verurtheilt worden ift, dem 
Kläger Ein Tauſend Ahthundert Mark zu zahlen und die Koften des Schiedsſpruchs 
mit Einhundert und Fünfzig Mark zu tragen, wird für zuläffig erflärt, der Be— 
flagte wird aud) verurtheilt, die dur den gegenwärtigen Rechtsſtreit erwachſenen 
Koften — einjließlic derjenigen der Berufungsinſtanz — zu tragen.“ 

Der nähere Sachſtand ergiebt fi aus den folgenden Entjheidungsgründen: 

Der Schiedsſpruch, deſſen Vollftrebarfeit vom Kläger beantragt wird, ent 
ſpricht feiner Form nad den Erforderniffen in $ 865 C. P.O. Er ift unter Bei- 
fügung des Tages der Abfafjung von ſämmtlichen Schiedsrichtern unterſchrieben, 
den Parteien in einer von den Schiedsrichtern unterzeichneten Ausfertigung zuge 
ftellt und nad Einverftändnig der Parteien nebjt den Zuftellungsurfunden auf 
der Gerihtsichreiberei des Landgerichts Dresden niederlegt worden. 

Daß dem Schiedbsiprude feine Entſcheidungsgründe beigefügt find, bildet 
nad) dem Schlußſatze von $ 867 der E.P.OD. feinen Grund für deſſen Aufhebung, 
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weil es nad) 86 des fiir das Schiedsgericht geltenden Reglements*), nach welchem 
vereinbarungsgemäß die Entſcheidung zu erfolgen hatte, einer Angabe von Ent— 
ſcheidungsgründen nicht bedarf. 

Wenn der Beklagte gegen das Schiedsverfahren überhaupt einwendet, der 
Hamburger Mäfler Ferdinand S., welcher das ſtreitige Geſchäft für ihn mit dem 
Kläger abgefhloffen hat, fei nicht ermächtigt geweien, fo, wie er es im Schluß— 
iheine vom 14. März 1892 gethan Hat, fid für ihm dem Schiedsſpruche des 
Borftands des Vereins der Getreidehändler der Hamburger Börje zu unterwerfen, 
jo ift er mit diefem Einwande ſchon deshalb nicht zu hören, weil er geftändiger: 
maßen nad) Mittheilung des fragliden Schlußſcheins den Kläger mittelft Briefes 
vom 23. März 1892 aufgefordert hat, den für ihn gekauften Noggen an Eugen 
R. in Hamburg abzuliefern, und weil er den Roggen ſpäter in der That durd 
die Firma Eugen R. beim Kläger abgenommen, hierdurd) aber das von ©. für 
ihn abgejhloffene Geſchäft unzweidentig genehmigt hat. Hierbei kommt nidts 
darauf an, ob er das im Schlußideine erwähnte Reglement des dort bejtimmten 
Sciedsgerihts gekannt hat, denn durch die Genehmigung des Geſchäfts jelbit hat 
er ſich auch mit dem einen integrivenden Theil des Abſchluſſes bildenden Schieds— 
vertrage einverftanden erklärt und einem eventuell nad) dem darin angezogenen 
Neglement zu erlaffenden Schiedsſpruche im Voraus unterworfen. 

Ebenfo unbegründet find die Einwendungen des Beklagten gegen die Zu: 
ftändigfeit des Sciedsgeridts. 

Der Schiedsſpruch ift von dem Vorftande des Vereins der Getreidehändler 
- der Hamburger Börſe erlaffen worden. Nach den auf dem Schlußideine abge: 
drudten und nad defjen Inhalt für das abgeſchloſſene Geſchäft maßgebenden 
Ujancen find alle Gewidts- und Qualitätsdifferenzen durd die vom Borjtande 
des gedachten Vereins ernannte Sachverſtändigen-Kommiſſion, Differenzen anderer 
Art aber vom Vorftande des Vereins jelbft — und zwar don beiden nad) Maf- 
gabe ihrer der Zeit geltenden Reglements — endgültig zu entſcheiden. 

Bei der dem jeßt im Frage ftehenden Schiedsiprudde zu Grunde liegenden 
Differenz hatte der Beflagte zwar eingewendet, der vom Kläger gelieferte Roggen 
fei in ungefundem Zuftande in Altona angefommen, diefer Einwand begründete 
aber, da der Beklagte damit nad) Anſicht des Echiedsgeridts*) überhaupt nicht 
zu hören war, feine Qualitätsdifferenz im Sinne der im Schlußſcheine angezoge- 
nen Ufancen, Denn aus dem vom Kläger vorgelegten und vom Beklagten ans 
erfannten Reglement für die Sachverſtändigen-Kommiſſion des Vereins der Ge- 





*) Gemeint ift das Reglement für Enticheidungen durd ben Borftand des Bereind 
der Geireidehändler der Hamburger Börfe. 

**) Die ald Zeugen abgehörten Schiebsrihter hatten ausgefagt, daß ihrer Anficht zus 
folge, nachdem die Waare in Hamburg-Altona, alfo vom Lieferungsorte, von dem Beauf: 
tragten des Käufers empfangen worden, Monituren wegen ber Dualität überhaupt ausge 
ſchloſſen gewejen jeien. 
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treidehändler der Hamburger Börſe geht hervor, daß dieſe Kommiſſion ſich ledig— 
lich mit der Feſtſtellung des Gewichts und der Qualität der Waare — alſo ihres 
thatſächlichen Zuſtandes — nach deren vorheriger Beſichtigung zu befaſſen hat, 
daß ihre Aufgabe alſo in der bloſen Abgabe eines Schiedsgutachtens (arbitratio), 
nicht in dem Erlaſſe eines Schiedsſpruchs (arbitrium) beſteht, 

zu vergl. Weißmann im Archiv für civiliſt. Praxis Bd. 72 ©. 269 flg., 

Entiheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 24 ©, 412, 

Eine jolhe Begutahtung der Waare war aber dann ganz unnöthig, wenn 
das Schiedsgericht (dafjelbe Kollegium, welches nad) dem Sciedövertrage die Sad): 
verſtändigen-Kommiſſion zu ernennen hatte) dem Kläger darin Recht gab, daß der 
Beklagte mit feinen Ausftellungen gegen die Beidaffenheit der Waare überhaupt 
nicht mehr zu hören ſei. Da es ſich bei diefer Meplif des Klägers, über welde 
der Natur der Sache nad) zunächſt entichieden werden mußte, nidht um die Feſt— 
ftellung einer Thatfrage — des AZuftandes der Waare —, jondern um eine reine 
Rechtsfrage handelte, lag nicht jowohl "eine vom Sadverftändigen zu erörternde 
Qualitätsdifferenz, fondern eine Differenz anderer Art im Sinne der mehrer- 
wähnten Ujancen vor, über die vom Borftande des Vereins der Getreidehändler 
der Hamburger Börje als wirklichen Schiedsrihtern zu entiheiden war. Diefe 
Auffaffung mu um jo mehr al8 dem Sinne der gedachten Uſancen entſprechend 
angejehen werden, als nad) Hamburger Rechte überhaupt 

zu vergl. das Hamburger Einführungsgejeg zum Allgemeinen Deutjchen 

Handelsgejegbud) vom 22, Dezember 1865 $ 43 und Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 18 ©. 155 flg. fowie die dort 
eitirten Nechtslehrer und Entſcheidungen 
in der Regel ſchon durch den Empfang der Waare jeiten des Käufers weitere Ein- 
wendungen gegen deren Beſchaffenheit ausgeichloffen werden. 

Wenn der Beklagte endlidy die Zuftändigfeit des Schiedsgeridhts deshalb be- 
ftreitet, weil die Handelsniederlaffung des Klägers ſich in Altona befindet und 
derjelbe daher dort zu erfüllen gehabt babe, deshalb aber fein Hamburger loco- 
Geihäft vorliege, jo ift zunädft aus dem Reglement des Schiedsgerichts nicht zu 
erfennen, daß fid) dejfen Kompetenz nur auf loco Geſchäfte befhränfen joll. Aus 
dem Schlußiheine aber geht deutlid hervor, daß die Parteien das vorliegende 
Geſchäft jedenfalls als ein Hamburger loco Geſchäft behandelt wiſſen wollten und 
daß nad) ihrem Bertragswillen die bei einem ſolchen Geſchäft geltenden Ujancen, 
insbejondere aud) die auf das Schiedsgericht bezüglihen, auf den von ihnen ge- 
ſchloſſenen Kauf Anwendung finden follten. Hierzu fommt no, daß Hamburg 
und Altona im Handelsverfehr in der Regel als ein einheitlicher Handelsplaß an- 
gejehen werden, 

zu vergl. die Hamburger Berordnung, die Einführung der deutichen 

Wedjelordnung betr. vom 5. März 1849 88 8—10; die Preuß. Ver: 
ordnung, die Einführung der deutſchen Wechſelordnung für Schleswig: 
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Holftein betr. vom 13. Mai 1867 85 T—10; das Bundesgejeg vom 
5. uni 1869 $ 3; das Bundesgejeg vom 10, Yuni 1869 $ 24, 
Ziffer 1 und die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 23. Juni 
1871 

und daß aud die Parteien im vorliegenden Falle durd die Klaufel im Schluf- 


ſchein: 
„Lieferung nad) Hamburg-Altona“ 
ſich diefer regelmäßigen Auffafjung angeſchloſſen haben. 
Da fomit die Einwendungen des Beklagten gegen den Schiedeſpruch ſich als 
unbegründet herausstellen, war dem Berufungsantrage entſprechend die Vollſtreck⸗ 
barfeit dieſes Schiedsſpruchs auszufpreden. 


Iſt für die Klage nad) S 686 der E.P.D. Beginn der Zwangspollitredung 

Erfordernik oder nenügt drohende Ziwangspollftredung? Geltendmahung 

von Kompenjationsaniprüden durd Klage nach S 686 der E.P.D. gegen- 

über dem durd Koftenfeftitellungsbeichluß feftgeftellten Anſpruche auf Er- 

itattung von Prozekloften. (SS 685, 702, 3, 3, 703, 705 Abi. 4, 8 89 
der EP.D.). 


Urtheil des D.L.G.'3 Dredden vom 12. Juni 1897. D. 60/97. 


Dem Bellagten fteht gegen die Klägerin, feine geidjiedene Ehefrau, aus dem 
im Scheidungeprozefje ergangenen Koftenfeftjegungsbejhluffe des Landgerichts zu 
Leipzig vom 24. November 1896 eine Koftenforderung von 141 .# 85 4 zu. 
Vor wie nad) Erlaß des Feitjeßungsbeihluffes, von weldem dem Beklagten am 
26. November 1896 vollftredbare Ausfertigung ertheilt worden ift, hat die Klägerin 
dem Bellagten erklärt, daß fie gegen die Koftenforderung mit einem Gegenan- 
iprudde von 182 4 aufrechne, nad welder Höhe der Beklagte mit den ihr im 
Wege einftweiliger Verfügung für die Dauer des Eheftreites zugeiprodenen Unter 
halts- und Wohnungsgeldern in Rückſtand verblieben ſei. Nachdem der Prozeß— 
bevollmächtigte des Beflagten im Borprozefje, Rechtsanwalt K. der Aufrehnung 
widerjproden hatte, hat die Klägerin durch Beſchluß des Prozeßgerichts vom 
1. Dezember 1896 die einftweilige Einftellung der Zwangsvolljtredung aus dem 
Ktoftenfeftfegungsbeihluffe gemäß 8 688 C. P.O. erwirft, weiter aber Klage aus 
$ 686 dieſes Gejeßes mit dem Antrage erhoben, Bellagten zur dauernden Ein— 
jtelung der Zwangsvollftrefung ſowie zur Herausgabe des Feſtſetzungsbeſchluſſes 
an die Klägerin zu verurteilen, das Urtheil aud für vorläufig vollftredbar zu 
erfläven. Dabei war zwar die Zwangsvollſtreckung aus dem Feſtſetzungsbeſchluſſe 
im Klaggeſuche ald eine bereits eingeleitete bezeichnet; es beſtand aber in voriger 
Inftanz Einverftändnig der Parteien darüber, daß der Beklagte Schritte zur 
zwangsweijen Beitreibung der feftgefeßten Koften nod) nicht unternommen bat. Die 
zur Aufrehnung gebradpte Gegenforderung ift im Nedtsftreite nur nad) Höhe von 
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12 4 beftritten worden. Der Bellagte vertheidigt fi damit, daß die Klage aus 
8 646 EP.D. den wirflihen Beginn der Zwangsvolljtrefung vorausjeße und 
daß Klägerin die Gegenforderung ſchon im Vorprozeſſe hätte geltend machen müſſen. 

Die vorige Inftanz hat die Klage abgewielen, indem fie den erfteren Ein: 
wand des Bellagten für durchſchlagend erachtet. 

Diefes Urtheil wird von der Klägerin mit der Berufung angefochten. Sie 
hält das Verlangen der Herausgabe des Schuldtitel® und der vorläufigen Boll- 
ftredbarfeit des Urtheils nicht weiter aufrecht, jondern giebt ihrem Antrage nun- 
mehr die Faffung, die Zwangsvollftredung aus dem Feſtſetzungsbeſchluſſe für un: 
ftatthaft zu erflären und die Koften des Rechtsſtreits einſchließlich derjenigen des 
Einftellungsbeihluffes vom 1. Dezember 1896 dem Gegner aufzuerlegen. Vom 
Beklagten wird der Gegenantrag auf Zurückweiſung des Rechtsmittels geftellt. 

Die Klägerin findet die Erforderniffe der Klage dur das der Aufrehnung 
widerftrebende Verhalten des Beklagten gededt. Denn wenn diefer, nachdem ihm 
die Klägerin am 9. November 1896 die Aufrechnungserklärung zugeftellt habe, 
am 19. November durd feinen Anwalt mittheilen laffe, daß er die Aufrechnung 
nicht genehmige, die Koftenfeftiegung betreibe und es dahin bringe, daß der Feſt— 
jegungsbeihluß am 26. November 1896 der Klägerin zugeftellt werde, er jelbit 
aber eine vollſtreckbare Ausfertigung deffelben erhalte, jo liege darin der Beginn 
mit der zwangsweiſen Durdführung der Koftenentiheidung des Vorprozeſſes. 

Der Bellagte tritt diefer Auffaffung unter Zugeftändniß der ihm zu Grunde 
gelegten Thatfahen entgegen, wiederholt, daß er nie Anftalten getroffen habe, den 
Feſtſetzungsbeſchluß zu vollſtrecken, und erflärt, daß er aud für die Zukunft hier- 
auf feinen Aniprud) erhebe, da er der Aufrehnung, die ja von feiner Einwilligung 
unabhängig fei, nicht widerjprede. Im jedem Falle treffe die Klägerin die Ver— 
pflitung zur Tragung der Prozeßfoften, da fie mit ihrem urfprünglichen Klag— 
antrage zuviel und etwas der wirflihen Sadlage nicht Entſprechendes gefordert 
babe. Das erftinftanzlide Urtheil wurde — unter Berurtheilung des Beklagten 
zur Tragung der Koften beider Inſtanzen — dahin abgeändert: 

Die Zwangsvollftrefung aus dem Koftenfeftiegungsbeichluffe der 1. Eivil- 
fammer des L. G.'s zu %. vom 24. November 1896 wird für unzuläffig erklärt, 

Die Gründe lauten: 

Der Klägerin kann zwar nit in der Annahme beigepflidte werden, daß 
das vom Beklagten beobadtete Verhalten bereits einen Beginn der zwangsweifen 
Beitreibung der Koften enthalten habe. Denn die Aufgabe des Koftenfeftiegungs- 
verfahren® bejtand lediglid darin, den durch das Urtheil feinem Grunde nad) 
feitftehenden Anſpruch auf den Proschfoftenerfaß nod feinem Betrage nad) feft: 
zuftellen; zur Zwangsvollſtreckung ſelbſt konnte erſt nad) Erlaß des Feſtſetzungs— 
beichluffes auf Grund der dazu ertheilten Vollſtreckungsklauſel durch Anrufung 
der Organe der Zwangsvollſtreckung geſchritten werden, zu welder es unbeftritten 
nicht gekommen iſt. 
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Beihwerlic aber ift es für die Klägerin, wenn die vorige Inftanz für die 
Klage nad) 8 686 C. P.O. das Erforderniß einer ſchon begonnenen Zwangsvoll- 
jtredung aufftellt. Diefe, wie zuzugeben ift, verbreitete Anſicht 

man vergl. die Kommentare zur E.P.D. von Gaupp 2. Aufl., 2. Bd. 

©. 370 bei Note 21; von Wilmowsfi und Levy 7. Aufl, S. 986 

Anm. 3; Seufferts Ardiv Bd. 39 Nr. 271; Fitting, der Reichs 

civilprogeh, 8. Aufl. S. 703 Wr. 6 DL at e/ /.' 
ift bereit8 von Reichsgerichte gemißbilligt worden, 

vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 ©. 517 Mr. 1. 

Das Reichsgericht führt aus, daß weder die Faffung des Geſetzes noch die 
Natur des Nectsverhältnifjes für die einengende Auslegung irgend welden An- 
halt gebe, daß es vielmehr genügen müſſe, wenn die Zwangsvollitrefung dem 
Schuldner drohe. Das Berufungsgeriht trägt um fo weniger Bedenken, ſich 
diefer Auffaffung anzuſchließen, als die redtzeitige Erhebung der Klage bei der 
gegentheiligen Vorausſetzung in vielen Fällen, bei denen die Zwangsvollſtreckung 
alsbald beendet ift, namentlich wenn baares Geld durch den Gerichtsvolfzieher ge- 
pfändet und in Befig genommen wird, zur Unmöglichkeit werden wirde, 

vergl. auch Entfheidungen des Reichsgerichts in Civilfahen Bd. 32 

©. 395; Reinde, C.P.O. 3. Aufl. S. 696, 

Nicht von Einwendungen „gegen die Zwangsvollitredung”, wie das ange 
fochtene Urtheil meint, vedet der Wortlaut des $ 686, ſondern ſchlechthin von 
Einwendungen, welde den durch das Urtheil feftgeftellten Anſpruch betreffen, und 
ebenfowenig bietet die Entſtehungsgeſchichte des Gejeßes einen beftimmten Aufſchluß 
im Sinne der Borinftanz. Die Motive 

Ausgabe von Kortfampf S. 561 fig. 
behandeln zwar die Einwendungen nad) $ 686 gemeinfam mit denjenigen gegen 
die Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel (SS 668, 687) und den Anträgen, Ein: 
wendungen und Erinnerungen, welde die Art und Weile der Zwangsvollſtreckung 
oder das dabei zu beobachtende Verfahren betreffen ($ 685) in einem „Die Ein» 
wendungen in der Zwangsvollſtreckung“ überſchriebenen Kapitel. Hierinit hat 
aber, was gleichermaßen von ähnlichen Benennungen in den Kommijfionsberathungen 
gift, nur im Allgemeinen die Richtung der Einwendungen gegen die formelle oder 
materielle Zuläjfigfeit dev Zwangsvolljtredung bezeichnet werden follen; dies er- 
giebt ſich insbeſondere aus der Erftredung auf die Einwendungen gegen die Er: 
teilung der Vollſtreckungsklauſel, Hinfichtlih deren eine Beſchränkung auf eine 
ion ſchwebende Vollftredung überhaupt nidt in Frage fommt; jede der drei 
Arten don Einwendungen wird übrigens in dem Kapitel in einem bejonderen Ab» 
ſchnitte erörtert und nur binfitlid der Einwendungen im Sinne des $ 685 die 
Vorausſetzung ausgefproden, daß fie, was ihrer Natur nad) zum mindeften die 
Regel bilden wird, nad Einleitung des Bollftredungsverfahrens er: 
hoben werden. 


Aufrechnung gegenüber dem Koftenfeftfegungsbefchluffe. 977 


(angezogene Motive ©. 561 unter II.) 

Wenn endlih die Motive von dem Einfluffe der Einwendungen auf „den 
Fortgang” des Vollftrefungsverfahrens ſprechen, (S. 562) fo geſchieht dies nur 
gelegentlich der Begründung der Anforderungen, welde an die Art des den vor: 
läufigen Schuß des Schuldners gegen die Zwangsvollſtreckung bedingenden Be: 
weifes zu ftellen find; die Vorausſetzungen für die Zuläffigfeit der Einwendungen 
jelbft find Hierbei nicht in Frage. 

Genügt es nad) dem Vorftehenden zur Klage nad) $ 686, daß die Zwangs- | 
vollftrefung dem Schuldner droht, jo war dieſes Erforderniß im vorliegenden 
Falle unbedenklid) gegeben. Denn der von dem Prozeßbevollmächtigten des Be— 
flagten erklärte Widerfprud gegen die Aufrehnung ließ die Befürchtung auf: 
fommen, daß der Beklagte von der formellen Vollſtreckbarkeit des Feſtſetzungs— 
beichluffes ohne Rücfiht auf den Gegenanſpruch Gebrauch machen werde. 

Unbeachtlich ift ferner der Einwand, welder aus der beichränfenden Bor- 
ihrift in 8 686 Abf. 2 der C.P.O. Hergeleitet wird. Im Vorprozeſſe konnte die 
Kompenfation ſchon aus dem Grunde nidt erklärt werden, weil der Koftenaniprud) 
des Beklagten erft durch das die Koftenfolge ausiprehende Yäuterungsurtheil dom 
25. September 1895 zur rechtlichen Entftehung gelangt ift, ihm gegenüber alfo 
eine Replik der Aufrehnung nod nicht denkbar war. Im Koftenfeftfegungsver« 
fahren aber, weldes, wie ſchon erwähnt, den Koftenaniprud nur zur Ziffer zu 
bringen bat, werden materiell-rechtliche Einreden überhaupt nicht gehört; dem 
Schuldner bleibt daher, falls der Anſpruch jelbit, ſei es durch Zahlung, ſei es 
dur Kompenfation getilgt ift, nur der Weg der Klage nah $ 686 der 
C.P.O. offen. 

Bergl. Entjheidungen des Neihegerihts Bd. 13 ©. 360 fig. 

Diefen Weg muß der Schuldner aber auch betreten können, obgleid es für 
Koftenfeftfeßungsbefhlüffe als einer unter $ 702 Ziffer 3 der EP.O. fallenden 
Entjheidung, auf die gemäß $ 703 auch & 686 Anwendung findet, an einer die 
Präcufion von Einwendungen gegen den Anſpruch ſelbſt ausſchließenden Be— 
jtimmung der aus 8 707 Abſ. 4 der C.P.O. erfitlihen Art fehlt. Eine folde 
Beitimmung war entbehrlih, weil aus der dargelegten Natur und Bedeutung 
des Koftenfeftiegungsverfahrens von jelbft folgt, daß eine Präclufion nicht ein— 
treten fann. — —— 

Vergl. Reichsgericht in der Juriſt. Wochenſchr. 1892 ©. 11 Nr. 2. 

Nach alledem und da ſchon der unbeſtrittene Theil des Gegenanſpruchs die 
Koſtenforderung des Beklagten überſteigt, ſtellt ſich das Begehren der Klägerin, 
die Zwangsvollſtreckung aus dem Feſtſetzungsbeſchluſſe vom 24. November 1896 
für unſtatthaft zu erklären, als begründet dar. Es war daher dem Berufungs— 
antrage gemäß unter Abänderung des erjtinftanzliden Urtheil® zu erfennen, 

Die Folge Hiervon ift die Verurtheilung des Bellagten zur Tragung der 
Koften beider Inſtanzen einjhließlih derjenigen des Einſtellungsbeſchluſſes vom 

Archto für Bürger. Recht u. Prozeb. VII, 87 


578 Freigabe von Pfändern durch den Gläubiger auf Intervention bed Gigenthümers. 


1. Dezember 1896. Der Bellagte würde damit nur haben verſchont werden 
fönnen, wenn er zur Klagerhebung feine Beranlafjung gegeben und den Aniprud) 
fofort anerfannt hätte ($ 89 der E.P.D.). Beides ift nit der Fall. Denn er 
hat, wie gezeigt, die Befürdtung der Vollſtreckung des Feſtſetzungsbeſchluſſes durch 
fein Verhalten hervorgerufen, ſodann aber im Rechtsſtreite durch den Antrag auf 
Abweifung der Klage und Zurückweiſung der Berufung jederzeit einen ablehnen: 
den Standpunkt eingenommen. Der Anjprud) in feiner jegigen Faſſung ift der- 
jelbe wie der urfprünglicde, nur in der Faſſung in einem unwejentlihen Punkte 
berichtigt (ſoweit von einer bereits eingeleiteten Zwangsvollftrefung die Rede war) 
und zum Theil (durch Abftandnahme vom Verlangen der Herausgabe des Schuld» 
titel8) in einer nah 8 88 der C. P.O. für die Koftenentiheidung einflußlofen 
Richtung befhränft; im übrigen kommen beide Anträge jahlid auf das Näm- 
liche, die Hemmung der Zwangsvollftredung hinaus, die aud, wenn lebtere erft 
bevorftand, als Einftellung bezeichnet werden fonnte; 

vergl. Reichs-Gerichts-Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 32 ©. 39. 

Die incorrecte Faſſung des Klagantrags durfte den Bellagten nicht ab» 
halten, den Anſpruch, jo, wie er wirklich gemeint war, anzuerfennen, ftatt, wie 
gleichwohl geſchehen ift, feine Bekämpfung Dis in die Berunfungsinftan; und aud 
nod nad) geſchehener Ridtigftellung feitzubalten. 


Freigabe gepfändeter Sachen aus dem Pfandnerus feitens des betreiben- 
den Gläubigers auf Intervention eines Dritten. Klage gegen den Gerichts: 
vollzieher. 


Urtheil des O.2. G.'s Kiel vom 18. März 1897. U. 183/96. 


Der Geritsvolfzieher H. in Altona hat bei dem p. Th. im Auftrage eines 
Gläubigers desfelben verſchiedene Saden gepfändet, darunter einen Wagen; letz— 
teren hat er gegen Plamiethe bei einem Privatmann eingeftellt, die übrigen in 
feinem Pfandlofal untergebradt. Nachher find diefelben Gegenftände auf Betrieb 
von drei weiteren Gläubigern des Th. nachgepfändet. Der Flaſchenbierhändler 
©. hat das Eigenthum an den gepfändeten Gegenftänden in Anjprud) genommen; 
auf feine Intervention haben die vier Gläubiger die Pfänder Anjangs September 
1896 freigegeben. Bevor der Schuldner über die Sachen verfügt bat, ift er 
Mitte September verihwunden. Der Gerihtsvollzieher hat dem S. die Aus- 
antwortung der Sachen verweigert, worauf diejer gegen ihn auf Herausgabe Klage 
erhoben hat. Die Klage ift vom Landgericht Altona abgewiejen, da Kläger nicht 
empfangsberedtigt im Sinne des $ 88 der Geſchäftsanweiſung für Geridtsvoll- 
zieher fei und Beklagter weder das Recht noch die Pflicht habe, das angebliche 
Eigentum des Intervenienten zu prüfen, vielmehr durch Herausgabe der Sachen 
ſich dem Schuldner oder jonftigen Beredtigten gegenüber haftbar made, 

Die Berufung des Klägers gegen dieſes Urtheil ift zurückgewieſen. 
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Gründe: 

Sowohl nad) dem Antrage wie dem übrigen Vorbringen des Klägers 
in erfter Inftanz ift von ihm dort die Eigenthumsklage erhoben, alfo eine 
Klagänderung in diefer Inftanz nicht vorgenommen. Auch ift durch die in dieſer 
Inftanz vernommenen Zeugen theilweije voll bekundet, theilweife jedenfalls wahr- 
ſcheinlich gemacht, daß Kläger die in Rede ftehenden Saden in der von ihm 
angegebenen Weife gefauft und tradirt erhalten, wie daß er ſich bei dem fpä- 
teren Berfaufe an TH. das Eigenthum bis zur völligen Zahlung des Kauf: 
preijes vorbehalten hat. Deſſenungeachtet erihien die Klageabweiſung begründet, 
weil die Eigentfumsflage dem Beklagten als Gerichtsvollzieher gegenüber unzu- 
läſſig iſt. Beklagter hat im dieſer Eigenſchaft als Beamter im Auftrage von 
Släubigern des Th. die Sachen bei diefem gepfändet und in Beſitz genommen. 
Nachdem die Gläubiger fie freigegeben Hatten, waren fie von ihm gemäß $ 88 
der Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher dem Schuldner oder fonftigen Em- 
pfangsberedtigten ungefäumt zur Verfügung zu ftellen; an den Ort, wo fie ge 
pfändet waren, zurüdzuliefern waren fie danach nit. Durch die Freigabe der 
Sachen wurde lediglich die Pfändung feitens der Gläubiger befeitigt und ftanden 
daraufhin die Sachen zunächſt dem Schuldner wieder zu; über die Berehtigung 
eines Dritten zur Empfangnahme ergiebt fi) daraus nichts, ebenjo wie aud) durd) 
ein gegen den pfändenden Gläubiger ohne Zuziehung des Schuldners ergangenes 
Urteil nur die Zwangsvollftrefung ſeitens des Gläubigers befeitigt, zwiſchen dem 
Dritten und dem Schuldner aber nichts entihieden wird. Das zwildhen dem 
Schuldner und dem Dritten beftandene materielle Rechtsverhältniß zu prüfen und 
dadurd die Empfangsberehtigung des Dritten feftzuftellen, ift der Gerichtsvoll— 
zieher weder zuftändig, noch in der Lage; aud) durd) ein gerichtliches Urtheil gegen 
ihn würde den Rechten des Schuldners, dev nicht Prozekpartei geweſen, nicht prä- 
judizirt fein, dev Schuldner würde ſich immerhin bezüglid der Herausgabe an 
den Gerichtsvolfzieher wenden können. Hieraus folgt, daß Kläger fein Eigen- 
thum und den hierauf gerichteten Anfprud auf Herausgabe der Saden nur gegen 
den Schuldner Th., für den, folange fein Anderer als empfangsberedtigt legiti- 
mirt ift, die Sachen detinirt werden, verfolgen Fann und nur auf Grund einer 
von biefem ertheilten Ermädtigung oder eines gegen ihn ergangenen Urtheils auf 
Herausgabe diefer vom Beklagten verlangen kann, die im Falle der Verweigerung 
vom Bollftrefungsgeridht zu erzwingen wäre, 

vergl. Reichsgerichts Entſcheidungen Bd. 34 S. 381. 

Denn folange der Geritsvollzieher die Sachen nod nicht in Gemäßheit des $ 88 
der Gefhäftsanweifung zur Verfügung geftellt hat, ericheint die Zwangsvollitredung 
nicht beendigt, dies nod) erforderlich behufs völliger Beendigung der Zwangsvoll- 
ftredung; die Faffung des 8 88 fig. kann nicht zu anderweiter Beurtheilung ver- 
anlaſſen. 

Unter dieſen Umſtänden kommt überhaupt nicht in Betracht, ob Frau Th. 

37* 


find 
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und Zeugen dem Beklagten bei der Pfändung gejagt haben, die Sachen gehörten 
dem Kläger ganz abgejehen davon, daß dieje feine Verfügung darüber zu treffen 
hatten, ebenfowenig ob Beklagter früher zur Herausgabe der Saden gegen Er: 
ftattung der Tagerungsfoften bereit geweſen ift. 

Die Berufung war aljo, da die Klagabweijung gerechtfertigt ift, zurückzu— 
weijen auf Koften des Klägers nad) $ 92 der EP.OD. 

(Schleswig-Holfteinihe Anzeigen 1897, S. 164, 165.) 


8 467 Abi. 2 der EBD. ift nur im Falle des S 467 Abi. 1, nicht in 
dem Falle des S 466 der E.P.D. anzuwenden. 
Beihluß des R.G.'s IL Civilf. vom 3. März 1896. BR, II. 88,96. 


Gründe. 

Die in $ 467 Abſ. 2 der C. P.O. enthaltene Vorfhrift, nad) welder die 
im Verfahren vor dem Amtsgerichte erwachſenen Koften als ein Theil der bei dem 
Landgerichte erwachſenen behandelt werden follen, findet, wie das Reichsgericht 
bereits in zwei Beihlüffen vom 29. September 1892 und vom 5. Januar 1893 
(vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1893 S. 97 Nr. 17) ausgeiproden hat und 
in der Rechtslehre alljeitig anerkannt wird, nur dann Anwendung, wenn die Ver— 
weifung an das Tandgeriht auf Grund von Abf. 1 diefes Paragraphen erfolgte. 
Dagegen bat das Amtsgeriht, wenn die Verweilung in Gemäßheit des 8 466 
erfolgte, die Klage ſonach vor einem an ſich unzuftändigen Gerichte erhoben wurde, 
über die Koften des vor ihm ſchwebenden Prozeſſes ſelbſt zu entiheiden und fie 
dem Stläger ebenjo aufzuerlegen, wie wenn eine Berweilung an das Landgericht 
gar nicht beantragt und deshalb die Klage einfach abgewiejen worden wäre. Der 
Antrag, die Sache vor das Landgericht zu verweilen, giebt dem Kläger nit das 
Net, ſich der Verpflichtung zum Koftenerfage zu entziehen, die ihn deshalb trifft, 
weil er die Klage vor einem unzuftändigen Geridhte erhoben hat. Im vorliegen: 
den Falle hätte hiernady das Amtsgericht die Koften des bisher geführten Rechts— 
ftreites dem Kläger auferlegen jollen. Da dies nit geihah, war es Sade des 
Bellagten, gemäß $ 292 der E.P.D. die Ergänzung des ergangenen amtögericht- 
Voss Urtheil® zu beantragen. Das Yandgeriht hat nun in feiner Entiheidung 
die „Koſten des Rechtsſtreites“ zum Theil dem Kläger, zum Theil dem Beklagten 
“auferlegt, bezüglich der Koften des vor dem Amtsgerichte geführten Prozeſſes aber, 
wie gerechtfertigt war, Feine Entideidung getroffen. Es hat aud nit etwa in 
den Entiheidungsgründen bemerkt, unter den Koſten des Rechtsſtreites ſeien aud 
diejenigen Koften zu begreifen, welde im Verfahren vor dem Amtsgerichte er— 
wachſen feien, was für das Kojtenfejtjegungsverfahren allerdings maßgebend wäre. 
Hiernach hat der Kläger mit Recht geltend gemacht, daß bei der auf Grund des 
| erwähnten Urtheils erfolgten Koftenfeftiegung die Koften des amtsgerichtlichen 
Verfahrens nicht zu berüdficdtigen fein, Das O.L. G. ift zwar im Allgemeinen 
von der richtigen Auffafiung ausgegangen, daß über die Koſten des amtsgericht— 
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lihen Verfahrens nah $ 466 der E.P.D. vom Amtsgerichte zu entſcheiden ges 
weſen wäre. Es hat aber mit Unrecht angenommen, weil dieſes Gericht anders 
verfahren fei, müßten die Koften nun jo behandelt werden, als ob das Landgericht 
darüber entſchieden hätte. Da die Koftenfeftfegung durd das Landgericht troß 
der unzutreffenden, durch einen thatfählihen Irrthum veranlaßten Begründung 
den gegebenen Berhältniffen entiprit, war nunmehr die dagegen vom Beflagten 
eingelegte Beichwerde zurückzuweiſen. Auch waren diefem nad) den 88 87 und 92 
der C.P.O. die Kloften beider Beſchwerdeinſtanzen aufzuerlegen, 


Auszüge aus neueren Entſcheidungen des Reichsgerichts. 


1. Wechſelproteſt. Die Klägerin Hagte aus einem von E. H. auf F. Sp. 
in Hamburg gezogenen, von dieſem acceeptirten, mit dem Vermerk: zahlbar bei 
der Wereinsbant in Hamburg verjehenen Wedel gegen den Ausſteller. Diejer 
beanftandete die Formrichtigkeit des Proteftes, jein Einwand wurde aber zurüd: 
gewiejen: Die Protejturfunde weift aus, daß der Proteftbeamte im Auftrage des 
nad) Art. 17 der Wechſel-O. dazu legitimirten Infaffoindofjatars den Wechſel an 
der Zahlftelle „zufolge Zahlungsadreije“ zur Zahlung präjentirt, von dem Direktor 
der Bank die Erklärung erhalten hat, „Sie jeien ohne Auftrag und Dedung,“ 
und jodann den Wechſel au in der Wohnung des Bezogenen präjentirt, und da 
der Bezogene nicht anweſend war, proteftirt hat. Der Berufungsrichter entnimmt 
aus diefem Inhalt der Urkunde ſelbſt, daß nicht gegen die Vereinsbank, jondern 
gegen den Bezogenen proteftirt ift und daß der Bezogene weder in der Bank nod) 
in jeiner Wohnung betroffen ift, da der beurfundete Beſcheid ergäbe, daß der Be: 
zogene fi in der Banf nicht eingefunden und die Bank nit inftruirt habe, Die 
gegen diefe Auslegung der Urkunde von der Revifion erhobenen Angriffe jind nicht 
geredtfertigt, obwohl zuzugeben ift, daß der Proteft jorgfältiger und forrekter hätte 
gefaßt werden ſollen. Es entipriht dem ordentlichen Geſchäftsverkehr, daß der 
Bezogene, der auf ein fremdes Geſchäftslokal als Zahlftelle verweift, Vorfehrung 
trifft, daß dort von ihm oder für ihn gezahlt oder wenigftens Auskunft gegeben 
wird. Der Proteftbeamte, dem von der berufenen Stelle der als Zahlitelle bes 
nannten Banf eine Auskunft wie die beurfundete ertheilt wird, darf nit nur an— 
nehmen, daß der Bezogene nicht anweſend ift, jondern Fonftatirt durch die Bes 
urfundung der Auskunft zugleich unzweideutig, daß der Bezogene nicht anweſend 
geweien ift. Auch der Rückſchluß daraus, daß der Protejtbeamte den Bezugenen 
in feiner Wohnung aufgejudt hat, darauf, daß er ihn in der Bank nicht vorge» 
funden hat, ift nicht zu beanjtanden. U. v. 30. 6. 97. I. 110/97. 

2. Berabredung zwifhen Kaufleuten, daß über ein Abfommen 
eine Urkunde aufgejegt werden jolle Das Berufungsgericht geht davon 
aus, daß, wenn zwiſchen Kaufleuten die urfundlide Feitftellung eines Abkommens 
in Ausfiht genommen jei, bezüglid der Frage, ob von der Herftellung der Form 
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das Zuſtandekommen des Vertrags abhängen ſolle oder nicht, die in dieſer Richtung 
landesrechtlich etwa beſtehenden Vermuthungen nicht Platz zu greifen hätten, viel- 
mehr lediglich der nad) Art. 278 des H.G. B.'s zu erforſchende Wille der Vertrag— 
ſchließenden maßgebend je. Die Meinung, Kaufleute hätten in Fällen der be- 
zeichneten Art regelmäßig den Willen, daß fie erſt mit Vollziehung der Urkunde 
gebunden fein fullten, fünne nad den Erfahrungen des täglichen Lebens nicht ale 
geredhtfertigt angejehen werden, Der Standpunkt, von weldem das Berufungs- 
gericht hiernach ausgeht, ift durchaus richtig, vergl. die Kommentare zum Handels: 
gejeßbud von Makower, 10. Aufl. S. 355 Anm. e, von Habn, 2. Aufl. 
Bd. 2 ©. 193 (Anm, zu Art. 317 $ 4), Staub, IIL/IV. Aufl, S. 783 (Be 
merfungen zu Art. 317 8 7), Puchelt-Förtſch, IV. Aufl. S. 869 (Anm. 6 
zu Art. 317), Daß ein Handelsbraud) im Sinne von Art. 279 des H. G. B.s 
beftehe, wonach in Fällen der fraglihen Art der Vertrag erft durd) die Herftellung 
der urfundlien Form als abgeſchloſſen gelte, ift von dem Kläger jelbft nicht be: 
hauptet worden, übrigens ift das Nichtbejtehen eines ſolchen in dem hier in Frage 
ftehenden Bezirke (O.L.G. Dresden) durd) die vorftehend miterwähnte Bemerkung 
des Berufungsgerits einwandfrei fejtgeftellt. U. vd. 10. 5. 97. VI. 457/96. 
3. Der Spediteur haftet, fofern nur der Art. 380 des H.G. B.'s in 
Betracht kommt, nit wie ein Frahtführer und ſteht auch nit für die von 
ihm gewählten Zwifdhenperjonen ein. Die Wahl eines Zwiſchenſpediteurs 
ift ihm, wenn dies nicht vertragsmäßig ausgejdloffen wurde, erlaubt (vergl Entid. 
des R.O. H.G.'s Bd. 12 ©. 379); er haftet dann regelmäßig, alfo wenn Sonder: 
beftimmungen nicht in Frage fommen, nur für die von ihm zu vertretende Sorg— 
falt bei der Auswahl. Im vorliegenden Fall hat die Bellagte die Koffer an die 
Speditionsfirma 2. & Co. in Bremen gefandt und dieſer den Weitertransport auf: 
getragen. Dana waren %. & Co. Zwiſchen- (nit Unter-) Spediteure. Die 
Wahl von folden war nit unterjagt, denn ausdrücklich ift Dies nicht geſchehen 
und für ein ftillihweigendes Verbot liegen irgend welde Anhaltspunkte nicht vor. 
68 fommen ferner für das Nedtsverhältniß der Parteien nur die allgemeinen 
Vorſchriften über die Spedition, nit aud die für anders geftaltete Verhältniſſe 
gegebenen Sondervorjdriften (Art. 384, 385 des H.G. B.'s) in Betracht. Die 
Beklagte durfte deshalb Y. & Ev. beauftragen, jo daß nichts darauf anfommt, ob 
Beklagte dies, wie fie behauptet, thun mußte, weil der Bremer Lloyd Güter von 
auswärtigen Spediteuren angeblid nit annimmt. Die Zuverläffigfeit von L. & 
Co. aber ift umbeftritten. Danach kann Beklagte für die Wahl diefer Firma und 
für deren Handlungen, nämlid für die weitere Beauftragung dev Firma V. & Co. 
in New» York, von der ſchließlich das geltend gemachte Verjehen, falls ſolches vor: 
liegt, Degangen wurde, nicht verantwortlid gemadjt werden, Die Nevifion meint, 
daß Beklagte den Zwijhenfpediteuren den Transportweg hätte vorschreiben müſſen 
und beruft fih auf das bei Bolze Praris Bd. 8 Nr. 437 auszugsweije mit: 
getheilte Urtheil. Diejem Urtheil liegt jedod dev Sadjverhalt zu Grunde, daß der 
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Spediteur dem Transportweg jelbjt beftimmt und Hierbei eine fehlerhafte Wahl 
getroffen hatte, während der von der Reviſion geltend gemadjte Grundſatz dort 
nicht berührt wird. Diefer Grundjaß kann jebod weder allgemein noch im vor: 
liegenden Falle als zutreffend anerkannt werden. Durfte Beklagte einen 
Zwiſchenſpediteur annehmen, jo durfte fie ihm, wenn nicht befondere 
Umftände etwas anderes bedingten, auch die Wahl des Weges überlajjen. 
Derartige befondere Umftände liegen indeß nicht vor; insbefondere fanır daraus, 
daß Beklagte ihre Gejhäftsbriefe mit dem Aufdrud „Specialität: Internationaler 
und überjeeiiher Verkehr" verjehen hat nicht gefolgert werden, daß fie in jedem 
einzelnen Falle für die Wahl des richtigen Weges, aud dann, wenn fie fid) eines 
Zwiſchenſpediteurs bedient, einftehen will, U. v. 12. 5. 97. I, 7/97. 

4. Wahrung der in einem VBerjiherungspertrage beftimmten 
Präflufionsfrift für die Befhreitung des Rechtswegs Seiten des 
Berjiderten. Die Klägerin hatte bei der Beklagten Güter gegen die Gefahren 
beim Transport zur See verfihert. Im Art. 45 der allgemeinen BVerfierungs: 
bedingungen war beſtimmt: „Sind feit dem Tage, an weldem das Schiff die 
verſicherte Reife angetreten hat, drei Jahre verſtrichen, ohne daß innerhalb diefer 
Zeit... . von Seiten des Verſicherten der Rechtsweg betreten worden, fo ift die 
Geſellſchaft ihren Verbindlichkeiten ledig.” Die Klägerin erhob zunächſt innerhalb 
der dreijährigen Frift Klage auf Vergütung von Schäden, die von ihr verjendete 
Güter erlitten hatten, unter der Behauptung, daß über die Verfiherung diejer 
Güter mindlid ein befonderer VBerfiherungsvertrag geſchloſſen ſei. In der Be- 
rufungsinftang machte fie indeR geltend, daß die Verjendung der Güter unter 
einen von ihr mit der Beflagten ſchriftlich abgeſchloſſenen Generalverſicherungsver— 
trag falle. Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewiefen, wobei von dem 
O.L.G. unter Billigung des R.G.'s angenommen wurde, daß die Berufung auf 
den Generalverfiherungsvertrag eine unzuläffige Klagänderung enthalte. Nah Ab: 
lauf der erwähnten dreijährigen Frift erhob die Klägerin anderweit Klage, wobei 
fie den Anfprud allein auf den Generalverfiherungsvertrag ftüßte. Demgegen- 
über berief fi; die Beklagte auf den Ablauf der vertragsmäßigen Klagfrift. Diejer 
Einwand wurde vom R.G. verworfen: „Das Kammergeridt unterftellt ohne weitere 
Begründung, daß „das Betreten bes Rechtswegs“ den Friftablauf nur dann ver: 
bindere, wenn es jo geartet fei, daß damit unmittelbar eine materielle Entſcheidung 
über den Aufprud aus der Police herbeigeführt werde. Der Wortlaut der Be— 
ftimmung nöthigt hierzu in feiner Weile. Der Verſicherte „betritt den Rechtsweg“ 
aud dann, wenn er die Klage etwa bei einem unzuftändigen Gerichte erhebt, oder 
wenn feine lage wegen anderer prozeffualer Mängel nicht alsbald zu einer ma— 
teriellen Entſcheidung führt. Nach befannten Rechtsgrundſätzen aber find Ber- 
fiherungsbedingungen, zumal wenn fie dem Verſicherten ein nachtheiliges Präfudiz 
androhen, ftrift auszulegen. Die Sache liegt aud nicht etwa jo, daß das Hincin- 
ziehen der anderweitigen Begründung der Klage von vornherein als ein augfidyts- 


ö— 
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loſer Verſuch erſcheinen mußte, den die Klägerin nicht in gutem Glauben an einen 
Erfolg unternehmen fonnte, U. v. 24. 3. 97. I. 403/96. 

5. Bereinbarung, daß die Waare bis zu einem beftimmten Tage ver: 
laden fein müffe; Einwand der Chifane. Der Bellagte hatte vom Kläger eine 
von Amerifa anzubringende Yadung von ca. 2500 tons Florida Phosphate ge- 
fauft; es wurde vereinbart, daß die Berladung in den Dampfer Yomıbard nicht 
nad dem 7. Oktober 1894 erfolgen folle. ZThatjähli hatte fie erjt am 9. Ol— 
tober 1894 ftattgefunden; der Beklagte verweigerte deshalb die Annahme der 
Waare. Die Klage, welde auf Bezahlung des bei der Verfteigerung der Waare 
erzielten Ausfall® gerichtet war, wurde vom Beruf.Ger. abgewiefen. Im dem 
beftätigenden Urtheile des Reichsgerichts ift u. A. bemerft: 

A. Auch den Angriffen, die fi) gegen die dritte Annahme der Border: 
ridgter wenden, ijt der Erfolg zu verfagen. Es ift nichts ungewöhnliches, daß in 
Kontraften über eine von auswärts zu verſchiffende Waare, die Abladezeit durd) 
Beſtimmung einer feften Frift, innerhalb deren fie zu.erfolgen Hat, in dem Sinne 
normirt wird, daß der Käufer den Vertrag nicht als erfüllt gelten zu laffen braudt, 
wenn die Abladung nicht zur vereinbarten Zeit geſchehen it. Die Rechtſprechung 
der Reichsgerichte Hat dieſen Kontrakten die rechtliche Anerkennung nicht verjagt: 
Entidh. des R.O.H.G.S Bd. 24 S. 194 und des R.G.s Bd. 30 S. 60. Ob 
man dabei von einer Analogie mit dem Falle ſprechen will, wo die Lieferfrift 
feſt beftimmt ift (H.G.B. Art. 357), oder ob man fagt, der Verkehr jehe die zu 
anderer Zeit verſchiffte Waare ald eine Maare anderer Gattung an, ift ohne Be: 
deutung. Beides ift nur ein Weg zur befferen Veranſchaulichung des Gedanfens, 
daß in dieſen Kontraften die Zeit für die Vornahme der dem Berfäufer ob: 
liegenden Handlung eine wejentlihe Eigenſchaft der ihm obliegenden obliga- 
toriſchen Yeiftung ift. Im einzelnen Falle kann e8 zweifelhaft ericheinen, in welchem 
Sinne die Feſtſetzung einer Verihiffungszeit gemeint ift. Die Annahme, daß fie 
bier in dem erwähnten jtrengen Sinne verjtanden jei, ift einerjeits auf den Um— 
ftand gegründet, daß die Parteien über eine Verlängerung der Verihiffungszeit um 
wenige Tage lange Hin und verhandelt haben, und andererjeitd auf das eigene 
Verhalten des Klägers bei der Verſchiffung, wie es ſich aus der injoweit für glaub: 
haft eradpteten Ausjage des Kapitän R. ergiebt. Das Reichsgericht findet feine 
Veranlafiung, diefe Argumentation zu beanftanden, Die Reviſion ift im Unrechte, 
wenn fie meint, daß bei der beftehenden Unſicherheit, ob das Schiff nad) beendigter 
Abladung wirklich aud alsbald verjegle, ein Intereſſe des Käufers an der ge 
naueften Cinhaltung der Abladefrift gar nit anzunehmen jei. Freilich ift für 
den Käufer das entideidende, warn er die Waare erhält, aber gerade weil hier 
bei eine Neihe höchſt ungewiſſer Umftände, deren Beherrihung unmöglich ift, mit 
wirfen, geht das Intereſſe des Käufers dahin, Diejen einen, allein in der 
Macht des Verkäufers liegenden Punkt, die vechtzeitige Abladung, unbedingt ficher 
zu Stellen. 

B. Auch die in der zweiten Inftanz vom Kläger neu vorgeſchützte Replik 
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der Chikane iſt vom Berufungsgerichte mit Recht verworfen. Die Beklagte 
handelt nicht unrecht, wenn fie den Umſtand, daß der Kläger den Kontrakt in 
einem weſentlichen Punkte nicht ſo erfüllt hat, wie es vereinbart war, benutzt, um 
ſich von dem ihr wegen der Preisentwickelung läſtig gewordenen Vertrage loszu— 


jagen, Erfüllungszwang beſteht nur zu Gunſten desjenigen, der ſelbſt alles ge 


than hat, was zur ordnungsmäßigen Erfüllung gehört. Es darf nicht verlangt | 


werden, daß die Nachtheile, die der nicht ſäumige Theil durch Rosjagung vom 


Vertrage von fid) abwenden will, gerade in dem Punkte ihre Urſache finden, in | 


welchem die Erfüllung des anderen Theiles mangelhaft war. Die Beklagte braucht 
nicht darzuthun, daß die zweitägige Verzögerung fie in Schaden gebracht hat, und 
fie braudt aud) der Behauptung des Klägers nicht Rede zu ftehen, daß die Ver— 
zögerung nad) ihren Dispofitionen über die gefaufte Waare für fie belanglos und 
nit nadtheilig fei. „Die Ausübung eines Rechtes if” — wie Bürgerliches 
Geſetzbuch $ 226 es ausdrüdt — „unzuläffig, wenn fie nur den Zwed haben 
fann, einem andern Schaden zuzufügen.” Berg. Windſcheid, Pandelten Bd. 
1 8 121 Note 3. Hier übt die Beflagte ihr Recht aus, um von fi Schaden 
abzuwenden. Daß died nur möglid ift, indem dem Kläger Schaden zugefügt 
wird, ijt fein Hinderniß für die Rechtsausübung. U. v. 30. 6. 97. I. 145/97. 

6. Auslegung der Urtheilsformel. Anſpruch aus einem auf Be- 
gründung einer Gejellihaft gerichteten Vertrage nad) Eröffnung des Kon— 
furjes zum Vermögen defjen, in deffen Geſchäft ein Anderer eintreten follte. Der 
Kläger DB. hatte mit dem Kaufmann E. ©. €. in Hamburg einen Vertrag ab- 
geſchloſſen, wonad er als Theilhaber in das von E. betriebene Geſchäft eintreten 
und 40000 .# Einlage, davon 12000 .4 fofort beim Eintritt, der für Mitte Sep- 
tember 1895 in Ausfiht genommen war, einzahlen follte. Auf die lage des E. 
wurde er durch rechtskräftiges Verſäumnißurtheil vom 12. November 1895 zur 
Zahlung der 12000.# c. a. an die Firma E. G. €. verurtheilt. Nachdem Kurz 
darauf zum Vermögen des E. Konkurs eröffnet worden war, betrieb der Konkurs: 
verwalter die Zwangsvolfftrefung aus dem Urtheil, B. aber erhob Klage nad) 
$ 686 der C. P.O. mit dem Antrage, die Zwangsvollftrefung aus dem Urtheil 
vom 12. November 1895 für unzuläffig zu erklären. Dem wurde vom R.G. 
entiprodhen; in dem Urtheil ift bemerkt: 

Dem Berufungsgeridt ift darin beizuftimmen, daß das Urtheil des Haupt: 
prozejjes nicht, wie das Yandgeridt angenommen hat, ſchlechthin eine Verpflichtung 
des Widerfpruhsklägers zur Zahlung von 12000 4 an den früheren Kläger, 
jegt dejien Konfursmaffe, begründet hat. Da das Urtheil über den erhobenen 
Anſpruch ergeht, jo ift die Urtheilsformel, welde den Beklagten klaggemäß ver: 
uriheilt, nur zu verftehen im Zuſammenhange mit der Begründung des Klage- 
anjprudis. So ftellt aud Hier das im Hauptprozeffe ergangene Verſäumniß— 
urtheil, gegen deſſen Vollſtreckung fid die jet erhobene Widerſpruchsklage richtet, 
nur diejenige Verpflichtung des Beklagten feft, auf die der Anſpruch des Klägers 
gerigtet war, nämlid die Verpflihtung zu einer Einlage von 12000 .4 in die 


-—— 
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zwiſchen ihm und dem Kläger zu begründende offene Handelsgeſellſchaft, zu deren 
Begründung der Kläger ſich in der Klage bereit erklärt hatte. 

Aus dieſer rechtlichen Natur der durch das Urtheil des Hauptprozeſſes für 
den jetzigen Kläger begründeten Verpflichtung folgt aber die Unhaltbarkeit der er: 
gangenen Entjheidung. Diefe wird auf die Erwägung geftüßt, daß der Kläger 
ion vor Ausbrud des Konfurjes über da8 Vermögen von E. ©. €. die 
12000 .4 in die Gefellihaftsfaffe zu zahlen gehabt habe und daß, wenn troß 
diejer Zahlung der Konkurs ausgebroden wäre, die gedachte Summe oder deren 
Werth fid in der Mafje befunden haben und den Gläubigern des bisherigen 
Alleininhabers der Firma haften wiirde. Daraus wird hergeleitet, daß der Kon— 
fursverwalter berechtigt fei, daſſelbe Ergebniß durch Zwangsvollftrefung aus dem 
Urtheil herbeizuführen, ohne daß ihm die uriprünglide Einſchränkung des Urtheils 
entgegenftehe. Diefe Erwägung beruht auf redtsirriger Auffaffung der durd das 
Berfäummißurtheil vom 12, November 1895 feitgeftellten Verpflichtung des Klä— 
gers. Der Kläger ift zur Erfüllung des mit dem Bellagten über den Eintritt 
als Geſellſchafter in deſſen Geſchäft unter Einbringung einer Einlage von 
12000 „4 in die Geſellſchaft geſchloſſenen Abfommens verurtheilt. Aus diejem 
Urtheil erwuchs für den Beklagten Fein Forderungsredt auf Zahlung von 

12000 .# an ihn, jondern, an die Fünftige Gejellihaft, auf welche gleichzeitig die 
Aktiva und Paffiva des bis dahin von dem Beflagten allein betriebenen Geſchäfts 
übergehen follten. Zur Begründung dieſer Geſellſchaft ift e8 aber niemals ge 
fommen und kann e8, nachdem der Bellagte in Konkurs verfallen ift, nicht mehr 
fommen, da der Konkurs die Auflöfung der Geſellſchaft, falls fie beftände, zur 
Folge haben würde, alfo ihre Entjtehung ausihließt. Der Konfursverwalter ift 
außer Stande, dem Kläger das zu gewähren, was der Beflagte diefen als Gegen: 
feiftung zu gewähren gehabt haben würde, nämlicd den Eintritt als Geſellſchafter 
in fein Handelsgefhäft mit den ſich daraus für den Kläger ergebenden Rechten 
und Pfliten. Er kann deshalb auch die Zahlung der vom Kläger verſprochenen 
und judifatmäßig von ihm zu leiftenden Einlage nicht fordern, weil diejelbe nicht 
mehr in das Vermögen der Gejellihaft gelangen fann, fondern, wenn der Kläger 
fie zahlen müßte, in die Konkursmaſſe des Beklagten als Einzelfaufmanns ge: 
fangen würde. Die Erfüllung des Yudifats ift durch die Eröffnung des Kon— 
furjes über das Vermögen des Bellagten unmöglicd geworden. 

Iſt diefe Unmöglichkeit durch den Kläger verſchuldet, weil derfelbe dem Ur— 
teil nicht nachgekommen ift, obgleid der Beklagte zu feiner Aufnahme als Geſell⸗ 
idafter bereit war, jo kann ſich aus dieſer Verſchuldung des Klägers ein Schadens: 
anfprud für den Beklagten ergeben, der unter Umftänden jeiner Höhe nad) der 
Einlage von 12000 .4 gleihfommen Fünnte und diefer Schadensanfprud) ift mit 
der Konkurseröffnung in die Konkursmaſſe gefallen. Ueber diefen Schadensanfprud 
aber ift bisher ein Urtheil nit ergangen und es ift unzuläffig, dem auf Er: 
fiillung des Abkommens über den Eintritt des Klägers in eine Handelsgeiell: 
gejellichaft mit dem Beklagten lautenden Urtheil den Sinn unterzulegen, daß das 
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mit aud) der Schadensanjprud) des Beklagten auf den Betrag der Einlage von 
12000 .4 fejtgeftellt jei. Darauf aber laufen die Erwägungen des Berufungs— 
gerichts hinaus. U. v. 5, 5. 97. I 121/97. 

T. Beweislaft bei Unmöglichkeit, die Miethobjefte unbeſchädigt 
zurücdzugeben. Die Revifion erhebt gegen das Urtheil der Vorinftanz zunädjjt 
den Einwand, es fei dabei die Beweislaft verfannt, Der Beklagte ſei als Mie— 
ther verpflichtet, den Miethgegenftand in dem Zuftande, in dem er ihm über: 
nommen, zurückzugeben, und müffe, wenn er dies nicht vermodt habe, nachweiſen, 
daß die eingetretene Zerftörung und Beſchädigung nit auf einem von ihm nad) 
8 278 Tb. I, Zit. 21 des Allg. Landreditd zu vertretenden Berjehen berube. 
Der Einwand fann feinen Erfolg haben. Denn aud wenn man davon auögeht, 
es treffe am fid) gegemüber der auf den Miethvertrag geftüßten Klage ben Be— 
Hagten die Beweislaft, daß er unverſchuldeter Weiſe das Miethobjekt nicht zurück 
geben fünne, fo ift doch der Vorinftanz in dem Ergebniffe, daß im gegebenen Falle 
die Klägerin den Beweis eines Verſchuldens des Beklagten erbringen müſſe, nicht 
entgegenzutreten. Zwiſchen den Parteien befteht fein Streit darüber, daß die Zer: 
ftöorung des an den Beklagten vermiethet gewejenen Schloßtheiles Folge einer 
Feuersbrunft ift, welche in dem Schloſſe ausgebroden ift, aljo auf einem Elementar: 
ereigniß beruft. Ob diefer Umftand für jid) allein unbedingt genüge,*) den Be: 
Hagten feiner Beweispflit zu entheben, braucht nicht erörtert zu werden. Denn 
jedenfalls ift, wenn erwiejenermaßen die Erfüllung einer BVertragspflidt den 
Schuldner durd ein Elementarereigniß unmöglich gemacht ift, welches erfahrungs- 
mäßig oft durch zufällige Urſachen Hervorgerufen wird und deffen Entftehung viel 
fach ſich jeder Aufflärung entzieht, dev Richter ſchon nad den Grundfäßen von der 
freien Beweiswürdigung im einzelnen Falle beredtigt, davon auszugehen, daß Die 
Unmöglichkeit der Bertragserfüllung auf einem vom Verpflichteten nicht zu ver: 
tretenden Umftande berube, folange nicht befondere Thatſachen, welche eine andere 
Beurtheilung erheiſchen, aus der Sachlage des einzelnen Falles oder befonderen 
vom Gegner nachzuweiſenden Verhältniſſen fi ergeben. GVergl. Entſcheid. des 
R.O.H.G.'s Bd. 19 S. 212 flg.; Entid. des R.G.'s Bd. 11 ©. 132 flg.; 
Weber, die Verbindlichkeit zur Beweisführung ıc. $ 25 ©. 141 flg.; Fitting 
in der Zeitihrift für Deutſchen Civilprozeß Bd. 13 S. 71 Anm. f.; Motive zum 
erſten Entwurf des Deutichen Bürgerlidien Geſetzbuchs Bd. 2 ©. 48 fig) Das 
Berufungsgeriht durfte deshalb im vorliegenden Falle, wo in einem dem Beklag— 
ten nur zum Theil vermietheten umfängliden Gebäude ein Brand entjtanden ift, 
den der Beklagte für feine Perfon unbeftrittenermaßen nicht verurſacht hat, ohne 
Rechtsirrthum annehmen, es fei diefem der Beweis nicht anzufinnen, wie das Feuer 
entstanden und daß deſſen Entftehung ihm aud nicht mittelbar zur Laſt zu legen 
fi. U. v. 3. 5. 97. VI. 448/96. 

8. Gew. Ordn. $ 113. Das Berufungsurtheil beruht an erfter Stelle 


*) Für Sachſen enthält $ 782 des B.G. B.'s eine entiprechende ausdrückliche Beftim 
mung. 
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auf der Ausführung, daß das Schreiben der Beklagten an den Kläger vom 
16. Juli 1892 ein ordnungsmäßiges Zeugniß nad 8 113 der Gew. Ordn. ent: 
halten habe, Die Revifion greift dies mit Net an. Im erfter Inſtanz ift feit- 
geftellt und in der Berufungsinftanz von der Beklagten unangefochten geblieben, 
daß der Kläger die Betriebsftörung im Juni 1892 nicht verihuldet hat und ohne 
gejegliden Grund entlaſſen ift. Darnad) drängt fi) ſchon die Frage auf, 
ob der Kläger verpflihtet war, ein Zeugniß anzunehmen, daß beurfundete, er 
babe entlaffen werden müfjen und aus dem deshalb jeder Dritte entnehmen 
mußte, er fei mit Grund entlaffen. Aber der Berufungsridter hat nicht 
nur dies unerwogen gelafien. Seine Ausführung verftößt aud) gegen den $ 113 
der Gew. Ordn. Diefe Vorſchrift giebt nur dem Arbeitnehmer ein Recht auf ein 
Zeugniß überhaupt und insbefondere auf ein ſolches über Führung und Leitungen. 
Es iſt unridtig, daß der $ 113 dem Arbeitgeber gejtatte, dem Arbeitnehmer ein 
Zeugniß über Führung und Leiftungen aufzudrängen. Der Zwed des Abj. 2 
geht gerade dahin, dies zu verhindern und enthält das vom Be: 
rufungsridter vermißte Verbot der Ausstellung eines nit verlangten 
Zeugniffes Der Kläger, der nur ein Zeugniß über feine Beidäftigung und 
feine Führung verlangt Hatte, brauchte deshalb aud) aus Ddiefem Grunde das 
Schreiben vom 12, Juli 1892 als ordnungsmäßiges Zeugnig nicht anzunehmen, 
U. v. 22. 5. 1897. I. 426/96. 


9. 8 120 Abjag 2 der Gewerbeordnung begründet allerdings eine 
allgemeine Zwangsvorfärift für Gewerbeunternehmer zur Sicherung don Yeben 
und Gejundheit anderer Berjonen, ſowohl ihrer Arbeiter ald Dritter. Die 
privatrechtlichen Folgen der Verlegung dieſer Vorfhrift find aber nad) den Be- 
ftimmungen des einfhlägigen Privatrehts zu beurtheilen. (Entſch. des R.G.'s 
Bd. 17 ©, 221.) ꝛc. Ein Rechtsſatz des Inhaltes, daß die bloße Uebertretung 
der angeführten allgemeinen Vorſchriften die Haftbarkeit für aus der Verlegung 
entftandenen Schaden ohne Rüdfiht auf die Vorausſehbarkeit, alfo ohne Prüfung 
des fubjeftiven Verſchuldens begründe, befteht aud) nad) gemeinem Rechte nicht und 
ift jedenfall® nicht durch die Beftimmungen des $ 367 Ziffer 14 des Straf; 
geſetzbuchs und des 8 120 Abjah 3 der Gew.Ordn. hinſichtlich der Verlegung 
diefer Beitimmungen nad Reichsrecht begründet. U. v. 20, 5. 97. VI. 478/96. 


10. Kont.Drdn. $ 54 Ziffer 5. Das Reihsgeriht VI. Eiv.S, hat die 
von dem Oberlandesgeridhte Dresden neuerlich (vergl. Annalen deffelben Bd. 17 
©. 261 fig. gegen Bd. 10 S. 140 fig.) angenommene Auslegung, wonad) das 
Vorrecht des Kindes im Konkurſe des Vaters jih auf Forderungen beſchränken 
joll, die dem Kinde aus der gejegliden Vermögensverwaltung an den 
Vater erwadjen find, reprobirt und im Einklang mit der von den Bearbeitern 
des Konkursrechts faſt ausnahmslos vertretenen Auffaffung angenommen, daß cin 
Kind, dem eine Forderung an den Water zufteht, wegen derjelben in deſſen Kon: 
furje bevorzugte Befriedigung immer dann beanfprudhen kann, wenn die Forderung 
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die Verwaltung des Vaters Kraft Geſetzes unterlegen hatte. U. v. 24. 5. 97. 
VI. 443/96. 

11. E.B.0.$102 Ziff, 1Gerichtskoſtengeſetz $ 85. Zur Befreiung eines 
Ausländers von der Verpflitung zur Sicderheitsleiftung wegen der Prozekkoften 
ift nicht der Nachweis erforderlich, daß in dem Heimathftaate des Klägers ein vor 
einem dortigen Gerichte Hagender Deutſcher ganz allgemein von der Pflicht, dem 
Gegner wegen der Prozeßkoften Sicherheit zu leiften, frei fein oder diefe Befreiung 
doch bei einer Sachgeſtaltung genießen würde, wie fie bei dem im fonfreten Falle 
von dem betreffenden Ausländer in Deutjhland angeftrengten Prozeffe vorliegt; 
es genügt vielmehr, daß in dem Staate, dem der in Deutſchland Klagende ange- 
gehört, die Ausländer und bez. fpeziell die Deutſchen bezüglich der Koftenfautiong- 
pflidt nicht ungünftiger behandelt werden als die Einheimiſchen. Der Wortlaut 
des 8 102 Ziff. 1 ſpricht allerdings mehr für die erfterwähnte Auslegung, die 
aud in der Theorie und der Praxis der Oberlandesgeridhte überwiegend ange 
nommen ift, allein der Wortlaut ift nicht jo beftimmt, um die zweite Auslegung 
auszuſchließen. Dieje aber entjpridt dem in der neueren Zeit überwiegend zur 
Herrihaft gefommenen Prinzip der jog. abjoluten oder formellen Reziprozität 
(vergl. v. Bar, Theorie u. Praxis des internationalen Privatrehts Bd. 1 S. 286 
Anm. 23) und fteht im Einflang mit den Beftimmungen in $ 85 des Geridts- 
foftengejeßes, deifen Beitimmungen („bejondere Vorauszahlung“) deutlich darauf 
dinweifen, daß die Befreiung des Ausländers von der Verpflichtung zur Zahlung 
erhöhten Gerichtskoſtenvorſchuſſes nur dann nit eintreten joll, wenn ein in dem 
betreffenden fremden Staate klagender Deutſcher vermöge jeiner Eigenſchaft als 
Ausländer oder fpeziell als Deutſcher an Gerihtsfoften mehr vorauszahlen oder 
ficherftellen muß als der dort einheimiihe Kläger. Nah diejer Auslegung des 
8 102 Ziff. 1 der C.P.O. braudt ein in Oeſtreich ftaatsangehöriger Kläger in 
Deutſchland (dom jegt vor dem Inkrafttreten der Oeſtreichiſchen neuen Civilprozeß— 
ordnung) feine Kaution wegen der Prozeffoften zu leiſten. Urth. v. 24. 5. 97. 
VI 12/97. vergl. auch Böhms Zeitichrift für internationales Recht Bd. 2 
©. 294 flg. (II. Civ.S. des R.G.'3).*) 

12. E.P.D. 8 260. Nach den Ausführungen des angefochtenen Urtheils, 
wonad, aud wenn die Angaben der Stlägerin über den Drt, wo das Feuer ent- 
jtanden fein joll, erwiefen würden, immer noch Zweifel darüber beftehen würden, 
ob der Brand durd) die von der verehel. K. in die ſog. Putze eingeftellte Aſche 
verurſacht ſei, gewinnt e8 den Anſchein, e8 fei das Berufungsgericht der Meinung, 
daß es diefen Kaufalzufammenhang nicht annehmen dürfe, ſolange in diejer Rich— 
tung überhaupt nod ein Zweifel möglich jei. Dieje Auffafjung würde redtsirr- 
thümlich jein; denn das freie Ermeſſen, nad) welchem das Gericht bei den in $ 260 
der C.P.Q. bezeichneten Streitigkeiten entſcheiden foll, Hat auch bezüglich der Frage 
Plaß zu greifen, ob zwiſchen einer Handlung, die einen Schaden verurjadhen 
fonnte, und dem wirklich eingetretenen Schaden ein urjählider Zufammenhang 

*) Bol. Sachſ. Archiv VII S. 809, 
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befteht, und der feßtere darf angenommen werden, aud) wenn fein Nidhtvorhanden- 
fein nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen erſcheint. U. v. 3. 5. 97. VI. 448/96. 

13. C.P.O. $ 410. Die Einrede der Kompenfation ift auf eine Gegen- 
forderung des Bellagten gegen den Dr. Mar 8. und die Behauptung geftüßt, 
daß der Kläger Inlafjomandatar des K. fei. Diefe Behauptung ift durd den 
Eid des Klägers widerlegt. Auf die weitere Eideszufhiebung darüber, daß der 
Kläger bei dem Erwerb des Wechſels gewußt habe und wife, daß fein Inkaſſo— 
mandat Infaffomandatar des K. fei, ift der Berufungsrichter mit Recht nicht ein» 
gegangen. Denn dafür, wer der Inkaſſomandant des Klägers und daß derjelbe 
Inkaffomandatar des Dr. 8. ift fein Beweis angetreten, obwohl der Beklagte 
darauf hingewiefen ift, daß es eines folden Beweiſes bedürfe. Weber das Wiſſen 
einer Thatſache, die nicht feftjteht, ift die Eideszufhiebung aber per nicht zuzulaſſen, 
wie wie das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat, aud hier nicht, wo der Kläger 
zugiebt, daß er unter dem Vollgiro Iufaffomandatar eines Dritten ift. Diefen 
zu bezeichnen ift der Kläger rechtlich nicht verpflichtet. U. v. 14. 6. 97. I. 95.97. 

14. C.P.O. 8 821. Es ift ftreitig, wie lange, wenn ein Prozeß in die 
Berufungsinftanz gelangt ift, diefe Gericht der Hauptfahe im Sinne von $ 821 
der C.P.O. ift, ob bis zur Verfündung, oder bis jur Zuftellung oder bis zur 
Rechtskraft des Beruf. Urtheild bez. bis zu deffen Anfechtung durch Revifion. 
Der III. Senat de8 R.G.'s Hat früher (Entſch. Bd. 6 S. 414 flg.) gelegent- 
(id) ausgeſprochen, daß der Zeitpunkt der Urtheildverfündung maßgebend jei. Dieje 
Anſicht hat derjelbe Senat jedoch wenigftens für den Fall, wenn gegen das Beruf. 
Urth. noch Revifion möglich ift, diefes alfo nicht Shon mit der Verfündung rechts— 
fräftig wird, aufgegeben, indem er angenommen hat, daß das Beruf. Gericht bis 
zur Zuftellung des Urteils Gericht der Hauptſache bleibe. Die Anhängigkeit der 
Sade in der Beruf, Inftanz fei in 8 821 im demjelben Sinne zu verftehen, 
welder mit diefem Begriffe an andern Stellen, insbejondere in den 88 162, 
221 der E.P.D. verbunden werde; in diefer Beziehung ftehe e8 aber feit, daß 
die Anhängigfeit in der Injtanz mit der Zuftellung des in derjelben erlafjenen 
Eudurtheils aufhöre. (Entſch. Bd. 10 ©. 327, Bd. 13 ©. 311, Bd. 19 
S. 397. Kommentare zur EP.O. v. Wilmowsfi u. Levy Anm. zu $ 162, 
N zu $ 221 u. zu $ 235; Strudmann u. Koh Anm, 2 zu $ 162, Anm. 1 
zu Bud 1 Abi. 3 Tit. 5, Peterſen, Anm, 3 zu $ 217; Reinde, ©. 215 
Anm. 5, Gaupp, Anm. I, 1 zu $ 163, Seuffert Anm. 1 Abf. 5 zu $ 221) 
Maßgebend für die Zuftändigfeit fei die Zeit, zu welcher der Antrag bei dem 
Beruf, Ger. geftellt wird. Urt. vom 2. April 1897, II 25/97 Ebenfo der 
Ferienjenat, Beil. vom 21. Juli 1897, Bei. Reg. VI. 151/97. 

15. Reichsſtempelgeſetz v. 29. Mai 1885. $ 32. Es handelt fih um 
1851 .# Ultienftempelfteuer, die nad) dem vorigen Revifionsurtheile der Klägerin mit 
Unrecht abgefordert worden find, von denen auch feftftand, daß fie nur unter Vorbehalt der 
Nücforderung gezahlt feien, in deren Anſehung aber mod) zu entjdeiden war, vb die 
Rüdforderungsklage innerhalb der durch $ 32 des Reichsſtempelgeſ. vom 29. Mai 1885 
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gelegten Frift erhoben ſei. Tas Berufungsgericht hat diefe Frage verneint, indem es 
angenommen bat, daß, während die Stlagzuftellung unbeftritten am 18. Auguft 1894 
erfolgt ift, die jehsmonatige Frift je von dem Tage der von der Behörde vollzogenen 
Abftempelung und Rückgabe der eingereichten einzelnen Akten ab zu rechnen fei, 
aljo vom 18. Januar, 23. Ianuar, 27. Ianuar, 31. Januar und 5. Februar 
1894 ab, weil an diefen Tagen jedesmal der entſprechende Steuerbetrag entweder 
baar, oder dur Verrehnung entrichtet worden fe. Mit Recht hat das Ober: 
landesgerigt den vom Landgericht für feine abweichende Abſicht geltend gemachten 
Grund, dag die Steuerbehörde jelbjt die Zahlungen nicht als endgültige, fondern 
nur als vorläufige, zur Siherftellung des Deutſchen Reiches bis zur Entſcheidung 
der im Rekurswege angerufenen höheren Verwaltungsbehörde beftimmte entgegens 
genommen und erft am 26. Februar 1894, nachdem die letztere Behörde das 
Rechtsmittel zurücgewiefen hatte, als wirflide Zahlungen gebucht habe, für uns 
zutreffend erklärt, Mit Recht hat das Berufungsgericht nämlich ausgeführt, dag 
eine jolde Auffafjung mit dem Reichsſtempelgeſetze von 1885 nicht vereinbar fein 
würde, da dieſes eine bloß zur einftweiligen Sicherftellung zu leiftende Zahlung 
gar nicht kannte, jondern durch $ 3 Abjaß 1 vergl. mit $ 2 Abja 1 dafelbft die 
wirflide Zahlung der Abgabe zur Vorausſetzung jedes erlaubten auf die Aftien 
bezügliden Gejcäftsverfehrs gemadt war, U. v. 20, 5. 97. VI. 1.97. 
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Belprehungen. 
Die patentrechtliche Licenz. Gine Studie von Dr. leo Munk, Hof und Gerichtö- 
abvofat in Wien. 176 ©. Verlin, Carl Heymanns Berlag. 1897. 3 .# 60 £.. 
Die Lehre von der patentrechtlichen Yicenz ift vielumftritten. Zur Yöfung der Zweifel, 
welche Hinfichtlich ihrer juriftiihen Natur auftauden, dürfte es fich empfehlen, mehr wie bis— 
ber bie beiden Fragen aus einander zu halten: 
in welcher Geftalt läßt fich die Ausübung eines Patentrechtes übertragen ? 
welche der verfchiedenen Möglichkeiten ift als Licenz zu bezeichnen ? 
Was die erftere Frage anlangt, fo ift Folgendes zu beachten: 
Der Patentinhaber ertheilt dem Gegenkontrahenten das Recht, die Erfindung zu bes 
nutzen. 
Dieſes Recht kann wirken 
1. auf Seiten des Patentinhabers 
a) nur gegen deſſen Gefammtrechtönadhfolger, 
b) auch gegen deſſen Sonderredhtänachfolger; 
2. auf Seiten des Gegenfontrahenten 
a) nur für deffen Perfon (dad Recht ift weder veräußerlich noch vererblid ; 
b) für defien Geſammtrechtsnachfolger; 
c) für deſſen Sonderrechtsnachfolger. 
Die active Rechtsnachfolge kann eine freie, lediglich auf die Perfon geftellte fein, fie 
Tann aber aud an den Befit eines beftimmten Betriebes gefnüpft fein. 
Möglicher Weife verfpricht der Patentinhaber dem Gegentontrahenten zugleich: 
A) Niemandem anderen dad Benutzungsrecht einzuräumen, 
B) auch jelbft die Erfindung nicht zu benutzen. 
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Liegt eine folhe Zuſage vor, fo bezeichnet man das Benutzungsrecht des Gegen: 
fontrahenten als ausfchlichliches, anderenfalld als einfaches. 

Ein weiterer Unterfchied endlich: Dem Gegenkontrabenten fann entweder nur das 
Recht zur Benutzung der Erfindung zuftehen, oder überdied auch das Recht, Unbefugten die 
Benutzung im Prozeßwege zu verbieten. 

Alle diefe Geftaltungen find möglich. 

Der Streit, welde von ihnen Licenz zu nennen fei, ift ein ausfichtälofer Wort: 
ftreit. Denn ber Terminus Yicenz ift weder gefehlih, noch herkömmlich fo feftgelegt, daß 
er nur in einem beftimmten Sinne gebraudt werden dürfte. Die Intereffenten ſprechen in 
dem einen, wie in dem anderen alle von Licenz. Das Wort bietet Feinerlei ſachliche Dis 
reftive, c8 bedarf immer der Prüfung, was in concreto vereinbart worden ift. 

Die bisher herrfchende Meinung (Reichsoberhandelsgericht, Neihägericht, Kloftermann, 
Robolski, Kloeppel) nimmt an, daß unter Licenz feiner der oben gedachten Fälle zu ver: 
ftehen ſei: Licenzeriheilung fei nicht Uebertragung der Nutungdbefugniß, fondern Verzicht auf 
das Unterfagungsredt. Damit ſei ausgefhloffen, daß dem Licenznehmer ein Recht auf Ber: 
bot und Verfolgung von Patentverlegungen, oder ein Redt auf Weiterübertragung zuftehe. 

Kohler, Gierke, Seligfohn, Bolze, nunmehr aud Munk beftreiten die Zuläffigkeit diefer 
Konftrultion, Wie dem aud fein mag, fiher irrt die herrfhende Meinung in der Annahme, 
daß jedes im Verkehrsleben als Licenz bezeichnete Verhältniß in die von ihr für allein 
richtig gehaltene Schablone pafjen müſſe. 

Die Schwierigkeit, feftzuftellen, welches Rechtsverhältniß im Ginzelfalle Play greift, 
ift recht groß. Denn das Patentgefep mie dad bürgerliche Recht entbehren ergänzender Be 
ftimmungen, welde die Lüden der Tarteivereinbarung ausfüllen könnten. Man vermeift zur 
Aushülfe wohl auf die Analogie der Dienftbarfeit, der Miethe, des Aufführungs- und des 
Verlagsrechtes. Allein auch diefe Analogien vermözen nicht alle Zweifel zu bejeitigen. 

Munk theilt die herrichende Anficht, daß die patentrechtliche Licenz ein beftimmtes 
Rechtsverhältniß fei, und cdaralterifirt dasfelbe dahin: Der Licenzberechtigte hat dad Recht, 
die Erfindung in feinen Betrieben nad allen oder nach einzelnen Richtungen bin (S. 116 fla.) 
zu benugen und die Vefugniß, diefed Recht mit dem Betriebe zu veräußern (S. 16 fla,, 
©. 9 flg.). Gleihgültig ift für das Wefen der Licenz, ob fie eine ausſchließliche oder eine 
einfache ift, gleihgültig au, ob dem Licenzträger die Klage gegen den Verletzer zufteht 
oder nit (S. 16). Im Zweifel iſt aber der Yicenzträger zur Klage befugt (S. 165 fla.). 
Und im Zweifel ift die Yicenz gegen jeden Rechtsnachfolger des Licenzertheilerd wirkjam 
(S. 112). 

Der Berfaffer kennt neben den ausdrüdlich und ftillfhweigend durch Vertrag einge 
räumten Yicenzen noch gefeglide Licenzen, Zmangdlicenzen und Enteignungälicenzen. Daß 
die ftillfchweigende Licenz dem Bedürfniffe nicht genügt, hat Kohler dem Berfaffer gegenüber 
im Juriftifchen Yiteraturblatte Nr. 86 (1896 Bd. IX Nr. 6) ©. 180 zutreffend betont; „es 
fann nur dur den patentrechtlichen Sa geholfen werden, daß der gutgläubige Erwerb 
einer Sadje, deren naturgemäße Anwendung einen Gingriff in ein Patentrecht enthält, mit 
dem Cigenthum zugleich dieſes Eingriffäreht gewährt“. Und Benies hat in der öfterreichifchen 
Zeitfhrift für gewerblichen Rechtsſchutz Bd. III ©. 94 lg. dargethan, daß die von Munf ge: 
troffene Unterfheidung zwiſchen gefeglicher Licenz und Zwangslicenz unhaltbar ift. 

Mit befonderer Ausführlichfeit wird die Gemährleiftungspflidt des Licenzertheilers 
behandelt. 

Niemand, der aus praktifhem oder theoretifhem Interefje fi mit der patentredtlichen 
Licenz beihäftigt, darf die vorliegende Abhandlung unbeachtet laffen. Sie ift als eine 
mefentlihe Bereiherung der fpärligen Patentrechts-Literatur mit lebhaften Dank zu begrüßen. 

Dr. Schanze in Dresden. 
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Abhandlungen. 
Die Schuldübernahme nad) dem Deutſchen Bürgerlihen Geſetzbuch. 
Bon Oberjuftizratd Tränfner in Dresden. 


A. Begriff und Bedeutung. 

Schuldübernahme ift nad) dem Deutſch. Bürgerlichen Geſetzbuch Sonder— 
nachfolge in die Schuld, Eintritt eines Dritten in die palfive Seite eines Forde— 
rungsverhältniffes. Dem Sächſiſchen Rechte ift der Begriff einer derartigen Suk— 
zeifion in die Schuld (Singularfußzeffion) unbekannt, ein vertragsmäßiger Wechſel 
in der Perjon des Schuldners kann nad ihm nur durch Novation (Erpromiffion, 
paffive Delegation) herbeigeführt werden (Sächſ. G.B. $ 1003). Durd) einen 
jolden Neuerungsvertrag erliſcht jedod, wie dies in der Natur der Novation liegt, 
die bisherige Forderung nebjt allen mit ihr verbundenen Rechten und Nebenan- 
jprüden, es tritt an ihre Stelle eine ganz neue Forderung, gegen die der neue 
Schuldner die dem alten Schuldner zuftändig gewejenen Einwendungen nidt gel- 
tend maden fann (Sächſ. ©.B. $ 1005). Daneben fennt zwar das Sächſ. 
Recht aud einen Eculdübernahmevertrag (Sächſ. ©.B. 88 1402 flg.); allein es 
ift dies Tediglih ein Vertrag zwilhen dem alten Schuldner und einem Dritten, 
dem zwar der Gläubiger nad) den Grundjäßen über Verträge zu Gunften 
Dritter (d. i. hier des Gläubigers) beitreten kann, der jedoch aud im Falle feines 
Beitrittes feine Befreiung des bisherigen Schuldners don feiner Schuld begründet, 
jondern nur zur Folge Hat, daß der Gläubiger nunmehr neben dem bisherigen 
Schuldner aud) den Schuldübernehmer in Anjprud nehmen kann (Sächſ. G. B. 
& 1405 verb. 88 853 flg.). Im Uebrigen haftet der Schuldübernehmer dem 
bisherigen Schuldner dafür, daß diefer von dem Gläubiger nit in Anſpruch ge- 
nommen wird, und er ijt, wenn Died dennoch geidieht, zur Befreiung des Schuld» 
ners oder zum Schadenerſatze verpflidtet ($ 1402). 

Das Deutihe Bürgerliche Gejegbud erkennt ebenfo wie eine Sondernad)- 
folge in die Forderung (Abtretung) jo aud eine Sondernadfolge in die Schuld 
(Schuldübernahme) mit der Wirkung an, daß die alte Schuld an fidh beftehen 
bleibt und nur die Perfon des Schuldners wechſelt. Die rechtliche Möglichkeit 
und Zuläffigfeit einer derartigen Subzejfion in die paſſive Seite der Obligation ift 
um jo weniger zu bezweifeln, als ſich der Grundſatz einer Sondernadjfolge in die 
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Schuld auch ſchon in der Praris mehrfah Bahn gebroden hat, (vergl. Entid 
des vorm. Reichs O.H.G.'s VIII Nr. 27, Entſch. des R.G. in Civilſ. I Nr. 142 
©. 403 fig, I Nr. 72 ©. 263, VII Nr. 64 ©. 217 flg.). Selbftveritändlid 
ift die in der Schuldübernahme Tiegende Sondernachfolge ohne die Einwilligung 
des Gläubigers nicht möglich, weil durch die Einführung eines neuen Schuldners 
an die Stelle des alten in die Rechte und Intereſſen des Gläubigers ganz er- 
heblich eingegriffen wird und Niemand fi an die Stelle feines uriprünglichen 
Schuldners einen anderen, vielleicht weniger ſicheren und zahlungsfähigen Schuld— 
ner aufdrängen zu laffen braudt. Bon diefem Geſichtspunkte unterjdeidet das 
D. B.G. B. zwei Arten oder Formen der Schuldübernahme, die beide den 
gleihen Erfolg, eine Sondernadhfolge in die Schuld, herbeizuführen bezweden und 
herbeizuführen geeignet find, Es kann 

I. durch einen unmittelbar zwijhen dem Gläubiger und einem Dritten ab: 
geihloffenen Nertrag vereinbart werden, daß der Dritte an die Stelle des bißherigen 
Schuldners treten joll ($ 414). Zu einem derartigen Vertrage ift die Einwilligung 
des bisherigen Schuldners ebenfowenig nothwendig, wie zu einem Expromiſſions— 
vertrage nad) $ 1003 Satz 2 des Sächſ. B.G.B.; der Dritte (der Uebernehmer) 
wird unmittelbar durd den Vertrag Schuldner, der bisherige Schuldner jdeidet 
aus dem Schuldverhältniffe aus. Der Vertrag jelbit ift an feine Form gebunden ; 
er ift, wie die Abtretung der Forderung, ein fog. abftrafter (dinglider) Bertrag 
und daher unabhängig von dem Beftehen oder Nichtbejtehen eines Rechtsverhält— 
nifjes, das den inneren Grund, die causa, des Uebernahmevertrages enthält. Auf 
die Art und Weife, wie der Vertrag zu Stande fommen fann, leiden im Webrigen 
die Vorſchriften in 88 145 flg., $ 151 Anwendung. 

1. Die Sondernadfolge in die Schuld kann fid) aber aud mit Hilfe 
eines zwildhen dem Schuldner und dem Eduldübernehmer mündlih oder ſchriftlich 
abgeſchloſſenen, ebenfalls an feine Form gebundenen Bertrages vollziehen, zu dem 
der Gläubiger feine Genehmigung ertheilt ($ 415). Die Fälle diefer Art werden 
im praktiſchen Yeben fogar die häufigeren fein. Ein derartiger Schuldübernahme: 
vertrag ift jedod nit nad) den Grundfäßen über Verträge zu Gunften Dritter 
(I8 328 fig.) zu beurtheilen, die früher in der Praxis (vergl. Entſch. des R.G.'s 
in Civilf. VII Nr. 141 ©. 131) vielfach vertretene Auffaffung des Uebernahme: 
vertrages als eines pactum in favorem tertii ift vom Deutſch. Geſetzbuch nicht 
aufgenommen worden (vergl. hierüber M. IT ©. 143 flg.). Das D. Geſetzbuch 
unterftellt vielmehr den zwijden dem alten und neuen Schuldner abgeſchloſſenen 
Uebernahmevertrag der Vorſchrift in $ 182, d. b, es behandelt ihn als eine Ber: 
fügung über ein fremdes Vermögensrecht, die zu ihrer Wirkfamfeit nod der Ge 
nehmigung eines Dritten, bier des Gläubigers, bedarf (vergl. M. II S. 144, 
Dr. Pland, Kommentar zum Deutih. B.G.B. I. Bud S. 232, VI. Titel 
unter 1, b und c). Die Vereinbarung zwifhen dem Schuldner und Schuld: 
übernehmer, wonach diefer an die Stelle des erjteren als Schuldner treten foll, 
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ift am fid für den Gläubiger unverbindlid, fie hat zunächſt nur zwiſchen den 
vertragſchließenden Theilen vehtlihe Bedeutung, für und gegen den Gläubiger 
fann fie erſt Wirfung äußern, wenn dieſer den Vertrag genehmigt ($$ 182, 185). 
Wie die Abtretung der Forderung Seiten eines Nichtberechtigten abhängig ift von 
der Genehmigung des Gläubigers, jo gilt dies auch von der Verfügung über die 
paffive Seite der Forderung Seiten nichtberechtigter Perſonen; ſolange der Gläu- 
Diger den Schuldübernahmevertrag nit genehmigt hat, fann er ſich noch an den 
urjprünglihen Schuldner halten. Hierbei ift aber nod Folgendes zu betonen: 
1. Nach $ 415 Abſ. 1 Satz 1 hängt zwar die Wirkjamfeit der Schuld» 
übernahme von der Genehmigung des Gläubigers ab. Allein dadurch ift dem 
Gläubiger nod Fein unbejchränftes Genehmigungsreht eingeräumt. Dies würde 
jehr oft gar nicht in der Abfiht der vertragihließenden Theile jelbjt liegen, infofern 
diefe durch den zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Vertrag möglicherweije blos beab- 
fihtigt haben können, Rechte und Berbindlidkeiten in ihrem gegenjeitigen Berhält- 
nijfe zu einander zu begründen, nicht aber dem Gläubiger ein unbejhränftes Recht 
einzuräumen, durch einen von ihnen gar nidht veranlaßten Beitritt in das zwiſchen 
ihnen beredete VBertragsverhältniß einzugreifen und dadurd ihrem Rechte zu nad) 
trägliher Aufhebung des Vertrags vorzugreifen.!) Deshalb ift in $ 415 Abi. 1 
Satz 2 beftimmt, daß die Genehmigung des Gläubigers erſt dann erfolgen fann, 
wenn der Schuldner oder der Dritte (dev Schuldübernehmer) dem Gläubiger die 
Schuldübernahme mitgetheilt hat. Bevor aljo diefe Mittheilung nicht ftattgefunden 
hat, ift der Gläubiger überhaupt nicht in der Lage, die Schuldübernahme geneh- 
migen und dadurd ihre Wirkjamfeit ihm gegenüber herbeiführen zu können. Ans 
dererjeits können bis zur Genehmigung die Parteien den Vertrag aufheben oder 
ändern ($ 415 Abi. 1 Sat 3). "Zu einer derartigen Aufhebung oder Aenderung, _ 
find jedod nur beide zufammen befugt, einer allein kann nicht einjeitig zurücktreten, ° * 
2. Die Genehmigung ift ein einfeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft, 
fie fann jowohl dem Schuldner ald dem Schuldübernehmer gegenüber erflärt 
werden, gleihhviel welder von beiden die Mittheilung von der Schuldübernahme 
an den Gläubiger hat gelangen lafjen. Das Geſetzbuch ſchreibt nit vor, daß 
die Genehmigungserflärung demjenigen gegenüber abgegeben werden müjje, der 
dem Gläubiger die Schuldübernagme mitgeteilt hat. Auch kann die Genehmigung, 
da fie an feine Form gebunden ift (vergl. auch $ 182 Abi. 2) ausdrüdlicd oder 
ſtillſchweigend durch konkludente Handlungen erfolgen, die einen fiheren Schluß 
auf den Genehmigungswillen zulaffen, jofern nur die Willensbethätigung eine ſolche 
ift, die in Gegenwart des Schuldners oder des Schuldübernehmers oder doch in 
folder Art zum Ausdrude gelangt, daß fie fofort zur Kenntniß des einen oder des 
anderen gelangen muß.) Die einmal eriheilte Genehmigung ift unwiderruflid, 


y vergl. M. II. ©. 144. 
*) vergl. hierüber Dr. Planck, Kommentar I S. 168 flg. S. 233 zu $ 182 Bemerkung 1. 
Eine ftillfhmweigende Genehmigung würde 5. B. dann anzunehmen fein, wenn der Gläubiger 
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fie ift ein abftraftes Rechtsgeſchäft, ihre Wirkſamkeit ift daher unabhängig von dem 
ihr zu Grunde liegenden Redtsverhältniffe, nur ein etwaiger Anjprud wegen un» 
gerechtfertigter Bereicherung nad) 83 812 fig. bleibt vorbehalten. Die Geneh: 
migung kann aus den nämliden Gründen angefohten werden, aus denen die An- 
fehtung einer anderen Willenserflärung erfolgen kann (Irrtum, argliftige Täu- 
ſchung oder widerredtlihe Drohung, $$ 119 flg.). Anfehhtungsgegner ift bier 
nad) $ 143 derjenige, dem gegenüber die Genehmigungserklärung abgegeben worden 
ift, oder der auf Grund der Genehmigung einen rechtlichen Vortheil erlangt hat.“) 

3. An eine Frift ift die Genehmigung von vornherein nicht gebunden, fie 
fann aljo, folange jie nicht verweigert ift, noch jederzeit erflärt werden. Da je 
doch den Vertragidliegenden daran liegen muß, über die Abſicht des Gläubigers 
nicht auf unbejtimmte Zeit im Ungewiſſen zu bleiben, jo ift in $ 415 Abſ. 2 Sag 2 
beftimmt, daß der Schuldner oder der Dritte den Gläubiger unter Beſtimmung 
einer Frift zur Erklärung über die Genehmigung auffordern darf und dag nad) 
einer derartigen Aufforderung die Genehmigung nur bis zum Ablauf der Frift 
erflärt werden kann, andernfalls aber ald verweigert anzuſehen ijt (vergl. jedod 
die Ausnahmevorjhrift in $ 416 Abſ. 1 Satz 2, wonach in dem dort vorgejehenen 
Falle das entgegengejeßte Präjudiz, die Annahme der Genehmigung, gilt). Selbit- 
verjtändlid kann durch eine derartige Friftjegung die Wirkjamfeit einer von dem 
Gläubiger bereitd vorher in gültiger Weife erklärten Genehmigung nicht bejeitigt 
werden. 

Die Verweigerung der Genehmigung ift wie die leßtere jelbjt unwiderruflid 
(vergl. jedod) weiter unten bei B)‘) 

4. Der $ 415 ſpricht zwar immer nur von der Genehmigung, d. i. bon 
der nadträgliden Zuftimmung des Gläubiger zu dem Uebernahmevertrag 
im Sinne von $ 184. Es kann jedody nicht zweifelhaft fein, daß die er- 
forderlie Zuftimmung des Gläubigers aud gleichzeitig mit dem Schuldüber— 
nahmevertrage mit rechtlicher Wirkjamfeit erfolgen kann, Dies muß troß der 


den Schulbübernehmer nad erhaltener Mittheilung gerichtlich wegen der Schuld in Anſpruch 
nimmt. Denn dieſes Berhalten des Gläubigerd würde ſich nicht ander® ald damit erklären 
lafjen, daß er den Uebernehmer auf Grund des Uebernahmevertrages als feinen Schuldner 
an Stelle ded biäherigen Schuldners betradhten wolle. 

) vergl. hierüber nody Dr. Pland, Kommentar 1, S. 233 flg. Bemerkung 2 zu $ 182. 

) Eine ftiljhweigende Verweigerung der Genehmigung wird nicht leicht vorfommen. 
Insbefondere wird eine ſolche nicht ſchon darin zu finden fein, daß der Gläubiger nad er: 
haltener Mittheilung den alten Schuldner in Anſpruch nimmt. Allerdings hat die Berweige 
rung der Genehmigung zur Folge, daß der Gläubiger den alten Schuldner behält. Allein 
es ift nicht auögeihlofjen, daß der Gläubiger der wenn auch irrigen Anficht ift, es werde 
dur den Schuldubernahmevertrag der alte Schuldner nicht liberirt, fondern nur ein neuer 
Schuldner hinzugefügt (wie died in der That nad $ 1408 des Sächſ. G.B.'s der Fall war). 
Soldenfalld aber würde die Jnanjpruhnahme des alten Schuldner noch nit mit Sicher: 
- heit auf die Abficht des Gläubigers fließen Lafjen, die Genehmigung des Uebernahmevertrags 
zu bermweigern, 
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ſcheinbar entgegenftehenden Vorſchrift in $ 415 Abſ. 1 Sat 2 angenommen 
werden. Schließen die Betheiligten einen Schuldübernahmevertrag in Gegen» 
wart und zu Angehör des Gläubiger ab, fo liegt darin die gleichzeitige Mit- 
theilung im Sinne der foeben angezogenen Gejehesvorjhrift und es kann da— 
ber der Gläubiger auch gleichzeitig feine Zuftimmung ertbeilen. Anders liegt 
die Sade, wenn die Parteien dem Gläubiger von dem bevorftehenden Abſchluſſe 
eines Schuldübernahmevertrags Mittheilung machen und der Gläubiger im Vor— 
aus feine Einwilligung dazu ertheilt. ine derartige im Voraus ertheilte Ein» 
wilfigung würde m. &, wirkungslos fein. Denn fie würde nad) $ 183 bis zum 
Abihluffe des Uebernahmevertrags widerrufen werden fünnen und den Betheiligten 
daher feine ſichere Gewähr für den endgültigen Willen des Gläubigers bieten, 
Soll aljo Hier dem Gläubiger die Möglichkeit gewährt werden, den Uebernahme: 
vertrag zu genehmigen, jo würde nad Zuftandefommen des letzteren eine noch— 
malige Mittheilung von dem Abſchluſſe an ihm ergehen müfjen ($ 415 Abf. 1 
Sup 2). 

5. Der Entw. I hatte in $ 315 Abſ. 2 Schlußſatz beftimmt, daß im Falle 
einer Friftfeßung zur Erklärung die Genehmigung wie deren Verweigerung nad 
dem Beginn der Friſt nur gegenüber dem Mittheilenden erklärt werden könne. 
Das Geſetzbuch Hat diefe Beftimmung für die NRegelfälle (vergl. jedoch 8 416 
Ab. 1 Sab 2) nit mit aufgenommen, es muß daher davon ausgegangen werden, 
daß auch bei einer Friftfegung die Genehmigung ſowohl dem Mittheilenden als 
dem anderen Theil gegenüber erklärt werden kann ($ 182 Ab. 1).5) 

B. Wirkung der Genehmigung und der Berweigerung der Ge— 
nehmigung. 

Hier ift auseinanderzuhalten das Rechtsverhältniß zwiſchen den vertrag: 
ſchließenden Parteien und das Rechtsverhältniß des Gläubigers zu diejen. 

1. Zwiſchen den Parteien ift der Schuldübernahmevertrag fofort mit jeinem 
Abſchluſſe gültig und wirkſam. Die Schuld ift im Verhältniß der Bertrag- 
ihliegenden zu einander ald vom Schuldner auf den Uebernehmer übergegangen 
anzufehen. Demgemäß ift der Schuldübernehmer dem Schuldner gegenüber im 
Zweifel jhon alsbald nad) dem Abſchluſſe des Vertrages in der Zeit bis zur Ge- 
nehmigung verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen und er bleibt hier: 
zu aud verpflichtet, wenn der Gläubiger die Genehmigung verweigert ($ 415 
Abi. 3). Keiner der vertragidliegenden Theile fan einfeitig vom Vertrage zus 
rüdtreten, geihähe dies troßdem, jo wirde aud der Gläubiger ungeadtet des ein- 
feitigen Rücktrittes den Vertrag, die Mittheilung nad $ 415 Abſ. 1 Sap 2 
vorausgejeßt, nod mit voller Wirkjamfeit genehmigen können. Nach dem I. Entw, 
8 315 Alf. 1 Sa 4 follte der Schuldübernefmer dem Schuldner auch zur Ver— 
ſchaffung der Genehmigung verpflichtet fein. Die Kommilfion hat jedod) dieje 


8) vergl. au Denlſchrift, S. 56 oben. 
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Beitimmung geftrihen und dem Schuldübernehmer die Verpflichtung auferlegt, die 
rechtzeitige Befriedigung des Gläubigers zu bewirfen. Ueber die Gründe diejer 
Aenderung ſ. Grügmann im Sächſ. Ardiv II S. 429. Im diefer Weife ift 
die Berpflitung des Schuldübernehmers auch vom Geſetzbuch feftgefegt worden. 
($ 415 Abj. 3). 

2. Im Berhältniffe zum Gläubiger dagegen liegt bis zur Genehmigung 
nur eine ungewiffe, binausgejhobene Schuldübernahme vor. Erft durch die Er: 
Härung des Gläubigers entſcheidet e8 fi, ob der Vertrag für und gegen ihn 
wirffam: ift. 

a) Verweigert der Gläubiger die Genehmigung, fo ift ihm gegenüber der 
Vertrag hinfällig, die Schuldübernahme gilt, wie in $ 415 Abi. 2 Satz 1 be: 
ftimmt ift, als nidt erfolgt. Es bleibt alfo im Verhältniſſe zum Gläubiger 
Alles beim Alten, dieſer behält feinen urfprüngliden Schuldner und hat feinen 
Anſpruch an,den Schuldübernehmer. Die für die Schuld beftellten Bürgichaften 
und Pfänder ($ 418) bleiben beftehen. 

Der Entw. I, enthielt in $ 315 Abſ. 2 Satz 2 noch die Beltimmung, da 
im Falle der Verweigerung der Genehmigung der Gläubiger zur nachträglichen 
Genehmigung nur beredtigt fein fjolle, wenn er dazu aufgefordert werde. Dieje 
Vorſchrift ift geftrihen worden, und zwar mit Net. Die Verweigerung der Ger 
nehmigung ift, wie ſchon oben bemerft wurde, unwiderruflich, oder richtiger ge: 
jagt, die Genehmigung ift, naddem fie verweigert worden ift, nicht mehr möglid, 
weil das Rechtsgeſchäft, deſſen Wirkfamfeit von der Genehmigung abhängt, nicht 
mehr zu genehmigen ift. Es fann daher nad) der einmal erfolgten Genehmigungs: 
verweigerung fein Theil mehr einfeitig den Gläubiger auffordern, feine bereits ver- 
fagte Genehmigung zu einem nicht mehr beitehenden Vertrage zu ertheilen. Cine 
andere DBeurtheilung würde jedod Pla greifen, wenn nad) der Verweigerung 
beide Parteien übereinftimmend den Gläubiger zur Genehmigung des Bertrages 
auffordern würden. Durch eine derartige gemeinshaftlicde Aufforderung würden fie 
in unzweidentiger Weife dem Gläubiger zu erfennen geben, daß fie den Vertrag 
aud) ihm gegenüber noch als zu Recht beftehend anſehen und ihm die Füglichfeit 
einer Genehmigung noch offen halten wollen, 

b) Genehmigt,der Gläubiger den Vertrag, jo erlangt nunmehr diefer aud) 
ihm _ gegenüber volle rechtliche Wirkſamkeit. Der alte Schuldner gilt als entlafjen, 
an feine, Stelle tritt der Uebernehmer als neuer Schuldner, aud) treten die in 
8 418 vorgejehenen Wirkungen betveffs des Erlöſchens der Bürgſchaften und der 
Pfänder ein (ſ. weiter unten), Natürlich kann der Gläubiger den Vertrag nur 
jo. genehmigen, wie er abgeſchloſſen worden ift, in&bejondere kann ev nit etwa den 
Uebernehmer als neuen Schuldner annehmen, daneben aber aud) nod) den alten 
Schuldner feithalten wollen, Cine devartige Genehmigung würde umwirffam jein. 

Die Genehmigung wirkt zwar nad $ 184 Abſ. 1 auf den Zeitpunkt zurüd, 
wo das der Genehmigung unterliegende Redtsgefhäft vorgenommen worden: it. 
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Durch die Rückwirkung werden jedod) Verfügungen nit unwirkſam, die der Ge: 
nehmigende vor der Genehmigung über den Gegenftand des Rechtsgeſchäfts ge: 
tröffen hat oder die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreftvollziehung 
oder durch den Konfursverwalter getroffen worden find ($ 184 Abi. .2). Die 
Folge diefer letzteren Beitimmung kann allerdings fein, daß das Rechtsgeſchäft 
troß der Genehmigung nicht wirffam wird, Hätte 3. B. der Gläubiger die Forde— 
rung in der Zeit vor der Genehmigung an einen Dritten abgetreten oder ver: 
pfändet, oder wäre die Forderung im Wege der Zwangsvolljtrefung oder ber 
Arreftvollziehung beſchlagnahmt worden, jo würde dem dadurch berechtigt gewor: 
denen Dritten gegenüber der Webernahmevertrag troß der Genehmigung feine 
Wirkfamkeit erlangen, die vor der Genehmigung begründeten Rechte Dritter an 
der Forderung würden durch den Uebernahmevertrag nit berührt werden. Denn 
die von ihm felbft vor der Genehmigung getroffenen Verfügungen fann der Ge: 
nehmigende durch feine Genehmigung nit unwirkſam maden. 

C. Bejondere, zum Theil von den vorftehenden abweihende Vorſchriften 
jind in $ 416 für den Fall getroffen, wenn bei der Veräußerung eined Grund: 
ſtücks der Erwerber durd Vertrag mit dem Veräußerer eine Schuld des leßteren 
übernimmt, für die eine Hypothek an dem Grundjtüde bejteht. 

1. Während nad der Pegel des $ 415 die Mittheilung des Uebernahme— 
vertrages an den Gläubiger jowohl von dem Schuldner al8 von dem Uebernehmer 
bewirkt und die Genehmigung oder die Verweigerung gegenüber dem einen, wie 
gegenüber dem anderen wirkſam erklärt werden fann, kommt bei der Schuld- 
übernahme aus Anlaß der Beräußerung eines Grundftüds nur der Mittheilung, 
die Seiten des Beräußerers (Schuldners), und der Erklärung, die gegenüber 
diefem erfolgt, vehtlihe Bedeutung zu. Der Gläubiger kann die Schuldüber: 
nahme nur genehmigen, wenn der VBeräußerer fie ihm mittheilt, und die Ge- 
nehmigung gilt als ertheilt, wenn jeit dem Empfange der Mittheilung jeht Mo— 
nate verjtriden find, ohne daß der Gläubiger fie vorher dem Veräußerer 
gegenüber verweigert hat. Es gilt aljo hier das umgekehrte Präjudiz, das der 
Genehmigung, während in der Regel ($ 415) an das Schweigen die Annahme 
der Genehmigungsverweigerung geknüpft ift. Dieſe Abweichungen beruhen in der 
Hauptſache auf der Erwägung, daß bei der Veräußerung eines mit einer Hypothet 
belafteten Grundſtücks in erfter Linie der Weräußerer ein Intereſſe daran hat, 
über die künftige Nechtslage betveffs der von dem Erwerber übernommenen Schuld 
nicht im Ungewiffen zu bleiben und daß bei der Uebernahme einer durch Hypothek 
gefiherten Forderung, bei der nad) der Auffaffung des Verkehrs der Regel nad 
das Hauptgewidht auf die Hypothek, nicht auf die perjünliche Haftung des Schuld- 
ners gelegt wird, die Annahme geredtfertigt ift,‘ der auf die Meittheilung des 
Veräußerers don der Schuldübernahme längere Zeit jhweigende Gläubiger fei mit 
dem Eintritte des Erwerbers an Stelle des Veräußerers einderftanden ®), 

®) vergl. Denkſchrift ©. 56. 
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Die Mittheilung des Veräußerers fann ferner nicht eher erfolgen, als bis 
der Erwerber in das Grundbuch eingetragen ift, eine vorher bewirkte Mittheilung 
hat feine Wirfung ($ 416 Abſ. 2). Bei der Uebernahme von Hypothelkenſchulden 
auf den Kaufpreis ift der Uebernahmevertrag jelbft jo zu verftehen, daß der Käufer 
nur für den Fall des wirklichen Erwerbes und nicht vorher dem Gläubiger per- 
fönlid zu haften habe. Wollte man daher einer vor dem Eintrage des Erwerbers 
im Grundbude erfolgten Mittheilung Wirkung beilegen, jo würde das Präjudiz 
der Genehmigung, da diefe nad) $ 184 Abſ. 1 rückwirkende Kraft hat, möglicher: 
weife auf einen Zeitpunft zurücdbezogen werden fönnen, zu dem nad der Abficht 
der Betheiligten feine Wirkfamfeit nod gar nicht eintreten ſollte. Endlich muß die 
Mittheilung, wenn fie wirffam fein ſoll, jchriftlid erfolgen und den Hinweis darauf 
enthalten, daß der Uebernehmer an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt, 
wenn nicht der Gläubiger die Verweigerung innerhalb der jehs Monate erklärt. 

Faßt man dies nohmals zufammen, jo ergiebt fi, daß durd die Beſtim— 
mungen in $ 416, fo jehr fie auch zum Vortheil des Veräußerers gereidhen, doch 
aud die Intereffen des Gläubigers ausreichend gewahrt find. Denn das Präjudiz 
der Genehmigung kann im Falle feines Echweigens hiernach gegen ihn nur dann 
eintreten, wenn die Mittheilung an ihn 

a) von dem Beräußerer, 

b) ſchriftlich ) 

e) nad) dem Eintrage des Erwerbers im Grundbuche und 

d) mit dem in $ 416 Abſ. 2 Sat 2 vorgefhriebenen Hinweife auf Die 

Rechtsfolge des Schweigens 
bewirft worden ift. fehlt das eine oder das andere diefer Erforderniffe, jo Fann 
die Annahme einer ftilljchweigenden Genehmigung nicht Plaß- greifen, Ebenſo— 
wenig aber wird andererjeits auf eine Mittheilung, die nicht diefen Anforderungen 
entipridt, eine ausdrüdlide Genehmigung oder Verweigerung mit redtlicher 
Wirkſamkeit erfolgen können. 

Dem Intereffe des Erwerbers dient endlich aud die Vorſchrift in $ 416 
Abſ. 3, wonad) der Veräußerer auf Verlangen des Erwerbers dem Gläubiger 
die Eduldübernahme mittheilen und, jobald die Ertheilung oder Verweigerung 
der Genehmigung feftfteht, den Erwerber hiervon benachrichtigen joll. 

2. Genehmigt der Gläubiger die Schuldübernahme, bezw. ift diefe als ge 
nehmigt anzufehen, jo treten aud bier ihre Wirkungen definitiv ein, der Verkäufer 
ſcheidet ald Schuldner aus, der Käufer tritt als folder ein und es vereinigt fid) 
daher nunmehr die perfönlihe Schuld mit dem Eigenthum an dem für die Schuld 
verhafteten Grundftüd in der Perſon des Erwerbers. Im Falle der Verweige 
rung bleibt der Veräußerer dem Gläubiger nad) wie vor perjönlid verhaftet und 
der Uebernehmer haftet dem Gläubiger nur mit dem Grundftüde, nit mit feinem 


?) Auf dad Grforderniß der Schriftlichkeit leidet $ 126 Anwendung. 
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übrigen Vermögen; m. a. W.: e8 hat nur die Pfandffage gegen ihn ftatt. Im 
Berhältniffe der vertragſchließenden Theile zu einander ift jedod der Uebernehmer 
dem Beräußerer gegenüber verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen, es 
trifft alfo auch Hier die Vorſchrift in $ 415 Abſ. 3 Satz 2 zu. 

Der Veräuferer ift gegen etwaige Benachtheiligungen durch die Beftimmungen 
in 8$ 1164—1167, 1174 geſchützt. Insbeſondere geht, wenn er den Gläubiger 
befriedigt, die Hypothek infoweit auf ihm über, al8 er von dem Eigenthümer Erjak 
verlangen kann. Diefer Mebergang ift nicht etwa, wie nah Sächſ. R. (Sächſ. 
G.B. $ 441) von der Vorausſetzung abhängig, daß vorerft von dem Gläubiger 
die perjönlihe Klage gegen den Veräußerer erhoben worden iſt. Vielmehr greift 
die Vorſchrift in $ 1164 vbd. 8 1174 des Deutſch. G. B.'s in allen Fällen Platz, 
wo der gegen ben Erwerber erſatzberechtigte Veräußerer den Gläubiger, dem er 
noch perfönlich verhaftet ift, wegen feiner fälligen Schuld befriedigt. Erſatzberechtigt 
ift aber der Veräußerer gegen den Erwerber jedenfall dann, wenn dieſer bei dem 
Erwerbe des Grundftüds eine Schuld des Veräußerers in Anrehnung auf den 
Kaufpreis zur Bezahlung übernommen bat, die jhlieglih der Veräußerer hat 
zahlen müſſen. 

3. Bei der Vorjhrift in $ 416 hat man Hauptfählic die Fälle im Auge 
gehabt, wo bei dem Verkaufe eines Grundſtücks der Käufer eine auf dem ver— 
äußerten Grundftücde laftende Schuld in Anrehnung anf die Kaufgelder über- 
nimmt. Die Vorſchrift leidet jedoch and) auf andere Fälle Anwendung, in denen 
zwar der Erwerber eines Grundftüds eine Schuld des Veräußerers übernimmt, 
die Schuldübernahme jedod nit in Anrehnung auf Kaufpreis oder gar nidt 
aus Anlaß eines Kaufvertrages erfolgt. Es kann 3. B. der Käufer eines Grund: 
ſtückes die auf diefem haftende Schuld des Verkäufers als Gegenleiftung dafür 
übernehmen, daß ihm der Ießtere eine andere, mit der Kaufpreisihuld gar nicht 
in Zufammenhang ftehende Schuldverbindlihfeit erlaffen Hat, oder es kann der 
Erwerber das Grundftüd ſchenkungsweiſe übertragen erhalten und dafür die 
hypothekariſche Schuld des Schenfgebers übernommen Haben. In allen dieſen 
Fällen wird gewöhnlid) der Schuldübernahmevertrag in dem betreffenden Ber- 
äußerungsvertrage mit aufgenommen werden. Nothwendig ift dies aber m. E. 
nicht, e8 müßte denn das die Uebernahme bezwedtende Abkommen als integrivender 
Beftandtheil des Veräußerungsvertrags zu betrachten fein. Feſtzuhalten ift auch 
bier, daß der Uebernahmevertrag an fi an eine befondere Form nicht gebunden 
ift. Die Vorſchrift in $ 313 gilt blos von dem obligatoriihen Vertrage, durch 
den fi der eine Theil verpflichtet, da8 Eigentfum an dem Grundſtücke zu 
übertragen. 

4. Im Sächſ. R. ift die Uebernahme einer hypothefariihen Schuld aus An- 
laß der Veräußerung des mit diefer Schuld belafteten Grundftüds durch $ 432 
des Sächſ. G.B.'s geregelt. Hiernad wird zwar der Erwerber des Grundſtücks 
dem Gläubiger, wenn diefer dem zwiſchen jenem und dem Veräußerer geſchloſſenen 
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Uebernahmevertrage beitritt, perſönlich verpflichtet, allein der Veräußerer, der perſön— 
liher Schuldner ift, wird hierdurch entipredhend der Beftimmung in $ 1403 nidt 
befreit, der Erwerber tritt nicht an feine Stelle, fondern neben ihn. Andererjeits 
fällt die perjönlihe PVerpflihtung des Ermwerbers, abgejehen von ben während 
feiner Befibzeit fällig gewordenen Zinfen wieder weg, wenn er das Grundftüd 
veräußert, ausgenommen, wenn ber Gläubiger vor der Veräußerung die perjön- 
liche Klage wider ihn angeftellt und den Rechtsſtreit nicht Über drei Monate hat 
fiegen laffen. In diefem leßteren Falle kann der Bellagte nad) feiner Verurthei— 
fung im Zwangswege zur Zahlung der perſönlichen Schuld angehalten werden, 
obwohl er das belaftete Grundſtück nit mehr befigt®). 

D. Sonftige Wirkungen der Shuldübernahme. 

1. Die Schuldübernahme begründet, abgejehen von dem Wechſel in der 
Perjon des Schuldners, in der Regel feine Aenderung an dem Inhalte der 
Schuld. Der objektive Beftand bleibt unverändert, Eduldübernahme ift fein 
Neuerungsvertrag. Es bleiben daher an fid) auch die Nebenrehte der Schuld, 
3. B. Rechte auf Zinfen, Konventionalftrafe, Anjprud auf Schadenerjaß wegen 
Verzugs des uriprünglihen Schuldners durd die Schuldübernahme unberührt, 
d. h. der Uebernehmer haftet aud für diefe Anfprüde. Der Entwurf I enthielt 
in $ 317 Abf. 1 Sat 1 fogar eine ausdrückliche, hierauf gerichtete Beltimmung. 
Die II. Kommiffion hat zwar diefe Beftimmung geftrihen. Allein die Streihung 
ift allem Anſcheine nad) hauptſächlich deshalb geihehen, um für die Beurtheilung 
einzelner praftiih wichtiger Fälle von Nebenredten, in denen Zweifel über das 
Fortbeftehen möglich find, der Wiflenihaft und Praris nicht vorzugreifen. Dies 
gilt namentlich dann, wenn. mit der Forderung ein Zurücbehaltungsredjt ($ 233 
des Entw. I, $ 267 des G.B.'s) verbunden ift, das dem Gläubiger im Betreff 
einer ihm obliegenden Gegenleiftung zufteht. Hier war die Kommilfion der Ans 
fit, daß der die Uebernahme genehmigende Gläubiger durd die Genehmigung 
in die Löfung des Zufammenhangs zwiſchen Forderung und Gegenforderung 
willige, aljo auf fein Zurückbehaltungsrecht verzichte. Wie jedoh Grügmann 
im Sächſ. Arch. I, ©. 431 richtig dargelegt hat, könnte diefer Grund höchſtens 
bei dem faufmännifhen Zurücdhaltungsrchte (Artt. 363 flg. des alten, Artt. 
369 fl. des neuen H.G. B.'s) Anwendung leiden. Dagegen wirft Grügmann 
a. a. O. mit Recht die Frage auf, ob bei dem nit kaufmänniſchen Zurüd: 
haltungsredhte der Zuſammenhang zwiſchen Forderung und egenforderung auf 
der Perfon des Gläubiger und nicht vielmehr auf dem Inhalte des Rechtsver— 
hältniffes beruhe und ob der Gläubiger, der einen anderen Schuldner annimmt, 
damit wirflid eine ſachliche Abſchwächung feiner Rechtöſtellung einräumen wolle. 

2. Die Regel, daß Nebenrechte unberührt bleiben, erleidet nad) $ 418 eine 


) vergl. hierüber noch: Annalen des vormal. Sächſ. O. A.G.'s N. F. 7 ©. 814 flg., 
identifch mit eitihrift für Nechtöpflege und Verwaltung, N. F. Bd. 84 ©. 879 fig. 
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Ausnahme bei den für die Forderung beftellten Bürgſchaften und Pfandredten. 
Der Bürge leiftet die Bürgſchaft gewöhnlid nur mit Rückſicht auf die Perjon 
und unter Würdigung der Zahlungsfähigfeit des Schuldners. Tritt an jeine 
Stelle in Folge der Schuldübernahme eine andere Perjon, jo würde die Haftung 
des Bürgen, wenn fie fortbeftehen follte, eine andere al8 die von ihm übernom- 
mene. Im Zweifel muß angenommen werden, daß der Bürge nit auch für den 
neuen Schuldner die Bürgſchaft eingegangen fein würde. Aehnlich ift aud das 
für die Forderung beftellte Pfandredt zu beurtheilen. Bürgſchaften und Pfand: 
rechte erlöfhen daher durd) die Schuldübernahme ($ 418 Abi. 1 Sak 1). Dies 
gift aud von einer für die Forderung beftehenden Hypothef. Nah 8 418 Abſ. 1 
Satz 2 tritt hier das Gleiche ein, wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek ver: 
zichtet, d. 5. es erwirbt nunmehr die Hypothek nad) $ 1168 der Eigenthimer 
bes Pfandgrundftüds (Eigenthümerhypothek, $ 1177 Abſ. 1). Das Erlöfchen 
der Bürgſchaften und Pfandredte tritt nur dann nicht ein, wenn der Bürge oder 
Derjenige, dem der verhaftete Gegenftand zur Zeit der Schuldübernahme gehört, 
in die leßtere einwilfigt ($ 418 Abi. 1 Sat 3). Eine derartige Einwilligung 
muß aber dann angenommen werden, wenn der Uebernehmer zur Zeit des Ver— 
tragsabſchluſſes bereits Eigenthümer des Pfandgrundftüces ift, oder wenn er das 
belaftete Grundftüd nah $ 416 von dem Schuldner erwirbt.) In diejen Fällen 
wiirde der Lebernahmevertrag gar feinen praftiihen Werth haben, wenn nicht die 
Hypothek beftehen bleiben jollte, auch kann fid feine der Parteien, weder der 
Schuldner noch der Uebernehmer, auf die redtlihe Stellung eines Bürgen be- 
rufen. Würden jedod in dem in $ 416 vorgefehenen Falle für die Forderung 
nod weitere Pfandrechte bejtehen, die auf anderen nicht mit veräußerten Grund» 
ftüden haften, jo würde auf dieſe Hypotheken die Vorjhrift in $ 418 Abf. 1 
Sat 2 Anwendung leiden, wenn nidt die Eigenthümer der betreffenden Pfand: 
grundftüde ausdrüdlid in die Schuldübernahme willigen würden. Es würde aljo 
Verziht des Gläubiger auf die Hypotheken anzunehmen fein und bdieje jelbjt 
wirden Eigenthümerhypothefen werden. Das Nämliche würde gelten, wenn die 
Schuldübernahme nad) 8 414 zwiſchen dem Uebernehmer und dem Gläubiger jelbjt 
vereinbart worden wäre. Hier würde es dem Zwede des Uebernahmevertrags nicht 
entſprechen, wollte man den Schuldner perjönlid aus dem Schuldverbande ausfheiden, 
feine Sadje aber dem Gläubiger forthaften laſſen (vgl. noch Grützmann a, a, O.). 

Die Ausnahme unter 2 bezieht fi Übrigens nur auf vertragsmäßige, nicht 
aud auf geſetzliche Bürgidaften und Pfandredte. 

3. Eine weitere Ausnahme von der Regel ift in Anfehung der mit der 
Forderung verbundenen Vorzugsrechte ($ 54 der KO.) beftimmt. Dem Scduld- 
übernehmer kann das Recht nicht zugeftanden werden, durch Rechtsgeſchäfte in die 
Rangordnung einzugreifen, die für ſeine Gläubiger mit zwingender Nothwendig— 


®) vergl. M. II S. 147, Grützmann im Sächſ. Archiv Il, 481. 
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feit beftimmt ift. Iſt alfo mit der Forderung ein Vorzugsrecht verbunden, fo 
fann dies nicht im Konkurſe des Webernehmers geltend gemadt werden ($ 418 
Abi. 2). Es können aljo 3. B. die mit einem perjönlihen Vorzugsrechte ver: 
Bundenen Anfprücde der Kinder und Mündel gegen ihren Vater und be}. Bor- 
mund aus 8 54 Abi. 5 der K. O. nit im Konkurſe Desjenigen geltend gemacht 
werden, der diefe Anſprüche nad) 88 414 flg. übernommen hat. Bei Einräu- 
mung eines derartigen Vorzugsrechtes würde die Füglicdjfeit geboten fein, zu Un— 
gunften der zur Zeit der Schuldübernahme bereitd vorhandenen Gläubiger des 
Uebernehmers die gejeglide Rangordnung durch Privatablommen ändern zu können. 

Anders verhält es fid) bei der Abtretung einer Forderung, wo ein Wechſel 
nur in der Perjon des Gläubigers und nit aud des Schuldners eintritt (5 401 
Abi. 2). 

4. Daß der Uebernehmer zu allen an der Schuld haftenden Einwendungen 
berechtigt ift, ergiebt fi jhon aus dem Weſen der Schuldübernahme. Dies be 
zieht fi aud auf die Einwendungen, die fi aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
dem Gläubiger und dem bisherigen Schuldner ergeben;g denn durch diejes ift ja 
der objektive Beftand der Schuld beftimmt worden (vgl. auch $ 1405 Sab 2 des 
Sächſ. G.B.'s). Natürlich ift der Schuldübernehmer auch nod zu den nur das 
Verhältniß zwiichen ihm und dem Gläubiger betreffenden Einwendungen befugt, 
die Schuldübernahme enthält an ſich Fein abſtraktes Schuldverjprehen und fein 
unbedingt verpflichtendes Schuldanerfenntniß des Webernehmers dem Gläubiger 
gegenüber. 

Forderungen, die dem bisherigen Schuldner zuftehen, kann jedoch der Leber: 
nehmer dem Gläubiger gegenüber nicht aufrechnen, 8 417 Abf. 1 Sap 2. Dies 
folgt aus dem Prinzipe der Sondernadfolge und der juriftiiden Natur der Auf: 
rehnung ($ 387, 388). Durd die Sondernadfolge in die Schuld vollzieht ſich 
nod feine Sondernadfolge in die Gegenforderung des bisherigen Schuldners. 
Nur auf einen von dem Gläubiger und dem alten Schuldner vor der Schuld— 
übernahme abgeſchloſſenen Aufrehnungsvertrag, dur‘ den die Aufrechnung 
bereitö vereinbart worden ift, könnte ſich der Uebernehmer berufen. 

Einwendungen, die der Uebernehmer aus dem dingliden Vertrage herzu— 
leiten vermag, in&bejondere die Ungültigkeit des Vertrags, muß fid) der Gläubiger 
ebenfalls gefallen Lajjen. 

Dagegen kann der Uebernehmer aus dem der Schuldübernahme zu Grunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe zwiſchen ihm und dem bisherigen Schuldner dem 
Gläubiger gegenüber feine Einwendungen ableiten ($ 417 Abi. 2). Wäre z. 2. 
der Uebernahmevertrag von dem Webernehmer in der irrthümlichen Vorausfegung 
einer zwilden ihm und dem Schuldner beftehenden Verpflichtung zur Schuld— 
übernahme gejchlofjen werden, jo würde dem Uebernehmer die condictio indebiti 
zwar gegen den Schuldner, nit aber gegen den Gläubiger zuftehen, für dieſen 
ift der Rechtsgrund der Schuldübernahme eine res inter alios, 
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E. Befondere Beftimmungen find in $ 419 nod für den Fall getroffen, 
wenn Jemand, abgejehen von dem Falle des Erbidaftsfaufes (g5 2382, 2385) 
durch Vertrag das — gegenwärtige — Vermögen eines Andern übernimmt ($ 311). 
Hier können die Gläubiger des Veräußerers unbejhadet der Fortdauer der Haf- 
tung bes bisherigen Schuldners, von dem Abjchluffe des Vertrags an ihre zu 
dieſer Zeit beftehenden Anfprüche mit der aus 8 419 Abj. 2 ſich ergebenden Be— 
ſchränkung auch gegen den Uebernehmer geltend maden. Dieſe Befugniß der Gläu- 
biger kann durch Vereinbarung zwiſchen dem bisherigen Schuldner und dem 
Uebernehmer nicht ausgeſchloſſen oder bejhränft werden. 

Nicht zu verwechſeln mit der Schuldübernahme nad) SS 414 fig. ift übrigens 
der in $ 329 vorgejehene Fall, wo fid in einem Vertrage der eine Theil zur 
Befriedigung des Gläubigers des anderen verpflichtet, ohne die Schuld zu über- 
nehmen — jog. Erfüllungsübernahme, wie dies in $ 318 Abſ. 1 des I, Entw. 
und in den Motiven II S. 147 genannt wird. In biefem Falle ift im ‚Zweifel 
nit anzunehmen, daß der Gläubiger aus dem PVertrage ein jelbjtändiges Recht 
auf Befriedigung gegen den Verſprechenden erwerben foll ($ 329). Nicht richtig 
ift es, wenn von Fiſcher und Henle, das Bürgerl. G.B., zu $ 415 Bemer- 
fung 6 der in $ 415 Abf. 3 erwähnte Zuftand als Erfüllungsübernahme be 
zeichnet wird. Hier liegt vielmehr eine wirflide Schuldübernahme vor, deren 
Wirkjamkeit jedod bis zur Genehmigung des Gläubigers noch hinausgeſchoben 
wird. Allerdings ift der rechtliche Zuſtand der nämliche, wie im Falle des $ 329, 
e8 befteht zunächſt nur eine Verpflichtung des Uebernehmers gegen den Schuldner, 
den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen, ohne daß der Gläubiger ein jelbftändiges 
Klagereht hat. Allein bei der Schuldübernahme nad) $ 415 flg. ift von vornherein 
von den Parteien etwas ganz anderes beabfidtigt als nad) $ 329, der Zweck 
der Schuldübernahme geht dahin, dem Gläubiger ein felbftändiges Klagrecht gegen 
den Uebernehmer zu veridaffen, während dies nad) $ 329 gerade ausgeſchloſſen 
ift. 8329 enthält das Verſprechen der Leiftung an einen Dritten, $ 415 Abj. 3 
enthält eine gejeglihe Wirkung des Schuldübernahmevertrages, wenn er von dem 
Gläubiger nicht oder noch nicht genehmigt if. Als „Erfüllungsübernahme* kann 
nur der in $ 329 vorgefehene Vertrag bezeichnet werden. 
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Entfcdeidungen. 
Entiheidungen des Reichsgerichts und Sächſiſcher Gerichte. 


Grobes Verſchulden einer Verwaltungsbehörde bei Erlah einer Straf- 

verfügung wegen einer bereits verjährten Webertretung? Anſpruch auf 

Erſatz der durd die VBertheidigung vor dem Schöffengericht entitandenen 

Anwaltskoften, Zuläſſigkeit des Rechtswegs. SS 1506, 1507 des B. GB.s, 

SS 497 Satz 2, 453, 454, 137, 140 der Str.Pr.Dd., $ 67 des StrG. B.s. 
Urtheil des D.2,G.'3 Dresden vom 8, uni 1897. O. I. 26 97. 

Der Kläger fordert den Erfah von 61.4 13 £. nebft 5°), Zinfen feit der 
Klagzuftellung als Koften der Vertheidigung in einem Strafverfahren, das durd 
eine Strafverfügung der Amtshauptmannſchaft N. wider ihn eingeleitet, in dem 
er aber auf erhobenen Wideriprud wegen Verjährung der Strafthat koſtenlos 
freigeiproden worden iſt. Er macht geltend, daß ihm die Bertheidigungstoften 
durch eine Fahrläffigkeit der Amtshauptmannihaft N. verurſacht worden jeien. 

Das Yandgeriht wies die Klage wegen Unzuläffigfeit des Rechtswegs ab. 

Die Berufung wurde zurüdgewiefen aus folgenden Gründen: 

Der Kläger macht geltend, daß fein Anjprud) auf einer Verſchuldung der 
Amtshauptmannshaft N. beruhe, von der wegen einer dverjährten Strafthat eine 
Strafverfügung nit habe erlaffen werden dürfen, daß dieſer Anſpruch ein Privat: 
recht darftelle und daR er deshalb nicht wegen Unzuläffigfeit des Rechtswegs habe 
abgewiejen werden können. Darin ift ihm Recht zu geben. Die Abweifung der 
erjten Inſtanz ift aber aud nad) den Entſcheidungsgründen des angefochtenen 
Urteils nicht in dem Sinne ausgeſprochen, daß der erhobene Anſpruch Feine vor 
die ordentlihen Gerichte gehörige bürgerlihe Rechtsſtreitigkeit darftelle ($ 13 des 
G. V. G.'s), jondern von den Verwaltungsbehörden zu entjheiden fei; fondern fie 
ift nur dahin zu verftehen, daß der Anſpruch des in einer Strafſache freige 
Iprodenen Angeſchuldigten auf Erſatz der ihm durch feine Vertheidigung verur— 
ſachten Koften nur inſoweit materiell begründet, dann aber aud nur mit den 
in der Strafprozegordnung ($ 496, Abj. 2) gegebenen Rechtsmitteln und nicht 
mit bejonderer Stlage durchführbar fei, als der Strafridter von der ihm in $ 499, 
Abi. 2 der Strafprozegordnung eingeräumten Befugnig Gebrauch gemacht und 
der Etaatsfaffe die dem Angeſchuldigten erwachſenen nothwendigen Auslagen auf 
erlegt hat, daß aber, wenn eine ſolche Entſcheidung unterblieben ift, nit noch 
eine auf den Verſtoß eines Beamten gejtügte Schädenflage zur Erlangung des 
Erjaßes der erwachſenen DVertheidigungsfojten gegeben je. Daß dann, wenn der 
Etrafrihter von der Befugniß des 8 499, Abſ. 2 der Strafprogefordnung Ge- 
brauch gemadt hat, der hierdurch begründete Erjtattungsanfprud nur mit den 
durch die Strafprozefordnung gegebenen prozefjualen Rechtsmitteln verfolgt werden 
fann, ijt ohne Weiteres anzuerkennen. Der weitergehenden Ausführung der erjten 
Inftanz kann aber nicht beigetreten werden, 
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Nach den 88 150 flg., 1507 des B. G. B.'s haftet jeder richterlihe und jeder 
Berwaltungsbeamte für den Schaden, den er bei Behandlung der ihm obliegenden 
Geſchäfte abfihtlidh oder durch grobe Fahrläffigkeit einem Dritten verurſacht hat, 
joweit nicht der Verletzte es unterlaffen haben ſollte, die gejeßlihen Mittel zu 
gebrauchen, durd die er die Schadenzufüng hätte abwenden können. Außerdem 
ift auf Grund des Reſcripts vom 11. Dftober 1796 von der ſächſiſchen Praxis. 
allgemein anerkannt, daß der Staat für die Verjehen feiner Beamten neben diejen 
jelbjt in dem Umfange civilrehtlic zu haften hat, als die Beamten felbft dafür 
einzuftehen haben würden (Zeitjchrift für Nechtspflege und Verwaltung N. F. Bd. 41 
©. 219 flg., Siebenhaar's Lehrbud des Sächſiſchen Privatrehts, S. 718 N. 2). 
Dieje geſetzlichen Vorfhriften find ganz unabhängig davon zur Anwendung zu 
bringen, ob etwa die jonjtigen Geſetze eine Handhabe dazu bieten, einen durd) 
das Berjehen eines Beamten Gejhädigten durch Zubilligung der Erftattung ihm 
erwachſener Koften ſchadlos zu Halten und ob im einzelnen Falle die zur Ent- 
ſcheidung hierüber berufene Stelle Anla genommen hat, von der geſetzlichen Be— 
fugniß Gebraud) zu maden. Deshalb wird auch dem freigeiprodhenen Angeſchul— 
digten jelbjt dann, wenn der Strafrihter die Vorjhrift des $ 499, Abjah 2 der 
Str. Pr.O. nit zu feinem Gunften angewendet hat, die ihm durch das Straf: 
verfahren verurjadten Schäden, mögen fie nur in Koften oder in anderen Auf- 
wendungen bejtehen, von einem Beamten oder dem Staatsfisfus im Klagwege 
erjeßt verlangen können, wenn er nachzuweiſen vermödte, daß er abfidhtlid oder 
durd) eine grobe Fahrläffigfeit des Beamten in das Strafverfahren verwicelt 
worden fei. 

Was insbefondere den Fall des Klägers betrifft, jo hat diefer ſelbſt auf ein 
abjihtlihes Verſchulden der Amtshauptmannihaft N. ſich nit berufen. Ander— 
jeits läßt fi aber wohl jagen, daß es eine grobe Fahrläffigfeit darftellen würde, 
wenn die Amtshauptmannshaft wegen einer erſichtlhich verjährten und darnad) 
(vergl. 8 66 des Str. G. B.'s) ftraflos getvordenen Webertretung nad) $ 453 der 
Str. Pr.O. verbunden $ 1 des Gefehes vom 8. März 1879 eine Strafverfügung 
erlaffen und dadurd den Kläger genöthigt hätte, zur Verhütung einer ungeredten 
Strafvollftrefung ($ 3 des Gejeßes vom 8. März 1879) den Antrag auf geridt- 
liche Entſcheidung zu ftellen ($ 454 der Str.Pr.D.) und damit die Sache zur 
Hauptverhandlung vor das Schöffengeriht zu bringen (SS 456 verbunden 211 
der Str. Pr.O.). Auch würde der auf eine jolde Verſchuldung der Amtshaupt- 
mannſchaft N. begründete Anſpruch des Klägers auf Erfaß der ihm durch das 
Strafverfahren entjtandenen Vertheidigungstoften nicht ſchon mit der Begründung 
zuriücdgewiefen werden können, daß der Kläger in der Lage gewejen jei, beim 
Schöffengeridt die Anwendung von $ 499 Abi. 2 der Str.Pr.D. zu beantragen 
und im Falle der Ablehnung feines Antrags dieſerhalb Berufung einzuwenden 
(Löwes Kommentar zur Strafprozefordnung, S. 930 Wr, 5a verbon. ©. 926 
Nr. 7 der 8, Auflage). Denn infoweit hätte e8 ſich nicht jowohl um den Nicht: 
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gebrauch der geſetzlichen Mittel zur Abwendung der Shadenzufügung ge 
handelt, in welchem Falle nad) den 88 1506, 1507 des B. G. B.'s die Erſatzklage 
gegen den fhuldigen Beamten ausgeſchloſſen ift, fondern nur um die Nidtanwen- 
dung eines geſetzlichen Mitteld zur Erlangung des Erjaßes der durd das Straf- 
verfahren bereits erwadhjenen Schäden. Die Unterlafjung derartiger Redtemittel 
ſchließt den Erjaganfprud gegen den ſchuldigen Beamten und mithin aud) gegen 
den Staatsfistus nit aus. Gleihwohl hat das Berufungsgerigt den Erjaß- 
anſpruch des Klägers nicht anzuerkennen vermodt. 

Die dem Kläger beigemefjene Uebertretung nad $ 3TO Nr. 1 des Str. G. B.s 
war am 20. Dezember 1895 vom SKirhenvorftande zu 3. der Kircheninſpektion, 
zu der die Amtshauptmannſchaft N. gehört ($ 5 des Organ. Geſetzes vom 21. April 
1873), mit dem Benrfen angezeigt worden, daß die Verfehlung bei einer am 
18. November 1895 erfolgten Begehung der Grenzen eines Theiles des Z.er 
Pfarrlehns feftgeftellt worden fei. Nach einem Schriftwechſel innerhalb der Kirchen— 
infpeftion gelangte die Anzeige am 16. Januar 1896 an die Amtshauptmannſchaft 
N. als Polizeibehörde, von der jodann die Strafverfügung gegen den Kläger unter 
dem 20. Januar erlaffen und am 23. Januar 1896 zugeftellt worden ift. Ob 
eine Polizeibehörde, vor dem Erlaſſe einer Strafverfügung nähere Erörterungen 
über die Strafthat und insbejondere über die Zeit ihrer Begehung anzuftellen 
habe, hängt von der Sadjgeftaltung des einzelnen Falles ab. Im den Geſetzen 
ift eine Verpflichtung dazu für alle Fälle nicht ausgejproden; fie ift auch nicht 
aus dem Weſen des auf eine einfahe Erledigung geringfügiger Verfehlungen ab- 
zielenden Verfahrens der Strafverfügung zu begründen ($ 453 der Str.Pr.O., 
8 1 des Gefeßes vom 8. März 1879). Selbft in den Ausführungsbeftimmungen 
zu dem Ießteren Gejeße ( B.O. vom 15. September 1879) ift eine ſolche Bor: 
erörterung nicht vorgejhrieben und der Gebraud) des ihmen beigegebenen Formu- 
lars zu einer Strafverfügung (S. 357 des G.- u. B.-Bl. von 1879), in dem 
eine Angabe über Zeit und Ort der Verübung vorgefehen ift, nicht zur Pflicht 
gemacht, fondern nur anheimgeftellt. Die Amtshauptmannſchaft N. konnte daher 
auf eine glaubhafte Anzeige, wie fie hier vorlag, ohne den Vorwurf groben Ber: 
ſchuldens aud am 20. Januar 1896 nod eine Strafverfügung an den Kläger 
erlafjen, wenn fi nur fonft aus der Anzeige Dei einer auch minder aufmert- 
ſamen Sadprüfung ($ 122 des B.G. B.'s) Fein Anhalten dafür ergab, daß die 
Uebertretung inzwiſchen verjährt und dadurd) ftraflo8 geworden fei. In der That 
war die Sachlage nicht derart, daß die Amtshauptmannſchaft bei einer Sachprüfung 
der bezeichneten Art Hätte zu der Annahme kommen müjjen, die Uebertretung ſei 
beim Erlafje der Strafverfügung bereits verjährt gewejen. Bei der Art der dem 
Kläger beigemefjenen VBerfehlung, die bei einer in den Herbjt fallenden Feldarbeit 
vorgefommen fein jollte, und da gerade Vorgänge der hier fraglidden Art unter 
den Betheiligten nicht unbemerkt zu bleiben pflegen und ſehr bald zu Erörterungen 
Anlaß geben, durfte die Amtshauptmannſchaft gegenüber der Anzeige wohl voraus» 
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fegen, daß die Uebertretung des Klägers fi erjt fur; vor der am 18. November 
1895 geſchehenen Feldbegehung zugetragen habe, daß aljo auch am 20. und 23. Ya: 
nuar 1896 die dreimonatlihe Verjährungsfrift von 8 67 des Str. G. B.s noch 
nicht abgelaufen gewejen jei. Die vor dem Erlajje der Strafverfügung eingetretene 
Verzögerung in der Erledigung der Angelegenheit kann am allerwenigften als eine 
Verſchuldung in Betracht kommen, durch die dem Kläger die jeßt geforderten 
BVertheidigungsfoften veranlaft worden wären. Dieſe Verzögerung ift dem Kläger 
höchſtens günjtig gewejen, infofern bei einem früheren Erlaffe der Strafverfügung 
der Einwand der Verjährung, vermöge deren er freigejproden worden ift, an- 
nehmbar nicht Platz gegriffen haben wiürde. Ebenſo unerheblih ift die Behaup- 
tung des Klägers, daß er 3—4 Tage nad) dem Erlafje der Strafverfügung an 
die Amtshauptmannſchaft fi) gewendet, jeine Unſchuld behauptet, Abhörung von 
Zeugen beantragt, aber Fein Gehör gefunden habe. Zwar ift es nicht ausge 
ihloffen, daß die Polizeibehörde eine von ihr erlaffene Strafverfügung wieder 
zurüdnimmt, wenn fie ji nadhträglid von der Straflofigfeit dev That oder der 
Unſchuld des Thäters überzeugen jollte (Strafprozefordnung $ 454 Abſ. 2, Ge- 
Ihäftsordnung für die Yuftizbehörden $ 832 Abi. 3). Allein das angeblide 
Vorbringen des Klägers war nicht geeignet, Zweifel in der Richtung anzuregen, 
daß dieſer die Uebertretung zwar begangen habe, jeit ihrer Begehung aber zur 
Zeit des Erlajjes der Strafverfügung die Verjährung abgelaufen geweſen jei. 
Es fehlt alſo jhon an dem Beweiſe einer der Amtshauptmannihaft N. bei- 
zumeffenden groben Fahrläffigfeit, durch die der Kläger in das Strafverfahren ver- 
wicelt worden wäre. Außerdem wirden aber aud), wenn ein foldes Verſchulden 
vorläge, die vom Kläger geforderten Kloften des von ihm angenommenen Bertheis 
digers nicht als durch dieſes Verſchulden verurjadt angejehen werden können. Die 
Vertheidigung des Klägers in dem Verfahren vor dem Schöffengericht war nicht 
nothwendig (SS 137, 140 der Str. Pr.O.). Zwar konnte der Kläger einen Ver— 
theidiger zuziehen und die ihm dadurd) entjtandenen Kojten könnten unter geeig- 
neten Umſtänden wohl aud) als zur zwedentiprehenden Nedtsvertheidigung noth: 
wendig angejehen werden. Allein, joweit e8 ſich für den Kläger um die Verthei- 
digung auf Grund der Verjährung der ihm beigemefjenen Strafthat handelte, war 
die Zuziehung eines DVertheidigers im Verhältniſſe zu einem etwa erjaßpflichtigen 
Beamten nicht nothwendig. Der Verjährungseinwand war amtswegen zu beadten 
und ohne weiteres gegeben, wenn die Begehung der Handlung innerhalb des 
Verjährungszeitraumes vom Kläger beftritten und fie ihm nicht nachgewieſen wurde. 
Infoweit dagegen der Kläger Anlaß Hatte, unabhängig von der Verjährung rück— 
ſichtlich des ſtrafrechtlichen Charakters feiner That, feiner etwaigen Berechtigung 
dazu oder wegen fonjtiger Zweifel in der Sache einen Vertheidiger zuzuzichen und 
durch diefen aud) noch die Dertlichkeit befihtigen zu laſſen, kann er ſich nicht darauf 
berufen, daß bie ihm abgeforderten BVertheidigungsfoften dur eine Verſchuldung 
der Amtshauptmannſchaft erwadjen jeien, die eben immer nur darin gefunden 
Argiv für Bürger. Recht u, Projch VII. 39 
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werden; könnte, daß troß eingetretener Verjährung der Strafthat noch zum Erlaffe 
der Strafverfügung verſchritten worden ift. 

Der Anſpruch des Klägers ift nad Alledem unbegründet und aus dieſem 
Grunde abzuweiſen. Daß die erjte Inſtanz die Klage wegen Unzuläffigkeit des 
Rechtsweges abgewiejen hat, hat nad) dem oben Bemerkten nicht die Bedeutung 
einer Abweifung auf Grund einer prozeßhindernden Einrede ($ 247 Nr. 2 der 
C.P.O.) und ift dem Kläger nicht nachtheiliger, wie wenn die einfache Abweifung 
ausgeiproden worden wäre, giebt daher aud zu einer Aenderung der Urtheils— 
form feinen Anlaß. 


Die Beftimmung in $ 390 des B.G. B.'s findet auf Forderungen, die 
der Ehefrau gegen den Ehemann zuftehen, feine Anwendung. (SS 1688, 
626, 660 des B.6.B.8). 


Urtheil des D.L.G.’3 Dresden vom 29. Mai 1897. (O. VII. 18/97,) 


Der Kläger fit eine auf dem Grundftüde des Ehemannes der Bellagten 
für leßtere eingetragene Einbringensforderung an. Es herrſcht Streit über den 
Beftand des Einbringens und darüber, ob ſich Beklagte auf $ 390 des B. G. B.s 
berufen dürfe. Es handelt ſich insbejondere um Forderungen, welche die Beklagte 
während der Ehe gegen ihren Ehemann erlangt haben will. 

Aus den Gründen: 

Nach Anfiht des Berufungsgerits greift $ 390 B. G. in Bezug auf 
Forderungen, die der Ehefrau gegen den Ehemann zuftehen, nidt 
Platz. 

Die Rechtsanſicht des Berufungsgerichts gründet ſich in der Hauptſache auf 
Erwägungen, die aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes abgeleitet ſind, und 
ſich mit der Faſſung derſelben ſehr wohl vereinbaren laſſen. 

Der Held'ſche Entwurf des B. G. B. lehnte ſich in $ 1439 eng an 8 38 
des Hypothekengeſetzes vom 6, November 1843 an und gewährte demgemäß den 
Rehtsgrund zur Erlangung einer gejeßlihen Hypothef wegen des dem Ehe— 
manne bei der Eingehung der Ehe oder während der Ehe zugebrachten be- 
weglihen Vermögens. In den Motiven (S. 325) wird ausgeführt, daß eine 
Sicherftellung der Ehefrau zwar nit bezüglid ihrer Grundftüde er 
forderlidh fei, wohl aber in Anjehung des übrigen Vermögens, injfoweit es 
niht nad) den Beftimmungen über den Nießbraud einer gefährdenden 
VBerfügumg des Ehemannes entzogen fei. Damit war deutlid gejagt, daß 
die gefeßlihe Hypothek nicht den Zweck haben jollte, die Ehefrau gegen alle Nach— 
teile zu Süßen, die ihr aus dem ehemännliden Nubnießungs- und VBerwaltungs- 
rechte erwachſen konnten. Die Hypothek follte fid) vielmehr nur auf die Ber 
mögensſtücke beziehen, die in Folge der ehemännlihen Befugnifje der Berfügungs- 


Bu 4% 390 des B. G. B.s. 611 


gewalt des Ehemannes rechtlich oder thatſächlich in einer die Ehefrau vermögens— 
rechllich gefährdenden Weife unterworfen wurden. 

Auch bei Grundftücden Tann die Ehefrau durch die Verwaltungsbefugniffe 
ihres Ehemannes geihädigt werden, da der Ehemann das Beſitzthum feiner Ehe- 
frau durch unpfleglide Wirthſchaft entwerthen kann. Andrerjeits darf der Ehe: 
mann zwar nicht Über Forderungen feiner Ehefrau zu deren Nadjtheile verfügen, 
da er fie ohne die eheweiblihe Genehmigung weder veräußern noch einheben darf. 
Allein immerhin ift auch bei ihnen eine aus der ehemännlichen Verwaltung fi) 
ergebende Schädigung der Ehefrau denkbar, weil der Ehemann die erforderliche 
Ueberwadjung des Schuldners unterlafjen und den zur Einhebung der Forderung 
geeigneten Zeitpunkt verfäumen kann. Dieſe Anfprühe aus der Verwaltung 
des cheweiblichen Vermögens follten aber nad) dem Held'ſchen Entwurfe den Redts- 
ſchutz einer gejeßliden Hypothek nicht genießen, und es hat ſich der Verfafjer des- 
jelben offenfihtlih von der Erwägung leiten Laffen, daß ſich die Ehefrau gegen 
derartige Gefährdungen zur Genüge durch andere Rechtsbehelfe (3. B. durd) 
Erwirfung von Arreftmaßregeln) fihern fünne, und daß die der Ehefrau in diejer 
Richtung drohenden Gefahren immerhin. nicht erheblich genug feien, um eine Rechts— 
vergünftigung von der Tragweite einer gejeßlihen Hypothek zu rechtfertigen. 

Dem Helden Entwurfe gegenüber ging der der Reviſionskommiſſion vor— 
gelegte Entwurf (vergl. Protofoll 66 S. 23 flg.) bedeutend weiter. Danad) jollte 
die geſetzliche Hypothek dienen 

„zur Sicherung ihres bei Eingehung oder während der Ehe in die Ver— 

waltung des Mannes übergegangenen Vermögens und der 

aus diefer Verwaltung entjtehenden Anſprüche.“ 
Diefe Faffung ließ über die Abfichten des Verfaſſers der Vorlage feinen Zweifel 
auffommen. Danach follte die Ehefrau wegen aller Nachtheile geſchützt werden, 
die ihr aus den ehemännlichen Befugnifjen entftehen konnten, und die Hypothek 
bezog ſich au auf VBermögensftüde, die zwar nit der Verfügungsge— 
walt des Ehemannesd unterworfen waren, immerbin aber zu 
Schädenanfprüden der Ehefrau aus dem Gejihtspunfte mangels» 
bafter Verwaltung Anlaß bieten konnten. Die Hypothek bezwedte ſonach 
nicht nur die Sicherftellung des der Ehefrau nad) Auflöfung dev Ehe zuftehenden 
Rückgabeanſpruchs, fondern den Schutz aller in dem ehemännliden Nießbrauchs— 
und Verwaltungsrechte wurzelnder Befugniffe, ſodaß die Ehefrau den gejeßlidden 
Rechtsbehelf beijpieleweife au dann geltend machen fonnte, wenn der Ehemann 
in Folge ungenügender Ueberwadhung des Schuldners den zur Einziehung der 
Forderung geeigneten Zeitpunkt überjehen und dadurd) feine Ehefrau geſchädigt hatte, 

Bei den Berathungen der Reviſionskommiſſion ift num aber diefe Beſtim— 
mung (vergl. in&befondere die Ausführung des Geh. Rathes Marſchner am angef. 
Drte) auf das Entſchiedenſte befümpft und die Rückkehr zu dem Held'ſchen Ents 
wurfe und dem Geſetze vom 6. November 1843 befürwortet worden. Dabei ift 

39° 
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insbefondere hervorgehoben worden (vergl. die Darlegungen des Dr. Schneider am 
angef. Orte), es ftehe mit der Würde des ehelihen Verhältniſſes nit im Ein- 
Hange, wenn, wie dur Ausdehnung des geſetzlichen Nedts auf Aniprüde aus 
der ehemännlichen Verwaltung geichehe, der Ehemann zu feiner Ehefrau in das 
Verhältniß eines Verwalters ihres Vermögens geftellt und in dieſer Eigenſchaft 
glei von Haus aus als Gegenftand eines beredtigten Mißtrauens von feiten 
feiner Ehefrau bezeichnet werde. Es müfje vielmehr der Frau, wenn fie Urjade 
zu Befürdtungen wegen der ehemännliden Berwaltung zu haben glaube, jelbft 
überlafjen werden, Sicherungsmaßregeln zu beantragen. Bon anderer Seite (vergl. 
die Ausführungen des Vorfißenden der Kommiſſion am angef. Orte) wurde betont, 
daß die Haftung der Hypothef nur auf das in beweglidden und fungibeln Gegen- 
ftänden beftehende Einbringen zu erjtreden fei, und ſchließlich gelangte die Auf- 
fafjung zum Durdbrude, daß „Der Anjprud auf Rüdgabe des Einge- 
bradten al® dasjenige zu bezeihnen fei, was durd die Hypothek 
gelidert werden folle.“ 


Bon diefer Auffaffung aus wurde die Faffung des Held’ihen Entwurfs im 
Weſentlichen wiederhergeftellt. Diefer Gang der Verhandlungen läßt deutlich er- 
fennen, daß als Gegenftand des Hypothekenſchutzes lediglid der An- 
Iprud auf Rüderftattung des eheweibliden Vermögens im Sinne 
von $ 1688 3.6.2. zu gelten bat, während alle übrigen Anjprüde 
jollten fie auch als Ausfluß der ehbemännliden Berwaltung anzu- 
fehen fein, außer Betradt zu bleiben haben. Somit fann die gejeßliche 
Hypothek nur bei denjenigen Vermögensftüden in Frage kommen, bei denen bes 
grifflih von einer Rückgabe die Rede fein kann, aljo bei den Bermögenswerthen, 
die in Folge der ehemännlichen Befugniffe in die Berfügungsgemalt des Mannes 
gelangt find, fei e8 daß er, wie bei Geld und anderen verbraudbaren Sadıen, 
Eigenthümer derjelben wird, fei e8 daß ihm die mit dem Nießbrauche verbundene 
Innehabungsbefugniß, wie bei nicht verbraudbaren förperliden Sachen zufteht, 
welde die thatſächliche Herrfhaft über fie und damit die Möglichkeit ver- 
leiht, fie endgültig feiner Ehefrau zu entziehen. 


Daraus ergiebt fid) zunächſt, daß die geſetzliche Hypothek bei Forderungen 
der Ehefrau an Dritte der Regel nad nit in Betracht fommen kann. Bei ihnen 
giebt die Ehefrau nichts Hin — fie kann ſomit aud) nichts zurüdempfangen. Sie 
bleibt Inhaberin der Forderung und Gläubigerin des Schuldners, der Ehemann 
erlangt feine Verfügungsgewalt, da er den Anſpruch ohne eheweiblide Genehmi— 
gung weder veräußern, nod) einheben kann ($ 1677 Sa 1). Die Beendigung 
der Ehe begründet bier feinen Rückforderungsanſpruch, jondern hat nur die Be— 
deutung, daß die Ehefrau bei Geltendmadhung der Forderung nicht mehr an die 
Mitwirkung des Ehemannes gebunden ift. Eine Gefährdung der Ehefrau — 5.2. 
hervorgerufen durch ungenügende Ueberwadhung des Schuldners — ift hier ledig: 
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lid aus dem Geſichtspunkte mangelhafter ehemännlicher Berwaltungsthätigkeit 
denkbar und kann nad dem oben Ausgeführten nicht in Betracht kommen, 

Diejelben Erwägungen greifen aber aud bei Forderungen Plaß, die der 

Ehefrau gegen den Ehemann ſelbſt zuftehen. Nah den Grundfäßen, wie 
fie — im Gegenſatze zu früheren Rechtsanſchauungen (vergl. Annalen des Königl. 
Oberappellationsgerichts Bd. 6 ©. 481 flg.) — im bürgerlidden Geſetzbuche für 
das Königreih Sachſen in völlig unzweideutiger Weife zum Ausdrucde gelangt 
find (vergl. 88 660, 626 B. G. B.) wird der Beitand einer Forderung dadurd), 
daß der Schuldner den Nießbrauch daran erlangte, in feiner Weife berührt. Die 
Forderung bleibt beftehen mit der redtlihen Natur und Tragweite, die fie von 
Haus aus hatte — als Kaufpreis-, Darlehnsforderung u. dergl. Ihre Neben 
rechte — Hypotheken und Bürgfhaftsforderungen — bleiben unberührt, der 
bisherige Gläubiger bleibt Inhaber der Forderung und hat fi; ledig: 
lid) der Einhebung des Anſpruchs zu enthalten. Andrerjeits ift dev Nießbrauder 
nit befugt, über die Forderung, deren Schuldner er ift, durd Abtretung an 
Dritte zu verfügen. Dies gilt aud von ehemännlichen Niefbraude: 

Bergl. Schmidt, Vorlefungen über Sähfiihes Privatreht Bd. 2 ©. 42; 
Grützmann, Lehrbud des 8. S. Privatrehts Bd. 1 ©. 394; Sie- 
benhaar, Kommentar 5. B.G. B., 2. Aufl., Bd. 3 ©. 74; Urtheil 
des Oberlandesgerits in Saden der minderjährigen Geſchwiſter Ehrler °/. 
den Rechtsanwalt Blaufuß vom 7. November 1895 (G. S. O VIL 53/95) 
S. 6/7 — abgedrudt in den Annalen Bd. XVII ©. 261 fig. — 

Bei diefer Sachlage kann aber aud) Hier von einem Rückgabeanſpruche der Ehe: 
frau und davon, daß ein Vermögensftücd derjelben der Verfügungsgemwalt des Ehe— 
mannes unterworfen würde, nidt die Rede fein. Die Beendigung der Ehe ruft 
feinen Herausgabeanjprud hervor, jondern Hat nur die Folge, daß eine der Gel- 
tendmachung der Forderung hinderliche Schranke von ſelbſt wegfällt. Daß die 
Ehefrau aud bei einer Forderung an den Ehemann durd die ehemännlichen der 
Durdführung des Anſpruchs Hinderlihen Befugniffe dann Nachtheile erleiden fann, 
wenn der Ehemann während der Ehe in Vermögensverfall geräth, läßt fi freilich 
nicht bezweifeln, und andrerjeits ift es jehr wohl denkbar, daß fid) in dieſer Hin- 
fiht, da der Ehemann feiner Ehefrau nit nur als Schuldner, jondern aud) 
ald Verwalter ihres Vermögens gegenüber ſteht, Erjaßforderungen aus dem 
Rechtsgrunde der ehemännlihen Verwaltung geltend maden ließen; allein diefe 
Anfprühe find nad) der Tragweite, die dem $ 390 beizulegen ift, von dem Schuße 
der geſetzlichen Hypothek ausgeſchloſſen. 

Dieje Auffaffung, die von 

Siegmann, Hypothefenreht 1875 ©. 46 und von Grützmann, am 
angef. Drte S. 306, der allerdings die Forderungen der Ehefrau an 
den Ehemann feiner befonderen Beiprehung unterziedt, 

getheilt wird und bezüglich der Forderungen an dritte Perjonen auf dem Boden 
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des für die Auslegung von $ 390 B.G.B. beſonders werthvollen Hypothefen- 
geießes vom 6. November 1843 auch in den 

Annalen bes Oberappellationsgeridts, N. 3. Bd. 1 ©. 223, 224, 
zum Ausdrude gelangt ift, deckt ſich Überdies mit den Motiven zu dem jeßt in 
Geltung befindlihen Geſetzbuche S. 700 zu 8 401 des Entwurfs. Denn dort 
ift unter b ausdrüdlid hervorgehoben, daß ſich der geſetzliche Rechtstitel auf An- 
ſprüche aus der ehemäunlichen Verwaltung nicht erftrede, und wenn unter a For- 
derungen der Ehefrau an Dritte der gefeglihen Hypothek um deswillen entzogen 
werden, weil bei ihnen der Ehemann fein Dispofitionsreht habe, jo ſchlägt dieſer 
Grundgedanfe, wie bereit8 oben bemerkt worden ift, aud bei Forderungen der 
Ehefrau an den Ehemann durch. 
Diefe Erwägungen müfjen dazu führen, daß auf die Forderungen der Be 
Hagten an ihren Ehemann feine Rüdfiht genommen werden darf und in&bejondere 
aud nicht erörtert zu werden braudt, ob in Anſehung diefer Forderungen ein An- 
ſpruch der Bellagten aus dem Rechtsgrunde der ehemännlichen Verwaltung gegeben 
fei. Im diefer Richtung liegt die Sache wejentli anders, als bei dem durch 
g 391 B.6.B. geihaffenen Redtstitel und dem auf $ 54 3. 5 8.O. beruhen: 
den Rechtsbehelfe. Denn der Erftere erjtredt fih, bei dem Vorhandenſein der 
fonftigen Vorausjegungen, nad dem ausdrüdlihen Wortlaute des Geſetzes aud) 
auf die aus der väterlihen Verwaltung entjtehenden Anſprüche, während im Falle 
von $ 54 3. 5 8.D. überhaupt nur von Anjprüden aus der Verwaltung die 
Rede jein kann. Es braudt deshalb dermalen nidht, wie in dem oben erwähnten 
oberlandesgerichtlihen Urtheile auf eine Erörterung der Frage eingegangen zu wer 
den, ob der Schuldner in feiner Eigenfhaft als Verwalter des dem 
Niekbraude unterliegenden Bermögens zur Entſtehung von Schädenan- 
jprüden Anlaß gegeben habe. 

In 

Siebenhaars Kommentar zum B.G.B., 2. Aufl, Bb. 1 ©. 363, Br. 

3 ©. 74 

ift die Meinung vertreten, daß $ 390 auch bei Forderungen der Ehefrau an den 
Ehemann dann Pla greifen fünne, wenn die Ehegatten fi darüber vereinigt 
hätten, daß der Gegenjtand der Forderung als inferiert zu gelten habe, und die 
Forderung auf beweglihe Saden gehe. Dem läßt fid jedenfalls in Fällen der 
dermalen fraglihen Art nicht beipflichten. Der Gejeßgeber fnüpft den Rechtsſchutz 
des 8 390 an einen beftimmten Thatbeſtand, und es geht nidt an, daß fi die 
Betheiligten dieſen Thatbeftand Hinterher durch eine Fiction — Die der Zahlung 
und Wiederhingabe — fünftig ſchaffen. In Wirklichkeit Liegt joldenfalls immer: 
hin der vom Geſetzgeber vorausgejeßte Thatbeſtand — die durch die ehemännliden 
Befugniſſe hervorgerufene Hingabe eines Vermögensftüdes in die ehemännlide 
Berfügungsgewalt — nidt vor. 
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Klage auf Herausgabe und eidliche Beftärkung eines Nachlaßverzeichniſſes. 
Förmelung des Specificationseides. (F 2301 des B.G. B.'s, SS TIL, 
714 der EBD.) 


Uriheil des D.L,G.'8 Dresden vom 25. Juni 1897. O. IIL 28,97. 


Durd das Urtheil des Landgerichts ift Kläger mit feiner auf Herausgabe 
und eidlidhe Beftärkung eines den Nachlaß der Ehefrau des Beklagten umfafjenden 
Verzeihniffes gerichteten Klage, joweit er darin die eidlihe Beftärfung des vom 
Beklagten herausgegebenen Nachlaßverzeichniſſes gefordert hat, zur Zeit abgewiejen 
und zur Tradung der Streitfoften verurtheilt worden, während betreff8 der vom 
Kläger geforderten Herausgabe des fraglichen Verzeichniffes jelbft in den Ent- 
ſcheidungsgründen bemerft ift, daß fid) der Rechtsſtreit inſoweit durch die vom 
Bellaoten auf die Klage bewirkte Vorlegung des Nachlaßverzeichniſſes erledigt habe. 

Kläger hat Berufung eingelegt mit dem Antrag „das angefochtene Urtheil 
aufzuheben und dem Klagantrage gemäß zu erfennen“, d. 5. „den Beklagten zur 
Herausgabe und eidlihen Beſtärkung eines die zum Nachlaſſe feiner Ehefrau ge- 
börigen Sachen, Rechte und Forderungen fowie die aus Nachlaßmitteln von ihm 
angeſchafften Gegenftände umfaſſenden Nachlaßverzeichniſſes zu verurtheilen“ und 
zur Begründung feines Rechtsmittels ausgeführt: 

Das vom Bellagten herausgegebene Nachlaßverzeichniß fei fehlerhaft und des. 
halb die Sachlage fo zu beurtheilen, als ob ein ſolches Verzeihnik überhaupt nicht 
vorliege, Der Beklagte ſei daher verpflichtet, ein neues Nachlaßverzeichniß heraus: 
zugeben nnd deffen einzelne Poften zu belegen. Die Herausgabe eines jolden Ver: 
zeichniffes müffe er namentlid aud) deshalb verlangen, weil der Beklagte in dem 
bisher herausgegebenen veridiedene zum Nachlaſſe feiner Ehefrau gehörige Aktiv: 
poften nicht mit berückſichtigt Habe, jo namentlid) 5 Sparfafjenbüder, die zwar auf 
den Namen des Beflagten ausgeftellt, thatſächlich aber Eigenthum der Erblafferin 
gewejen ſeien; auch vermiffe er in dem vorliegenden Nachlaßverzeichniß den 2400 .# 
betragenden Erlös für den Verfauf eines Kolonialwaarengeihäftes und einen 
Fotterie- Gewinn von 1260 .4. Kläger benennt hierfür eine Zeugin, kann aber in 
diefer Richtung nähere thattahlihe Angaben nicht machen, jondern nur anheim— 
geben, die Sache auf Grund der erwähnten Erinnerungen zu erörtern, auch will 
er den Klagantrag — wie er auf Befragen des Gerichts erklärt — nicht ändern, 

Das Urtheil wurde in Anjehung der Klagabweiſung dahin abgeändert: 

Der Beklagte wird verurtheilt, die VBollftändigkeit und Nichtigkeit des von 
ihm nad) Bl.— der Brozefaften herausgegebenen Verzeichniſſes des Nachlaſſes 
feiner Ehefrau, deſſen Berichtigung und Ergänzung ihm inzwiſchen vorbehalten 
bleibt, zu beeiden. . 

Im Uebrigen wurde die Berufung zurückgewieſen. 

Die Gründe lauten: 

1. Mit Redt bat das Landgericht die Klage infoweit für erledigt eraditet, 


il 
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als fie auf die blofe Herausgabe des vom Kläger geforderten Nachlaß— 
verzeichnifjes gerichtet ift. Denn infoweit hat der Beklagte die ihm obliegende 
Verpflichtung durch Zuftellung des Verzeihniffes BI. der Prozefaften an den Prozeß— 
bevollmädtigten des Klägers erfüllt, zumal da diejes Verzeihniß völlig überſichtlich 
und verſtändlich ift und aud) fonft den an ein ſolches zu ftellenden Anforderungen 
entipricht, 

(vergl. auf Annalen des Königl. Sächſ. Oberlandesgerihts Bd. XIV 

S. 261 flg.). 

Kläger kann fein Verlangen nad) Herausgabe eines neuen Nachlaßverzeich— 
niffes aud nicht durch die Behauptung rechtfertigen, daß das vorgelegte unrichtig 
und namentli deshalb fehlerhaft jei, weil darin die im Xhatbeftand erwähnten 
Sparfafjenbüder und Gelder nicht mit aufgeführt feien. Denn dieje angebliche 
Unvollftändigfeit bereitigt den Kläger nod nicht zu einem ſolchen Verlangen und 
ebenfowenig fann er die Erörterung der gegen die Nichtigkeit und Vollſtändigkeit 
des Verzeichniſſes gezogenen Erinnerungen im vorliegenden Rechtsſtreit beanipruchen, 
vielmehr fann er deren Erledigung — dafern er diefen Zwed nit ſchon durch 
das in erfter Linie auf eine vollftändige Angabe des Nadjlaffes abzielende Ber- 
langen nad Leiftung des Spezififationgeides erreicht 

(vergl. auch Annalen des Königl. Sächſ. Oberlandesgerihts Bd. XV 

©. 515) 
— nur durd) Erhebung einer auf Herausgabe der angeblidy verjääwiegenen Nach— 
laßbeſtandtheile gerichteten Stlage herbeiführen, dur die er den Beflagten zur Be 
antwortung der feinen Erinnerungen zu Grunde liegenden thatjählihen Behaup- 
tungen nöthigt, 

(vergl. auch die oben angezogene Entideidung in Bd. XIV der Annalen 

und Bd. XI ©. 274 jowie Seuffert’8 Ardiv, Bd. 35 Nr. 171 
©. 251 flg.). 

Gegenüber dem Flaren Wortlaut des Klagantrags und der ausdrüdlichen 
Erflärung Klägers, daß er diefen Antrag nicht abändern wolle, läßt ſich zu jeinen 
Gunften auch nicht annehmen, daß er eventuell aud) die Verurtheilung des Be 
Hagten zur antheiligen Herausgabe der angeblih nod zum Nachlaß gehörigen 
Sparfafjenbüdher und Gelder beantragt haben wolle, und es fann daher nad) Lage 
der Sache aud) nicht aus dem Geſichtspunte einer gleichzeitig erhobenen Erbſchafts— 
flage auf die vom Kläger im Wege des Zeugenbeweijes beantragte Erörterung der 
gegen das Nachlaßverzeichniß gezogenen Erinnerungen zugefommen werden. 

Hiernad war die Berufung in Anjehung der Forderung Klägers auf Her: 
ausgabe eines Nadlafverzeihnifjes al8 unbegründet zurüdzumweifen und es be 
wendet daher in diefer Beziehung bei dem in den Gründen des angefochtenen 
Urtheils enthaltenen Ausſpruch, dad fid) der Rechtsſtreit inſoweit erledigt habe. 

II. Begründet erideint dagegen die Berufung in Anfehung der vom Land» 
gericht verfügten Abweifung der Klage, joweit fie auf eidlihe Beftärkung des 
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Nachlaßverzeichniſſes geridtet ift. Denn wenn fi der Beflagte auch erboten 
hat, den ihm abgeforderten Spezififationgeid zu leiften, fo ift damit der Anjprud) 
Klägers auf Leiftung diejes Eides noch nicht erfüllt und der Kläger deshalb, jo- 
fange der Eid nicht geleiftet ift, berechtigt, die Erfüllung diejes Anſpruchs im 
Prozeßwege zu verlangen. Es kann dem Kläger auch nicht entgegengehalten werden, 
daß er im Hinblid auf die Bereitwilligkeit des Beklagten wegen Abnahme des 
Eides zunähft das Nachlaßgericht als Organ der freiwilligen Gerichtsbarkeit an- 
zugeben babe. Denn einmal hat diefes den Antrag Klägers auf Abnahıne des 
fraglichen Eides mittels Beihluffes vom 23. Dftober 1896 ausdrücklich abgelehnt 
und fodann fteht e8 wie bei jedem anderen auf die Erbtheilung bezügliden Ans 
ſpruch fo aud) bei dem dieſe vorbereitenden Anſpruch auf Leiſtung des Spezifi- 
fationseides völlig im Ermefjen des Berechtigten, ob er zur Geltendmachung feines 
Rechtes zunächſt die Mitwirkung des Nachlaßgerichts anrufen oder unmittelbar den 
Weg der Klage beſchreiten will. Leterer darf ihm felbft bei vorhandener Mög: 
lijfeit der Abnahme des Eides durch die Nachlaßbehörde und ſei e8 aud nur 
vorübergehend ſchon deshalb nicht verſchloſſen werden, weil der Beklagte feine Ver— 
pflitung zur Leiftung des Speififationseides im Verfahren vor der Nachlaß- 
behörde jederzeit noch beftreiten fan und der Kläger diefer die Durdführung 
feines Anſpruchs unter Umftänden weſentlich verzögernden und erf—hwerenden Mög— 
lifeit gegenüber von vornherein für beredtigt angefehen werden muß, ſich zur 
Geltendmadung feines Anſpruchs unmittelbar an das Prozeßgericht zu wenden. 

Hiernach war die Berufung in Anfehung der vom Landgericht verfügten 
Klagabweifung zu beachten und der Beklagte unter entipredhender theilweijer Ab- 
änderung des angefochtenen Urtheils zu der ihm als Beſitzer des Nachlaſſes feiner 
Ehefrau gemäß $ 2301 des B. G. B.'s obliegenden eidlihen Beſtärkung des her— 
ausgegeben Nachlaßverzeichniſſes zu verurtheilen. Dabei erſchien es nad) Yage der 
Sade und insbejondere im Hinblid auf das vom Kläger behauptete Vorhanden- 
fein weiterer Nadlaßbeftandtheile als der im vorliegenden Verzeichniſſe aufgeführten 
geboten, dem Beflagten das Recht zur Berichtigung und Ergänzung des fraglichen 
Berzeihniffes ausdrücdlicd vorzubehalten und die Förmelung des im Allgemeinen 
der Norm des DOffenbarungseides in $ 711 der EBD. nadzubildenden Spe: 
zififationgeides, I 

(vergl. Herold, Erbtheilung S. 64), 
dem hierzu als zu einem Afte des nad $ 774 der C.P.O. zu beurtheilenden 
Zwangsvollftredungsverfahrens zuftändigen Prozeßgericht erfter Inftanz zu über: 
lafjen, um diefem namentlich auch die Füglichkeit zu gewähren, den Eid den vom 
Beflagten etwa nod) zu erflärenden Berichtigungen und Ergänzungen des Ver— 
zeihnifjes anzupafien und nad Befinden aud zur Schärfung des Gewiffens des 
Beklagten geeignete Vorhalte des Klägers zu berüdjihtigen, wie jolde in deſſen 
in die Wiffenihaft einer Zeugin geftellten Behauptungen zu finden find, 

(vergl. Annalen des Königl. Sächſ. O.R.G.s, Br. XVI ©, 38 fig. 
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Yuriftifhe Wohenfhrift vom Jahre 1888 ©. 408 unter 11, 
Tränfner im Sächſ. Ardiv Jahrgang 1895 Bd. V, ©. 214 flg.). 
III. Betreffs der Koften des Rechtsſtreits bat das Landgericht mit 
Recht entſchieden, daß diefe dem Kläger nah 8 89 der EP.O. zur Laft fallen, 
da der Bellagte durch fein Verhalten keinerlei Veranlaſſung zur Klagerhebung ge 
geben und den Klaganſpruch nit nur fofort anerkannt, fondern aud, foweit 
thunlich, unverziiglid erfüllt hat. Dagegen waren die Stoften der Berufungsinftarz 
unter Berückſichtigung des theilweifen Obfiegens und Unterliegens beider Parteien 
gemäß SS 88 Ab. 1 und 92 der C. P.O. gegen einander aufzuheben bez. zu theilen. 


Nachdruck durch Herftellung von Notenjheiben zu einem Symphonion. 
88 45, 21, 26, 18 des Neichsgefeges vom 11. Juni 1870, Schlußprotofoll 
der Berner Convention vom 9. September 1886 unter 3. 


Uriheil des D.Y.G,'3 Dreöden vom 15. Mai 1896. O. II. 39/96. 


Die Beflagte, weldde in Leipzig-Gohlis die Fabrifation mechaniſcher Muſik— 
werle betreibt, fertigt unter anderem auch Inſtrumente an, die ſie in verſchiedener 
Größe unter dem Namen Symphonion in den Handel bringt. Das Symphonion 
beſteht in einem viereckigen Kaſten, in deſſen Innern in kammähnlicher Anordnung 
Metallſtimmen angebracht ſind, welche erklingen, wenn man ihre Spitze mit einem 
Metallſtifte anreißt. Um dieſe Stimmen zum Tönen zu bringen, werden aus— 
wechſelbare kreisrunde Metallſcheiben angefertigt, auf deren einer Seite in konzen— 
triſchen Kreiſen kleine Metallſtifte ſitzen, deren Anordnung auf die Wiedergabe 
eines beſtimmten Tonſtücks berechnet iſt. Die Scheibe wird, die Stifte nach unten, 
auf den Tonkörper aufgelegt, durch einen Mechanismus zum Drehen gebracht, 
und es erklingt jedesmal ein Ton, wenn ein Stift der Scheibe einen beſtimmten 
Werktheil ſtreift. Scheiben dieſer Art, von verſchiedener Größe, hat die Beklagte 
mit der Melodie des vom Komponiſten Robert Vollſtedt komponirten Walzers 
„Luſtige Brüder“ ausgeftattet, ſeit länger als einem Jahre in ihrem Fabrikbetriebe 
angefertigt und verkauft. In dem von ihr veröffentlichten Preisverzeichniſſe ſind 
dieſe Scheiben unter Nr. 358, 1358, 2358 aufgeführt. Ueber alles Vorſtehende 
herrſcht unter den Parteien fein Streit. 

Die Klägerin, eine offene Handelsgefellihaft, welche das Urheberrecht des 
Walzers „Luftige Brüder” von Vollſtedt erworben hat, fieht in der Herjtellung 
von Notenſcheiben mit diejer Kompofition eine unerlaubte Vervielfältigung derfelben 
im Sinne des Reichsgeſetzes vom 11. Yuni 1870. Sie verlangt die Einziehung 
der von der Klägerin und in deren Auftrage gefertigten Metallicheiben, bittet 
deren fernere Anfertigung unter Strafandrohung zu verbieten, die Beklagte zur 
Gewährung einer Entihädigung für dem bereits verübten Nahdrud zu verurtheilen 
und auszuſprechen, daß die Beflagte ſchuldig fei, anzugeben und bez. nachzuweiſen, 
wieviel Metalliceiben der in Betracht fommenden Art fie bereits vertrieben habe. 
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Zur Rechtfertigung ihrer Behauptung, daß eine Vervielfältigung auswechſelbarer 
Notenblätter der bezeichneten Art ohne Genehmigung des Urhebers einen uner— 
laubten Nachdruck bilde und daß die Beklagte, als deſſen Veranſtalterin, ent— 
ſprechende Entſchädigung zu gewähren habe, nimmt ſie Bezug auf die in den Ent— 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 27 ©. 60 flg., Bd. 35 ©. 64 flg. entwickelten 
Grundfäge. Bei der Begründung des Anſpruchs auf Entihädigung befhränft fie 
fi auf die Behauptung, daß die Beklagte durd den Vertrieb der Notenſcheiben 
zu ihrem (dev Klägerin) Nachtheile ſich bereichert Habe, da der Walzer „Luftige 
Brüder“ zur Zeit einer der befannteften und beliebteften ſei, ſodaß Klägerin jelbft 
davor bereit8 etwa 100000 Erempfare abgejegt Habe. Weitere thatſächliche An— 
gaben zur Begründung des Schädenanjprudes behält fie fi vor. Vorſchlags— 
weife wird im Klagantrage die Höhe der Entihädigung auf 60 Pfennige für jede 
von der Bellagten abgejegte Notenjheibe bemeſſen. Doch werden zunächſt über: 
haupt nur 5000 .4 eingeflagt. 

Die Beklagte verlangt Abweifung der Klage. Sie beftreitet, daß ihre Fa- 
brifate dem Verbote des Nahdrudes nad) dem Geſetze vom 11. Juni 1870 unter: 
liegen. Nah ihrer Meinung fällt ſchon die Herftellungsweife folder Notenjheiben 
zum Sympbonion nicht unter den Begriff des Nachdrucks. Jedenfalls aber jeien 
mechaniſche Mufitinftrumente, die mit folden Notenblättern arbeiten, dur Ziffer 
3 des Schlußprotofolles der Berner Convention vom 9. September 1886 den 
Aniprüden aus dem Nachdrucksgeſetze entzogen. Zur Rechtfertigung diefes Stand» 
punktes beruft fi die Bellagte auf die im Sächſ. Ardive Jahrg. 2 S. 32 fig. 
abgedrudte Entſcheidung des Landgerichts Leipzig. Auch nimmt fie Bezug auf die 
in einem Zeitungsabſchnitte beigebrachten Urtheile des Tribunal Civil de la Seine 
vom 2, Auguft 1893 und des Cour d’Appel de Paris mit dem Bemerfen, das 
in dieſen Entſcheidungen angezogene franzöfiihe Geje vom 16. Mai 1866 ftimme 
mit Artikel 3 des Schlußprotofolles der Berner Convention überein. 

Allen diefen Ausführungen wird von der Klägerin widerjproden. 

In erfter Inftanz ift auf Abweifung der Klage erfannt worden. Das Ur- 
theil läßt dahingeftellt, ob die unerlaubte Benußung des Walzers für die Noten» 
heiben des Symphonion überhaupt einen „Nahdrud” im Sinne des Reichs— 
gejeges bilde. Es nimmt aber an, daf das Schlußprotofoll der Berner Convention 
der Klage entgegenftehe. 

Gegen dieſes Urtheil hat die Klägerin Berufung eingewendet mit dem An— 
trage, dem’ Klaggeſuche gemäß zu erfennen, während die Beklagte um Abweifung 
des Rechtsmittels bittet. Nachdem das Berufungsgericht den Beſchluß verkündet, 
daß die Verhandlung über den Anfprud auf Entihädigung auf deſſen Grund 
zu beidränfen jei, haben die Parteien in thatſächlicher Beziehung nur nod) Folgen: 
des geltend gemacht. 

1. Die Klägerin behauptet, die Einrihtung des Symphonion fei von ber: 
jenigen des Arifton, Herophon und Clariophon, mit der die Entſcheidungen des 
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Reichsgerichts in Bd. 22 ©. 174 flg., Bd. 27 ©. 60 flg., Bd. 35 ©. 64 flg. 
ſich beſchäftigen, nicht weſentlich verſchieden. Das Princip, auf welchem das Zu— 
ſammenwirken der Notenſcheibe mit dem Tonkörper beruhe, ſei bei allen dieſen 
Fabrilaten das gleiche. 

2. Die Bellagte beftreitet das Anführen unter 1 und bemerft zur Redt- 
fertigung ihres Standpunftes: In den leßten Tagen habe in Paris eine Conferen; 
des internationalen Verbandes zum Schuße von Werfen der Literatur und Kunft 
ftattgefunden. Diefe Verfammlung habe fi dahin ausgefproden, daß die über 
mechaniſche Mufifinftrumente im Schlußprotofolle der Berner Convention enthaltene 
Beitimmung von den franzöfifhen Geridten zutreffend ausgelegt werde. 
Hierfür beruft fi die Beklagte auf das Protokoll der Parifer Conferenz, unter 
dem GErbieten, eine beglaubigte Abjhrift davon beizubringen. 

Das Berufungsgeridt hat die erftinftanzliche Entiheidung wie folgt abgeändert: 

„Die im Eigenthume der Beklagten und gewerbsmäßiger Berbreiter befind- 
lichen Noteniheiben zum Symphonion, welde zur Wiedergabe des Vollſtedt'ſchen 
Walzers „Luſtige Brüder“ eingerichtet find und in dem von der Beklagten her— 
ausgegebenen Berzeihnifje die Nummern 358, 1358, 2358 tragen, unterliegen 
der Einziehung. Der Beklagten wird, unter Androhung einer Geldtrafe von 50 .4 
für jeden Fall der Zumiderhandfung, hiermit unterfagt, Notenſcheiben der bezeich— 
neten Art fernerhin anzufertigen und zu vertreiben, 

Der Aniprud der Klägerin auf Gewährung einer Entihädigung für den 
von der Bellagten veranftalteten Nahdrud wird dem Grunde nad) fejtgeftellt. 

Mit dem Antrage, die Bellagte zu verurtheilen, anzugeben und nadjzuweijen, 
wieviel Notensheiben zum Symphonion fie mit dem Walzer „Luftige Brüder“ 
ausgeftattet und vertrieben habe, wird die Klägerin abgewiejen. 

„Die Entjdeidung über die Koſten des Nedtsftreites bleibt dem Endurtheile 
über die Höhe der zu gewährenden Entihädigung vorbehalten.“ 

Gründe: 

Nah dem Bortrage der Parteien ift das Symphonion ein mechaniſches 
Muſikwerk, bei welchem die Töne durd) ein Zufammenwirfen der drehbaren Noten: 
jheibe mit den im Innern des Kaftens augebradten Metallftimmen erzeugt wer: 
den. Ob und wiefern jonft der Mechanismus des Tonkörpers mit dev aus ben 
Entſcheidungen des Reichsgerichts befannten Einridtung des Arifton, Herophon 
und Glariophon übereinftimmt oder nidt, kann bier dahingejtclit bleiben. Das 
eine harakteriftiihe Merkmal hat da8 Symphonion mit den angeführten übrigen 
Inftrumenten jedenfall® gemein, nämlid die auswedjelbare Notenjdeibe, 
welde auf dem Wege mechaniſcher Vervielfältigung entfteht und als Träger der 
Melodie bei jedem gleihartigen Tonlörper fid) verwenden läßt. Und wenn auf 
folden — zum Zwede des Abſatzes im freien Verkehre bergeftellten — Noten- 
jcheiben ohne Genehmigung des Urhebers oder feines Rechtsnachfolgers ein Mufil- 
ſtück dargeftellt wird, weldes geeignet ift, Gegenftand des muſilaliſchen Verlages 
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zu ſein, ſo wird dadurch ein Nachdruck begangen, welcher die Anwendung der 
in $ 45 angezogenen Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 11. Juni 1870 recht— 
fertigt. Dieſe Auffaſſung entſpricht der feſtſtehenden Judikatur des Reichsgerichts, 
der gegenüber die abweichende Anſicht der franzöſiſchen Gerichte über das Ver— 
hältniß der cartons perfores zu den editions ordinaires de musique imprimée 
nit ins Gewicht fallen fann; und da die Beklagte e8 nicht unternommen hat, 
die in den einſchlagenden Reichsgerichtsentſcheidungen (Bd. 22 S. 175 flg., Bd. 27 
©. 63 fig.) herausgearbeiteten Gefihtspunfte im Einzelnen zu befämpfen, fo genügt 
e8, hier auszufpreden, daß das Berufungsgericht den in jenen Entſcheidungen ent: 
baltenen Ausführungen: beitritt. 

Auch die Frage, ob die Fabrikation folder Notenjheiben in den Verbande- 
ländern durch die im Schlußprotofolle der fog. Berner Convention vom 9. Sep- 
tember 1886 unter 3 enthaltene Beftimmung der Verfolgung wegen Nachdrucks 
entzogen fei, vermag das Berufungsgeriht nicht zu Gunften der Bellagten zu 
entſcheiden. ine wejentlihe Förderung erfährt das Verſtändniß dieſes Artikels 
durd) die in der dom Landgerichte angezogenen älteren Entſcheidung ausführlid 
mitgetheilte Entftehungsgefhichte der Beftimmung nicht, 

vergl. Hierzu Sächſ. Ardiv, Bd. 2 ©. 34 fig. 

Das Wejentlihe, was daraus ſich ergiebt, ift die vom Landgerichte nicht gehörig 
gewürdigte negative Thatſache, daß weder die Vorlage des Schweizeriihen Bun— 
desratbes, noch der Kommiſſionsvorſchlag zum Schlußprotokolle, nod) die endgiltige 
Redaktion des Artitel 3 von entiprechenden Bemerkungen über die ihnen beige- 
legte Tragweite begleitet waren. Man muß daher nad) wie vor aus dem Texte 
jelbft, unter Zuhilfenahme von Erwägungen allgemeiner Art über die Tendenz der 
Beſtimmung, die Frage zu beantworten ſuchen, welche Fabrifate die Konferenz 
mit der Bezeichnung 

des instruments servant à reproduire m&caniquement des airs de 

musique 
bat treffen wollen. Und bei diejer Sadjlage ift ein feineswegs gering in die Wag- 
ſchale fallende Interpretationsmoment, daß nachträglich der Vorſitzende der ver— 
Ihiedenen Berner Konferenzen des Bundesrathes, Numa Droz, in Bezug auf 
Nr. 3 des Schlufprotofolis erklärt hat, daß man bei Abfaffung jenes Artifels 
die Frage nur vom Geſichtspunkte der Drehorgeln und Spieldojen be— 
tradtet habe. Daß dies wirklich der Fall war, ift auch ohne Weiteres einleuchtend. 
Die Schweiz, auf deren Betreiben die fragliche Beftimmung in das Schlußproto- 
foll aufgenommen worden ift, hatte zwar ein Intereffe daran, ihrer ausgedehnten 
Spielubren- und Spieldofen-Induftrie umfaſſenden Schutz angedeihen zu lajjen. 
Dagegen hatte fie feine Veranlaffung, ihre Fürjorge aud der in Deutſchland be- 
triebenen Fabrifation von mechaniſchen Mufitinftrumenten mit auswechjelbaren 
Notenjheiben zuzumenden. Auf diefen Fabrifationszweig wurde die Aufmerkſam— 
feit der Konferenz auch nit von deutſcher Seite hingelenft, da in den von den 
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deutſchen Deputirten zum Entwurfe des Bundesrathes aufgeftellten 14 Fragen, 
welde mit als Grundlage für die Berathung benußt wurden, die mechaniſchen 
Mufitwerfe überhaupt nit erwähnt waren. Hierzu kommt, daß die Vertrag: 
ſchließenden fidherlidh bei der Frage, inwieweit mechaniſchen Mufifinftrumenten ein 
Schuß zuzubilligen fei, nit nur das Intereffe der Fabrifanten, jondern aud) das- 
jenige der Autoren im Auge behalten baben werden. Dann aber führte fie eine 
bilfige und ſachgemäße Abwägung der beiderjeitigen Intereſſen ganz von ſelbſt da- 
zu, zwar den damals allgemein befannten Spieluhren, Leierfaften und ähnlichen 
Mufitinftrumenten mit beſchränkter Melodienzahl eine Ausnahmeftellung 
einzuräumen, nicht aber auch den mit auswedjelbaren Notenjdeiben ausgeftatteten 
Inftrumenten, die vermöge der vieljeitigen Verwendbarkeit nnd Aufnahmefähigkeit 
der Scheiben den Autor in der Verwertung feines Geiftesproduftes weit mehr 
beeinträditigen, als jene Schweizer Fabrikate. Nad alledem beruht es durdaus 
nicht, wie die vorige Inftanz meint, auf einer dem Wortlaute und der Entftehung 
des Artikels fremden Auslegung, wenn man annimmt, daß Ziffer 3 des Schluß— 
protofolfes, troß der allgemein gehaltenen Fafjung, auf Spieldojen, Spielubren 
und Leierkaſten ſich beihränfen wollte; und nicht zum Wenigften reditfertigt es die 
Erwägung, daß Mufitwerfe mit auswechſelbaren Notenblätteru Inftrumente von 
ganz anderer wirthſchaftlicher Bedeutung find, als die Schweizer Fabri- 
fate, den Artikel mit dem Reichsgerichte 

vergl. deffen Entjheidungen Bd. 27 ©. 68 
in dem bezeichneten engeren Sinne zu verftehen. Die abweichende Beurtheilung, 
welde nad den von der Beklagten beigebradten Entſcheidungen das Tribunal 
Civil de la Seine und la Cour d’Appel de Paris den cartons perfores des 
„Pianista* genannten Mufitinftrumentes haben zutheil werden lafjen, beruht nicht 
auf einer von der vorjtehenden Auslegung abweichenden Interpretation der Berner 
Konvention, jondern auf den Beitimmungen des Franzöſiſchen Landesgeſetzes vom 
16. Mai 1866. Mag nun aud der Wortlaut dieſes Gejeßes mit Art. 3 des 
Schlußprotokolles der Berner Konvention übereinftimmen, fo ift dod) nicht darge 
than, daß den Franzöfiihen Gejeßgeber diejelben Motive geleitet haben, auf 
denen nad) dem oben Ausgeführten die Abmachungen der Berner Konferenz be- 
ruhen. Schon deshalb ift man behindert, jenen Entjheidungen der Franzöſiſchen 
Gerichte bei der hier fraglichen Auslegung des Art. 3 entiheidendes Gewicht bei- 
zulegen. Ebenjowenig Fünnte, nad) Yage der Sadje, darauf etwas anfommen, ob 
eine neuerdings abgehaltene Konferenz des internationalen Verbandes zum Schutze 
der Werke der Yiteratur und Kunft Gelegenheit genommen hat, über die Recht— 
ſprechung der Franzöſiſchen Gerichte fid) zu äußern, zumal der Wortlaut der Ent: 
ſcheidungen, welde der Konferenz hierbei vorgeſchwebt haben, von der Beklagten 
nicht beigebradt ift. 

Hat ſich aljo die Beklagte dadurd, daß fie ohne Erlaubniß der Klägerin 
den Walzer „Luftige Brüder” auf die Notenjdeiben zu ihrem Symphonion über- 
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trug, des Nachdruckes ſchuldig gemacht, ſo unterliegen gemäß 8 45 verb. mit 88 21 
26 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 die Notenſcheiben Nr. 358, 1358, 2358 
der Einziehung. Die Beihlagnahme kann indeß nit, wie der Klagantrag_bejagt, 
auf alle von der Bellagten bergeftellten oder in deren Auftrage angefertigten Noten: 
ſcheiben der bezeichneten Art ausgedehnt werden, jondern nur auf diejenigen Exem— 
plare, welde fid zur Zeit der Einziehung noch im Eigenthume der Beklagten und 
der gewerbsmäßigen Verbreiter der Notenjheiben befinden ($ 21 Abſ. 3 des an- 
gez. Geſetzes). Hierauf beruht die im verfügenden Theile des vorliegenden Ur- 
theils an erfter Stelle getroffene Anordnung. 

Eine weitere rechtliche Folge des Nahdrudes ift die Verbindlichkeit des Be— 
klagten, die Klägerin ald Rechtsnachfolgerin des Urhebers entſprechend zu ent: 
ihädigen ($ 18 des Gefeges). Zur Begründung dieſes Anſpruches genügte einft- 
weilen die Bezugnahme darauf, daß die Bellagte feit Jahresfriſt Notentafeln, auf 
denen der Walzer „Luftige Brüder“ dargeftellt ift, in Verkehr gebracht und ver: 
fauft hat. Dieſer Thätigfeit würde fie fid) nicht unterzogen haben, wenn dabei 
nit ein Gewinn abgefallen wäre. Den Gewinn aber hat fie auf Koften der 
Klägerin gemadt, der fie daher jedenfalls bis zur Höhe ihrer Bereicherung haftet, 

vergl. Entfheidungen des Reichsgerichts Bd. 35 ©. 66 fig. 

Auf wie hoch die Entihädigung fid) beläuft, wird Sache der jpäteren Ver— 
handlung über die Höhe des Anfprudes fein, im der es übrigens der Klägerin 
unbenommen ift, ftatt Erjaß in Höhe der Bereiherung unter entſprechender Be- 
gründung Schadenerjaß ſchlechthin zu fordern, 

Begründet erfcheint ferner das Verlangen der Klägerin, der Beflagten die 
Fortfegung des Nahdruds unter Strafandrohung zu verbieten, obwohl das Nad)- 
drucdögefeß darüber feine ausdrüdlihe Beftimmung enthält. Denn dur die in 
8 18 getroffene Vorſchrift, daß der Beranftalter des Nahdrudes den Autor oder 
defien Rechtsnachfolger zu entjhädigen habe, wird zugleich deſſen Verpflichtung 
anerkannt, dergleihen Uebergriffe in die Nehtsiphäre des Anderen zu unterlafjen. 
Befteht aber eine ſolche Verbindlichkeit und giebt es in Folge dejien eine Klage 
auf Unterlaffung, 

vergl. Entſcheidungen des Reihsgerihts Bd. 25 ©. 347, 
jo befteht daneben auch, als weſentlich prozefjuale Mafregel, die Befugniß des 
Richters, feine Anordnung durch eutſprechende Strafandrohung zu erzwingen, 

vergl. die Motive zu $ 775 der EP.O. in Hahns Materialienfammlung 

2. Aufl. 1. Abth. S. 466 fig. 

Einen nur vorbereitenden Charakter hat die von der Klägerin ſchließlich 
noch verlangte Verurtheilung der Beklagten dazu, ihr anzugeben und nachzuweiſen, 
wieviel Metalfieiben zum Eymphonion mit dem Walzer „Yuftige Brüder“ fie ver- 
fauft habe, Für eine darauf gerichtete Klage jedod) fehlt e8 am gejeglihen Boden. 
Die Möglichkeit, fie auf $ 1393 des B. G. B.'s zu ftügen, ift ausgeſchloſſen, weil 
die Beklagte weder die Geſchäfte der Klägerin geführt, noch Sachen derjelben ver: 
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äußert, noch eine gemeinſchaftliche Sache verwaltet, noch aus ſonſt einem Grunde 
eine Verwaltung gehabt bat. Auch 8 75 des Sächſiſchen Exekutionsgeſetzes vom 
28. Februar 1838 ſchlägt nit ein, weil es fid) bier nit um die Herausgabe 
eines Inbegriffs von Gegenftänden und Ausfunftsertheilung über den Beſtand 
bes Ganzen 

vergl. Annalen des Königl. Sächſ. Oberlandesgerihts Bd. 10 S. 241 fig, 
fondern um die Verbindlichkeit handelt, die Klägerin zu entſchädigen. Endlich 
bieten die Norjhriften des Bürgerl. Geſetzbuchs und der Givilprozefordnung über 
die Editionspflidt (8 1565 flg. des B. G. B.'s, 8 387 flg. der C. P.O.) der Klage 
feine Stüße, da hier von der Beklagten nicht die Vorlegung gewiffer, ein beider: 
jeitige8 Rechtsverhältniß berührender Urkunden verlangt wird, ſondern die über 
ihre Einlafjungspflidt hinausgehende Beihaffung von Klagunterlagen. Nach 
alledem mußte infoweit auf Abweifung der Klage erfannt werden, ohne damit der 
Frage vorzugreifen, ob und wieweit etwa im Laufe des Prozefjes, falls die Klä— 
gerin zum Nachweiſe von Klagbehauptungen auf den Inhalt der von der Be 
Hagten geführten Handelsbücher fi) berufen follte, eine Borlegung diefer Bücher 
angeordnet werden Fünnte, 

vergl. Entiheidungen des Neihsgerihts Bd. 15 S. 380.*) 


Zu $4 Abſ. 2 und 8 6 des Geſetzes, betreffend den Schuß der Gebrauchs— 
mufter vom 1. Juni 1891. 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 6. Juli 1897. O. VII. 70/97. 


Der Kläger macht als Rechtsnachfolger des Fabrifanten G. in Ch. ein Ge— 
braudsmufter geltend, das am 23. Mai 1892 unter der Nr. 4447 in die Ge: 
brauchsmuſterrolle eingetragen worden ift und „eine Hutſchachtel mit Schußvorrid- 
tung für den Hut“ zum Gegenftand Hat, Andrerjeirs ift für die Beklagte am 
18. DOftober 1894 unter der Nummer 31484 ein Gebrauchsmuſter in der er- 
wähnten Rolle verlautbart worden, al& deffen Gegenftand „eine Hutſchachtel mit 
Kreuzbändern” zum Feithalten de8 Hutes bezeichnet worden ift. Der Kläger 
behauptet, daß das Modell der Bellagten mit dem G' identifch und zur Zeit 
der Anmeldung nicht mehr neu gewejen jei, und erſtrebt die Löſchung des neueren 
Gebrauchsmuſters und den Erlaß eines Konfurrenzverbotes. 

In dem landgerichtlichen Urtheile ift den Anträgen des Klägers entiprechend 
die Beklagte verurtheilt worden, in die Löſchung ihres Gebrauchsmuſters zu willigen 
und die Herjtellung und den Vertrieb von Hutihadteln der dem Kläger geſchütz- 
ten Art zu unterlaffen. 

Dagegen hat die Beklagte Berufung eingewendet mit dem Antrage, die 
Klage abzuweijen. 


*) In der Sadıe ift Revifion eingelegt worden, die fi aber durch einen fpäter ab: 
geſchloſſenen Vergleich erledigt hat. 
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Die Beklagte erklärt jedoch, daß fie das landgerichtliche Urtheil, abgefehen 
vom Koftenpunfte, nur in zwei Richtungen anfehte. Die erjte Inftanz hätte 

1. die Selbjtftändigfeit ihrer, der Beklagten, Erfindung bejahen und 
deshalb die Klage durchweg abweijen, zum mindeften aber 

2. die Neuheit einzelner Anordnungen des zweiten Gebraudsmufters aner- 
fennen und deshalb lediglid auf das Konfurrenzverbot oder dod nur 
auf theilweife Löſchung des Mufters zufommen follen. 

Im theilweifer Beahtung der Berufung wurde das Urtheil dahin abgeändert: 

1. Die Bellagte wird verurtheilt, darein zu willigen, daß das für fie unter 
der Nummer 31484 der Gebrauchsmuſterrolle eingetragene Gebraugsmufter (Hut: 
ſchachtel mit Kreuzbändern zum Fefthalten des Hutes) nur mit der Beihränfung 
eingetragen bleibt, daß als Gegenftand des Muſterſchutzes lediglich die Anordnung 
zu gelten Hat, daß die für den Hut bejtimmten Tragbänder aus einem Stüde ge- 
arbeitet und auf der einen Seite der Hutſchachtel durch Oeſen hindurch gelaffen, 
auf der andern aber durch Hafen mit derfelben verbunden find. 

2. Die Bellagte wird verurtheilt, die Heritellung und den Vertrieb von 
Hutſchachteln mit der für den Kläger nad; Ausweis des Gebrauhsmufters Nr. 4447 
geſchützten Vorridtung bis zum 24. März 1898 bei Vermeidung einer Geldftrafe 
von 50 4 (fünfzig Mark) für jeden Zumwiderhandfungsfall zu unterlaffen. 

3. Im Mebrigen wird die Klage abgewieſen. 

Bon den Koften wurden der Bellagten *,, dem Kläger !/, auferlegt. 

Die Gründe lauten: Ohne daß die Befragung eines Sadverftändigen er» 
forderlid; wäre, lehren ſchon der Augenſchein und eine Prüfung der Anmeldung, 
daß das Gebraudsmufter der Beklagten Feine jelbftftändige Bedeutung hat. Die 
Erfindung des Rechtsvorgängers des Klägers befteht darin, daß der Hut, um ihn 
vor Beihädigungen zu fügen, mit der Krempe auf einer ſchnuren- oder bänder- 
artigen Unterlage ruht und dur ein gleichzeitig zum Tragen der Hutſchachtel ver- 
wendbares Band feftgehalten wird. Genau denjelben Gedanken giebt das Gebrauchs— 
mufter der Beklagten wieder, und der einzige Unterſchied befteht darin, daß ſich 
die Unterlage der Hutfrempe bei dem älteren Gebrauhsmufter aus zwei Stüden 
zufammenjeßt, die an der Hutſchachtel feſt angebradt find, während die Tragbänder 
der Bellagten aus einem Stüde gearbeitet, auf der einen Seite der Hutſchachtel 
durch Dejen bindurdgelaffen, auf der andern aber mit Hafen befeftigt find. Neu 
ift alfo nur die Art und Weife, wie die Beklagte die Unterlage der Hutfrempe 
an der Hutſchachtel befeftigt hat. Andrerſeits muß aber aud mit dem — in einem 
Vorprozeſſe befragten — Sadverftändigen G. angenommen werden, daß dieſe 
Neuerung immerhin einen gewerbliden Fortihritt bedeutet, da die von der Be— 
Hagten gewählte Befeſtigungsart, wie übrigens auch ſchon der Augenſchein lehrt, 
einfadher, dauerhafter und praktiſcher ift, das legtere insbejondere um deswillen, 
weil die Schnurenenden ausgehakt werden können. 

Bei diefer Sachlage ift zunächſt davon auszugehen, daß dem Kläger, jo- 

Arhiv für Bürgerl. Recht und Projeh. VIL 40 
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weit er lediglich als Inhaber des älteren Gebrauchsmuſters in Frage 
fommt, auf Grund von $ 4 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 1891 nicht 
das Recht zufteht, die Löſchung des jüngeren Gebraudsmufters zu fordern. Er 
fann nur beanjpruden, daß die Beklagte ihre Befugniffe nit ohne ſeine Erlaub— 
niß ausübe, und zwar bezieht fi) dies aud auf die von der Beklagten erfunde- 
nen Berbefjerungen, da diefe nicht angewendet werben fünnen, ohne daß in das 
Recht des Klägers eingegriffen würde. 

Daneben ift aber nod zu prüfen, ob der Kläger nit auf Grund von $ 6 
des Reichsgeſetzes, aljo nit in jeiner Eigenſchaft als Inhaber des älteren Ge- 
brauhsmufters, fondern in Ausübung der jedem Staatsbürger zu: 
ftehenden Befugniß auf Löſchung des Gebrauchsmuſters der Beklagten dringen 
könne, Diefe Frage ift zu bejahen, wenn und ſoweit die Borausjeßungen von 
$ 6 gegeben find, wenn und joweit alfo das Modell der Beklagten zur Zeit der. 
Anmeldung nit neu war. Dieſes Erforderniß liegt vor, joweit der oben be 
ſchriebene Grundgedanke der Erfindung in Frage fteht, da das Modell der Beklag— 
ten in diefer Hinfiht mit dem älteren Modelle zufammentrifft, dieſes aber, wie 
von der Bellagten nicht mehr in Abrede gejtellt wird, bereit& vor der Anmeldung 
des neueren Modells im Inlande offenkundig benußt worden ift. _ 

Andrerjeits war das Modell der Beflagten neu, foweit die Art und Weiſe 
der Befeftigung der Tragbänder in Frage fteht, und es kann daher eine auf 
Löſchung gerichtete Klage im Sinne von 5 6 nur den Erfolg Haben, daß die Ber 
klagte verpflichtet ift, eine theilweije Löſchung des Gebrauchsmuſters, aljo eine 
Beſchränkung ihres Eintrags herbeizuführen. 

Vergl. Seligiohn, das Patentgefeß und das Geſetz, betreffend den Schutz 

der Gebrauchsmuſter, Seite 302. 
- Daraus erklärt fi die im entideidenden Theile des urtheils unter 1 ge: 
troffene Verfüiguug. 

Wenn num aber aud) das Gebrauhsmufter der Bellagten theilweiſe einge: 
tragen. bleibt, die auf. 8 6 geftüßte Klage aljo. nur eine beſchränkte Wirfung äußern 
fann, jo ift doch die Bellagte immerhin verhindert, ihr Gebraudsmufter, auch 
ſoweit es nod eingetragen ift, anzuwenden, fo lange der Mufterihuß des 
Klägers befteht. Denn diejem kommt überdies, wie bereits oben dargelegt worden 
ift, in feiner Eigenſchaft als Inhaber des älteren Gebrauchsmuſters 
S 4 Ubi. 2 des Geſetzes zu Gute, da die VBerbefjerungen der Beklagten nicht ohne 
einen Eingriff. in das Recht des Klägers verwerthet werden fünnen, ‚Die auf das 
Verbot des Weitbewerbs gerichtete Entſcheidung der erſten Inftanz, Die -in dem 
Berufungsurtheile der Ueberſichtlichkeit wegen unter 2. wiederholt worden ift, mußte 
ſonach unverändert bejtehen bleiben, und die Beflagte hat von ihrem Rechtsmittel 
nur. den Vortheil, daß fie nad) Ablauf der klägeriſchen Zuſchrift das Schutzrecht 
für ihre Verbejjerung gegen jeden Andern, in&bejondere aud gegen den Kläger 
geltend madyen kann. 
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Unterbrehung der Wechſelverjährung durch Zuftellung eines Zahlungs: 
befehls. Wann beginnt, wenn der Schuldner Wideriprucd erhoben hat, 
die Verjährung von Neuem zu laufen? 


2 
R.G. J. Civilſ. Urtheil vom 12. Mai 1897. 1 18397. „Y [7% 


Aus den Gründen: 

In Frage ftehen Regreßanſprüche des Klägers gegen den Bellagten als an— 
gebliden Imdoffanten der 29 Wechſel. 

Nah Art. 78 der Wechſ.Ordn. betrug die Verjährungsfrift drei Donate, 
die für jeden Anfprud mit dem Tage des erhobenen Proteftes begannen. Die 
Protejttage fallen in die Zeit vom 12, November 1894 bis 31. Yanuar 1895 
und es jteht feit, daß wegen der jeßt geltend gemachten Anſprüche auf Geſuch des 
Klägers ein auf ihren Gejammtbetrag lautender Zahlungsbefehl erlaffen und diefer 
dem Bellagten am 9, Februar 1895, mithin innerhalb der Verjährungsfrift zu— 
geftellt worden ift. — Ob angejihts der Beſtimmungen des Art. 80 der Wedjj.- 
Ordn. und des $ 13 Abſ. 3 des Einführ.-Gef. zur C.P.O. davon ausgegangen 
werden darf, daß durd die Zuftellung diejes Zahlungsbefehle die Wechſelverjäh— 
rung unterbroden worden ijt (vergl. Reichsger.-Entſch. Bd. 14 Nr. 13, Leh— 
mann in Goldjhmidts Zeitihrift Bd. 33 ©. 419, Bolze im Ardiv für 
civil. Pr. Bd. 68 ©, 1), kann hier dahingeftellt bleiben. Auch wenn man dies 
bejaht, fo ift dennod, wie das Berufungsgeriht mit Recht auf Grund des $ 554 
des Allg. Landrechts Th. I Tit. 9 angenommen hat, die Verjährung eingetreten. 

Es folgt aus dem Begriff der Forderungsverjährung als des Verluftes 
der Forderung durch Nichtgebrauch des Forderungsrechtes während beftimmter Zeit, 
daß, Sobald eine die Verjährung unterbrechende Nechtsbethätigung der Vergangen— 
heit angehört, die Unterbredung endigt, und die Verjährung von neuem zu laufen 
anfängt. Eine rationelle Anwendung dieſes Grundjages auf den Fall der Ber: 
jährungsunterbredung durch Beihreitung des Rechtswegs enthält die Vorſchrift 
des 8 554 des Allg. Landr. Th. I Tit. 9*), die auf dem Gedanken beruht, daf 
die in der Anmeldung der Klage liegende Rechtsbethätigung und folgeweije die 
Unterbredjung der Verjährung jo lange, aber aud) nur jolange als fortdauernd 
angejehen werden muß, al8 die Klage ohne Säumigfeit des Klägers weiter ver- 
folgt, dem in Gang gejegten Verfahren der Fortgang erhalten wird, Nicht aljo 
nothwendig fofort nad) jeder Prozephandlung des Klägers, wohl aber dann be- 
ginnt die Verjährung mit ihrer urjprüngliden Frift von neuem, wenn der Kläger 
das Prozehverfahren in Stillftand gerathen läßt. — Eine Anmeldung der Klage 


*) 8 554 lautet: Wird die gehörig angemeldete Klage nicht nach Vorſchrift der Geſetze 
verfolgt, fo fängt von dem Tage an, wo der Kläger die Sache hätte fortjegen können und 
follen, eine meue Berjährung wider ihu an (vergl. $ 168 Sag 2 des Sächſ. B.G. B.'s, 
8 211 Satz 2 des Deutſch. B.G. B.'s). 
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bei Gericht, durd; welche nad) S 551 des Allg. Landr. Th. I Tit. 9 die Ver— 
jährung unterbroden wurde, giebt es, jeitdem die Civilprozefordnung in Geltung 
ift, nit mehr. Die Unterbredung der Verjährung ift jet mit der Erhebung 
der Klage im Sinne der Civilprozefordnung verfnüpft. Im Uebrigen ift aber, 
wie bereit8 in einem Urtbeil des zweiten Civiljenats (NReihsger.-Entih. Bd. 32 
Nr. 88) zutreffend ausgeführt worden ift, an dem $ 554 Th. I Tit. 9 nichts ge- 
ändert worden. Die Civilprozegordnung läßt allerdings bei eintretendem Ruhen 
des Prozefverfahrens die Rechtshängigkeit fortbeftehen. Sie beftimmt aber weder 
mittelbar noch unmittelbar, daß mit der Rechtshängigkeit die Wirfung fortdauern— 
der Unterbreung der Verjährung verbunden fein ſolle. Ein Eingriff in die Vor— 
Ichriften des bürgerlichen Redts über die Dauer einer durch Beihreitung des 
Rechtswegs eingetretenen Verjährungsunterbrechung iſt nicht beabfichtigt. 

Der hiernach in Kraft gebliebene $ 554 Th. I Tit. 9 findet, da die Son- 
dervorjhriften der $3 908, 909 TH. II Tit. 8 durd die Wechjelordnung befeitigt 
find, ohne Einſchränkung aud Anwendung auf die Wedhjelverjährung, und feine 
Beitimmung ift ferner, wenn man borausjeßt, daß aud die Wechſelverjährung 
durch Zuftellung eines Zahlungsbefehls unterbroden wird, maßgebend für die Be- 
antwortung der Frage, wann nad) eingeleitetem Mahnverfahren die Verjährung 
von neuem zu laufen anfängt. — Das Mahnverfahren findet im Falle rechtzei- 
tiger Erhebung des Widerjpruds mit der Benachrichtigung des Gläubigers von 
diefem Widerjprud feinen Abſchluß, und damit tritt ein Stilfftand des geridt- 
lihen Verfahrens überhaupt ein. Gehört eine wegen des Anſpruchs zu erhebende 
Klage vor die Amtsgerichte, jo ift, wie fid) aus den 88 635, 636 der E.P.O. 
ergiebt, die Sache im ordentlihen Verfahren bei dem Amtsgeriht anhängig, das 
den Zahlungsbefehl erlafjen hat, und fie bleibt anhängig, gleichviel wann die im 
5 636 Abjaß 2 vorgejehene Yadung erfolgt. Diefe Rechtshängigkeit als ſolche 
perpetuirt aber nad dem vorher Ausgeführten die Unterbrehung der Verjährung 
nicht, die Verjährung beginnt vielmehr nad der Benachrichtigung von der Er- 
hebung des Widerſpruchs don neuem und vollendet fi in Ermangelung eines 
etwaigen jonftigen Unterbredungsaftes, wenn nit innerhalb der Verjährungsfrift 
geladen, und damit aud thatjählid die Sade in das ordentliche Prozeßver— 
fahren übergeleitet wird. — Gehört eine wegen des Anſpruchs zu erhebende Klage 
vor die Yandgeridhte, dann genügt e8 nad) & 637 der C.P.O. zur Wahrung der 
Rechtshängigleit, wen binnen ſechs Monaten vom Tage der Benachrichtigung von 
der Erhebung des Widerſpruchs an die Klage bei dem zuftändigen Gericht erhoben 
wird, Aber eben aud nur zur Wahrung der Nedtshängigkeit. Iſt die Verjäh— 
rungsfrift eine fürzere, dann muß innerhalb diefer letzteren die Klagerhebung ge 
ſchehen, wenn durch fie die Verjährung unterbrohen werden foll. 


Im vorliegenden Falle ift der Kläger von dem Widerfprud des Beklagten 
gegen den Zahlungsbefehl am 14. Februar 1895 benadridtigt, die Klage bei 
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dem zuftändigen Landgericht aber erft Anfang Auguft 1895, mithin für die Un— 
terbredung der Verjährung zu fpät erhoben worden, 


Unterbrehung der Verjährung durh Anmeldung einer Forderung im 

Konkurſe. Anforderungen an eine wirffame Anmeldung. Kont.d. 8 127. 

Eine nicht formgerehte Anmeldung ift unwirkfam, auch wenn in dem 

Prüfungstermin der Formmangel der beftrittenen Forderung nicht be— 

jonders gerügt wird. Unzuläſſigkeit ciner Klage auf Feftftellung (Kont.d. 
$ 134) einer nicht genügend angemeldeten beftrittenen Forderung. 


R.G. VI Eiv.S, Urth. v. 12. April 1897. VI. 260/96. 


Aus den Gründen: 

Kläger hat mit C. Th. W., Inhaber eines Agenturgefhäftes, über deffen 
Vermögen am 1. Auguft 1894 das Konkursverfahren eröffnet wurde, in einem 
umfangreichen Wechſelverkehre geftanden, insbefondere ihm Wechſel disfontirt. Die 
betreffenden Wechjel waren theil® von dem Stläger weiter begeben, theil® im Be— 
fige des Klägers. Zu dem leteren gehörten 1) ein von W. am 15. Yuli 1394 
ausgeftellter, von Adolph 3. acceptirter, am 31. Auguft 1894 fälliger Wechſel 
über 2000 .#, 2) ein von W. am 30. Juni 1894 ausgeftellter, gleichfalls von 
I. acceptirter, am 2, Oftober 1894 fälliger Wechſel über 6500 .#, 3) ein von 
Paul S. am 9, Juli 1894 ausgeftellter, von Ant. St. acceptirter, von W, girirter, 
am 10. Oftober 1894 fülliger Wechſel über 7500 .#, ſämmtliche bei dem Kläger 
zahlbar. Am 29./30. Auguft 1894 reichte Kläger bei dem Konkursgerichte ein 
Anmeldejhreiben folgenden Inhalts ein: „Nachdem über das Vermögen des 
Hrn. E. Th. W. das Konfursverfahren eröffnet worden ift, melden wir hiermit 
unfere Anſprüche an denjelben an und zwar „# 416000 am 1. Auguft a, c. in 
unferem Beſitze befindlid) gewejene auf dem Diskontwege hereingefommene Wedjjel, 
auf denen W. als Girant reſp. Ausfteller und auch Acceptant figurirt; von den 
angegebenen Wechſeln bat ein Theil inzwijchen bereit? Eingang gefunden, und 
wird ein weiterer Theil wahrſcheinlich noch Eingang finden. Wir behalten ung 
deshalb definitive Aufgabe jowie Einreihung derjenigen Wechſel, die feinen Eins 
gang finden, an hieſiger Gerichtsſtelle vor; dagegen erheben wir Anſpruch auf be 
vorzugte Befriedigung unjerer jämmtlihen Forderungen aus den uns von C. W. 
eingeräumten Sicherheiten“ (folgt die Aufzählung diefer Sicherheiten). Der Geridts- 
ichreiber des Konfursgerihtes trug am 30, Auguft diefe Anmeldung in die Tabelle 
ein (Konk.O. $ 128 bj. 2). Schon Mitte Auguft 1894 Hatte Kläger dem 
Konfursverwalter ein Berzeihnig ſämmtlicher Wechſel, aus denen W. ihm 
baftete, zugejandt, in demfelben find. auch die genannten drei Wechſel aufgeführt. 
Er hat wegen dieſer je nad) Verfall — am 1. September, 2, Oftober, 10. Ok— 
tober 1894 — Proteft Mangels Zahlung erheben laſſen und hiervon je dem Kon— 
fursverwalter unter Beifügung von Rückrechnungen Mittheitung gemadt. Im 
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Prüfungstermine vom 8. Dftober, in dem Kläger weder erſchienen noch 
vertreten war, beftritt der Konfursverwalter die Forderungen und lautet demgemäß 
der Eintrag in die Tabelle: „Es werden die Forderungen. ... vom Konkurs: 
verwalter beftritten (rubr. Bemerkungen: „abgejonderte Befriedigung“). Am 
5. Januar 1895 reichte Kläger bei dem Konkursgerichte folgendes Schreiben 
(d. d. 3, Yanuar) ein: „Unter Bezugnahme auf unfer Schreiben vom 29. Auguft 
v. J. — Anmeldung unferer Forderungen an die Konfursmafje Firma Carl ®. 
betreffend — jpezificiren wir hiermit die in unferem Beſitze befindlichen Mangels 
Zahlung proteftirten, mit dem Giro rejp. der Unterſchrift C. W. verjehenen Wedel, 
welche laut beiliegender Aufftellung den Betrag von 324604 .4 50 £. ergeben und 
für welde wir nebft 6°, Verzugszinjen Befriedigung aus der Konfursmaffe ver- 
langen (vorbehältlid der Aufgabe der Eingänge aus Pfändern). Die drei Wedel 
nebft Proteften überreihte Kläger am. 11. Januar und 7. Februar 1895 dem 
Konkursgerichte, welches fie dem Konfursverwalter zur Kenntniß mittheilte. Am 
25. Januar 1895 erhielt Kläger von dem Konfursgeridte einen beglaubigten Aus- 
zug aus der Sonfurstabelle, betreffend das Ergebnig des Prüfungstermines vom 
8. Oftober 1894 ($ 134 Abſ. 1 der Konk.O.). Mit hierauf gegen den Konkurs» 
verwalter erhobener Klage beantragt Kläger die Feftftellung der ihm aus den 
genannten drei Wechſeln nebft Proteften an den Kridar als Giranten zu- 
ftehenden Forderungen mit den Beträgen von 2000, 6500 und 7500 4 ſowie mit 
16 #4 75 &, 32 .M 75 4. und 36.4 10 £. Koften und Spefen zur Konfurstabelle. 

Die Klage und die Berufung des Klägers find zurückgewieſen. 

Die Revifion konnte nit für geredhtfertigt erachtet werden. 

Beklagter bat die Einrede der Berjährung (Wechſ.O. Art. 78 Ziffer 1) 
vorgefhüßt: die Anmeldung der Forderungen aus den drei Wechſeln im Konfurs- 
verfahren fei nicht rechtzeitig, beziehungsweiſe nicht nad) der Vorſchrift der Konk. O. 
$ 127 erfolgt, deshalb auch die Unterbrehung der Verjährung ($ 13 der Konf.D.. 
$ 3 Abi. 3 des Einf.Gef. zur KonkO.) nicht bewirkt worden. Mangel® der An- 
meldung und Prüfung der drei Forderungen, ift weiter geltend gemacht, müſſe 
die Fetitellungsflage auch nad) $ 134 der Konf.-D. zurückgewieſen werden. 

Das Berufungsgerit*) prüft zunächſt die Berjährungseinrede und hält fie 
hinſichtlich der Wechſel vom 15. Yuli und 30. Juni 1894 (über 2000 und 6500 .4) 
für begründet. Es führt aus: Die von dem Kläger aus den drei Wechſeln gegen 
W. als feinen Giranten bergeleiteten Anſprüche feien zweifellos Konkursforderungen 
im Sinne der $$ 2, 126 der Konk.O. Denn er habe diefe nod) jebt in feinem 
Beſitze befindliden Wechſel jhon dor der Konkurseröffnung durd) das Giro W.'s 
erworben und ſchon hierdurch einen Anſpruch gegen ihn aus Art. 14 und wegen 
der beiden von W. auch ausgeftellten Wechſel vom 15. Juli und 30, Juni über: 


*) D.2.G. Dresden, III, Civilf. Urth. vom 16, Mai 1896, 
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die Wechſel bei Verfall Mangels Zahlung proteftirt werden müßten. Dieſen An- 
ſpruch Habe Kläger als einen bedingten jhon vor dem Eintritte des Regreßfälles 
geltend machen fünnen (KontD. 88 60, 142), jelbft wenn er bie Wechſel weiter 
begeben gehabt und erft fpäter nad Verfall wieder in feinen Befiß befommen 
hätte. Die erfte, am 29. Auguft 1894 erfolgte Anmeldung Habe nun in An- 
jehung der Verjährung eine auf dem Gebiete des materieffen Rechts Tiegende 
Funftion zu erfüllen gehabt. Durch fie Habe nämlich - die dreimonatliche Rerjäh- 
rung (Wechſ.O. Art. 18 Ziffer 1) unterbroden werden oder vielmehr, da die 
Verjährung erft mit der Protefterhebung (1. September, 2.'und 10. Oftober 1894) 
zu laufen begonnen habe, fofort mit ihrem nachnialigen Beginne die Unterbrechungs— 
"wirkung herbeigeführt werden follen. Jenes Anmeldungsſchreiben hätte aber, um 
nad) Maßgabe des 8 73 der Konk.O. dieſen Erfolg herbeizuführen, ſich nicht mit 
dem erwähnten allgemeinen Inhalte Hinfichtlicd der Wedjjelforderungen begnügen 
dürfen, vielmehr wie bei jeder anderen auf den Beftand eier bejtinnnten Forde— 
rung bezüglicen Willenserklärung (wie Mahnung, Kündigung) die einzelnen Forde: 
rungen dürch Angabe ihrer Merkinale genau fenntlih machen müffen und zwar 
nicht durch eine gegenüber ‘dem Konkursverwalter allein abgegebene, fondern durch 
eine an das Konkursgericht gerichtete Erftärung. Deshalb fonıme aud) inſoweit 
das ſchon Mitte Auguft 1894 dem Konkursverwalter mitgetheilte Verzeichniß aller 
dem W. disfontirten Wedel als unerheblih nit in Betracht, ganz abgejehen 
davon, daß die in demſelben zuſammengerechnete Summe (415200 .#) mit der 
im Anmeldungsfdreiben angegebenen (416000 .#) nit übereinftimme und daher 
die erheblichſten Zweifel an der Ipentität der hier und dort gemeinten Wechſel 
haben entjtehen müſſen. Die Bejeitigung Ddiefes Mangel des Anmeldungs— 
jhreibens vom 29. Auguft ‘habe jelbftverftändfih wirfiam nur vor Ablauf der 
mit dem 1. September, 2. und 10 Oftober 1894 begommenen Verjährung erfolgen 
können. Die verbefferte, bei dem Konkursgerichte am 5. Januar eingegangene 
"Anmeldung fei alfo in Anfehung der zwei Wedel vom 15. Juli und 30. Juni 
1894, hinſichtlich deren die Verjährung am 1. Dezember 1894, beziehungsweife 
2. Sanuar 1895 abgelaufen geweien, zu ſpät gekommen, während allerdings durch 
fie die Verjährung des Anſpruches aus dem dritten Wechſel (proteftirt am 10, Of: 
tober 1894) unterbrochen worden ſei. Aber die Berufung gegen die Klagabweifung 
müſſe im Betreff diefes Wechſels aus einem fonfursprozefjualen Grunde zurück— 
gewiejer werden, dev übrigens gleihmäßig au die Stlage aus den Wechſeln vom 
15. Juli und 30, Yuni 1894 treffe. Könne nämlid die urjprünglide Anmel- 
dung vom 29. Auguft 1894 als jolde vom Standpunkte des Konkursrechtes aus 
als Unterfage für - die Betheiligung des Klägers am Konkursverfahren wegen Nicht-— 
beobachtung der Vorſchriften in $ 127 der Konk. O. nit in Betracht kommen, 
ſei mithin erſt durd die verbefjerte Anmeldung vom 3.5. Januar 1895 Ddiefen 
Borjäriften genügt worden, jo hätte zunächſt auf dieſe Anmeldung bin das 
Prüfungsverfahren ftattfinden müffen, ohne weldes der Prozeßrichter formell ver- 
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hindert fei, auf Grund der feinerfeitS vorzunehmenden Prüfung die Feftftellung 
zur Tabelle auszufpredhen (Konf,D. 8 134 Abi. 4), Da dieſes Prüfungsverfahren 
jeither nicht ftattgefunden habe, fo habe ſich das Urtheil auf den Standpunkt zu 
ftellen, al8 läge nur die Anmeldung vom 29. Auguft 1894 und das Ergebniß 
de8 auf diefelbe bezüglihen Prüfungstermines vom 8. Dftober 1894 vor. Im 
dem Schreiben vom 29. Auguft 1894 könne nun eine Anmeldung im Sinne der 
Konkursordnung nicht erblidt werden. Die Anmeldung bilde die formelle Boraus- 
ſetzung der Feitftellung einer Forderung zur Tabelle; fie babe nad) $ 127 der 
Konk.O. die Angabe des Betrages und des rundes der Forderung zu enthalten. 
Bei Feitftellung des Umfanges und der Bedeutung diefer Vorſchrift laſſe ſich zwar 
nit ohne Weiteres derfelbe ſtrenge Maßſtab anlegen, wie an die Klagſchrift im 
Prozeffe nad der Vorſchrift in $ 230 Ziffer 2 (8 630 Ziffer 2) der C.P.O. Die 
entſcheidende Norm Laffe fi) nicht etwa aus den Vorſchriften des $ 133 Abi. 2 
und $ 134 Abfa 4 der Konk.O. gewinnen. Denn die der Eintragung in bie 
Tabelle beigelegte Rechtskraftwirkung habe zur Vorausfegung die Feitftellung der 
angemeldeten Forderung im Prüfungstermine ($ 133) und es fei nit ausge 
ſchloſſen, daß die Feftftellung troß wejentliher Mängel der Anmeldung erfolge, 
wenn nur die Konkursgläubiger und der Konkursverwalter nicht widerſprechen oder 
fie gar die Feftftellung ausdrüdlid genehmigen. Aus der Vorſchrift des $ 134 
Abſ. 4, wonach aud die im Prüfungstermine gemadten Angaben über die Forde- 
rung zu berüdfihtigen feien, folge zwar, daß (abweihend von den mehr formalen 
Beftimmungen der Civilprozeßordnung über die Klagänderung) im Prüfungstermine 
ein anderer Grund oder ein anderer Betrag der Forderung geltend gemacht wer- 
den können, als bei der Anmeldung, und Mängel der leteren gehoben werden 
fünnten (vorbehaltlid) der Anberaumung eines befonderen Prüfungstermines 8 130). 
Benütze aber der Gläubiger diefe Möglichkeit zur Verbefferung oder Aenderung der 
Anmeldung nidt, jo müfje diefe ſchon alle Erforderniffe des 8 127 der Konk. O. 
an fi) tragen, das Heißt, die angemeldete Forderung nad) Grund und Betrag 
jo deutlich Fennzeihnen, daß über die Identität der Forderung fein Zweifel be 
ftehe. Ohne diefe wejentliden Erforderniffe fei eine Anmeldung im Sinne der 
Konfursordnung nit vorhanden. Im dem Schreiben vom 29. Auguft 1894 ſei 
zwar der Redtsgrund der kollektiv angemeldeten Forderungen als Wedhiel- 
beziehungsweife Wecjjelregreßforderungen durch die Worte „Wedel, auf welden 
W. als Girant rejp. Aussteller auch Acceptant figurirt” genügend bezeichnet. Aber 
e8 fehle die Angabe des Betrages, überhaupt die genaue VBezeihnung der ein- 
zelnen forderungen, insbejondere der jet ftreitigen in dem erwähnten Sinne, 
da Kläger nur zufammenfafjend angemeldet habe „416000 A Wechſelforde— 
rungen“. Daß diefer Mangel ein weſentlicher fei, zeige fi im vorliegenden Falle 
bejonders deutlih darin, daß Kläger zur Zeit der Anmeldung vom 29. Auguft 
1894 fi nod gar nicht Mar geweſen ſei, welde Einzelforderungen er einmal als 
unter die Kollektivbezeichinng „416000 .4 Wechſelforderungen“ fallend angeben 
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und aus der Mafje bezahlt verlangen wolle, in welder Beziehung auch die Nicht: 
übereinftimmung der Summenangaben in dem Anmeldungsihreiben und in dem 
zuvor dem Konfursverwalter mitgetheilten Verzeichniſſe als erheblich erſcheine. 
Dieſer legtere Umftand made aud die Beantwortung der Frage entbehrlid, ob 
die Mängel der Anmeldung für gehoben angefehen werden könnten, falls Kläger 
wenigftens dem Konkursverwalter gegenüber die Unbeftimmtheit der Anmeldung 
bejeitigt hätte. Endlich könne aud) die durch den Gerichtsſchreiber erfolgte Ein- 
tragung der ganz allgemein angemeldeten 416000 #4 Wechſelforderungen in 
die Tabelle für die Annahme der formellen Gültigkeit der Anmeldung nicht ver- 
werthet werden. Denn diefe Eintragung ($ 128 Abſatz 2) Habe nur die Bedeu- 
tung, das Gefhäft im Prüfungstermine und die von den Betheiligten abzugebenden 
Erklärungen vorzubereiten und zu erleidhtern, während die Anmeldung die Eigen- 
Ihaft einer urkundlihen Grundlage für das weitere Verfahren erft durch ihre 
Behandlung und eventuelle Berihtigung im Prüfungstermine erlange. Cine be- 
fondere Rüge der formellen Mangelhaftigkeit einer Anmeldung durch die anderen 
Konfursgläubiger oder den Konkursverwalter erfordere das Geſetz nit, wenn 
aud ein Recht zur Rüge anzuerkennen fein werde. Deshalb könnte aud) in dem 
Beftreiten der Forderungen des Klägers im Prüfungstermine durch den Konkurs— 
berwalter, jelbjt wenn darin das Ergebniß einer jahlihen Prüfung diefer Forde— 
rungen babe ausgedrücdt werden follen, eine Hebung des Mangels nicht erblidt 
werden, 

Die Revifion wirft dem Berufungsgericht Hinfihtlid) beider von den Par: 
teien zur Entſcheidung geftellten Fragen vor, daß es von einer zu formalen Auf- 
fafjung der Vorſchriften der Konfursordnung ausgehen und deshalb zu redits- 
irrigen Refultaten gelange. 

Nicht bemängelt ift der Ausgangspunft des DBerufungsgeriätes, daß die 
fraglichen Wechſel-Regreßanſprüche Klägers als bedingte Konfursforderungen im 
Konkurſe angemeldet werden konnten. Hier entfteht aber ſofort die Frage, ob 
durch die Anmeldung vom 29. Auguſt 1894 die Verjährung der damals bedingten 
Regreßanſprüche des Kläger überhaupt unterbroden werden konnte. Cine Ber- 
jährung bedingter Anfprüde kann wohl aud) nad) dem ſächſiſchen bürgerlichen Ge— 
jegbudhe erft mit dem Eintritte der Bedingung beginnen (fiehe $ 158 des Bürg. 
Geſetzbuchs, vergleihe Windſcheid, Pandeften I $ 107, 1.7 8 4 Cod. de 
praeser. XXX 7, 39, und vorher kann aud) wohl nicht von einer Unterbrechung 
der (noch nicht begonnenen) Verjährung die Rede jein. Die Verjährung der 
Regreßanſprüche des Klägers aus den beiden Wechſeln vom 15. Juli und 30. Juni 
1894 begann erft mit dem Tage des erhobenen Proteftes (Art. 78 Abf. 2 der 
Wechſ.O.) das heißt am 1. September und 2, Dftober 1894. Vor dem Tage 
der zweiten, jedenfall® ordnungsmäßig erfolgten Anmeldung, 5. Januar 1895, 
würde aber bezüglich beider Wechſel die Verjährung (nämlih am 1. Dezember, 
2. Yanuar 1895) abgelaufen geweſen fein. Aber der Prüfungstermin fand ftatt nad) 
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den Protefterhebumgen, nachdem aljo die Verjährung begonnen hatte (8, Oftober 
1894) und es würde fi fragen, ob nit die Anmeldimg vom 29, Auguft 1894 
— doransgefeßt, daß fie rüdfihtlih der bier in Frage ftehenden 
Forderungen den gejeglihen Erforderniffen entſpräche —, naddem 
einmal über fie, wenn auch in Abweſenheit des Klägers, im Prüfungstermirte ver- 
handelt worden ift, nicht doch als eine die Berjährung unterbredende Anmeldung 
anzufehen wäre. Hieran ſchlöſſe ſich die weitere Frage, wie lange dieſe Unter: 
bredung wirke. Selbft wenn man zu Ungunften des Klägers annähme, daR bie 
Unterbrechung nicht etwa bis zur Beendigung des Konfursverfahrens oder wenigſtens 
bis zur Zuftellung des in 8 134 Abſ. 1 der Konf.D. genannten Tabelfenauszuges, 
fondern nur bis zur Beendigung des Prüfungstermines dauerte, jo würde doc 
die neu begonnene Verjährung durch die ordnungsmäßig erfolgte zweite Anmel- 
dung dom 5. Januar 1895 wieder unterbroden worden jein. Es fommt alſo 
auch von diefem Gefichtepunfte ans auf die Pritfung der frage an, ob die An- 
meldung vom 29. Auguft 1894 an fi den Vorfchriften der Konkursordnung ent- 
ſpricht und deshalb geeignet war, die Unterbrechung der Berjährung der Regreß— 
anſprüche des Klägers aus den beiden Wechſeln zu bewirken. In dieſer Beziehurig 
muß den Ausführungen des Berufungsgerichtes beigetreten werden. Die Wirkung 
der Unterbrehung der Verjährung ift an die Anmeldung im Konkurſe gefnüpft 
(Konk.O. 8 13, Einf. Geſetz $ 3 Abi. 2) und gerade mit Rückſicht auf diefe 
Wirkung ift, worüber aud die Motive zu 88 13, 127 der Konk. O. keinen Zweifel 
laffen, die Anmeldung bei dem Konkursgerichte (nicht bei dem Verwalter) 
und eim gewiffer Inhalt der Anmeldung, nämlich die Angabe des Betrages 
und des Grundes der Forderung als weientlich vorgefhrieben-($ 127). Die 
Anmeldung muß, als die im Konkurſe mögliche thätige Verfolgung des Anſpruches, 
den in der Konfursordnung hinſichtlich der Beſtimmtheit, das heißt der Individua- 
liſirung der anzumeldenden Anſprüche geftellten Anforderungen entfpreden (vergl. 
au 8 10 der Konf.O.); thut fie’ dies nicht, fo kann did) fie aud nicht die Ver— 
jährung unterbroden werden. Hierüber befteht, foviel zu erjehen, aud) in der Litte— 
ratur alffeitige® Einverftändniß. In zutreffender Weile hat das Berufungsgeriät 
ausgeführt, daß die Anmeldung vom 29. Auguft 1894 diefen gefehlihen Erforder— 
niffen nicht entſpricht, joweit fie von dem Kläger auf die jebt fraglichen Wedhjel- 
regreßaniprüdhe bezogen werden will. Die Auffafjung, dag Kläger nicht diefe und 
andere beftimmte Wechſelforderungen, jondern eine unbeftimmte Geſammtforderung 
angemeldet hat, wird noch unterſtützt durch das eigene Vorbringen des Klägers 
in diefem Rechtsſtreit, wonach die Wechſel nur Einzelfaftoren eines Kontoforrent- 
ſaldos jeien, und die hieraus fi ergebende Gefammtforderung die Bedeutung 
einer Buchforderung habe. Aber aud wenn man annimmt, daß einzelne Forbes 
rungen bes Klägers aus feinem Wechſelverkehre mit W. angemeldet werden jollten, 
jo fehlt eben die Angabe der einzelnen Forderungen nad Rechtsgrund und Betrag; 
im Gegentheil ift nur allgemein angedeutet, daß e8 fi um Anfprüde, gegen W. 
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als Ausfteller, Giranten auch Acceptanten von Wedhfeln, aljo um Anſprüche ver: 
ſchiedener Art, Handle. Es ift aud kaum denkbar, daß auf diefe Anmeldung Hin 
eine Feitftellung hätte erfolgen können ohne die Gefahr eines nachträglichen Streites 
darüber, welche Forderungen feftgeftellt feien. Auf das ſchon zuvor dem Konkurs: 
verwalter mitgetheilte Berzeihniß der überhaupt etwa in Frage kommenden Wedhjel 
könnte fid) Kläger zur Abwendung der Verjährungseinrede höchſtens berufen, wenn 
er in dem Anmeldungsichreiben vom 29. Auguft 1894 auf daffelbe Bezug ge: 
nommen und hiermit zu erfennen gegeben hätte, daß er es ald Beweisſtück (Bei- 
lage) für feine Anmeldung ($ 127 Satz 3) benüßen wolle. Aud dann wäre 
übrigens immer noch zu unterfuden, ob und welche einzelne Forderungen, * ins: 
bejondere die jegt im Streite befangenen, als angemeldet angejehen werden könnten, 
ganz abgejehen von der durd das Berufungsgericht hervorgehobenen Abweichung 
des Verzeihniffes von der Anmeldung. Nun foll allerdings der Konfursverwalter 
im Prüfungstermine die Anmeldung ſachlich geprüft haben. Worin dieje Prüfung 
beftanden bat und. beftanden haben kann, ift nicht erfihtlih. Zur Prüfung lag 
ihm eben nur vor die allgemein gehaltene Anmeldung und er bat die ganze an— 
gemeldete Forderung beftritten und zwar ohne Angabe des Grundes jeines Be— 
ftreiten®, wozu er befugt war, Weiteres liegt nicht vor, insbeſondere nicht, daR 
fi) der Konfursverwalter aud nur hierbei bewußt war, welche einzelnen Ans 
ſprüche, insbejondere ob gerade die jeßt ftreitigen, Kläger im Konkurſe geltend 
maden wolle. Nun meint die Revifion, der Fall einer inhaltlih mangelhaften 
Anmeldung im Konkurje ftehe glei) der Zuftellung einer mangelhaft jubftanziirten 
Klage; in der Yubifatur beftehe fein Zweifel, daß die Unterbrehung der Verjäh— 
rung aud durch Zuftellung einer ſolchen Klagſchrift bewirkt werde; dafjelbe müſſe 
gelten von einer mangelhaften Anmeldung. Allein die Unterbrechung der Ber- 
jährung ift do nur an die ordnungsmäßige Klagerhebung, das heißt an bie 
Zuftellung einer den Erfordernifjen des 8 230 (befonders auch der Ziffer 2) ent- 
ſprechenden Schriftſatzes geknüpft und wenn der Mangel eines geſetzlichen Erforder- 
niffes der Klagſchrift dur die Unterlaffung einer Rüge feitens des Beflagfen 
und beziefungsweife durch die Verbeſſerung in der mündlichen Verhandlung als 
gehoben zu betrachten ift, jo kommt in Betracht, daß eine etwa im Prüfungs- 
termine auszuübende Rügepflicht des Konkursverwalters (oder der Konfursgläubiger) 
nicht befteht und der Kläger feine Anmeldung im Prüfungstermine nidt, wie er 
gefonnt, verbeffert, das heißt ihre Beziehung auf die jegt ftreitigen Forderungen 
far gelegt hat. Die Revifion ſcheint am die gemeinrehtlihen Grundſätze über 
die Fortwirfung der durd eine angebrachter Maßen abgewiejene Klage bewirkten 
Unterbredung (vergleihe Seuffert's Archiv VI Nr. 133 IX Nr. 250, XX 
Nr. 101, XXXI Nr. 161, XXXV Nr. 163, Reichsgerichts-Entſcheidungen in 
Eivd.S. Bd. V ©. 122) zu denfen (fiehe übrigens Sächſ. Bürgerl. G.B. $ 166, 
wonad die neue verbefferte Klage binnen drei Monaten von der Zurückweiſung 
an zu erheben wäre). Allein abgefehen davon, daß folden Falles das Beſtehen— 
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bfeiben der Unterbrehungswirfung der erften (abgewiefenen) Klage bis zur Er- 
bebung einer neuen Klage die fennbare Identität der neuen Klage hinſichtlich des 
Gegenftandes mit der erften Klage zur Vorausfegung hat, woran es bier im 
Verhältniß der erften Anmeldung zur zweiten vom 5. Januar 1895 eben fehlt, 
ift diefer Fall mit dem einer mangelhaften Anmeldung im Konfurfe, wenn der 
Konfursverwalter die in der Anmeldung bezeichnete Forderung beftritten bat, über- 
haupt nicht zu vergleihen. Ausichlaggebend ift, daß die Konkursordnung als ein: 
zigen Weg thätiger Verfolgung des Rechtes im Konkurſe, durd den die Verjäh: 
rung unterbroden werden fann, nur dic in 8 127 geordnete Anmeldung bei 
dem Konfursgerichte kennt. Die Auffaffung der Revifion, der zweiten Anmeldung 
vom 5. Yanuar 1895 fomme als einer Verbefjerung der erften Anmeldung jelb- 
ftändige Bedeutung infofern zu, als durch fie die Mängel der erften Anmeldung 
gehoben und dieje in Beziehung auf die ftreitigen Forderungen zu einer ordnunge: 
mäßigen gemadjt worden fei, ift unhaltbar. Wenngleich Mängel einer Anmeldung 
durch bei dem Konkursgerichte eingereichte oder zu Protokoll des Gerichtsjchreibers 
angebradite Ergänzungen und Berihtigungen oder im Prüfungstermine gehoben 
werden fünnen, jo fann dod, wenn ſolche Verbefferung nad; Ablauf der Ber: 
jährungsfrift vorgenommen wird, nicht hierdurch nachträglich die einmal eingetretene 
Verjährung wieder befeitigt werden. Endlid hat aud die Beſtimmung des $ 87 
Abf. 1 der Konf.D., betreffend die Regelung der für eine ftreitig gebliebene Forderung 
zu gewährenden Stimmrechte, feinen Bezug hierher. Der abjoluten Ausſchließung 
folder Forderungen wird bier vorgebeugt, weil die Nichtberüdfidtigung derjelben 
bei Abftimmungen unter Umftänden im Hinblid auf frivole und böswillige Be— 
ftreitungen bedenflih wäre. Ebenſo ift in $ 87 Abi. 2 die Zulaffung zum Ab- 
ftimmen in einer &läubigerverfjammlung für nicht geprüfte Forderungen vorgefehen, 
in weldem Falle aljo no ganz dahinfteht, ob die Anmeldung der Forderungen 
überhaupt eine dem Geſetze entſprechende war. 

Aus BVorftehendem ergiebt fi ohne Weiteres aud) die Hinfälligfeit der 
Revifion gegen den zweiten Theil der Entiheidung. Kann die Anmeldung vom 
29. Auguft 1894 nit als eine ſolche der jet ftreitigen Wechſel-Regreßforderungen 
angejehen und muß davon ausgegangen werden, daß in dem einzigen Prüfungs 
termine vom 8, Oktober 1894 auf Grund jener Anmeldung eine Prüfung biefer 
Forderungen nicht ftattgefunden Hat, fo ift die Feſtſtellungsklage auch hinſichtlich 
des Anſpruches aus dem Wechſel vom 9. Juli 1894 über 7500 4 nad Maß 
gabe der Vorſchrift in $ 134 Ab. 4 der Konk. O. abzuweifen, Den Ausführungen 
ded Berufungsgeridhtes ift darin beizutreten, daß Gegenftand der erjten Anmeldung 
wie der Prüfung im Termine vom 8. Oftober 1894 nur war ein nidjt jubjtan- 
züirter Kollektivanſpruch, und daß demnach die erhobene Feftftellungsklage Aniprüde 
einführt, welde in der Anmeldung und im Prüfungstermine in der That nicht 
geltend gemacht worden find, über welde aljo der SKonkursverwalter und die 
übrigen Konfursgläubiger fi zu erklären überhaupt noch nicht in der Lage ge 
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weien find. Die Zulafjung der erhobenen Feftftellungsffage auf Grund der neuen 
Anmeldung vom 5. Januar 1895 (und ihrer Beilagen) ginge nur an, wenn im 
Feftftellungsprozefje eine Aenderung des das Weſen der Forderung beftimmenden 
Schuldgrundes ftatthaft wäre, dies ift eben durch die Vorſchrift in $ 134 Abſ. 4 
ausgeſchloſſen (ſiehe Motive ©. 366). Die Annahme der Revifion, ſämmiliche 
Betheiligte Hätten nie Zweifel darüber gehabt, daß mit der „verbefjerten” An— 
meldung feine neuen Forderungen aufgejtellt werden, ift willfürlih und wird 
widerlegt durch den insbejondere binfidhtlih des angemeldeten Betrages ganz ver: 
Ihiedenen Inhalt beider Anmeldungen. Es ift zudem nicht erfihtlic, bei welchen 
Anlaß die übrigen Konkursgläubiger die Ueberzeugung davon erlangt Haben foliten, 
daß die am 5. Januar 1895 angemeldeten Forderungen unter der erften An- 
meldung begriffen gewejen wären, beziehungsmweije von dem Kläger ſchon (wenn 
aud als bedingte) geltend gemadjt wurden. Im Prüfungstermine vom 8. Dftober 
1894 fonnten fie jedenfalls diefe Ueberzeugung nit haben und hierauf allein 
fommt e8 an. Der Konfursverwalter hat aber die Identität von Anfang an 
beftritten und zwar, wie das Berufungsgericht ausführt, mit vollem Rechte. 


Pfändung des dem Schuldner gegen eine Lebensverſicherung zuftehenden 
Anſpruchs, wenn die Police ein unvolllommenes Inhaberpapier ift. Klage 
auf Freigabe. 88 732, 730, 690 der C.P.O. 8 1647 des B. G. B.'s. 


Urtheil des D.L.G.'8 Dresden vom 6. Juli 1897, O. VII. 82/97. 


Der Beklagte hat auf Grund vollftredbaren Schuldtiteld gegen den Ehe— 
mann der Klägerin die Pfändung derjenigen Anſprüche erwirft, die dieſem an— 
geblich gegen die Basler Tebensverfiherungsgejellihaft laut der Police Nr. 39073 
über 2000 M aus dem mit der Gejellihaft abgeſchloſſenen Lebensverſichungsver— 
trage zuftehen. Inhalts der Police „verſichert die Gejellihaft durch dieje Police 
dem N. — den Ehemann der Klägerin — auf Grund der eingereidhten Declara- 
tionen und Gejundheitsbejheinigungen und unter den nadjtehenden Bedingungen 
die Summe von 2000 A. Das verfiherte Kapital wird gezahlt nad) dem Tode 
des N. an den Inhaber der Police”. Die Pfändung ift durch Beſchluß des Amts- 
gerichts zu Leipzig vom 30. September 1896 nad) Maßgabe des 8 730 der 
EP.D. verfügt. Eine Pfändung der Police felbft, die fid) zur Sicherung für ein 
dem Ehemanne der Klägerin gewährtes Darlehn im Pfandbefige der Lebensver— 
ſicherungsgeſellſchaft befindet, ift nicht erfolgt. Die Klägerin beanjprudt mit der 
Widerſpruchsklage aus $ 690 der C.P.O. vom Beflagten die Freigabe der For- 
derung auf die Verſicherungsſumme, weil fie die Police zu Weihnachten 1884 von 
ihrem Ehemanne geſchenkt erhalten, feitdem bis zur Hingabe als Fauftpfand an 
die Verſicherungsgeſellſchaft ſtets in ihrer befonderen Verwahrung gehabt, auch, 
außer der erften, ſämmtliche Prämienzahlungen aus eignen Mitteln geleiftet habe. 
Sie hat den Antrag geftelt, den Beklagten zu verurtdeilen, anzuerfennen, daß die 
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Anſprüche gegen die Basler Lebensverſicherungsgeſellſchaft in Baſel aus der Police 
Nr. 39073 über 2000 .# aus dem diefer Police zu Grunde liegenden Lebens: 
berfiherungsvertrage dem Buchhalter D. in Leipzig — dem Ehemann ber Klä— 
gerin — nit zuftehen, und daß der Beklagte verpflichtet jei, diefe Anſprüche aus 
der Pfandverftridung zu entlaffen. 

Der Bellagte beantragt Rlagabweifung. 

In erſter Inftanz ift die Klage abgewiejen worden. Auf die Berufung der 
Klägerin wurde die Pfändung der dem Ehemanne der Klägerin gegen die Ber- 
fiherungsgejelihaft zuftehenden Anſprüche aus dem abgejhlojfenen Lebensver— 
fiherungsvertrage für unzuläffig erflärt md aufgehoben aus folgenden Gründen: 

1. Die vorige Inftanz hat die Klage abgewiejen, weil die von der Klägerin 
für fih in Anfprud genommene Forderung gegen die Basler Rebensverficherungs- 
geſellſchaft mangels einer der Vorſchrift in $ 732 der C.P.O. entiprecdhenden 
Pfändung überhaupt nicht Gegenftand der vom Bellagten betriebenen Zwangs— 
volfftredung geworden ſei. $ 732 der C.P.O. regelt jedoh nur die Pfändung 
von Forderungen aus Wechſeln und anderen Papieren, welde durch Indoffanent 
übertragen werden können. Eine mit der Inhaberklauſel verjehene Lebensver- 
fiherungspolice gehört nit zu den leßteren Papieren, 

Zu vergl. auch Entiheidungen ‚des Reichsgerichts in Civilſachen, 29 

©. 299. 

Nah 8 1 der, Inhalts der Police maßgebenden, ihr aufgedrudten Ber: 
fiherungsbedingungen gelten die Police zufammen mit den vom Verſicherungs⸗ 
nehmer zum Zwecke des Berfiherungsabichluffes eingereihten Antragspapieren als 
die eigentliden Urkunden über den Berfiherungsvertrag. Nah 8 14 erfolgt die 
Zahlung der Verfiherungsjumme, wenn nicht eine beftimmte Perſon al8 empfang: 
beredtigt in der Police namhaft gemacht ift, zwar an den Ueberbringer der Po- 
lice; die Geſellſchaft ift jedoch berechtigt, wenn ſchon nicht verpflichtet, den Nach— 
weis der Legitimation des Präfentanten zu fordern und, wenn diefer nicht voll 
ftändig geführt wird, die Zahlung zu verweigern. Hiernach ift die Police fein 
vollfommenes Inhaberpapier. Die Urkunde ift nit ſchlechthin Träger der For— 
derung gegen die Verſicherungsgeſellſchaft. Der Inhaber der Police als folder 
hat fein Recht auf Zahlung der Berfiherungsjumme, e8 hat nur die Geſellſchaft 
ein Recht auf Zahlung an den bloßen Inhaber. Die Inhaberflaufel der Police 
will nit den Inhaber der Yegitimation, nur die Gejellihaft der Legitimation 
prüfung überheben; fie ift für die Frage, wer der eigentliche Forderungs ber echtigte 
aus dem Vertrage ijt, überhaupt belanglos. 

Entfheidungen des Reichs-O.H.G.'s 3 ©. 341 flg., Seuffert’s 

Ardiv 43 Nr. 216, 

Die Police ift vielmehr ein fogenanntes unvollfommenes Inhaberpapier und 
als ſolches nicht Wertäpapier im Sinne von $ 722 der C.P.O., ſodaß fie aud 
niht nad den Grundfäßen über Zwangsvollftrefung in körperliche Sadıen, 
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g 712 flg. der C.P.O., durd Inbeſitznahme Seiten des Gerichtsvollziehers zu 
pfänden war. Die Lebensverfiherungspolice, obwohl mit der Inhaberklauſel in 
dem joeben Hargelegten Sinne verjehen, ift nad) ihrem wirthſchaftlichen Zwecke 
nicht ein für den Verkehr beftimmtes wirkliches Cirfulationspapier; e8 kommt ihr 
fein -jelbftändiger realifirbarer Vermögenswerth zu, fie bleibt blojes Legitimations— 
papier. 
Ehrenberg, Berfiherungsredt I S. 260, 472 flg.; Rüdiger die Nedts- 
lehre von Lebensverfierungsvertrage, S. 306; Brunner in Ende 
mann's Handbuch des Handelsrehts II S. 175; Lewis, Lehrbuch des 
Verfiherungsredts, S. 170 flg.; Entjheidungen des Reichsgerichts, 
29 ©. 301, Sächſiſches Ardiv, 6 ©. 140. 
Dies auch, obihon nad $ 14 der Verfiherungsbedingungen das Verſiche— 
rungsfapital „gegen Rückgabe der Police” gezahlt. wird. Denn der Sinn ift nid, 
daß nur gegen Rüdgabe des. Verſicherungsſcheines Zahlung gefeiftet werden dürfe. 
Die, Beitimmung ift nicht zum Schuße Dritter, die Rechte an der Police er- 
worben haben, jondern nad) der Har hervortretenden Abſicht der fie ftellenden Ver: 
fiderungsgejelliaft nur im Intereffe eben dieſer jelbft getroffen und bejagt blos, 
daß die Gejellihaft nur gegen Rückgabe der Police Zahlung zu leiften braude. 

Ehrenberg a. a. O. $ 38 unter D ©. 471, Brunner a.a. O. 

.. &. 175. 

Durch Abſchluß des Berfiherungsvertrage ift nur ein bedingtes. und be— 
tagtes Forderungsrecht auf. die ——— dem Verſicherungsnehmer als 
ſolchem erwachſen. 

Hoffmann, der ——— —— im Lichte der Entſcheidungen 

des Reichs-O.H.G.'s, S. 62 flg.; Bolze, Praxis des Reichsgerichts 14 
Nr. 463; Zu vergl. auch $ 17 Abſ. 1 der Policenbedingungen. 

Er ift diefes jein Forderungsrecht, ſoweit nicht rechtsgiltige Beſchränkungen 
dem Berfiderungsvertrage zu entnehmen find, nad) allgemeinen Redtsgrundjäßen 
auf Andere zu übertragen befugt. Die Annahme der Vorinjtanz, die auf den In— 
haber gejtellte Lebensverfiherungspolice gehöre zu den Papieren, die durch Ins 
dofjament übertragen - werden können, in®bejondere erfolge die Uebertragung der 
zu Grunde liegenden Forderung durch Uebergabe der Urkunde, entbehrt der recht— 
lihen Grundlage. Durch Indoffament übertragbar find Seeverfiherungspolicen, 
aber aud) nur dann, wenn fie an DOrdres lauten, Art. 302 des H.G. B.'s. 
Andren Berfiherungspolicen läßt das Handelsgeſetzbuch aud nit durch Beifügung 
der — im vorliegenden Falle überdies fehlenden — Ordreklauſel die Eigenſchaft 
bon Drdrepapieren im Sinne des Handelsgeſetzbuchs beilegen. Die in ihnen be- 
urfundeten Forderungen können daher, Mangels aud) einer jonjtigen die Indoffir- 
barfeit gewährenden Beſtimmung des bürgerlichen Rechtes, (hier, zufolge $ 1 der 
Könige. Sächſ. Verordnung vom 16. September 1856 und $ 18 der Bolicen- 
bedingungen, des Sächſ. Rechts), 
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zu vergl. auch Entfheidungen des Reichs-O.H.G.'s, 3 S. 350, 
lediglich durd; Abtretung übertragen werden. Bloſe Befigübertragung der Police 
genügt nit. Der Erwerb des Anſpruchs auf die Verfiherungsjumme ift aber 
aud nicht durch Aushändigung des Verſicherungsſcheins bedingt, 

Lewis, Lehrbuch des Verfiherungsredts, S. 172, 328; Lewis, Ser: 
regt, II ©. 277, Rüdiger, a. a. DO. ©. 307; Entjdeidungen 
des Reichs-⸗O.H.G.'s, 3 S. 80 und Anm, **) dajelbft. 

Allerdings fommen aud) Indoffamente auf Policen ohne Ordreklauſel vor. 

Boigt, Sees-Berfiherungsredt, S. 70 flg.; Lewis, Seeredt, II S. 277. 

Der Geſchäftsverkehr legt diefen Indoffamenten die Bedeutung bei, den In— 
dofjatar zur Geltendinahung der aus der Verſicherung bervorgehenden Rechte zu 
legitimiven. Der Indoffatar wird aber hier des Nachweiſes, welches Rechtsgeſchäft 
dem Indofjament zu Grunde liegt, erforderlichen Falls nit iiberhoben. Ein ſolches 
Indoffament auf einer aud nur mit der Imbaberflaufel im Hier fragliden Sinne 
verjehenen Urfunde wäre praktiſch jo gut wie nußlos. Und da es der Police nicht die 
Bedeutung verleiht, daß der Verficherer nur dem durch das Indoffament legitimirten 
Inhaber verpflichtet fei, blos auf folde Papiere aber $ 732 der E.P.D. nad 
den Motiven und nad dem Zwecke diefer Beftimmung ſich bezieht, jo fommt ein 
derartiges Indoſſament bier nit weiter in Betracht. Sonach ift die Annahme, 
die Pfändung der Forderung aus dem Berfiherungsvertrage habe mit rechtlicher 
Wirkung nur dur Inbefignahme der Police dur; den Gerichtsvollzieher erfolgen 
fönnen, um jo gewiffer unzutreffend, als der Hare Wortlaut der Ausnahmevor: 
ihrift in $ 732 der C. P.O. und ihre Eigenfhaft ald Formvorſchrift eine analoge 
Anwendung ausſchließen. 

Entfheidungen des Reichsgerichts 20 S. 309. 

Die Pfändung war vielmehr, wie geihehen, nah $ 730 ber C.P.O. zu 
vollziehen. Das auf dieſem Wege erlangte Pfandredt an der Forderung war 
nicht bedingt dur die Abnahme des Verfiherungsiheins. Kann der Piandgläu- 
biger diefen nicht vorlegen, ihn aud nit auf dem im 8 737 der E.B.O. vor: 
gezeichneten Wege erlangen, jo mag dadurd vielleicht die Verwirklichung des 
Pfandrechts gehindert werden, Die Entftehung dieſes Rechts bleibt davon un. 
beeinflußt, 

Entjheidungen des Reichs-O.H.G.s 3 S. 77; Entjheidungen des 

Reichsgerichts 20 S. 309 flg., 312. 

Das Landgericht meint, die Zulafjung der Forderungspfändung nad $ 730 
der C.P.O. im vorliegenden Falle würde die gleihe Rechtsunſicherheit erzeugen, 
wie wenn fie bei echten Inhaberpapieren jtatthaft wäre, denn die urſprünglich be— 
gründete Befugniß des Schuldners (Drittihuldners), fi dur Leiftung an jeden 
Inhaber zu befreien, werde durd) eine nachfolgende gerichtliche Pfändung der 
Forderung nah $ 730 der E.P.D. nicht aufgehoben, damit aber die Verwirk— 
sihung des Pfandrechts gefährdet. Diefe Schwierigkeit erhebt ſich aber gar nicht. 


| 
| 
| 
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Denn die Inhaberklauſel giebt dem Berfiherer ein Recht auf Zahlung an 
den blofen Inhaber nur unter der Borausjeßung, daß er in gutem Glauben 
Handelt. 

Brunner, a. a. O. ©. 175, Lewis, Lehrbud des Verſicherungsrechts, 

S. 171, Ehrenberg, a. a. O. S. 472 und 473, 

In gutem Glauben darf er aber nicht mehr zahlen, wenn ein gerihtlicdes 
Zahlungsverbot vorliegt. 

Somit fann der Art der Pfändung ein Bedenken gegen die erhobene Wider- 
ſpruchsklage nit entnommen werden, 

2, Es wird fodann als erwieſen angejehen, daß der Ehemann der Klägerin 
diefer die unter dem 1. Dezember 1884 ausgeftellte Police zu Weihnadten 1884 
geihenft und daß fie diefelbe jeidem in ihrer bejonderen Verwahrung gehabt und 
auch die jeit Diefer Zeit fällig gewordenen Prämienzahlungen geleiftet habe, jowie weiter 
bemerkt: Nach dem wirthſchaftlichen Zwede, der mit dem Geſchenke der Police er: 
fichtlich verfolgt wurde, ift die Annahme gerechtfertigt, daß Geber und Empfängerin 
mit der Hingabe des Verfiherungsideines die Uebertragung des durch die Police 
beurfundeten Forderungsrehts aus dem Verfiderungsvertrage bezwedten. 

Zu vergl. Annalen des Königl. Sächſ. O.L. G.'s 16 ©. 177. 

Die Uebergabe der Police enthielt die Willenserflärung des Verſicherungs— 
nehmers, daß die Klägerin berechtigt fein follte, die Forderung für fih und zu 
eigenem Nußen geltend zu machen; diefe Erklärung wurde von der Klägerin 
dur Entgegennahme des Scheins angenommen; damit jchied die Forderung aus 
dem Vermögen des Ehemannes aus. 88 962, 963, 968 des B. GB.'s fonnten 
aljo fernerhin nit mehr Gegenftand einer gegen den Ehemann erfolgenden Zwangs— 
vollftrefung fein. Das Recht der Ehefrau an der Forderung jtellt ji als ein 
die Veräußerung hinderndes Recht im Sinue von $ 690 der C. P.O. bar. 

Entjheidungen des Reichsgerichts 31 S. 382, 

8 1647 des B. G. B.'s fteht der Giltigfeit des Abtretungsgefchäftes nicht 
entgegen. Eine Schenkung im Sinne des Gejeges liegt nicht dor, weil es an der 
Abfiht des Ehemannes gebricht, die Klägerin durd Zuwendung des Anſpruchs auf 
die Berfiherungsfumme zu bereichern. Er hat mit der Mebereignung die Abficht 
verfolgt, feiner fittlihen und natürlichen Verpflichtung zu thunlichſter Sicherung 
feiner mit feinem Tode den Anſpruch auf Beihaffung des erforderlichen ſtandes— 
gemäßen Unterhalts verlierenden Ehefrau dor Entbehrungen zu genügen. Auf 
unentgeltliche Zuwendungen diejer Art läßt ſich der Schenfungsbegriff jedenfalls 
nad Sächſiſchem Rechte nit anwenden. . 

Annalen des Königl, Sächſ. O.L.G.'s 7 ©. 532, Sächſ. Ardiv, 4 

©. 7127, 6 ©, 620 fig. 
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Zuftellung von Anwalt zu Anwalt, hierbei keine Erjatzuftellung; Zeit« 
punkt der Vollendung der Zuftellung. 


Urtheil des D.L.G.8 Dreöden vom 26. Juni 1897. O. V. 57,97. 


Der Bellagte hat gegen das Verſäumnißurtheil des Berufungsgerihts dom 
3. April 1897, das auf Betreiben feines Prozekbevollmädtigten dem Prozehbevoll- 
mädhtigten des Klägers laut vorgelegten Empfangsbefenntniffes vom 14. April 
1897 an dieſem Tage von Anwalt zu Anwalt zugeftellt worden ift, Einjprud 
eingelegt. 

Zum Nachweis der Zuftellung des Einfprudsihriftiaßes hat der” Beklagte 
Empfangsbefenntniß des Prozefbevollmädhtigten des Klägers, des Rechtsanwalts 
N. vom 28. April 1897 vorgelegt, in dem dieſer befennt, „Heute eine beglaubigte 
Abſchrift vorjtehenden Schriftfages von Redtsanwalt X., dem Prozeßbevollmäch— 
tigten des Beklagten, zugeftellt erhalten zu haben.” Grläuternd ift dazu von 
Rechtsanwalt N. amtlıdı Folgendes bemerkt, „daß vurftehendes Original nebft 
beglaubigter Abjhrift vom obigen Datum hiervon von einem Boten des Rechts— 
anwalts X. am 28. April Nahmittags gegen 6"), Uhr auf meiner regelmäßig 
bis 7 Uhr Abend geöffneten Erpedition an meinen Regiftrator B. abgegeben und 
von dieſem, wie mir derjelbe verfidert hat, mit der Erklärung, daß id abweſend 
fei, und er mir fpäter die beiden Schriftjtüdte vorlegen werde, angenommen und 
zurüdbehalten worden ift, worauf id, da ih am 28. Abend auf mein Bureau 
nicht zurüdgefehrt bin, am 29. Aprit früh diefen Originaleinfprud mit der von 
meinem egiftrator am 28. April 6%, Uhr präfentirten beglaubigten Abjhrift 
vorfand und die bereits mit Datum ausgefüllte vorftehende Driginalquittung un« 
terſchrieb, ſo daß ich diefe Unterſchrift nit am 28. April 1897, fondern erft am 
29. April 1897 auf diefen Tags vorher auf meiner Expedition abgegebenen Ein: 
ſpruch bewirft habe.“ 

Die Richtigkeit der in der Erläuterung bezeugten Vorgänge wird vom Be» 
Hagten zugeſtanden. 

Außerdem find die Parteien über Folgendes einverftanden. 

Rechtsanwalt N, Hat das Empfangsbefenntnig ohne die Erläuterung dem 
Rechtsanwalt X. am 29, April 1897 perſönlich übergeben, ihm hierbei aud) den 
Berlauf der Zuftellung mitgetheilt und, da Zweifel geäußert wurden, ob das Em- 
pfangsbefenntniß unter diefen Umftänden richtig fei, dieſes auf Verlangen fofort 
zurüderhalten, worauf er e8 in der angegebenen Weife ergänzt und mit der Er- 
gänzung wieder an Rechtsanwalt X. ausgehändigt hat. 

Erſt am 29. April 1897 hat Rechtsanwalt X, von der Abgabe des Schrift: 
ſatzes Kenntniß erhalten. 

Der Einſpruch des Beklagten wurde als unzuläſſig verworfen aus folgenden 
Gründen: 

Die Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt iſt vom Geſetz lediglich als Er— 
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gänzung ber die Regel bildenden Zuftellung durch die Poft oder den Geridtsvoll- 
zieher zugelafjen. Sie fann nur angewendet werden, wenn beide Anwälte, zwiſchen 
denen zuuftellen ift, hiermit einverjtanden find. Es hängt vom freien Willen 
des Anwalts, dem zugeftellt werden ſoll, ab, ob er das zuzuftellende Schriftftüd 
annehmen will oder nidt, "Dies ift nicht. blos deshalb anzunehmen, weil. das 
Geſetz ihm Feine Annahmeverpflichtung auferlegt, fondern geht aud) daraus hervor, 
daß ohne feine Mitwirfung die Zuftellung überhaupt nicht ausführbar ift, da er 
als Empfänger die die Zuftellung beweifende Urkunde, das Empfangsbefenntniß, 
auszuftellen Hat und fein geſetzliches Mittel beſteht, dieſe Mitwirkung, wenn fie 
berweigert wird, entbehrlih zu machen. Eine Erjaßzuftellung im Sinne ber 
83 166 flg. C.P.O. ift bei der Zuftellung von Anwalt zu Anwalt ausgeſchloſſen. 
Denn diefe Vorſchriften beziehen fi, wie theils ihr Inhalt theils ihre Stellung 
im Geſetz ergiebt, nur auf Zuftellungen durd den Gerihtsvolfzieher und durch 
die Poft. Ihrer entſprechenden Anwendung auf die Zuftellung von Anwalt zu 
Anwalt fteht entgegen, daß bei diejer der Anwalt der Empfänger des zuzuftellen- 
den Schriftftüds ift, deſſen Zuftellung zu beurfunden hat, was zur Zuftellung 
weſentlich gehört, er dies felbftverftändfich aber erft dann thun kann, wenn er von 
dem Empfang Kenntniß erhält. Außer dem Anwalt kann mit gleicher Wirkung, 
wie ihm ſelbſt, im Fall der Zuftellung von Anwalt zu Anwalt nur feinem nad) 
8 25 R.A.O. bejtellten Vertreter oder feinem Zuftellungsbevollmädtigten zuge 
jtellt werden, die beide ebenfalls zur Ausftellung des die Zuftellung beweijenden 
Empfangsbelenntmiffes Deredtigt find (vgl. auch $ 18 RAD.) 

Daraus, daß es im Belieben des empfangenden Anwalts fteht, das zuzu- 
ftellende Schriftſtück zurüdzuweifen, ergiebt ſich aud, daß erſt mit deffen Annahme 
die Zuftellung vollendet ift. Denn weiſt er e8 zurüd, fo liegt feine Zuftellung 
vor, und daß er es nicht zurückweiſt, alfo wirflid eine Zuftellung zu Stande 
fommt, wird erjt durd) die Annahme entſchieden. Da aber weiter der Anwalt 
über Annahme oder Nichtannahme ſich nicht entſchließen kann, bevor er nicht 
Kenntnig davon erlangt, dag ihm ein Schriftſtück zugeftellt werden ſoll, jo ift aud) 
vor dieſer Kenntniß die Zuftellung nicht vollendet. (Vgl. Hierzu alfenthalben 
Franke in Bushs Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. V, ©. 381 flg.; Seufferts 
Ardiv Bd. 38, ©. 99 fig., Bd. 44, ©. 95 flg., E.R.G. VII, ©. 331 flg.; 
Seuffert, Commentar 3. E.P.D. 6. Aufl. S. 181.) 

Im vorliegenden Falle hat nun umbeftritten der Anwalt des Klägers 
erft am 29, April 1897 erfahren, daß am 28. April 1897 der zuzuftellende 
Einſpruchsſchriftſatz auf feiner Expedition abgegeben worden fei, und erſt am 
29. April ſich für die Annahme diejes Schriftftiids entſchieden. Es iſt aljo deſſen 
Zuftellung erft am 29. April erfolgt. Dak das Empfangsbekenntniß, das that» 
jählid aber aud erft am 29. April ausgeftellt worden ift, auf den 28, April 
lautet, ijt für die Frage, wann zugejtellt worden ift, unweſentlich. Denn das 
Empfangsbefenntniß beftimmt nit den Zeitpunkt der Zuftellung. Der Anwalt 
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ift verpflichtet, den richtigen Zeitpunkt zu befunden, in den die Zuftellung fällt. 
Zum mindeften muß dies für eine Zuftellung gelten, von der, wie im vorliegenden 
Fall, der Lauf einer Nothfrift beginnt, deren Einhaltung von Amtswegen zu be- 
rüdfihtigen ift und die die Parteien weder verlängrn nod abfürzen dürfen — 
88 202, 304, 306 der E.P.O. — (Vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Civilſ. 
Bd VII ©. 333 fig, XV ©. 374 flg.). 

Da nun das Verſäumnißurtheil gegen das der Einſpruch ſich richtet, bereits 
am 14. April 1897 richtig zugeftellt worden ift, fo ift die am 29. April 1897 
erfolgte Zuftellung des Einſpruchs nad $ 304 der C. P.O. verjpätet. Dieſer war 
daher nad) $ 306 der C. P.O. als unzuläjfig zu verwerfen. 


Anfehtung, Erſatz des Werthes im Falle der Weiterveräußerung des 
Anfehtungsgegenftandes Seitens des Bellagten. $ 7 Abi. 1 des Reichs— 
gel. vom 21. Juli 1879, $ 240 der EP.D. 


Urtheil des D.2.9.'3 Dresden vom 1. April 1897. O. !. 181/96. 


Der Sachſtand ergiebt ſich aus den nadftehenden Entiheidungsgründen. 

Mit der am 19. Dftober 1895 zugeftellten Klage fit der Kläger den Ber- 
trag an, vermittelft deffen der Milhhändler TH. das ihm gehörige, am 7. Juni 
1894 vom Kläger für 750 .# gekaufte Milch- und Buttergeſchäft im September 
1894 feiner Schweſter, der Beklagten, überlafjen hat. Der Kläger behauptet, die 
Ueberlaffung ſei unentgeltliid und in der, der Beklagten befannten Abſicht ge 
ſchehen, feine Gläubiger und insbejondere ihn, den Kläger, zu benaditheiligen. Die 
Beklagte beftreitet Died und macht geltend, fie habe das Geſchäft für 325.4 oder, 
wie fie jpäter angegeben, für 350.4 von ihrem Bruder gefauft. Im Berufungs: 
verfahren hat der Kläger die behauptete Umentgeltlichfeit der Ueberlafjung des Ge- 
Ihäfts nicht weiter aufrecht erhalten, 

Die vorige Inftanz hat die in $ 2 in Verbindung mit $ 3 unter 1 des 
Geſetzes vom 21. Juli 1879 geordneten Borausjegungen der Anfechtungsklage als 
erwiejen angejehen.*) Dem war beizupflidten. 

In gegenwärtiger Inftanz Hat fi) die Sachlage injofern geändert, als die 
Bellagte das in Rede ftehende Milch- und Buttergeihäft während des Verlaufs des 
Rechtsſtreites weiter veräußert hat, jo daß die Hülfe darin nicht mehr volljtredt 
werden kann, 

Nah 8 7 Abſ. 1 des Anfehtungsgefeßes hat der Anfehtungsgegner das: 
jenige, was durd die anfedtbare Handlung aus dem Vermögen des Schuldners 
veräußert, weggeben oder aufgegeben worden ift, als nod zu demjelben gehörig 


*) Die Entfheidung lautete: Die Bellagte wird verurtheilt, wegen der dem Kläger 
zuftehenden Forderung von 508 .4 75 die Zwangsvollſtreckung in das ihr gehörige Mild: 
und Buttergefchäft in Dresden N.ftraße Nr. 15 gefchehen zu laſſen. 
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zurüdzugemwähren, foweit e8 zur Befriedigung des Gläubiger erforderlich ift. 
Kann die Zurüdgewährung nit in Natur erfolgen oder auch die Hülfe in die 
den Gegenftand des anfehtbaren Rechtsgeſchäftes bildenden Sachen nicht vollſtreckt 
werden, jo hat an die Stelle der Zurüdgewährung der weggegebenen Saden und 
bez. an die Stelle der Zwangsvollftredung in leßtere der Erjaß des Werthes zu 
treten, 

vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilfahen, Bd. 30 ©. 85 und bie 

daſelbſt S. 89 angezogenen Entſcheidungen. 

Diefer Fall liegt gegenwärtig vor. Imfolge der Veräußerung des Mild- 
geihäftes Seiten der Bellagten im Verlaufe des Rechtsſtreites kann deren" Ver: 
urtheilung nicht mehr dahin gehen, die Zwangsvollftredung in das gedachte Ge— 
häft zum Zwede der Befriedigung des Klägers wegen feiner Anfprüde an den 
Bruder der Beklagten geihehen zu laffen, ſondern es kann diefe nur noch ver 
urtbeilt werden, an den Kläger den Werth des Milch- und Buttergeſchäftes, jo: 
weit es zu deſſen Befriedigung erforderli ift, zu zahlen. Dem entſpricht der 
Antrag, den der Kläger mit der Anfhlußberufung geftellt hat. Diefer Antrag 
enthält feine Aenderung des Klaggrundes im Sinne von $ 240 der EP.D. Es 
handelt fi nad) wie vor um das Recht des Klägers, zu feiner Befriedigung 
wegen feiner Anſprüche an den Bruder der Beklagten diefem gegenüber das Rechts— 
geihäft anzufechten, durch weldes jener fein dem Zugriffe des Klägers zugängig 
gewefenes Vermögen an die Beklagte veräußert hat. Vielmehr liegt nur eine nad) 
8 240 Ziffer 2 und 3 in Verbindung mit $ 485 der C. P.O. zuläffige Erwei- 
terung und bez. Wenderung des Klagantrags vor, 

Es wird fodann auf Grund der Beweisergebniffe feitgeftellt, daß das Mild- 
und Buttergeſchäft zu der Zeit, als e8 die Beklagte weiter verfauft hat, in dem— 
jelben Zuftande fi befunden, in dem fie e8 von ihrem Bruder erworben, und 
den dafür vereinbarten Kaufpreis von 500 M werth gewejen ift. Diefen Werth 
bat die Beklagte nad dem oben Ausgeführten dem Kläger zu erjtatten. Sie war 
deshalb zu verurtheilen, diefem 500.4 zu zahlen. Zinſen des Verzugs zu 5 dom 
Hundert fonnten dem Kläger erft jeit dem Tage zugebilligt werden, an dem er 
mit der Anſchlußberufung den auf Zahlung geridteten Antrag geftellt hat, da 
die Beklagte dieſem Verlangen gegenüber erft zu der angegebenen Zeit in Verzug 
gerathen: ift. 

Etwas Mehreres würde der Kläger annehmbar aud) nicht erreicht haben, 
wenn infolge der in erjter Inftanz verfügten Verurtheilung der Bellagten zu feinen 
Gunften die Hülfe in deren Milch- und Buttergeſchäft vollftreddi worden wäre. 
Der Kläger hat fid) deshalb mit dem von ihm im erfter Inftanz geftellten, hierauf 
gerichteten Antrag feiner Zupielforderung ſchuldig gemadt. 

Wie hiernach fid) die Sache in jegiger Inftanz geftaltet hat, bedarf e# feines 
Eingehens auf die Frage, ob die in erfter Inſtanz ausgeſprochene Verurteilung 
nit infofern Anlaß zu Bedenken biete, als darnad die Hülfe in das Mild- und 
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Buttergeſchäft der Beklagten vollftredt werden follte, ohne daß die einzelnen Gegen- 
ftände, welche die Beflagte von ihrem Bruder gefauft hat und die zu diefem Geſchäft 
gehört Haben jullen, näher bezeichnet worden find, 


Werth des Streitgegenftandes bei einer Klage, die auf Abnahme der ber: 
fauften Wnare und Bezahlung des Kaufpreiſes gerichtet ift. 


RG. L Civ.S. Urth. v. 5. Dezember 1896. I. 246/96. 


Der Kläger hatte zwei lagen erhoben, welche von dem Prozeßgericht, Land— 
gericht zu Gottbus, zur gemeinidaftlihen Berhandlung verbunden wurden, In 
der für die Revifion allein in Betracht fommenden Klage beantragte er Berur- 
theilung des Bellagten, 

1. die bei dem Spediteur B. lagernden 9850 Kilo Futterfleie unter Erftattung 
der darauf Haftenden Yagerjpejen, Speditionskoften und Wagenmiethe ab: 
zunehmen, 

2, dem Kläger die Summe ‚von 1098 .4 30 4. (den Kaufpreis für vorftehende 
9850 Kilo) zu zahlen. 

Der Kläger, der gegen das Urtheil des Berufungsgerihts Revifion ein: 
gelegt hatte, ſuchte die Reviſionsſumme dadurch nachzuweiſen, daß er eine Berech— 
nung des Spediteurs B. über die durch Anfuhr und Lagerung erwachſenen Koften 
mit zufammen 650 vorlegte. Er wollte diejen Geldbetrag zu dem geforderten 
Raufpreife von 1098 .# 30 4. zugezählt wiffen, um danad) den Beſchwerdewerth 
zu berechnen. Die Revifion wurde als unzuläffig verworfen aus den nachſtehen— 
den Gründen: 

Der Streitwerth beläuft fi), joweit nur die Zahlung des Kaufpreijes und 
die Abnahme der verkauften Waare an fi in Frage kommt, auf nit mehr als 
1098 M 30 4. Denn wenn in einem Prozejje Anſprüche auf Erfüllung er- 
hoben werden, fowohl in Bezug auf die Waare als in Bezug auf Zahlung des 
Kaufpreifes, fo verdoppelt ſich nicht der Streitwerth. Wenn der Käufer, auf 
Zahlung des Kaufpreifes verklagt, widerflagend Uebergabe der Waare fordert, fo 
ift der Streitwerth nicht Höher ald wenn der Käufer, naddem er den Kaufpreis 
bezahlt hat, auf Uebergabe Hagt. Der Werth des ganzen Redtsverhält- 
niffes, weldes nad) zwei Seiten hin wirkſam iſt, ift abzuſchätzen, aljo eben des— 
wegen nicht doppelt. — Xergl. B. III. 6/87 vom 18, Januar 1887 bei Bolze 
Praris Band 4 Nr. 1074, — Wenn der Käufer Auflaffung des Grundſtücks 
fordert, fo ift nad) feititchender Braris des Reichsgerichts, das Grundftüd mag 
fih noch im Beſitze des Verkäufers befinden oder bereits übergeben fein, der 
Kaufpreis mag gezahlt jein oder noch verſchuldet werden, der Streitwert glei 
dem Werth des Grundftüds. — Vergl. die Beihlüffe des fünften Civiljenats bei 
Bolze Bd. 3 Nr. 1025, Bd. 7 Nr. 837, Bd. 10 Nr. 703. — 

Der Streitwerth kann niedriger fein, wenn der Verkäufer Entgegennahme 
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der Auflaffung fordert — Bolze, Bd. 9 Nr. 644b —. Streiten aber beide Theile 
darüber, wer fi im Nerzuge befinde und was als Gegenleiftung zu gewähren 
fei, und Magt der Käufer auf Erteilung, Verkäufer in der Widerklage auf Ent: 
gegennahme der Auflaffung, jo kann nicht das Intereſſe des Verkäufers an diefer 
Entgegennahme der Auflaffung für ſich abgefhägt werden, damit der fo ermittelte 
Geldbetrag dem Werth des Grundſtücks zugezählt werde, vielmehr wird der Zahlen: 
werth jenes Intereffes gedeckt durd) den höheren Grundftildswertd. Darf man 
davon ausgehen, daß der Grundftiidswerth nicht höher ift als der verabredete 
Kaufpreis, und der Käufer fordert Auflaffung, der Verkäufer Entgegennahme der 
Auflaffung und Zahlung des Kaufpreifes in der Widerflage, fo kann folgeweile der 
Werth des Streitgegenftandes nicht höher bemeſſen werden als die Staufpreisfumme, 
welde hier gleich ift dem Werth des Grundſtücks. Klagt alfo der Verkäufer auf 
Entgegennahme der Auflaffung gegen Zahlung des Kaufpreijes, ſo ift der Streit: 
werth aud nur glei) dem Saufpreife. So wurde bejdloffen zu B V 120/88 
vom 15. Dezember 1888 bei Bolze, Bd. T Nr. 829. Der Fall liegt ebenfo, 
wenn der Verfäufer auf Zahlung des Preife und Entgegennahnte der Auflaffung, 
oder wenn der Verfäufer einer beweglichen Sache, wie bier, auf Zahlung des 
Kaufpreifed und Abnahme der Waare Hagt. 

Wird aber der Hauptanfprud auf Abnahme der Waare gedeckt durd) dei 
Betrag des Kaufpreifeg, fo ift ein acceſſoriſcher Schadensanfprud, den der 
Verkäufer erhebt, weil der Käufer ſich mit der Abnahme im Verzuge befinde, ad) 
$ 4 der C.P.O. nit neben dem Hauptanſpruch abzujhägen. Und diefe Be: 
deutung hat der von dem Kläger erhobene Anfprud auf Erftattung ber auf der 
abzunehmenden Waare haftenden Lagerſpeſen, Speditionskoften und Wagenmiethe. 
Dein wurde der Anſpruch auf Abnahme abgewiefen, weil er nicht für begriindet 
erachtet werden konnte, fo war dieſer Schadenserfaganfprucd abzuweiſen, weil er 
von dem Anſpruch auf Abnahme abhängig war. 

Hiernad) ift die NRevifionsfumme — $ 508 der C.P.O. — nidt vor: 
handen. 
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1, Auslegung fremdländifher Urkunden. Rom Berufungsridter / 
ift mit Net angenommen, daß der Beklagte unrehtmäßiger Weife vom Bertrage 
zurüdgetreten ift; es fragt fid) weiter, ob und im wie weit der von den Klägern 
geforderte Schadenserſatz jeinem Betrage nad) durch die Klauſel: Indemnity for 
non — performance of this agreement the estimated amount of freight 
gerechtfertigt wird, Im diefer Beziehung hatte das Landgericht unter Bezugnahme 
auf den in den Entſch. des Reichsgerichts Bd. 19 S. 34 mitgetheilten Rechtsfall 
angenommen, daß es diejer Klaufel nad englifcher Auffaffung an jeder Bedeutung 
fehle, und e8 hatte den Rlägern daher nur foviel als Erſatz zugeſprochen, wie viel 
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an Schaden dem Gerichte nachgewieſen erſchien. DasjBerufungsgeriht dagegen 
bat den Klägern die volle, ihnen entgangene Fracht zugeiprohen, indem es ermägt, 
daß es an einem gemügenden Grunde fehle, für die Auslegung der Klauſel auf 
die engliſche Rechtsauffaſſung zurückzugehen; nad) deutihem Rechte aber unterliege 
die Wirkfamfeit der Klaufel keinem Bedenken. Diele Begründung kann nidt für 
richtig erachtet werden. Allerdings darf davon ausgegangen werden, daß die Ver: 
pflihtungen des Beklagten, da der Vertrag für ihn in Warnemünde zu erfüllen 
war, nad) deutſchem Rechte zu beurtheilen find. Für die Auslegung des ſchrift— 
lichen Frachtvertrages aber, um die es fid in diefer Frage handelt, läßt ſich ein 
weiterer Sab als der des Art. 278 des H.G. B.'s, daß der Richter den Willen 
der Kontrahenten erforfhen und nichtzam buchſtäblichen Sinne des Ausdruds haften 
foll aus dem deutſchen Rechte nicht” gewinnen, Gerade diefer Satz aber nö- 
thigt dazu, für die Ermittelung der Bedeutung und Tragweite der einzelnen 
Klaufeln der Chartepartie auf engliſche Rehtsauffafingen zurüdzugehen. Der Be- 
rufungsridter verfennt, daß das hier benußte Formular durchweg von der dem 
englifhen Rechte eigenthümlichen Auffaffung,des Seefrahtgeihäfts getragen: ift. 
Handelte e8 ſich bloß um die Ueberjegung eines von deutſchen Rechtsgedanken und 
deutſcher Rechtsauffaſſung zeugenden Stontrafts, jo würde auf die Wahl der Sprade 
allerdings fein Gewicdt,zu legen/fein. Das ift aber offenſichtlich nicht der Fall. 
Denn außer der bier im Mede ftehenden dem engliſchen Geſchäftsverkehre eigen: 
thümlichen Klauſel enthält der Vertrag aud in feinen andern Theilen Beſtim— 
mungen, die in engliſchen Chartepartien allgemein üblid find, die in einer gewiffen, 
feit langer Zeit herkömmlichen Form ausgedrüdt werden und mit denen man in 
England im Gejchäftsverfehre und in der Rechtspflege einen beftimmten, feines 
wegs immer jhon aus dem bloßen Wortlaute_ abzuleitenden Sinne verknüpft ꝛc. 

Es kann nicht angehen, den Einn diefer Klaufeln einfach durch eine Ueber: 
jegung ins Deutfhe ermitteln zu wollen. Vielmehr muß angenommen werden, 
daß, wenn fid die Parteien derartiger, im engliihen Seefradjtverfehre allgemein 
eingebürgerter Wendungen bedienen, fie damit aud) den Sinn verbinden wollen, 
der diejen Stlaufeln in England beigemeffen wird. Im vorliegenden Falle fommt 
hinzu, daß die Charter im Intereſſe einer engliichen Rhederei proponirt und jo 
abgeſchloſſen ift, wie fie vorliegt, und daß fie ſich auf ein engliſches Schiff und 
eine in England endigende Reife bezieht. Dem gegenüber kann e& nicht entjcheidend 
in Betradht fommen (worauf das Oberlandesgeriht Gewicht legt), daß die Charter 
in Hamburg durch einen Hamburgiſchen Schiffsmakler mit einem Deutſchen Haufe 
zum Abſchluſſe gebracht, und daß dabei ein Drudformular benußt ift, das dieſer 
Makler dauernd in feinem Gejhäftsverfehre mit den Beklagten verwendet. Wäre 
ed aljo richtig, daß der hier fraglihen Klaufel nad) der ihr in England allgemein 
beigelegten Bedeutung eine befondere Wirkſamkeit nicht zuftand, der vertragstreue 
Theil vielmehr allemal die Schäden, deven Erſatz er fordern will, troß der Klaufel 
befonders liquidiven muß, fo kann die Klauſel aud nicht dadurch die Bedeutung 
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einer nad; Deutfhem Rechte zu beurtheilenden SKonventionalftrafe gewinnen, daß 
der Vertrag in Hamburg zwiſchen einem deutſchen Schiffsmakler und einem deutſchen 
Kaufmanne zum Abſchluſſe gefommen ift. ꝛc. U. v. 22. 5. 97. I. 451/96. 

2. Delcredere-Bertrag. Die Klägerin hatte gegen die Firma B. & M. 
in Bremen eine Forderung von 2133 #4 50 8. und dafür von diefer ein am 
1. Februar 1895 ausgeftelltes und am 1. Juni 1895 fälliges Accept erhalten, 
Am 4. April 1895 übernahm die beffagte Firma mündlid an der Börſe gegen- 
über der Klägerin gegen °/, %, Provifion das Delcredere für die Forderung. 
Am 18, Aprit 1895 wurde über das Vermögen von B. K M. Konfurs eröffnet, 

Die Beflagte jhüßte, al8 fie aus dem Bertrage in Anjprud genommen 
wurde, vor, die Klägerin babe bei deffen Abſchluß gewußt, daß die Firma 
B. K M. zahlungsunfähig fei, und dies argliftig verſchwiegen. Ueber den Ein- 
wand wurde vom Reichsgericht Folgendes bemerkt: Das Berufungsgericht geht 
davon aus, daß don den Parteien der zwiſchen ihnen abgeſchloſſene Vertrag wie 
eine QWerfiherung gegen Prämie behandelt werde, und daß diefe Auffaffung des 
Delcrederevertrages in dem Falle aud zutreffend jei, wenn, wie bier das Del: 
credere für den richtigen Eingang einer Forderung gegen Provifion von Jemandem 
übernommen werde, der zu dem Hauptgeſchäft in feiner fonftigen Beziehung ftehe, 
Dem ift beizupflicdten, und mit Recht hat daraus das Berufungsgericht gefolgert, 
daß ein derartiger Delcrederevertrag in Bezug auf die Anzeigepflicht desjenigen, 
dem gegenüber das Delcredere übernommen werde, ähnlich zu beurtheilen fei, wie 
ein BVerfierungsvertrag, und die Verpflichtung zur Wahrung von Treu und 
Glauben e8 daher erfordere, die Wiſſenſchaft von jolden Umftänden nit vorzu— 
enthalten, die für die Beurtheilung der zu übernehmenden Gefahr erheblid find, 
fofern fie nit als allgemein befannt oder als ſelbſtverſtändlich vorausgejeßt 
werden dürften. Für dem vorliegenden Fall ergiebt fid) aber hieraus, daß der 
Vertreter der Klägerin nit nur dann gegen Treu und Glauben handelte, wenn 
er wußte und verſchwieg, daß die Firma B. & M. ihre Zahlungen eingeftellt 
hatte, oder zahlungsunfähig war oder fi in Zahlungeidwierigfeiten befand, fon: 
dern auch ſchon dann, wenn er ihm befannte bejondere Umftände, die begrün- 
dete Zweifel in diefen Richtungen oder überhaupt an der Sicherheit der Forde- 
rung zu erregen geeignet waren, und don denen er nicht annehmen konnte, daß 
fie aud der Bellagten befannt jeien, diefer verſchwieg. U. v. 19. 5. 97. 
I. 17/97. 

3. Pfliht des Kommiffionärs bei Börfenterminsgefdhäften 
zur Slattftellung. Der Kläger ftand mit der beflagten Gefellihaft in Geſchäfts— 
verbindung, indem er ihr Aufträge zum Anz und Verfauf von Börfenpapieren ertheilte. 
Die Beklagte führte die Aufträge als Selbftfontrahentin aus. Im Auguft und Sept. 
1895 hatte der Kläger größere Poften Kanada-Aftien und Harpener per ultimo 
Dftober gegen Torprämie gefauft. Zur Gflattjtellung diejer beiden Geſchäfte er- 
theilte er am 9. Oftober vormittags der Beklagten den Auftrag, die gleihen Quan— 
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titäten Kanada und Harpener (die inzwiſchen im Kurſe erheblich geitiegen waren) 
zu verfaufen. Die Bellagte führt diefen Auftrag nit aus, zeigte dem Kläger 
vielmehr am Nadymittage des 9. Oktober brieflih an, daß fie die Annahme jeiner 
Drdres bis auf weiteres filtirt hätte, Sodann hat fie am 19. Dftober unter Be— 
rufung auf ihre Geihäftsbedingungen mitgetheilt, daß fie von dem entrirten En: 
gagement zurücktrete. Der Kläger madte die Beklagte für die Nitausführung 
der Verkaufs-Order verantwortlid. Das Reichsgericht ſprach aus: Die Unter- 
ftellung des Berufungsgeridts, daß die Beklagte den ihr ertheilten Berfaufsauf: 
trag des Klägers entweder jogleih ausführen oder ſogleich hätte ablehnen müſſen, 
ift der Bellagten nod zu günftig. Vielmehr muß nad dem feitgeftellten. Sad: 
verhältnifje davon ausgegangen werden, daß die Beklagte den Berfaufsauftrag 
überhaupt nicht ablehnen durfte, ihn vielmehr, wenn fie ſich dem Kläger nicht 
nad) Art. 362 des H.G.B's erſatzpflichtig machen wollte, an der Börſe des 
9. Dftober ausführen mußte. in Kommilfionär, der für einen Dritten einen 
Auftrag zur Ausführung eines Börjen-Termingefhäftes übernommen hat, wird 
im Zweifel immer als verpflidgtet anzujehen fein, demnächſt die Drder des 
Kommittenten zum Abſchluſſe eines Gegengeſchäftes, das die Eprefulation beenden 
joll, auszuführen. (Berge. Weber’s Bericht über die Börjenenquete in der Zeit: 
ihrift für das poj. Handelsreht Bd. 44 ©. 58). Nah der Gejtaltung des 
Börjentermingefgäftes muß angenommen werden, daß der Abjdluf eines ent: 
Iprehenden Gegengeihäftes von vornherein innerhalb der Abfidhten des Kommit: 
tenten liegt, Die Uebernahme eines Auftrages zum Abſchluſſe eines Epekulations- 
geſchäfts ſchließt daher in der Regel auch die ſtillſchweigende VBereiterflärung ein, 
daß der Kommittent auch für das Realiſationsgeſchäft über die Dienſte des Kom— 
miſſionärs verfügen kann. Jedenfalls aber — und mehr auszuſprechen, iſt für 
den vorliegenden Fall nicht erforderlich — liegt eine unbedingte Verpflichtung zur 
Uebernahme der Realiſationsorder dann vor, wenn ihre Ausführung weder eine 
Erhöhung des dem Kommittenten eingeräumten Kredits bedingt, noch ſonſt die 
Lage des Kommiſſionärs irgendwie verſchlechtern kann. So aber liegt die Sache 
bier, wo die Ausführung des Auftrages den bisherigen Schuld-Saldo des Klägers 
in ein größeres Guthaben zu feinen Gunſten verwandelt hätte. Aus dem Ge: 
fagten folgt nidt, daß der Kommiffionär während ſchwebender Engagements feine 
Beziehungen zum Stommittenten niemals löfen könnte. Ob dies für zuläffig zu 
erachten wäre, wenn es in einem Augenblide geidieht, wo Aufträge des Kommit- 
tenten nicht vorliegen, kann hier dahingeftellt bleiben. Unzuläffig ift jedenfalls — 
und darauf fommt e8 hier an — eine fo geftaltete Realiſations-Order des Kom— 
mittenten anftatt fie auszuführen mit dem Abbrude der Geſchäftsbeziehungen zu 
beantworten. U. v. 14. 7. 97. I. 103,97, 

4. Borzeitige Löſung des VBertragsperhältnijjes mit einem 
Agenten. Der Stläger, ein Margarinefabrifant, hatte dem Beklagten im Sep» 
tember 1893 auf fünf Jahre feine Generalvertretung für beſtimmte Bezirfe gegen 
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Provifion von allen direkten und indirekten Verkäufen übertragen; für etwaige 
Ausfälle und PVerlufte follte der Bellagte nicht verantwortlid fein. Am 1. Aus 
guft 1894 entzog der Kläger ohne Kündigung die Vertretung dem Beflagten, er 
machte gegenüber der von dieſem wegen der vborzeitigen Löſung des Vertrags 
widerflagweije erhobenen Schädenforderung geltend, daß er bei den vom Bellagten 
vermittelten Gejhäften bei einem Umſatze von ca. TOOOO # mindeftens 6000 .# 
eingebüßt habe. Das Berufungsgeriht entnahm daraus, daß diefe Verlufte ent— 
ftanden waren, daß ber Beklagte bei der Kreditgewährung nicht mit der ihm ob» 
liegenden Sorgfalt und Umſicht verfahren, und dem Kläger die Fortſetzung des 
Terhältniffes mit dem Beklagten nicht zuzumuthen jei. Das Reichsgericht be— 
jtätigte: Darauf, daß der Beklagte nad) dem Vertrage, für Ausfälle und Berlufte 
nicht verantwortfid gemacht werden follte, iſt für die vorliegend zu entjcheidende 
Frage ebenfo wenig Gewicht zu legen, wie darauf, ob diefe Beitimmung in den 
Vertrag aufgenommen ift, nachdem der Beklagte dem Kläger erflärt hatte, daß er 
in der Branche nod) nicht gearbeitet habe und deshalb mit der Rage des Ge- 
ſchäfts und den Interefjenten nicht befamnt ſei. VBerantwortlid wird der Beklagte 
für die Verluſte nicht gemacht. Im Frage fteht nur, ob der Gejhäftsherr, der 
fid) vertragsmäßig auf Jahre gegen den Handlungsagenten bindet, beredtigt ift, 
dies Bertragsverhältniß vorzeitig zu löfen, wenn ihm die Vertretung durd) den 
Agenten ruindje VBerlufte bringt, die auf das Verhalten des Agenten zurüdzuführen 
find, und ob er dazu beredtigt ift, aud) wenn ihm befannt war, daß der Agent 
mit dem Geſchäft und den Intereffenten nicht vertraut fei. Das ift mit dem Be— 
rufungsriter ohne Bedenken zu bejahen. Durd) das Gutachten der von dem 
Berufungsridter vernommenen Sadjverftändigen ift feitgeftellt, daß der Fabrifant 
von Margarine durKidnittlih mit einem VBerdienft von 3—4 Prozent, der Groß- 
bändfer mit einem Verdienſt von 4—6 Prozent arbeite. Daß die Klägerin ale 
Fabrikant ruinirt wird, wenn fie in 10!/, Monaten bei ca. 70000 .# Umjaß einen 
Berluft von 8 Prozent hat, ift Har ꝛc. Reſultirt der Verluft lediglich aus der 
Infolvenz der durd den Agenten zugeführten Kunden, fo erideint die Annahme 
begründet, daß der Agent entweder grob fahrläjfig, oder leichtſinnig Freditirt hat. 
Selbjt wenn der Agent ungeſchickt oder aus mangelnder Geſchäfts- und Perjonal- 
fenntniß gehandelt hat, ift dem Geſchäftsherrn die Beibehaltung des Agenten 
nit zuzumuthen, auch wenn er mit deffen mangelnder Geſchäfts- und Perjonal- 
fenntniß hat rechnen müſſen. Nad dem Gutachten des W. ſpricht alles dafür, 
daß der Beklagte niht nur ungeſchickt und ohne Erfahrung, fondern auch leicht— 
fertig gehandelt hat. U. v. 22, 5. 97. I. 67/97, 

5. Konventionalftrafe. Die fubjektiven Norausjegungen für die ge 
forderte Konventionalſtrafe find eimwandsfrei feftgeftellt. Allerdings erfordert die 
Bereinbarung aud im Geltungsbereih des Allgem. Landrechts (vergl. $ 305 
Th. I Tit. 5) ein Verſchulden. Liegt indeß objektiv ein Zuwiderhandeln gegen 
ein unter Strafe gejtelltes Verbot vor, jo kann zwar ein Verſchulden ausgeſchloſſen 
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fein, wenn der Verpflichtete die Umftände, in Folge derem die Zumiderhandlung 
erfolgte, nicht zu vertreten hat; dagegen ift irrige Anficht über den Inhalt einer 
Vertragsbeſtimmung nicht geeignet, ein Zuwiderhandeln gegen dieje zu entichuldigen 
(vergl. Bolze, Praris, Bd. 4 Nr. 597 Bd. 13 Nr. 338, Bd. 20 Nr. 369). 
Im vorliegenden Falle find die Handlungen, in denen die Vertragsverlegung zu 
finden ift, nur ſolche des Beflagten jelbft, der ſich zu feiner Rechtfertigung lediglich 
darauf beruft, daß er, mit Anderen, fein Verfahren nad Inhalt des Vertrags 
für erlaubt gehalten habe. Dies ift jedod von dem Berufungsgericht, auch ab- 
nefehen von den in dem angefochtenen Urtheil/hiergegen ausgelprodenen Zweifeln, 
für unerheblich eradhtet worden, und dem fann aus den obigen Gründen nur zu: 
geftimmt werden. U. v. 14. 7. 97. I 106/97. 

6. Konk.O. 874 Rechtsirrthum des Konfursverwalters*).tDurd 
die Beitimmung in $ 74 der Konk.Ord. ift bezüglid der vom Konfursvermwalter 
zu bertretenden Sorgfalt einheitliches Recht für das Deutſche], Reiz; geichaffen 
worden; nit nur betreffs der Frage, welches Maß von Sorgfalt er bei Er- 
füllung feiner Obliegenheiten zu vertreten bat, fondern aud”für die Frage, durd 
welde Umftände ein Verſchulden begründet oder ausgeihloffen wird.” Inſoweit 
haben daher die gemein» oder partifularredtliden Vorſchriften nicht} zur Anwen: 
dung zu kommen, vielmehr ift die Frage nad) einheitlihen, aus der Natur der 
Sade und allgemeinen Rechtsprinzipien abzuleitenden’ Erwägungen zu beurtheilen; 
die gemein- und partifularrehtlien Sondervorſchriften kommen dabei nur injo- 
weit in Betracht, als fie Bezeugungen der in Deutſchland zur Herridaft ge: 
langten Rechtsanſchauung find, nicht al® am ſich maßgebende Rechtsnormen. Von 
diefem Standpunkte aus ift ein Irrthum des Konfursverwalters über zmweifelbafte, 
in der Nudifatur und Yiteratur nit zum Austrag gebrachte Rechtsfragen unter 
Umſtänden nit al& Berihuldung im Sinne von $ 74 der Konk.O. anzufehen. 
U. v. 5. 7. 97. VI. 204. 97. 

7. Für den Gerihtsftand aus 8 22 C. P.O. kommen folgende von 
den Vorderrichtern ermittelten thatſächlichen Berhältniffe in Betracht: Ihre Ein: 
fäufe und Verfäufe beforgt die Beflagte von ihrer Handelsniederlaffung in Berlin 
aus, Im Bezirke Prenzlau hat fie nur einen Bretterplaß und ein Sägewerk, 
wofür ihr die Kläger einen Pla in ihren Waldungen angewiefen haben. Dort 
werden die der Bellagten aus den Wäldern überwiefenen Hölzer zerfägt und für 
den Verjandt zuredt gemadt. Die Difpofitionen erfolgen von Berlin aus, Im 
unbedeutendem Umfange wird das geringe Bedürfnik der nächſten Nachbarſchaft 
aud) durch Ddirefte Werfäufe vom Cügewerfe aus befriedigt. Hiernach hat das 
Kammergerigt mit Net das Vorhandenfein einer Niederlaffung im Sinne des 
$ 22 der E.P.D. verneint, Das Reichsgericht läßt e8 dahingeftellt, ob mit dem 


*) Das Urtheil mit der ausführlichen Begründung fommt in den Entſch. des Reichsger. 
in Eiv.S. Bd. 89 zum Abdrud., 
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Kammergerichte auch darauf Gewicht zu legen ift, daß das Sägewerk feine dauernde 
Einrihtung ift, jondern injofern nur vorübergehenden Zweden dient, al® es in 
feinem Beſtande von der Dauer des Vertrages zwiſchen den Parteien oder doch 
davon abhängt, ob fie ſich für eine neue Nußungsperiode wiederum einigen. 
Ein gewifjes Maaß von Bejtändigfeit wird allerdings für den Fall des 8 22 
immer zu fordern fein, wie jhon der Vergleih; mit $ 30 (Meß- und Marktſachen) 
lehrt. Es könnte nur fraglid) erſcheinen, ob dießes Maaß nicht durd) die bau- 
liche Anlage des Werkes ſelbſt als beſchafft zu gelten habe. Vergl. Wach, Civil— 
prozeß S. 425. Dagegen fehlt zweifellos, wie das Kammergericht weiter mit 
Recht annimmt, das zu fordernde Moment der geihäftlihen Selbjtändigfeit 
des Etabliſſements. „Eine Niederlafjung, von welder aus unmittelbar Geſchäfte 
geihhlofjen werden“, jagt das Geſetz. Damit ift nicht eine Geſchäftsſtelle gemeint, 
die in Ausnahmefällen und innerhalb eng geſteckter Grenzen aud einmal jelbjtändig 
handeln kann, fondern eine jolde, welche der Regel nad) jelbftändig handelt. 
Das fehlt Hier. Das Sägewerk ift ein bloßer Fabrifbetrieb, der feiner Zweck— 
beftimmung nad) nur der Vorbereitung für den Abſatz der eingefauften Produfte 
dient, aljo einem internen Vorgange innerhalb des kaufmänniſchen Gewerbes der 
Beflagten. U. 24, 5. 97. I. 153. 97. 
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Beflprehungen. 
Deutſches Theaterrecht von Dr. jur Dtto Dpet, Privatdozent in Bern, Berlin 1897. 

Verlag von S. Calvary u. Co. 

Die fortjchreitende Rechtsausbildung veranlaßt ein immer tieferes Eingehen auf die 
Sonderredhte einzelner Stände, Cine foldhe Arbeit giebt das vorliegende umfangreiche Werk, 
das erfte, welches fich in Deutfchland mit einem Nechte befaßt, das im Auslande Tängft eine 
eigene Literatur aufzumeifen hat. 

Das gefammte Rechtögebiet wird in Öffentliche und privates Theaterrecht eingetheilt, 
erftered umfaßt das Theatergewerbe und die Sicherheitäpoligei, lefteres das Bühnenengage— 
ment, den Theaterbefuh, da8 Aufführungsreht und die Theateragenturberträge. 

Die deutfche Gefekgebung bat fein Empfinden für die hohen Aufgaben des Theaters 
als Volfsbildungsanftalt an den Tag gelegt, die darauf hinmweifende Gefchichte der Theater 
ift unbeachtet geblieben, als man dasſelbe, einer Sondergefeggebung nicht für werth erachtend, 
ber Gewerbeordnung unterftellte. Daß hiermit ein befriedigender Rechtsſchutz nicht gegeben 
ift, zeigt fi, fobald das Theater vom Staate oder einer Gemeinde geleitet wird, Mit dem 
mwejentlihen Erforderniß des Erwerbszwecks bleibt die Gewerbeordnung bier ebenfo ausge: 
fhlofjen wie bei den an dem gleihen Mangel leidenden nicht gewerbs- noch berufsmäßig 
veranftalteten, nicht öffentlihen Aufführungen. Angemeffener ift die in Frankreich entftans 
bene bejondere Theatergefeggebung, welche 3. 3. noch in Elſaß⸗Lothringen gilt a 
jur Gem.Dd. in G.aL.). 

Die Gew.O. hat die Theater in 2 Klaſſen geiheilt. 1) die ftehenden Theater und 
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2.) die im Umberziehen veranftalteten Echauftelungen. Erftere werben allerdings nicht dem 
allgemeinen Begriffe des fiehenden Gewerbes untergeorbnet, der Sonterftellung wird durch 
Sonderbeftimmungen Rechnung getragen, die neben der Konzeffionspflicht die Gründe der 
etwaigen Konzelfionävermeigerung enthalten. Damit ift ein Recht auf HKonzeffionsertheilung 
begründet; die Verfagungägründe hat Berfaffer Seite 55— 71 an der Hanb der in: und aus 
ländifchen Redtiprehung und Literatur erfhöpfend erörtert. Die erft nad) der Konzeſſions—⸗ 
eriheilung bervortretenden Verſagungsgründe rechtfertigen deren Zurüdnahme. 

Der Konzeffion der ftchenden Theater ſetzt Berfaffer das Privileg der Schauftellungen 
gegenüber. Mag au der Charakter der Konzeſſion dadurch nicht berührt werden, daß ber 
Behörde in der Ertheilung oder Verfagung die freie Wahl überlaffen ift, fo ift hier doch bie 
Einführung des andern Ausdruds als zmedmähig zur Unterfheidung zu billigen, mögen 
auch die Ausführungen zu dem Begriff des Privilegd manchen Bedenken begegnen. Ein ge 
miſchtes Enftem hat die Gewerbeordnung da eingeführt, wo fie neben der behördlichen Ges 
nehmigung der Aufführung außerdem eine foldhe des dazu benupten Raumes verlangt. 

Den Anhang diefes Abſchnittes bildet die rechtliche Stellung der Theateragenten. 
Während jedod bier ohne erfichtlihen Grund nur diejenigen erwähnt find, welche fich mit 
der Vermittlung de8 Bühnenengagements befaffen, behandelt der Schlußabſatz S. 448-461 
ald weitere Agenturveriräge den Billetvorverfauf und den Abſchluß der Aufführungsperträge 
mit dem Autor, 

Die fortgefehte polizeilihe Beauffihtigung der Theater wird aus der Konzeffion einer: 
feitö, andererfeit3 aus den allgemeinen Befugniffen der Wohlfahrtd: und Sicherheitspolizei 
abgeleitet. Erftere begründet die Aufficht infoweit, ald es zur Feſtſtellung des fortgefegten 
Vorhandenfeind der Konzeſſions bedingungen erforderlich ift, legtere geben ber Polizei das 
Recht, an Orten, wo größere Menfhenanfammlungen ftatifinden, alfo auch in Theatern, die 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit gebotenen Mafregeln zu treffen. Diefe 
umfaffen die Sittenfontrole, in einzelnen Gefeggebungen unterlagen früher auch die Leiſtungen 
in ibren fünftlerifhen Beziehungen, fowie die Vermögenslage des Unternehmers polizeilicher 
Prüfung. Einen lleberreft diefes Prüfungsrechts hat die Gew.D. in Araft erhalten, die Feſt— 
ftelung, ob bei Schauftellungen ein höheres Intereſſe der Aunft obmaltet. & 83a der Gew O. 

Bon diefer „Kontrolpolizei” wird die „Sicherheitäpolizei” unzutreffend als befonderer 
Abſchnitt lodgelöft. Die dem Berfaffer überhaupt zum Vorwurf zu machende ungenügende 
Trennung des doppelten Theaterbegriffs 1) ald Theatergebäude und 2) ald Scaufpielunter 
nehmung bat hier eine Verſchmelzung nicht zufammengehöriger VBeftimmungen veranlaßt. Auf 
erftere haben die Bau: und Feuerpolizei, auf lektere die Theaterzenfur Bezug. Die frühere 
und jegige Bedeutung der Zenfur veranlafjen eine längere gefhichtlihe Entwidlung (S. 183 fig.) 
die zu dem vielfach beftritienen, aber zutreffenden Satze führt, daß die Gewerbefreiheit (Gem.d. 
$ 1) die Zenfur nicht befeitigt hat, da die Gew.D. die allgemeinen polizeilichen, auf geſetz⸗ 
liher Beftimmung beruhenden Befugniffe nicht ſchmälert, ſoweit fie diefe nicht ausdrücklich 
zu befeitigen beftimmt ift (S. 151). In Ddiefem auf Fälle mit gefeglicher Grundlage be 
ſchränkten Umfange befteht demnach die Zenfur noch fort. 

Das IL Bud) beginnt mit dem Bühnenengagement. Dem alten Streit, ob biefes eine 
Dienftmiethe oder ein Werfverding fei, fuht Dpet damit zn begegnen, baß er es als 
„Innominatkontralt ded modernen Rechts“ bezeichnet (S. 165). Damit ift aber eine Löfung 
der Frage nicht gegeben, melde Rechtsſätze follen dann maßgebend fein? Das_Bühnen- 
engagement Tann fomohl Tienftmieihe als Werfverding fein, die Entfheidung richtet fid 
nah den Berhältniffen des Einzelfalls, Dienftmiethe liegt vor bei Annahme eines Schau: 
fpielers zur Mitwirlung während einer ganzen Spielfaifon in allen ihm zuzumeifenden 
Rollen, Werkverding ift die Hebernahme einer beftimmten Rolle für eine einzige oder einige 
wenige Vorftellungen. " 
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Bei der weiteren Rechtsausführung kommt Berfaffer S. 178 zu den Theaternamen 
beren rechtlihe Bedeutung er treffend derjenigen einer Handelsmarke gleihacdtet. Diefer 
Name hat allerdings mit dem Nechte eines Jeden auf Führung und Schuß feines Familiens 
und Vornamens nichts zu thun — $ 12 des B.G. B.'s — und kann der Behörde gegenüber 
nicht zur Anwendung fommen, 

Aus dem Inhalte ded Engagementsveriragd verdienen neben den beiderfeitigen Rechten 
und Pflihten die Rüdtrittögründe vom Bertrage befondere Beachtung. Die umfangreiche 
fritiihe Sammlung derſelben (S. 174—R02) dürfte alle vorlommenden Streitpunfte bej: 
rührt haben. 

Diefelben Schwierigfeiten wie bei der rechtlichen Beurtheilung des Bühnenengagements 
ergeben ſich bei derjenigen bes Theaterbefuhs. Mit Recht nimmt Verfafjer hier Werkverding 
an. Andererfeits kann ihm in feiner Auffafjung des Theaterbillets nicht beigepflichtet wer: 
den; es ift micht erfihtlih, warum nicht auch eine auf Namen lautende Eintritiäfarte den 
allgemein angenommenen Charakter des Legitimationspapierd tragen fol Wenig Anklang 
wird die Aufftellung finden, unter auderen Rechten habe der Befucher des Theaters aud ein 
folhes auf Klatfchen und Zifhen. Cin Recht auf Störung der Öffentlihen Ordnung oder 
auf Beleidigung — die das Ziſchen enihalten kann — dürfte wohl feine weitere VBertheidigung 
finden. Muß man aud bei Erſcheinungen des Öffentlihen Lebens eine öffentliche Kritik 
dulden, jo darf diefe doch micht die Form einer Gefegesverlegung annehmen (3 193 des 
Str. G. B.'s). Verfaſſer hebt übrigens mit Recht hervor, daß das Privatleben der Schaufpieler 
der öffentlichen kritiſchen Beiprehung entzogen ift. 

So unbeftritten die ftaatlichen Theater verpflichtet find, jedem darum Nahfuchenden, 
der ſich den allgemeinen Anorbnungen fügt, Eintrittsfarten zu verkaufen und Zutritt zu ger 
ftatten, fo beftritten ift die Frage bei Privattheatern. Gine befriedigende Löſung vermag der 
derzeitige Stand der Gefeggebung nicht zu bieten, mit Dpet muß man die frage verneinen 
troß des Öffentlichen Charafterd ded Theaterd. Die ausführlihe Erörterung ©. 253—268 
fließt mit dem Wunſche der Einführung des Hontrahirungdzwanges durch Erhebung aller 
Theater zu Öffentlihen Anftalten, 

Das Aufführungsreht hat feine gefetlihe Negelung durch das Reichsgeſetz vom 
11. Juni 1870 betr. das Urheberreht an Echriftwerken, Abbildungen, mufifalifhen Kompo— 
fitionen und dramatischen Werken erhalten, Nah einer ausführlichen geſchichtlichen Einlei, 
tung (S. 269— 281) wird zunächſt in fehr zutreffender Weife der Unterjchied zwiſchen Auf: 
führungs: und Vervielfältigungsrecht Margelegt. Die ſyſtematiſche Darftellung ded in dem 
genannten Reichdgefege enthaltenen Rechts mit feinen Streitfragen ift noch durch die eins 
gehende Einbeziehung des ausländifchen Rechts ergänzt. Das Hauptinterefje dieſes Abſchnitts 
nimmt die Berlefung des Aufführungsreht3 iu Anſpruch. Da der Schuß nur Öffentlichen 
und gegen Öffentliche Aufführungen gewährt wird, erheifcht der Begriff der Deffentlichkeit hier 
befondere Beachtung (S. 384). Opet unterfcheidet in 1) öffentlihe Aufführungen ohne Er— 
laubniß und 2) öffentliche Aufführung des ganzen Werkes, wenn die Erlaubniß nur für einen 
Theil gegeben ift. Fraglich ift, ob eine unerlaubte Aufführung vorliegt, wenn das Werk für 
eine andere Bühne paffend umgewandelt oder aber 3. B. ein Drama als Operette neu bes 
arbeitet ift: Adaptation. Die allgemeine Auffaffung geht jept dahin, daß eine derartige 
Aenderung ein neues Werk ſchafft, das jedem Einfluß des früheren Autors entzogen ift. 
In gleicher Weiſe ift bei Dramatifirung eined Romans zu entſcheiden. Die entgegengeſetzte 
Anfiht vom Schute des Gedankenbildes verdient immerhin volle Beachtung, zumal fie mehr 
als die andern den Bedürfniſſen des praktifchen Lebens gerecht zu werden geeignet ift. Der 
weſentliche Gegenftand eined Romans, Dramas u, f. w, eben dieſes Gedankenbild, hängt 
mitunter mit dem im Urheberrecht zu ſchützenden Vermögensrechte fo untrennbar zufammen, 
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daß defien Wiedergabe in einer andern Form die Ableitung der Einnahmequelle auf legtere 
zur Folge bat. 

Ein Anhang enthält Mufter zu Theaterordnungen, Engagementd» und Aufführungs: 
verträgen. Daran jchließen fih Sach- und Gefegeäregifter. 

Zweck des vorliegenden Werkes ift die Darfielung des geltenden Deutihen Theater: 
rechts; diefen Zweck hat Verfaffer dur den 518 Seiten umfaffenden Band vollfommen erz 
reicht. Das Streben nad) Vollftändigkeit hat allerdings vielfach zu langwierigen Crörterungen 
Anla gegeben, die mehr eine Erzählung thatfädhlicher Verhältniffe als ftreng rechtliche Aus: 
führungen enthalten. In gleiher Weife hat die überaus eingehende Heranyiehung des 
freniden Rechts gewirkt, die Anmerkungen am Fuße jeder Seite enthalten Bermeifungen auf 
die Gefeggebung und Literatur nahezu aller civilifirten Staaten der Welt, 


W. Evermann, Amtsrichter. Bolchen (Lothringen). 


Die Berfhiedenheiten des neuen Deutihen vom geltenden Sächſiſchen Bür- 
gerlihen Rechte. AZufammengeftellt von Dr. phil. Hermann Dito, Yandridter. 
III. Theil, Familien: und Grbredt, bearbeitet von Bernhard Nitfhe, Amisrichter. 

Dresden, Conrad Weiske's Buchhandlung (Georg Schmidt). 1897. 

Das zum Theil aus Vorträgen des erftgenannten Verfaſſers hervorgegangene Wert: 
chen ftelt dem im Königreich Sachſen geltenden bürgerlichen Recht, fomeit thunlich in Ans 
lehnung an dad Syftem des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs, die mwefentlichiten Bor: 
ſchriften des Fünftigen Teutihen Rechts in gedrängter Kürze überfichtlich gegenüber und 
erftrebt damit die erfte Ginführung des ſächſiſchen Praktikers in das neue Recht, 

Diefe Form der Darjtellung fann im Hinblid auf die nahe Verwandtſchaft beider 
Rechtsſyſteme im Allgemeinen ald zuläffig und für den erwähnten;Zmed braudbar bezeichnet 
werden; fie ermöglidt mit Zuhülfenahme des bereit Belannten die fchnelle Gewinnung 
eined erften Ueberblidd über das noch unbefannte NeueTund kann infofern felbft dem, der 
fi die tiefere Erfafjung des fünftigen Rechts zur Aufgabe ftellt, noch mehr aber dem, dem 
es überhaupt nur um eine mehr flüchtige Kenntnißnahme zu thun ift, Dienfte ermeifen. 

Weitergehenden Anjprücen zu genügen ift fie weder geeignet nod wohl auch beitimmt. 


Landgerichtödireltor Fuchs, Leipzig. 
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Abhandlungen. 


Die Aniprühe aus ungeredhtfertigter Bereicherung (SS 812—822 
des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches). 


Von Landrichter Dr. Anger in Leipzig. 


A. Allgemeine Grundſätze. 
1. Bereicherung. 


8 1. Abweichend von dem Entwurfe 1. Leſung 88 737 flg. ſtellt das Ge- 
ſetzbuch an die Spitze des Abſchnitts über die ungerechtfertigte Bereicherung fol- 
genden Grundjaß: 

„Wer auf Koften eines Anderen Etwas ohne redtlihen Grund erlangt, ift 
ihm zur Herausgabe verpflichtet“ ($ 812 Abi. 1). 

Der Gedanke, das allgemeine, die ganze Lehre beherrihende Prinzip vor— 
aus zu ſchicken, findet ic) zuerft in dem Gegenentwurfe,) der den Beratungen 
der zweiten Kommilfion zu Grunde lag. Die Kommiſſion eignete ſich diefen Ge— 
danfen an, weil er fyitematiih und vom Standpunkte der Geſetzgebungstechnik 
aus den Vorzug verdiene, der ganze Abſchnitt dadurd an Ueberſichtlichkeit und 
Klarheit gewinne, und manichfache Verweifungen dadurd) vermieden werden fünnten.?) 

Worin das Erlangte beftehen müffe, jagt das Geſetzbuch nicht. Den Ge- 
genftand einer Kondiftion kann Altes bilden, was als Vermögenswerth oder Ver- 
mögensbeftandtheil angejehen werden kann, durch dejjen Uebergang aus dem Ver— 
mögen des Einen in dasjenige des Anderen der Lehtere bereichert wird.?) Als 
Beifpiele der Bereicherung durch Vermögensvermehrung feien angeführt: Erwerb 
des Eigenthums (88 932— 936), eines Rechts an fremder Sache ($ 1032, Nieh- 
braud; $ 1207, Pfandrecht), jowie Erlangung des Beſitzes ($ 851). Doch wird 
eine Bereiherung aud in dem Nidjteintritte einer Vermögensminderung zu finden 
fein.*) Wenn aus der Thatſache, welde die Bereidherung vermittelt, dem Bes 





) &, 2955 flg. ber autographirten Protofolle wörtlich mitgetheilt. 

) ©. 2939 flg. der Protokolle. 

s) Motive Bd. 2 ©. 880 bei N. 8, 

*) Windfcheid, Pandekten, 7. Auflage Bd. 2 $ 421 Ziffer 1 bei und in N, 9a—15. 
Schollmeyer bei Guttentag, Recht des D. B.G. B.'s in Einzeldarftellungen, Recht der ein: 
zelnen Schulbverhältnifie S. 102. 


Archiv für Bürger, Recht u. Progeh. VIL . 42 
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reiherten zugleih ein Nachtheil erwächſt, lann nur der Ueberſchuß als wirkliche 
Bereicherung gelten. 

Die Worte „auf Koften“ wurden von der Kommiſſion an Stelle des im 
Gegenentwurfe enthaltenen Ausdruds „aus dem Vermögen“ gejeßt, weil diejer zu 
eng jei.?) Die ausgeſchlagene Erbidaft erlange der nächſtberufene Erbe nicht aus 
dem Dermögen, wohl aber auf Kojten des Ausihlagenden ($ 1955). Wenn von 
zwei mit Anwachſungsrecht eingejegten Nacherben der Eine ausſchlage, eriwerbe der 
Andere die ganze Naherbidaft nicht aus dem Vermögen, wohl aber auf Koften 
des Ausihlagenden (SS 2142 verb. mit 2094 Abi. 1 Cab 2). Hiernach ift 
Har, daß Jemand auf Koften eines Anderen nicht nur dann bereichert ift, wenn 
dur den Inhalt der Bereiherung die Verminderung des fremden Bermögens 
von jelbft gegeben ift, jondern aud, wenn die Bereicherung durch Mittel des 
fremden Vermögens, durch Gebrauch, Verbrauch, Hingabe, Belaftung, und ins— 
bejondere durch Nichtvermehrung des fremden Vermögens bewirkt wird.®) 

Die Bereiherung kann auf einem Rechtsgeſchäfte oder auf einer anderen 
Thatſache beruhen ($ 812 Abj. 1, verbis: „durch Yeiftung eines Anderen oder 
in fonftiger Weiſe“). Das Rechtsgeſchäft braucht nicht zwiſchen dem Bereicherten 
und dem Benachtheiligten ftattgefunden zu haben ($$ 816, 822). 


2. Mangel des redtlihen Grundes, 

8 2. Das Geſetzbuch giebt feine erichöpfende Aufzählung der einzelnen 
Kondiktionenfälle.”) Es hebt im Eingange des 8 812 den auf rechtsgeſchäftlichem 
Gebiete liegenden Hauptanwendungsfall der Yeiftung eines Anderen der Deutlichkeit 
halber hervor.) Aud eine auf den Willen des Benachtheiligten beruhende Be 
reiherung kann des rechtlichen Grundes entbehren. Dies ift inbefondere der Fall: 

a) wenn das Recht diefem Willen Anerkennung verjagt.) Iſt danach die 
Willenserflärung jelbft nidtig, jo wird allerdings eine Bereicherung regelmäßig 
nur infofern vorliegen, als fie in der bloßen Bewirkung einer Thatſache Liegt 
(3. B. Erlangung des Befiges, $ 854), oder der Empfänger das Erlangte der- 


5) Protofolle, S. 2941 und ©. 2943. 

6) Motive Bd. 2 S. 851 bei N. 4, Windſcheid $ 421 Ziffer. 2. 

?) Der Gegenentwurf hatte dies in $ b verſucht. Die Kommiſſion lehnte es jedod 
als im Rahmen eines Geſetzbuchs unmöglih ab. Protofolle S. 2935, 2955. 

) Abf. 2 des $ 812 iſt ein Zufag der Redaktionsfommiffion, defjen Inhalt S. 2965, 
2991 der Protokolle als felbftverftändlich bezeichnet wird, 

?) So Windfcheid 3 423 Ziffer 1. Der erfte Entwurf $ 748 Abſ. I nahm wie Sädf. 
G.B. $ 1547, condictio sine causa im engeren Sinne an, wenn die Vereiherung nicht 
kraft redisgültigen — aljo kraft nihtigen — Willens des Benadtheiligten eintritt; fiche auch 
Motive Bd. 2 ©. 858, Damit wird aber Zufammenhängended getrennt; da in den Fällen 
des verwerflihen Empfanges ($ 817) die Bereiherung theild durch rechtögültige, theils durch 
nichtige Willenderklärungen des Benachtheiligten vermittelt wird. Aus den Protofollen und aus 
dem Wortlaute des Geſetzes ergiebt ſich zu diefer Frage nichts. 


88 812—822 des Diſch. B. G. B.'s. 659 


geftalt in feinem Nutzen verwendet, daß er gemäß $ 818 Abi. 2 zum Werther- 
fage verpflichtet if. Im diefen Zujammenhang gehören insbejondere Willenser- 
Härungen, die wegen mangelnder oder beſchränkter Geihäftsfähigfeit nidtig find 
(SS 105 und 106, verb. mit SS 1627 flg. ehelicher Vater, 88 1684 flg. ehe 
lihe Mutter, 88 1793 flg., 1896 fig. Vormund, 88 1915 flg. Pfleger, 88 1643, 
1821 Bormundjhaftsgeriht), und Willenserflärungen, die mangel® der vorge— 
ſchriebenen Form nidtig find (3. B. $ 518 Schenfungsveripreden, $ 766 Bürg- 
ſchaft, $ 780 Eduldveripreden, $ 2276 Erbvertrag). Neben diefen Fällen, in 
denen der Willenserklärung im Intereffe des Benachtheiligten Anerkennung ber: 
jagt wird, ftehen andere, in denen das Gleiche aus Gründen der öffentliden Ord— 
nung geihieht: Verſtoß gegen das Geſetz ($ 134) und gegen die guten Sitten 
($ 138). Liegt diefer Verftoß in der Annahme einer Leiftung durch den Em— 
pfänger, fo ift condietio ob turpem causam gegeben ($ 817). Hierüber ver» 
gleihe man unten $ 11. 

b) wenn das Recht dem Urheber der Willenserklärung die Befugniß giebt, 
fie zu widerrufen, und er von diefer Befugniß Gebraud) macht. Beiſpiele: $ 528.10) 
Widerruf einer Schenkung, weil der Schenker feinen ftandesmäßigen Unterhalt nicht 
mehr beftreiten und die ihm gegen Verwandte, Ehegatten, frühere Ehegatten ge- 
ſetzlich obliegende Unterhaltspfliht nicht mehr erfüllen kann, $$ 530 flg."') 
Widerruf einer Schenkung wegen Undanks des Beſchenkten. 

ec) wenn zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit geleiftet wird, 
welche nicht befteht, condictio indebiti der 88 813 '%) und 814. Hierüber ver- 
gleihe man unten 8 7. 

d) wenn der mit einer Leiftung nad) dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts be 
zwedte Erfolg nicht eintritt,'?) condietio causa data, causa non secuta der 
88 812 Abi. 1 Satz 2 zweite Hälfte und 815. Hierüber vergleihde man unten 
88 8 und 9, 


0) Zuſatz der Reichstagdtommiffion, der auf $S 1128 flg. Th. 1 Tit. 11 des allg. 
Preuß. Landrecht3 zurüdzuführen ift (Sten. Ber. ded Reichſstags Seffion 95,6 Anlagebandb III 
Nr. 440 S. 1969). 

1) Die Motive, Bd. 2 ©. 847 in N. 1 und die Protofolle ©. 1689 nehmen bier, 
abweichend von Windſcheid $ 423 Ziffer 2, condietio ob causam finitam an, weil die causa, 
welche in der Willenserklärung des Geber liege, durch den geſetzlich geftatteten Widerruf 
fi) erledigt habe. Gleiches müßte im Falle des $ 528 gelten. In den eigentlichen Fällen 
der condictio ob causam finitam verfteht man aber unter causa nicht die Willenserklärung, 
durch welche die Bereicherung vermittelt wird, fondern einen Thatumftand, welder diefe Wil 
lenserklärung verurfacht, fiehe unter e und $ 10 a b. 

2) Schollmeyer, S. 104 führt unter a $ 813 Abſ. 1 Satz 1 als felbftändigen Kon— 
biltionenfall auf. Der Sat befagt aber nur, daß es für die condictio indebiti gleichgültig 
ift, ob die Verpflichtung überhaupt nicht eniftanden, oder wieder erloſchen ift, oder ob ihr 
eine peremtorifche Einrede entgegenfteht. Motive Bd. 2 ©. 882 bei N, 2, 

i0) Protokolle S, 2955, 

42* 


660 Anger, Die Anfprücde aus ungerechtfertigter Bereicherung, 


e) wenn der redtlihe Grund der Yeiftung ſpäter wegfällt.!“) condictio 
ob causam finitam des $ 812 Abſ. 1 Eab 2 erfte Hälfte. Beiſpiel der Kom- 
miffion: die Verfügung, welde der Borerbe trifft, nahdem der Naderbe die Erb- 
ihaft ausgeſchlagen hatte, wird unwirkſam, weil die Ausihlagung mit Erfolg an- 
gefodhten wird (SS 2142 verb. mit 1954 flg.). Auch die Erfüllung einer auf- 
(öfend bedingten ($ 155 Abi. 2), oder mit einem Endtermine ($ 163) verjehenen 
Verpflichtung kann Hierher geredjnet werden.'?) Im Uebrigen vergleihe man 
unten $ 10.1) 


8 3. Mit den Worten „oder in fonftiger Weiſe“ gedentt 8 812 Abi. 1 
insbefondere derjenigen Kondiktionenfälle, in welden die Bereicherung ohne den 
Willen des Benadtheiligten eingetreten ift. 

a) Die Bereicherung kann biernad auf einer Rechtsveränderung beruben, 
durd) deren Inhalt die Benadhtheiligung von felbjt gegeben ift, und ausnahms— 
weile des rechtlichen rundes entbehren, weil die Regel, nad) der fie eintritt, nur 
die Rechts-, nicht auch die Vermögensveränderung rechtfertigt!“) Hierher gehören: 
8 951 Eigenthumserwerb durch Verbindung, Vermifhung, Verarbeitung, $ 977'°) 
Eigenthumserwerb am Kunde (NB! aud) im Falle des $ 976). Dagegen gehören 
nicht hierher: 83 937 lg. und 8 900 Eigenthumserwerb durch Erfigung, weil 
nad) dem Zwecke diefer Beſtimmungen zugleich die Vermögensveränderung ge 
rechtfertigt erſcheint. Auch im Falle de8 S 964 (Eigenthumserwerb an Noth-, 
Hunger: oder Bettel-Schwärmen) findet fein Bereiherungsanfprud ftatt, weil 
Dienenfhwärme der in diefem Paragraph erwähnten Art der Regel nad) durd) 
Bernadläffigung des bisherigen Eigenthümers veranlaßt werden und dem neuen 
Eigenthüimer nicht jelten Schaden zufügen.?®) 

Namentlid) aber gehören hierher die Bereicherungsanſprüche, welde in den 
Vorſchriften über Verfügungen Nichtberechtigter oder Leiftungen an Nichtberechtigte 
ihren Grund haben ($ 816). Ueber diefe vergleide man unten 88 12—17. 

b) Zon denjenigen Fällen, in welden die Bereicherung des redtlichen 
Grundes entbehrt, weil ſich aus feiner bejonderen Thatſache ein Recht darauf her— 
leiten läßt,?") find 3. DB. folgende zu erwähnen: 88 99321), 988 Haftung des 
gutgläubigen Befigers dor Eintritt der Nedtshängigfeit. Er Hat regelmäßig 


14) Protokolle S. 2955, 

15) Motive, Bd. 1 ©. 252 flg. Protofolle S. 861—4, ©. 874, 

6) Protofolle S. 3011—3017. Die Anmwendungsfälle, welche auf proyefiualem Ge 
biete liegen (C. P.O. $3 274, 508, 668, 655, 686, 687), follen durch befonderes Geſetz ge 
regelt werden, 

19 MWindfcheid, $ 422 unter 2a, 

8) Denkſchrift (Guttentag'ſche Ausgabe) S. 186. 

19) Motive, Bd. 3 ©. 874 Ziffer 5; dagegen Schollmeyer, &. 107. 

20) Mindfcheid, $ 422 unter 2b. 

21) Sten. Ber, des Reichsſstags Sefjion 95/6 Bd. IV S. 2001, 


88 812-822 des Diſch. 8.6.8.8: 661 


($ 993) nicht die Nutzungen, ſondern nur diejenigen Früchte ($ 99) herauszu— 
geben, die er gegen die Regeln ordnungsmäßiger Wirthſchaft zieht. Als Eigen— 
beſitzer, oder wenn er beſitzt, um ein ihm in Wirklichkeit nicht zuftehendes Nutzungs— 
reht an der Sache auszuüben, hat er ausnahmsweiſe alle Nutzungen ($ 100), 
welche er zieht, herauszugeben, dafern er den Beſitz unentgeltlich; erlangt hat. 
ss 682°?) und 687 Haftung des Geihäftsführers, der geihäftsunfähig, oder 
in der Geihäftsfähigfeit befhränft ift. Haftung desjenigen, der ein fremdes Ge- 
ihäft in der Meinung beforgt, daß es fein eigenes fe. $ 852 Abſ. 2. Eine 
Bereiherung aus unerlaubter Handlung kann ohne den Willen des Benadtheiligten 
eintreten.??) Im diefen Fällen haftet der Bereicherte nad) Ablauf der dreijährigen 
Friſt des $ 852 Abſ. 1 Dis zum Ablaufe der ordentlichen Verjährung gemäß 
Abſ. 2 diefes Paragraphen mit der condictio sine causa im engeren Sinne, und 
zwar nad Maßgabe der SS 819 Ab. 1 verb. mit 818 Abſ. 4 (fiehe unten 
$ 4. 8 1973 Abſ. 2 Sa 1°) Haftung des Erben auf Herausgabe des 
Ueberſchuſſes an die durch Aufgebot ausgeſchloſſenen Nahlakgläubiger. $ 2021?) 
Haftung des Erbihaftsbefigers, der das Erlangte nit in Natur berausgeben 
fann. 8 2196 Haftung des Beichwerten, den die Vollziehung der Auflage in- 
folge eines von ihm zu vertretenden Umftands unmöglid wird, auf Herausgabe 
des Theils der Zuwendung, der zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet 
werden müfjen, zu Gunften desjenigen, welchem der Wegfall des zunächſt Be— 
ihwerten unmittelbar zu Statten kommen würde Ein Fall, der im Uebrigen 
dem in $ 527 erwähnten Falle der condietio causa data, causa non secuta 
entipridt (fiehe unten $ 9 unter f). 88 2287 2°) und 23292) Haftung desjenigen, 
welder zum Nachtheile des Bertragserben, bez. des Pflichttheilsberechtigten bes 
ſchenkt iſt. Betreffs beider Fälle jagen die Protofolle, daß dieſen Kondiktionen 
die Natur von Anfechtungsanſprüchen im Sinne des Reichsgeſetzes vom 21. Juli 
1879 zukomme. Da es ſich um Schenkungen handelt ($ 3 Ziffer 3 des ange— 
zogenen Gejeges), iſt im erfteren Falle nicht erforderlich, dak dem Beſchenkten die 
Benachtheiligungsabficht befannt ſei. Im zweiten Falle wird nicht einmal erfordert, 
daß eine ſolche Abfiht beim Erblaffer beftanden habe. 


3. Verpflichtung. 
8 4. a) Die Verpflihtung geht im erfter Linie auf Herausgabe des Er: 
langten in Natur (SS 812 Abf. 1, 818 Abſ. 1). Wenn die Bereiherung auf 


2?) Protofolle, S. 8034. 

29) Sächſ. G. B. $ 1545. Die Fälle, in welchen die Bereiherung aus unerlaubter 
Sandlung durdy eine — wenn auch nichtige, anfechtbare, angefochtene — Willenserklärung des 
Benadtheiligten vermittelt ift, gehören unter $ 2 a. c. e. 

24) Denkſchrift S. 270. 


25) Denkſchrift S. 274. 
2°) Protololle S. 7277 flg. 


) Protokolle S. 7623 flg. 
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dem Willen des Benadtheiligten beruht ($ 2 a—e), ift aljo zurüdzugeben, was 
geleiftet worden war. Insbeſondere ift das übertragene Eigenthum zurüdzuver- 
ſchaffen, oder das beftellte dingliche Recht zu befeitigen. Hervorzuheben find aber 
die in 8 816 behandelten Fälle (ſiehe $ 3a a. E.). Bei der Leiftung an einen 
Nichtberechtigten ($ 816 Abi. 2) ift deren Gegenftand herauszugeben, Bei ent 
geltlihen Verfügungen des Nichtberechtigten ($ 816 Abi. 1 Sat 1) ift heraus: 
zugeben, was dieſer als Gegenleiftung erhielt; bei unentgeltlihen Verfügungen 
(8 816 Abf. 1 Sab 2), was dem Dritten zugewendet wurde. Im letzterem Falle 
tritt alfo 3. B. an Stelle des dinglihen Anſpruchs, der erlofhen ift ($$ 892 flg., 
932 flg.), ein perſönlicher Anjprud auf denjelben Gegenftand. Dafern durch die 
unentgeltliche Verfügung des Nichtberehtigten nur ein Vorrang des beftellten 
dinglichen Rechts vor anderen dinglichen Rechten begründet wird (3. B. $$ 1032 
a. €. 1208, fiehe unten $ 16 unter b und ec), ift der Anjprud gegen den Er- 
werber nur darauf gerichtet, daR er den Vorrang dem Rechte des Benachtheiligten 
gegenüber nicht geltend made. Im Falle des S$ 822 gilt wegen des Bereiche— 
rungsanſpruchs gegen den Erwerber dasjelbe, wie im Falle des $ 816 Abjah 1 
Sat 2. 

Bereicherung ift aber nicht blos die urjprüngliche Vermögensvermehrung, 
fondern auch dasjenige, was auf Grund derjelben jpäter erworben ift, in&befondere 
die Gegenleiftung für Weiterveräußerung des urſprünglich erlangten Gegenftandes.?®) 
Dem entſpricht es, daf der Bereicherte auch Nubungen herauszugeben hat, die er 
vor Eintritt der Rechtshängigkeit zieht.?*) Dagegen find Nubungen, die der Be: 
reicherte hätte ziehen Fönnen, aber ſchuldhafter Weiſe nicht gezogen Hat, nicht zu 
vergüten. Was unter Nußungen zu verftehen fei, folgt aus 88 99, 100, Weiter 
ift gemäß dem oben erwähnten Grundſatze herauszugeben, was der Empfänger 
auf Grund eines erlangten Rechts, oder als Erſatz für Zerftörung, Beihädigung, 
oder Entziehung des erlangten Gegenftands erwirbt. 

Auf Wertherfah geht die Verpflihtung, wenn die Herausgabe in Natur 
wegen Beihaffenheit des Erlangten nicht möglid, oder der Empfänger aus einem 
anderen Grunde dazu außer Stande ift ($ 818 Abſ. 2). Beiſpiele: erfter Fall: 
das Erlangte bejteht in verbraudbaren Saden, die der Empfänger in feinen 
Nußen verwendet ($ 92); zweiter Fall: Es liegt Verbindung, Vermiſchung, 
Verarbeitung vor ($$ 946 flg.). In den Fällen der 88 528, 1973 Abſ. 2 
Saß 1, 2329 ift der Empfänger beredhtigt, die Herausgabe in Natur durch Werth. 
erjab abzuwenden, 


28) Motive Bd. 2 S. 838 und Windfcheid $ 424 Ziffer 1 bei N. 2. 

29) Die Protofolle S. 2992 flg. insbefondere S. 29956 vermeifen hierzu, im Gegen: 
fage zu & 740 Abf. 1 des Entwurfd I, auf die Analogie des Erbſchaftsanſpruchs. $ 2020 
gegen 8 087. Im Sächſ. G.B. $ 1527 a. E. wird ſowohl bezüglich der Nutungen, als 
auch bezüglih der Verwendungen auf den Eigenthumsanſpruch ($$ 808 flg., 812 flg.) ver» 
wieſen, was zum Theil zu abweichenden Grgebniffen führt. 


88 812—822 des Diſch. B.G. B.s. 663 


Die Anſpruchsbegründung ſetzt voraus, daß bei Eintritt der Rechtshängigkeit 
der Empfänger feiner ganzen Vermögenslage nad) bereichert iſt.““) Dabei find 
insbefondere fänmtlide auf das Erlangte gemadten Verwendungen zu berüd- 
fihtigen.®1) (Analogie aus $ 2022 gegen 88 994 flg.). Bft der Empfänger 
bei Eintritt der Rechtshängigkeit nicht mehr bereichert, fo ift jeder Anſpruch wegen 
ungeredtfertigter Bereicherung ausgeſchloſſen ($ 818 Abſ. 3). Ob der Empfänger 
den Wegfall der Bereihernng verſchuldet hat, oder nicht, ift befanglos, ®?) 

b) Rom Eintritte der Redtshängigfeit an 3°) wird der Inhalt des Anſpruchs 
wegen ungeredhtfertigter Bereicherung gefteigert: Der Empfänger haftet nad) den 
allgemeinen Vorſchriften ($ 818 Abi. 4): 

Iſt eine beftimmte Sache herauszugeben, fo ift vom Eintritte der Rechts— 
hängigfeit an der Schuldner für den Schaden verantwortlid, der dadurch ent» 
jteht, daß infolge feines Verſchuldens die Sache verſchlechtert wird, untergeht, oder 
aus einem anderen Grunde nicht Herausgegeben werden kann, foweit fi nicht 
aus dem Schuldverhälniffe (3. B. unerlaubte Handlung) oder aus dem Verzuge 
des Schuldners ein Mehreres ergiebt (SS 292, Abſ. 1 verb. mit 989). Er 
haftet aud für diejenigen Nußungen, die er nad den Regeln einer ordnungs— 
mäßigen Wirthſchaft ziehen kann, aber ſchuldhafterweiſe nicht zieht (SS 292 Abſ. 2 
verb. 987). Er kann endlid blos die nothiwendigen Verwendungen und zwar 
nur nad) den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag erfeßt ver 
langen, aljo, wenn weder die Vorausjeßungen des 8 683 vorliegen, nod Ge: 
nehmigung ertheilt ift, blos, joweit der Benadtheiligte grundlos bereichert wurde, 
(65 292 Abi. 2 verb. mit 88 994-996 und 632 flg.). 

Eine Geldſchuld ift ſeit der Rechtshängigkeit oder der fpäter eingetretenen 
Fälligkeit mit mindeftens 4 °/, zu verzinfen, wobei indeß Zinfen von Verzugs— 
zinfen nicht bevedjnet werden (SS 291 verb. mit 288 Abi. 1 und 289 Satz 1). 

ec) Die gleiche Steigerung des Anſpruchs findet ſchon vor Eintritt der Rechts— 
bängigfeit ftatt: 

1. wenn der Empfänger vom Mangel des redtlihen Grundes Kenntniß 
erlangt, von dem Zeitpunfte an, in dem dies geſchieht; alfo von Anfang an, wenn 
ihm der Mangel ſchon beim Empfange befannt war ($ 819 Abſ. 1). Kenntniß 
davon, daß dem Gegner der Mangel des Rechtsgrundes unbekannt ift, wird nicht 
erfordert) 


0) Vrotofolle, S. 29979. 

s1) Protofolle, S. 29979 fiche auch Note 2, 

2) Protofolle, S. 2980 flg., anders Windfcheid $ 424 Ziffer 1 bei Note 8. 

8) Denkſchrift S. 186-8. Sächſ. G.B. 8 1528. verb. mit $ 1527 unterfcheibet, 
ob der Empfänger in redlihem Glauben war, oder nicht. Letzterenfalls haftet er nad) den 
Borfhriften über Entwenbung ($$ 1499, 1500). 

3) Protofolle S. 2997 flg.; ander8 Entwurf I $ 741 Abſ. 2 8 744 und Motive 
2b. 2 ©, 840 flo. S. 846, Wird auch diefe Kenntniß bemwiefen, oder im Falle 8 die Kennt 
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2. wenn der Empfänger durch Annahme einer Leiftung gegen ein geſetz⸗ 
liches Verbot oder gegen die guten Sitten verftößt ($ 817); 

3. wenn mit der Leiftung ein Erfolg bezwedt war, deſſen Eintritt nad dem 
Inhalte des Rechtsgeſchäfts als ungewiß angefehen wurde, und der Erfolg nicht 
eintritt 4) ($ 812 Abſ. 1 Sab 2 zweite Hälfte und $ 815); 

4. wenn die Yeiftung aus einem Rechtsgrunde geihah, deſſen Wegfall als 
möglich angejehen wurde, und dev Rechtsgrund mwegfällt ($ 812 Abſ. 1 Sap 2 
erfte Hälfte); 

und zwar in den Fällen 2—4 jeit Empfang der Leiftung (8$ 819 Abf. 2 
und 820 Abſ. 1). 

Für die Fälle unter 3 und 4 begründet dies die Kommiljion mit der Er— 
wägung, daß der Empfänger während des Schwebezuftands auf die Nothwendigfeit 
gefaßt fein müffe, zurüdzugeben, dafern der Rechtsgrund nicht eintritt oder weg— 
fällt. Doch find Zinfen erſt ſeit der Kenntniß des Nichteintritts oder Wegfalls, 
und Nußungen nur infoweit zu vergüten, als der Empfänger zu diefem Zeitpunfte 
noch bereichert ift ($ 820 Abſ. 2).*°) 

d) Der Anſpruch aus der ungeredtfertigten Bereiherung kann durd Klage 
und Einrede geltend gemacht werden. Er verjährt in 30 Jahren (88 195 flg.). 
Doch foll die Erfüllung einer Verbindlichkeit, welche des Rechtsgrundes entbehrt, 
feinesfall8 erzwungen werden. Deshalb wird dem Benadtheiligten das unver: 
jährbare Recht beigelegt, die Erfüllung zu verweigern, auch wenn der Anjprud 
auf Befreiung von der Verbindlichkeit verjährt ift ($ 821).°%) Solde Ber: 
bindlichkeiten können nicht ohne den Willen des Benadtheiligten begründet werden; 
die Beftimmung betrifft alfo nicht die in $ 3 erwähnten Fälle, 


4. Beredtigte und verpflidtete Perſonen. 


$ 5, Beredtigt ijt, auf weſſen Koften ein Anderer etwas erlangt bat, 
Im einzelnen: wer ohne Rechtsgrund etwas geleiftet Hat ($ 2) und wer ohne 
feinen Willen ($ 3), insbefondere durch Verfügung eines Nichtberechtigten, oder 
dadurch, daß ein Dritter an einen Nichtberechtigten leiftet ($ 816), einen Rechts— 
verluft erlitten hat. Die unten SS 7 flg. erwähnten Fälle ergeben, wer in ihnen 
als Berechtigter in Betracht kommt, 

Verpflichtet iſt, wer auf Koſten eines Anderen etwas erlangt hat. Im ein— 
zelnen: der Leiftungsempfänger in den Füllen des 8 2, ber Bereicherte in den 
Fällen des 8 3, und insbefondere der Nichtberechtigte, der mit Wirkſamkeit gegen 
den Berechtigten entgeltlid verfügt, und der Nichtberechtigte, an den mit Wirk— 





niß davon, daß dem Geber die Unmöglichkeit des Erfolgseintritted unbefannt war, fo haftet 
der Empfänger nad ben Grundfägen über unerlaubte Handlungen (S5 848 flg.). Zu ver 
gleihen aud Windſcheid 5 425. 

5) Protofolle, S. 8000 flg. 

se) Nrotofolle S, 8006. 


SS 812-822 des Diſch. 8.6.8.8. 665 


jamfeit gegen den Berechtigten etwas geleiftet wird ($ 816). Aud bier muß 
im Uebrigen auf die jpäteren Ausführungen 88 7 flg. verwielen werden, Ver— 
pflidtet ift aber im Falle des $ 816 Ab. 1 Satz 2 nicht der Nichtberechtigte, 
welcher verfügt, jondern ein Dritter, wenn die Verfügung unentgeltlich geſchieht 
und der Dritte aus ihr unmittelbar einen rechtlichen Vortheil erlangt?) (58 12 
flg. ausgenommen $ 16 unter e). Eigenthümlich ift dem zulegt erwähnten Fällen, 
daß der Dritte in gutem Glauben erwerben muß, worunter nicht allenthalben das 
Gleiche verftanden wird. 

Ingleihen ift ein Dritter verpflichtet, wenn der urſprünglich Bereicherte ihm 
das Erlangte unentgeltlich zuwendet, ſoweit dadurch der Bereiherungsanfprud) 
gegen den erſten Empfänger wegfällt?“). Der gute Glaube des Dritten iſt hier 
nur für das Maß feiner Haftung weſentlich ($ 819 Abſ. 1). 8 822 enthält 
einen bei der Nevifion des zweiten Entwurfes gemadten Zufaß: Die Mehrheit 
der Kommiffion war der Anfiht, die Zuwendung geſchehe in denjenigen Fällen, 
in welden der erfte Empfänger durd den Wegfall feiner Bereicherung frei werde, 
in Wirflifeit auf Koften deffen, der ihm gegenüber benachtheiligt fei, und die 
Zuwendung redhtfertige zwar den Llebergang des Zugewendeten aus dem Vermögen 
de8 Zuwendenden in das des Dritten, nicht aber deſſen Bereiherung auf Koften 
des urſprünglich Benachtheiligten. Beifpiel: A giebt dem B eine Sache, die er 
diefem zu fhulden glaubt. Er würde gegen B condictio indebiti haben. B 
verichenft die Sache an C. Gecſchieht dies vor Eintritt der Nehtshängigfeit, und 
ohne Kenntniß vom Mangel des rehtlihen Grundes, ift B dem A aus der Be 
reiherung nicht mehr haftbar (SS 818 Abi. 3 und 4, 819 Abi, 1). Dagegen 
ift jet C auf Koften des A ohne defjen Willen bereichert und ihm darum ver: 
pflichtet. Fall der condictio sine causa im engeren Sinne, 

In den Fällen der 88 816 Abi. 1 Sag 2 und 822 ift nur von unent— 
geltlier Verfügung oder Zuwendung die Rede. Diejenigen Fälle, in denen der 
Dritte auf Koften des erften Empfängers ohne rechtlichen Grund bereichert ift®) 
werden dur; 8 822 nicht gedeckt. Beifpiele: A glaubt dem B 100 zu fhulden, 
B glaubt dem C 100 zu ſchulden. A verſpricht die 100, die er dem B zu 
chulden glaubt, auf Geheiß des B dem C (l. 2. $ 4 D. de don. 39, 5) Da 
C durch das Verſprechen dem A gegenüber unmittelbar bereichert ift, hat aber 
A gegen ihn condictio causa data, causa non secuta, weil der mit Diefer 
Leiftung nad) dem Inhalte des Nechtsgeihäfts bezweckte Erfolg, den B gemäß 
8 414 von einer Schuld zu befreien, nicht eintritt. Webergiebt dagegen B die 
Sache des A dem gutgläubigen C, dem er fie aus Kauf zu ſchulden glaubt, fo 


2) Protokolle, S. 8492 flg. Sädf. G.B, $ 1549 Fall 1. 

s) Protofolle S. 8513, wofelbft auf Windfcheid, 8 424 Ziffer 2 bei Note 7 vermiefen 
wird, Auch dieſe mittelbaren Bereiherungsanfprüce lönnten zur Noth unter Sächſ. G. B. 
8 1549 all 1 gebracht werben. 

 MWindjcheib, $ 427 Ziffer 2 bei Note 7 und 9, 
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verliert A das Eigentum gemäß $ 932 und hat lediglich den Anſpruch auf 
Herausgabe der Gegenleiftung B gegenüber. Letzteres Beifpiel zeigt zugleich, daß 
nicht nur dev Benachtheiligte — im Berhältniffe zu C ift dies B — fondern 
au ein Dritter — A — als Forderungsberedtigter in Frage fommt, wenn er 
gegen den Benaditheiligten — B — ebenfalls einen Bereiherungsaniprud er- 
heben kann. Auch diefer Fall ift im Geſetzbuche nicht erwähnt,?®) 


5. Beweis, 

8 6. DBeweisregeln giebt das Geſetzbuch als ſolche nicht; man hat die Frage 
der Beweislaft abfichtlid der Wiffenihaft und Praris überlaffen.*% Damit find 
alle Beweisregeln des bisherigen pofitiven Rechts als ſolche befeitigt.*, Nad 
allgemeinen Grundſätzen wird Folgendes feitzuhalten fein: 

Außer der Leiftung, deren Beweis dem Kondicenten in allen Fällen einer 
mit feinem Willen eingetretenen Bereicherung obliegt, hat er für die condictio 
indebiti zu beweijen, daß die Leiftung zum Zwede der Erfüllung einer Verbind— 
lichkeit geſchehen jei,t?) und daß dieſe nicht beſtehe — nicht entjtanden, wieder er 
fofhen fei, ihre Geltendmahung durch Einrede dauernd ausgeihloffen ſei —. 
Der Gegner hat jodann den Nachweis zu führen, daß der Kondicent das Nicht— 
beftehen der Verbindlichkeit gekannt habe, oder daß die Leiftung einer fittlihen 
Pfliht oder einer auf den Anftand zu nehmenden Rückſicht entiprodden habe.“) 
Beim Anerfenntnißvertrage, der im Zweifel nicht als abftraftes Schuldveripreden 
gilt, hat der Kondicent zu beweifen, daß die Schuld nicht bejtehe. Der Gegner 
beweift dann, daß die Parteien einig waren, falls fein Shuldverhältnig beftehe, 
ein foldes zu begründen.) Die Meinung, daß gegenüber der condietio eines 
abſtrakten Schuldveriprehens der Gläubiger das Bejtehen einer causa beweijen 
müffe, 16) wurde von der Kommiffion II nicht getheilt.t°) Es liegt auch fein 
Grund vor, dem Kondicenten den Beweis des Nihtdeftchens der dom Gegner 
behaupteten causa abzunehmen. Für die condietio causa data, causa non 
secuta wird bewiefen werden müfjen, daß die Leiftung zu dem nad) dem Inhalte 
des Rechtsgeſchäfts bezweckten Erfolge geihehen, und daß dieſer nicht eingetreten 


» Windſcheid, 8 427 Ziffer 2 bei Note 7 und 9. 

“0, Motive Bd. 2 S. 888 und 848, fowie Protofolle S. 295 und S. 2970 flo. 

#1) insbefondere Sächſ. G.B. 8 1533 in vollem Umfange, deögleihen Windſcheid, 
$ 426 Biffer 5a 2 und $ 429 bei Note 1. 

#2) d.h. daß die Leiftung fich Außerlich als Erfülungshandlung darftelle (Windſcheid, 
$ 426 bei Note 18 und 26 und Grügmannn, Lehrbuch des Sächſ. Privatrehid Bd. 2 5 188 
bei und in Note 6). Entfprechendes gilt auch von den condictiones causa data, causa non 
secuta und ob causam finitam. 

4) Motive Bd. 2 ©. 833 bei Note 8, 

4) Vrototolle S. 2968 fla., indbefondere S. 2973. 

45) MWindfcheid, 5 426 bei Note 28. 

*) Protofolle S. 2576 flg. entiprehend Sähf ©.B. & 1899, Grügmann, Lehrbuch, 
Bd. 2 8 188 bei Note_9, 


Sn a —— — 
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ſei;““) wogegen ber Beweis ber in $ 815 erwähnten Ausjhliegungsgründe dem 
Gegner obliegt. Zur Begründung der condietio ob causam finitam wird der 
Beweis erforderlich fein, daß die Leitung auf Grund einer nad) dem Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts beftimmten causa geſchehen und daß dieſe jpäter weggefallen ſei. 
Zur Begründung der condietio ob turpem causam wird gehören, daß der 
Empfänger nad) der Zwedbeftimmung der Leiftung durch deren Annahme gegen 
ein gefeliches Verbot oder gegen die guten Sitten verftoßen habe; und im Falle 
des Sabes 2 zugleih, daß die Leiſtung in der Eingehung einer Verbindlichkeit 
beftanden habe. Dagegen wird der Empfänger beweilen müſſen, daß aud) der 
Leiftende durch die Leiftung umd im Falle des Satzes 2, durd) die Eingehung der 
erfüllten Verbindlichkeit gegen ein geſetzliches Verbot, oder gegen die guten Sitten 
verftoßen habe ($ 817). 

Bei den condictiones sine causa im engeren Sinne endlid wird ber 
Kondicent beweifen müſſen, daß der Gegner auf feine Koften bereichert fei, und 
daß die Bereiherung des dom Gegner etwa behaupteten Grundes entbehre; in 
den Fällen des 8 816 insbefondere, daß der Nerfügende oder der Yeiftungsem: 
pfänger das etwa zu feinen Gunjten behauptete Recht nicht befige, dem Dritten 
gegenüber aud, daß die Verfügung unentgeltlih war. Im Falle des $ 822 wird ' 
überdies vom SKondicenten zu beweijen fein, daß die Bereicherung des erſten Em— 
pfängers weggefallen jei. 

Steigert der Komdicent feinen Anfprud auf Grund der 88 818 Abſ. 4, 
819, 820, jo muß er beweilen, daß und von welchem Zeitpunfte ab die Voraus: 
jegungen der gefteigerten Haftung vorliegen.“s) Daß die Bereiherung weggefallen 
fei, muß der Empfänger beweifen, wenn er in Anjprud genommen wird.*®) 


B. Befondere Fälle. 

1. Leiftung zweds Erfüllung einer Verbindlihfeit (SS 813 und 814). 

87T. Die Verbindlidfeit, zu deren Erfüllung geleiftet wird, kann obliga- 
torifcher oder dinglicher Natur fein, fie fann auf einem Rechtsgeſchäfte oder auf 
einer anderen Thatſache beruhen. Beijpiele: Vertrag, der nichtig ift, weil fid) die 
Parteien verjehentlih nicht über alle Punkte geeinigt haben, über die nad) der 
Erklärung aud nur einer Partei eine Vereinbarung getroffen werden jollte ($ 154). 
Fahrläffige Körperverlegung ($$ 823 und 843), oder Sachbeſchädigung ($$ 823 
und 849), wenn fälſchlich Thäterihaft angenommen wird. Bezahlung von Nach— 
laßſchulden in dem Glauben, Erbe zu fein, obgleih das Teſtament, weldes die 
Erbeinfeßung enthält, wegen Formmangeld nichtig ift (SS 2229— 2252). Ueber: 
laffung der Nußungen einer Sade an eine Perfon, welde fälſchlich für nießbrauchs— 





47) gegen MWindfcheid $ 429 Note 1 und 2 mit Sädf. G.B. 8 1539 Sat 1, Aud 
Sat 2 dieſes Paragraphen wird anzuwenden fein, 

48) Motive, Bd. 2 S. 842, 

#) Brotololle, S. 2997,9, 
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beredtigt gehalten wird ($ 1030). Ob gefeiftet wird, was man zu ſchulden glaubt, 
oder ob an Erfüllungsftatt gegeben wird (8 364/5), oder ob Hinterlegt wird 
(8 378), ift belanglos; wenn nur geleiftet wird, um eine Verbindlichkeit zu er— 
füllen ($ 813 Abſ. 1 Satz 1). 

Die Verbindlichkeit darf nicht beftchen. Gleich ift, ob fie überhaupt nit 
entftanden ift, wieder erloſchen ift, oder ob dem an ſich fortbeftehenden Aniprude 
eine Einrede entgegenfteht, die defjen Geltendmadhung dauernd ausſchließt““) (3 813 
Abi. 1 Sap 1). Beifpiele: Der Leiftende hat die unerlaubte Handlung nidt 
begangen, für deren Thäter er fid) hält. Der Yeiftende überfieht, daß er die For— 
derung bereits erfüllt hatte. Der Leiftende überfieht, daß er die Befriedigung 
gemäß $ 1973 Satz 1 verweigern kann. Dagegen reinen die Materialien zum 
Geſetzbucheꝰ?) nicht Hierher die Anfehhtbarkeit eines Rechtsgeſchäfts. Die an fi 
gültige Yeiftung, durch die ein anfechtbares Rechtsgeſchäft erfüllt wird, ſoll viel- 
mehr der condictio ob causam finitam unterliegen, jofern das Redtsgeihäft 
dur) die nachträglich abgegebene Anfechtungserklärung ($ 143 Abſ. 1) wegfalle. 
Oder e8 ſoll condictio causa data, causa non secuta gegeben jein, jofern 
dur die Yeiftung eine für unanfechtbar gehaltene Verbindlichkeit Habe getilgt 
werden follen ıfiehe unten $ 9 unter b). Beide Konftruftionen erjcheinen ge 
fünftelt. Dies gilt aud) von der nadhträgliden Anfechtung eines bis zur Er- 
füllung unangefodtenen, alſo vedytsgültig gebliebenen Rechtsgeſchäfts. Es dürfte 
fein ernftlihes Hinderniß vorliegen, die Zurüdforderung einer Leiftung, welde zur 
Erfüllung eines irrthümlich nicht für anfedhtbar, und darum für verpflidtend ge 
haltenen Rechtsgeſchäfts bewirkt wurde, als condietio indebiti anzujehen.??) Aus— 
geichlofjen ift die Nücforderung, wenn auch nur eine natürlide Verbindlichkeit 
befteht. Deshalb begründet die Einrede der Verjährung die condictio indebiti 
- mie?) ($ 813 Abi. 1 Satz 2 und 8 222 Abſ. 2), obgleich fie die Geltend- 
mahung des Anſpruchs dauernd ausſchließt (5 222 Abſ. 1). Deshalb findet 
eondictio indebiti nidjt ftatt, wenn die Yeiftung einer fittlihen Pflicht, oder einer 
auf den Anftand zu nehmenden Rüdfiht entipriht (8 814 a, E.).““) Beiſpiel: 
Leiftung aus Spiel und Wette, foweit ſolche Verträge nicht verboten oder un— 





50) Motive, Bd. 2 ©. 882 bei Note 2, entiprehend Sächſ. ©.B. $ 1520 Sak 1; 
fiehe jedoch Schollmeyer, S. 104 unter a und oben $ 2 Note 6. 

51) Motive, Bd. 2 ©. 832 ©. 846, Trotofolle S. 264. 

2) Died meint wohl Schollmeyer S. 107, wenn er betont, das nicht angefochtene 
Rechtsgeſchäft fei zur Zeit der Zahlung aültig gewefen, und dies geblieben; mithin müfje die 
Zahlung angefochten werden. Iſt die Anfechtung bereits mit Erfolg durchgeführt, dürfte 
condictio sine causa im engeren Sinne gegeben fein, wie aud) Sädf. G.B. $ 1547 annimmt. 

*) Protofolle, S. 2968 und ©. 464-470, entiprehend Sädjf. G. B. $ 1522, Sat 2 
wurde von der Reichstagskommiſſion nur aus redaktionellen Gründen eingefchoben (Sten. Ber. 
des Reichstags, Seſſion 95,6 Anlagebd. III Nr. 440 ©, 1984). 

°4) Diefer Gedanke ift generell nur für die condictio indebiti außgefprochen, er gilt 
aber Fraft pofitiven Rechts auch für andere Konbdiktionenfälle, zu vergl $ 524 verb. mit 
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fittlih find ($ 762 Abſ. 1 Satz 2 verb. mit $ 309, 88 134, 138 und $ 817.)°°) 
Kraft pofitiver Beftimmung findet die condictio indebiti nidt ftatt, wenn eine 
betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt wird; auch Zwiſchenzinſen brauchen nicht 
erftattet zu werden d®) ($ 813 Abf. 2 verb. mit $ 272). Die Verbindlichkeit, 
zu deren Erfüllung geleiftet wird, bejteht in&bejondere aud) dann nicht, wenn fie 
gegenüber einem anderen Gläubiger oder für einen amderen Schuldner begründet 
ift, oder wenn der Leiftungsinhalt ein anderer ift, nur ift, wenn blos zuviel ges 
leiftet wurde, blos der Ueberſchuß herauszugeben.°?) Beijpiele: Erfüllung einer 
Verbindlichkeit gegen den Erblaffer an den gejeßlihen Erben, obgleich diejer auf 
den Pflichttheil gejeßt, aljo auf einen perjönliden Anspruch gegen den Teftaments- 
erben beihränft ift ($ 2303).5°) Bezahlung von Nachlaßſchulden in dem Glauben 
Erbe zu fein, Leiftung einer anderen, als der geſchuldeten Sade, in dem Glauben, 
daß fie geiuldet werde. Fälſchliche Berehnung der Antheile an Forderung und 
Schuld im Falle des 8 420, 

Der Leiftende darf nicht wiffen, daß die Verbindlichkeit nicht beſteht ($ 814 
erster Fall). Durd den Zweifel, ob fie beftehe, wird die condietio indebiti 
nit ausgeſchloſſen. Ob das Nidtwiffen entjhuldbar ift, oder nicht, ob es ins— 
bejondere Thatjahen, oder Rechtsſätze betrifft, ift gleichgültig.“**) 


2. Reiftung zu einem, nad) dem Inhalte eines Rechtsgeſchäftes 
bezwedten Erfolge ($ 815.) 

$ 8. Abweihend von $ 742 des Entwurfes 1. Lejung tritt die zweite 
Kommilfion bewußt in Gegenſatz zur Vorausfegungstheorie Windſcheid's.““) Cei 
die Vorausſetzung von den Parteien als jolde bezeichnet, fo ſei fie Vertragsinhalt. 
Wolfe man aber betreffs künftiger Ereigniffe die Vorausſetzung berüdjichtigen, 
wenn die Beteiligten den vorausgeſetzten Umſtand nicht erwähnt hätten, weil fie 
ihn für fiher gehalten hätten, hinterher aber das Ereigniß oder der Erfolg nicht 
eintrete, jo laufe die Praris Gefahr, einen außerhalb des Vertrages liegenden 
Beweggrund als wirkjam zu beachten.“) Durd die Beftimmung in $ 812 Abf. 1 


88 516, 527, 528, 530 flg. und 8 2330 verb. mit $ 2829, fomwie unten $ 9 bei a und f, 
8 10 und oben $ 8 unter b. 

85) Nrotololle, S. 2963. 

56) ebenfo Sächſ. ©.8. 5 1521 und Windfcheid, $ 426 bei Note 8, wo indeß interu- 
surium zugebilligt wird. 

57) Mindfcheid, $ 426 bei Note 9—12. 

5%) Strohal, dad deutjche Erbrecht, bei Guttentag, Net des Diſch. G.B.'s. in Einzel— 
darftellungen, S. 71; abweichend Sächſ. G.B. 8 2589, Annalen des 8. ©. O.L. G.'s Bd. 9 ©. 46, 

se”) Motive, Bd, 2 S. 834 bei Note 2 und Sächſ. ©.B. $ 1523 Sa 1 und 2; anders 
Minbfcheid, 8 426 Ziffer 3 bei Note 14. 

89) Und zugleid in Gegenſatz zu $ 1534 des Sächſ. G.B.'s, fiehe Grützmann, Lehr: 
bud, ®b. 1 ©. 105 unter 2. 

60) Protokolle, S. 2958. Die Kommiſſion beruft ſich dabei auf die Bd. II des Sächſ. 
Archivs S. 14 unter 11 erwähnte Entſcheidung des Reichsgerichts. 
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Sat 1 zweite Hälfte: Die Verpflichtung, das Erlangte herauszugeben, befteht 
aud, „wenn der mit einer Leiftung nad dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts be 
zwedte Erfolg nicht eintritt“, ſoll alfo die condictio causa data, causa non 
secuta verſagt werden, wenn ſich nidt aus dem Inhalte des Rechtsgeſchäftes 
jelbft ausdrücklich oder mittels jtillichweigender Willenserklärung!) ergiebt, daß 
ein Erfolg und welder Erfolg mit der Yeiftung bezwedt werde, Bei Erörterung 
der Frage, ob eine ftilljhweigende Willenserklärung vorliege, wird die Berüd- 
fihtigung der Umftände, unter denen fie abgegeben wurde, nicht zu umgehen jein, 
da ohnedem der „Inhalt“ des Rechtsgeſchäfts mögliherweife nur unvollfommen 
erfannt wird. Für einfeitige Rechtsgeſchäfte, die einem anderen gegenüber vorzu« 
nehmen find, liegt mithin eine Cinfhränfung gegenüber dem Entwurfe 1. Leſung 
infofern faum vor, als auch diefer von einer „ausdrüdlid oder ſtillſchweigend 
erflärten” Vorausſetzung Ipridt, und die Wirkjamfeit diefer Erklärung auch nad) 
dem Geſetzbuche nit daran geknüpft erideint, daß der Andere fie jo verfteht, wie 
fie gemeint ift (arg. $ 130 Abj. 1).2) Für Verträge dagegen wird man ver: 
langen müfjen, daß beide Parteien fid) über den mit der Yeiftung bezwedten Er- 
folg ausdrücklich oder ftilljchweigend einigen, während es nad dem Entwurfe 
1. Lefung genügte, daß die Erklärung, durch welde die Leiftung an eine Voraus— 
jeßung gefmüpft wurde, für den Empfänger erfennbar wurde.*?) Außerdem unter 
fcheidet fi) der Sinn der Worte „bezwedter Erfolg“ von dem der Worte „bor- 
ausgejeßtes Ereigniß“ infofern, als im erfteren Falle durd die Yeiftung auf den 
Erfolg Hingewirkt, im letzteren Falle dagegen lediglid) abgewartet wird, ob das Er- 
eigniß eintritt, oder nicht. Im Uebrigen läßt fi) zwiiden „Erfolg“ und „Er: 
eigniß“ Faum ein Unterjdied machen.““) Auch ift in beiden Fällen das Fortbe- 
ftehen der Leiftung dom Cintritte des Erfolges oder des Greignifjes dergeftalt 
abhängig, daß fie bei deren Nichteintritt widerrufen werden kann. 

Gleichgültig ift, ob der Nichteintritt des Erfolges zufällig, oder ob er von 
einem der Betheiligten veriduldet ift.*?) Wird die nadhfolgende Unmöglichkeit 
nit vom Empfänger verſchuldet, ift das Rückforderungsrecht in der Regel nit 
ausgeſchloſſen; ausnahmsweiſe ift dies nad) $ 527 Ab. 1 der Fall.°*) 

Durch $ 815 Fall 1 (verbis „wenn der Eintritt des Erfolges von Ans 

°') Das Gefeh theilt zwar, abweichend von S 72 des Entwurfed 1, die Willender: 
Härungen nirgends in ausbrüdlihe und ſtillſchweigende ein; ftilfchweigende Willenserklä— 
zungen find aber 3. B. in S$ 568, 625, 612, 682, 658, 689 erwähnt, Siehe aud Motive, 
Bd. 2 ©. 842. 

#2) Protofolle, ©. 1445, 147. Danach foll die Empfangätheorie, abweichend bon 
& 74 Abf. 1 des Entwurfes 1, auch für ftillfhweigende Willenserflärungen gelten. 

3) Motive, Bd. 2 ©, 848; entiprehend Sädf. G.B. $ 1584. Grützmann, Lehrbuch, 
Bd. 1 ©, 105,6 unter 2. 

64) fiehe au Motive, Bd. 2 ©. 848. 

65) Schollmeyer, S. 105 und Sächſ. G.B. $ 1536 Sa 2 8 1587. 

eo) 5 1586 Sat 8 Sächſ. G. B. ftellt dies als Regel auf. 
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fang an unmöglid war, und der Leiftende dies gewußt hat”) foll der Grundſatz, 
daß eine wiſſentlich geleiftete Nichtſchuld nicht zurücgefordert werden kann ($ 814 
Fall 1), auf die condictio causa data, causa non secuta übertragen werden, 
weil der Betreffende ebenjo handele, wie der, welder wiſſentlich eine Nichtſchuld 
bezaglt,*”) Beiſpiele der Kommiffion: Wer condicionis implendae causa eine 
Leiſtung madt, von der ein ihm ausgejeßtes Vermächtniß abhängt ($ 2162 
Ab. 1 verb. mit $ 1939), obgleid) er weiß, daß die Vermächtnißverfügung nichtig 
ift, Handelt in Wahrheit von dem angegebenen Zwede unabhängig. Desgleichen 
wer als Nihtverpflicgteter eine Ausfteuer (88 1620 flg.) veripridt, obgleich er 
weiß, daß die Ehe wegen zu naher VBerwandtidaft nicht geſchloſſen werden kann. 

Die Aufnahme des 8 815 Fall 2 (verbis: „wenn der Leiftende den Ein- 
tritt des Erfolges wider Treue und Glauben verhindert hat) wurde in der Kom: 
miſſion als überflüffig befämpft. Die Vorfhriften in $ 157 über Auslegung der 
Berträge nad) Treue urd Glauben, $ 162 Abi. 1, über PVereitelung der Bes 
dingung durch die Partei, zu deven Nachtheil dev Eintritt gereihen wirde, $ 324 
Abſ. 1, betreffs dev Auflage würden genügen, und man werde unter $ 815 
Fall 2 Thatbeftände bringen, die nicht dahin gehörten. Durd) die erwähnten Son: 
dervorſchriften werden die einſchlagenden Fälle theils nicht getroffen ($ 162 Abſ. 1), 
theils nicht erihöpft. Die Mehrheit beſchloß, die Beftimmung aufzunehmen, weil 
in $ 162 Abſ. 1 betreffs der Bedingung das Gleiche bejtimmt fei, und weil 
„do Fälle denkbar jeien“, auf welde der Satz mit Net angewendet twerde,®*®) 


5 9. Eine Anzahl im Geſetzbuche erwähnter Kondiftionenfälle wirde man 
nad) der Ausdrudsweile des 1. Entwurfes 8 742 im Einklange mit der gemein- 
rechtlichen Wifjenihaft *%) am einfachſten als Unterfälle der condictio causa data, 
causa non secuta anjehen. Solde Fälle find: 

a) Es wird in der Vorausjegung geleiftet, daß eine Verbindlichkeit dazu 
entftehen werde. Beiſpiele: $ 516 Abi. 1 Satz 2, Der Schenker fordert das 
im Voraus Zugewendete zurüd, da der Empfänger den Abſchluß des Schenkungs- 
vertrages verweigert. $ 1399 Abi. 2. Zu Rechtsgeſchäften, durd die ſich die 
Ehefrau zu einer Leiftung verpflichtet, ift — nad) allgemeinen Grundjäßen des 
Geſetzbuches — die Zuftimmung des Ehemannes nicht nöthig. Stimmt aber der 
Ehemann einem folden Rechtsgeſchäfte nit zu, fo kann der Vertragsgegner der 
Ehefrau nad) $ 1399 Abj. 2, falls darin über eingebradjtes Gut verfügt war, 


67) Protofolle, S. 2978. 

os) Protokolle, S. 2978, 

62) Windſcheid, $ 427 bei und in Note 2—12 und $ 428, bei und in Note 1—3, 
Das Schenkungsverſprechen von Todeöwegen gehört nicht hierher, da es als ein auffhiebend 
bedingte Rechtsgeſchäft behandelt wird (55 2301 Abf. 1 und 158. Motive Bd. 2 S. 852). 
Wird der geſchenkte Gegenftand geleiftet, fo gelten die VBorfchriften Aber Schenkungen unter 
Lebenden ($ 2801 Abſ. 2 und 88 516 fig.) 
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feinen Anspruch überhaupt nicht verwirklichen (58 1395/8), und, falls darin nidt 
über eingebradjtes Gut verfügt war, die Zwangsvolljtrefung nur in Gegenftände 
ſuchen, weldje zum vorbehaltenen Gute gehören. Dod haften beide Ehegatten, 
foweit das eingebradte Gut bereidert ift ($ 1399 Abi. 2 Satz 2). 8 1455. 
Das Gleiche gilt, joweit das Gefammtgut durch ein Rechtsgeſchäft bereichert ift, 
zu deſſen voller Wirkſamkeit das Einverftändniß beider Ehegatten vorausgeſetzt 
wird (88 1443 flg.). Auch die vorzeitige Erfüllung einer aufſchiebend bedingten 
Verpflichtung wird man bierher rechnen müfjen,*’) zumal da die aufſchiebende 
Bedingung im Zweifel nicht rückwirkende Kraft hat (S 158, Ausnahme: 8 159).7) 

b) Es wird in der Vorausfeßung geleiftet, daß dadurch eine Verbindlichkeit 
getifgt werde. Beiſpiele: Der Schuldner leiftet dem Gläubiger einen nicht ge 
ſchuldeten Gegenftand in Erwartung, daß diefer ihn an Erfüllungsftatt annehmen 
werde ($ 364 Abj. 1). Der Schuldner leiftet, was er dem Gläubiger jduldet, 
einem Dritten in Erwartung, daß der Gläubiger dies genehmigen werde, und daß 
dadurch feine Schuld werde getilgt werden, gleich als ob ihn der Gläubiger auf 
Schuld angewielen hätte ($ 787). 

e) Es wird in der Vorausfegung geleiftet, daß dadurch ein Forderungsrecht 
erworben werde. Beijpiel: $ 684. Der Geichäftsherr haftet dem Geſchäftsführer 
ohne Auftrag auf Herausgabe des aus der Geihäftsführung Erlangten nad den 
Vorſchriften über die ungeredhtfertigte Bereicherung, wenn weder utilis negotiorum 
gestio ($$ 683 Sag 1 und 2, verb. mit 679), noch Genehmigung vorliegt. 
Der Geihäftsführer leiftet in der Vorausſetzung, daß er die actio mandati 
contraria — im erfteren Falle unmittelbar, im lebteren Falle mittelbar — 
erwerbe, 

d) Es wird in der Vorausſetzung geleiftet, daß dadurd) ein fonftiger Rechts— 
erwerb ftattfinde, insbejondere, daß durch Erfüllung der Bedingung einer let 
willigen Zuwendung diefe eriworben werde, — Das uben $ 8 citirte Beifpiel der 
Kommilfion. — 

e) Es wird in der Vorausjegung geleitet, daß eine Ehe zu Stande komme. 
— Verſprechen der Ausjteuer durd einen Nidtverpflidteten; das oben $ 8 citirte 
Beifpiel der Kommiffion. — 

f) Es wird in der Borausfegung geleiftet, daß der Empfänger das Em- 
pfangene in gewifjer Weife verwende, oder fid) in Bezug darauf in gewiffer Weije 
verhalte. Beiipiel: $ 527 Abf. 1 Schenkung unter einer Auflage. Bleibt die 
Auflage unvollzogen, kann der Schenker unter den für das Rücktrittsrecht bei 
gegenfeitigen Verträgen bejtimmten Vorausfegungen die Herausgabe des Geſchenks, 
joweit e8 zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden müffen, nad) den 


’o) Auderd Motive, Bd. 2 ©. 882, wonach „zweifellos“ condietio indebiti ftattfindet. 
Der Leiftende weiß aber felbft im Falle des $ 159, daß noch unentſchieden ift, ob er ver 
pflichtet fei oder nicht. Motive, Bd. 1 ©, 255. 

1) Motive, Bd. 1 ©. 252%, Protokolle, S. 861 —4. 
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Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung verlangen, 
falls fein Dritter Vollziehung der Auflage fordern kann ($ 527 Abſ. 2 verb. 
mit 88 328 flg.). Unter den Vorausjegungen des Rücktrittsrechts bei ge 
genfeitigen Verträgen verfteht die Kommilfion in diefem Falle nur Unmöglichkeit, 
die der Beſchenkte nicht zu vertreten hat ($ 325) °°) und Verzug ($ 326).°°) 
Ein vom Beſchenkten nit zu vertretender Umstand ($ 327 Cap 2) vermag das 
Rückforderungsrecht nicht zu begründen. 

Der Ausdrud des Geſetzbuchs „Yeiftung zu einem nad dem Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts bezweckten Erfolge“ paßt nun ſtreng genommen, ſofern damit ge— 
ſagt wird, daß durch die Leiſtung auf den Eintritt des Erfolges hingewirkt werden 
müſſe, blos auf die Fälle unter b, d, e. Zu b foll der Gläubiger beſtimmt 
werden, den geleifteten Gegenftand an Erfüllungsftatt anzunehmen, oder die Yeiftung 
an den Dritten zu genehmigen, zu d foll die Zuwendung durch Erfüllung der 
Bedingung erworben, zu e foll das AZuftandefommen der Ehe dur das Aus- 
fteuerveripredden ermöglicht werden. Dagegen wird der Audrud des Gejeßes den 
Fällen unter a, c, f nicht voll geredt. Es läßt ſich faum ohne Zwang jagen, 
daß durd die Vorausleiftung auf die Annahme der Schenkung ($ 516), oder 
auf die Genehmigung des Geihäfts durd den Ehemann ($ 1399) oder durd) den 
anderen Ehegatten ($ 1455) Hingewirft werden folle, daß Zweck der negotiorum 
gestio ſei, die actio mandati contraria zu erwerben ($ 684), oder daß der Roll: 
zug der Auflage Zwed der Schenkung jei ($ 527). Eine condictio ob causam 
finitam anzunehmen, erſcheint aber für die Fälle unter a, ec, f völlig ausgeſchloſſen. 
Ebenjowenig geht e8 an, dieje Fälle als eigenartige, den bisher üblichen Kategorieen 
nit unterzuordnende Kondiftionenfälle anzufehen, weil die ihnen allen gemeinfame 
Eigenart gerade darin befteht, daß „unter der Vorausſetzung eines zukünftigen 
Ereigniſſes“ im Sinne von $ 742 des 1. Entwurfes geleiftet wird. Die Faffung 
des Geſetzes ift aljo für diefe Fälle zu eng. 


3. Leiftung, deren rechtlicher Grund fpäter wegfällt ($ 812 Abſ. 1 
Sab 2 erjte Hälfte, 

$ 10. a) Ueberdies ift in $ 1301 Abſ. 1 des Geſetzbuchs ein Konditionen: 
fall erwähnt, der bisher immer als ein Unterfall der condictio causa data, 
causa non secuta angejehen wurde:”) Was Berlobte einander ſchenken, oder 
zum Zeichen des Verlöbnifjes geben, fünnen fie — außer im Falle des Abj. 2 
— nad) den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertigten Bereicherung 
zurüdfordern, wenn die Eheſchließung unterbleibt. Dies Recht fteht aud) dem 
ſchuldigen Theile zu, foweit nicht ihm gegenüber mit der Schädenforderung der 
88 1298/9 aufgerehnet wird. Im der Kommiſſion waren die Anſichten getheilt, 
ob condictio causa data, causa non secuta, condicetio ob causam finitam, 


2) Brotofolle, S. 1670. 
°) Denkfehrift, S, 168. Windſcheid, $ 427 bei Note 18, Sächf. G. B. $ 1583 fig. 
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oder ein eigenartiger Kondiftionenfall vorliege.”*) Won Leiftung zu einem, nad 
dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezwecten Erfolge kann ernftlid nicht die Rede 
fein. Der an dritter Stelle erwähnte Ausweg erſcheint ungangbar, da die Eigen: 
art des Falls nur darin gefunden werden könnte, daß „unter der Vorausſetzung 
eines zukünftigen Ereigniffes“ geleiftet wird. Man wird fid) daher für die con- 
dietio ob causam finitam entſcheiden müſſen: causa finita ijt das Verlöbniß. 
In diejen Zufammenhang gehört auch $ 1584,79) Widerruf von Schenkungen, 
die während des Brautftandes und während der Ehe gemacht find, im Falle der 
Scheidung gegenüber dem allein für ſchuldig erflärten Ehegatten. Der Unterſchied 
diefes von dem vorhergehenden Falle iſt nur, daß dem ſchuldigen Ehegatten das 
Nücforderungsreht verſagt ift. 

b) Bei gegenfeitigen Verträgen wird nad $ 323 Abi. 1,7%) wenn die einem 
Theile obliegende Yeiftung infolge eines Umftands, den feine Partei zu vertreten 
hat, ganz oder theilweile unmöglich wird, der andere Theil von der Gegenleiftung 
ganz oder — nad) den Grundjägen über die Minderung beim Kaufe — theilweiſe 
befreit. Verlangt der andere Theil nad $ 281 Herausgabe des für dem ges 
ſchuldeten Gegenftand erlangten Erſatzes, oder Abtretung des Erſatzanſpruches, 
bleibt er zur Gegenleiftung verpflicgtet, Diefe mindert fid) jedoh — nad) den 
Grundfägen über die Minderung beim Kaufe —, injoweit, al8 der Werth des- 
jenigen, was an Stelle der unmöglic gewordenen Leiftung tritt, Hinter dem 
Werthe diefer Veiftung jelbft zurücbleibt (5 323 Abſ. 1 und 2 verb. mit $$ 472/3). 
In beiden Fällen ift die bereits bewirkte Gegenleiftung nad den Vorſchriften über 
die ungeredtfertigte Bereicherung ganz oder theilweife zurüdzugewähren ($ 323 
Abi. 3.) 8 327 Eaß 1°) behandelt das geſetzliche Rücktrittsrecht bei gegen: 
feitigen Verträgen für den Fall, daß die dem anderen Theile obliegende Leiftung 
in Folge eines Umftandes unmöglid wird, den er zu vertreten hat ($ 325), 
oder daß der andere Theil mit der ihm obliegenden Leiftung in Verzug kommt 
($S 326). Satz 2 dagegen regelt die Folgen der Ausübung des geſetzlichen 
Nüctrittsrehts für den Fall, daß der Rüdtritt infolge eines Umftandes ge 
fhieht, den der andere Theil nicht zu vertreten hat. In 8 440 aus der Lehre 
vom Kauf und in $ 636 Abſ. 1 Cab 1 a. E., der das Recht des De 
ftelfers, vom Wertvertrage zurüdzutveten, behandelt, wird ausdrüdlih auf $ 327 
verwieſen. Es gehören aber auch $ 543 Abj. 2, zweite Hälfte, und $ 628 Abi. 1 
Sat 3 hierher, welde das Recht des Abmiethers und des auf die Dienftleiftung 
Berchtigten, den Mieth- bez. Dienjtvertrag ohne Frift zu kündigen, betreffen, 


’4) Motive, Bd. 4 ©, 6. Protofolle, S. 4482 flg. 

’6) Motive, Bd. 4 ©, 612. 

’) Protofolle, S. 1278-80. Denlſchrift, S. 48; anders Sächſ. &.B., SE 866 fla., 
1013, 1091. 

7) Rrotofolle, S. 1282—1287 und inäbefondere S. 1808/8. 
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weil friftlofe Kündigung in Wahrheit nichts ift, als Rücktritt vom Vertrage.“*) 
Auch im Falle des $ 327 Sah 2 und in feinen Unterfällen hat der Zurück— 
tretende, da der Umftand, der zum Nücktritte veranlaßt, don der Gegenpartei 
nicht zu vertreten ift, lediglich das Recht, die bereits bewirkte Gegenleiftung nad 
den Borjhriften über die Herausgabe einer ungeredtfertigten Bereiherung zurück— 
zufordern. 

Die Leitung, welde hiernach der Rüdforderung unterliegt, kann zwar in 
der Vorausjeßung, daß eine Verbindlichkeit dazu entjtehen werde, geſchehen (es 
wird eine nod nicht fällige Miethzinsrate bezahlt).”) Cie kann auch um der 
Gegenleiftung willen geſchehen, (unter der Vorausſetzung, daß der Vermiether den 
vertragsmäßigen Gebrauch der Sadje alsbald wiederverihaffen werde, wird nicht 
nad) $ 542 gefündigt, jondern die fällige Miethzinsrate bezahlt)*°). Sie wird aber 
in der Regel zur Erfüllung dev dem Yeiftenden auf Grund des gegenfeitigen Ver— 
trages obliegenden Berpflihtung erfolgen (die Mietbzinsrate wird zu Anfang des 
Quartals vertragsmäßig vorausbezahlt).”) Im erjteren Falle kann condictio 
causa data, causa non secuta vorliegen (fiehe oben $ 9 unter a). Aud im 
zweiten Falle kann condictio causa data, causa non secuta gegeben fein, wenn 
geleiftet wurde, um den Empfänger zur Gegenleiftung zu bejtimmen. Im dritten 
Falle dagegen liegt condietio ob causam finitam vor; denn die Verpflichtung, 
die den Rechtsgrund zur Leiſtung bildet, füllt weg. Letzteres gilt insbejondere aud) 
für die Fälle des $ 323 Abſ. 3. Der Unterſchied ift nur, daß im dieſen Fällen 
blos die den Rechtsgrund der Leiſtung bildende Verpflichtung ganz oder theilweije 
wegfällt, weldje aus dem Vertrage folgt; in den Fällen des $ 327 Satz 2 da— 
gegen der ganze Vertrag aufgehoben wird, 


4, Reiftung, nad deren Zwedbeftimmung dev Empfänger durd die 
Annahme gegen ein gejeßlihes Berbot oder gegen die guten Sitten 
verjtößt ($ 817). 

8 11. Die condictio ob turpem causam jeßt eine Yeiftung voraus, 
deren Zweck in der Art beftimmt ijt, daß der Empfänger dur die Annahme 
gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verjtößt ($ 817 Sap 1). 
Dieſer Zwed der Leiftung braucht aber nicht die Herbeiführung eines zufünftigen 
Erfolges, oder eines jpäteren Verhaltens des Empfängers zu fein.) Grund der 
Nücgabepfliht ift nur der auf Eeiten des Empfängers in der Annahme liegende 
Verſtoß gegen das Geſetz oder die guten Sitten. Diefer Grund trifft aber aud) 
zu, wenn die Leiftung mit Rückſicht auf ein in dev Vergangenheit liegendes Ber- 


’®) In der Fafjung des Entwurfes II. Leſung tritt dies deutlicher hervor. Zu vergl. 
8 487 a. E. und $ 566 Abf. 1 a. E., deögl, Protofolle S. 2051 und ©, 2198. 
9) MWindfcheid, $ 427 bei Note 2, 
*, Windſcheid, $ 428 bei Note 4. 
s, Windſcheid, $ 428 bei Note 7. 
s) Anders Sächſ. G. B. 5 1540. 
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halten des Empfängers geſchieht, namentlih, wenn damit bereits geleiftete Dienfte 
vergütet werden follen, für welde Bezahlung zu nehmen, einer höheren Pflicht 
widerſpricht.“) Beiſpiel: Durch die Annahme eines Geſchenks für eine an fid 
nicht pflihtwidrige Handlung verftößt der Beamte gegen $ 351 des St. G. B.s, 
gleihviel, ob das Geſchenk der Handlung folgt, oder die Handlung dem Geſchenke. 
Zugleich ergiebt der Wortlaut der Beitimmung, daß, wie in dem angeführten 
Beifpiele, die Handlung jelbft, welde mit der Leiftung vergütet werden foll, keines- 
wegs gegen ein gejegliches Verbot oder gegen die guten Sitten zu verjtoßen 
braucht. Kennzeichnet ſich der Verſtoß, deſſen fi der Empfänger durch die An— 
nahme der Leiſtung ſchuldig macht, zugleich als eine unerlaubte Handlung zum 
Nachtheile des Gebers, jo find der Anſpruch auf Schadenserjag und die condietio 
neben einander begründet: DBeijpiel: Wer gegen die Verbote in 88 302 a, d, e 
des Wuchergefeges in der Faſſung vom 19. Juni 1893 verftößt, oder wer fi 
des nicht ftrafbaren Wuders nad 8 138 Abſ. 2, und damit eines Verſtoßes 
gegen die guten Sitten ſchuldig macht, Haftet im erjteren Falle gemäß $ 823, 
im leßteren Falle gemäß $ 826 auf Schadenserſatz,*“) und zugleid nad) den 
Vorſchriften über die condictio ob turpem causam ($$ 817, 819 Abi. 2). 
Da der Schädenanſpruch weiter geht ($$ 249 flg., 842 flg.), wird in folden Fällen, 
jolange die dreijährige Frift des $ 852 Abi. 1 noch nicht verjtriden ift, die con- 
dietio meift ohne praftiie Bedeutung fein. Sie gewinnt jedod) Bedeutung, wenn 
jene Frift abgelaufen iſt ($ 852 Abf. 2)°°), und zwar um jo mehr, als der Be- 
veiherte wegen $ 819 Abi. 2 ſich nit auf den Wegfall der Bereicherung be- 
rufen kann (zu vergl. oben $ 3 unter c, 2). 

Der Zwed der Leiſtung kann in der Art beftimmt fein, daß aud dem 
Geber ein Verftoß gegen das Geſetz oder die guten Sitten zur Laſt fällt. Dann 
ift die Rückforderung ausgeſchloſſen *°%) ($ 817 Satz 2). Beiſpiel: $ 656.°%) 
Das Verſprechen eines Lohnes für den Nahmweis der Gelegenheit zur Eingehung 
einer Ehe, oder für die Vermittelung des Zuftandefommens einer Ehe begründet 
feine Verbindlichkeit, weil der Empfänger durd die Annahme der verjprodenen 
Leiftung gegen die guten Sitten verjtoßen würde. Doch fann das Geleiftete nicht 
zurüdgefordert werden, da aud die Hingabe folder Yeiftungen zu einem un— 


ss) Motive, Bd. 2 ©. 849, 

#4) Sten, Ber. des Reichstags Seffion 95/96. Anlage-Bd. III Nr. 440 ©. 1957. 

#5) Protokolle, S. 256,8. 

86) Died muß auch gelten, wenn der Vorwurf nur den Geber trifft (Windſcheid 8 428 
bei und in Note 9. Sächſ. G.B. $ 1543). 

#’) Der Paragraph ift von der Reichstagskommiſſion gegen den Willen der Regierungs: 
vertreter eingefügt worden (Sten. Ber. deö Reihätags, Seſſion 95/6 AnlagesBd. III Nr. 440 
©. 1981). Aehnlich Sächſ. G.B. & 1259; nur daß dad Geleiftete zurüdgefordert werben 
ann (Annalen des Königl. Sächſ. D.A.G.8, 2. Folge Bd. 4 S. 513). Abweichend Gew.O. 
85 85, 88. 
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fittlihen Zwecke erfolgt. Beftand die Leiftung in der Eingehung einer Berbind- 
lichkeit, fann fie ausnahmsweife fondicirt werden ($ 817 Sab 2 verbis „es fei 
denn“ u. ſ. w. und $ 656 Ab. 2). Denn ein Verſtoß gegen das Geſetz und 
die guten Sitten darf nicht erziwungen werden. Dagegen ift die Rückforderung 
des zur Erfüllung einer folden Verbindlichkeit Geleifteten nad dem Grundjaße 
des 8 81T Satz 2 ausgeſchloſſen.**) 


5. Bereiherung dur Verfügungen Nichtberechtigter und durch 
Leiſtungen an Nichtberechtigte, welche dem Berechtigten gegenüber 
wirkſam ſind (8 816). 


8 12. Die beiden Entwürfe enthielten feine allgemeine Beſtimmung dahin, 
daß, wer durch Verfügung eines Nichtberehhtigten oder durch Yeiftung an einen 
Nichtberechtigten kraft Gejeßes einen Rechtsverluſt erleide, den Bereiherungsan: 
ſpruch gegen den Verfügenden oder den Empfänger der Leiftung babe. Für eine 
jene Fälle war dies ausdrücklich beftinmt (Entwurf I 88 839, 880, Entwurf II 
ss 812, 850, 2232). Im anderen Fällen follte dasielbe gelten, obgleich feine 
ausdrückliche Beitimmung vorlag, 3. B. für die Fälle in 88 304/6 des Entwurfes I 
— 85 407/9 des Gefehbuhs""). Bei der Revifion des Entwurfes IL wurde be: 
antragt, in den Abjchnitt Über die ungeredhtfertigte Bereicherung eine Beſtimmung 
des aus $ 816 erfihtlichen Inhalts aufzunehmen, 88 812, 850, 2232 dagegen 
zu ftreihen. Diefer Antrag wurde gebilligt, weil e8 in der Konſequenz der 88 812, 
850, 2232 liegen würde, aud an den anderen einſchlagenden Stellen des Geſetz— 
buchs eine entſprechende Vorſchrift aufzunehmen, zumal bei der Ceſſion, wo beide 
Sätze der Vorſchrift zuträfen; weil e8 aber richtiger fei, ftatt mehrerer gleid)- 
artiger, unter die verſchiedenſten Materien zerftreuter Beftimmungen eine allge 
meine Vorjhrift da einzuftellen, wo die ungeredhtfertigte Bereiherung im Zus 
jammenhange behandelt werde." 

Die Hierher gehörigen Vorſchriften des Geſetzbuchs laſſen fid in vier Grup- 
pen ordnen, an deren Spibe die 83 407,9 (Schub des gutgläubigen Schuldners 
bei der Geifion), die 88 892 fig. (Schuß des Dritten, dem der Inhalt des 
Grundbuches znr Seite fteht), die SS 932 flg. (Schub des qutgläubigen Er: 
werbers einer beweglichen Sache oder eines Rechts daran), und die S$ 2366/7 
(Schuß des Dritten, zu deſſen Gunften der Inhalt des Erbſcheines als richtig 
gilt) zu ftellen find. Beſonderer Darftellung bedarf das Ineinandergreifen ber 
88 407 fig. und der 88 892 fig. bei der Hypothek. 


%) Der Schlußſatz wurde als felbftverftändlich angefehen, aber aufgenommen, um die 
irrthümlihe Zulaſſung der condictio indebiti auszuſchließen. Protofolle, S. 2979. 

s) Motive, Bd. 2 S. 862. 

0) Protofolle, S. 8492, 
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$ 13. a) 88 407/9°1)9%), Gemäß $ 407 Abf. 1 gilt dem Schuldner 
gegenüber auch nad) der Abtretung der bisherige Gläubiger als Gläubiger, jo- 
fange er nicht von der Abtretung — durch Anzeige oder auf andere Weile — 
erfahren bat. Deshalb muß der neue Gläubiger Leiftungen des Schuldners an 
den bisherigen Gläubiger, oder Rechtsgeſchäfte, die zwilchen dem Schuldner und 
dem bisherigen Gläubiger in Anfehung der Forderung vorgenommen werden 
(G. B. $ 397 Erlaßvertrag), als den Schuldner befreiend anerfennen,?®) Der 
bisherige Gläubiger haftet dem neuen Gläubiger nad) Befinden auf Schadenserjag 
wegen unerlaubter Handlung, oder aus der Geihäftsführung ohne Auftrag.**) 
Daneben fteht aber dem neuen Gläubiger der Bereiherungsanjprud) des 8 816 
zu, und zwar im Falle der Leiftung nah Abi. 2, im Falle fonftiger Verfügung 
nad Abſ. 1 Sat 1. Hat der bisherige Gläubiger zu Gunften des Schuldners 
umentgeltlih über die Forderung verfügt, iſt er nicht bereichert; dagegen haftet 
der Schuldner mit der Bereiherungsflage, joweit er durd jene Verfügung uns 
mittelbar einen rechtlichen VBortheil erlangt hat (Abſ. 1 Sab 2). Tritt der bie- 
herige Gläubiger die Forderung nohmals ab, jo wird der Schuldner, gemäß 
$ 408®®) durd Leiſtung an den ſpäteren Ceffionar, oder durch Rechtsgeſchäft mit 
ihm dem früheren Geifionar gegenüber befreit.?% Der frühere Gejfionar, der 
allein Gläubiger ift, hat hier Schädenanſprüche gegen den bisherigen Gläubiger, 
zugleid aber den Bereiherungsanfpruch gegen den fpäteren Ceſſionar, foweit dieſer 
durch Leiſtung des Schuldners oder durch jonftige zwiſchen ihm und dem Schuld- 
ner getroffene Verfügung bereichert ift.”%) Der fpätere Ceffionar wiederum nimmt 
Regreß gegen den bisherigen Gläubiger, weil ihm diefer eine Forderung abtrat, 
die ihm nicht mehr zuftand, und bat diefem gegenüber, foweit eine Gegenleiftung 
bewirkt ift, condietionem indebiti. Hat der fpätere Ceſſionar über die Forde- 
rung unentgeltlich zu Gunſten des Schuldners verfügt, haftet Letzterer gemäß 
Abi. 1 Satz 2. Dasjelbe gilt im Falle des 5 408 Abi. 2 Fall 2. Nach $ 409 
bereditigt die Anzeige des Gläubigers, daß er die Forderung abgetreten habe, ihre 
Rechtsgültigkeit vorausgeſetzt, den Schuldner, die als Ceifionar genannte Perſön— 
lichkeit als Gläubiger zu behandeln, auch wenn fie dies nicht iſt. Da die An 
zeige ein felbftändiges einfeitiges Rechtsgeſchäft des Gläubiger gegenüber dem 
Schuldner als paſſiv Berheiligtem ift, braucht der Leßtere bezüglich der Abtretung 
nicht in gutem Glauben zu fein.??) Leiftet nun der Schuldner an die als Ceſſionar 


N) Protokolle, 788— 794. 

) Soweit diefe Vorfchriften in das prozefjuale Gebiet eingreifen, bleiben fie im Fol: 
genden unbeſprochen. 

9) Im Mefentlihden — $ 972 Sädjf. G. B. 

94) Motive, Bd. 2 ©. 134,5, 

95) Motive, Bd. 2 S. 1845. 

%) Denkidrift, S. 54. Sächſ. ©.B. 8 978: Die Stellung bed Schuldners ift bie: 
felbe; der Bereiherungdanfprud gegen den fpäteren Ceffionar ift aber ausgeſchloſſen. 

A) Motive, Bd. 2 S. 185. 
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bezeichnete Perjönlichkeit, oder verfügt dieſe durd ein Nechtsgeichäft mit dem 
Schuldner darüber, jo wird der angebliche Geffionar auf Kofter des Gläubigers 
bereidert. Da aber die Bereiherung auf der Anzeige, alfo auf feinem Willen 
beruht, fteht ihm nicht condietio sine causa im engeren Sinne zu. Dagegen 
find andere Bereiherungsaniprüde wegen Mangels der Abtretung denkbar, die 
der Anzeige zu Grunde liegt (zu vergl. oben $ 7, 8 10e). Der Anzeige des 
bisherigen Gläubigers fteht die Vorlegung der Abtretungsurfunde durch den neuen 
Gläubiger in allen Stüden glei (5 409 Abi. 1 Satz 2). 

b) Nah 8 412°%) finden die Beitimmungen in 88 407/9 entiprechende 
Anwendung auf den Uebergang von Forderungen kraft Geſetzes (3. B. $ 268 
Uebergang der Forderung auf den Dritten, der den die Zwangsvollftredung be» 
treibenden Gläubiger befriedigt. $ 426 Uebergang der Forderung gegen die 
übrigen Geſammtſchuldner auf denjenigen Geſammtſchuldner, der den Gläubiger 
befriedigt. $ 774 Uebergang der Forderung des Gläubigers auf den Bürgen, 
der diejen befriedigt). 8 409 wird aber faum entipredend angewendet werden 
fünnen, da eine der Anzeige des bisherigen Gläubigers oder der Abtretungsur- 
funde entſprechende Benahridtigung für dieſe Fälle nit vorgejehen ift. In— 
gleichen finden nad $ 41399) die erwähnten Beſtimmungen auf die Uebertragung 
anderer Rechte entipredende Anwendung, foweit nit das Geſetz ein Anderes 
vorſchreibt. 

e) 88 720,100) 1473 Abſatz 2, 1524 Abſatz 2,1%) 2019 Abſatz 2, 2111 
Abſatz 1 Satz 2, Die Vorſchriften in 88 407/8 finden entiprehende Anwendung 
auf den Uebergang einer durd Beiträge der’ Gejellidafter oder durch Geſchäfts— 
führung für die Gejellihaft erworbenen Forderung in das Geſellſchaftsvermögen, 
einer durch Nedtsgeihäft erworbenen Forderung in das Gejammtgut, oder in das 
eingebradite Gut im Falle der Errungenſchaftsgemeinſchaft, einer vom Erbidafts- 
befiger und einer vom Borerben mit Erbihaftsmitteln erworbenen Forderung in 
die Erbſchaft. Wegen diefer Fälle genügt es, auf die Ausführungen unter a) zu 
verweilen. _ 

d) 88 574,102) 576,102) 577,'0%) 579. 104) Ein Rechtsgeſchäft zwiſchen 
Vermiether und Miether in Anfehung der Miethzinsforderung, insbejondere Die 
Entrihtung des Miethzinfes, ift gegen den Erwerber der vermietheten Sade wirf- 
fam, wenn dem Meiether der Eigenthumsübergang nicht befannt war, Dies ent: 
ſpricht der Vorſchrift in $ 407 Abſatz 1. Der Satz gilt jedoch nur bezüglich des 


9) Motive, Bd. 2 S. 120. 
99) Bd. 2 ©. 141 der Motive find folde Rechte aufgezählt. 
, 00) Protofolle, S. 2580 2558. 
108) Protokolle, S. 5569 — 5570. 
109) Protokolle, S. 1886—1891. Siehe zu dem Folgenden auch Denkſchrift S. 78, 
108) Protololle, S. 1917—1920. 
104) Prototolle, S. 1941. 
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Miethzinjes, der bis zum Schluffe des Kalendervierteljahres geſchuldet wird, das 
demjenigen folgt, in welchem der Miether den Uebergang des Eigenthums erfuhr. 
Es gilt alſo für den Bereiherungsanfprud des Erwerbers der vermietheten Sadıe, 
was oben unter a zu $ 407 Abſatz 1 gejagt ift. Entſprechend der Vorſchrift in 
8 409 gilt nad $ 576 die Anzeige des Vermiethers vom Uebergange des Eigen: 
thums an der vermietheten Sache dem Miether gegenüber aud dann, wenn fie 
nicht auf Wahrheit beruht. Der Miether fann aljo, auch foweit er bezüglich des 
Eigentbumsüberganges nicht in gutem Glauben ift, den angeblichen als den wirf« 
lichen Erwerber behandeln. Ueber den Bereiherungsaniprud des Wermiethers 
gilt bier, was oben zu $ 409 unter a) gejagt ift. Die für die Fälle der 88 574 
und 576 gefundenen Ergebnifie gelten wiederum gemäß $ 577 aud) dann, wenn 
der Vermiether an der dem Miether übergebenen Sache — nicht das Eigenthum 
übertragen, jondern — ein Recht eines Dritten begründet hat, deſſen Ausübung 
dem Miether den vertragsmäßigen Gebraud entzieht, für den Bereicherungsan— 
ſpruch des Berechtigten gegen den Vermiether (3 574) und des Vermiethers gegen 
den Berechtigten ($ 576), ($ 577 Satz 1, Ausnahme: Sa 2). Dabei fommen 
insbefondere Nießbrauch ($ 1030 lg.) und andere beichränfte perſönliche Dienft- 
barfeiten (8 1090 flg.), ſowie Grunddienftbarkeiten, — joweit deren Ausübung 
dem Miether den vertragsmäßigen Gebraud gänzlich entzieft — in Betradt. 
Beijpiel der Kommilfion aus den Grunddienftbarfeiten ($$ 1018 flg.): Beſtellung 
einer Weidegeredhtigfeit an verpadhteter Wieſe.!““) Endlih muß auch der weitere 
Erwerber im Umfange des $ 574 Rechtsgeſchäfte, welde zwiſchen Vermiether und 
Miether nad) dem Uebergange des Eigenthums ($ 574) oder nad) der dinglichen 
Belaftung ($ 577) vorgenommen worden find, gegen ſich gelten laſſen ($ 579 
Sa 1)'0%, Beiſpiel: Der Vermiether überträgt das Eigentum am Grund: 
ſtücke auf A, diefer auf B, dieſer auf C innerhalb des Zeitraumes dom 1. Yuli 
bis 30 September. Der Miether zahlt am 30. September in gutem Glauben 
den Miethzins für das dritte Quartal an den Vermiether. Diefer ift zum Nach— 
teile der Erwerber nad Verhältnig der Zeit ihrer Berechtigung bereichert, und 
haftet ihnen daher nad) demjelben Verhältnifje gemäß $ 816 Abjah 2, 


$ 14. a) 88 8923.10) Wer ein Nedt an einem Grundſtücke oder ein 
Recht an einem ſolchen Rechte durch Rechtsgeſchäft erwirbt, hat den Inhalt des 
Grundbuchs für — nicht gegen — fi, aud) wenn er falſch ift, e8 ſei denn, daß 
er die Unrichtigfeit fennt, oder daß nad) SS 894 verb, mit 899 ein Widerjprud) 
eingetragen ift.10%) Wer ein im Grundbuche eingetragenes Recht durch Rechts— 





106) Nrotofolle, S. 1920. 

00) Vrotofolle, S. 1941, 

07) Protokolle, S, 8480-52. 8504—5, Siehe für das folgende aud Denkfcrift, 
S. 124—6. 

ioch Motive, Bd.8 S. 208—218, Dem Grundgedanken nad entfprehend Sädf. G. B. 
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geſchäft erwirbt, braudt eine Beihränfung, welde feinem Rechtsvorgänger gegen: 
über zu Gunften einer beftimmten Perſon befteht, nur infoweit gegen ſich gelten 
zu laffen, als fie aus dem Grundbuche erſichtlich oder ihm befannt ift. Beſchrän— 
fungen dieſer Art bilden insbefondere diejenigen Veräußerungsverbote, welde nur 
den Schuß beftimmter Perfonen bezweden,!9®) joweit deren Eintragung im Grund» 
buche vorgefhrieben ift.t?%) Als jolde find zu erwähnen: $$5u.98d. 8.0") 
88 19 fig. insbefondere 23 und 146 flg. des Neichsgejeges über die Zwangsver— 
fteigerung zc. vom 24. März 1897,'1?) ſowie aus dem Geſetzbuche jelbft $ 2113''9) 
(Verfügungen des Borerben, durch welche der Nacherbe beeinträchtigt wird) und 
$ 2211''?) (Verfügung des Erben über einen Gegenjtand, welder der Verwaltung 
des Teſtamentsvollſtreckers unterliegt). Der Zeitpunkt, welder für die Kenntniß 
des Erwerbers maßgebend ift, wern zum Erwerbe des Rechts die Eintragung ges 
hört,144) ift in Abſatz 2 angegeben; doch enthält $ 23 Abſatz 2 Sab 1 des 
Zwangsverfteigerungsgejeßes eine ergänzende Beſtimmung. Die Anordnung einer 
Nachlaßverwaltung (88 1983 flg.) ift im Grundbuche nidt einzutragen. Sie 
wirft aljo für den Immobiliarverfehr nur, wenn der Erwerber des Rechts von 
ihr Kenntniß erlangt Hat. Es handelt ſich hierbei allenthalben nur um Rechts— 
geihäfte, deren Vorausſetzung die Eintragung des Veräußerers ift, alfo um ding— 
liche Rechtsgeſchäfte im Gegenfage zu den obligatorifchen Kaufalgeihäften, zu deren 
Wirkfamfeit nicht gehört, daß dem Veräußerer das veräußerte Recht wirklich zu: 
ftet.1?5) Aud der Mangel des in der Perfon des Veräußerers dorausgejeßten 
Nehts muß in dem dinglihen Rechtsgeſchäfte begründet fein, auf Grund deſſen 
der Eintrag zu Gunften des Veräußerers erfolgt ift. Diejes fann von einem 
Nichtberechtigten (unter Fälſchung von Legitimationspapieren u. ſ. w.), oder von 
dem Berechtigten, leßterenfalls nichtig oder anfehhtbar, vorgenommen fein. Iſt die 
Einigung anfehtbar, jo bejteht zwar das Recht des Veräußerers, wenn und jo 
lange nicht angefochten wird. Es unterliegt aber der condietio indebiti (fiehe 
oben $ 7). Der Dritte, welcher die Anfechtbarkeit fennt, muß fie aljo gegen fid) 


— mn 


88 278 Abſ. 2, 429 Sat 2, 465; ſiehe auch Grüymann, Lehrbud, Bd. I S. 149 unter 2 und 
S. 151 unter IL 

109) Motive, Bd. 8 S. 215 und Denkſchrift S. 124, 

110) Denkſchrift, S. 124 a. ©. 

11) Die Eintragung im Grundbuche foll abmeihend von K.D. 8 106 für faft alle 
Fälle reichägefeglih vorgefchrieben werden, Anlage II zur Denkſchrift unter II $ 106. 

212) Denkfchrift zu diefem Geſetze S. 38 flo. 

‚1, Motive, Bd, 5 S. 115. Protofolle, S. 6757—60, 6788—90, 6820—28 und 
Motive Bd, 5 S. 228, Protofolle, S. 7095/97, 7014, 7520, 7542. Das Net des Nach— 
erben und die Einfegung des Teftamentsvollftreders find nah $$ 52, 53 ber Grundbud:D, 
vom 24. März 1897 von Amtöwegen im Grundbuche einzutragen, 

214) 8 892 Abſ. 1 Sat 2 erſetzt für den Immobiliarverkehr die allgemeine Borfchrift 
in $ 135 Abf. 2, Pland, B.G.B. zu $ 185 ©. 188 Biffer 5 a. E. 

115) Brotololle, S. 8430 flg.; fiehe aber die Ausdehnung des Grundſatzes auf bie 
Forderung unten bei $ 15 unter a, 
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gelten laffen. Im beiden Fällen des 8 892 Abſ. 1 liegen Verfügungen des Nicht— 
beredtigten vor, welche den Berechtigten binden; er hat an ſich feine Möglichkeit, 
das Net, über welches dev Nichtberechtigte verfügt hat, von dem Dritten wieder- 
zuerlangen. Alle dingliden Anſprüche find ihm verloren. Mithin ift er regel- 
mäßig auf die Anſprüche gegen den Nichtberechtigten befhränft, welde u. A. auf 
Schadenserfag wegen unerlaubter Handlung oder auf Herausgabe der ungerecht— 
fertigten Bereicherung gerichtet fein können.16) Anfprüde gegen den gutgläubigen 
Dritten waren im erjten Entwurfe ausgeichloffen, da nur für diefen Fall die 
Rechtsſicherheit im Nealverkehre verbürgt fei.!!”) Im Schlußſatze des nachmals 
geftrihenen $ 812 Entwurf II wurde der Bereicherungsanſpruch gegen den gut— 
gläubigen Dritten anerkannt, foweit dieſer durch Verfügung des Nichtberedtigten 
ein Recht unentgeltlich erlangt hat. Nah $ 816 Abi. 1 Sab 2 gilt dafjelbe, 
joweit der qutgläubige Dritte auf Grund unentgeltlier Verfügung unmittelbar 
einen rechtlichen Wortheil erlangt hat. Der dinglihe Anſpruch bleibt natürlich auch 
in diefem Falle verfagt."7°) Beifpiel: Der gutgläubige X, der von dem einge» 
tragenen Nichteigenthümer ſchenkungsweiſe eine Hypothek erhalten hat, haftet dem 
Eigenthümer, foweit er bereidhert ift. Als Rechte an Grundjtüden im Sinne des 
$ 892 fommen in Frage: Eigenthum (3 925), Erbbauredt ($ 1012), Grund: 
dienftbarfeiten ($ 1018), Niekbraud an Grundftüden ($ 1031), beichränfte per- 
ſönliche Dienftbarfeiten ($ 1090), Vorkaufsrecht ($ 1094), Reallaften ($S 1105), 
Hypothek ($ 1113), Grundihuld ($ 1191), Rentenſchuld ($ 1199). Als Rechte 
an ſolchen Nedten kommen in Betracht: Nießbrauch ($ 1068) und Pfandredt 
($ 1273). Ausgeſchloſſen find Niefbrauh und Pfandrecht am Niekbraude und 
an beihränften perjönlihen Dienftbarkeiten (S$ 1069 Abf. 2, 1274 Abi. 2 verb. 
mit 88 1059 und 1092). 

Wird an demjenigen, für welchen ein Recht diefer Art im Grundbude ein- 
getragen ift, auf Grund dieſes Rechts eine Leiſtung bewirkt, jo gilt zu Gunften 
des Yeiftenden der Cingetragene als der Berechtigte, aud wenn er es nicht ift. 
Er gilt aud als in der Verfügung über das Recht nur nad Inhalt des Grund» 
buches beihränft (5 893 Fall 1).119) Wird zwiſchen dem eingetragenen Nicht: 
beredtigten und einem Dritten ein Nehtsgeihäft vorgenommen, durd das über 
ein Recht diefer Art verfügt wird, ohne daß es der Dritte erwirbt, jo gilt zu 
feinen Gunften der eingetragene Nichtberechtigte als der Berechtigte. Auch gelten 
zu feinen Gunſten nur diejenigen Berfügungsbefhränfungen al® vorhanden, welche 
ſich aus dem Grundbude ergeben.??°) Auch bier fommen nur dinglide, nicht 
obligatoriihe Rechtsgeſchäfte in Betradt.1?1) Vorausgeſetzt ift in den Fällen des 

110) Motive, Bd. 8 ©. 224. 

117) Motive, Bd. 3 ©. 225. 

16) Protofolle, S. 8448 flg. inäbef. S. 8449, 

119) Protokolle, S. 8452 flg. 

120) Protokolle, S. 8452, 

121) Protofolle, &, 8449, 
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8 893 guter Glaube im Sinne de $ 892 in der Perjon des Yeiftenden oder des 
Dritten!) Im erfteren Falle liegt eine Leiftung an einen Nichtberechtigten vor, 
welche den Berechtigten bindet; der Berechtigte hat alfo den Bereiherungsaniprud 
des $ 816 Abſ. 2 gegen den Nichtberechtigten. Im zweiten Falle find zu unter: 
ſcheiden: einfeitige Nedhtsgejhäfte, die einem Anderen gegenüber vorgenommen wer— 
den, und dingliche Verträge. Eine durd) Verfügung des Nichtberechtigten vermittelte 
Bereicherung fann in beiden Fällen vorfommen. Beiſpiele: Der eingetragene 
Nichtberechtigte verzichtet auf die Hypothek, ſodaß fie der Eigenthiimer erwirbt 
($ 1168). Der eingetragene Nichtberechtigte Hebt die Hypothek durch Vertrag mit 
dem Eigenthiimer auf ($ 1183). Der Bereiherungsaniprud ergiebt ſich hier aus 
$ 816 Abj. 1 Satz 1 oder Sag 2, je nachdem entgeltfid verfügt worden war, oder 
unentgeltlich. Bereichert ift zum Nachtheile des Berechtigten im Falle entgeltlien 
Verzichtes oder entgeltliher Aufhebung der Nichtberechtigte, der für die Aufgabe 
eines ihm nicht zuftehenden Rechts ein Entgelt erhielt, im Falle unentgeltlihen 
Verzichts oder unentgeltliher Aufhebung der Eigenthümer. Betreff der Leiſtungen 
find zu erwähnen: Befriedigung des als Hypotheken, Grundſchuld-, Rentenſchuld— 
Gläubiger eingetragenen Nihtberedtigten durd den gutgläubigen Eigenthümer 
(58 1142, 1192, 1200), der nicht perfönliher Schuldner ift, 

b) 88 1155,'%) 1192,1%) 1200.13) Bei der Briefhypothef, der Grund» 
ſchuld, der Rentenſchuld greift der Schuß der 88 892/3 aud) ein, foweit ſich der 
rehtsgeihäftlihe Erwerb ohne Eintragung volßzieht. Wer, ohne Eigenthümer 
bes belajteten Grundſtücks zu jein,'?®) von einem nad) 8 1155 legitimirten Be— 
ſitzer des Hypothekenbriefs die Hypothek (S 1154) oder ein Pfandredt daran 
($ 1274 verb. mit $ 1154) in gutem Glauben erwirbt, ift alfo in feinem Er: 
werbe geihüßt, aud wenn der Befiter des Hypothefenbriefes nicht der Gläubiger 
ift ($ 892). Wer an einen nad $ 1155 legitimirten Befiger des Hypothefen- 
briefes eine Abſchlagszahlung leiftet, wird in deren Höhe befreit, auch wenn ber 
Empfänger nit der Gläubiger if. Wer mit einem nad) $ 1155 Iegitimirten 
Befiger des Hypothefenbriefes die Aufhebung der Hypothek vereinbart, wird von 
der Hypothek befreit, auch wenn der Briefbefiger nicht der Gläubiger ift ($ 893). 
Der Gläubiger hat den Bereiherungsanfprud im erften und im letzten Falle nad 
$ 816 Abi. 1 Satz 1 bez. Sab 2; im zweiten Falle nad) $ 816 Abf. 2. 

c) $$ 1157,12”) 1107, 1192 Abſ. 1, 1200 Abſ. 2. Die Einrede, die dem 
Eigenthümer des belaſteten Grundftüds auf Grund eines Nechtsverhältniffes 
zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger zufteht (3. B. daß abſchläglich ge- 





127), Motive, Bb. 8 S. 228, 

125) Motive, Bd. 8 S. 754, Protofolle, S. 4600, 
124) Vrotofolle, S. 4160, 

125) Motive, Bb. 8 ©. 754. 

136) Motive, Bd. 8 ©. 754. 

12) Protokolle, S. 444047, 
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zahlt ſei), kann auch der Pfandflage des neuen Gläubigers entgegengeleßt werden, 
es ſei denn, daß diefer die Hypothek in gutem Glauben erworben bat (entipredhend 
SS 1137/8 verb. mit 8 1158). Iſt Vebteres der Fall, jo ift der Eigenthümer 
auf die Anfprücde gegen den bisherigen Gläubiger, ev. auf die Bereiherungsan- 
ſprüche nad S 816 Abi. 1 Sab 1 und 2 beihränft, Die Beftimmung findet 
Anwendung auf die Theilleiftungen aus Neallaft, Grundſchuld, Rentenſchuld. 


$ 15. a) $ 1138.) Der Schub des gutgläubigen Dritten aus 88 892/3 
bezieht fih nur auf die Hypothek als jolde, mit auf die Forderung. Durch 
$ 1138 wird diefer Schuß bei der Briefhypothek und bei der Buchhypothekis) auch 
auf die Forderung ausgedehnt; jelbftverftändfih nur fir das dingliche Verhältniß 
zwiſchen Hypothekengläubiger und Grundftücseigenthiimer!®), nicht für das Ver: 
hältniß zwifchen perſönlichem Gläubiger und perfünlidem Schuldner. Ueber den 
Ausschluß des guten Glaubens in diefem Falle ift $ 1140 zu vergleihen. Die 
Bedeutung des 8 1138 ift alfo, daß für das dingliche Rechtsverhältniß der Gut- 
gläubige fih auf den Grundbuchsinhalt verlaffen kann, auch ſoweit er die Forde— 
rung betrifft.Y) Insbeſondere ift der qutgläubige Erwerber gegen die Einreden 
geſchützt, welche dem Eigenthiimer des belafteten Grundftüds gemäß $ 1137 zu— 
ftehen. Beifpiel: A erwirbt in gutem Glauben von B durch Rechtsgeſchäft eine 
diefem an dem Grundftüce des C zuftehende Hypothek, deren perjünliher Schuldner 
D ift. Die hypothekariſch eingetragene Forderung ift zurüdgezahlt ($ 1181). C 
kann dieſe Einrede gegen die dingliche Klage des A nicht geltend maden. Er ift 
daher auf die Anſprüche gegen B, insbejondere wegen Schadenserſatz oder Be 
reiherung beſchränkt; leßteres, fofern B von A für die Abtretung ein Entgelt er- 
haften hat ($ 816 Abf. 1 Sab 1). Hat A unentgeltlich erworben, jo ift er jelbit 
der Bereiherte, und gemäß $ 816 Abi. 1 Sab 2 haftbar. Die entſprechende 
Anwendung des 8 893 kommt nicht in Frage, obwohl dies aus dem Wortlaute 
des 8 1138 zu folgen jcheint. 

b) 8$ 1156,'%) 1158/9, 1107, 1192 Abf. 2, 1200 Abi. 1. Dem per 
ſönlichen Schuldner einer Hypothefariih eingetragenen Forderung ftehen dem per— 
jönlihen Gläubiger gegenüber die Rechte aus SS 407/8 zu (fiehe oben $ 13 
unter a). $ 1156 Saß 1, der fi indeß nit auf Siherungshypothefen bes 
zieht ($ 1185 Abi. 2), befagt, daß diefe Beftimmungen für das dingliche Ver— 
hältniß zwiſchen dem Hypothekarier und dem Eigenthümer des belafteten Grund» 
ſtücks nit Plaß greift, jondern daß auf diefes Verhältniß nur die $$ 892/3 an⸗ 


12%) Protokolle, S. 4438-49, Dentlſchrift S. 148 flg. 
129) nicht bei der Sicherungähppothel. $ 1185 Abf. 2. 
130) Motive, Bd, 8 ©. 602, 691. 
iai) Grundſätzlich entſprechend Sächſ. G.B. $ 429 Say 2, 465 Sak 2, fiehe Grüß. 
mann, Lehrbuch Bd. I S. 151 unter II, 
ı 189) Protofolle, S. 4458—60, 
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zuwenden ſind.!ss) Ausnahmsweiſe erklärt Satz 2 des $ 1156 für den Fall der 
Kündigung 3 407 Abf. 1 Fall 2 für anwendbar. Dies gilt für das Hypotheken— 
fapital unbeſchränkt (fiehe oben $ 14 unter a), 

Dagegen finden für Hypothefenzinfen und andere Nebenleiftungen , welde 
zur Zeit der Uebertragung bereits fällig waren ($ 1159), auf die Uebertragung 
jelbft, und auf das Rechtsverhältniß zwilden dem Cigenthümer und dem neuen 
Gläubiger die allgemeinen Vorjhriften über die Webertragung von Forderungen, 
insbeſondere aljo SS 407/8 Anwendung, da die erwähnten Anjprüde von der 
Hauptforderung losgelöſt erideinen, und das Grundbuch über ihr Beſtehen nicht 
Aufſchluß giebt.) Es gilt aljo hierüber, was oben $ 13 unter a) gejagt ift. 
Beifpiel: A hat eine Hypothef jammt rüdjtändigen Zinfen feit 1. April 1897 am 
1. Juli 1897 in gutem Glauben erworben. Der Eigenthümer B zahlt dieſe 
Zinfen an C, jeinen früheren Gläubiger, ohne von der Abtretung zu wiſſen. B 
ift der Pfandflage des A gegenüber gemäß 8 407 Abſ. 1 Fall 1 befreit, A Hat 
den Bereiherungsanjprud gegen C nad) $ 816 Abi. 2. Das Gleiche gilt für 
das Rechtsverhältuiß zwiihen dem Eigenthümer und dem neuen Gläubiger, ſoweit 
Hypothefenzinfen und andere Nebenleiftungen in Frage fommen, die zwar nad) der 
Uebertragung, aber ſpäteſtens in dem Kalendervierteljahre fällig werden, welches 
auf dasjenige folgt, in dem der Eigenthümer von der Uebertragung Kenntniß ers 
langt ($ 1158). In beiden Fällen fann fid der Gläubiger gegenüber den vom 
Eigenthümer aus den 88 407/8 abgeleiteten Einwendungen nit auf $ 892 bes 
rufen. Dagegen gilt $ 893 zu Gunften des Eigenthümers aud) betreffs der in 
85 1158/9 erwähnten Zinjen und Nebenforderungen, 1) Infofern gilt, was 
oben in $ 14 unter a) gejagt ift. Beiſpiel: Der Eigenthümer zahlt rücjtändige 
Zinfen an den im Grundbuche eingetragenen Nihtgläubiger. Der Gläubiger hat 
gegen Letzteren den Bereiherungsanjprud aus $ 816 Abi. 2. Alles dies gilt 
zugleid für die Einzelleiftungen aus Reallaft, Grundſchuld, Rentenſchuld. 


$ 16, a) $$ 932— 936.1) Das Eigenthum an bewegliden Sachen wird 
durch Uebergabe und Einigung übertragen, aud wenn der Veräußerer nicht Eigen: 
thümer ift, dafern nur der Erwerber den Veräußerer für den Eigenthümer hält, 
und ohne grobe Fahrläffigkeit halten darf ($ 932 Abi. 1 Sap 1). Die Einigung 
genügt, wenn der Erwerber bereits vorher den Befiß vom Veräußerer erlangt 
hatte (traditio brevi manu, $ 932 Abſ. 1 Satz 2). Hatte die Uebergabe durd) 





159, Motive, Bd, 8 ©. 711. 

18) Motive, Bd. 8 S. 713. Entſprechendes gilt nah Sächſ. G.B. 88 151, 464 verb. 
mit $ 972; fiehe Grügmann, Lehrbuch, Bd. I ©. 152 unter a. 

185) Motive, Bd. 8 ©. 714. 

186) Motive, Bd. 8 ©. 842 flg. Protofolle, S. 3699 flg. Siehe aud für das Fol: 
gende Denkſchrift S. 182, GEntipredend: H.G.B. Art. 806, 807. Das neue 9.6.8, 
Art. 866 fig. geht über SS 932 flg. noch hinaus. Grundfägli anders Sächſ. G.B. 3 254. 
Ausnahmen fiehe jedoch in 88 296, 815 daſelbſt. 
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constitutum possessorium ftattgefunden, geht das Eigenthum erſt über, wenn der 
Beräußerer mittelbarer Beſitzer ift, durch Abtretung des Anſpruchs auf Heraus: 
gabe, anderenfall® durd; Erlangung des unmittelbaren Beſitzes von dem Dritten 
($ 934). Wann der gute Glaube vorhanden fein muß, ift bei den einzelnen Para- 
graphen erwähnt. Der Erwerb des Eigentums tritt auf Grund der angeführten 
Beftimmungen ausnahmsweife nit ein, wenn die Sache dem Eigenthümer ge 
ftohlen worden, verloren gegangen, oder jonft abhanden gefommen ift, und, falls 
der Eigenthümer mittelbarer Befiger war, wenn die Sache dem Befiger abhanden 
fam. An Geld, Anhaberpapieren und Sadıen, die im Wege öffentliher Verſtei— 
gerung veräußert werden, tritt der Eigenthumserwerb vom Nichteigenthümer aud) 
in diefen Ausnahmefällen ein ($ 935). Es handelt fih mithin um Verfügungen 
des Nichtberechtigten, die dem Berechtigten gegenüber wirffam find. Der Be 
rechtigte, deſſen Eigenthum unterging, hat — event. neben anderen Anfprüden — 
den Bereiherungsanjprud) gegen den Nichtberechtigten, welcher verfügt hat ($ 816 
Abſ. 1 Sat 1)"37) und, dafern die Verfügung unentgeltlid) war, gegen den Dritten, 
der durch die Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vortheil erlangt hat ($ 816 
Abi. 1 Sa 2).39) 

Iſt die von einem Nichtberechtigten veräußerte Sache mit dem Rechte eines 
Dritten belajtet, erliiht dies mit dem Erwerbe des Eigenthums, wenn der Er- 
werber von feinem Beftehen ohne grobes Verſchulden nichts wußte;““) im Falle 
des $ 929 Abſatz 1 Satz 2 (traditio brevi manu) aber nur, wenn der Er 
werber den Befig vom Veräußerer erlangt hatte; im Kalle des $ 930 (con- 
stitutum possessorium), oder wenn die nad) $ 931 veräußerte Sade nicht im 
mittelbaren Befite des Veräußerers ift, erſt nachdem der Erwerber auf Grund 
der Veräußerung den Beſitz der Sade erlangt hat. Im Falle des S 935 ift der 
Erwerb des Eigenthums, und damit zugleid das Erlöſchen des Rechtes ausge: 
ſchloſſen, ſoweit nicht Abjag 2 einſchlägt und joweit in diefem Falle Rechte Dritter 
in Frage fommen. Im Falle des $ 931 erliidt das Recht nicht, wenn es dem 
dritten Befiger zuſteht. Auch in diefen Fällen kann dev Beredtigte, der durd 
Verfügung des Nichtberechtigten fein Recht an der Sache einbüßt, fi) nur an den 
Nichtberechtigten oder an den Dritten halten, dev durch dejjen unentgeltliche Ber: 
fügung unmittelbar einen rechtlichen Vortheil erlangt hat ($ 816 Abja 1 Satz 
1 und 2). Beilpiel: Der Eigenthümer beftellt an feiner Sade einen Nießbrauch 
nad $ 1032. Ein Dritter verfauft oder verſchenkt die Sade an X, der von dem 
Nießbrauche weder weiß, nod wiſſen muß. Der Nießbrauder ift auf den Be: 
reiherungsanjprud) gegen den Dritten oder X beihränft ($ 816 Abja 1 Satz 1 
oder Satz 2). Gemäß $ 926 Abſatz 2 finden die Vorjdriften in 88 932—936 


137), Motive, Bd. 8 ©. 850 unter IV. 
158) Protofolle, S. 8717. 
190) Protokolle, S. 8709—12. 
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entſprechende Anwendung auf Zubehörſtücke eines Grundſtückes, die nach Abſatz 1 
daſelbſt als mit veräußert zu gelten haben. 

| b) $ 1032.) Auch der Nießbrauch an beweglichen Saden wird durd) 
Uebergabe und Einigung begründet, wenn der Beſteller nicht Eigenthümer ift, 
dafern ihn nur der Erwerber für den Eigenthümer hält, und ohne grobe Fahr» 
läffigfeit halten darf.) Im Falle des 8 929 Abſatz 2 (traditio brevi manu) 
genügt die Einigung, wenn der Erwerber die Sache vom Befteller übergeben er- 
halten hatte. War zwilden dem Bejteller, der nit Eigenthümer ift, und dem 
Erwerber ein Rehtsverhältnig vereinbart worden, vermöge deſſen Letzterer unmit— 
telbarer Befiger wurde, muß die Uebergabe der Sache nachfolgen. Iſt ein Dritter 
im Befige der Sache, jo erlangt dev Erwerber den Nießbrauch, wenn der Ber 
fteller mittelbarer Befiger der Sache ift, mit der Abtretung des Anſpruches auf 
Herausgabe, anderenfalls, wenn ev den Beſitz dev Sache von Dritten erlangt. 
Der Nießbrauch entfteht nicht, werm die Sade dem Eigenthiimer geftohlen wor: 
den, verloren gegangen, oder jonjt abhanden gekommen war, und, falls der Eigen» 
thümer nur mittelbarer Befiger war, wenn die Sache dem Befiger abhanden 
gefommen war; es fei denn, daß es fi um Geld, Inhaberpapiere, oder Saden 
handelt, die im Wege öffentlicher Verfteigerung erworben werden ($$ 1032 verb. 
mit 929—935). Auh in allen diejen Fällen Handelt es jih um Verfügungen 
des Nihtberedtigten, die dem Berechtigten gegenüber wirkjam find, Der Unter: 
fhied ift nur, daß der Eigenthümer, indem ein Nidjtberedjtigter den Niefbraud) 
beftelit, nicht fein Eigenthum verliert, jondern daß fein Eigenthum blos mit dem 
Nießbrauche belaftet wird. Der Eigenthümer hat alfo die Aniprüde aus $ 816 
Abſ. 1 Satz 1 und 2, gegen den Beſteller oder gegen den Erwerber des Nieß— 
braudjs. 

Iſt die Sache, an der ein Nichtberechtigter den Nießbrauch bejtellt, mit dem 
Rechte eines Dritten belaftet, jo erliicht dies nicht mit der Entftehung des Nieß— 
brauchs, fondern diefer geht nur dem Rechte vor (3 1032 ab 2 zweite Hälfte 
und $ 936). Im Falle des $ 929 Saß 2 (traditio brevi manu) geſchieht dies 
aber nur, wenn der Erwerber den Befig vom Beſteller erlangt hatte. Erfolgte 
die Beftellung nad) $ 930, d. h. war zwiſchen dem Beſteller, dev nicht Eigens 
thümer ift, und dem Erwerber ein Rechtsverhältniß vereinbart worden, vermöge 
deſſen Letzterer mittelbarer Befiger wurde (constitutum possessorium), oder War 
der Bejteller des Nießbrauchs au einer Sade, die im Beſitze eines Dritten war, 
nicht mittelbarer Befiger, jo wird der Nießbrauch erſt begründet durd) Erwerb des 
Sahbefiges auf Grund der Beitellung; war er dagegen mittelbarer Befiger, durch 
Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe. Im Falle des 8 935 Abſ. 1 ift die Ent: 
ftehung des Nießbrauchs, aljo zugleid) die Entftehung feines Vorranges vor dem Rechte 


140) Protofolle, S. 4060 -2. 
141) ander Motive, Bd. 8 ©. 496, welche die Ausdehnung der Grundbfäge der 
88 932 flg. auf den Nießbrauch für unnöthig erflären, weil diefer nicht Verkehrsobjelt fei. 
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eines Dritten ausgeſchloſſen; nicht dagegen in den Fällen, welde Abſatz 2 diejes 
Paragraphen behandelt. Hier handelt es fi) aljo allenthalben darum, daß der 
Berechtigte die Benadtheiligung gelten laffen muß, welde in dem Borrange 
des durd einen Nichtberechtigten beftellten Nießbrauchs vor jeinem Rechte liegt, 
und daß er darauf angewieſen ift, zur Befeitigung dieſes Nachtheils den Be 
fteller oder den Erwerber nad $ 816 Abſ. 1 Sa 1 oder Sa 2 in Anjprud 
zu nehmen, 

c) 88 1207/8.2) Ingleihen entjteht ein Pfandrecht an einer nicht dem 
Verpfänder zu Eigenthum gehörigen Sache durch Uebergabe und Einigung, wenn 
der Erwerber, ohne fid) grober Fahrläffigkeit ſchuldig zu machen, den Berpfänder 
für den Eigenthümer hält, Hat der Erwerber den Beſitz der Sade vom Per: 
pfänder erlangt, genügt Einigung mit dem Verpfänder (traditio brevi manu). 
Die Uebergabe einer im mittelbaren Beſitze des Verpfänders befindlihen Sade 
fann dadurch erjeßt werden, daß der Verpfänder den mittelbaren Beſitz auf den 
Erwerber überträgt, und die Berpfändung dem Befiger anzeigt. Die Uebergabe 
durch constitutum possessorium ift ausgeſchloſſen. Dod genügt an Stelle der 
Uebergabe die Einräumung des Mitbefiges durch den Verpfänder, wenn fid die 
Sadje unter dem Mitverfchluffe des Erwerbers befindet, oder, falls fie im Be 
fie des Dritten ift, die Herausgabe nur an den Eigenthümer und den Erwerber 
gemeinjchaftlid erfolgen kann. Ausgeſchloſſen ift die Entjtehung des Pfandrechts 
im Falle des $ 935 Abf. 1, außer wenn Abf, 2 dafelbft einſchlägt (88 1207 
verb. mit 1205, 1206 und 932, 934, 935, NB. nidt 933). Der Eigenthümer, 
der die Belaftung feiner Sache mit dem Pfandredhte gelten laſſen muß, Hat den 
Bereiherungsanjprud aus $ 816 Abi. 1 Satz 1 oder Sag 2 gegen den Ber- 
pfänder oder gegen den Erwerber des Pfandredts. 

It die Sache mit dem Rechte eines Dritten belaftet, jo geht das durd) einen 
Nichtberechtigten beftellte Pfandrecht dieſem Rechte vor, wenn der Erwerber das 
Beſtehen dieſes Rechtes ohne grobe Fahrläffigfeit nicht kannte. Die Einigung 
genügt zur Entjtehung des Pfandredts und damit zugleich des Vorranges nur, 
wenn der Erwerber den Beſitz der Sache vom Befteller erhielt. 88 1205 Abf. 2 
und 1206 ſchlagen ebenfall® ein. Da die Entftehung des Pfandredts im Falle 
des S 935 Abſ. 1 mit den im Abi. 2 daſelbſt erfihtlihen Ausnahmen ausge: 
ſchloſſen ift, gilt das leide von der Entjtehung des Vorranges. Steht das 
Recht im Falle de8 8 1205 Abſ. 2 dem dritten Befiger zu, entfteht der Vor: 
rang ebenfalls nicht ($ 1208). Im diefen Fällen muß der Berechtigte wegen der 
dur die Begründung des Vorranges entjtehenden Benadtheiligung den Verpfän— 
der oder den Erwerber nad) 88 816 Abi, 1 Satz 1 oder 2 auf die Bereiherung 
in Anjprud nehmen!) 


“2, Motive, Bd. 3 S. 802 unter 4. PBrotofolle, S. 4160/1. S. 41883. 
43), Motive, Bd. 3 S. 806 unter 8, 
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d) 8 124414) verb. mit 88 1233 flg., 88 1262 u. 1272.46) Wird eine 
beweglihe Eade ald Pfand veräußert, ohne daß dem Neräußerer ein Pfandrecht 
zufteht, oder den Erforderniffen genügt wird, von denen die Redtmäßigfeit der 
Veräußerung abhängt ($$ 1228 Abſ. 2, 1230 Abſ. 2, 1235, 1237 Sa 1, 1240), 
jo erlangt der Erwerber an fi nit Eigenthum. Dies ift dennnod der Fall, 
wenn ber. Pfandgläubiger einen volljtredbaren Titel gegen den Eigenthümer er: 
langt hat, und die Peräußerung nad den Vorſchriften über den Verkauf einer 
gepfändeten Sache geſchieht ($ 1233 Abſ. 2), oder wenn die Veräußerung in 
öffentlicher Vetfteigerung, bez., wenn der Gegenftand einen Börjen- oder Marft- 
preis bat, gemäß $ 1221 geſchieht ($ 1235), oder endlih, wenn Gold- und 
Silberſachen, nachdem ein geniigendes Gebot nicht abgegeben worden ift, durch eine 
zu öffentlicher Verfteigerung befugte Perfon aus freier Hand zum Metallwerthe 
überlaſſen werden (3 1240 Abj. 2). Vorausgeſetzt ift jedody, daß der Erwerber das 
Norhandenfein diefer Mängel nicht kennt, und ihn deshalb nicht der Vorwurf 
grober Fahrläffigfeit trifft. Beiſpiel: Ein K. S. Notar überläßt Goldſachen, nach— 
dem im Wege öffentlicher Verfteigerung ein genügendes Gebot nicht erzielt worden 
ift, aus freier Hand für den Metallwerth zu Eigentfum (Notariats-Ordn. vom 
5. September 1892 $ 1). Der gutgläubige Erwerber wird Eigenthümer, aud) 
wenn der angeblide Pfandgläubiger fein Pfandredit bejaß, oder wenn dies zwar 
der Fall, aber im Uebrigen den Vorſchriften, von demen die Rechtmäßigkeit der 
Veräußerung abhängt, nicht genügt ift. Ingleichen erlöichen bei Veräußerung eines 
Pfandes Rechte Dritter, wenn der Erwerber, ohne daß ihn der Vorwurf grober 
Fahrläffigkeit trifft, das Beſtehen folder Rechte, und das Nichtbeſtehen des Pfand- 
rechts, oder den Mangel der efjentiellen VBeräußerungsmodalitäten nicht fennt. 
Bon diefen Sägen gilt feine Ausnahme, wenn die als Pfänder veräußerten Saden 
geftohlen, verloren, oder jonft abhanden gefommen waren.) Da die Pfandver- 
äußerung nicht unentgeltlich geſchieht, kommt ein Bereiherungsaniprud nicht gegen 
den Erwerber, fondern nur gegen den Beräußerer in Frage. Diejer Anſpruch 
fteht dem Eigenthümer zu, defjen Sache veräußert wird, wenn fein Pfandredit 
bejtand, und wenn mehr Pfänder verfauft wurden, als zur Befriedigung des Gläu— 
bigers nöthig waren; nicht dagegen in den übrigen Fällen, insbejondere nicht wegen 
vorzeitigen Pfandverfaufs ($ 1228 Abſ. 2), weil nad $ 813 Abi. 2 Zwifchen- 
zinſen nicht vergütet werden. Dem Beredtigten, dejjen Recht am Pfande unter: 
geht, fteht der Bereicherungsanſpruch zu, jofern der Veräußerer für die unbelajtete 
Sade mehr erhält, als er für die belaftete Sache erhalten würde. 

Ein Pfandredt an einem Schiffe — oder an einer Schiffspart — das im 
Schiffsregifter zu Unrecht gelöſcht worden ift, erliiht nad) 83 1262, 1272, wenn 
das Eigentfum am Schiffe übertragen wird, und der Erwerber bezüglid) des 
Nichtbeftehens des Pfandrehts in gutem Glauben ift. Iſt ein Pfandredt an einem 
J 1) Motive, Bd. 8 S. 831/2. Dentſchrift, S. 281,4. 

145) Motive, Bd. 8 S. 846 flg. Dentſchrift, S. 284 fig. 
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Schiffe — oder an einer Schiffspart — zu Unrecht gelöſcht worden, fo erlangt 
ebenmäßig der Erwerber eines diefem im Range nachſtehenden Pfandrechts, der 
in gutem Glauben ift, für fein Recht den Rang vor dem zu Unredt gelöjchten 
Pfandredte. Auch in diefen Fällen find Bereiherungsaniprüde des Eigenthümers 
oder des Berechtigten denkbar, welde fid gegen den Veräußerer oder gegen den 
Erwerber richten, je nachdem die Veräußerung entgeltlid oder unentgeltlich ftatt- 
fand ($ 816 Abf. 1 Sag 1 und 2). Unter gutem Glauben ift in den zuleßt 
erwähnten Fällen Unfenntniß davon zu verftehen, daß das Pfandrecht zu Unrecht 
im Sciffsregifter gelöfcht wurde. Und dieſe Unkenntniß darf, da das Sciffe- 
pfandreht Mobiliarpfandredt ift, nit auf grober Fahrläſſigkeit beruhen. 

e) Die unter a—c erwähnten Vorjhriften finden entiprehende Anwendung 
in folgenden Fällen: $ 135.) Das Eigentum an bewegliden Saden geht 
durch Uebergabe und Cinigung über, aud) wenn ein geſetzliches Veräußerungs— 
verbot befteht, welches nur den Schuß einer beftimmten Perfon bezwedt, wenn 
nur der Erwerber das Beräußerungsverbot nicht fennt, ohne daß ihm dies zu 
grober Fahrläjfigkeit gereicht. Ingleichen entfteht ein Recht an der beweglichen 
Sache durch Uebergabe und Einigung, aud wenn dadurd gegen ein relatives ge— 
jegliches Veräußerungsverbot verftogen wird; dafern der Erwerber dieſes ohne 
grobe Fahrläſſigkeit nicht kennt. Auch in Ddiefem Zuſammenhange ift auf K.O. 
88 5 und 98, 88 19 flg., insbejondere 88 23, 146 flg., 148 des Zwangsvers 
fteigerungsgefeßes vom 24. März 1897 und auf 88 2113, 2211 des Geſetzbuchs, 
jowie überdies auf 88 1983 flg. dafelbft zu verweilen. Derjenige, zu defien 
Schub das Veräußerungsverbot gereichen follte, ift auf die Bereiherungsanfprüde 
des 8 816 Abj. 1 beihränft, und zwar haftet ihm der Verfügende bei entgeltlicher, 
der qutgläubige Dritte bei unentgeltliher Verfügung. 88 161, 163.) Iſt über 
eine beweglihe Sache unter einer auffdiebenden oder auflöjenden Bedingung ver- 
fügt worden, und hat der Berfügende oder derjenige, deſſen Recht mit Eintritt der 
Bedingung fi) erledigt, während der Schwebezeit jo über die Sache verfügt, daß 
dadurd) die von der Bedingung abhängige Wirfung vereitelt wird, jo wird ber 
Dritte, feinen guten Glauben vorausgejegt, gemäß der eingangserwähnten Be 
jtimmungen gegenüber demjenigen geſchützt, zu deffen Gunften der Eintritt der 
Bedingung gereihen follte, und Leßterer iſt auf die Bereiherungsaniprüde nad) 
$ 816 Abf. 2 beſchränkt. Beiſpiele: A tradirt eine Sadje unter einer aufjdieben- 
den Bedingung dem B zum Nießbrauch. Während die Bedingung ſchwebt, ge 
räth die Sache durd Zufall in feinen Befig zurück, und er tradirt fie dem C 
unbedingt zu Eigenthum. C wird Eigenthümer und der Nießbraud fann ihm 
gegenüber nicht ausgeübt werden, falls ihm die bedingte Verfügung ohne grobe 
Fahrläffigkeit unbefannt war. A tradirt die Sache dem B unter auflöjender Be- 





146) Motive, Bd. 1 ©. 218. Protofolle, S. 268—60. 
147) Motive, Bd. 1 ©. 261. Protofolle, S. 871/2. 
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dingung zu Eigentfum. B beftellt für C Nießbraud daran. Weiß C ohne grobe 
Fahrläffigkeit nicht, daß das Eigenthum des B auflöjend bedingt ift, wird er im 
Nießbrauche aud) gegen A geſchützt. Nah 8 163 gilt Entipredhendes, wenn unter 
Beitimmung eines Anfangs» oder Endtermind verfügt wurde, 

f) $ 851.1) Wird wegen Entziehung oder Beihädigung einer beweglichen 
Sache Erfah an denjenigen geleiftet, in dejjen Befit ($ 854) ſich die Sache be- 
fand, als fie entzogen oder bejdhädigt wurde, ohne daß der Yeiftende weiß, oder 
aus grober Fahrläffigfeit nicht weiß, daß der Befiger weder Eigenthum, nod ein 
jonftiges Recht an der Sache hatte, ijt der nichtberechtigte Empfänger zum Nad)- 
theile des Eigenthümers oder font DBeredtigten im Sinne des $ 816 Abſ. 2 
bereidert. 


8 17. a) SS 2366/7.) Grwirbt Jemand von demjenigen, welder in 
einem Erbideine als Erbe bezeichnet wird, durch Rechtsgeſchäft einen Erbſchafts— 
gegenftand, ein Recht an cinem jolden, oder die Befreiung von einem zur Erb» 
ſchaft gehörenden Rechte, jo gilt zu feinen Gunften der Inhalt des Erbſcheins als 
rihtig, jofern angenommen wird, daß der im Erbideine bezeichneten Perſon das 
angegebene Erbrecht zuftehe, und daß fie nit durch andere als die darin ange 
gebenen Anordnungen beſchränkt ſei; falls er nicht die Unrichtigkeit kennt, oder 
weiß, daß das Nachlaßgericht den Erbidein als unrichtig zurücverlangt hat ($ 2366 
entjpredend $ 892 Sat 1). Es handelt ſich Hier nur um Rechtsgeſchäfte, deren 
Wirkſamkeit davon abhängt, daß der Verfügende wirklich Erbe ift. Doch betrifft 
die Vorſchrift in gleiher Weiſe beweglide und unbewegliche Sachen. Kenntnig vom 
Beitehen des Erbſcheins wird in der Perjon des Dritten nicht erfordert. Dem 
wahren Erben haftet hiernach der angeblide Erbe nad) $ 816 Abſ. 1 Sap 1; 
bei unentgeltlihen Berfügungen dev Empfänger gemäß $ 816 Abi. 1 Satz 2. 
Beifpiel: Der gejeglihe Erbe hat einen Erbihein erhalten, weil das vom Erblaffer 
gemäß $ 2231 Nr. 2 erridtete Privatteftament dem Nachlaßgerichte nicht befannt 
geworden ift, was unter Umftänden ohne Verſchulden des gejeßlihen Erben ge 
ſchehen kann. Der gejeglihe Erbe hat erbihaftlihe Gegenftände theils entgeltlid, 
theils unentgeltlich zu Eigentum übertragen. Der im Teftamente eingejeßte Erbe 
hat nicht den Erbihaftsanjprud nad 88 2018 flg., fondern nur den Bereiche 
rungsanſpruch gegen den gejegliden Erben, oder gegen den gutgläubigen Erwerber, 
falls dieſer umentgeltlih erworben hatte, 

Wird an denjenigen, welcher in einem Erbſcheine als Erbe bezeichnet ift, auf 
Grund eines zur Erbihaft gehörenden Rechts eine Yeiftung bewirkt, oder wird 
zwijchen ihm und einem Anderen in Anfehung eines zur Erbſchaft gehörenden 


48) Rrotofolle, S. 1792-4. 

4) Motive, Bd. 5 ©. 567 flg. Protofolle, S. 7787—97. Denkſchrift, S. 808, 
Grundfäglid übereinftimmend Sächſ. G.B. z 2822, jedoch unter Beſchränkung auf enigeliliche 
Rechtsgeſchaͤfte. — 
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Rechts ein ein- oder zweifeitiged Nedtsgeihäft vorgenommen, das eine Verfügung 
darüber enthält, ohne daß es der Andere erwirbt, fo gilt zu Gunften des Leijten- 
den, oder desjenigen, weldem gegenüber, oder mit weldem das Rechtsgeſchäft 
vorgenommen wird, der Inhalt des Erbſcheins infofern als ritig, al8 angenommen 
wird, daß dem im Erbiheine Genannten das darin angegebene Erbrecht zuſtehe, 
und daß er nicht durch andere als die darin erwähnten Anordnungen bejhränft 
ſei; e8 ſei denn, daß er die Unrichtigkeit fennt, oder weiß, daß das Nachlaßgericht 
den Erbidein als unrichtig zurücdverlangt hat ($ 2367 entiprediend $ 893). Die 
erwähnten Rechtsgeſchäfte fünnen fi aud in diefem Falle auf bewegliche und un- 
beweglihe Sachen beziehen; doch fommen nur jolde Rechtsgeſchäfte in Frage, bei 
welden es darauf anfommt, daß der Verfügende Erbe ift. Es gilt im Falle der 
Leiftung $ 816 Abi. 2, im Falle des Rechtsgeſchäfts $ 816 Abi. 1 Sab 1 oder 
Sat 2, je nachdem entgelllich verfügt wurde oder unentgeltlich). 

b) $ 2368.10) Auf das Zeugniß, welches das Nachlaßgericht auf Verlangen 
dem Teſtamentsvollſtrecker ertheilt, finden die Vorjriften über den Erbſchein, — 
insbejondere 88 2366/7 — entipredende Anwendung. Es gilt alfo zu Gunften 
des gutgläubigen Dritten die im Scheine bezeichnete Perfon als ZTeftamentsvoll- 
ftreder, aud) wenn fie es nicht ift, der — wirkliche oder vermeintlide — Teſta— 
mentsvollftreder nur als durch diejenigen Anordnungen in der Verwaltung des 
Nachlaſſes befhränft, die darin angegeben find (3. B. $ 2208), und als im der 
Eingehung von Verbindlichkeiten nicht beihränft, wenn das Zeugniß dies beſagt 
($ 2366); auch foweit jolde Angaben unzutreffend oder lüdenhaft find. Hiernad) 
erſcheinen Anſprüche des Erben aus ungeredhtfertigter Bereicherung aud) in diejen 
Fällen nicht grundfäglih ausgeſchloſſen. Dod werden fie in der Praris kaum 
vorkommen: Der wahre Teftamentsvollitreder hat gemäß 88 2218 verb. mit 667 
wie ein Beauftragter alles, was er aus der Geihäftsführung erlangt, an den 
Erben herauszugeben. Und wenn die im Zeugnifje fälihlid als Teſtamentsvoll— 
ſtrecker bezeichnete Perfon in gutem Glauben handelt, Haftet fie ebenmäßig nad 
den Vorſchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag (SS 681 verb, mit 667). 
Handelt aber der angeblihe Zejtamentsvollftreder in böjem Glauben, jo Haftet er 
nad) den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen auf Schadenerſatz ($ 848). 
Unentgeltlie Verfügungen endlid find nad) $ 2205 Saß 2 nur in Frage, foweit 
fie einer ſittlichen Pflicht, oder einer auf den Anftand zu nehmenden Rückſicht ent: 
ſprechen. Im diefen Fällen wird man aber den Bereiherungsanfprud gegen den 
Empfänger gemäß $ 534 ausidliegen müſſen. 

e) $ 1507. Die Vorihriften über den Erbidein finden weiter auf das 
Zeugniß entipreddende Anwendung, das vom Nachlaßgerichte dem überlebenden Ehe 
gatten auf Antrag über die Fortfegung der Gütergemeinſchaft auszuftellen it. 
Ueber den Inhalt dieſes Zeugnijjes jagt das Gejeh Näheres nit. Es wird aber 


150) Im erften Entwurfe noch nicht enthalten. Protofolle, S. 7089-41, S, 7791—7, 
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jedenfalls bejagen müſſen, daß und mit welden Abfömmlingen der überlebende 
Ehegatte die Gütergemeinſchaft fortfege, und inwiefern gemäß 88 1511-—1517 be» 
fondere Beftimmungen getroffen feien. Dem Dritten, der die Unvichtigfeit des Zeug- 
niffes nicht kennt, oder nicht weiß, daß das Nachlaßgericht das Zeugniß als un— 
rihtig zurüdverlangt bat, fteht mithin den Inhalt des Zeugniffes als richtig und 
volfftändig zur Seite, wenn er durch Rechtsgeſchäft einen zum Geſammtgute gehörigen 
Gegenjtand, ein Recht an einem folden Gegenftande, oder die Befreiung von einem 
folhen Rechte erwirbt; auf Grund eines zum Geſammtgute gehörenden Rechts eine 
Leiſtung bewirkt, oder wenn zwiſchen ihm und dem iüberlebenden Ehegatten in An- 
jehung eines folden Rechts ein Nehtsgefhäft vorgenommen wird, das eine Ber: 
figung darüber enthält, ohne daß er das Recht oder die Befreiung davon erwirbt 
(sS 2366,7). Veräußert alfo der Überlebende Ehegatte entgeltlich eine bewegliche 
Sadje, die zum Gefammtgute gehört, fo wird der Erwerber Eigenthümer (SS 1443 
und 1445), aud) wenn der verftorbene Ehegatte die Fortfegung der Gütergemeinſchaft 
nad $ 1509 gültig ausgejhloffen hatte. Das Gleiche gilt, wenn eine zum Ge- 
ſammtgute gehörende Forderung an den Überlebenden Ehegatten bezahlt wird. Der 
Erbſchaftsanſpruch gegen den Dritten ijt ausgeſchloſſen. Unter den Erben findet 
aber in erfter Linie der Auseinanderſetzungsanſpruch ftatt, denn was der überlebende 
Ehegatte von dem Dritten erhielt, wurde gemäß $ 2041 Beſtandtheil des Nachlaſſes. 
Macht aber beifpielsweife der überlebende Ehegatte mit Zuftimmung der im Zeugs 
niffe erwähnten Abfümmlinge eine Schenfung ($ 2046), jo muß ein antheiläbe- 
rechtigter Abkömmling, der im Zeugniffe nit erwähnt ift, diefe Schenfung zwar 
dem gutgläubigen Erwerber gegenüber als ſolche gelten laſſen; diefer haftet ihm 
aber auf die Bereiherung, foweit er auf feine Koften dur die Schenkung unmittel- 
bar einen rechtlichen Vortheil erlangt hat ($ 816 Abi. 1 Sab 2). 

d) $ 2370.) Hat eine für todt erklärte Berfon den angenommenen Zeit: 
punks des Todes iiberlebt, jo gilt in Anfehung der in den SS 2366/7 bezeichneten 
Nehtsgeihäfte zu Gunften des Dritten der vermeintlihe als der wirklihe Erbe, 
aud ohne Ertheilung eines Erbſcheins. Es ſei denn, daß der Dritte die Unrich— 
tigkeit dev ZTodeserflärung fennt, oder weiß, daß diefe infolge einer Anfechtungs— 
lage aufgehoben ift. Hier gilt aljo für die Bereicherungsanſprüche des wirklichen 
Erben gegen den vermeintlichen Erben und gegen den gutgläubigen Dritten allent— 
halben, was oben unter a zu 88 2366/7 gejagt ift.*) 








151) Motive, Bd. 5 ©. 599 flg. Protololle, S. 7858 —60. 

) Die vorftehenden Ausführungen, inäbefondere diejenigen unter B. 5, erheben nicht 
ben Aufprud, die möglicherweife einfchlagenden Vorſchriften des Gefegbuches vollftändig auf: 
zuführen, — 3. B. könnten als ſolche 88 169 flg., und 85 1435 flg. in den Kreis ber 
Unterfuhung gezogen werden —; vielmehr find in erfter Linie folhe Fälle berüdjichtigt 
worden, auf welche vie Protofolle 2. Leſung befonderd Bezug nehmen. 
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Die zweite Lejung des Entwurfs eines deutichen Bürgerlihen Geſetzbuchs. 
Vom Yuftizratd Dr. Grützmann in Dresden, 


(Fortfefung: $$ 1106 Bis 1144; 1051 bis 1061.) 


Die Briefhypothek entftebt nah S 1106 des Entwurf? nur durd be 
fondere Vereinbarung; fo lange ſolche nicht getroffen wird, ijt die Hypothek Bud 
hypothek. Die Kommiflion hat den überaus mwidtigen Beihluß gefaht, das Ver: 
hältniß umzufehren: Die Hypothek ift immer Briefbypothef, wenn nicht befonders 
vereinbart worden ift, daß fein Brief ertheilt werden joll. Man bat fi bierfür auf 
bas in dem größeren Theile des Reichs geltende Recht ſowie darauf bezogen, daß 
in Preußen nur felten auf den Brief verzichtet werde und ſich hieraus feine Miß— 
ftände ergeben hätten (B.G.B. $ 1116). 

Nah dem Entwurfe ftand die Vereinbarung, einen Hypothekenbrief ertheilen 
zu laffen, unter den Grundfägen vom dinglihen Vertrage. nsbefondere war fie 
nur wirkſam, wenn fie im Grundbude eingetragen war. Die Kommiffion wollte 
urfprünglich den Verzicht auf den Brief aud ohne Eintrag gelten lafien; nur durd 
Ordnungsvorſchrift follte der Eintrag vorgefehben werden. Nachträglich aber bat 
die Kommiſſion das geändert: Der Eintrag iſt weſentlich. Es fol dadurd ver: 
mieden werden, daß der Verziht dem Grundbuhamt unbelannt bleibt und mithin 
der Brief troß des Verzichts ertheilt wird, vielleicht gar in Umlauf fommt. 

Bevor die Kommiffion den Beſchluß fahte, die Negel des Entw. über 
das Verhältnig der Brieſhypothek zur Buchhypothel umzufehren, hatte fie befchlofien, 
in ben Entw. eine Beſtimmung einzufdalten, wonah die Eigenthümerhypothel 
dur Beſtimmung des Eigenthümers zur Briefhypothek werden ſollte. Es fragt ſich, 
ob diefem Beſchluſſe bei der inzwifchen veränderten Sachlage der Sinn beizulegen ei, 
daß die Eigenthümerhypothek durd Bejtimmung bes Eigenthümers aus einer Brief: 
hypothek zur Buchhypothek werden fünne Die Redaktionskommiſſion bat das nicht 
fo angefehen; das B. G. B. enthält feine derartige Vorſchrift. Dennoch wird eine 
folde Befugnif des Eigenthümers angenommen werden fünnen; dieſer ift, wenn 
auch nicht in Wirklichkeit, jo doch nad einer gejeglihen Fiktion zugleih Pfand— 
aläubiger und Pfandſchuldner; er vereinigt alfo die beiden Perjonen in fich, deren 
Einverftändni zur Begründung der Buchhypothek nöthig if. Die Kommiffion bat 
ihren Beichluß als einen „weſentlich redaktionellen” aufgefaßt (S. 4569 Zeile 6). 
Das beruht jedenfalls auf der Worftelung einer Vereinigung der beiden Perfonen. 
Diefe Vorftellung wird für das Bürgerlihe Geſetzbuch noch dadurch erleichtert, daß 
die Einigung der beiden Perfonen nicht mehr, wie in 8 1106 des Entw., als 
Vertrag bezeichnet wird (B.G.B.$ 1115 Abi. 2 Sa 3; vgl. oben 1894 ©, 589 
Abf. 2). 

Nah 8 1107 des Entw. kann die Briefbypothel durd Einigung der Par- 
teien wieder in eine Buchhypothek verwandelt werden. Die Kommiffion bat fi 
darüber geeinigt, daß der Werzicht auf den Hppothefenbrief nit nur bon born 
herein vereinbart werden lönne, fondern auch nadträglid, nad der Ertheilung des 
Briefs. Die Entſchließung darüber, ob das ausbrüdlih im Gefege zu fagen fei, 
hat fie der Redaktionskommiſſion überlafjen, und von diefer ift eine folde Bor: 
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fhrift aufgenommen worden (B.B.B. $ 1116 Abf. 2 Sat 2). Die Gefammt- 
fommiffion felbit aber bat beſchloſſen, daß auch der urfprüngliche Verzicht auf Er- 
theilung des Briefes nachträglich wieder folle aufgehoben werden fünnen, und daß 
auch diefe Einigung der Parteien des Eintrags bedürfe (B.G.B. $ 1116 Abf. 3). 

So hat die Kommiffion das Verhältniß der Briefhypothek zur Buchhypothek 
gänzlich geändert. Sie hat aber auch ferner manderlei an der Briefhypothek ſelbſt 
umgeftaltet. Das foll an der Hand der fünf Grundſätze gezeigt werden, von denen 
die Briefhypothef nah dem Entwurfe beherrſcht wurde und deren innerer Zufam» 
menbang früher (1897 ©. 722) gezeigt worden ift: Erftens, zur Uebertragung der 
Briefbypothel genügt neben der gerichtlich oder notariell beglaubigten Abtretungs: 
erflärung!) die Uebergabe des Briefs; zweitens, wer die Briefhypothek fo ertwirbt, 
fann fi auf das Grundbuch berufen; drittens, der Brief fol völlige Auskunft über 
die Rechtslage der Hypothek geben, und daher nichts Erhebliches in das Buch kom— 
men, obne zugleich auf dem Briefe vermerkt zu werden, ja bei der Uebertragung 
fol die Eintragung in das Bud ohne die Uebergabe des Briefs unwirkſam fein; 
viertens, binfichtlih der Uebertragung der Hypothek wird dem Inhaber des Briefs 
der inhalt der Abtretungsurkfunden gewährleiitet; fünftens, jeder Hypothekengläu— 
biger, auch derjenige, in deſſen Perfon die Briefhypothef entjtanden iſt, bedarf zu 
deren Geltendmachung des Briefes. 

Der erite diefer fünf Grundſätze, alfo daß aur Uebertragung der Briefhypo—⸗ 
thef neben der gerichtlih oder notariell beglaubigten Abtretungserflärung die Ueber: 
gabe des Briefs genüge, war im $ 1112 des Entw. ausgefproden. Die Kom: 
miffion hat hieran Wichtiges geändert. Einmal foll zwar nicht die Uebergabe des 
Briefs, wohl aber die Abtretungserflärung durch Eintragung des Erwerber in das 
Grundbuch erfegt werden können; es genüge, dab das Grundbuhamt nad der 
Grundbud:Drbn. (jet $ 62) die Eintragung auf dem Briefe zu vermerken habe. 
Sodann ift von ber gerichtlihen oder notariellen Beglaubigung der Abtretungser: 
Härung abgefehen worden; d. b. die Beglaubigung fol zur Uebertragung nicht mehr 
nöthig fein, es foll vielmehr die einfahe Schriftform ausreihen. Diefe Form fei 
in Preußen und Medlenburg gültig; fie fei ebendort auch gebräuchlich, namentlich 
wenn Hypotheken zur Sicherung folder Darlehne abgetreten würden, die man zur 
Befriedigung dringender Bebürfnifje auf fürzere Zeit aufnehme. Das gefegliche 
Verlangen öffentliher Beglaubigung enthalte daher eine unzweckmäßige Bevormun: 
dung der Parteien. Auch gebe der Entwurf jedenfalls darin zu weit, daß er ge: 
richtlihe oder notarielle Beglaubigung fordere; denn nad der Grundbuch-Ordnung 
($ 29) genüge fogar zur Umfcreibung im Grundbude jede üffentlihe Bes 
glaubigung. — Da jedoch die öffentliche Beglaubigung zur Legitimation des Brief: 
beſitzers nöthig bleibt, jo hat diefer einen Anſpruch darauf erhalten; er foll 
auch, anders als nah dem allgemeinen Grundfage im B.G.B. $ 403 Sat 2, vom 
Abtretenden den Erſatz der Beglaubigungsfoften fordern können (BGB. $ 1154 
Abf. 1 Sa 2). — Den $ 1113 des Entw. will die Kommiffion in die EP.D, 
verjegt haben. 

Der zweite Grundfat, daß fich jeder, der die Briefhypothek durch Uebergabe 
des Briefs erwirbt, auf das Grundbuch berufen könne, bedurfte nah dem Entiwurfe 
feiner befonderen Feitfegung. Denn die Rechtsvermuthung, die zu Gunften der 
Richtigkeit der Grundbuchs einträge beſteht (Entw. $ 826), begünftigt nur denjenigen, 


) Abtretungserflärung, nicht Abtretung; denn die Annahmeerklärung des Ermwerbers 
bedarf Feiner Beurkundung (Motive IIT S. 749 Abf. 4 a. €.) 
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zu defien Gnnfteu ein Recht eingetragen ift. Sie fommt auch nur für den in Be- 
trat, in defien Perfon das eingetragene Recht entftanden ift, denn dem fpäteren 
Erwerber ift fie wegen bes viel ſtärkeren Schußes feines guten Glaubens entbehr: 
lid. Für denjenigen alfo, der die Briefhypothek durch Webergabe des Briefs er: 
worben hatte, war fie ohne Bedeutung. Weiter aber wird der mit dem Grund: 
buche verbundene Schuß des gutgläubigen Erwerbs jedem gewährt, der ein Recht 
an einem Grundftüde oder an einem eingetragenen Rechte durch Nechtögefchäft er: 
wirbt; ob fein Erwerb eingetragen wird oder nicht, ift unerheblich (Ent. 88 837, 
838; B.6.B. 88 892, 893); diefer Vortheil alfo fällt dem Erwerber der Brief: 
hypothek ſchon kraft des allgemeinen Grundfates zu. Wenn daher im Entwurfe 
geſagt war, daß die Abtretung der Hppothel, die von dem gebörig legitimirten In— 
haber des Briefs erklärt werde, diefelben Wirkungen haben follte, wie wenn dieſer 
eingetragen wäre ($ 1114), fo follte darin nicht die Zulafjung der Berufung auf 
das Grundbuch liegen; e8 lag vielmehr darin die Zulaſſung der Berufung auf die 
Abtretungserklärungen der Vormänner (Motive S. 753 Abf. 2). Davon fol fpäter 
die Rede fein. Hinfihtlih der Zulafjung der Berufung auf das Buch aber ijt, 
wenn ſich auch nichts geändert hat, dennoch ein Punkt hervorzuheben. Wie ſchon 
bemerkt wurde, hat die Kommiffion die Erfordernifje der Uebertragung der Brief- 
bypothef infofern vereinfacht, ala fie an Stelle der gerichtlih oder notariell bes 
glaubigten Abtretung die fchriftliche Abtretung gefegt bat. Es entfteht die Frage, 
ob fich derjenige, der nur ſchriftlich, oder nicht in Öffentlich beglaubigter Form ab» 
getreten erhalten hat, auf das Buch berufen könne. Darauf ift zu antworten: Er 
fann das nah wie vor infomweit, als ihm die allgemeinen Regeln des Grundbuch: 
rechts zur Seite ſtehen. Er bat die Briefhypothek durch Rechtsgeſchäft erworben; 
folglih fann er fih auf $ 892 flg. des B.G.B.'s berufen. Das ift nad dem 
B.G. B. noch gemwifjer richtig, ald nah dem Entwurfe. Denn bei der Revifions- 
lefung bat fi die Kommiffion ausdrüdlih mit der frage befaßt, und fie ift dars 
über einig gewefen, daß der & 1155 des B. G. B.'s den 8 892 in feiner Weife 
einſchränke, fondern ihn lediglich erweitern fole. Gegen die Wirkungen der Be: 
zahlung der hypothefarifhen Forderung fei mithin der Erwerber auch ohne die 
Vorausfegungen des S 1155 geſchützt, alfo fhon dann, wenn ihm nur in einer 
Privaturfunde abgetreten worden fei; der in 8 1155 vorgefehenen öffentlihen Be: 
glaubigung bebürfe er nur, wenn er Schuß gegen die Wirkungen einer früheren 
gültigen Abtretung beanfprude, die nicht im Bude ftehe (S. 8613—8615). 

Der dritte Grundfaß, wonach der Brief verbunden mit den dazu gehörigen 
Urkunden völlige Auskunft über die Rechtslage der Hypothek geben fol (Entwurf 
8 1107 Anm, 1 unter II, $ 1112 Abf. 1 Sat 1), ift in einer Hinſicht unver« 
ändert geblieben: Wie nad; dem Entwurfe, fo ift auch nad) dem B.G.B. zur Ueber: 
tragung ber Briefhypothek die Uebergabe des Briefs nicht nur neben der Umfchrei- 
bung ausreihend, jondern dergeſtalt erforderlih, daß fie durch die Umfchreibung 
nicht erfegt werden fann (B.G.B. $ 1154). Wer die Hypothek durch Uebergabe 
des Briefs übertragen erhält, braucht mithin nicht zu fürdhten, daß fie einem Dritten 
durch Umfchreibung im Buche übertragen worden fein könnte. Sa, felbft wenn eine 
folde Umfchreibung erfolgt und ihm befannt wäre, brauchte er fi nicht darum zu 
fümmern; fie würde nichtig fein. 

Anders ſteht e8 mit der Auskunft, die der Brief über die fonftige Rechts⸗ 
lage der Hupothef giebt. Im Entwurfe Anm. 1 unter II zu $ 1107) war für 
die Grundbuch-Ordn. eine Vorfhrift dahin in Ausficht genommen, daß ausnahmslos 
ein Eintrag, der fich gegen das Recht des eingetragenen Gläubiger richte, nur unter 
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Borlegung des Brief wirkſam beantragt werden könne, und daß der Eintrag auf 
dem Briefe zu vermerken fei. Der Entwurf der Grundbuch-Ordn. ($ 31) bat fi 
aber etwas anders gehalten. Zunächſt bat er die Regel ertveitert; er fpricht nicht 
von Eintragungen, die ſich gegen das Recht des eingetragenen Gläubigers rich: 
ten, fondern von folden, die das Recht des Gläubigers einer Briefhypothek — alfo 
auch das Recht des fpäteren Erwerbers — beeinträchtigen. Auf der anderen Seite 
läßt er aber zwei Ausnahmen zu: Einmal eine ganz unbebenflide dann, wenn der 
Zinsfuß einer vorgehenden Hypothek oder Grundichuld auf fünf vom Hundert er- 
höht wird (oben 1896 ©. 753 letter Abſatz); ſodann aber eine twichtigere für ben 
Fall, daß eine Vormerkung auf Grund einftweiliger Verfügung oder font auf Grund 
gerichtlicher Anordnung (Grundbud Ordn. $ 42) eingetragen werden fol. Die zweite 
Ausnahme wird damit begründet, daß der Ausbringer der Vormerkung den Inhaber 
bes Brief häufig nicht kenne und, wenn er ihn fenne, häufig nicht zur Vorlegung 
des Briefs zu nöthigen vermöge. Der zweite Grund ift inzwiſchen durch 8 896 
bes B.G.B.3 erbeblih abgefhmädht worden. Die Kommiffion bat denn auch die 
Ausnahme eingefhräntt; diefe fol nur gelten, wenn fih der Widerſpruch — mie 
jet jtatt Vormerkung zu fagen iſt (vgl oben 1894 S. 597 Abf. 1) — gegen den 
Beitand der Hypothek richtet, alfo nicht gegen deren Uebertragung. Dem Wider: 
ſpruch fol ein Veräußerungsverbot gleichitehen, das zu Gunften einer beftimmten 
Perſon befteht. Es fol aljo Folgendes gelten: zur Eintragung eines Widerfpruches 
bedarf es der Vorlegung des Brief, wenn der Uebergang der Hypothek auf den 
Befiter des Brief3 bejtritten wird; zur Eintragung eines Veräußerungsverbots ift 
die Vorlegung des Brief nötbig, wenn ſich dieſes gegen den Beliger des Briefe 
richtet und zu Gunften beftimmter Perfonen gereicht; ebenjo ift die Vorlegung 
immer nöthig, wenn der Widerſpruch oder das Veräußerungdverbot auf Bewilli: 
gung des Gläubigerd eingetragen werben fol. In den andern Fällen bleibt es 
bei der Ausnahme. Wird alfo behauptet, die Hypothek fei ungültig eingetragen, 
fo fann der gerichtlih angeordnete Widerſpruch ohne Vorlegung des Briefs verlaut- 
bart werden. Diefe Geftaltung der Sade beruht auf folgender Erwägung: Rechts— 
änderungen, die ſich nicht ſowohl an der Hypothek felbjt vollzögen, als vielmehr an 
der Legitimation des einzelnen Briefinhabers, gehörten an fih überhaupt nicht in 
das Grundbud, fondern nur in den Brief. Diefe an fi richtige Unterfcheidbung 
fei aber für den Verkehr zu fein; im Verkehre werde man nicht bverftehen, weshalb 
bei gewifjen Nechtsänderungen der inhalt des Buches, bei anderen der inhalt des 
Briefed vorgehen follte. Es müfje alfo dabei ftehen geblieben werden, daß ber 
Inhalt des Buches immer vorgehe. Zugleich aber fei dafür Sorge zu tragen, daß 
Alles, was fi nur auf die Legitimation des einzelnen Briefinhabers beziehe, aud) 
auf dem Briefe vermerkt werde. Es fei daher die im Entwurfe der Grundbud:D. 
zugelafiene Ausnahme einzufchränten. Nah der Grundbuch-O. ($ 42) bedarf e8 
demnach für die Eintragung eines Widerſpruchs der Vorlegung des Briefes nicht, 
wenn bie Eintragung durch einftweilige Verfügung angeordnet ift und der Wider— 
ſpruch fi darauf gründet, daß die Hypothek oder die Forderung, für die fie be 
ftellt ift, nicht beftehe oder einer Einrede unterliege, oder dak bie Hypothek un- 
richtig eingetragen fei. Sehr werthvoll ift diefer Schuß für den Schuldner nicht, 
Denn wer die Hypothek ertvorben hat, bevor der Widerſpruch eingetragen war, hat 
das Bud für fih; zu feinen Gunften gilt der inhalt des Buches, wie er ſich ohne 
den Widerfpruch darftellt, als richtig; und zu feinen Gunften, das beißt auch: zu 
Gunften der von ihm vorgenommenen Veräußerung. Seine Rechtsnachfolger dürfen 
fih daher, felbft wenn zur Zeit ihres Erwerbes der Widerſpruch ſchon eingetragen 
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war, gleihfall3 auf denjenigen Stand des Buches berufen, der vorhanden war, als 
ihr Bormann die Hypothek erwarb. Durch deſſen auten Glauben ift der Mangel 
der Hypothek für alle Zeit geheilt (Motive S. 753 Abf. 1 Satz 2). Daß alfo 
der Miderfpruh ohne Vorlegung des Briefs eingetragen werden fann, bat, abge: 
fehen von dem feltenen Falle eines bösgläubigen Erwerbs, nur dann Werth, wenn 
die Hypothek zur Zeit des Eintrags noch in der erften Hand ift. Auf der anderen 
Seite macht es aber die Vorfchrift in $ 42 der Grundbud:D. nöthig, jedes Mal 
vor Erwerb einer Briefhypothek das Grundbuch nachzuſehen; denn es ift immer 
möglich, daß darin ein Widerſpruch gegen die Hypothek fteht, der eingetragen mor« 
ben tft, bevor deren Mangel durch einen gutg'äubigen Erwerb geheilt wurde. Der 
fpätere Erwerber wird auch, wenn er einen Miderfprud eingetragen findet, bie 
Möglichkeit berüdfichtigen müflen, daß derjenige Erwerb eines Vormanns, der etiva 
nach feinem Zeitverhältnig zum Cintrage des Widerſpruchs geeignet zur Heilung 
des Mangels der Hypothek fein würde, nit in gutem Glauben erfolgt if. — 
Uebrigens ift e8 fchon deshalb rätblib, vor Ermwerbung einer Briefhypothek das 
Grundbuch einzufehen, weil im Zwangsverſteigerungsverfahren auch die Briefhypo— 
thek erlöfchen fann, ohne daß der Brief vorgelegt wird (Motive zu $ 31 des Ent- 
wurfs der Grundbuch-O. S. 67 Abi. 1; Zwangsvollſtreckungsgeſetz $ 52 Abf. 1 
Sat 2, $ 130 Abf. 1, 8 131.) Denn wenn auch der Inhaber des Briefs das 
Erlöſchen der Hypothek, fo lange es im Bude nicht verlautbart ift, an fich nit 
gegen ſich gelten zu laſſen braudte, fo braudt doch andrerſeits der Eriteber, der 
das Grundftüd frei von der Hypothek zugefchlagen erhält, wiederum dieſe nicht 
gegen fih gelten zu lafien, felbit wenn fie nad ihrem Erlöſchen, aber vor ihrer 
Löſchung von einem gutgläubigen Dritten erworben mworben fein follte (Motive zu 
8 174 des erften Entwurfs des Zwangsbvollſtreckungsgeſetzes). Der gutgläubige 
Dritte muß es ferner gegen fich gelten lafien, daß er aus dem Grundbude die 
Anbängigfeit des Zwangsverſteigerungsverfahrens hätte erfehen können, obgleich ſich 
der Eintrag des Beſchluſſes auf Zmangsverfteigerung nicht gegen die Verfügungs— 
befugniß der Sppothefengläubiger, fondern nur gegen die Verfügungsbefugnig des 
Hypothekenſchuldners richtet. 

Nachträglich hat die Kommiffion bejchlofien, daß dafjelbe, wie von bem 
Widerſpruch und dem PVeräußerungsverbot, auch von der Vormerkung gelten fol 
(S. 4616 flg.). Es fragt fi, wie das gemeint fei. Zunächſt jedenfalls fo, daß 
auch Normerfungen in der Negel nur eingetragen werden dürfen, wenn ber Brief 
vorgelegt wird, Sollen aber auch bier Ausnahmen zugelafien werben? Insbe— 
fondere dann, wenn ein Anſpruch auf Löſchung der Hypothek vorgemerkt erden 
fol? Bei der Revifionslefung bat man es nit fo aufgefaßt. Man bat wegen 
ber Vormerkungen überhaupt keine beſondere Vorſchrift aufgeſtellt; dieſe fallen viel— 
mehr mit unter die Worte „eine Eintragung bei einer Hypothek“ (Grundb. O. $ 42). 

Der vierte Grundfaß des Entwurfs ($ 1114) ging dahin, daß dem Erwerber 
der Briefhypothek der Inhalt der Abtretungserflärungen (und Ueberweifungs« 
beſchlüſſe) ebenfo gemwährleiftet wird, als ob fein Necdtsvorgänger als Gläubiger 
in das Grundbuch eingetragen wäre. Dabei waren gerichtlich oder notariell beglau: 
bigte Abtretungserflärungen vorausgefegt; denn andere waren nad dem Entwurfe 
überhaupt nicht wirkſam. Es fragt fih, ob das Bürgerlihe Geſetzbuch, das auch 
die Abtretung dur Privaturfunde zuläßt, die in $ 1114 des Entw. vorgeſehene 
Wirkung auch an eine folhe Abtretung fnüpfe. Das ift zu verneinen (vgl. aber 
unten), doch wird zur Erzeugung diefer Wirkung nicht mehr gerichtliche oder nota- 
rielle Beylaubigung erfordert; jede öffentliche Beglaubigung genügt. Es fragt fi 
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ferner, ob ber Erwerber der Briefbypothel in feinem guten Glauben an die Vers 
äußerungsbefugnig feiner Vormänner auch dann geſchützt werde, wenn einer unter 
ihnen nicht kraft öffentlich beglaubigter Abtretungserflärung erworben hat, fondern 
biefe durch Umfchreibung im Grundbuche erfegt worden iſt. Das ift in den Vor: 
ſchriften über die Briefhypothek nicht ausdrüdlich entſchieden. Es wird aber zu 
bejahen fein. Denn der gewährte Schu wird bezeichnet durch Verweiſung auf 
die Wirkungen des Eintrags. Es ift nicht anzunehmen, daß er verſagen follte, 
wenn der Eintrag wirklich erfolgt ift. Auch bier gilt die Regel, daß der Schuß, 
den Grundbucdeinträge gewähren, durch die Beltimmungen über die Briefbupotbef 
nicht befchränft, fondern nur erweitert wird. Daraus ergiebt fich insbefondere 
Folgendes: Sit bei einem der Wormänner die öffentlich beglaubigte Abtretungs: 
erflärung durch Cintrag in das Buch erjegt worden, bat aber eine Uebergabe des 
Brief an den Vormann nicht ftattgefunden, fo iſt zwar die Hypothek auf ihn nicht 
übergegangen; der Nachmann aber, der von dem Mangel der Uebergabe des Briefs 
nicht? weiß und die Hypothek im Vertrauen auf die Umschreibung im Bude er: 
wirbt, wird in feinem Erwerbe geſchützt (zu dem Vorſtehenden iſt zu vergl. B. G. B. 
& 1155). Doc ift thunlichit dafür geforgt, daß ein folder Fall nicht vorfommen 
kann: Wer fih als Inhaber der Briefhypothek will eintragen laffen, muß den 
Brief vorlegen (Grundb.D. 8 42). 

Im Entwurfe war die Rechtslage, in der ſich der gutgläubige und gehörig 
legitimirte Befiter des Hypothekenbriefs befindet, dur Verweiſung auf 88 837 
bis 839 (d. i. B.G.B. 88 892, 893, 816) bezeichnet. Die Kommilfion bat die 
88 840—844 (B. G. B. 88 894— 899, 8T9— 881) binzugefügt. Von der Ne: 
daktionsfommiffion find jedboh die SS 840-842 (B.G.B. 88 ST9— 881) weg— 
gelafjen worden. Offenbar mit Recht; ihre Anwendbarkeit auf die Briefhypothek 
ift einerfeits felbftverftändlich und gehört andererfeits nicht in den jebigen Zufammen: 
bang. Weiter war der Redaktionskommiſſion die Entfchliefung darüber anheim- 
geitellt worden, ob bier auch auf $ 826 des Entw. B.G. B. 8 891, Rechtsver— 
muthung zu Gunften der Grundbuchseinträge) zu verweifen fei. Die Redaktions— 
fommiffion hat dies gethan, und es iſt dabei geblieben. Beſſer wäre es, wenn 
das ander wäre. Die Vorſchrift in $ 891 kommt dem Gläubiger der Brief: 
hypotbef, foweit er ihrer bedarf (vgl. oben), fchon bon felbft zu Gute Daß fie in 
8 1155 angeführt wird, ift geeignet, den Sinn diefer Vorſchrift zu verbunfeln; 
es gewinnt danad den Anſchein, ald ob von den Vorausjegungen des S 1155 
die Befugnig des Briefinhabers zur Geltendmahung des Buchinhalts abhinge, 
während doch davon nur abhängen fol, ob die Uebergabe des Hypothelenbriefs 
und der inhalt der Abtretungserflärungen und etwaiger Ueberweiſungsbeſchlüſſe 
dem Buchinhalte gleichjtehen (vgl. oben die Ausführungen zum zweiten Grundfaße 
und Prot. S. 8613— 8615). 

Die Beftimmungen des allgemeinen” Grundbuchrehts, die zum Schutze des 
gutgläubigen Erwerbers einer Briefhypothek auch auf die öffentlich beglaubigten 
Abtretungserflärungen anzuwenden find, follten nah $ 1114 des Entw. von dieſen 
nicht ſchlechthin gelten, fondern fo, als ob der Gläubiger, der die Briefhypothek 
übertragen hat, in das Grundbuch eingetragen gewvefen wäre. Das Bürgerlihe Ge: 
fegbuch dagegen fagt:.. .„wie wenn der Befiter des Briefes als Gläubiger im 
Grundbuch eingetragen wäre”. Es ſpricht alfo vom gegenwärtigen Gläubiger, 
während der Entwurf von deſſen unmittelbarem Vormann fprad. Eine fachliche 
Aenderung liegt darin nicht (vgl, Näheres unten) und ift auch nicht beabjichtigt. 
Der Gedante ift nach beiden Beftimmungen folgender: Mer als Erwerber einer 
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Buchhypothel in das Buch eingetragen mwirb, ber wird nicht in dem guten Glauben 
an die Mirkfamkeit feiner eigenen Eintragung geſchützt, ſondern nur in dem Ber: 
trauen auf die Einträge feiner Vormänner. Ebenfo fol auch der Erwerber einer 
Briefhypothek geihüst werden. Wenn alfo die Abtretungsurfunde, die auf ibn felbit 
lautet, wegen eines Mangels im Abtretungsgefcäfte felbft ungültig ift, 3. B. wegen 
Geiftesfrankheit des Abtretenden, fo wird er nicht gefhüst. Iſt aber der Wors 
mann bes Abtretenden geiſteskrank gewefen, fo wird der Erwerber, wenn er feine 
Kenntnik davon hat, geſchützt. 

Der Inhalt der öffentlih beglaubigten Abtretungsurfnnde, die zu Gunften 
des gegenwärtigen Gläubiger® lautet, nüßt diefem mithin nur infoweit, ala er 
wahr if. Soweit würde ihm auch die private Abtretungsurfunde nützen; denn 
die Abtretung dur Privaturfunde ift ja nah B.G.B. & 1154 gültig. Eine andere 
Frage aber iſt es, ob derjenige, dem durch Privaturfunde gültig abgetreten worden 
ift, im Vertrauen auf die öffentlich beglaubigten Abtretungen geſchützt werde, die 
an feine Vormänner erfolgt find, wenn etwa eine darunter ungültig fein follte. 
Beim eriten Blide ſcheint es, ala werde der Befiter des Briefe durch den Wort⸗ 
laut des $ 1155 in einem folden falle um feiner felbit willen nicht geſchützt. 
Es muß aber fofort gefragt werden, ob ſich der Schuß, den feine Vormänner ge= 
nießen, auf ihn erftrede. Hierbei fäme man zu einer Unterfheidung: Hat der letzte 
Vormann ungültig erworben, weil der vorletzte Vormann geiftesfranf war, fo bat 
der Befiter des Briefes, dem nur durch Privaturfunde abgetreten worden ift, gleich— 
falls ungültig erworben; denn fein Vormann wird nicht in dem Vertrauen auf die 
Abtretung des vorletzten Vormanns gefhüst, fondern nur in dem Vertrauen auf 
defien Befugniß zur Abtretung. it dagegen der brittleßte Wormann oder ein 
früherer geiftesfrant gewefen, fo ift der Mangel der früheren Abtretung geheilt, 
der legte Vormann hat gültig ertvorben und kann daher auch gültig durch Privat- 
urfunde abtreten. 

Das ift aber nicht das endgültige Ergebnif. Man wird vielmehr annehmen 
müſſen, daß fih auf die öffentlich beglaubigten Abtretungsurfunden, durd melde 
die Vormänner erworben haben, auch derjenige Befiser des Briefes verlafien bürfe, 
der nur durch Privaturfunde erworben bat. Danah müßte er bemweifen, daß fein 
Erwerb in Orbnung ift. Ebenfo müßten das feine Nachmänner beweilen. Wäre 
aber diefer Beweis geführt, fo brauchte fih aud ein folder Befiter auf Bemänge: 
lung ber öffentlih bealaubigten Abtretungen nur einzulaffen, wenn er die Mängel 
gefannt hätte. Dafjelbe würde von feinen Nachmännern gelten. Für diefes Er- 
gebniß ſprechen zunädjft innere Gründe und die Entftehungsgeihichte des S$ 1155. 
Sieht man fi darauf den Wortlaut des S 1155 nod einmal an, fo ergiebt fich, 
daß aud er dafür ift. 

Die inneren Gründe zeigen fih, wenn man fragt, weshalb die Kommiffion 
in 8 1155 öffentlich beglaubigte Abtretungen fordere, während nah $ 1154 zur 
Abtretung der Briefhypothek jede fchriftlihe Erklärung genügt. Die Kommiffion 
bat fich hierüber an zwei Stellen der Protofolle ausgefprohen. Das eine Mal 
fagt fie (S. 4594 Abſ. 1), der Gläubiger dürfe nicht der Gefahr ausgeſetzt werben, 
jein Recht dadurch zu verlieren, daß ein reblicher Drilter durd Uebergabe des dem 
Gläubiger geftoblenen Briefes und auf Grund einer von dem Befiter des Briefes 
gefälſchten Abtretungserflärung die Hypothek erwerbe. Das würde feinen Sinn 
haben, wenn man fih die Sade fo dächte, daß der Dieb diejenige Abtretungs⸗ 
erflärung fälfchte, die zu Gunften des reblihen Dritten felbjt lautete. Dennjbvas 
hätte der Dieb nicht nöthig, da er ja eine echte Abtretungserflärung ausſtellen 
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könnte. Es würde ihm auch ſchwerlich gelingen, feine eigene Unterschrift fäljchlich 
anzufertigen; wenn fie von ihm berrührte, wäre fie immer edit. Endlich aber 
würde eine ſolche Fälfhung die Hypothek dem wirklichen Gläubiger gar nicht ent: 
ziehen, da ja der rebliche Tritte nicht im Vertrauen auf feinen eignen Erwerbs: 
grund gefhügt wird, fondern nur im Vertrauen auf die VBeräußerungsbefugnif 
feine® gehörig legitimirten Wormannes (vgl, oben) Die Kommiffion meint alfo: 
Der Gläubiger fol nit dadurch um die Hypothek gebracht werben können, daß 
ein rebliher Dritter durch eine geſälſchte Abtretungsurfunde in den Glauben ver: 
jegt mwerbe, es fei zu Gunjten feines Bormannes, der den Brief geftohlen hat, 
vom Gläubiger die Abtretung erklärt worden. 

Aehnlich verhält es fich mit der zweiten Stelle, wo die Kommifjion ihre 
Gründe angiebt (S. 4605 Zeile 8 v. u. flg). Es beift da: Durh das Er- 
forberniß der öffentlihen Beglaubigung werde eine erhöhte Garantie dafür geichaffen, 
daß regelmäßig bei der Abtretung feitens der Vormänner auch der Hypothekenbrief 
übergeben worden fei, und da wirklich eine gültige Geffion ftattgefunden habe. 
Insbeſondere fei die Gefahr einer Fälfhung der Abtretungserflärung geringer. Es 
fragt fih: Wem foll die Garantie gefchaffen, und wer foll vor der Gefahr der 
Fälſchung behütet werden? Der Inhaber des Brief? Keineswegd. Denn diefer 
wird burh $ 1155 vor der Gefahr der Fälfhung nicht behütet, da nah $ 1154 
die privatrechtliche Abtretung gültig if. Auch bat er fein nterefie daran, ob 
früher allemal der Hypotbelenbrief übergeben worden ift und eine gültige Ceſſion 
ftattgefunden hat; wenn ihm nichts Gegentheiliges befannt ijt, fo wird es zu feinen 
Gunjten jo angefehen, ala ob es fo ſei. Db aber ihm ſelbſt der Hypothekenbrief 
übergeben worden ift, ad weiß der, und ob ihm jelbft gültig abgetreten worden 
ift, kann er beurtheilen; follte er fi aber in dem einen oder dem anderen irren, 
fo wird er gegen die Folgen eines ſolchen Irrthums durch $ 1155 nicht geſchützt. 
Es handelt fih auch an diefer Stelle der Protofolle nur um den Schuß des wirk— 
lichen Gläubigerd. Diefer ſoll nicht durch den Schuß, den der gutgläubige dritte 
Erwerber genießt, um die Hypothek kommen. Daher ſollen die Bedingungen dieſes 
Schutzes erjchwert werden. Darnach müfjen die Erſchwerungen ſolche fein, melde 
die Gefahr für die wirflihen Gläubiger verringern. Das träfe bei dem Erforderniß 
öffentlicher Beglaubigung der zu Gunften bes gegenwärtigen Beſitzers abgegebenen 
Abtretungserflärung nicht zu. Denn diefe bleibt allen Bemängelungen ausgejegt, 
mag fie beglaubigt oder unbeglaubigt fein. 

Endlih würde man, wenn man die öffentliche Beglaubigung aud derjenigen 
Abtretungserklärung forderte, die auf den gegenwärtigen Briefbefiger lautet, von 
der Analogie des Grundbuchrechts abweichen, die doch ſonſt bei der Briefhypothek 
feftgehalten ift. Denn mer ein im Buche eingetragenes Recht durch Rechtsgeſchäft 
erwirbt, fann ſich nah $ 892 auf das Bud verlafjen, gleichviel ob er ſelbſt ein: 
getragen ift oder nicht, gleichviel ob ihm eine beglaubigte Erwerböurfunde zur Seite 
fteht ober nicht. 

Zu demfelben Ergebniß führt die Entftehungsgefhichte. Der Entwurf ($ 1114) 
verlangte die Legitimation durch öffentlihe Urkunden nicht für den Beliger des 
Brief, dem abgetreten worden ift, fondern für den Befiger des Brief, der abge: 
treten bat. Nun war zwar der Unterfhied für den Entwurf ohne Bedeutung; 
denn andre Abtretungserllärungen als ſolche in öffentliher Urkunde waren nad 
ihm überhaupt nicht gültig. Aber die Kommiffion hat fih binfihtlid der Voraus: 
fegungen für den Schuß des guten Glaubens ausdrüdlid mit dem Entwurfe eins 
verftanden erflärt (S. 4605 Abf. 2). Sie hat ferner den Antrag 2 angenommen, 
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deſſen Faſſung fih mit der Legitimation des abtretenden Briefbeſitzers bejchäftigte, 
nicht mit der Legitimation deſſen, dem abgetreten worden ift, und dieſen Antrag 
nur dadurch geändert, daß fie ftatt Abtretungserflärungen ſchlechthin öffentlich bes 
glaubigte Abtretungserflärungen erfordert bat. Wenn dennod in der Faſſung bes 
B.G. B.'s wirklich ein anderer Sinn läge, fo liege ſich das nur dadurch erklären, daß 
fih Meder die Redaktionslommiſſion no die Gefammtlommiffion den Unterſchied, um 
den es fich handelt, klar gemacht hätte. Die Gefammtlommiffion hat beichloffen, die 
öffentlihe Beglaubigung „im Sinne der geftellten Anträge” zu fordern (S. 4605 
Abf. 2). Die Anträge aber gingen gerade hierin in derfelben Meife auseinander, tie 
die Faſſung des angenommenen Antrags 2 von der Fafjung des B.G. B.'s abweicht. 
Antrag 3 und Eventualantrag 5 handelten von der Legitimation des abtretenden 
Gläubiger, Antrag 1, Antrag 4 und Hauptantrag 5 von der Legitimation bes 
gegenwärtigen Briefbefigerd. Ueber diefen Unterſchied ift nicht geſprochen worden. 
Die Nedaltionstommiffion bat fofort nad diefer Berathung eine Beftimmung ges 
förmelt, die fih mit der Legitimation ded gegenwärtigen Briefbejiger8 befaßt 
($ 1087a, ©. 634 flg. der Beſchlüſſe der Redaltionsfommiffion). Dabei ift es 
dann geblieben, und es iſt auch ſpäter über den Unterfchied nicht verhandelt worden. 

In Wahrheit befteht dann auch gar fein fachlicher Unterſchied. Auch bie 
Fafiung von $ 1155 des B.G.B.8 denkt niht an den Beſitzer, dem abgetreten 
worden ift, fondern an den Befiser, der abtreten will; alfo ganz wie die Faſſung 
von $ 1114 des Entwurfs. Das beweifen die Worte „wie wenn der Befiter des 
Brief als Gläubiger im Grundbuche eingetragen wäre”. Denn was würde ein 
folder Eintrag bedeuten? Würde er dem Befiger die Verfügungsbefugnig feines 
Vormannes ficherftelen? Keineswegs; hierzu wäre nur erforberlih, daß der Vor— 
mann eingetragen wäre. Der Berechtigte, der fih auf das Grundbuch berufen 
will, braudt nah $ 892 nicht felbft eingetragen zu fein. Der Eintrag ift nicht 
dazu nöthig, daß der Eingetragene in feinem guten Glauben geſchützt werde; er 
ift vielmehr erforderlih, um den Schuß für den guten Glauben des Rechtsnach— 
folgerö des Cingetragenen zu begründen. Wenn aljo $ 1155 fagt, der $ 892 
finde Anwendung, wie wenn der Beſitzer des Briefes als Gläubiger im Grund: 
buch eingetragen wäre, fo heißt das: Der Befiger des Briefes kann mit berfelben 
Wirkung abtreten, wie wenn er eingetragen wäre; mit der Wirkung nämlich, 
daß feine Verfügungsbefugnig dem Erwerber, der nicht bösartig ift, garantirt 
wid. Es heit alfo nicht, daß der Befiger des Briefe? nur unter den Voraus— 
jegungen des $ 1155 mit dem im $ 892 bezeichneten Erfolge erworben 
haben könne. 

Die Kommiffion hat ferner darüber verhandelt, inwieweit die Uebertragung 
der Briefbupotbef, die durch Ueberweifung an Zahlungsjtatt erfolgt, zu Gunften 
bes gutgläubigen Erwerber zu fügen je. Im Entwurf (S 1114) wird ber 
Ueberweiſungsbeſchluß der Abtretungserflärung völlig gleichgeftellt. Das ftand im 
Einklange damit, daß nach dem Entwurfe ($ 837) der Erwerb eines eingetragenen 
Rechts durch Zwangsvollſtreckung dem rechtögefchäftlihen Erwerbe gleichitand. 
Das iſt aber, wie früher berichtet wurde (1894 S. 592 Abſ. 4), von der 
Kommiſſion geändert worden. So hat denn auch das Recht der Briefhypothek 
geändert werden müſſen: Wer durch Rechtsgeſchäft erwirbt, kann ſich auf die 
Veräußerungsbefugniß ſeiner Vormänner verlaſſen, auch ſoweit dieſe ſelbſt 
nur durch Ueberweiſungsbeſchluß legitimirt ſind; wer aber durch Ueberweiſungs— 
beſchluß erwirbt, wird in dem guten, aber irrigen Glauben an das Recht 
ſeiner Vormänner überhaupt nicht geſchützt, auch dann nicht, wenn dieſe kraft 
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öffentlih beglaubigter Abtretungserflärung erworben haben. Der 8 1155 des 
B.G. B.'s jagt, die Vorfhrift des $ 892 finde in derfelben Weife Anwendung, 
wie wenn der Befiter des Briefes als Gläubiger im Grundbadh eingetragen wäre, 
Das bedeutet insbefondere auh: Somenig ein eingetragener Gläubiger, der die 
Hypothek durch Ueberweifungbefhluß ertworben bat, nah $ 892 in feinem gut» 
gläubigen Erwerb gefhügt wird, ebenfowenig wird ber gutgläubige Erwerber ges 
Ihüßt, der fih auf Grund eines Ueberweiſungsbeſchluſſes im Bejige des Briefes 
befindet. 

Weiter hat ſich die Kommiffion die Frage vorgelegt, wie e8 mit dem Schuße 
des guten Glaubens zu halten fei, wenn der Befiger des Briefs oder einer feiner Vor— 
männer bie Hypothek kraſt Gefeges erworben habe, alfo 3. B. kraft Ablöfungs:- 
rechts. Sie hat eine Vorſchrift befchlofjen, wonach das öffentlich beglaubigte Ans 
erfenntniß eines folchen Ueberganges der öffentlich beglaubigten Abtretungserflärung 
gleihjteht (B.G.B. $ 1155 Satz 2). 

Früher ift von dem erweiterten Schuße gefprodhen worden, den der $ 1089 
des Entw. dem gutgläubigen Erwerber einer Buchhypothek gewährt (oben 1896 
©. 756 flg.): Während im Allgemeinen aud der gutgläubige Erwerber einer For: 
berung die Thatſachen gegen ſich gelten lafjen muß, die ſich zwiſchen dem Veräußerer 
und dem Schuldner bis zu dem Zeilpunkte ereignet baben, wo der Schuldner von 
der Abtretung Kenntniß erlangt hat, gilt dies vom Erwerber einer Buchhypothek 
und der dazu gehörigen Forderung nicht; ein folder Erwerber fann fi darauf 
verlafien, daß der Zuſtand, in dem die Forderung und die Hypothek bei feinem 
Eintrage gewejen find, auch nachträglich nicht durch Thatfachen verändert wird, die 
fi lediglich zmwifchen dem Schuldner und dem Veräußerer ereignen. Entſprechen- 
bes gilt nah $ 1108 des Entw. von der Briefhypothel. Wer alſo die Brief: 
hypothek gültig erworben bat, braudt z. B. die Nechtsgefchäfte, die der Schuldner 
nachmals mit einem früheren Befiger des Briefe eingeht, auch dann nicht gegen 
fih gelten zu lafien, wenn dem Schuldner die Abtretung der Hypothek unbelannt 
geblieben ift. Es erhebt ſich zunächſt die Frage, melden Einfluß bierauf die 
Unterſcheidung gewommen habe, die von der Kommiffion zwifchen den Erfordernifjen 
des Erwerbs der Brieſhypothek und den Vorausfegungen für den Schuß des gut: 
gläubigen Erwerber gemacht hat; ob alſo auch hier nur derjenige Beliter bes 
Briefes gefhügt fei, deſſen Vormanne eine öffentlih beglaubigte Abtretungs- 
erflärung zur Seite fteht, oder auch derjenige, deſſen Wormanne nur durch Privat- 
urfunde abgetreten worden iſt. Man wird vielleiht erwarten, daß auch bier die 
Öffentlihe Beglaubigung verlangt werde. Go verhält ſich's aber nicht. Nur 
der regelmäßige Schuß des gutgläubigen Erwerbs ift von befonderen Erfordernifjen 
abhängig; die in $ 1089 des Entw. (B.G.B. $ 1156 Sa 1) vorgejehene Er- 
meiterung dagegen fommt auch dem zu Gute, deſſen Vormann nur durch Privat: 
urfunde legitimirt it, ja ſogar aud dem, der die Briefbypothef bei der Zimangsvoll- 
firedung an Zahlungsftatt übertwiejen erhalten hat. 

Nach dem Grundfage in $ 1089 des Entw. ift insbefondere auch eine Kün— 
digung unwirkſam, die der Grundftüdseigenthümer dem alten Gläubiger ausge: 
fprodhen hat, nachdem von biefem die Hypothek veräußert worden war, auch wenn 
der Grundjtüdseigenthümer die Veräußerung nit erfahren hatte. Bei der Bud: 
hypothek ift das unbedenklich, da bier der Schuldner den Gläubiger aus dem Grund: 
buche erfehen fann. Mißlich aber ift es bei der Briefhypothel, wo der Schuldner 
nit zu ermitteln vermag, wer Gläubiger ift. Einige Abhülfe gewährt zivar der 
zweite Abjag von $ 132 des B.G.B.'s. Allein diefe Vorſchrift nügt nur dann 
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etwas, wenn fi der Schuldner darüber Mar ift, daß er feinen Gläubiger nit 
fennt. Irrt er fich dagegen über die Perfon des Gläubigerd, nimmt er indbe 
fondere an, daß ein früherer Gläubiger auch jet noch berechtigt fei, fo bilft ihm 
der $ 132 nichts. Die Kommiffion hat daher bejchlofien, daß bei der Brief: 
hypothek auch die einem früheren Gläubiger erklärte Kündigung des Schuldners 
wirkſam ift, wenn biefer feine Kenntnig vom Uebergange bat und ber Llebergang 
auch nicht im Grundbuche fteht (B. G. B. $ 1156 Sat 2). Daß diefe Vorſchrift 
fih nicht auch auf die Buchhypothek bezieht (auch nicht für foldhe Fälle, wo dieſe 
fraft Geſetzes übergegangen ift), wurde früher mitgetheilt (oben 1896 ©. 757). 
Dabei ift auch angegeben worden, inwiefern das aus dem Gelege felbit hervorgeht. 

Nah dem fünften Grundfage, den der Entwurf bei Ausgeftaltung der Brief: 
bupotbef befolgt hat, bedarf jeder Gläubiger, auch derjenige, in deſſen Perfon die 
Briefhypothek entftanden ift, zu deren Geltendmachung des Briefes (88 1110, 1117, 
1118 des Entw.). Näber verhielt es ſich hiermit fo: Dem urſprünglichen Gläu: 
biger jtand kraft feines Eintrags an fi die Rechtsvermuthung des 8 826 des 
Entw. zur Seite: Er fonnte durh Bezugnahme auf das Grundbuch ſowohl die 
Hypothet als auch die Forderung beweifen. Doch konnte er fih, wenn er bie 
Hypothek geltend machen wollte, mit diefem Beweiſe nicht begnügen; er mußte viel- 
mehr nad $ 1117 außerdem den Brief vorlegen. Nun hätte er fi aber an fi 
den Brief eben durch die Rechtsvermuthung des $ 826 leicht verfchaffen können. 
Denn nah $ 1109 jtand ihm als Gläubiger das Eigentbum an dem Briefe zu, 
und daß er Gläubiger war, fonnte er eben mit Hülfe der Rechtsvermuthung des 
$ 826 leicht beweifen. Um den Schuldner gegen diefe Gefahr zu ſichern, murbe 
die Wirkung der im $ 826 bezeichneten Rechtsvermuthung durch $ 1110 befchräntt; 
zwar nicht hinfichtlih der Hypothek, aber doch binfichtlih der Forderung. Bei ihr 
nämlih mar die Beweisfraft des Eintrags, wenn der Brief vom Grundbuchamt 
zunächſt dem Schuldner auszubändigen war, davon abhängig, daß der Gläubiger 
den Brief befaß (Motive S. 747 Abf. 1, S. 757 letzter Abſatz). 

Die Kommiffion hat bier zunähft nur die Vorausfegung für die Beweis: 
fraft des Eintrags geändert: Nicht daran follte diefe gelnüpft iverden, daß der 
Gläubiger den Brief befaß, fondern daran, daß der Brief ihm übergeben worden 
war. Zwar follte im Falle des Befiges die Uebergabe vermuthet werden; wenn 
aber 3. B. der Schuldner nachwies, daß das Grundbuhamt den Brief gegen die 
Vorſchrift in $ 60 des Entw. der Grundb.⸗O. (jet Grundb :D. $ 60) dem Gläu: 
biger ausgehändigt hatte, fo follte diefer die Forderung durch Bezugnahme auf 
den Eintrag nicht mehr bemeifen fünnen. Später aber bat die Kommiffion bie 
ganze Stellung des Gläubigers umgeftaltet: Es fol fi nicht um den Beweis, 
jondern um das Recht felbjt handeln; der Gläubiger fol die Hypothek erſt durch 
die Uebergabe des Brief erwerben. Doch foll der Uebergabe eine Vereinbarung 
gleichſtehen, wodurch der Gläubiger ermächtigt wird, fi vom Grundbuchamte den 
Brief aushändigen zu lafjen; diefe Ermächtigung, verbunden mit dem Eintrage, 
fol dem Gläubiger die Hypothek fchon vor der Aushändigung des Briefes ber: 
ſchaffen. So lange aber weder ber Brief übergeben noch die Ermächtigung er: 
theilt ift, fol die Hypothek Eigenthümerhypothek fein. Auf diefe Weife bat die 
Kommiffion Einklang zwifchen der Uebertragung und der Begründung der Brief: 
hypothek herſtellen wollen: Die Uebergabe des Brief foll in beiden Fällen uns 
entbehrlih fein. Davon bildet feine Ausnahme, was von der Ermädtigung bes 
Gläubigerd zur Empfangnahme des Brief gejagt worden ift; denn dieſe Ermädh- 
tigung verſchafft dem Gläubiger im Voraus den mittelbaren Befis. Auf dieſe 
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Weiſe wird noch beſſer, als nach dem Entwurſe, das Ziel erreicht, daß die Ge: 
währung des Darlehns und die Beſtellung der Hypothek Zug um Zug erfolgen 
können (B. G. B. $ 1117). 

Der 8 1110 des Entw. hatte eine Anmerkung, wonach die Grundb.O. die Aus: 
bänbigung bes gebildeten Hypothekenbriefs dergeftalt regeln follte, daß der Eigen» 
thümer in der Lage wäre, fi die Aushändigung des Hypothefenbriefs an feine 
Perſon zu fihern. So fagte denn auch $ 60 des Entw. der Grundb.:D., daß der 
Hypothefenbrief dem Eigenthümer, wenn aber diefer die Aushändigung an den 
Gläubiger bewilligt babe, dem Gläubiger auszuhändigen fe. Die Kommiffion hat 
erwogen, daß biefe Vorfchrift zu weit gehe; fie pafje nur dann, wenn der Brief 
bei Begründung der Hypothek gebildet, nicht aber dann, wenn eine Buchhypothek 
verwandelt werde. Die Anmerkung follte daher auf den Fall beſchränkt werden, 
wo der Hppothefenbrief bei der Eintragung der Hypothek zu ertheilen wäre 
(©. 4583 flg.). Das bat nun zwar die Nedaltionsfommiffion nicht gethban (Anm. 2 
zu $ 1026 II. 2). Die Grundbudortnung aber enthält zutreffende Vorfchriften 
($ 60 Abf. 1). 

Die Norausfegungen für die Geltendmahung der Hypothek regelte der Ent: 
wurf in verſchiedener Weife: Im Allgemeinen war Vorlegung des Briefes und, 
wenn der Gläubiger nicht eingetragen war, auch der Mebertragungsurfunden ers 
forberlih; den Brief alfo mußte auch der eingetragene Gläubiger vorlegen, mithin 
auch derjenige, in defien Perfon die Hypothek entjtanden war ($ 1117). Befon- 
deres aber galt von der Mahnung und der Kündigung. Hier war die Vorlegung 
der Urkunden nicht unbedingt erforderlih; die Mahnung und die Kündigung 
wurden aber unwirkſam, wenn fie der Eigenthümer wegen Mangels der Vorlegung 
ber Urkunden fofort zurüdmwies ($ 1118). Die Kommilfion hat die Geltendmadhung 
überhaupt mit der Geltendmahung durch Mahnung oder Kündigung mehr in Ein: 
Hang gebradt: Die Vorlegung des Briefs und der Uebertragungsurfunden fol nicht 
Vorausfegung der Geltendmadhung fein, fondern der Mangel der Vorlegung nur 
eine Einrede begründen (B.G.B. $ 1160). Man bat hierdurch namentlih dem Be: 
figer des Briefd die Benugung des Urkundenprozefjed erleichtern wollen. Nach 
den Protofollen hat man angenommen, daß nah dem Entwurfe der Befiger im 
Urfundenprozefje abgetwiefen werden müßte, wenn er nicht die Worlegung des 
Briefes nachzuweiſen vermöge; es fei felbjt zweifelhaft, ob er nach Umleitung des 
Urfundenprozefies in das orbentlihe Verfahren die Vorlegung nachholen fönnte 
(S. 4619). Das ijt mir nicht recht Far geworden. Um eine VBerurtheilung des 
Gegners zu erlangen, hätte der Befiter des Briefes diefen wohl nur im Urkunden: 
prozefie jelbft vorzulegen brauchen, nicht aber nachzuweiſen gehabt, daß er ihn vor» 
ber vorgelegt habe. Allein wenn er das nicht hätte nachweifen können, fo hätte 
er Gefahr gelaufen, troß feines Obſiegens nah C. P.O. $ 89 in die Prozeßkoſten 
beruriheilt zu werben, 

Wil man dasjenige, was bisher über den Hypothefenbrief und die öffentlich 
beglaubigten Webertragungsurfunden gefagt worden ift, als Folgerungen aus ein: 
fachen Begriffen erfcheinen lafjen, oder will man, um einen viel mißbraudten Aus: 
drud zu gebrauden, die Bedeutung jener Urkunden Zonftruiren, jo wird man fo 
fagen können: Der Brief ift nicht nur ein braudpbares, fondern aud ein unent- 
behrliches Werkzeug zur Uebertragung, ja bei Briefhypothelen, die dies von born» 
berein find, fogar zur Beftellung der Hypothek. Er ift ferner eine Wiedergabe 
des Grundbudinhalts und infofern eine Ergänzung des Grundbuchs, als fein In— 
halt gegen den gutgläubigen Erwerber der Hypothek ebenjo wirkſam ift, wie ber 
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Inhalt des Buchs. Sodann 'die öffentlich beglaubigten Uebertragungsurfunden find 
eine Ergänzung des Grundbuhs in der Weife, daß ihr mefentliber Inhalt alle 
Wirkungen der Grundbuchdeinträge bat. Endlich jind alle diefe Urkunden injofern 
Legitimationspapiere, ald der Schuldner, wenn fie nicht vorgelegt werben, jeder 
Geltendmahung der Briefhypothek widerſprechen kann. 

Die bisherigen Ausführungen haben ergeben, wie wichtig der Hypotheken— 
brief für die Briefhypothek iſt. Der Entwurf zog aus diefer Wichtigkeit die Folge: 
rung, daß der Brief untrennbar mit der Hypothek verbunden fein und das Eigen: 
thum daran ſtets dem Gläubiger zuitehen müfje ($ 1109 Abf. 1). Bon der 
Kommiffion ift die Beſtimmung verallgemeinert worden; fie fol von jedem Schuld» 
fein gelten und ift unter die Grunbjäge von der Verbindung verſetzt worden 
(B.G. B. 8 952). Nicht ganz Far ift, ob die Beitimmung eine zwingende habe 
bleiben oder in eine nadgiebige habe verwandelt werden follen. Das Kommiſſions— 
mitglied, defjen Antrag angenommen worden ift, bat mindeſtens urfprünglih einen 
nachgiebigen Rechtsſatz gewollt, damit 5. B. das Bebürfnig nah Autogrammen be: 
friedigt werden könne, und diefe Abfiht war in der urfprünglihen Faſſung bes 
Antrags ausgebrüdt; denn der Schuldſchein war bier ald Zubehör der Forderung 
bezeichnet, und es war nicht von den an der Forderung beftehenden Rechten gejagt, 
daß fie ihre Wirkſamkeit auf den Schuldſchein erjtredten, fondern von den über 
die Forderung abgefhlofjenen Geſchäften. In beiden Beziehungen aber bat ber 
Antragfteller die Faſſung felbjt geändert; jedoch nicht zu dem Zwecke, um bie 
Vorſchrift aus einer nachgiebigen zu einer zmwingenden zu machen, fondern deshalb, 
weil der Begriff der Zubehörung auf das gegenfeitige Verhältnig von Saden be: 
befchränft bleiben müfje, und meil die Vorfchrift nicht nur zu Gunften der fpäteren 
Erwerber von Forderungen, fondern auch zu Gunften der urfprüngliden Gläubiger 
verwendbar fein müfje. immerhin bleibt es dabei, daß dasjenige, woran die Nach: 
giebigfeit der Vorfchrift erfennbar war, weggefallen ift. Auch ift diefe nicht, wie 
der Antragfteller wollte, in die Lehre von den Zubehörungen gelommen, fondern 
in den Abſchnitt über Verbindung, Vermifhung, Verarbeitung, wo fid fonft nur 
ziwingende Beltimmungen befinden. Ein Beſchluß der Kommifjion ift über dieſe 
Frage nicht gefaßt worden. 

In Folge des engen Verhältniſſes zwifchen Briefhupothef und Hypothelen- 
brief muß bei Theilung der Hypothek die Bildung von Theilbypothelenbriefen mög- 
li fein (B.G.B. $ 1152). Das Nähere hierüber findet fih in der Grundb.D. 
Im Entwurfe der Grundb.D. ($ 61 Abf. 2) war insbefondere verfügt, daß die 
Bildung des Theilbypothefenbrief3 auf dem Stammbypothelenbriefe vermerkt werden 
müffe; es follte alfo der Theilbrief nichtig fein, wenn diefer Vermerf auf dem 
Stammbrief fehlte. Auf diefe Weife follte der Schuldner vor der Gefahr gefichert 
werden, dem durch den Theilbrief legitimirten Gläubiger einen Theil der Schuld 
no einmal bezahlen zu müfjen, nachdem er ſchon das Ganze an den Befiher bes 
Stammbriefs bezahlt hätte (Motive zum Entw. der Grundb,D. ©. 104). Die 
Kommiffion bat aber erwogen, daß eine ſolche Worfchrift privatrehtlih fei und 
mithin nit in die Grundb.D., fondern in das B,G.B. pafien würde. Sie fei 
jedoch überhaupt nicht erforderlih; eine Ordnungsvorſchrift genüge. Der $ 1059 
bes Entw. II. 2. bat daher eine Anmerkung erhalten, worin eine entſprechende 
Aenderung des Entw. der Grundb O. vorausgefegt wird. Diefe ift aud erfolgt 
(Grundb.D. $ 61 Abf. 3). — Den $ 1123 Abf. 2 Sa 2 hat die Kommiffion 
geftrichen; er fei theils neben den allgemeinen Grunbfägen über die Briefhypothel 
jelbftverftändlih, theild neben C. P.O. $ 850 entbehrlihd. Selbſwerſtändlich ins: 
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befondere fei es, daß die Hypothek nicht ohne Vorlegung eines neuen Briefes über: 
tragen oder belaftet werben könne. 

Nah S 1124 des Entw. wird in ben beiden Fällen, in denen der unbe: 
fannte Hypothefengläubiger im Aufgebotsverfahren mit feinem Rechte ausgeſchloſſen 
wird, auch der bisherige Hypothefenbrief fraftlos; in einem der beiden Fälle ijt dem 
Grundjlüdseigenthümer ein neuer Hupothefenbrief zu ertheilen. Die Kommiffion 
bat bejdlofien, daß in beiden Fällen ein neuer Hypothekenbrief zu ertheilen fei. 
Um das zu verftehen, muß man an die Beihlüffe der Kommiffion über die Eigen« 
thümerbypothef denken. Die beiden Fälle des Aufgebotsverfahrens unterfchieden ſich 
fo: In dem einen Falle beruht das Ausfchlußurtheil auf der Annahme, daß das 
Recht des unbekannten Gläubigers früher einmal auf irgend melde Weiſe unter: 
gegangen fei; in dem andern Falle aber darauf, daß der Schuldner zur Befriebi- 
gung des unbefannten Gläubiger8 den Schuldbetrag hinterlegt bat. Nun entftand 
nad dem Entwurfe eine Eigenthümerhypothek nur durch Vereinigung von Forderung 
und Schuld und dur Befriedigung des Gläubigerd; in den andern Fällen des 
Untergangs der Forderung erlojh die Hypothef. Im Wege des Aufgebotöverfah: 
rens aljo fonnte eine Hypothek nur im zweiten Falle zur Eigenthümerhypothek wer: 
den, alſo dann, wenn der Schuldner den Schuldbetrag zur Befriedigung des Gläu— 
bigerö hinterlegt hatte; denn in dem anderen Falle blieb der Grund, aus dem das 
Recht des Gläubigers erlojhen fein follte, ganz bdahingeftellt. Nah dem B. G. B. 
aber, two die Hypothek grundfäglich durch Erlöfchen der Forderung zur Eigenthümer- 
hypothek wird, ſtehen beide Fälle des Aufgebotsverfahrens infofern gleih; es muß 
alſo aud in beiden Fällen der Grundftüdseigenthümer einen neuen Brief erhalten. 
Die neue Vorſchrift ift in die Grundbuch-O. gelommen ($ 67). 

Nah Erledigung der Brieſhypothek hat die Kommiffion über die Hypothek 
für Forderungen aus Inhaberpapieren verhandelt. Diefe Hypothek kann aber erft 
nah Darjtellung der Sicherungshypothek in das richtige Licht geftellt werden. Es 
fei daher zunädjt von der Siherungsbypothef die Rede. 

Das Wefentlihe bei der Sicherungshppothef iſt, daß hierbei der Gläubiger 
die Forderung befonder8 bemweifen und fich gegen Angriffe auf ihr Beſtehen befon: 
ders vertheibigen muß: Der urfprüngliche Gläubiger fann fih nicht darauf berufen, 
daß für das Beftehen einer eingetragenen Forderung die Vermuthung ftreite; und 
ber fpätere Erwerber kann nicht beanfpruden, in feinem auf das Grundbuch ge: 
ftügten Vertrauen auf das Beſtehen der eingetragenen Forderung geſchützt zu wer— 
den (Entw. $ 1125 Abf. 1, 8 1083). Darauf, ob der dem Gläubiger obliegende 
Beweis leiht oder ſchwer ift, ob er insbefondere fchon durch Vorlegung eines rechts: 
fräftigen Urtheils geführt werden fann, fommt nichts an. Zunächſt ift diefe Vor: 
legung immerbin etwas Anderes, ala die Bezugnahme auf das Buch oder die Vor: 
legung einer Folienabſchrift. Namentlih aber zeigt ſich der Unterfchied beim gut: 
gläubigen dritten Erwerber: Wer eine Buchhypothek für eine rechtskräftig feitgeitellte 
Forderung durch Rechtsgejhäft in gutem Glauben erworben hat, braucht fidı nicht 
darauf einzulafien, wenn ihm nahmals nachgewieſen wird, daß das rechtäfräftige 
Urtheil im Wege der Wiederaufnahme des Verfahrens oder durch eine nah E.P.D. 
8 686 erhobene Klage umgeftogen geweſen oder nachmals umgeftoßen worden iſt. 
Iſt aber feine Hypothel nur eine Sicherungshypothek, jo muß er folde Einwen— 
dungen gegen fich gelten lafjen. 

Ebenfowenig fommt darauf etwas an, ob die Forderung bon beitimmten 
Betrage oder von noch feilzuftellendem Betrage fei; d. h. es fommt darauf nichts 
an für den Begriff der Sicherungshypothek; der Entwurf enthält aber über 
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Sicherungshypotheken für Forderungen von unbeftimmten Betrage befondere Bor: 
ſchriften. 

Von einigen Schriftſtellern iſt vorgeſchlagen worden, die Sicherungshypo— 
ihefen für Forderungen von beſtimmtem Betrage zu beſeitigen; es beſtehe fein Be— 
dürfniß danach; in ſolchen Fällen könnten Buchhypotheken oder Briefhypotheken 
beſtellt werden. Die Kommiſſion iſt anderer Anſicht geweſen. Die Möglichkeit, 
das Grundſtück in einer Form zu verpfänden, bei der alle Einwendungen auch gegen 
den dritten Erwerber der Forderung erhalten blieben, fei für den Grundſtückseigen⸗ 
tbümer werthvoll. Dieſe Möglichkeit aufreht zu erhalten, werde dur die Rück— 
fiht auf ſolche deutfche Rechtsgebiete erfordert, wo ber Schuß des gutgläubigen Er» 
werbers einer hypothekariſchen Forderung noch unbelannt jei. 

Weil bei der Sicherungshypothek der fpätere Erwerber vor Einwendungen 
gegen die Forderung nicht gefhügt ift, fo wird bie Hypothek für ihm werthlos, 
wenn folde Einwendungen beftehen; dieſe führen zum Untergang der Forderung 
oder ftellen deren Nichtbeitehen Zar, und dadurch wird die Sicherungshypothek zur 
Eigenthümerhypothek (B.G.B. $ 1163). Deshalb ift oben gejagt worden (1896 
©. 741), daß e8 bei der Sicherungshypothek feine befondere hypothelariſche Geld: 
forderung gebe. Derfelben Meinung ift die Kommiffion gewejen (S. 4660 flg.). 
Bei nochmaliger Ueberlegung bin ich aber zu einem andern Ergebniß gekommen. 

Zunächſt ift die Schlußfolgerung, auf die hin das Beſtehen einer befondern 
hypothekariſchen Gelbforderung bei der Sicherungshypothek verneint wurde, nicht. 
zwingend: Daß der Gläubiger, wenn die rein perſönliche Geldforderung untergeht, 
gar feine Forderung mehr hat, braudt nicht daran zu liegen, daß eine bypotbe- 
kariſche Geldforderung überhaupt nie beftanden hätte; es fann vielmehr feinen Grund 
auch darin haben, daß bei der Sicherungshypothek die hypothekariſche Geldforderung 
gleichzeitig mit der perfünlichen Forderung untergebt; daß alfo diefe beiden For: 
derungen einfach eine befondere Erfcheinungsform des Falles find, wo zwei Forde— 
rungen denfelben Zweck, oder, mie ich lieber fage (mein Lehrbud des ſächſiſchen 
Privatrehts Bd. 1 8 48 Note 1 S. 187), dasfelbe Erfüllungsinterefje haben. Und 
fo liegt die Sache nad dem B.G.B. in der That. Denn auch für die Sicherungs:- 
hypothek gilt die Beſtimmung des $ 1113, wonach kraft der Hypothek aus dem 
Grundftüde eine beftimmte Geldſumme zur Befriedigung wegen einer Forderung zu 
zahlen if. Wenn alfo jemand aus einer Sicherungshypothek in der Weiſe klagt, 
daß er die Forderung begründet und bemeift, den Eintrag der Hypothel darthut und 
dann beantragt, zu erkennen, daß der Beklagte ſchuldig fei, zur Befriedigung wegen 
der Forderung eine beftimmte Geldfumme aus dem Grunpftüde zu be» 
zablen, fo ift breierlei gewiß: Erſtens, eine folde Klage fann nicht als unzuläffig 
abgewiefen werden, denn fie entfpridht genau dem Geſetze; zweitens, bie darauf er: 
gehende Berurtbeilung bildet feinen VBolljtrefungstitel zum Vorgehen gegen das be— 
wegliche Vermögen des Schuldners; drittens, der Kläger ift nicht behindert, daneben 
oder fpäter zur Erlangung eines ſolchen Vollftredungstiteld eine befondere Klage 
zu erheben, und zwar auch gegen denjelben Beklagten. Unter folden Umftänden 
wird auch bei der Sicherungshypothek das Beſtehen einer befonderen bypothelari- 
chen Gelbforderung nicht zu beftreiten fein. Dafür ſpricht aud $ 1157 des B.G.B.s; 
denn wenn es bei der Sicherungshypothek feinen bypothefarifchen Geldanfpruch giebt, 
fo ift der $ 1157 für fie nicht folgerichtig (oben 1896 ©. 756). Diefe Auffafs 
fung iſt praftiih wichtig: Wenn der Anfprud aus der Sicherungshypothek fein 
gewöhnlicher Pfandanſpruch, fondern ein Anſpruch auf eine Gelbleiftung ift, fo 
fommen die prozefjualen Erleichterungen des Hypothekenanſpruchs (Zuläffigkeit des 
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Mahnverfahrens, des Urkundenprozeſſes, der vollſtreckbaren Urkunde) auch ihm zu 
Gute. Dafür fpriht auch die von der Kommiſſion beſchloſſene Faſſung diefer pro: 
zefiualen Beftimmungen. Sie handeln von der Hypothek fchlehthin, nehmen alfo 
die — ——— 3. aus (Ziffer 3 der Anm. 2 zu 8 1054 des Entw. 
2. 2efung, II. Bud S 

m $ 1128 des Pac werden diejenigen auf die Buchhypothek bezüglichen 
Beſtimmungen zufammengeftellt, die von ber Sicherungshypothel nicht gelten ſollen. 
Einige davon (88 1094, 1095, 1097) ſind in Folge der von der Kommiſſion über 
die Eigenthümerbypothek gefaßten Beichlüffe bier geitrihen worden, Hierüber wurde 
das Nöthige ſchon oben 1896 S. 738 flg. mitgetheilt. Andere Beltimmungen 
batte die Kommiffion hinzugefügt, der Bundesrath aber wieder befeitig. Auch 
biervon ift fchon die Nede gewefen (oben 1896 ©. 742 fle.). 

Nah 8 1134 des Entw. fann eine Sicherungshypothef in eine feite Hypo— 
thef verwandelt werden. Daß der Entwurf dazu die Einwilligung der Nachberedh: 
tigten verlangte, die Kommiffion aber dieſes Erforderniß befeitigt bat, ift ſchon 
mitgetheilt worden (oben 1896 ©. 745; zu vergl. S. 744 Abſ. 2). Von dem 
umgelehrten Falle, der Verwandlung einer feiten Hypothek in eine Sicherungs- 
hypothek, fprach der Entw. nicht. Die Redaktionskommiſſion bat aber auch diefe 
Verwandlung bereingebradt. Die Erfordemnifie der Umwandlung regelte der Entw. 
durch Verweiſungen auf die allgemeinen Beftimmungen des Grundbuchrechts. Von 
der Kommiffion ift, abgejehen von einigen Veränderungen der Faſſung, die durch 
frühere Beſchlüſſe nöthig geworden waren, hierzu beſchloſſen worden, auch auf 
8 1065 des Entwurfs und den hierzu gefaßten Beihluß zu vermweifen, alfo auf 
die Vorſchrift (G.B.G. *8 1119), wonach die Hypothek ohne Zuftimmung der Nach: 
berechtigten auf Zinſen bie zu fünf vom Hundert erjtredt, auch ohne diefe Zuitim: 
mung die Zahlungszeit und der Zahlungsort geändert werden kann. Die Redak— 
tionsfommiffion hat das nicht beſonders ausgefproden. Es ift wohl aud ein be 
fonderer Ausfpruch nicht nöthig. Im Uebrigen tft der Schlußfat vom $ 1134 bes 
Entw. dur die allgemeinen Beitimmungen in 88 877, 878 des B. G. B.'s mit 
erjegt worden. 

Sm $ 1129 des Entw. waren die befonderen Vorſchriſten zufammengeitellt, 
die für Sicherungshypotheken von noch nicht feftgeitelltem Betrage gelten follten. 
Namentlih war in Abſ. 3 Satz 2 gejagt, daß ſich die Beſchränkung der Haftung 
des Grundftüdes für den eingetragenen Höditbetrag auch auf die Binfen beziehe, 
mwofür das Grundftüd „in Gemäßheit der Begründung der Hypothek“ hafte. Es 
follten daher auch die Verzinslichfeit und der Zinsfuß nicht eingetragen erben. 
Die Worte „in Gemäßheit der Begründung der Hypothek“ find in der Kommiffion 
beanftandet worden; für geſetzliche Hypotheken paßten fie nit. Die Nedaktions- 
fommiffion hat daher den ganzen Relativfat geitrichen. Ebenfo ift das Verbot, die 
Berzinslichleit und den Zinsfuß einzutragen, von ihr bejeitigt morben; wohl wegen 
feiner Selbftverftändlichkeit. 

Nah dem vierten Abſatze von $ 1129 des Entw. follte bei einer Sicherungs: 
hypothek, die für eine Forderung von noch nicht feitgeftelltem Betrage eingetragen worden 
ar, bie Forderung ohne Umfhreibung übertragen werden fönnen, und wenn von bdiefer 
Erlaubniß Gebraud gemacht würde, follte die Hypothek auf den neuen Gläubiger nicht 
übergehen. Mehrere Kritiker find damit nicht einverftanden geweſen. Man hat behauptet, 
das pafie nicht für den Fall, wo die Sicherungshypothek nur das Schlußergebniß einer 
laufenden Rechnung deden folle, alfo nicht die Einzelforderungen. Das war auch fchon 
in den Motiven (III S. 768 Abf. 4) zugegeben worden. Für die Kommiffton hat die 
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Frage etwas anders gelegen. Die Kommiffion hat für jede Sicherungshypothek, alfo 
auch für diejenige, deren Betrag feſtſteht, bejchlofien, daf die Forderung ohne Umſchrei⸗ 
bung übertragen werben fönne (oben 1896 ©. 742). Nah ihrer Anſicht hängt 
bei der Buchhypothek das Erfordernig der Umſchreibung damit zufammen, daß bier 
die Wirkung des gutgläubigen Erwerbs auf die Forderung eritredt werde. Bei 
diefer Auffaffung mußte fie annehmen, es beftehe bei der Sicherungshypothek fein 
Grund, das Erforderniß der Umfchreibung feitzuhalten. Wäre dies richtig, jo würde 
ein folder Grund aud dann nicht vorhanden fein, wenn die Sicherungshypothek 
für das Endergebniß einer Gefchäftsverbindung, einer laufenden Rechnung haftet. 
Bon diefem Standpunkte aus erledigt fich alfo der in der Literatur erhobene Ein» 
wand. Andererſeits erfcheint danach der erſte Sat von $ 1129 Abf. 4 über: 
flüffig; denn er fagt für Sicherungshypotheken von unbeſtimmtem Betrage nur das, 
was nad der Abſicht der Kommiffion von allen Sicherungshypothefen gelten follte. 
Die Kommiffion hatte ihn daher geftrihen und mit Rüdficht hierauf aud den 
zweiten Sat befeitigt. An Stelle des zweiten Satzes hatte fie eine Vorſchrift be— 
ichlofjen, wonad jede mit Sicherungshypothek verfehene Forderung ohne die Hypo— 
thek follte übertragen werden fönnen, und eine foldye Uebertragung als Berzicht auf 
die Hypothek gelten ſollte. Wie fih zu diefen Bejchlüffen der Bundesrath ver— 
halten bat, ijt fchon mitgetheilt worden (oben 1896 ©. 743 flg.). 

Es ift. beantragt worden, mehrere Folgerungen aus der Natur der Side: 
rungshypothek mit unbeſtimmtem Betrage ausdrüdlih im Geſetzbuche auszufprechen. 
Die Kommiffion hat es vorgezogen, diefe Folgerungen der Wiſſenſchaft und der 
Rechtsſprechung zu überlafien. Gegen die Nichtigkeit der Auffafjung des Antrag: 
ſtellers hat fi aber fein Widerfprud erhoben. Diefe Auffafiung ging dahin, daß, 
wenn die geficherte Forderung den Höchjtbetrag überfteige, das Grundſtück zwar nur 
bis zum Höchjftbetrag hafte, aber doch für jeden Theil der Forderung. Erlöfche 
aljo ein Theil der Forderung, jo werde deshalb noch nicht ein gleich hoher Theil: 
betrag der Hypothek erledigt. Man müfle abwarten, wieviel die Hupothef im ent» 
jcheidenden Zeitpunfte betrage. Bis dahin bleibe es im Falle einer Theilbefriedi- 
gung in der Schwebe, ob ein Theil der Hypothek Eigenthümerhypothek werde oder 
auf den rüdgriffsberechtigten perfünlihen Schuldner übergehe (S. 4672, ©. 4674 
Abf. 1) oder zur Befriedigung des Gläubigerd erforberlich bleibe. 

Bei den Berathungen der Kommiffion ift der Antrag gejtellt worden, aus 
drüdlich zu beftimmen, daß der Gläubiger bei einer Sicherungshypothek von nicht 
feftgeftelltem Betrage, wenn dieje für mehrere Forderungen hafte, die zufammen ben 
Höchſtbetrag überfteigen, die Befugniß habe, die Forderungen zu bezeichnen, wofür 
er die Hypothek geltend made. Dieſer Antrag richtete fih gegen die Entſcheidung 
des Reichsgerichts in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1885 ©. 220 flg. Die Kom: 
miffion hat ihn abgelehnt. Eine ſolche Vorſchrift fei entbehrlich, denn die gegen 
theilige Meinung des Reichsgerichts berube auf einer Verfennung der Aufgaben des 
Vollftredungsgerihts. Sie ſei aber auch irreführend; namentlih fönne fie Zweifel 
hervorrufen über das Verhältniß zu $ 1080 des Entwurfs (B.G.B. $ 1142 Abſ. 1) 
und darüber, wie es zu halten fei, wenn der Gläubiger eine der mehreren gejiherten 
Forderungen abgetreten habe. 

Beiondere Arten der Sicherungshypothek find die Zwangshypothek und die 
Arreſthypothek. Sie find in ihrem Weſen verſchieden, denn die Zwangshypothek ift 
eine Sicherungshypothek mit feftem Betrage (Motive S. 771 Abf. 4), die Arreft- 
hypothek dagegen eine foldhe mit no zu beftimmendem Betrage (Motive S. 775 
Abf. 2 a. E.). Im ihrer Entftehung aber find beide Formen einander ähnlich. Im 
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Entwurfe waren fie in den 88 1130 bis 1133 behandelt. Das B.G.B. beſchäf— 
tigt fich nicht mit ihnen; die Kommiffion bat die Vorfchriften in die E.P.D. vers 
tiefen. Die endgültige Faſſung der E.P.D. fteht noch nicht feſt. Es läßt fi 
daher noch nicht fagen, was von der Zwangshypothek und der Arreſthypothek künftig 
gelten wird, immerhin iſt e8 wichtig, zu erfahren, was die Kommiffion darüber 
beſchloſſen bat. 

Bei der Zwangshypothek ift die Hauptfrage, ob es überhaupt zuläffig fein 
fol, eine Verurtheilung zu einer Geldleiftung durch Eintragung einer Hypothek zu 
vollitreden. Die im Entwurfe ausgefprodene Zulaffung ift mehrfah angegriffen 
worden, namentlib von Landwirthen. Auch einzelne Kommiffionsmitglieder find 
gegen die Zwangshypothek geweſen. Man bat hervorgehoben, dak dem Hülfspiand- 
recht an beweglichen Sachen nicht fie zu vergleichen fei, fondern der durch Beſchlagnahme 
im Zwangsverſteigerungsverfahren hervorgerufene Zuftand. Sie lafje fich leicht zur Er: 
langung wucherliher Vortheile ausbeuten. Die Kommiffion hat jedoch an der Zwangs⸗ 
hypothek feftgehalten. Das, was dem MWucherer eine Handhabe biete, fei nicht ſowohl 
die Zwangshypothek als vielmehr fchon der vollitredbare Schuldtitel. Das Eigenthüm: 
liche der Zwangshypothek fei dies, daß hierbei der Gläubiger die vortheilhafte Stellung, 
bie er fonft nur im Zwangsvollſtreckungsverfahren vermöge der Beichlagnahme und alfo 
nur auf die Dauer des Verfahrens erhalte, auf unbefchränfte Zeit befommen und ohne die 
Nöthigung (Geſetz über die Zmangsverfteigerung und die Zwangsverwaltung, vom 
24. März 1897, 88 30, 31, befonders $ 31 Abf. 2 Sat 1), den Schuldner durch 
Fortfegung des Vollftredungsverfahrens zu drängen. Das fei für beide Theile vor: 
theilbaft. Denn für beide Theile würde es fhädlich fein, wenn nicht gewartet 
werden Fönnte, fondern das Grundſtück ohne Rüdficht auf den augenblidlihen Stand 
ber Grundilüdspreife verjteigert werden müßte. Für den Schuldner insbefondere 
fei es überhaupt von Nuten, wenn der Gläubiger in eine Lage fäme, wo er nad): 
fihtig jein könne, ohne dadurch erheblich gefährdet zu werden. Man dürfe bier: 
gegen nicht darauf vermweifen, daß der Schuldner freiwillig Hypothek beftellen könne; 
denn das thue der Schuldner erfahrungsmäßig nicht. 

Eine zweite Frage ift, inwieweit die Zwangshypothek zugelafien werben folle. 
In der Literatur hat man hierüber ſowohl binfihtlih der Vorausfegungen als auch 
des Gegenitandes verhandelt. Was die Vorausſetzungen betrifft, fo ift vorgefchlagen 
worden, eine Zwangshypothek nicht fchon bei vorläufig vollitredbaren Schuldtiteln 
zusulafien, fondern nur bei rechtsfräftigen. Hinfichtlich des Gegenitandes ift eine 
lebhafte Bewegung dafür eingetreten, eine gewiſſe Grundfläche von der Ziwangsvoll: 
ftredung zu befreien und für unveräußerlich zu erklären (Heimitättenreht), Man 
hat fih davon große Portheile verſprochen: Rettung des Schuldners und feiner 
Familie aus der dringendften Noth, Entlaftung der Armenpflege, intenfivere Be: 
wirthſchaftung des Bodens, Hemmung der Auswanderung und des Zuzuges der 
Zandleute nad den großen Städten. Andere Schriftfteller haben Bedenken erhoben. 
Mole man die Heimftätte, jo müfje man fie auch vor vertragsmäßigen Hypotheken 
fihern. Das Heimftättenrecht führe dann zu einer großen Krediterſchwerung (Man 
bebente, was für eine unfichere Unterlage für den Realkredit ein Bauergut ohne 
das Mohngebäude fein würde, zumal bei der in Sachſen beftehenden Beſchränkung 
der Theilbarfeit de Grundes und Bodens). Das Heimftättenrecht erfchtwere ferner 
die Theilung unter den Miterben, die Abfindung derjenigen Erben, die das Gut 
nicht befommen follten, Außerdem würde ich bezweifeln, ob ſich die Vortheile, die 
man fi) verfpricht, auch verwirklichen könnten. Die Armen, die Auswanderer, bie 
nah den großen Städten ziehenden Arbeiter find doch nicht nur und auch nicht zu 
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einem erbeblihen Theile folde, die durch die Zwangsverſteigerung von Haus und 
Hof vertrieben worden find. Daß aber vollends jemand, dem der Realkredit ver: 
ſchloſſen ift, intenfiv wirthſchaften werde, ift eine unbaltbare Vorftellung. Richtig 
ift, daß der Schuldner vor der äußerſten Noth behütet fein würde, Das aber wäre 
dadurch, daß man es ihm unmöglich machte, ſich durch Anfpannung feines Real: 
frebitö auf der Höhe feiner wirthſchaftlichen Stellung zu behaupten, viel zu tbeuer 
erfauft. — Es giebt in der Heimftättenbewegung noch eine andere Richtung. Diefe 
will nicht ſowohl den äußerſten Nothbedarf an Grund und Boden, eine Zufluchts- 
flätte fihern, als vielmehr der Verfchuldung der mittleren und Heinen Landwirthe 
vorbeugen. Danach follen die Heimftätten die — von den Landesgefegen zu be= 
flimmende — Größe eines Vollbauernbofes haben fünnen und nur mit amortifirs 
baren Renten, aber nur bis zum britten Theile des Werthes, und aud dies nur 
unter befonderen Vorausfegungen (Mißernte, Meliorationen, Erbtheilung) belaftet 
werben dürfen. Das märe eine Erſchwerung leichtfinnigen Schuldenmachens bei 
denen, die neben dem Grundbefig foviel Vermögen haben, daß fie feinen erbeblihen 
Kredit brauhen. Wenn aber jemand nicht foviel Vermögen bat? - Die Kom: 
miffion ift auf alle diefe Dinge nicht eingegangen. 

Die dritte Frage bei der Zwangshypothek ift die, wie fie juriftifh ausge: 
ftaltet werden fol, ob ala Sicherungshypothek oder ald Buchhypothek. Im ſächſi⸗ 
hen Recht ift fie Sicherungshypothek (B.G.B. $ 397 Satz 3; $ 429 Sag 2 in 
den Morten „foweit bie Forderung aus der Eintragung erhellt”). Unter ausdrück- 
licher Bezugnahme auf das fähfifshe Recht (Motive 3. Bd. S. 624 Abf. 1) und 
im Gegenjat zum preußifchen Recht hat die erfte Kommiſſion beſchloſſen, die Zwangs⸗ 
bypothel als Sicherungshypothekl zu geitalten. Man mollte vornehbmlih dem 
Schuldner die Möglichkeit offen halten, Einreven, die nad der legten mündlichen 
Verhandlung entftanden find, aud dem dritten gutgläubigen Erwerber der Zwangs— 
hypothek entgegen zu fielen (Motive S. 624 Abi. 2 a. €). Bon den Schrift: 
ftellern, die fih mit der frage befaßt haben, ift die große Mehrheit der eriten 
Kommiffion beigetreten. Die zweite Kommiffion bat dem Beſchluſſe der erjten Kom: 
miffion ohne Debatte zugeftimmt. 

Bei den allgemeinen Grundlagen der Zwangshypothek des Entwurfs bat es 
mithin die Rommiffion gelafjen. In Einzelheiten aber ift Einiges geändert worden. 
Namentlih bat man eine neue Vorſchrift befhlofien, wonach das Grundftüd fraft 
der Zwangshypothek ohne meitered auch für die Koften der Zmangsvollitredung 
baften fol; das biete den doppelten Vortheil, daß nah dem Eintrag der Zwangs: 
hypothek nicht eine neue Zwangshypothek wegen der Eintragsfoften erforderlich 
werde, was fi dann eigentlih immer fortfegen müßte, und daß das Grundbuch: 
amt die Koften nicht zu prüfen brauche. — Weiter follen mit Rüdjiht auf $ 708 
Abf. 1 Satz 2 der EP.D. die Zwangshypotheken und die Arrefihypothefen auf dem 
vollftredbaren Schuldtitel vermerkt werben. 

Nah 8 1131 des Entw. hat der Schuldner einen Tlagbaren Anſpruch 
(Motive S. 775 Abf. 1) darauf, daß der Gläubiger, der durch Zwangshypotheken 
eine mehr ala münbelmäßige Sicherheit erlangt hat, das hierüber Hinausgehende 
löfhen lafje. Die Kommiffion will dem Schuldner auf anderem Wege belfen: 
Zwangshypotheken follen niemal® Geſammthypotheken fein dürfen; der Gläubiger, 
der fih an mehrere Grundftüde des Schuldners halten will, hat vielmehr den Be» 
trag der Forderung darauf zu bertheilen. 

Endlih bat die Kommiſſion beſchloſſen, ald Gegenftände der Zwangshypothek 
neben den Grundftüden auch die Folienrechte zu bezeichnen. 
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Für die Arreſthypothek find die beiden zulegt bezeichneten Beſchlüſſe gleich: 
falla gefaßt worden. Außerdem fol gefagt werben, daß der Antrag auf Eintragung 
einer Arrefthypothef im Sinne von E.P.D. 8 809 Abf. 2 und 3 als Vollziehung des 
Arreftbefehls gelte. Das war ſchon im erften Entwurfe eines Geſetzes über bie 
Zmwangsvollfirefung in das unbeweglihe Vermögen ausgefprodhen und S. 377 flg. 
der Motive dieſes Gefehes begründet worden. 

Es find verſchiedene Vorfchläge aufgetaucht, die darauf berechnet waren, Hy: 
pothelen zu fchaffen, die noch verfehrsfähiger fein follten, ala die Briefhypotheken. 
Namentlih wollte man die Blankozeffion der Briefhypothek zugelafien und Hypo— 
tbefen für Forderungen aus Inbaberpapieren und Drderpapieren 
eingeführt haben. Auf leßteres ift die Kommiſſion eingegangen; auf die Blanfo: 
zeſſion der Briefhypothek aber nit. Gegen die Blankozejfion ift eingetwendet wor: 
den, daß dadurch eine wirklich umlaufsfähige Hypothek nicht gejchaffen werde. Denn 
der Erwerber — der ja feine öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen für ſich 
bat — müfje fih Einreven aus ber Perfon der Zmifchenmänner gefallen lajjen. 
Nun fönne man das freilich durch befondere Vorſchrift ausfchließen. Es gebe aber 
nod andre Bedenken: Die Gefahr des Verluſts der Briefhypothel würde für den 
Gläubiger gefteigert, die Einbürgerung der Briefbypothef würde erſchwert, die ftaat- 
lihe Genehmigung der Ausgabe von nhaberpapieren fönnte dann leichter ums» 
gangen werden. 

Mas nun die Hypothefen für Inhaberpapiere betrifft, fo hat die Kommiffion 
zwar die Pfandbriefe und Prioritäten der Sondergefeggebung überlaffen wollen. 
Das Bedürfnig fei aber auch fonft vorhanden; namentlih bei Großgrundbejigern 
und Großinduftriellen, Gemeinden und Bergwerksgeſellſchaften (Gewerkſchaften). Für 
den faufmännifchen Verkehr habe fih im Anfhlufje an die Vorſchrift in Art. 301 
des 5.6.8.8 auf Grund des Vorſchlags einer im Jahre 1874 zufammengetretenen 
Sadverftändigen-Rommiffion die Uebung gebildet, daß eine Sicherungshypothek für 
einen Treuhänder eingetragen werde. Diefe Uebung fei vom Kammergericht in 
Berlin anerfannt worden, und es feien auf diefe Weile 30 bis 40 Gattungen In— 
baberpapiere im Gefammtwerthe von 500 Millionen Mark im Umlauf. Die Kom- 
miffion babe ficher feinen Grund, der Uebung entgegen zu treten. Diefe fei aber 
mit den bisher beſchloſſenen Vorfchriften nicht vereinbar; namentlich deshalb nicht, 
weil fünftig eine Sicherungshypothef nur durch Umfchreibung im Buche übertragen 
werden könne. Schon hieraus ergebe fich die Nothwendigkeit befonderer Vorſchriften; 
namentlih aber auch daraus, daß das Bebürfnig weiter reiche, als die Anwendbar— 
feit von Art. 301 des HGB.'s. 

Die Kommiffion bat als felbftverftändlih vorausgefeht, daß eine Hypothel 
für Forderungen aus Inhaberpapieren nur eine Sicherungshypothek fein fünne. Das 
ift au in der That unvermeidlich. Das Wefentlihe der Sicherungshypothek iſt 
dies, daß bier der Eintrag für das Beftehen der Forderung feinen Beweisgrund 
bildet, geſchweige denn dem gutgläubigen dritten Erwerber eine Gewähr bietet. Bei 
der feften Hypothek ift das umgelehrt, und eben deshalb kann diefe nicht für For: 
derungen aus Sjnhaberpapieren haften. Hier hängt die Forderung am Befit des 
Papiers; fie kann nicht gleichzeitig am Cintrage hängen, da dieſer keineswegs zu 
demfelben Ergebnifje zu führen braudt, mie der Befit des Papiers. Nun bat 
zwar die Gefammtlommiffion nicht befchlofien, im Geſetze ausbrüdlich zu fagen, daß 
eine Hypothek für Forderungen aus Inhaberpapieren nur eine Sicherungshypothek 
fein fönne Die Redaktionskommiſſion aber hat das gethan und dabei hervor» 
gehoben, dab die Hypothek auch dann Sicherungshypothek fei, wenn fie im 
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ae nit ausbrüdlich als foldhe bezeichnet werde (B.G.B. $ 1187 Satz 1 
und 2). 

Es ift weiter zu bebenfen, daß zu ber Zeit, wo eine Sicherungshypothek für 
Inhaberpapiere zwedmäßig beitellt wird — vor Begebung der Anleihe —, Nie 
mand ba ift, mit dem fich der Grundftüdseigenthümer im Sinne von B.G.B. $ 873 
Ab. 1 über die Beftellung der Hypothek einigen könnte. Es foll daher an Stelle 
einer folden Einigung die einfeitige Erklärung des Eigenthümers genügen (B.G. B. 
$ 1188 Abf. 1). 

Nah $ 1170 des B.G. B's kann in der Negel jeder Hppothefengläubiger, 
wenn er unbelannt ift, im Aufgebotsverfahren mit feinem Rechte ausgeſchloſſen 
werden, wenn feit der legten ſich auf die Hypothek beziehenden Eintragung in das 
Grundbuch zehn Jahre verftrihen find. Bei Hypotheken für Inhaberpapiere paßt 
das nit; es würde mit der bdreißigjährigen Vorlegungsfrift des $ 801 nit im 
Einklange ftehen. Die Kommiffion hat dur die Vorfchrift in $ 1188 Abf. 2 die 
erforderlihe Vorkehrung getroffen. 

Weiter hatte die Kommiffion urfprünglich eine Beftimmung dahin befchloffen, 
daß troß der Hypothek die Forderung nicht durch Eintrag, fondern nad dem Rechte 
der Inhaberpapiere übertragen werde. Diefe Vorfchrift var zunächſt dadurch über- 
flüffig geworben, daß die Kommiffion, als fie fpäter über die Sicherungsbppotbef 
berieth, zu dem Beſchluſſe gelangt war, die Webertragung aller durch Sicherungs— 
bypothelen gebedten Forderungen unter die allgemeinen Regeln des Rechts der 
Schuldverhältniſſe zu ftellen. Es war daher die befondre auf Inhaberpapiere be= 
züglihe Borfchrift in den Enttwurf zweiter Lefung nicht aufgenommen worden. Der 
Bundesrath aber, der im Allgemeinen bei der Webertragung der durch Sicherungs- 
hypothelen gededten Forderungen entgegengefegter Anſicht geivefen ift, hat die Vor: 
ſchriſt wieder bergeftellt (B.G.B. $ 1187 Sat 3). 

Keine Beftimmung ift dahin getroffen worden, daß auch die für Inhaber—⸗ 
papiere beftellte Sicherungshypothek ohne Umfchreibung im Grundbude lediglich mit 
den Inhaberpapieren übergeht. Man könnte eine folde Vorfchrift erwarten. Man 
könnte fragen wollen, wie die Beſitzer der Anhaberpapiere die Hypothek geltend 
machen follen, wenn fie nicht mit dem Befite der Papiere auf fie übergegangen 
ft. Um fo mehr könnte man eine Vorfchrift hierüber erivarten, als die Kom» 
miffion nah Seite 4632 der Protofolle gerade auch um deswillen eine befondre 
Regelung der Hypotheken für Inhaberpapiere für nöthig gehalten bat, weil nad 
den allgemeinen Grundfägen „eine Uebertragung des Rechts aus der Hypothek 
der Eintragung im Grundbuch bebürfe, um gültig zu fein.“ Indeß das Protofoll 
ift bier vorausfeglih nicht genau. Denn es handelt ſich bei der dortigen Er— 
mägung um bie Frage, ob es befonderer Beftimmungen bebürfe, um die Fortdauer 
der beſtehenden preußifchen Praris zu ermöglichen. Nach der preußifchen Praris 
wirb aber das Recht aus der Hypothek überhaupt nicht übertragen; es bleibt viel« 
mehr immer beim Treuhänder, der es nöthigenfall® zu Gunften der Befiter der 
Papiere geltend zu maden bat. Es ift alfo vermuthlich nicht ſowohl von der 
Uebertragung des Rechtes aus der Hypothek, als vielmehr von der Uebertragung 
ber gefiherten Forderung die Nede geweſen. Immerhin ift die Thatſache, daß bie 
Kommiffion über die Uebertragung des Nechtes aus der Hypothek feine befondere 
Vorſchrift befchlofjen hat, fehr bemerfenswertb. Sie giebt einen Fingerzeig darüber, 
wie fih die Kommiffion das Rechtsverhältniß gedacht hat. Diefer Fingerzeig ift 
um fo mwertbvoller, als die Protokolle fonft nichts enthalten. 

Sieht man auf die Protokolle, jo follte man meinen, die Kommiffton babe 
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einfach die preußiſche Praxis aufrecht erhalten wollen; alſo nicht nur die Mög« 
lichkeit, für Inhaberpapiere eine Sicherungshypothek zu beſtellen, überhaupt, ſondern 
auch die Art und Weiſe, wie das in Preußen verwirklicht wird. So kann es aber 
nicht gemeint ſein. Erſtens lehnt ſich die preußiſche Praxis an Art. 301 des 
H.G.B.'s an, bezieht ſich alſo nicht ſowohl auf Inhaberpapiere, als vielmehr auf 
Orderpapiere mit Blanco-Indoſſament. Zweitens gehört in Preußen die Sicherungs— 
hypothek nicht fowohl den Befigern der Papiere, als vielmehr dem Treuhänder, der 
fie nur zu Gunſten der Befiger der Papiere zu verwalten hat. Das ift mit dem 
deutfchen B.©.B. nicht vereinbar. Denn nah 8 1113 Abf. 1 gehört es zum Bes 
griffe der Hupothel, daß die Forderung, zu deren Sicherung fie dient, dem Be: 
rechtigten aufteht („wegen einer ihm zuitebenden Forderung“); und bei der 
Sicherungshypothek für Inhaberpapiere wird hiervon feine Ausnahme gemadt. Es 
fann zwar auch nad dem deutfhen B.G. B. jemand beftellt werden, der die Be: 
figer der Inhaberpapiere bei Verfügungen über die Hypothel und bei deren Geltend— 
madung vertritt. Das iſt aber fein Treuhänder, auf defien Namen die Hypothek 
lautete, jondern einfady ein Vertreter, ein Bevollmädtigter mit unwiderruflicher Vol: 
madt im Sinne der legten Worte von B.G.B. & 168 Sag 2 (vgl. B.6.B. 8 1189 
Abf. 1 Sab 1). Als Vertreter, nicht ala Inhaber der Hypothef, wird er aud in 
das Grundbuch eingetragen (B.G.B. $ 1189 Abf. 1 Sat 2). Nur die Befonder: 
beit befteht, daß der Vertreter im eignen Namen auf Vornahme von Verfügungen 
über die Hypothek belangt werden fann (B.G.B. $ 1189 Abſ. 2). Deshalb aber 
ift er noch nicht Treuhänder. Die Vorſchrift fteht vielmehr auf einer Linie mit 
& 1318 des ſächſiſchen B.G.B.'s, wonach der Bevollmädtigte dem Dritten infomweit 
unmittelbar haftet, als er dem Vollmachtgeber gehörige, zur Befriedigung des 
Dritten geeignete Mittel in den Händen hat. Die Vorfchriften in $ 1189 des 
2.6.3.8 find auch gar nicht zu dem Zwecke beſchloſſen worden, um bie Eintragung 
der Hypothek auf den Namen des Vertreters der Gläubiger zu ermöglichen. Das 
von ift gar nicht die Rede geweſen. Zwar wird der Vertreter in dem Protokolle 
der Kommiffion mehrfah „Treuhänder“ genannt. Allein abgefehen davon, daß diefe 
Bezeihnung nicht in das Geſetz übergegangen ift, hat fie auch bei den Berathungen 
feinen bejtimmten Sinn gehabt. Im Gegentheil hat es die Mehrheit der Kom— 
miffion ausdrüdlih abgelehnt, zu der Frage nach dem Begriffe des „Treuhänders“ 
Stellung zu nehmen; es genüge, die Bejtellung eines folden zuzulaſſen. Bei ben 
Berathungen find verfchiedene Anfichten herborgetreten. Nach der einen wäre ber 
„Zreubänder" ein Vertreter des Schuldners, der aber zugleich die Intereſſen der 
Gläubiger wahrzunehmen habe; nad der andern verhielte es fich gerade umgekehrt; 
nad einer dritten follte er der Vorſtand einer Gemeinfhaft der Gläubiger fein. 
Die Kommiffion hat fi hierauf nicht eingelafien. ragt man, weshalb fie die be 
fondere Erlaubniß des $ 1189 Abſ. 1 Sat 1 überhaupt für nöthig gehalten habe, 
fo ergiebt fih aus den Protofollen fein anderer Grund, als der, daß eö bei den 
Berathungen bezweifelt worden ift, ob es nad) den allgemeinen Grundſätzen zuläffig 
fei, eine Vollmacht fo zu ertheilen, daß die Vollmachtgeber erſt fpäter durch den 
Erwerb der einzelnen Schuldverfchreibungen beftimmt würden. Gegen welchen Rechts— 
fat das verſtoßen fol, ijt freilich nicht gefagt, und der Zweifel von anderer Seite 
ald grundlos befämpft worden. Die Kommiffion aber hat zu der theoretifchen 
Frage nit Stellung genommen und anfceinend eine ausbrüdliche Entfcheidung 
des Zweifels für rathfam gehalten, 

Wie hat fih nun unter folden Umftänden die Kommiffion den Uebergang 
ber Sicherungshypothelk auf die fpäteren Erwerber der Inhaberpapiere gedaht? Ein 
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Fingerzeig hierüber liegt, wie ſchon angebeutet wurde, darin, daß fie überhaupt 
nichts vom Uebergange gefagt bat: Sie wird angenommen haben, daß gar fein 
Uebergang ftattfinde. Es verhält fih, mie bei den Inhaberpapieren felbit: Wer 
Gläubiger aus dem Inhaberpapiere ift, ift dies nicht beshalb, meil es fein Por: 
mannn geweſen wäre und ihm das Papier übertragen hätte; fonbern er ift es, 
weil er das Papier bat. Ebenfo bei der Sicherungshyyothek: Die Befiger der 
Papiere haben die Hypothek nicht deshalb, meil fie ihnen von ihren VBormännern 
übertragen worden wäre, fondern um deswillen, weil fie fi durch den Beſitz ber 
Papiere ald diejenigen ausweiſen, für melde bie Hypothek nad der Faſſung des 
Eintrags von born herein beftimmt iſt. Denn die Hypothek wird nicht für dies 
jenigen eingetragen, die den Befit der Papiere zur Zeit des Eintrags haben; fie 
baftet vielmehr den Beſitzern der Papiere ſchlechthin, ohne jede Beftimmung eines 
Beitpunftes. 

Endlih ift noch eine Vorſchrift für die Grundb.O. befchlofien morben: 
Die Eintragung einer dem Erwerber des Inhaberpapiers nadtheiligen Verfügung 
über die Hypothek fowie die Eintragung bon ihm nachtheiligen Berichtigungen, 
Miderfprühen oder Vormerfungen darf auf Bewilligung des Gläubigers bin nur 
erfolgen, wenn das Papier dem Grundbucdhamte vorgelegt wird. Diefes hat den Ein- 
trag auf dem Papiere zu vermerfen. Ganz fo ift die Vorfchrift nicht in die 
Grundb.D. gelommen: Jede Eintragung, aud eine folde, die nicht auf Bewilli— 
gung des Gläubigers beruht, fett die Vorlegung bed Briefe voraus (Grundb. O. 
5 44 Abſ. 1). Davon wird nur für den von der Kommilfion nicht ausgenommenen 
Fall eine Ausnahme gemadht, wo der Eintrag auf Bewilligung des Vertreters ber 
Gläubiger berubt ober auf einer gegen ihn erlafjenen gerichtlichen Entſcheidung 
(Grundb.D. 8 44 Abf. 2). 

Die Vorfchriften, welche die Kommiffion über Hypothelen für Inhaberpapiere 
beichlofien hat, find nachmals zum Theil auch auf Hypotheken für Drberpapiere 
übertragen worden; und zwar diejenigen, bie fi) beziehen auf die Natur der Hy—⸗ 
pothef ala Sicherungshypothek, auf den Webergang der geficherten Forderungen 
und auf den Pertreter der Gläubiger (B.G.B. 88 1187, 1189), 

Die Beihlüfje über Hypotheken für Anhaberpapiere und Orbderpapiere waren 
zunächſt nur verſuchsweiſe gefaßt worden; die Kommiffion wollte jehen, was heraus» 
fäme, ehe fie fi) darüber fhlüffig madte, ob etwas derartiges in das Geſetzbuch 
aufzunehmen ſei. Schließlich aber hat man die befchlofjenen VBorfchriften endgültig 
beibehalten. Es ijt zwar eingeiwendet worden, daß fie unflar feien, daß man na: 
mentlich nicht erfehen könne, melde Stellung der Vertreter der Gläubiger im Pro: 
zejle einnehme, wer da die Eide zu leilten babe, ob der Vertreter der Gläubiger 
in einem Prozefje zwifchen Befigern der Papiere und dem Schuldner al® Zeuge 
auftreten fönne u. f. f. Die Kommilfion bat das aber der Praris und der Wiſſen— 
ſchaft überlaffen wollen. 

Bei Berathung des Eleinen Titeld von ber Grundſchuld (SS 1135 bis 1144 
des Entw.) bat die Kommiſſion mehrere Aenderungen beſchloſſen, von denen einige 
recht wichtig find. Die mwichtigeren follen zuerit erwähnt werben. Die eine gebt 
dahin, die Begründung von Grundfchulden ohne Grundfhulbbrief zuzulafien. Zu 
diefem Zwecke iſt 8 1138 geftrihen und in $ 1136 nicht auf das Recht der Brief: 
bypotbel, fondern auf das Recht der Hypothek verwieſen worden (B.G.B. $ 1192). 
Die Grundfhuld ohne Grundfhuldbrief fei feine neue Form, Es beftehe dabei 
dasſelbe Verhältniß mie in dem Falle, wo eine Buchhypothek zur Eigenthümer: 
hypothek geworben ſei. Mithin fei fein Grund vorhanden, dem Willen der Bars 
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teien entgegen zu treten. Während bier die Kommiſſion von der Verfehrsfähigkeit 
abgeſehen bat, ift diefe für die Grundſchuld mit Grundfhuldbrief gefteigert worden: 
Es fol zuläffig fein, den Grundſchüldbrief auf den Inhaber zu ftellen (B.G.B. 
8 11%). Das Verhältnik ijt etwas ander8 als bei den Sicherungshyotheken 
für Inhaberpapiere. Die Beſitzer der Grundſchuldbriefe auf den Inhaber find nicht 
bere&tigt aus nhaberpapieren, die durch eine Grundichuld gefidhert wären; fie 
find vielmehr Grundfchuldgläubiger und fonft nichts. Diefer Unterſchied aber ift 
nicht willfürlih; er folgt mit Nothwendigfeit aus dem Weſen der Grundſchuld. 
Wenn daher 8 1192 Abf. 1 des B.G. B.'s fagt, daß auf die Grundfhuld die 
Vorſchriften über die Hypothek entfprehende Anwendung finden, fo wird das 
aud von den Vorfchriften über die Sicherungehypothek für Inhaberpapiere gelten. 
Alfo die Begründung einer folden Grundſchuld, deren Grundfchuldbrief auf den 
Inhaber lautet, wird feines dinglihen Vertrags, fondern ftatt defien nur ber eins 
feitigen Erflärung des Eigentbümerd bedürfen ($ 1188 Abf. 1); es wird ein Ver: 
tyeter ber Gläubiger mit der in $ 1189 Nbf. 1 bezeichneten Befugniß bejtellt 
werden fönnen (mad durch $ 43 Sat 2 der Grundb.D. bejtätigt wird); u. f. f. 

Die Grundfhuld ift, wenn der Grundſchuldbrief auf den Inhaber lautet, 
nicht, wie fonft, mit der feiten Hypothek zu vergleichen, fondern mit der Sicherung: 
hypothek: Die Grundichuldbriefe auf den Inhaber unterftehen den Vorſchriften 
über Schuldverfchreibungen auf den Inhaber (B.G.B. 1195 Satz 2); die Schid: 
fale der Grundſchuld entfcheiden ſich alfo außerhalb des Grundbuchs; aus dem 
Bude find fie nicht erkennbar. 

Während durh Zulafiung von Grundfchulbbriefen auf den Inhaber die Ver: 
fehröfähigfeit der Grundſchuld geiteigert worden ift, hat es die Kommilfion ans 
dererjeitö abgelehnt, die Blankozeffion der auf Namen lautenden Grundſchuldbriefe 
zuzulafien. Es beftänden dagegen diefelben Bedenken wie bei der Hypothef. Auch 
lafie fih der Zmed einer folden Einridtung gar nicht erreihen, da es bei ber 
Blankozeffion an der perfönliden Legitimation des Briefbefigers fehle. Cr fönne 
nur beweifen, daß abgetreten fei, aber nicht darthun, daß an ihn abgetreten fei. 
Eine entjprehende Anwendung des 8 1155 des B. G. B.'s fei daher nicht möglich; 
es fehle dafür am jeder Unterlage. Ohne ſolche entiprechende Anwendung aber jei 
ein verfehrsfähiger Grundfchuldbrief nicht zu beichaffen; der Befiger könne ſich nicht 
darauf verlafjen, wirklich Grundfchuldgläubiger zu fein, bleibe den Einreden des 
Eigenthümers ausgejegt, könne ſich nicht ohne weiteres in das Grundbuch eintragen 
lafjien, ja nicht einmal die Grundſchuld geltend maden (3 1160 des B. G. B.“s). 
Unter folden Umftänden habe die Blankozefjion feinen Zweck. 

Neben den beiden wichtigen Beichlüfjen über die Grundfhuld ohne Grund— 
fehulbbrief und über die Grundfhulbbriefe auf den Inhaber find noch einige Einzels 
beiten zu erwähnen. Nah $ 1137 des Entw. ift die Beſtellung einer Grunds 
fhuld unwirkſam, wenn eine Bedingung oder eine Zeitbeſchränkung beigefügt wird, 
Diefe Vorfhrift will verhüten, daß Grundſchulden enttehen, die nicht verkehrs— 
fähig find. Die Kommiffion aber hat, nachdem von ihr Grundſchulden ohne Grunde 
fehuldbriefe zugelafien worden waren, aud hier feinen Grund gefunden, dem Partei: 
willen entgegenzutreten; der $ J137 ift daher geftrihen worden. — Nah 8 1140 
des Entw. fann ein Grundfhuldgläubiger gegebenen Falls Berzugszinfen verlangen. 
Eine ausdrüdliche Vorſchrift diefes Inhalts ift nöthig. Denn der Schuldner haftet 
nur mit dem Grundftüd; es bejteht feine Pflicht für ihn, den Gläubiger außerhalb 
der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung zu bezahlen, fondern nur eine 
Befugnig zu folder Bezahlung (B.G.B. 88 1191, 1192, 1147, 1142). Bon 


718 Grüßmann, die zweite Leſung bed Entw. e. diſch. B.G. B.'s. 


Verzug im firengen Sinne des Wortes kann alfo bier nicht die Rebe fein. Die 
Kommiffion hat denn auh am Inhalte der Beftimmung nichts geändert. Sie hat 
aber erwogen, daß bei der Hppotbel, wenn der Pfandſchuldner nicht zufällig zu= 
gleih perfönliher Schuldner ift, die Sache ebenfo liegt. Es ijt daher ber Re— 
daftionsfommiffion anheim gegeben worden, die Vorſchrift unter die Beftimmungen 
über die Hypothel zu verfegen, R daß fie auf die Grundſchuld nur kraft der all 
gemeinen Berweifung in B.G.B. $ 1192 anwendbar würde. Die Redaktions⸗ 
tommiffion bat das aud —— (B. G. B. $ 1146). — 8 1143 des Entw. bes 
ftimmte den inhalt der Eigenthümergrunbf&ulb. Er verwies bierüber auf die 
Grundfäge von der Eigenthümerhypothek. Dieſe Verweifung wurde neben ber all 
gemeinen Verweiſung in $ 1136 für nöthig gehalten, „um Zweifeln vorzubeugen, 
melde aus der zwiſchen Hypothek und Grundſchuld beitehenden Verſchiedenheit ent- 
nommen werben könnten” (Motive ©. 795 Abj. 1). Was das für Zweifel hätten 
fein können, war nicht gejagt. Die Kommiffion bat foldhe nicht befürdtet, fondern 
den 8 1143 geftriden. — 8 1144 des Entw. handelte von der Verwandlung der 
Grundfhuld in eine Hypothek und umgelehrt. Ueber den hierzu gefaßten Beihluß 
der Kommiffion ift ſchon berichtet worden (oben 1896 ©. 744 Abſ. 2), 

Shlieglih ift noch zu erwähnen, daß bei den Berathungen der Kommiffion 
Meinungsverfhiedenheiten über Folgerungen aus der Natur der Grundfhuld aufs 
getaucht, jedoch nicht entfchieden worden find. Es bat ſich dabei um bie beiben 
Fragen gehandelt, ob die neu beichlofjenen Vorfhriften über den Erwerb der Hypo» 
thek durch den rüdgriffsberedhtigten perfönlihen Schuldner, der den Gläubiger be= 
friebigt, und über den Erwerb der Geſammthypothek durch den bezahlenden Eigen= 
thümer eines der Pfandgrundfiüde (oben 1896 ©. 749) bei der Grundſchuld ents 
fprechend anwendbar feien. Die Gründe für die einander entgegenjtehenden Anſichten 
find aus den Protofollen (S. 4712 fig.) nicht zu erfehen. Bei einer eingehenden 
Prüfung der Fragen würde die Vorſchrift in $ 53 Abſ. 2 des Geſetzes über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung nicht überfehen werben dürfen. 

Im BGB. folgt auf die Grundfhuld die Rentenſchuld. Die Kommiffion 
bat aber bei der Berathung erft die Reallajten erledigt, ehe fie fih zur Renten— 
fhuld wandte. In diefer Reihenfolge find die Vorfchriften auch leichter zu vers 
ftehen. Hier follen daher gleihfalls die Nenllaften vorgenommen werden (S$ 1051 
bis 1061 des Entw.). 

Nach 8 1051 des Entw. ift für die Neallaft ziveierlei weſentlich: Der jeweilige 
Eigenthümer eine® Grundſtücks ift zu wiederkehrenden Leiftungen verpflichtet, und 
das Grundftüd haftet für rüdjtändige Leiftungen mie für Hypothelenzinſen. Zur 
Erläuterung der Verpflihtung des Cigenthümerd wird in 8 1056 hinzugefügt, daß 
dieſe, ſoweit fie fih auf die während feines Eigenthums fällig werdenden Zeiftungen 
bezieht, eine perfönlihe fei, und da er durch Beendigung feines Eigenthbums davon 
nicht frei werde. An diefen grundlegenden Beitimmungen ift Wichtiges geändert 
worden. Zuerſt, die perfönliche Verpflichtung des Eigenthümers ſoll nicht mefent- 
lich fein. Als Regel zwar foll fie beibehalten werden. Sie fei zwedmäßig: Bei 
Verpflitungen zum Thun erleidtere fie die Erzwingung; fie erfpare es dem Gläu« 
biger, wegen geringfügiger Beträge die Zwangsvollſtreckung in das Grundftüd zu 
beantragen. Nothivendig aber fei fie nit, Bei dem alten Rentenfauf habe feine 
perſönliche Haftung bejtanden. Ein redhtögerichtliher Grund für deren Notbivendig- 
feit jei alfo nicht vorhanden. Auch fonft fei feiner erfihtlid. Es müfje alfo er» 
laubt fein, auf die perfönlihe Haftung des Eigenthümers zu verzichten. Wie neben 
der Hypothek die Grundſchuld ftehe, jo müfje neben die Neallaft mit perſönlicher 
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Haftung die Reallaft ohne perſönliche Haftung geftellt werden. Der erfte Abjat 
des $ 1056 ift danach geändert worden (B.G.B. $ 1108 Abf. 1). 

Weiter der Grundfah, daß das Grundftüd für rüdjtändige Leiftungen wie 
für Hypothekenzinſen hafte, iſt zwar beibehalten worden, die Kommiffion bat ihn 
aber in zwei Theile zerlegt. Zum Begriffe der Reallaſt weſentlich fol nur fein, 
daß aus dem Grundſtück wiederkehrende Leifiungen zu entrichten find (B.G. B. 
$ 1105 Abf. 1). Daß aber das Grundftüd für diefe wie für Hypothekenzinſen 
bafte, foll nur nebenher vorgefchrieben werden (B.G.B. $ 1107). — Durd die 
Vorfhrift des $ 1107 wird, morauf dem ſächſiſchen Nechte gegenüber aufmerkfam 
zu maden ift, dem Realberechtigten indbejondere die Befugniß gegeben, wegen ber 
Rückſtände die Zmangöverfteigerung oder Zwangsverwaltung des Grundftüds ebenfo 
zu beantragen, wie dies der Hypothekengläubiger tvegen der Hypothekenzinſen kann. 

Mit der Beitimmung, daß das Grundftüd für Rüdjtände wie für Hypothelen- 
zinfen haſte, ift das Recht der Hypothekenzinſen nicht vollſtändig wiedergegeben; 
über das Verhältniß des Gläubiger zu Dritten ift damit nichts gefagt. Der 
Entwurf gab aber dem Gläubiger gegen Beeinträchtigungen feines Nechts, die von 
einem Dritten ausgingen, eine Klage nad Art der Negatorienflage ($ 1055). Auf 
die Beitimmungen über den Schuß der Hypothek gegen Dritte (Entw. 88 1072 
bis 1074) wurde alfo nicht verwiefen. Die Kommiffion hat nun aber, wie oben mit: 
getheilt wurde (1896 ©. 729), dem Hypothefengläubiger eine unzmweifelhafte Pfand: 
ſchutzllage gegeben ( B. G. B. $ 1134 Abj. 1). Es hätte nahe gelegen, bei der Real; 
laft hierauf zu verweifen. Das ift aber nicht geſchehen. Im Gegentheil: & 1055 des 
Ent. ift geftrichen worden. Eine Schuges, der über die Feſtſtellungsklage hinaus» 
ginge, bedürfe der Berechtigte nicht. Denn daß ein Dritter das Recht beeinträchtige, 
fei nicht denkbar. Wenn nun aber ein Dritter das Grundftüd fo beſchädigt, daß 
die Sicherheit gefchmälert wird, die es für die Rüdjtände bietet ? 

Von allgemeiner Bedeutung war noch $ 1052 des, Entwuris, Danach 
fonnten bei einer Reallaft die Leiftungen nit in einem Unterlafjen beftehen. Die 
Motive (III S. 585) fagen, damit folle verhütet werden, daß in der Geltalt von 
Neallaften Nechte gejhaffen würden, die den Inhalt von Dienftbarleiten hätten. 
Die Kommiffion hat aber den $ 1052 geftrihen. Damit ift nicht geſagt, daß 
nun ſolche Rechte zuläſſig wären. Es liegt vielmehr einer derjenigen Beſchlüſſe 
vor, über deren Sinn die Mehrheit, die fie gefaßt hat, ſelbſt verſchiedener Anſicht 
gemwejen ift: Einige Kommiffionsmitgliever haben die Vorſchrift für felbitverftänds 
lih gehalten, weil nah B.G.B. $ 1105 eine Neallaft nur auf wiederfehrende 
Leiftungen geben fünne und die Leiftungen aus dem Grundftüde zu gewähren 
feien. Andere Kommiſſionsmitglieder dagegen haben gemeint, die Begriffebeitimmung 
des $ 1105 ftehe den Neallaften auf Unterlafjen nicht entgegen; namentlich ents 
bielten die Worte „aus dem Grundftüde” nur eine bilblihe Bezeihnung der Haf: 
tung bes Grunbftüdes, denn Geldzablungen fünne man auch nicht wörtlih „aus 
dem Örundftüde” entrichten. & 1052 ſei vielmehr deshalb zu ftreichen, weil der 
Landesgeſetzgebung, die überhaupt den Inhalt der Reallaften zu beitimmen babe 
(Einf. Gef. Art. 115, 113), au bei den Neallaften auf Unterlafjung freie Hand 
gelafjen werden müfle. 

Nah ; 1053 des Entw. fann ein Bruchtheil eines Grundftüds nicht mit 
einer Reallajt belajtet werben. Der Entwurf madıt dabei feinen Unterfchied, ob 
der Alleineigenthümer einen Antheil oder der Miteigenthümer feinen Antheil be- 
laften will: Beides foll ungültig fein. Die Kommiffion dagegen hat dem Miteigen- 
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thümer die Belaftung feines Antheils geftattet. Sie will es möglich maden, daß 
ein Erbe feine Miterben mit einer Geldrente abfinde (B.G.B. $ 1106.). 

An $ 1058 des Entw. bat zwar die Gefammtlommiffion felbft nichts ges 
ändert. Wohl aber ift von ihr die Nedaltionsfommiffion zu einigen Erläuterungen 
ermächtigt worden, und diefe find erfolgt, 8 1058 befaßt fid mit der Theilung 
eines Grundftüds, deſſen jemweiligem Cigenthümer die Keallaft zufteht (alfo nicht 
bes belafteten Grundſtücks). Da lann nun zunädjt der Eigenthümer beftimmen, 
mit welchem Theile die Neallaft verbunden werden fol, Trifft er eine folhe Be: 
ftimmung, fo fragt fi, ob diefe ald Aenderung des Rechts im Gruntbude einzus 
tragen fei. Das hat die Nedaltionsfommiffion bejaht (B.G.B. $ 1109 Abf. 2 
Sat 2; zu vgl. $ 877). Beftimmt ferner der Eigenthümer nichts, fo befteht die 
Neallaft für die einzelnen Theile fort. Das ift dahin verdeutlicht worden, daß 
im Zweifel der Verpflichtete durdy die Ausübung nicht mehr als vorher befchwert 
werden darf (B.G.B. $ 1109 Abf. 1 Sat 3). 

Shlieklih bat die Kommiffion noch eine neue Vorſchrift beſchloſſen, die aber 
nur für ſolche Neallaften gelten fol, wobei der Gläubiger nit durch das (Figen« 
thum an einem Grundftüde beftimmt wird: Es fol hierbei, wenn der Gläubiger 
unbefannt ift, das Aufgebotsverfahren in berfelben Weife zuläffig fein, wie bei 
Hypotheken (B.6.B. $ 1112). 

Anträge darauf, reihsrehtlih den zuläffigen Inhalt der Reallaflen zu bes 
ftimmen oder doch die Ablösbarfeit ſämmtlicher Neallaften auszuiprehen, find von 
der Kommiſſion abgelehnt worden. Der gegenwärtige Rechtézuſtand, die wirtbichafts 
lihen Bebürfnifie, die Natur der einzelnen Neallaften feien zu verfchieden, als daß 
eine einheitliche Regelung tbunlih wäre. Die Ablöfungsgefeggebung fei in der Bes 
ſchränkung der Reallaften vielfadh zu meit gegangen; namentlich feien gewiſſe Neal- 
laften auf Thun — es wird dabei auf die ſächſiſchen Verbälinifje hingewiefen ?) —, 
weiter aber auch Reallaften auf Lieferung nicht nur von Geld und Getreide, fon» 
bern aud von Torf, Thon, Holz für mandperlei moderne Verhältniſſe zweckmäßig. 
Andrerfeits gehe ed nicht an, foldye Reallaften audy denjenigen Rechtsgebieten wieder 
aufzubrängen, wo man jet ohne fie ausfomme. 

Ueber die Nentenihuld (B.G.B. 88 1199 bis 1203) war im Entwurfe 
nichts gefagt. Weber die Gründe ihrer Einführung ift früher beridhtet worden 
(1896 ©. 724 Abſ. 4, ©. 726 Abf. 4). Hinzuzufügen wäre, daß in der Literatur 
die Neallaft namentlih um deswillen nicht als ausreichend bezeichnet worden ift, 
weil das Bebürfnig auch Rentenbriefe nad Art der Grundſchuldbriefe erfordere. So 
iſt denn die Rentenſchuld als Grundſchuld geftaltet worden (B.G.B. $ 1199 Abf. 1, 
$ 1200 Abf. 1). 

Ueber den Begriff der Rentenfhuld wurde früher bemerkt, daß ſich diefe von 
einer Reallaft, die auf Geld gerichtet und bei der auf die perjönlihe Haftung bes 
Eigenthümers verzichtet worden fei, nur ſchwer unterſcheiden lafje (1896 ©. 726 ne.). 
In der That ift das Mefentlihe ſowohl bei einer folhen Reallaſt ald auch bei 
der Rentenſchuld, daß wiederkehrende Leiftungen aus dem Grundftüde zu entrichten 
find? B.G.B. $ 1105 Abf. 1, $ 1199 Abf. 1). Daß bei der Nentenfhuld die 
Leiftungen regelmäßig wwieberfehren müfjen, begründet feine Unterfheidung. Denn 
das iſt bei der Neallaft zwar nicht nöthig, aber zuläffig, ja auch bei ihr der regel» 
mäßige Fall. 


2) Dian denle an die Berpflihiung von Grundftüdsnahbarn einer Eifenbahn zur 
Reinigung und Inftandhaltung der am Gienbeinbanm binlaufenden Gräben, 
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Nun heißt es aber bei der Reallaft: „Ein Grundftüd kann in der Weiſe bes 
laftet werben, daß 2c.”, während bei der Rentenſchuld gejagt wird: „Eine Grund- 
ſchuld kann in der Weife beftellt werden, da“. Was bedeutet dieje Verſchieden— 
beit? Sie bebeutet, daß bei der Nentenfchuld neben den wiederkehrenden Leiſtungen 


—5— geſchuldet wird, und daß dieſes unter Umſtänden wie eine Grunds 
ſchuld beigetrieben werben kann. 
Bei den Neallaften kann e8 auch vorlommen, daß der Gläubiger nit nur 


wegen ber einzelnen Rüdjtände, fondern wegen der Lajt im Ganzen zu befriedigen 
ift. Es kann aber nie vorfommen, daß er diefe Befriedigung aus dem Grundftüde 
beitreibt. Die Befriedigung wegen der Laft im Ganzen erfolgt vielmehr nur, wenn 
ein anderer Gläubiger das Grundſtück zwangsweiſe verjteigern läßt und die Neal: 
laft hierbei zu den dem betreibenden Gläubiger nachſtehenden, aljo durch Baarzahr 
lung zu tilgenden Forderungen gehört; dann ift ihr Werth abzufhäten, und zwar 
bei ablösbaren Rechten auf den Betrag der Ablöfungsfumme, und diefer Betrag 
ift dem Gläubiger aus dem Verfteigerungserlös zu bezahlen. Er wird aber nicht, 
wie das für die Nentenfhuld vorgefchrieben ift, nah Art einer Grundſchuld bezahlt; 
der Gläubiger befommt vielmehr nur Renten (Geſetz über die Zmwangsverfteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. Mär; 1897 8 92,8 121). Nun fann zwar 
ganz dasjelbe Verfahren bei der Nentenjchuld au vorfommen; dann nämlich, wenn 
ein dem Nentengläubiger nachſtehender Gläubiger das Grundftüd verjteigern läßt, 
ohne daß die Ablöfungsfumme fällig wäre. Wenn aber die Ablöfungsfumme fällig 
ift, dann kann fie wie eine Grundfhuld aus dem Grundftüde beigetrieben werben; 
erftend aljo fann dann der Nentengläubiger die Zwangsvollſtreckung in das Grund» 
ftüd wegen der Ablöfungsfumme felbit betreiben, und zweitens ift ihm diefe dann 
ald Kapital zu gewähren, nit in Nenten. Hierin liegt der einzige weſentliche 
Unterſchied zwiſchen Neallaft und Rentenfhuld. Die Vorſchriſt in B.G.B. $ 1199 
Abi. 2 gehört alfo zur Begriffsbeftimmung der Nentenfhuld, obwohl das in der 
Yafjung des Geſetzbuchs nicht hervortritt. Darnach fcheint es vielmehr, ald ob es 
fih nur um ein weſentliches Erforderniß der Beitellung handle Es wird nämlich, 
nachdem die Begriffsbeitimmung anfcheinend im Abf. 1 erledigt iſt, fo fortgefahren: 
Bei der Beitellung der Rentenfhuld muß der Betrag bejtimmt werden, durch deſſen 
Zahlung die Rentenfhuld abgelöft werden fann. Die Ablöfungsfumme muß im 
Grundbud angegeben werben. 

Der weſentliche Unterfhieb der Nentenfhuld von der Reallaft tritt alfo ber: 
vor, wenn die Ablöfungsfumme oder das Grundfchuldfapital (8 1200 Abf. 1) fällig 
if. Wann wird nun die Ablöfungsfumme fälig? Nur felten. Der Gläubiger 
fann in der Regel die Fälligkeit nicht herbeiführen, ja es fann ihm das Recht 
bierzu nicht einmal eingeräumt werden. Cine Ausnahme tritt nur ein, wenn durch 
eine Verſchlechterung des Grundftüds die Sicherheit der Rentenſchuld gefährdet ift 
und der Grundftüdseigenthümer die ihm vom Gläubiger zur Bejeitigung der Gefähr: 
dung beftimmte Frift hat verftreichen lafjen (S 1201 Abf. 2 Sat 2, 8 1133 Sat 2). 
Der Schuldner dagegen fann die Fälligkeit fraft Gefeges immer berbeiführen; nur 
ift er an eine ſechsmonatige Kündigungsfrift gebunden, deren Abfürzung aber un: 
beſchränkt zuläffig if. Andrerfeits fann die Ausübung feines Kündigungsrechts 
zwar auch befchränft werben, aber nur auf die Dauer von dreißig Jahren. 

Bisher iſt hauptſächlich von dem Unterſchiede zwiſchen Rentenſchuld und 
Reallaſt geſprochen worden. Nun fragt ſich's weiter, wie verhält ſich die Renten— 
ſchuld zur Grundſchuld? Zunächſt zwiſchen den Renten und den Grundſchuldzinſen 
beſteht durchaus fein Unterſchied. Sodann zwiſchen der Ablöfungsjumme und dem 
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Grundſchuldkapital befteht nur der Unterfchied, daß die Fälligkeit der Ablöfungs- 
fumme durch gefegliche Vorfchriften geregelt if. Man kann aljo ungefähr fagen, 
die Rentenſchuld ijt eine verzinsliche Grundfhuld, deren Fälligkeit durch geſetzliche 
Vorfchriften geregelt tjt?.) 

Da entfteht nun freilih die Frage: Welche verzinslichen Grundſchulden find 
der Gegenjtand dieſer gefeglihen Vorſchriften über die Fälligkeit? Darauf giebt 
es, foviel ich jebe, feine andre Antwort als die: Das hängt ganz vom Willen der 
Parteien ab: Bezeihnen diefe die Grundſchuldzinſen als Renten, das Grund» 
ihuldfapital als Ablöfungsfumme, die ganze Schuld als Rentenſchuld, fo treten die 
geſetzlichen Vorſchriften über die Beſchränkung der Fälligkeit ein, die zum Theil 
zwingend find, Diefem Zwange können ſich aber die Parteien jehr leicht entziehen. 
Wenn fie von Grundſchuld, Grundſchuldkapital und Grundſchuldzinſen ſprechen, fo 
fönnen fie über die Fälligkeit vereinbaren, was fie wollen. Ja fie können auch die 
Nentenihuld ohne Zuftimmung dritter Perfonen jeder Zeit in eine gewöhnliche 
Grundſchuld verwandeln — mas aber einentlih nur eine Aenderung der Bezeich— 
nung ift —, und dann wiederum über die Fälligkeit jede beliebige Vereinbarung 
treffen (B.©.B. $ 1205). Eine ſehr ausgeprägte Individualität bat daher die 
Nentenfhuld nit. Die Beitimmungen hierüber enthalten denn auch, abgeſehen von der 
Regelung der Fälligkeit (55 1201, 1202), einer Regelung, die doch einen Gegen» 
ftand vorausfegt, weiter nichts als Verweifungen auf die Grundfhuld (SS 1199, 
1200) und die Zulafjung der Verwandlung in eine Grundſchuld ($ 1203) Auch 
die Vorfchrift in $ 1199 Abf. 2 ift bei Hinzunahme von $ 1200 Abf. 1 weiter 
nihts als eine Verweifung auf die Grundfhuld. Trogdem hat die Rentenſchuld 
eine twirtbichaftlihe Bedeutung: Der Eigenthbümer fann ſich durch die Wahl be- 
ftimmter Ausdrüde Beltimmungen über die Fälligkeit der Grundſchuld fichern, die 
für ihn fehr günftig find und ohne fein Einverftändniß nicht geändert werben 
fönnen — wenn der Gläubiger bei Begründung der Grundſchuld darauf eingeht. 

Die Kommiffion ift übrigens feineswegs überzeugt geweſen, daß die Renten- 
ſchuld eine nüglihe Einrihtung fei. Sie hat vielmehr angenommen, der Erfolg 
diefer Neufhöpfung fei unſicher; man wolle aber auf die Wünfche der Landwirthe 
eingehen und eine ehrlihe Probe machen (S. 4857). 

Fortſetzung folgt.) 


») Ganz genau ift da3 freilich nit. Es bleibt immerhin dabei, daß es fidh bei der 
Rentenſchuld niht um Kapitalzahlung, jondern um Ablöfung handelt. Das bat 3. B. die 
Folge, daß $ 111 Sak 1 des Zwangsvollftredungsgefeges vom 24. März 1897 auf die Ab- 
löfungsfumme nicht anzumenden ift. 





Grundbud, guter Glaube, Altgemeindeberechtigung. 7123 


Gntſcheidungen. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts und Sächſiſcher Gerichte. 


Wird vom Käufer eines Grundftüds, das grundbücherlich als altgemeinde— 

bereditigt verlautbart ift, kraft des Grundjages der Deffentlichkeit des 

Grundbuch die Altgemeindeberehtigung auch im Falle ihrer irrthüm— 
lihen Berlautbarung mit erworben? (S 278 Sat 2 des B.G. B.'s.) 


2.6. Leipzig, Urtheil der 6. Civ.f. v. 9. Oltober 1897. Dg. VI 288/96. 


Im Grundbude für Tannewitz findet fih auf Fol. 3 „Gemeindeland“ ein- 
getragen mit folgendem Befiger-Eintrag in Rubrik II: 

Eigenthümer diefer Grundftücde find die Befiter der Güter Nr. 1, 11, 12, 
14, 15, 16, 17 diejes Grund: und Hypotheken-Buchs Acta rep. VII loc. 4 
Nr. 1 BL. 19b. Aus dem Entwurfe übergetragen am 21. Juli 1847, 

Der Stläger kaufte am 6. Yuli 1891 das Grundftüd Fol. 1 des Grund- 
bus für Tannewig (Haus mit Wiefe) und it jeit 17. Juli 1891 als deſſen 
Eigenthüümer eingetragen. Er erwarb es, wie es im Kaufe heißt, „mit allen 
Nußungen und Rechten“. Weder er noch jeine Vorbeſitzer haben Antheil an der 
Nugung des „Gemeindelandes” gehabt. Vielmehr ift dieſes von den Eigen: 
thümern der Grundftüde Fol. 11, 12, 14 bis 17 gemeinfam mit dem Eigen— 
thümer des Rittergute® Tannewig (Nr. 1 des Brand-Satafters) je zu einem be— 
ſtimmten Theile benußt worden, 

Auf Grund diefer im Cinverftändniffe der Parteien beruhenden Thatfade 
beantragte der Kläger unter Hinweis auf den Budftand und auf die bei der 
Anlegung des Grund: und Hypothekenbuchs ergangenen Aufforderungen und den 
öffentlihen Aufruf (SS 231, 234 des Geſetzes vom 6. November 1843), die 
Beklagte zu verurtheilen, ihm von dem auf Fol. 3 eingetragenen „Semeindelande‘ 
den nad dem Nußungswertbe zu bemefjenden fiebenten Theil zur Benußung zu 
überlaffen. 

Die Beklagte hielt unter Widerjprud des Klägers ein: 

Auf Fol. 3 des Grundbuchs jei das Grundftüd Fol. 1 irrthümlich unter 
den altgemeindeberedtigten aufgeführt. Es ſei mit Nr. 1 des Brand-Kataſters, 
alfo mit dem Rittergute Tannewig vberwecdjelt worden, Won jeher jeien alt- 
gemeindeberedhtigt gewejen nur die jehs Grundftüde Fol. 11, 12, 14, 15, 16, 
17 des Grundbuchs, gleich Nr. 12 bis 17 des Brand-flatafters, und dazu das 
Rittergut Tannewig, deffen Berechtigung nicht auffallen könne, da es früher ein 
bloſes Vorwerk gewejen und erſt jpäter Freigut geworden jei. Das Grundftüc 

) Es mag darauf hingewiefen werden, daß die gejehlichen Vorfchriften über die Alt 
gemeinden nad Art, 164 des Einf.G. zum BG.B. aud in Zukunft in Kraft bleiben. 
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Fol. 1 dagegen fei dem Rittergut zins- und frohndepflidtig gewejen und ebenjos 
wenig wie die übrigen ſechs, mit ihm auf früherem Nittergutsbcden errichteten 
Fröhnerhäufer altgemeindeberedtigt. Dem Kläger habe denn aud) bei Erwerb des 
Grundftüds der gute Glaube in diefer Beziehung gemangelt. 

Die erfte Inftanz erhob den für die leßtere Angabe angebotenen Zeugen» 
beweis, eradhtete den Beweis nicht für geführt und entiprad im Urtheil vom 
21. Zuli 1896 dem Klagantrage. Sie hielt die Paffivlegitimation der Beklagten 
für gegeben, neigte der Annahme zu, daß das Grundftüd Fol. 1 irrthümlich im 
Grundbuche als altgemeindeberechtigt bezeichnet jei, und verwarf den Einwand, als 
ob die nachträgliche Rüge der Unrichtigfeit durch LUnterbleiben des Widerſpruchs 
dem Folien-Entwurfe gegenüber ausgeihlofien wäre; fie erfannte aber in analoger 
Anwendung von $ 278,, de8 B. G. B.'s dem Kläger den Schuß des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs zu. 

Das Berufungsgericht hat die erftinftanzlihe Entiheidung aufgehoben und 
die Klage abgewielen. In den Gründen wird zunächſt aus den in der Verhand— 
lung berbeigezogenen Alten als erwiejen angenommen, daß das Grundftüd des 
Klägers im Grundbude zu Unrecht unter den altgemeindeberehtigten Gütern 
aufgeführt ift, und ſodann bemerft: 

Durch den Eintrag im Grundbude wurde für das Grundftüd des Klägers 
‚eine bis dahin nicht vorhandene Altgemeinde-Mitgliedihaft nit erzeugt; der Ein- 
trag hatte feine rechtsbegründende Bedeutung. Auch dadurd), daß auf die vorge: 
ſchriebenen Aufforderungen fein Widerſpruch gegen den Inhalt des Grundbuchblattes 
erhoben wurde, ward die Geltendmadhung der Unrichtigfeit nit ausgeſchloſſen. 
Denn, wie bereit® das Amtsgericht andeutet, richtet ſich die Öffentliche Aufforderung 
mit der Androhung des Rechtsverluſts nur an die dinglid am Grundftüd Be— 
rechtigten dergeftalt, daß fie mangels Eintrags mit fpäteren Rechtsbehauptungen 
gegenüber dritten Befigern und anderen Realberedtigten, welde als jolde in das 
Grund» und Hypothefenbud eingetragen wären, nicht gehört werden follen. Um 
Uebergehung eines eintragsbedürftigen dinglichen Rechts aber handelt es ſich bier 
nicht, fondern um unrihtige Aufzählung der Altgemeinde-Mitglieder. 

Gejeg, die Grund» und Hypothefenbüder und das Hypothekenweſen betr. 

v. 6. November 1843 $5 230, 231, 234; Heynes Kommentar dazu 
Bd. 11 ©. 226 flg.; Siebenhaar, Lehrbud des S. Pr. R. ©. 329; 
. Grüßmann, Lehrbuch J S. 149. 

Zu fragen ift mithin nur nod, ob der Kläger etwa gleihwie ein Miteigen- 
thümer rückſichtlich des gemeinſamen Eintrags auf Fol. 3 den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs für fi in Anfprud nehmen fünne (B.G.B. $ 278 Sa 2). 
Dies hat im Gegenfah zur Rehtsanfiht der vorigen Inftanz das Berufungs- 
gericht zu verneinen. 

Entſcheidend iſt die Vorfrage, wer als Eigenthümer der Altgemeindegrund- 
ſtücke zu gelten habe? Sind es die einzelnen nach den Folien ihrer Grundſtücke 


Grundbuch, guter Glaube, Altgemeinbeberechtigung, 125 


berlautbarten Befiger als Miteigenthümer, jo vollzieht ſich mit jedem Beſitzwechſel 
am Hauptgut ohne bejonderen Eintrag (ftillihweigend) ein Beſitzwechſel auf dem 
gemeinfamen Folium. Iſt dagegen die Altgemeinde jelbft als Eigenthümerin des 
Altgemeindelandes zu betrachten, jo bleibt für einen Beſitzwechſel und für Ans 
wendung des $ 278 des B. G. B.'s nur dann Raum, wenn die Altgemeinde Par- 
zellen an Dritte veräußert, und die Dritten als Eigenthümer eingetragen werden, 

Die redtlihe Natur der Altgemeinden hat in der Wiſſenſchaft und Recht— 
ſprechung eine verſchiedene Beurtheilung erfahren, fie find bald als Gemeinſchaften 
bon Miteigenthümern, bald als felbftändige Rechtsſubjekte betradtet worden. Wäh— 
rend früher der erfteren Auffaffung der Vorzug gegeben wurde, 

(Schmidt, Borlefungen I S. 75; Siegmann, Hypothefenordnung 1872 
©. 58 flg.; Siebenhaar, Lehrbuch S. 64 Anm. 1; Grügmann, 
Lehrbuch I S. 377, 381), 

wird neuerdings in der Literatur und namentlich in der Rechtſprechung des K. Ober- 
landesgerichts beftändig die Anfiht vertreten, daß im Zweifel die Altgemeinden 
mit jelbftändiger Vermögensfähigfeit ausgeftattete Perjonenvereine und als foldhe 
die Eigenthümer des gemeinfamen Vermögens jeien. 

(Schurig, 8. S. Subhaftationgordnung ©. 38, 39; Müller, Sächſ. 
Privatredt I S. 78; Wenglers Ardiv 1889 ©. 229 flg.; Annalen 
des O.L. G.'s Bd. 10 ©. 455, Bd. 12 ©. 350, 353, 435, Bd. 16 
©. 327, Bd. 18 ©. 352 fig.) 

Diefer Anſicht ſchließt fi) das Berufungsgericht, befonders im Hinblid auf 
die geſchichtliche Bedeutung der Altgemeinden an für die Fälle, wo — wie hier — 
nichts gegen die Annahme jelbjtändiger Rechtsperſönlichkeit beigebraddt werden kann. 

Das Altgemeindeland weift auf die ältefte genoſſenſchaftliche Anfiedelung, die 
Marfgemeinde, zurüd und bildet einen Reſt der alten gemeinen Darf. Während 
Stüce der Feldmark in das Sondereigenthum der einzelnen Marfgenoffen fielen, 
blieben andere Stüde al8 Eigentum der Geſammtheit ungetheilt erhalten. Diefe 
Gejammtheit als Realgemeinde vereinigte in ſich die Rolle einer wirthſchaftlichen 
Genoſſenſchaft (rücfihtlih des Allmendgutes) mit der Rolle des örtlichen Gemein— 
weiend, Sie war Korporation zugleid des Öffentlihen und Privat: 
rechts. Dies ift feitzubalten. Es folgt daraus, daß nad) Abfterben der öffent- 
lich⸗rechtlichen Seite und nad Auftreten der neuen (politiiden) Gemeinden. die 
Altgemeinden als privatrechtliche Korporationen fortzuleben und nad) wie vor als 
rechtsfähige (Wirthſchafts-) Genoſſenſchaften innerhalb der yolitiiden Gemeinden 
fortzubeftehen vermodhten, war dod ihr Beſtand auf privatrechtlichem u. in 
feiner Weiſe berührt worden. 

(vd. Gerber, Syftem des D. Pr. R. 17. Aufl. 1895 ©. 79 flg.; Stobbe, 
Handbuch des deutihen Pr.R. 3. Aufl. 1893 I S. 502 flg.; Gierke, 
Deutſches Privatreht 1895 I ©. 576 fig.) 

In den Motiven zur Landgemeindeordnung vom 7, November 1838, worin 
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das Gemeindevermögen vom Vermögen der Altgemeinden geidieden wird ($ 55), 
und vorher in den Motiven zu dem Gejege über Ablöfungen und Gemeinbeite: 
theilungen vom 17. März 1832 wurde der Altgemeinden als privatredtlider 
Genoſſenſchaften gedacht. 

(Zandtagsaften v. J. 1830 Bd. 3 ©. 1160 und v. J. 1836 Abth.J 

Bd. 2 S. 345, 374). 

Auch bei Anlegung der Grund- und Hypothekenbücher erfuhren ſie eine 
Sonderbehandlung, die deutlich erlennen läßt, daß nicht die einzelnen Altgemeinde— 
berechtigten als Miteigenthümer, ſondern die Altgemeinde als Eigenthümerin des 
Altgemeindelands angeſehen wurde. Es waren nämlich nicht die einzelnen Be— 
rechtigten mit Namen aufzuführen, wie es bei Miteigenthum hätte geſchehen müſſen 
(8 171 des Gef. v. 6. November 1843, 8 59 der Ausf.V. v. 15. Februar 1844), 
vielmehr nad) dem amtlihen Schema (G. u. V.Bl. 1844 ©. 87, 88) die Be: 
jier der altgemeindeberedhtigten Grundjtüde den Foliennummern nad) anzugeben. 
Diefe Eintragsform, der übrigens der vorliegende Befiger-Eintrag auf Fol. 3 
genau angepakt ift, will nidytS anderes bejagen, als daß die Altgemeinde, be 
ftehend aus den Befigern der aufgeführten Grundftüde, Eigenthümerin jei (Bd. 10 
S. 455, Bd. 16 S. 330 der ange. Annalen). 

Wenn ſodann im Geſetz, die juriftiihen Perjonen betr. v. 15. Juni 1868 
($ 2) die Beſchlußfaſſung der Altgemeinden geregelt wurde, jo fteht dies der hier 
vertretenen Auffafjung ihres Weſens jedenfalls nicht entgegen. 

Das Rehtsverhältnig der Altgemeindemitglieder ift den Antheilsberechtigungen 
zu vergleichen, die bei Grundſtückszuſammenlegungen hinſichtlich des den betheiligten 
Grundſtücksbeſitzern an Wirthihaftswegen und Abzugsgräben zugewieſenen gemein: 
ihaftlihen Eigentums ftattfinden. Der grundbüderlide Eintrag entipriht voll: 
ftändig (Verordnung v. 29, April 1861, ©. u. V. Bl. 1861 S. 71, 72; Gerichts— 
ordnung $ 113). Hier wie dort ift nit Miteigentum der Genofjen, jondern 
Alleineigenthum der Genoſſenſchaft anzunehmen. 

(Schurig a. a. 0. ©. 38, 39, Nahtrag ©. 54; Müller a. a. ©. | 

©. 78, ange. Annalen Bd. 10 ©. 358, Bd. 12 ©, 420, Bd. 16, 
S. 324.) 

So hat aud) bei Erlaß des Gejehes, die gemeinfamen Angelegenheiten der 
Zufammenlegungsgenoffenihaften betr. v. 29, April 1890, nicht die Abſicht obge— 
waltet, dieſen Genoffenihaften bis zur Erlangung der dort geordneten Vertretung 
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(andtagsakten 1889/90 Berichte x. der I. — Br. 2 Nr. 126.) 
Iſt nad) alledem das Eigenthum am Altgemeindelande der Altgemeinde als 
rechtsfähigem Perfonenvereine zuzuſchreiben und fie allein als Eigenthümerin im 
Grundbuche einzutragen, jo macht — im Gegenjaß zu dem beim Miteigenthum 
Geltendem — die Nennung der Altgemeinde-Mitglieder nit den Eigenthums-Ein— 
trag aus, Für fie bleiben nur Nutzungsrechte übrig, die mit ihrem mannigfaltigen 


* 
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Inhalte und ihrer veridiedenartigen Bemefjung dem Grundjage der Deffentlicfeit 
des Grundbuhs nicht unterftchen. Das Grundbud vertritt nur, folange und 
foweit die altgemeindeberedtigten Grundftücde im Befiger-Eintrage mit aufgeführt 
werden, die Stelle von Aften oder Negiftern, wo über den Mitgliederbeftand der 
Altgemeinde zunächſt Erfundigung eingezogen werden fann. 

(Bd. 10 S. 457, 458, Bd. 12 ©. 435 der angez. Annalen.) 

Käme der Grundjaß der Deffentlichfeit im vorliegenden Falle zur Anwen— 
dung, jo würde der Altgemeinde ein Mitglied gegeben, das die herkömmliche Voraus: 
jeßung der Mitgliedſchaft, Anfähfigkeit mit einem zum Aftgemeindeverbande gehö- 
rigen Grundftücd, nit erfüllte: Ebenfowenig wie das einzelne Mitglied ohne 
Genehmigung der übrigen die Altgemeindeberehtigung einem folden Dritten über— 
tragen darf (Bd. 18 ©. 353 der Annalen), fann dies mit Hülfe des Grund- 
buchs bewerfftelligt werden. 

Der Kläger ift jonad mit feiner Klage abzumweijen, wobei auf das, was 
der erfte Richter über die Palfivlegitimation der Bellagten im Anſchluß an die 
Entjheidung in Wenglers Ardiv 1889 S. 229 flg. zutreffend ausführt, zu 
verweilen ift. 


Negatorienkinge im Falle der Beihädigung eines Hauſes durch den Motor- 
wagen einer eleftriichen Straßenbahn ($ 321 des B.6.8.3.). 


Urtheil des D.L. G.'s Dresden vom 25. Dftober 1897. O. II. 98/97. 


Im Dezember 1896 ift ein Motorwagen der Beflagten im Betriebe ent- 
gleift und an ein der Klägerin gehöriges Haus angefahren. Um die dadurd) ver: 
urſachten Beihädigungen zu befeitigen, hat die Klägerin 315 .# 25 4 aufwen— 
den müfjen. Sie fordert diefen Betrag nebft jährlid 5°/, Zinſen ‚jeit der am 
2. April 1897 erfolgten Klagzuftellung von der Beklagten und ſtützt ihren Ans 
ſpruch ausjhlieglih auf $ 321 des B. G. B.'s. Sie hat ausdrücklich erflärt, daß 
fie ein Verſchulden der Beklagten nicht behaupten könne, 

Die erſte Inftanz hat die Beklagte antragsgemäß verurtbeilt. 

Die dagegen eingewendete Berufung wurde zurücgemwiejen aus folgenden 
Gründen: 

Indem der fraglihe Motorwagen an das Haus der Klägerin anfuhr und 
es beidhädigte, fand thatfählidy eine mit der ausſchließlichen Herridaft der Klä— 
gerin unverträglide nadtheilige Einwirkung auf deren Eigentgum ftatt. Dazu war 
die Beklagte nicht befugt, da der Betrieb eines erlaubten Gewerbes nod nicht zu 
Mebergriffen auf das nachbarliche Grundeigenthum beredjtigt. Allerdings enthält 
nicht jede Verlegung der im Eigenthum liegenden Vermögensrechte eine Beſchrän— 
fung des Eigentums im Sinne von $ 321 des B. G. B.'s. Kine jolde wird 
der Regel nad) in einer vereinzelt daftehenden und vorübergehenden Beſchädigung 
des betreffenden Gegenstandes nicht zu finden fein, wohl aber liegt eine Beſchrän— 
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fung des Eigentums vor, wenn der fremde Eingriff ein dauernder ift, oder 
wenn er unter Umftänden erfolgt, die eine Wiederholung befürdten laſſen (An- 
nalen des vorm. 8. O. A.G.'s, N. F., Bd. 6 ©. 246, Bd. 7 ©. 110, Bd. 10 

229). Denn in einem folden Falle wird durch die verlegende Handlung der 
Inhalt des Eigenthums jelbft in feinem Werthe ganz oder theilweile in Frage 
geſtellt. 

Die Gefahr anderweiter Entgleiſungen und damit verbundener erneuter Ein— 
‘griffe in das Eigenthum der Klägerin ift ohne Weiteres als vorhanden anzufehen 
und das Eigenthum würde in feinem Werthe gemindert werden, wenn die Klägerin 
fid) derartige Beihädigungen gefallen laffen müßte, 

Dies hat nicht zu geichehen. Vielmehr kann bei einer ſolchen thatſächlichen 
Beihränfung des Eigenthums der Eigenthümer nad) $ 321 des B. G. B.'s flay- 
bar werden. Die Klage aus diefem Paragraphen, die Negatorienflage, ift, wie 
ſchon der Wortlaut Mar erfennen läßt, nit bloß dann gegeben, wenn ein Anderer 
ein „Recht an der Sache“ ſich anmaßt, jondern überall da, wo der Beflagte eine 
Handlung vornimmt, welde ſich als Eingriff in das Eigenthumsrecht des Klä— 
gers darftellt (Zeitſchrift für Nechtspflege und Verwaltung, N. F., Bd. 31 ©. 356; 
Annalen des vorm, 8. O. A.G.'s Bd. 4 ©. 114; Wengler’s Archiv, Jahrg. 
1887 ©. 815; Motive zu $ 321 in Siebenhaar’8 Kommentar Bd. 1 ©. 320, 
2. Aufl). 

Nach Sächſiſchem Rechte kann aber nad) der ausdrüdlihen Beſtimmung in 
$ 321 de8 B.G. B.'s mit dev Negatorienklage vom Eigenthümer aud Erfah des 
ihm zugefügten Schadens gefordert werden und zwar, wie bereit in verſchiedenen 
zum Abdrude gelangten Entſcheidungen — vergl. Annalen des Oberlandesgerihts 
Br. 5 S. 176, Br. 13 ©. 277, Bd. 14 S. 152 — näher begründet worden 
ift, gleichviel, ob’ den Urheber eine Verſchuldung trifft oder _nidt, 

Daf die Beklagte die Entgleifung bez. den Eingriff in das Eigenthum der 
Klägerin beabfihtigt Haben müßte, wenn die Yeßtere zur Negatorienflage be 
rechtigt fein jolle, wird von der Bellagten mit Unrecht behauptet. Es genügt, daf 
der Eingriff auf eine im Gewerbebetriebe der Beflagten vorgefommene Betriebe: 
handlung zurüczuführen ift ey für 9. R. u. Pr., Yahrg. 1894 ©. 
310; 1896 ©. 307; Annalen des O.L. G.'s Bd. 14 S. 152; vergl. auch no 
Seuffert’ 8 chiv Bd. 13 Nr. 235, Bd. 14 N. 208 und Sntgedungen des 
R.G.'s in Eivilfahen Bd. 17 ©. 103.). ! — 


Honorarforderung des Arztes, der ohne Zuſtimmung des Patienten eine 
lebensgefährliche Operation vornimmt, Widerrechtlichkeit ſeiner Handlungs 
weiſe, Genehmigung durch den Patienten? (SS 1229, 1230, 1339 flg. 
1483 flg. de$ 8.6.8.8). 
Urtheil des D.2.G.'3 Dresden vom 7. Dftober 1897. O. I. 65/97. 


Der Kläger hat an der Bellagten am 18. Juni und 4. Yuli 1895 zwei 
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Operationen ausgeführt. Er fordert dafür 1540 4. Durch Urtheil erfter 
Inftanz ift die Beklagte zur Zahlung von 533 4 verurtheilt, im übrigen aber 
der Kläger abgewiefen worden. 

Die Beklagte hat Berufung eingewendet mit dem Antrag, die Klage abzu« 
weifen. Der Kläger hat ſich der Berufung angefhloffen und beantragt, die Be— 
flagte zur Bezahlung von weiteren 156 .# zu verurtheilen. 

Der nähere Sadjitand ergibt ſich aus den nadhjftehenden Gründen des Be: 
rufungsurtheil®, durch das die Verurtheilung der Beklagten auf Zahlung von 
93 4 beſchränkt, im übrigen dagegen die Klage abgewiejen wurde. 

Die Beklagte nahm vor Pfingften 1895 die ärztlihe Hilfe des Klägers zu- 
nächſt wegen eines Magenübels in Anfprud. Bei einem weiteren Beſuche erklärte 
er ihr nad einer Unterfuhung, e8 made fi eine kleine Operation im Unterleibe 
nöthig. Wegen diefer Operation verhandelte in BVertretung der Beklagten ber 
Kaufmann 2. mit dem Kläger. Diejer jagte dem Kläger, er dürfe nur eine ganz 
fleine Operation vornehmen und der Kläger verficherte ihm darauf, daß es ſich 
nur um eine fleine Operation handle, die nicht lebensgefährli ſei und nur 
wenige Tage beanfprude. Dies hat 2. der Bellagten mitgetheilt. Zur Aus: 
führung der Operation begab fi die Bellagte am 17. Juni 1895 in die Privat: 
flinit des Klägers. Dort hat diefer am 18. Juni 1895 an der Bellagten, nad)- 
dem er fie in Narkoſe verjeßt gehabt, ohne einen Auftrag dazu zu haben, die 
ſchwierige und lebensgefährliche Dperation des Baudihnittes vorgenommen und 
die Eierftöcde fowie die Eileiter entfernt. Die Beklagte ift nunmehr dauernd 
zeugungsunfähig. Sie ift darauf in der Privatflinif des Klägers zunächſt bis 
zum 4. Yuli 1895 verpflegt worden. An dieſem Tage aber hat er an ihr die 
von Anfang an beabfihtigt gewejene kleinere Operation (Ausihabung der Gebär- 
mutter zur Befeitigung einer Scyleimhautwuderung in diefem Organe) mit ihrer 
Zuftimmung vorgenommen. Am 6. Juli 1895 hat die Beklagte die Privatklinik 
des Klägers verlaffen. 

Der Kläger, der wegen beider Operationen und der borangegangenen Kon— 
fultationen einen Arztlohn von 1540 .# eingeflagt bat, entſchuldigt fein Vorgehen 
bei der erften Operation damit, er habe erſt am 18. Juni, nachdem die Beklagte 
bereit8 in Narkoſe verjegt gewejen jei, durch eine nochmalige Unterfuhung ge 
funden, daß fi in der Bedenhöhle beiderjeitig Tubengewächſe entwickelt gehab 
mit umfänglichen Verwachſungen und cyftomatöfer Entartung der Eierftöde, Diejer 
Krankheitszuftand führe erfahrungsgemäß im kurzer Zeit zum völligen Siehthum und 
zum Tode, habe aud) von jelbjt jhon die Zeugungsunfähigfeit der Beklagten zur 
Folge gehabt nıd er habe, vor die Frage geftellt, ob er die Operation der Tuben» 
gewädje unterlaffen und vorerft die Genehmigung der Beklagten dazu einholen, 
oder, unter Benutzung ihres Entſchluſſes ſich operiren zu laffen, die ſchwierige 
und lebensgefährlihe Operation der Tubengewächſe vornehmen jollte, für das 
letere ſich entſchieden. Die Beklagte beftreitet dem Kläger das Recht zur Bor- 
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nahme der erften Operation und zur Geltendmachung eines Honoraranfprudes 
dafür und erhebt ihrerfeits Anſprüche auf Schmerzensgeld und Berftümmelungs- 
entfhädigung (88 1409, 1490 des B.G.B.8). 

Die Thätigfeit des Klägers bei der erften Operation enthält nicht eine ärzt- 
liche Dienftleiftung, vermöge deren er beredtigt erihiene, auf Grund der Bor: 
Ihriften über den Dienftvertrag (8$ 1229, 1230 des B. G. B.'s) das angemejjene 
per üblihe Arzthonorar zu beanfpruden. Denn der Kläger handelte dabei nicht 
auf Grund eines mit der Beklagten geichlojienen Wertrages, vielmehr ohne ihren 
Auftrag und infofern fogar unmittelbar gegen ihren Willen, al ihm vom Ber: 
treter der Bellagten ausdrüdlid erklärt worden war, daß er nur eine ganz kleine 
Operation vornehmen dürfe. Hiernad fehlen aud die Vorausjegungen dazu, die 
Handlungsweile des Klägers nach den Vorſchriften über die auftragsloſe Geſchäfts— 
führung zu beurtheileh (SS 1339, 1345, 1355 des BG. B.s), ganz abgejehen 
davon, daß unter diefem Gefihtspunfte überhaupt nicht zur Aufredterhaltung einer 
Honorarforderung, jondern alfenfall® nur zur Zubilligung gehabter Auslagen zu 
gelangen fein würde ($ 1352 des B.G. B.'s). Es giebt fein Berufsrecht des 
Arztes, vermöge deſſen diefer befugt erſchiene, ohne und felbjt gegen den Willen 
des Kranken lebensgefährliche Operationen an diefem zu vollziehen und dafür aud). 
nod die gewöhnlihen Honoraranfprüde zu erheben, möchte aud) der Zuftand des 
Kranken derart fein, daß diefer ohne die Operation dem Siehthum und dem Tode 
verjalfen würde und daher bei vernünftiger Erwägung der Sachlage der ihm vor— 
geſchlagenen Operation zuftimmen müßte (Entſch. d. Reichsger. f. Strafj. Bd. 25 
©. 375 flg., Seufferts Ardiv Bd. 48 ©. 413 flg.). 

Die Handlungsweife des Klägers bei der Vornahme der erften Operation 
jtelft fi daher als eine abfihtlihe und widerredtlihe Körperverlegung der Be— 
flagten dar, auf die an fid) die Vorſchriften der 88 1483 flg. des B.G. B.'s an- 
wendbar erjheinen und für die ihm jelbftverjtändfid eine Honorarvergütung nicht 
zugeiproden werden kann. Allerdings können Fälle vorfommen, wo der Arzt zur 
Errettung eines Bewußtlofen aus unmittelbarer Gefahr für Leib und Leben aud 
ohne Zuftimmung des Kranken oder feiner Vertreter zu ärztlichen Eingriffen ſich 
veranlaßt jehen darf, weil die Zuftimmung nicht veditzeitig zu erlangen ijt und 
ber Arzt nach den Umftänden des Falles fid) jagen durfte, daß fie von dem Kranken 
oder feinen Vertretern bei vernünftiger Erwägung dev Sadlage nicht verjagt wer- 
den wiirde, Allein — abgejehen von der Frage, ob in jolden Fällen ohne wei- 
tered auch die Honorarforderung des Arztes begründet fein und ob es ſich dies, 
falls nicht vielmehr nur um den Ausſchluß des Bewußtſeins widerrehtliher Hand» 
lungsweife auf Seiten des Arztes handeln würde — findet fi der Kläger nicht 
in der Lage, zu Rechtfertigung feiner Handlungsweije auf Umftände der bezeich- 
neten Art fid) zu berufen. Es wird fodann auf Grund des Gutachtens des Sach— 
verftändigen Dr. O. feftgeftellt, daß die Beflagte vermöge ihrer Erfranfung feiner 
unmittelbaren Yebensgefahr ausgejeßt gewejen ift, aus der fie nur durch den opera: 
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tiven Eingriff des Klägers hätte gerettet werden können, und weiter bemerkt: Wenn 
in den vom Kläger beigebrachten Ausſprüchen angejehener Aerzte, die aud) vom - 
Sadverftändigen für richtig erklärt werden, wiederholt hervorgehoben wird, daß 
Erkrankungen der bier vorliegenden Art jo bald als möglid umd zu jeder Zeit 
operirt werden müßten, jo folgt daraus, wie aud; vom Sadverftändigen ganz 
richtig bemerft wird, nicht im entfernteften, daß der Arzt, der bei einer bewußt⸗ 
loſen Kranken eine Erkrankung der bezeichneten Art feftitellt, fi über ihre Zus 
ftimmung hinwegſetzen und die Operation fofort an der Bewußtlofen ausführen 
dürfe. Vielmehr ift damit nur ausgeiproden, daß in Hinſicht auf die zu er 
hoffende Heilung des Leidens vom ärztlihen Etandpunfte aus die möglichſt ſchleu— 
nige Operation angezeigt fei. Sollte fid) der Kläger zu der erften Operation ohne 
vorgängige Einholung der Zuftimmung der Beklagten vermöge einer mißverjtänds 
lichen Auffafjung jener ärztlichen Ausſprüche für beredtigt gehalten Haben, jo würde 
jeiner Handlungsweife vielleicht die Abfichtlichfeit der Rechtsverletzung fehlen, aber 
immerhin noch ihre Fahrläffigfeit feftzuftellen fein, da der Kläger bei einigermaßen 
forgfältiger Prüfung fi jagen mußte, daß jene Ausſprüche eben nur den im bor- 
ftehenden erwähnten Sinn haben, ſich aber nicht auf die Frage der Zuftimmung 
der Kranfen zur Operation beziehen ($$ 122, 1483 des B. G. B.'6). 

Hiernady fehlt e8 am jedem Rechtsgrunde für den Anſpruch des Klägers, 
foweit er fih auf die erfte Operation der Beklagten bezieft. Dies gilt ohne 
weitered aud) für die ſich ihr anſchließende Nachbehandlung, weil dieje nur dazu 
beftimmt war, die der Beklagten zugefügte Körperverlegung zu heilen und ihren 
etwaigen nadtheiligen Folgen vorzubeugen. 

Der Kläger legt zur Reditfertigung feines Anſpruchs weſentliches Gewicht 
darauf, daß die Bellagte, nachdem fie dur ihn, feine Mutter und andere Per 
fonen von der Schwere ihres durd die Operation befeitigten Leidens und der 
Schwierigkeit der Operation nod während des Aufenthalts in der Privatklinik 
unterrichtet worden fei, zu wiederholten Malen ihre Anerkennung und ihren Dant 
darüber ausgeſprochen Habe, daß der Kläger fie von ihrem ſchweren Leiden befreit 
und ihr Angft und Sorge eripart Habe. Indeſſen ift aus allen diefen Vorgängen 
zunädft nur fo viel zu ſchließen, daß die Beklagte dem Kläger die an ihr bes 
gangene Rechtswidrigkeit habe verzeihen wollen. Erſt durd die Mittheilungen 
des Klägers gelangte fie zur Kenntniß darüber, daß an ihr eine lebensgefährliche 
Operation vollzogen worden fei. Es liegt nahe, daß fie in der Freude darüber, 
der dom Kläger ohne ihr Vorwiffen über fie gebrachten Lebensgefahr entgangen 
zu fein, fi veranlaft gejehen hat, über die ärztliche Geſchicklichteit des Klägers 
ihre Anerkennung und dafür, daß er ihr das Yeben erhalten, ihren Dank auszu— 
ſprechen. Alfein derartige Yeußerungen können nicht ohne weiteres aud) als ein 
Ausdrud des Willens der Beklagten angefehen werden, dem Kläger feine ärztlichen 
Bemühungen nunmehr ganz jo zu vergüten, al8 wenn er die Operation mit ihrer 
Zuftimmung vorgenommen bätte, Allerdings wird gegen denjenigen, dem ohne 
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feine Zuftimmung Dienfte geleiftet werden, die vergütet zu werden pflegen ($ 820 
des B. G. B.'s) und der nachträglich mit der Dienftleiftung ſich einverftanden er» 
klärt, in der Regel die Annahme Plaß greifen dürfen, daß er mit der Dienft- 
feiftung ſelbſt auch deren Entgeltlichfeit genehmigt habe und dadurch zur Entrid- 
tung angemefjener Gegenleiftung verpflicgtet worden ſei. Allein bei der befonderen 
Sadjlage des vorliegenden Falles erſcheint eine ſolche Schlußfolgerung gegenüber 
der Bellagten nicht gereitfertigt. Bei ihr handelte es fi zunächſt um die Be— 
feitigung der an ihr begangenen Rechtsverletzung; nur von diefem Gefidhtspunfte 
aus hatte fie die ihr dom Kläger gemachten Mittheilungen zu beurtheilen. Daß 
es dem Kläger dabei zugleih darauf angefommen fei, einen Honoraraniprud für 
feine der Beklagten aufgezwungenen ärztlichen Bemühungen zu erwerben, war aus 
diefen Mittheilungen nicht zu entnehmen und deshalb find aud) die Anerfennungs- 
und Danfesäußerungen der Bellagten nit in. dem Sinne aufzufaffen, daß fie 
dadurd) dem Kläger habe zahlungspflidgtig werden wollen. Dem fteht nidt ent- 
gegen, daß die Beklagte die Rechnungen für die ihr in der Privatflinit des 
Klägers gewährte Wohnung und Verpflegung, wie anzunehmen ift, widerſpruchslos 
beglihen hat. Denn fie würde diefe Aufwendungen mindeftens zum größten Theile 
jelbft dann zu bezahlen gehabt haben, wenn fie gegen die ihr angethane Behand- 
lung fofort in beftimmter Weife Verwahrung eingelegt hätte. 

Die Anerkennungs- und Danfesäußerungen der Beklagten nad) Bollziehung 
der erften Operation redtfertigen aber durchaus die Annahıne, daß die Beklagte 
dem Kläger die Widerredtlickeit feiner Handlungsweiſe habe verzeihen und ihn 
dieſerhalb nit habe verantwortlih machen wollen. Es ift daher mit ihnen nicht 
vereinbar, wenn fie jeßt nod) vom Kläger Schmerzensgeld und Verſtümmelungs— 
entihädigung beanſpruchen will. Sie hatte, wie nit zu bezweifeln ift, einige Tage 
nad) der Operation Schmerzen zu leiden gehabt, war aud) davon unterrichtet, daß 
fie nad) der Operation nit mehr Mutter werden könne. Wenn fie bei diefer 
Sadjlage und auf Klägers Mittheilungen über die Schwere ihrer Erfranfung zu 
jenen Aeußerungen ſich herbeigelafien hat, fo liegt darin der unzweideutige Verzicht 
auf die Geltendmahung von Anſprüchen wegen der ihr zugefügten Schmerzen und 
feiblihen Verſtümmelung. Die rehtlihe Wirkſamkeit eines ſolchen Verzichtes un- 
terliegt feinem Bedenken (vergleihe aud) $ 1410 des B. G. B.'s) und feine An« 
nahme durch den Kläger ergiebt fi aus feinen Erklärungen, durch die die Aeuße— 
rungen der Bellagten veranlaft wurden, 

Hiernach allenthalben find nit allein die vom Kläger wegen der erften 
Operation erhobenen Honorarforderungen, jondern aud) die von der Beklagten 
aufrechnungsweiſe geltend gemachten Anjprüde auf Schmerzensgeld und Verſtümme— 
lungsentihädigung für unbegründet zu erflären, Der Anfprud auf Verſtümmelungs— 
entihädigung, der erft in der Berufungsinftanz erhoben worden ift, würde über- 
die8 auch auf Grund der Vorjärift in $ 491 der C.P.O. zu verwerfen jein. 
Darnad) find von den dem Kläger in erfter Inftanz zugeſprochenen 533 4 auf 
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die Berufung der Beklagten die auf die erſte Operation bezüglichen Anſätze von 
400 AM, 80 4 und 20 M, zuſammen 500 .# abzuweiſen und iſt andererſeits 
die Berufung des Klägers inſoweit zu verwerfen, als er die Zubilligung des 
Honorars für die Nachbehandlung nach der erſten Operation begehrt. 

Am Schluſſe wird bemerkt, daß dem Kläger an Gebühren für 3 der erſten 
Operation dvorausgegangene Konfultationen, die 2. Operation und für die Nach— 
behandlung nad) der leßteren im Ganzen 93 # zuzubilligen feien, 


Weſentlicher Irrtum bei Abtretung einer, von der einen Partei für voll 

firedbar gehaltenen, in Wirklichkeit aber nicht vollftredbaren Forderung; 

freie Beurtheilung der rehtlihen Natur der vorgebraditen Thatjadhen 
feitend des Nichters (SS 95, 837, 838, 842, 850 des B.G B.s.). 


Urtheil des D.L. G.'s Dresden vom 21. September 1897. O. III. 58,97, 


Die Parteien find im Februar 1896 dahin miteinander übereingefommen, 
daß der Beklagte eine der Firma A. Fl. — deren alleiniger Inhaber Bellagter 
jest ift — im Jahre 1866 an die Firma M. & Bl. in Breslau erwachſene und 
von der Firma U. Fl. in den in demfelben Jahre zu dem Vermögen fowohl der 
Firma M. & Bl. wie zu dem der beiden Inhaber diefer Firma, eröffneten Kon— 
furjen angemeldete und in ſolchen feftgeftellte Forderung in Höhe von 441 .4 
78 4 gegen Gewährung eines Betrages von 100 .4 dem Kläger abtreten ſolle. 

Der Bellagte hat demzufolge nad) Empfang der 100.4 die Urſchrift einer 
Urfunde vollzogen, in der er die Abtretung einer ihm „gegen die Inhaber der 
früher in Breslau domizilirt gewejenen Handelsgejellihaft M.& Bl." „für ge- 
lieferte Waaren” zuftehende, „in den Konfurjen des Schuldners feit- 
geftellte Forderung von 147 Thalern 7 Sgr. 10 Pfennigen = 44l A 78 2." 
jammt den rüdjtändigen Zinſen erklärte. 

In den Konfursverfahren zum Vermögen der Firma M. & Bl. und zum 
Vermögen ihrer beiden Inhaber war aber jeinerzeit der Anmeldung der Firma 
A. Fl. entiprehend nit eine Raufpreisforderung für gelieferte Waaren, 
fondern eine Wechſel forderung über 147 Thaler 7 Sgr. 10 Pig. als feftgeftellt 
in die Konfurstabellen eingetragen worden, 

Den diefer Forderung zu Grunde liegenden Wedel vermag der Beklagte 
dem Kläger nicht mehr zu beihaffen, und diejer ftieß infolgedeffen bei den Schrit- 
ten, welde ev zur Einziehung der abgetretenen Forderung von dem inzwiſchen 
wieder zu Vermögen gefommenen Gemeinſchuldner Emil BI. unternahm, injofern 
auf Schwierigkeiten, al8 es ihm nit gelang, von dem Amtsgerichte Breslau die 
zu dem Zwecke erbetene vollſtreckbare Ausfertigung der Konkurstabelle zu erlangen, 
weil, wie bereits erwähnt, in jenen drei Konkurſen von der Firma A. Fl. nicht 
eine Kaufpreisforderung für Waaren, fondern eine Wedjelforderung angemeldet 
und mur eine ſolche feftgeftellt worden war. 
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Der Kläger fordert vom Bellagten 441 .# 78 4 nebſt Zinjen zu 6°, vom 
1. Januar 1867 an. Im erfter Inftanz ift die Klage abgewieſen worden. 

Auf die Berufung des Klägers wurde der Beklagte zur Zahlung von 
100 M nebft Zinjen vom Tage der — am 4. September 1896 erfolgten — 
Mahnung an verurtheilt, dagegen im Uebrigen die Abweijung bejtätigt aus folgen: 
den Gründen: 

Die erfte Injtanz ift auf Grund folgender Erwägungen zur Abweifung der 
Klage gelangt: 

Dem Kläger fei es bei dem mit dem Beklagten eingegangenen Rechtsge— 
ihäfte nur um die Abtretung der jeiner Zeit von der Firma A. Fl. bei den brei 
Konkurfen der Firma M. & Bl. und deren beiden Inhabern angemeldeten und 
in diefen Konkurſen feftgeftellten Forderung zu thun geweſen. Die Bezeihnung 
der abgetretenen Forderung in der Abtretungsurfunde als einer Kaufpreisforderung 
für gelieferte Waaren fei aber eine unrichlige und irrthümlide gewejen. Denn die 
in jenen Konkurſen angemeldete und feitgeftellte Forderung ſei lediglid eine 
Wecjelforderung der Firma A. Fl. an die Firma M. & Bl. aus einer von jener 
auf diefe gezogenen und von der leßteren angenommenen Wedjeltratte geweſen. 
Es fei daher davon auszugehen, daß der Bellagte durch die Geifion vom 28, Fe— 
bruar 1896 dem Kläger diefe Wechſelforderung babe übertragen wollen. Hier- 
aus folge aber, daß die Parteien, da darüber Einverftändnig zwiſchen ihnen herrſche, 
daß der Beklagte nit im Stande jei, dem Kläger den zur Geltendmahung diejer 
Forderung erforderlihen Wechſel zu verſchaffen, über eine unmöglide Handlung 
einen Bertrag geſchloſſen hätten, jo daß diefer nichtig fei, was den Kläger nur 
dazu berechtigen künne, das don ihm zur Erfüllung des eingegangenen Abtretungs- 
vertrags an den Bellagten Geleiftete von dieſem zurüdzufordern ($ 1547 des 
B.G. B.'s). Dagegen ftehe demjelben nicht das Recht zu, von dem Beklagten, 
wie geſchehen, das an die Stelle der Vertragsleiftung getretene Erfüllungsintereffe 
zu beanfpruden. Aus diefem Grunde fei die Klage, da fie nit auf Zurüdges 
währung des von dem Kläger zur Erfüllung des Vertrags Geleifteten gehe , jon- 
dern unjtatthafterweife auf Bezahlung des vollen Betrags der abgetretenen For- 
derung gerichtet jei, abzuweiſen geweſen. 

Das Berufungsgerit trägt Bedenken, ſich dieſer Sahbeurtheilung durch— 
gängig anzuſchließen. Nur darin tritt es der erjten Inftanz bei, daß der Wille 
des Klägers bei der Eingehung des abgeſchloſſenen Abtretungsgeihäftes von vorn» 
herein darauf gerichtet gewejen ift, eine in den Konkurſen der drei Schuld— 
ner anerfannte und feftgejtellte Forderung zu erwerben, um auf dieſe 
Weije in den fofortigen Befig einer zu deren Beitreibung im Wege der Zwangs— 
vollftredung erforderlichen vollftredbaren Ausfertigung zu gelangen. 

Dies ergiebt fi) daraus, daß der Kläger bei Ueberfendung der Geffions- 
urfunde an den Beklagten einen an das Amtsgeriht Breslau gerichteten Antrag 
auf Ertheilung einer vollftredbaren Ausfertigung aus der Konfurstabelle mit dem 
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Erſuchen beigefügt hat, den Antrag mit der Ceſſionsurkunde nad) notarieller Be— 
glaubigung der leßteren an das Amtsgericht Breslau einzufenden. Diefe Um: 
ftände lafjen erkennen, daß der Kläger vornherein von der Abſicht geleitet wurde, 
bei Einziehung der Forderung es nicht erjt auf einen Prozeß ankommen zu laffen, 
fondern jofort im Wege der Zwangsvollftrefung auf Grund der volljtredfbaren 
Ausfertigung aus der Konfurstabelle vorzugehen. Und es kann auch nidht wohl 
bezweifelt werden, daß der Kläger gerade durch die Annahme, die abgetretene For- 
derung werde fi) ohne weiteres, jofort durch Zwangsvollftredung realifiven laſſen, 
zum Abjchluffe des Kaufvertrags über die Forderung veranlaßt worden it. 
Denn e8 liegt auf der Hand, daß eine Forderung, die zu ihrer Realifirung 


nur nod) der Zwangsvollitredung bedarf, bei den Vortheilen, die fie dem Gläus | 


biger im Bergleihe mit einer andern, deren Bejtehen erjt im Prozeßwege feftge- 
ftelft werden muß, bietet, finanziell und wirihſchaftlich betrachtet als eine Forde— 
rung ganz anderer Art erjdeint. 

Ebenjowenig fann ein Zweifel darüber herrihen, daß der Beklagte bei 
Empfang der der Ceſſionsurkunde beigefügten Schriftftüde ſich bewußt werden 
mußte, der Kläger ſetze die fofortige Volljtrekbarfeit der Forderung voraus und 
diefe bilde in feinen Augen eine wejentlihe Eigenſchaft des Vertragsgegenjtandes, 

Die vom Kläger hiernach vorausgeiegte Eigenſchaft der fofortigen Realifir- 
barkeit befigt die Forderung jedoch nit mehr und bejaß fie aud) zur Zeit des 
Bertragsihluffes nit mehr. Deun um im Wege der Zwangsvollitrefung gegen 
die Schuldner vorgehen zu fünnen, benöthigt der Kläger, was näherer Darlegung 
nit bedarf, den Wechſel, welder der im Konkurſe feftgeftellten Wechſelforderung 
zu Grunde liegt. Diefen Wechſel ift aber der Beklagte eben nicht in der Lage zu 
beihaffen, und war dies auch nad) feiner vom Kläger unbeftritten gebliebenen und 
alfo nah $ 129 der E.P.D. als zugeftanden anzujehenden Erklärung bereits zur 
Zeit des Vertragsihluffes nicht. 

Der Kläger bat ſich mithin im Irrtum über eine ausdrüdlid voraus: 
geſetzte weſentliche Eigenſchaft des Vertragsgegenftandes befunden. Der zwiſchen 
den Parteien geſchloſſene Vertrag iſt alſo nad) 88 95, 837, 838 und 842 des 
3.6.8.8 nichtig. 

Bergl. au Annalen des vorm. Oberappellationsgerits, 2. F., Bd. 2 
©. 51 fig. und Bd. 3 ©. 320 flg.; Ardiv von Wengler, N. F., Bd. 2 ©. 
253; Bd. 5 ©. 567 filg.; Bd. 10 ©. Al fig; Bd. 11 ©. 337 lg; Süd. 
Archiv Bd.3 S. 770 flg.; Annalen des Oberlandesgerihts Bd. 5 S. 353 flg.; 
Entjheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 20 ©. 94 fig. 

Der Kläger ift demzufolge nad) $ 850 de B. G. B.'s nur berechtigt, die 
als Kaufpreis gezahlten 100 .# von dem Beklagten zurüdzufordern. 

Dementipredend war daher auf die eingelegte Berufung das angefochtene 
Urtheil theilweie abzuändern. Das Bedenken, das die erfte Inftanz von der Er- 
theilung einer ſolchen gemiſchten Entſcheidung abgehalten hat, vermag das Beru- 
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fungsgericht nicht zu theilen. Es genügt, daß das klägeriſche Verlangen, wenn 
nit aus dem von dem Kläger geltend gemachten rechtlichen Geſichtspunkte und 
nit im vollen Umfange, jo doch aus einem anderen Nehtegrunde wenigitens zum 
Theil begründet ift. Die rechtliche Beurtheilung ift Sache des crlennenden Ge: 
rihte, und wenn dafjelbe findet, daß die eingeflagte, an ſich theilbare Forderung 
durch die vorgetragenen und erwiejenen Klagthatſachen wenigjtens zum Theil be 
gründet wird, hat es Diefelbe bei Mangel entgenenftchender beachtlicher Einreden 
dem Kläger infoweit zuzubilligen, aud) wenn diefer bei feiner Klagforderung von 
anderen, und zwar unhaltbaren Rechtsanſchauungen ausgegangen ift. 


Verpflihtung zu Rechnungslegung. Begriff der Belege. Vorlegung bon 
Handeldvühern? ($ 1394 des B.GB.s, Art. 37 des 9.6.2.8). 


Urteil des L.G.'s Leipzig II. Eiv.:K. vom 12 April 1897 (Dg. II. 284,96). 


Der Kläger bat der Bellagten jeit dem Frühjahr 18857 Weißkalk und poröfe 
Steine geliefert. Durd Vertrag vom 30. November 1893 war der Preis für 
den Gentner Weißlalk auf 10.4 frei Bahnhof Feipzig feftgefegt worden. Zufolge 
einer Abmahung von März 1887 ift die Abwiegung der vom Kläger gelieferten 
Waaren und die Feitjtellung, wie viel danach die Beklagte dem Kläger zu zahlen 
habe, durch die Beklagte geſchehen. — Der Kläger behauptet, die Beklagte habe 
das Gewicht des Weihfalfs bei den Abwiegungen zu gering angegeben und dem: 
nad) auch das Guthaben des Klägers zu niedrig berechnet, jo daß fie fih nad) 
feiner Schäßung noch mit 24000 .# im Rückſtand befinde, er fordert daher, daß 
die Beklagte über die jeit Frühjahr 1887 bis jegt gelieferten Weißfalfmengen, ins 
bejondere über deren Gewidt bez. Werth Rechnung ablege. — Bellagter bejtreitet 
legtere Behauptungen, Unftreitig ijt unter den Parteien, daß die Beflagte dem 
Kläger nody vor der Klagerhebung eine Zufammenftellung der von ihr fejtgeftell- 
ten angeblihen Gewidtsmengen, jedod ohne Belege, hat zugehen laſſen. Die 
Nichtigkeit der abgelegten Rechnung hat der Kläger wegen des Fehlens der Be- 
lege bemängelt und verlangt, die Beklagte müjje die, die Lieferungen betreffenden 
Wiegejheine und ihre Handelsbüder vorlegen. 

Die in erjter Inftanz ausgejprodene Klagabweijung wurde beftätigt aus 
folgenden Gründen: 

Daß die Beklagte dem Kläger auf Grund des zwiſchen ihnen beftehenden 
Nehtsverhältnifies zur Rechnungslegung verpflichtet ift, hat der Vorderrichter zur 
treffend dargelegt. Es iſt nun bei der Entſcheidung des vorliegenden Rechts— 
jtreites vor allem daran feitzuhalten, daß es fi in ihm nur um dieſe Verpflich— 
tung der Beklagten zur Rechnungslegung handelt. Dadurch ift ausgeſchloſſen, daß 
in ihm die Bemängelung der etwa abgelegten Rechnung in dem Sinne, daß die 
in die Rechnung eingeftellten Gewichte zu niedrig angegeben jeien, in Frage 
fommen könnte. Dieſe Bemängelung hat vielmehr in einem durch neue Klage zu 
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eröffnenden Nechtsftreite zu erfolgen (vgl. Entid. d. R.G.'s in Civilſ. Bd. 14, 
©. 202 flg.). Nun ift zwar richtig, daß wenn einer Rechnung die Belege über 
Ausgaben, die fie aufftelll, nicht beigefügt find, dies die Ordnungsmäßigfeit der 
Rechnung nicht beeinträchtigt. Die nicht belegten Ausgaben haben dann, wenn 
fie in dem Streit über die Richtigkeit der Rechnung nicht etwa noch anderweit be: 
wiejen werden, einfad außer Betracht zu bleiben. Der Rechnungsherr hat daher 
in der Regel fein Intereffe daran, daß die Belege der Rechnung beigefügt werden. 
Anders, wenn es fid) um Belege über den Eingang gewiffer Waarenmengen, die 
in die Rechnung einzuftellen find, handelt. Da Hat der Rechnungsherr allerdings 
ein Intereſſe daran, die Belege cinzujehen, ſchon um fejtzuftellen, ob die Angaben 
der Rechnung mit den Anlagen ftimmen, die Eingangepoften der Rechnung nicht 
etwa auf einen geringeren Betrag lauten, al® die Belege ausweijen (vgl. hierzu 
Bähr, Geſ. Aufjäge, S. 136 [Iahrb. f. Dogmatif Bd. 13], Entid. d. R.O.H. G.'s 
Bd. 22 Nr. 2). 

Co liegt aber die Sade Hier, und die Beklagte würde fi) daher um fo 
weniger der Herausgabe der Belege enthalten können, als nad) dem Wortlaute 
des $ 1394 des B. G. B.s der Rechnungsführer ausdrüdlih dazu verpflichtet 
wird, der abzulegenden Rechnung die vorhandenen Belege beizufügen, 

AS Belege können nun aber nad) dem Begriffe, den der Epradigebraud) 
mit diefem Worte verbindet, nur jolde Schriftjtiide gelten, die ſich weſentlich nur 
auf die abgelegte Rechnung beziehen, nidt etwa in der Hauptjade einen ans 
dern Inhalt Haben und nur nebenbei in Beziehung zu der abzulegenden Rechnung 
ftehen (vgl. Entid. d. R.O.H.G.'s Bd. 2 ©. 128). 

Daraus ergiebt ih, daß wohl die Wiegeiheine, nicht aber die Handels- 
bücher der Beklagten als Belege in Frage fommen fünnen, 

Die Wiegefheine find aber nad) der glaubhaften Angabe des Zeugen N, 
nit mehr vorhanden. Damit erledigt fi) nad) $ 1394 des B. G. B.'s die Ver: 
pflihtung der Beklagten, fie der Rechnung beizufügen. Nun beruft ſich freilich 
der Kläger, um die Vorlegung der Handelsbüder der Beklagten zu erzielen auf 
Art. 37 des H.G. B.'s. Aber das dort dem Richter eingeräumte Recht, die Vor- 
legung der Handelsbücher der Gegenpartei anzuordnen, ift eine prozefjuale Befug— 
niß des Richters; nicht begründet fie ein Privatredit der Parteien, auf Grund 
defien hin eine Verurtheilung zur Vorlegung der Bücher verlangt werden könnte 
(vgl. RO.H.G. Bd. 2 €. 128). Ob das Geriht von der in Art. 37 ihm 
eingeräumten Befugniß Gebrauch zu machen bat, fann daher erjt in Frage 
fommen, wenn der Kläger künftig auf Grund der ihm abgelegten Rechnung mit 
neuer Klage dieſe Rechnung bemängelt, Einftellung von Mehrgewidten in die 
Rechnung und dem entſprechend Herauszahlung eines Guthabens verlangt. 
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Konventionalftrafe, Auslegung und ftillichtweigende Aufhebung einer 
ſolchen. 


Urtheil des D.L. G.'s Dresden vom 26. Februar 1897. 0. II. 162/97. 


Unter dem 25./27. Februar 1895 ſchloß die deutſche Genoſſenſchaft drama— 
tiſcher Autoren und Komponiſten zu Leipzig im Einverſtändniſſe des Klägers mit 
dem Beklagten einen Vertrag ab, in dem fie zwei vom Kläger verfaßte Theater, 
ſtücke („Ruth“ und „die Rachegeiſter“) dem Beklagten zur Aufführung am Nas 
tional- und am Aleranderplaß- Theater zu Berlin überlief. Für die Ueberlaffung 
des Aufführungsredhtes verpflichtete ji der Beklagte von der Bruttoeinnahme jeder 
Aufführung beftimmte Prozente als Uxheber-Antheile für Rechnung des Klägers 
an die bezeichnete Genofjenihaft zu bezahlen, und zwar am Schluſſe jeden 
Monats für die während defjelben veranftalteten Aufführungen, ſpäteſtens aber 
innerhalb der nächſten acht Tage pünktlich an die genannte Genoffenihaft baar 
und portofrei einzufenden. Der Beklagte übernahm zugleich die Verbindlichkeit, die 
Aufführung der Werfe des Klägers fpäteftens bis zum 30. Juni 1895 zu ver 
anftalten. Für den Fall der Nichterfüllung diefer Verbindlichkeit oder nicht pünft- 
licher Zahlung der Urheber-Antheile unterwarf fi der Beklagte nit nur der Be 
rehtigung der genannten Genoſſenſchaft, den Vertrag vorbehältlid aller Rechte der 
Genoſſenſchaft und ‚des Klägers ohne Weiteres für aufgehoben zu erflären, fondern 
auch einer Konventionaljtrafe von je 500 4. 

Dieſer Vertrag follte bis zum 30. Juni 1895 Gültigkeit haben, aber von 
da ab als ſtillſchweigend verlängert gelten, jolange er nicht aufgefündigt wurde. 

In einem Briefe vom 6. Yanuar 1896 forderte der Kläger den Beklagten 
auf, „die Rachegeiſter“ bei Vermeidung der Konventionalftrafe jpäteftens bis zum 
15. Januar 1896 zur Aufführung zu bringen. Dieje Aufführung erfolgte auf 
dem Nationaltheater zu Berlin am 14. Januar 1896. 

Erft am 19. Februar 1896 ſchickte der Beklagte an den Kläger 5 #4 25 £ 
als angeblihen Urheberantheil ein. 

Der Kläger verlangt, weil nad feiner Anſicht der Urbeberantheil bis ſpä— 
teftens am 8. Februar 1896 zu zahlen gewejen wäre, vom Beklagten Zahlung der 
Konventionalftrafe von 500 M. 

Der Beklagte bittet, die Klage abzuweijen, weil die Vertragsbeftimmungen 
über die Zahlung der Urheberantheile feine rechtliche Wirkſamkeit befigen, indem 
er die leßteren als unfittlid oder wenigſtens wucheriſche bezeichnet. 

In dem Theaterzettel des Nationaltheaters vom 13. Januar 1896 (Volks: 
vorftellung zu bedeutend ermäßigten Preifen), worin am Scluffe bemerkt ift: 
„Morgen zum erften Male die Nacegeifter,“ find die Preife der Plätze wie folgt 
beftimmt: „Seitenparquet 10 4, Seitenbalfon Hintere Reihe 10 £, dritter Rang 
10 £., zweites Parquet 20 4., zweiter Rang 20 &, Seitenbalfon vordere Reihe 
30 £., erftes Parquet 30 4, eriter Rang 30 £, Nangfauteuil 40 £, Sperrfiß 
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50 4, reſervirter Sperrſitz 60 4. Parquetloge 60 4, Orcheſterloge 75 4, 
Fremdenloge 75 4. 

Die in erſter Inſtanz erfolgte Klagabweiſung wurde beſtätigt aus folgenden 
Gründen: 

Für die Beurtheilung des Streitverhältniſſes iſt in erſter Linie der Inhalt 
dev Vertragsurkunde vom 25. und 27. Februar 1895, genannt „pflichtſchein,“ 
maßgebend. Der Pflihtiein enthält die vertragsmäßige Uebertragung des Rechtes 
auf Benußung zweier Geifteswerfe des Klägers an den Bellagten und die ver- 
tragsmäßige Verpflichtung des Beflagten zu deren Beröffentlihung im Wege der 
Aufführung, alfo eine Art Berlagsvertrag; 

zu vergl. Wächter, das PVerlagsredt $ 10 bei Note 6 (S. 110), 88 11, 

20, 21, 52 (namentlich S. 638 bei Note 28 und 29). 


Deshalb konnte ſich fragen, ob nicht die Vorſchrift in Art. 272 Nr. 5 des 
9.6.3.8 einfhlage und die deutſche Genoſſenſchaft Dramatiiher Autoren und Kom 
poniften zu Yeipzig, fofern fie den Abjhluß derartiger Verlagsgeihäfte gewerbs- 
mäßig betreibt, als Kaufmann im Sinne von Art. 4 des H. G. B.'s anzufehen 
fei. Indeſſen kann diefe Frage dahingeftellt bleiben. Denn der Inhalt des Ver- 
trags vom 25. und 27. Februar 1895 ift im Wege der Auslegung zu er 
mitteln. Mag das gemeine Net oder das Allgemeine Preußiſche Landrecht oder 
das bürgerliche Gejeßbud für das Königreich Sachſen oder das deutihe Handels- 
gejegbudy auf den bezeichneten Vertrag Anwendung finden, in jedem Falle hat der 
Richter den Willen der Bertragsbetheiligten zu erforihen. Die näheren Um— 
ftände des vorliegenden Fall aber ergeben, daß der Bertragswille nit ernit- 
lich darauf gerichtet gewefen ift, dem Beklagten Zahlung der für den Kläger aus: 
bedungenen Urheber» Antheile zu beftimmten Kalendertagen zur Pflicht zu 
madhen und an die Nidteinhaltung der feftgefegten Fälligfeitstage den Eintritt 
einer Vertrags ftrafe von je 500 M zu knüpfen. 

Der an fi diefer Annahme entgegenftehende Wortlaut des Pflichtſcheins 
wird durd die fonftigen Verhandlungs- und WBeweisergebniffe, insbefondere durd) 
die Ausfagen des als Zeugen vernommenen Dr. H., der die deutſche Genofjen- 
ſchaft dramatiicher Autoren und Komponiften feit dem Jahre 1893 vertritt, nad 
Anſicht des Berufungsgeridhts ausreichend widerlegt. 

Der Beklagte fteht, wie vom Kläger zugegeben wird, feit dem Jahre 1887 
in geihäftlider Verbindung mit der deutſchen Genoſſenſchaft dramatiſcher Autoren 
und Komponiften in Leipzig. Er ift daher lange vor Unterzeihnung des Pflicht: 
ideins vom 25./27. Februar 1895 mit den Gejhäftseinrihtungen der Genofjen- 
ſchaft vertraut gewejen, 

In der Zeit vor dem Jahre 1892 Teitete er das Oſtend- und das König— 
ftädtifhe Theater in Berlin. Damals hatte er Verträge über ältere Werfe mit 
der Genoſſenſchaft abgeſchloſſen. Dieje Verträge verpflichteten nit, ſondern bes 
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rechtigten nur zur Aufführung der ihm überlaffenen Stüde. Sie enthielten zwar 
aud Beftimmungen über die Urbeber-Antheile, allein feine Strafberedung. 

Nahdem er im Jahre 1892 das National» und das Aleranderplaß-Theater 
in Berlin übernommen hatte, wurden von ihm nit nur über ältere Werfe, fon» 
dern auch über „Novitäten” Verträge abgeſchloſſen. Seit Dr. H. Direktor der 
Genoſſenſchaft ift, waren es nur nod Verträge der leßteren Art, „Pflichtſcheins— 
verträge,“ die mit ihm eingegangen wurden. Die Zahl der von ihm abgeſchloſſe— 
nen Pflichtſcheinsverträge beläuft fi auf etwa dreißig. 

Es fällt zunächſt auf, daß die Verträge über ältere Stüde, obſchon fie eben» 
falls Zahlungsbedingungen enthalten, die Erfüllung der legteren nit unter Straf- 
androhung ftellen. Man erfieht daraus, daß in den Pflichtſcheinen die Straf- 
beredung für den Fall der Nichterfüllung des Vertrags hauptſächlich die Nicht— 
erfüllung der Aufführungspflidt, durch die gerade die Pflichtſcheine von den 
fonftigen Verträgen wefentli abweichen, im Auge gehabt hat. Die Strafberedung 
ift nun zwar in den Plitideinsformularen auf die Erfüllung der Zahlungs: 
verbindlidfeit zu beftimmten Tagen erjtredt worden. Allein dieje Erftredung 
hat thatfählih „nur auf dem Papier geſtanden.“ Won ihr ift, wie Dr. 9. ver: 
fihert, der dod davon Kenntniß haben müßte, niemals Gebrauch gemadt worden. 

Das Geihäftsverfahren der Autoren-Genoſſenſchaft ift vielmehr folgendes. 
Die Programme der in einem Monat aufgeführten Werke werden zur Berechnung 
der AutorensAntheile im Laufe des nädhften Monats an die Genofjenidaft 
eingeſchict. Wenn die Programme nit im nächſten Monat eingegangen find, fo 
läßt die Genofjenihafft eine Mahnung ergehen; bleibt die Mahnung ohne Erfolg, 
jo wird mit großer Nahfiht eine Nadfrift, in manden Fällen bis zum Ende 
der Saiſon, bewilligt. 

Die Genoſſenſchaft fteht jährlid mit etwa 150 Theaterdireftoren in Ver— 
bindung. Bei diejer Ausdehnung des Geſchäftsbetriebs fommt das oben geſchilderte 
Verfahren, die fortgejegte Nihtbeahtung der in den Bertragsformularen be 
ftimmten Zahlungsbedingungen, auf eine ftillihweigende Aufhebung derjelben 
hinaus. Wenn gleihwohl die Bertragsformulare weiterbenußt und auch vom 
Bellagten anftandslos unterſchrieben wurden, jo geihah dies im ſtillſchweigenden 
Einverftändnifje der Betheiligten, daß die Zahlungspflidt des Beklagten ſich nicht 
nad dem Pflichtſchein, jondern nad der zeitherigen Gefhäftsverbindung und ihren 
Einrichtungen beftimme, 

Die im XThatbeftand wiedergegebenen Preije einer Bolfsvorftellung (im 
Hödjftbetrage von 75 &.) ergeben ohne Weiteres, daß der Beklagte nicht in der 
Lage war, fi für jeden Zahlungsverzug einer BVertragsftrafe von 500 .# zu 
unterwerfen. Zu welden Folgen die Erjtrefung der Strafberedung auf den ein- 
fahen Zahlungsverzug führen würde, zeigt deutlich der vorliegende Fall, in dem 
die vom Bellagten an den Kläger eingejendete Tantieme von der Einnahme des 
14, Januar 1896 im Ganzen 5 .# 25 £. betragen hat! 
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Schon in voriger Inftanz ift mit Recht darauf hingewieſen worden, daß 
der Bellagte durch die Handhabung der Pflichtſcheinverträge don Seiten der Ge- 
noffenihaft veranlagt worden fein mag, fie widerſpruchslos zu unterjhreiben. Er 
durfte mit Recht annehmen, daß er fi in Wirklichkeit einer Beſtrafung des et- 
waigen Zahlungsverzugs im Sinne der Pflihtiheine nicht ausfege. Denn waren 
die Zahlungsbedingungen der leßteren nicht ernſtlich gewollt und deshalb nichtig, 
jo fiel da8 Verſprechen der Strafe ganz von jelbft weg. 

Hat aber die von Dr. 9. vertretene Genoffenihaft ein Recht auf Strafe 
für den Zahlungsverzug nicht begründen wollen, jo kann aud der Kläger ein 
ſolches Recht nit in Anfprud nehmen, mag die Genoſſenſchaft als Rechtsvor⸗ 
gängerin oder als Stellvertreterin des Klägers anzufchen fein. Denn felbft, wenn 
man die Genoſſenſchaft nur als die bevollmädtigte Geſchäftsführerin des Klägers 
anjehen wollte, 

vgl. Wengler's Ardiv v. 9. 1874 ©. 241 flg., 257 fig., 273 flg., 
jo wiirde dod immerhin dev Kläger von der Genoffenihaft nicht blos in der Er- 
Härung des Vertragswillens, fjondern im Vertragswillen jelbjt vertreten worden 
jein, fein eigener Wille alfo für die Beurtheilung feiner Vertragsrechte nit in 
Betracht kommen. 

Die Einforderung der Vertragsftrafe geht nad) alledem im vorliegenden Falle 
über dasjenige, was vom Beflagten nad Treu und Glauben zu leiften ift, hinaus, 
Etwas Anderes hat aud die vorige Inftanz nicht jagen wollen, wenn fie das 
unerwartete Hervortreten des Klägers mit feinem Anſpruche auf Stonventionalftrafe 
mit dem Bemerfen zurüdgewiejen bat, daß die Genoffenidaft ſich mit einem der- 
artigen Vorgehen einer argliftigen Handlungsweile ſchuldig gemadt haben würde 
(vgl. $ 858 B. G. B.). 


Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereiherung nah Preuß. Rechte. Er- 

füllungsort eines folhen. $ 11, 8 707 des B.G.B.s, 8 189 Th. I 

zit. 16, 8 222, 8 244 Th. I Tit.7, $15 Th. I Tit. 15 des Allg. Landr., 
8 498 der EBD. 


Urtheil ded D.L.G.'3 Dresden vom 11. März 1897. O. I. 172/96. 


Im November 1894, zu Martini, faufte der Beklagte von dem Kläger 
auf dem Viehmarkte zu Genthin zwei Kühe zum Preife von je 330 .#, die Ueber: 
gabe unterblieb einftweilen. Am 12. November 1894 gegen Abend jhicte der 
Kläger durd feine Leute dem Beklagten zwei Kühe als die gefauften nad) der von 
dem Beklagten beftimmten Ausipannung im Gafthofe zum ſchwarzen Bären in 
Genthin. Der Bellagte nahm fie an und ließ fie nod in der Nacht vom 12, zum 
13, November 1894 auf der Eijenbahn verladen. Später verfaufte er die Kühe in 
Meißen für je 365 #. 

Dies ift unbeftritten, 
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Der Kläger hat num behauptet, e8 habe bei der Uebergabe der Kühe info- 
fern eine Verwechslung ftattgefunden, als dem Beklagten an Stelle der einen ge 
fauften Kuh eine andere, faft ganz ſchwarze im Werthe von 400 .# übergeben 
worden jei, und hat von ihm den Erjaß des Werthes diefer Kuh im Betrage 
von 400 # nebſt Zinfen zu 6°, jährlid jeit der am 4. Dezember 1895 er 
folgten Klagzuftellung gefordert. 

Der Bellagte hat das Anführen des Klägers beftritten und die Abweiſung 
der Klage beantragt, im Laufe des Rechtsſtreits aber, und zwar am 14. April 1896, 
330 ..# an den Kläger bezahlt, welche von diefem als Theilzahlung angenommen 
worden find, 

Das Landgeriht hat die Klage, joweit der Kläger höhere Zinfen als zu 
5°, jährlid beanſprucht hat, unbedingt abgewiejen. 

Im Uebrigen hat e8 die Entiheidung von einem, dem Beklagten auferlegten 
richterlichen Eide des Inhalts abhängig gemacht, daß ſich unter den, ihm am 
12, November 1894 von den Yeuten des Klägers im Gafthofe zum ſchwarzen 
Bären in Genthin übergebenen zwei Kühen eine faft ganz ſchwarz ausfehende, ihm 
nit verfaufte nicht befunden Habe, und demgemäß für den Fall der Leiftung des 
Eides die Klage gänzlich abgewiejen, für den Fall der Verweigerung bdesjelben 
aber den Beklagten zur Bezahlung von 400 4 nebſt 5%, jährlichen Zinfen ſeit 
dem 4. Dezember 1895, jedoch abzüglid am 14, April 1896 gezahlter 330 .4 
verurtbeilt. 

Hiergegen hat der Beklagte mit dem Antrage auf Klagabweifung Berufung 
eingelegt, wogegen der Kläger um die Zurückweiſung des Rechtsmittels gebeten hat. 

Das Berufungsgeriht hat dem Kläger einen Eid dahin aufgelegt, daß nad 
feiner gewifjenhaften Schäßung am 12, November 1894 die durd feine Leute 
dem Beklagten übergebene, ihm nicht verfaufte Kuh mindeftens 400 .# und die 
ihm verkaufte, aber nicht gelieferte Kuh höchſtens 330 .# werth gewejen jei. 

Für den Fall der Eidesleiftung ift die koſtenpflichtige Verurtheilung des Be 
Flagten zur Zahlung von 400 .# mit Zinjen zu 5%, vom 4, Dezember 1895 
an, jedod abzüglich; am 14. April 1896 gezahlter 330 M, für den Fall der Eides- 
verweigerung die Abweifung der Klage auch inſoweit, als dies nicht bereits un: 
bedingt geſchehen, ausgeſprochen worden. 

Aus den Gründen: 

Der Anſpruch des Klägers ift auf die Bezahlung eines Geldbetrages ge: 
richtet. Als Erfüllungsort hinſichtlich desjelben hat daher, da es fi nicht um 
eine Forderung aus einem Handelsgejchäfte, jondern um einen Anjprud aus un 
geredhtfertigter Bereiherung handelt, und ſonach die Beftimmungen des Art. 324 
des 9.6.8.8 nicht Pla zu greifen haben, dev Ort zu gelten, wo der Kläger zur 
Zeit der Entjtehung der Forderung, aljo der Hingabe der in Streit befangenen 
Kuh, feinen Wohnfig gehabt hat, $ 707 des B. G. B.'s. 

Da dieß unftreitig,&ade bei Genthin, ein zum Geltungsbereihe des Al 
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gemeinen Landrechts für die Preußiſchen Staaten gehöriger Ort gewejen ift, find 
bei der Beurtheilung des vorliegenden Streitfalles die Beftimmungen diefes Rechts 
zur Anwendung zu bringen, $ 11 des B. G. B.'s. 

Nun ift in $ 189 des 16. Titels des 1. Theiles des Landrechts beftimmt, 
daß, wer eine Sade, die er nicht zu fordern bat, und ſich deffen bewußt ift, 
als Zahlung oder fonjt als Erfüllung einer Verbindlichkeit annimmt, für das 
Empfangene als ein unredlier Beſitzer haftet. Das ift dahin zu verftehen, daß 
fi der Umfang feiner Erftattungspfligt nad den für die Verbindlichkeiten des 
unredlihen Befiters geltenden Vorſchriften beftimmt. 

Bergl. Förfter- Eccius, Preuß. Privatredt, 7. Aufl. 2. Bd. ©. 494 

Anm, 83. 

Er hat deshalb die erhaltene Sade mit allen vorhandenen Früdten und 
Nutzungen zurüdzugeben und diejenigen, welche er genoffen hat, zu vergüten, oder 
wenn er die Sache veräußert hat, Schadenerjaß zu leiften, 

Bergl. Förfter-Eccius, J.c. S. 494. UN. Th. J, Tit. 7 $ 222, 244, 

Dabei gilt jedoch das DBejondere, daß, wenn der unredliche Empfänger vor 
der Anftellung der Klage die erhaltene Sache veräußert hat, er nicht zu deren Be- 
ſchaffung, jondern nur zum Erſatz des Werthes in Geld angehalten werden fann. 

Tergl. Dernburg, Lehrbuh des Preuß. Privatrechts, 4. Aufl, 1. Bd. 

S 247 3iff. 1a ©. 6238, L. R. IX. 15, 8 15. 

Diefe Vorjhriften ſchlagen im vorliegenden Falle ein. 

Der Bellagte hat, wie er nicht mehr beftreitet, infolge eines Verſehens der 
Leute des Klägers an Stelle einer gelauften eine andere, dem Kläger gehörige, 
ihm nit verkaufte Kuh übergeben erhalten und fie weiter veräußert. Er hat 
fomit thatfählid) an Stelle des ihm eigentlidy geſchuldelen Gegenftandes als Er» 
füllung feiner Forderung aus dem, mit dem Kläger abgeſchloſſenen Kaufvertrage 
etwas angenommen, was er nicht zu verlangen hatte. 

Bergl. Dernburg, 2. Bd. $ 98 ©. 246, 

Der Kläger würde daher beredtigt fein, vollen Erſatz des ihm dadurch er- 
wachſenen Schadens von dem Beklagten zu verlangen, wenn diejer fid) der ftatt- 
gefundenen Verwechslung der Kühe bewußt gewejen wäre, wobei darauf, daß die— 
jelbe nicht durch einen Irrthum des Klägers jelbit, fondern der Leute desjelben 
veranlaßt worden ift, nidts ankommt, 

Bergl. Förfter-Eccius, 2, Bd. ©, 491. 

Es wird jodann ausgeführt, daß der Beklagte als Viehhändler doch fpäteftens 
bei dem Weiterverfaufe die vorgefommene Verwechslung der Kühe bemerkt haben muß. 

Sonach ift aber davon auszugehen, daß der Beflagte dem Kläger in Ans 
ſehung der fraglichen Kuh vollen Erjaß zu leijten hat. L. R. I, 16 $ 189, 7, 
8 244. 

Bei der Ermittelung des dem Kläger zufommenden Betrags ift jedod zu 
berückſichtigen, daß er die eine der dem Beklagten verfauften Kühe behalten Hat, 
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und ein Anſpruch des Beflagten auf nachträgliche Lieferung derjelben als ausge 
fchlofjen angefehen werden muß. Dies ergiebt ſich daraus, daß der Beklagte die 
falſche Kuh wiffentlih als Erfüllung angenommen, und infolgedeffen das urjprüng- 
lich zwifhen den Parteien abgeſchloſſene Kaufsgeihäft als erledigt zu gelten hat. 
Vergl. — II 8 98 ©. 246; Windſcheid, Pandekten, 7. Aufl, 
2. Bd. S. 264. 

Dieſen — nehmen anſcheinend auch die Parteien ſelbſt ein. Anders 
läßt ſich wenigſtens ihr zeitheriges Verhalten nicht erklären. Denn weder hat der 
Kläger, — wozu er jedenfalls auch nicht mehr im Stande ſein würde — ſich zur 
nachträglichen Lieferung der dem Beflagten verkauften Kuh erboten, noch Ddiejer 
bisher zu erfennen gegeben, daß er dieſe Lieferung noch wünſche. Vielmehr hat 
der Beklagte am 14. April 1896 auf die geflagte Forderung, aljo für die ihm 
gelieferte, aber nit verfaufte Kuh ſogar vorbehaltlos 330 .# bezaflt. 

Der Kläger hatte demnad von dem Beklagten für die irrthümlich gelieferte 
Kuh zu fordern den für die nicht gelieferte vereinbarten Kaufpreis von 330 .# 
und denjenigen Betrag, um welden der Werth der erjteren denjenigen der letz— 
teren überftiegen hat. Denn jo viel, als der Werthsunterſchied zwifchen beiden 
Thieren ausmacht, hat der Kläger für den fetgefeßten Kaufpreis mehr geleiftet 
als er verpflichtet war, und der Beklagte mehr erhalten als ihm zufam. 

Diefer Betrag ift nad) der Zahlung der 330 .4 Seiten des Beklagten aud 
zwiſchen den Parteien allein nod) jtreitig. 

Um ihn zu ermitteln, bedarf e8 der Beftimmung des Werthes der beiden 
Thiere am 12. November 1894, 

Auf Grund der Beweisergebnijfe wird ſodann dargelegt, daß zu einem 
ſicheren Ergebniß hinſichtlich des Werthes der beiden in Frage befangenen Kühe 
nicht zu gelangen geweſen iſt und es fahren die Gründe alsdann fort: 

Unter dieſen Umſtänden erſchien es angemeſſen, die Beſtimmung des Werthes 
der beiden Kühe und damit die Feſtſtellung des ihm gebührenden Schadenerſatzes 
der gewifjenhaften Wiürderung des Klägers zu überlaffen und ihm in diefer Hin- 
fit einen richterlichen Eid zuzuerfennen. 

Der Kläger, welder die beiden Kühe doc ſicherlich genau beſichtigt und ges 
fannt bat, wird vorausjeglid ein fiheres Urtbeil über deren Werth abzugeben 
wohl im Stande. fein, vergl. $ 260 der C.P.O., Annalen des O.L.G.s 15. Bd. 
S. 50; Reinde, C. P.O., 3. Aufl. S. 314. 

Da der Werth der dem Beklagten übergebenen, aber nicht verkauften Kuh 
jedenfalls nit mehr als 400 .4 betragen hat, der Werth der dem Bellagten ver: 
fauften, aber nicht gelieferten Kuh dagegen mit mindeftens 330 „#7 angenommen 
werden muß, hat fid) die Schäßung des Klägers innerhalb diefer Grenzen zu be 
wegen dergeftalt, daß er den Werth des erjteren Thieres zwar niedriger aber nicht 
höher als auf 400.4, und denjenigen der leßteren Kuh zwar höher aber nidt 
niedriger als auf 330 .%4 angeben darf. Es wird daher auf Verlangen des 
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Klägers in die Eidesformel eine geringere Summe ald die von 400 .#, bez. eine 
größere als die von 330 .# einzurücken fein, 

Was für den Fall der Leitung oder Verweigerung des erfannten Eides 
entſchieden worden ift, bedarf feiner weiteren Rechtfertigung, jondern ergiebt ſich 
nad) Borftehendem von jelbit. 

Hinfihtlih der dem Kläger eventuell zugeiprodenen Zinfen wird noch auf 
1, 16, $ 64, 65, 71 L. R. verwieſen. 

Bergl. aud) Dernburg, 2. Bd. 8 289, ©. 898. 

Dadurch, daß die Entiheidung über den Klaganſpruch, foweit er nod) ftreitig 
ift, anftatt von einem Eide des Beklagten nunmehr von einem ide des Klägers 
abhängig gemadjt worden ift, hat die Rechtslage des Beklagten um deswillen, weil 
er ben ihm dur das angefochtene Urtheil auferlegten Eid nad) feinen, in der 

‚ Berufungsinftanz abgegebenen Erklärungen nicht leiften konnte, nidht eine Ver— 

ſchlechterung, fondern eine Verbefferung erfahren, die als ein Erfolg feines 
Rechtsmittels zu betradten ift. Ein Verſtoß ‚gegen $ 498 der E.P.O. liegt mil- 
hin nicht vor, 

Bergl. Reinde J. e. ©. 518. 


Vertrag über Lieferung und Aufftellung eines Motors als Kauf: und 

VBerdingungsantrag; Zuläffigkeit der Zurüdhaltungseinrede gegenüber 

dem VBerdingungsantrage; Zuläffigkeit der Berufung (S 768 des B.6.B.8, 
8 94 der EPD.). 


Urtheil des D.2.G.'8 Dreöden vom 10. Juni 1897. O. I. 183,96. 


Die Klägerin hat dem Bellagten im Februar 1894 einen Motor käuflich 
geliefert und fordert mit dem im Laufe des Prozeſſes erweiterten Klagantrag die 
dafür einjhlieflih der Montage vereinbarte Gegenleiftung, von der fie ſich 40 .# 
für zurückgeſandte Verpadung und eine Anzahlung von 200 .# fürzt, andererfeits 
aber Zinfen und zwar von den einzelnen Theilzahlungen, in denen fie zu gewähren 
war, je vom Tage ihrer Fälligfeit ab beanjprudt. 

Vom Beklagten ift die Abweilung der Klage beantragt worden. Das große 
Rad des Motors ſaß feiner Behauptung nad nicht feft, fondern loder auf. Bis 
zur Beſeitung diefes von ihm, wie er verjihert, gegen Mitte April 1894 bemerften 
und am 19. dejjelben Monats gerügten Mangels hat er die Zahlung der Klag— 
forderung zurücgehalten, Das Yandgeriht aber hat nad) einer eingehenden Bes 
weisaufnahme ihm darin Recht gegeben und die Klage abgewiefen. 

Gegen diefes Urtheil hat die Klägerin Berufung eingelegt, im Verhandlungs— 
termin jedoch angezeigt, daß fie nad) Verkündung der erjtinftanzlihen Entſcheidung 
durch Zahlungen befriedigt worden ſei und an Stelle des urſprünglich angefün- 
digten, auf Verurtheilung des Beklagten nad der Klagbitte gerichteten Antrages, 
den Antrag verlefen, den Beklagten zur Tragung der Prozehfoften zu verurtheilen. 
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Die erftinftanzlihe Entiheidung wurde dahin abgeändert, daß von ben 
Koften des Rechtsſtreites, einſchließlich der Berufungsinftanz, die gerichtlichen jeder 
Partei zur Hälfte auferlegt, die außergerichtlihen dagegen fompenfirt wurden. 

Aus den Gründen: 

Streitgegenftand ift in erfter Imftanz die Forderung der Klägerin für die 
Lieferung und Montage des vom Bellagten erfauften Motors geweſen. Der Be: 
Hagte hat fie anfänglich zurüdgehalten, nad Verkündung der erjtinftanzlihen Ent 
ſcheidung aber, nad) Befeitigung des gerügten Mangels durd die Klägerin, in 
mehreren Theilzahlungen getilgt, deren leßte Hinter der Zuftellung des Berufungs- 
ſchriftſatzes der Klägerin liegt. Es war alfo zu dem leßteren Zeitpunft die An— 
fehtung der Entſcheidung aud in der Hauptſache möglid. Das nit bios auf 
dem Koftenpunft beſchränkte Rechtsmittel ift daher zuläffig eingelegt und daß in 
Folge der nadträglihen völligen Befriedigung der Klägerin nur nod über die 
Prozeßkoften zu entjheiden ift, fteht feiner Weiterverhandlung nicht entgegen. 

Zu vergl. Entſcheid. des Reichsgerichts in Civilfa_hen Bd. 18 S. 418 flg., 

Bd. 20 ©. 430 flg., BP. 27 ©. 365 flg., Grudot, Beiträge Bd. 33 
©. 1139. 

In der Sache jelbft handelt es ſich lediglich um die Frage, ob der Beklagte 
zur Zurücdhaltung der mit der Klage geforderten, nad) Grund und Betrag uns 
ftreitigen Leiftung bevehtigt war. Für ihre Beantwortung ift e8 gleichgültig, ob 
die Klägerin den Motor, deffen Bezahlung fie fordert, erft auf die Beſtellung des 
Deflagten aus ihr gehörigen Stoffen hergeftellt hat, oder ob eine bereits fertig 
geftellte — ſei es individuell beftimmte, fei es durch den in ihrer Konjtruftion 
begründeten Gattungsbegriff gekennzeichnete — Maſchine den Gegenftand des Ber: 
trages gebildet hat. Denn aud, wenn eine nur der Gattung nad) beftimmte 
Sache zu liefern war, würde die unftreitige Annahme des ihm als Erfüllung an 
gebotenen fonfreten Motors durch den Bellagten die thatſächliche Umwandlung des 
Vertrages in den über eine individuell beftimmte Sade in ji ſchließen, 

vergl. Entjheidungen des Reichsgerichts Bd. 6 S. 190, Br. 12 ©. 84, 

Bd. 20 ©. 6, Bd. 30 ©. 159; Wengler’s Ardiv, N. F., Bd. 10 
©. 752; Sächſ. Ardiv Bd. 6 S. 698, 
und zwar nad dem Rechte des Königl. Sächſ. Bürgerlichen Geſetzbuchs mit der 
Rechtsfolge, daß der Bellagte nicht, wie beim Gattungsfauf, die Lieferung eines 
fehlerlofen Motors ftatt des erhaltenen mangelhaften oder die Nadjgewähr der 
fehlenden Eigenſchaft dur die Bejeitigung des nachträglich entdedten Mangels 
verlangen Tann, fondern daß ihm nur die in dem geſetzlichen Vorſchriften über die 
Gewähr der Fehler begründeten Rechtszuſtändigkeiten zur Seite ftehen, die in dem 
Anfprud auf Wandlung oder auf Minderung des Kaufpreifes und beziehendlich auf 
Schadenerſatz ſich erſchöpfen. 
Motive zu $ 909 des B. G. B.'s, abgedruckt bei Siebenhaar, Kommentar, 
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2. Aufl., Bd. 2 ©. 149; Wenglers’s Ardiv, N. F., Bd. 10 ©, 440; 
Sächſ. Ardiv Bd. 7 S. 70 fig. 

Das entzieht feiner Einrede die vedhtlihe Grundlage, die er ihr aus der aus 
dem Kaufvertrag Hergeleiteten Verpflichtung der Klägerin zur Abftellung des ge 
rügten Mangels geben will. Auch die Bezugnahme auf ein befonderes, dem Ab- 
ſchluß des Lieferungsvertrages nachgefolgtes Verſprechen der Klägerin vermag fie 
nicht zu begründen, da die geihuldete Leiftung nad $ 768 des B. G. B.'s nur 
wegen einer auf demjelben Rechtsgeſchäfte beruhenden Gegenleiftung zurüdgehalten 
werden fann, 

Nun ging bier aber die Verpflihtung der Klägerin nicht blos auf Lieferung, 
fondern aud) auf Aufftellung des Motors; die Klagforderung umfaßt die Gegen- 
feiftung des Beklagten für die Lieferung einſchließlich der Montage, und 
um einen Fehler der Letzteren handelt es ſich.“ Derartige, nit in der Kon— 
ftruftion der Maſchine, fondern in ihrer fehlerhaften Aufftellung begründete 
Mängel find nad) den Grundfäßen des Kaufes überhaupt nicht zu vertreten und 
fönnen nur unter der Vorausſetzung geltend gemacht werden, daß die Montirung, 
wenn ihr aud) nidt eine überwiegende den Charakter des gefammten Vertrages 
bejtimmende Bedeutung zugejtanden werden kann, 

Wengler’s Ardiv, N. F., Bd. 7 S. 113 flg.; Annalen des Oberlandes- 

gerihts Bd. 9 S. 557 flg.; Sächſ. Ardiv Br. 7 ©. 72, 
doch nicht der rechtlichen Selbftändigkeit entbehrt, jondern den Gegenftand eines 
nebeu dem Kaufvertrag beftehenden felbftändigen Vertrages bildet. 

Annalen des Oberlandesgerihts Bd. 10 ©. 52 fig. 

Man trägt feine Bedenken, das Letztere aud im vorliegenden Falle anzu: 
nehmen und findet die Rechtfertigung hierzu hauptfächlic in der Bedeutung, Die 
der Aufftellung der Maſchine zukommt und die hier dadurch bewiejen wird, daß 
die undidhte Anpaffung und die mangelhafte Befeftigung des Rades nit nur 
ihren Gang beeinträdtigt, jondern fie aud) durch die Gefahr des Abſchlagens der 
Radzähne die Möglichkeit einer weientlihen Beſchädigung ausgefeht hat. Daß die 
Gegenleiftung des Bellagten einheitlich ohne Feftftellung eines davon auf die Mon— 
tage zu rechnenden Antheils ausgeworfen worden ift, bildet für die Annahme eines 
jelbftändigen Verdingungsvertrages fein Hindernif. Die Entlohnung dafür ift 
aber dann im vereinbarten Gejfammtpreis gleichzeitig mit enthalten und der An— 
theil, den jie an ihm bat, fan, joweit es erforderlich ift, im Wege der Vertrags- 
auslegung durch das Vertragsverhältnig der beiden Leitungen zu einander ermit« 
telt werden. 

Beim BVerdingungsvertrag aber ift der Beſteller berechtigt, die Befeitigung 
der Mängel, an denen das hergeftellte Werk leidet, vom Unternehmer zu fordern, 
ohne zu ihrer al8baldigen Anzeige verpflichtet zu fein, Nur erſt die ausdrückliche 


*) Nach den Beweisergebniffen war das Zahnrad des Motors nicht gut auf die Welle 
angepaßt und ſchlecht befeftigt. 
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oder ftillihweigende Billigung der hergeftellten Sache beſchränkt feine Vertheidigung 
auf die Mängel, die ihm bei der Billigung verborgen geblieben find, Auf eine 
ſolche Billigung hat ſich die Klägerin nicht berufen, noch fann fie aus den vor» 
getragenen Thatſachen gefolgert werden. Sie liegt insbefondere nit in der In— 
gebrauhnahme des Motors durd den Bellagten, da die vom Sadverftändigen 
beftätigte verborgene Lage der betreffenden Maſchinentheile die Urſache des mangel- 
baften Ganges der Maſchine nicht jofort erkennen ließ, und ebenjowenig in der 
theilweifen Berihtigung des Kaufpreifes, die aud nad dem Zugeftändnig der 
Klägerin unter Hervorhebung des damals bereits hervorgetretenen Mangels er 
folgt ift. 

Das hiernach anzuerfennende Recht des Bellagten auf Bejeitigung der 
mangelhaften Anpaffung und Befeftigung des Zahnrads auf und an der Welle 
des Motors giebt ihm die Befugniß, bis zur erfolgten SHerftellung des ordnungs- 
mäßigen Zuftandes jeine Gegenleiftung aus demſelben Rehtsgeihäft zurüdzuhalten 
und das begründet die geltend gemachte Zurüchaltungseinrede zwar nicht nad) dem 
Umfange, in dem jie erhoben worden ift, aber dod nad; demjenigen Bruchtheil 
der Klagforderung, die als die Gegenleiftung des Beklagten für die von der Klä— 
gerin gewährte Montage des Motors anzufehen ift. 

Dabei fann unentſchieden bleiben, ob auf das Zurückhaltungsrecht aus 8 768 
des B.G. B.'s, um das es ſich hier handelt und das im Gegenfaß zu dem Zurüd- 
haltungsrecht des Handelsrehts dem Gegner zur Vertragserfüllung nöthigen, nicht 
aber die letztere jihern ſoll, jhon nad den Grundſätzen der aud dem vertrags: 
brüdigen Gegner ſchuldigen Billigkeit immer nur in den Grenzen geltend gemacht 
werden fann, die ji aus dem Umfange des eigenen Anſpruchs des Zurüdhalten- 
den ergeben. 

Entſcheidungen des Reihsoberhandelsgerihts Bd.2 ©. 384, Bd. 18 ©. 276, 

Bd. 21 S. 207; Blum, Urtheile und Annalen, Bd. 1 ©. 134; Ent: 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 4 S. 198; Seuffert's Ardiv Br. 
41 ©. 15, Bd. 49 ©. 32; Annalen des Oberlandesgerihts Bd. 1 
©. 288 und die unter O IV 65/88 und 108/92 ergangenen Entjdei- 
dungen beffelben Gerichtshofes. 

Denn das ift ohne weiteres Far, daß die Gegenleiftung aus dem Berdin: 
gungsvertrage, der gegenüber das Zurüdhaltungsredgt des Beklagten überhaupt nur 
in Frage fommen fonnte, nur einen verhältnißmäßig Kleinen Bruchtheil der Klag- 
forderung darftellen fann, die den gefammten Anſpruch der Klägerin aus der Liefe— 
rung und der Montage de8 Motors zum Gegenftand hat. Zu dem Antrage auf 
völlige Klagabweifung war daher der Bellagte feinesfalls berechtigt. Trotz des 
ihm in den angegebenen Grenzen zuftehenden Zurüdhaltungsredhtes, das in den 
bereit8 hervorgehobenen Thatjahen feine Begründung und feinen Beweis findet 
und durch die dagegen erhobenen, ſchon vom Borderridter in zutreffenden Er: 
wägungen zurücgewiefenen Einwendungen der Klägerin nicht hinfällig wird, würde 
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er mindeftens infoweit unbedingt zu verurteilen gewejen fein, als in der Klag— 
forderung der Kaufpreis für die Machine enthalten ift. 

Eine ziffermäßige Feftftellung defjelben und damit zugleich des auf die Mon— 
tage entfallenden Theiles der Klagforderung ift für die allein nod zu treffende 
Koftenentiheidung entbehrlich. Soviel wiegt die Einrede jedenfalls, daß eine An— 
wendung der Beitimmung in $ 88 Ubi. 2 der C. P.O. zu Gunften der Klägerin 
ausgeſchloſſen iſt. Die Koften find daher nad) dem Ermefjen des Gerichts gegen 
einander aufzuheben oder verhältnigmäßig zu theilen ($ 88 Ziff. 1 der E.P.O.), 
und es entipricht der geſammten Sadjlage, wenn dies dahin geſchehen ift, daß jede 
Partei die gleihe Koftenlaft trifft. 

Die Berufung der Klägerin hat daher nur einen Theilerfolg finden Können. 
Soweit fie die Zutheilung der ſämmtlichen Koften des Nechtsftreites an den Be— 
flagten erjtrebt hat, war jie als unbegründet zurückzuweiſen. Es entipridt diejer 
Sadjlage, wenn aud) die Redtsmittelfoften in der gleihen Weife, wie diejenigen 
der erjten Inftanz, unter den Parteien zur Aufrechnung und BVertheilung gebradit 
worden find. 


Anftellung eines gewerblihen Geihäftsführers auf Probe; Wegfall der 
Probezeit nad Ablauf einer angemeilenen Friſt. $ 133a der Gew.O. 


Urtheil des D.L.G.'3 Dresden vom 4, November 1897. O. V. 64/97. 


Der Kläger hat bei dem Bellagten, einem Fabrikbeſitzer als „gewerblicher 
Geihäftsführer” gegen einen jährliden, in Monatsraten zahlbaren Gehalt von 
2000 .4 vom 15. Januar 1893 ab in Dienften geftanden, 

Bei der Anftellung war ihm geftattet worden, nebenbei eine Agentur für 
Kops-FFärberei anzunehmen. 

Am 8. Dezember 1896 ift er vom Beklagten ohne vorherige Kündigung 
entlafjen worden. 

Mit der gegenwärtigen Klage forderte der Kläger 588 .# 50 8. Gehalt 
auf die Zeit vom 8. Dezember 1896 bis zum 31. März 1897. 

Der Beklagte ftüßte feinen Antrag auf Klagabweifung — außer auf 
andere Einwendungen — darauf, daß der Gegner von ihm nur auf Probe ans 
geftellt worden jei. Der Kläger verneinte dies. 

Unftreitig ift, daß der Kläger den techniſchen Betrieb geleitet, mit der eigent« 
lichen kaufmänniſchen Buchführung aber nichts zu thun gehabt und nur Bücher 
mit Berehnungen über den zu erzielenden Gewinn geführt, auch die Leute an- 
geftellt und entlaffen, aud) einen „Webermeifter” unter ſich gehabt hat. 

Die in erfter Imftanz ausgejprodene Berurtheilung wurde gebilligt aus 
folgenden Gründen: 

Der Annahme des Landgerichts, daß der Kläger den „Werfmeiftern, Be— 
triebsbeamten und ähnlichen Angeftellten“, wie fie in $ 133, der Gew.O. aufs 
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geführt werden, beizuzählen fei, ift Feine Partei entgegengetreten., Der Kläger 
ſelbſt bezeichnet ſich als „gewerblichen Geſchäftsführer“. Er gehört weder zu den 
einfachen Arbeitern und orarbeitern nod ijt er als jelbjtändiger Stellvertreter 
des Gewerbeunternehmers anzufehen, er ift vielmehr der zwiſchen beiden bejtehen- 
den Mittelftufe zuzuredinen, auf die die Vorſchriften in den 88 1334 flg. der 
Gew.O. Anwendung leiden. Hierfür ſpricht einerfeit® der Umftand, daß der 
Kläger den Betrieb zu leiten, insbeſondere aud; die Arbeiter anzuftellen und zu 
entlafjen hatte, während andererjeit® die geringe Höhe des Gehalte darauf hin— 
weift, daß der Kläger nicht als jelbjtändiger Vertreter des Gewerbeunternehmers 
anzuſehen ift, 

von Landmann, Gew.O., 1895 Bd. II ©. 902; von Sdhider, Gew.d. 

1892 ©. 329 Nr. 4; Reihsgefek vom 29. Yuli 1890 $ 2 Abf. 2, 
fowie den Kommentar dazu von Dr. Wilhelmi und Dr. Fürft, ©. 23 
Nr. 5 flg. 
Nach der jomit maßgebenden Vorſchrift im $ 133 a der Gew.O. ift der Anfprud 
des Klägers an ſich gerechtfertigt. Der Beklagte felbjt verneint das nicht und 
ftüßt feine Rechtsvertheidigung allein darauf, daß er beredtigt gewejen ei, den 
Kläger ohne Kündigung zu entlaffen. 

Den Hauptwerth legt er dabei darauf, daf die Anftellung des Klägers nur 
auf Probe erfolgt jei. Den erften Richtern ift darin beizuftimmen, daß der Be— 
klagte auf eine jolde ertragsbeftimmung, aud) wenn fie ausdrüdlid oder ftill- 
ſchweigend getroffen worden wäre, fid) nicht mehr würde berufen Fünnen, 

Die Anftellung auf Probe hat allerdings im allgemeinen die Bedeutung, 
daß der Angeftellte jeder Zeit, ohne Einhaltung insbefondere der vom Geſetze etwa 
vorgeſchriebenen Kindigungsfriften, entlaffen werden kann. Sie erfolgt aber in 
der Regel auf eine beftimmte kürzere Frift, nad) deren Ablauf das Recht zur ſo— 
fortigen Entlafjung wegfällt. Aud in den Fällen, in denen eine jolde Frift nicht 
ausdrücklich bejtimmt worden ift, muß man es als don den Bertragidließenden 
ſtillſchweigend gewollt anjehen, daß die Probezeit nicht bejtändig fortdauern, fon» 
dern mit dem Ablaufe einer angemefjenen Frift aufhören foll. Die entgegengefeßte 
Auffaffung würde dazu führen, daß der zuerft auf Probe Angeftellte auch nad) vielen 
Jahren noch ohne weiteres entlafjen werden könnte, aljo dahin, daß die Anjtellung 
auf Probe den Dienftheren für immer zur jofortigen Vertragsaufhebung be 
rechtigte, das aber kann nicht als der Wille der Betheiligten angejehen werden; 
deren Wille geht vorausjeglic vielmehr dahin, daß zuerft eine Probezeit eintrete, 
nad deren Ablauf aber das Dienftverhältniß entweder aufgelöft oder in ein 
dauerndes verwandelt werde. Dabei fehlt e8 auch dann, wenn feine bejtimmte 
Friſt vereinbart worden ift, nit an einem genügenden Anhalte zur Beantwortung 

ı der Frage, von wann an das Dienftverhältnig als ein dauerndes anzufehen jei; 
| maßgebend wird die Frift fein, die nad) Lage der Sache erforderlih war, die 
Brauchbarkeit des Angeftellten zu erproben, 
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Wendet man diefe Grundjäße auf den vorliegenden Fall an und erwägt 
man weiter, daß der Beklagte mindeftens nad) Iahresfrift die Leiftungsfähigfeit 
des Klägers hinreichend beurtheilen Konnte, jo kann dem Beklagten unbedenklich 
entgegengehalten werden, daß er fid nad) Ablauf von Drei und dreiviertel Jahren 
auf die probeweife Anftellung nicht mehr berufen fonnte, 

Daß hieran aud durd die angebliche Aeußerung des Klägers, „er fünne 
jeder Zeit fort, weil er nur auf Probe da fei“, nichts geändert werden würde, 
hat das Landgericht gleichfalls fchon ausgeiproden. Es handelt fi infoweit um 


unverbindlihe Meinungsäußerungen gegenüber Dritten, wodurd das Vertrags: | 
verhältniß zwiſchen den Parteien nicht berührt wurde. Höchſtens fommt in Frage, 


ob nit aus der nachträglichen Erklärung des Klägers ein Rückſchluß auf feine 
urſprüngliche Willensmeinung gezogen und fomit angenommen werden müſſe, 
er fei in der That von Anfang an der Meinung gewejen, daß die Anftellung 
auf Probe beide Theile dauernd beredtige, den Dienftvertrag ohne vorherige 
Kündigung aufzuheben. Allein ein folder Rückſchluß erſcheint nicht gerechtfertigt. 
Es ſpricht ſoviel für die Annahme, auch der Kläger feinerjeits fei der gegentheiligen 
aus der Natur der Sache fid) ohne weiteres ergebenden Anſchauung gewejen, daß 
man auf jene fpätere Aeußerung allein fein entjcheidende® Gewicht würde legen 
fönnen, zumal fie — nad) der Behauptung des Bellagten — nur einem Dritten 
gegenüber gefallen ift und unter Umftänden, die dem Kläger feineswegs die forg: 
jame Abwägung jedes einzelnen Wortes nahelegten. Dazu kommt, daß der Kläger 
nur don feinem Recht, „jede Zeit fort zu können”, gefproden haben ſoll. 


Zufiherung beftimmter Eigenſchaften der Wanre neben der Verabredung 
der Probemäßigkeit? Klagänderung, wenn der Verkäufer erft in zweiter 
Inftanz behauptet, e8 jei nad) Probe gelauft worden? 


Urtheil des L.G.'s Leipzig, Eiv.K. II vom 22. März 1897. Dg. II. 254/96. 


Die Bellagte hat durch Poftfarte vom 23. September 1895 bei dem Kläger 
angefragt, zu welchem äußerften Preife er Ia weißen rheiniſchen naturellen Faß— 
weinftein rein offerire. Durd) Antwort vom 26. September 1895 erfolgte das 
Angebot zu 114 .# per 100 Kilo netto per Kaffe mit 2%, Sconto mit dem Zus 
fage: „Muſter ftehen zu Dienften“. Darauf forderte die Beklagte durch Poſt— 
farte vom 28. Eeptember 1895 umgehend „eine Heine Mufterfendung“, die mit 
Brief vom 30. September 1895 per Mufterpoft „wie offerirt” überfandt worden 
if. Am 3. Oftober 1895 beſtellte Beklagte durch Poftlarte „die 200 kg Ia 
weißen naturellen Faßweinſtein garantirt rein”, 

Gegen die auf Bezahlung des Kaufpreifes gerichtete Klage wendete Beklagte 
ein, der Weinftein ſei nicht garantirt rein gewejen; auch beftritt fie, nad) Probe 
gekauft zu haben; die Beſtellkarte jage nichts davon. Die Probe kann Beklagte 
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nit vorlegen und über deren Verbleib, Natur und gegneriih behauptete Ueber: 
einftimmung von Probe und Waare nichts angeben. 

In zweiter Inftanz wurde die Beklagte nad) dem Klagantrage verurtheilt. 
Aus den Gründen: Der erftinftanzlihe Thatbeftand hat eine erhebliche Verſchie— 
bung dadurd erfahren, daß nad) Einverftändniß der Parteien die Beklagte vor 
dem Vertragsabſchluß die Mufterfendung gefordert und empfangen hat,*) und daß, 
wie nad E.P.O. $ 129 angenommen werden muß, die Lieferung mit dem Muſter 
übereinftimmt. 

„Das Mufter ift offenbar verlangt und gejandt, um als Ausfallsprobe zu 
dienen, um aljo in ihr die Qualitäten der Waare erfihtlich zu machen und prüfen 
zu können. Und wenn aud die Beklagte in ihrer Bejtellfarte auf das Mufter 
nit Bezug nimmt, jo muß dod nah Treu und Glauben angenommen werden, 
daß diefes ihr. genügte und die in Geftalt defjelben offerirte Waare von ihr ge- 
fauft werden jollte. Allerdings wird diejelbe als „Ia weißer natureller rheiniſcher 
Fafweinftein garantirt rein“ vom Kläger bezeichnet und als folder von der Be 
flagten gefauft. Daraus folgert fie, daß die Lieferung nur dann eine vertrags— 
mäßige fei, wenn ihr die bezeichneten Eigenjhaften zufommen — und gerade daran 
joll e8 fehlen. Auch muß zugegeben werden, daß neben der Verabredung der Probe— 
mäßigkeit jehr wohl die Zufiherung anderer Eigenſchaften hergeben kann. Das ift 
in der Rechtſprechung des höchſten Gerichtshofes wiederholt anerfannt (Bolze, 
Prarie des R.G.'s Bd. VII Nr. 533, Bd. X Nr. 470, Bd. AI Nr. 387, vgl. 
auch Staub, Kommentar 5. H.G. B. 2. Aufl. S. 772.) 

Aber davon wird dann nicht zu jprechen fein, wenn die Probe gerade den 
Zwed bat, über die zugeſicherten Eigenihaften den gewünſchten Aufſchluß zu geben, 
diefe, jo zu jagen, zu konkretiſiren. In einem folden Fall joll die Anſchauung 
die immerhin möglichen Verſchiedenheiten der Auffaffung, welden die allgemeinen 
Zufagen begegnen können, bejeitigen und die Probe die nähere Determination der- 
jelben geben. Eo lag es im gegenwärtigen Fall. Der Kläger erklärte bei der 
Offerte vom 26. Eeptember: „Mufter ftehen zu Dienften“; darauf forderte die 
Bellagte die Mufterjendung und beftellte nad ihrem Empfang. Dieſes Berfahren 
duldet feine andere Auslegung als die obige. Das Mufter fonnte vernünftiger: 
weife nur gefordert und gejandt werden, damit durch dajjelbe eine Prüfung der 
Eigenſchaften der Waare und zwar gerade aud) der gewollten Eigenſchaften „natus 
rel, rein“ ermöglicht werde. Daher war die Probe auf ihre Zuſammenſetzung 
und Verwendbarkeit zu unterſuchen. Daß dies nicht thunlich gewejen ſei, ift von 
der Bellagten in jchlüffiger Weife nicht behauptet. Und daher muß mit der Probe 
die ihr umbeftritten entiprehend gelieferte Waare Hinfitlih der den Gegenftand 
des gegenwärtigen Etreit8 bildenden Mängel als genehmigt gelten. Die Beklagte 
wollte eben mit jener ftilliyweigend genehmigten Probe übereinftimmende Waare 


*) Hiervon hatten die Parteien in erfter Inſtanz nichts erwähnt. 
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haben und ſolche hat fie erhalten. Daß dabei dem Kläger ein unredliches Ver— 
halten zur Laft falle (vergl. Bolze a. a. O. XI Nr. 387), ift nit behauptet, 

Entſprechend entſchied der höchſte Gerichtshof in einem Urtheil v. 16. März 
1889 (Bolze Bd. VII Nr. 585, 585). 

Die Nüge der Klagänderung gegenüber der Berufung des Klägers auf die 
Probemäßigfeit der Waare ift grundlos; denn, wie oben angezeigt, follte die Waare 
und die Zufage ihrer Eigenſchaften durd) die Probe lediglid die nähere Determi— 
nation empfangen. Der Klaggrund bleibt das urjprünglicd behauptete, jet nur 
genauer jubjtantiirte Rechtsgeſchäft. 


Beanftandung einer größeren Lieferung wegen theilweiler Mangelhaftig- 

feit. Die NRügefrift des Art. 347 des 9.6.8.8 ift nad) den beionderen 

Verhältnifien des konkreten Falles, nicht nad) allgemeinen, der Beichaffen- 

heit der Eendung entnommenen Erwägungen zu beurtheilen. Berfügung 

des Käufers über eine Waare, die er als unempfangbar dem Berkäufer 
zur Dispofition geftellt hat. Nothverkauf. 


RG. VL Eiv.:Sen. Urth. v. 28. Dftober 1897. VI. 180/97. 


Der Bellagte erhielt von der Klägerin auf Beftellung zwei Waggons „naffe 
Kalbsköpfe“ jogenanntes Yeimleder geliefert. Der erfte Waggon traf am 6, April 
1895, der zweite am 3. Mai 1895 auf der Eiſenbahnſtation Lehrberg ein. Die 
Yadung des erſten Waggons wurde fofort nad) Eintreffen von einem Bedienfteten 
des Beklagten unterſucht, jedoch erſt am 11. April, die zweite Lieferung dagegen 
ihon am 3. Mai al$ verdorben und unbrauchbar zur Verfügung gejtellt. Die 
erite Lieferung wurde jodann durch die Gütererpedition Pehrberg, die zweite durch 
den Beklagten öffentlid) verteigert. 

Die auf Zahlung des Kaufpreifes erhobene Klage wurde in erjter und 
zweiter Inftanz abgewiefen; das Reichsgericht hob das Urtheil aus den nad): 
ftchenden Gründen auf: 

Das Berufungsgeriht eradjtet die Vertragswidrigfeit der gelieferten Waare 
für erwieſen, die Mängelanzeige auch hinſichtlich der erſten Yieferung für recht— 
zeitig, auch bei theilweiler Mangelhaftigfeit der Waare den Beklagten zur Zurück— 
weilung des Ganzen für beredtigt und die beiden Verkäufe für gerechtfertigt. 

Die Revifion rügt die Verlegung der Art. 347 und 348 des H. G. B.'s. 
Hinfihtlid der erjten Yieferung fei die Mängelanzeige verjpätet, da Zeuge H. die 
Waare jofort nad ihrer Ankunft unterfudt und den Beklagten hiervon verjtän- 
digt habe. Auch in dev Mängelanzeige vom 11. April ſei nur gerügt, daß ein 
Theil der Waare verdorben geweſen. Der Bellagte hätte den empfangsfähigen 


von dem nicht empfangsfähigen Theile abjondern müffen. Verkauf unter Nichts 
Arhiv für Dürgerl, Recht u. Prob VII. 48 
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beobachtung der Vorſchriften des Art. 343 des H.G. B.'s fei eine eigenmädtige 
Verfügung und gelte als nadträglihe Annahme. 

Die Rüge der Art der Mängelanzeige betrifft fjomit die beiden Lieferungen, 
die Beanftandung der Rechtzeitigkeit die erfte, die Rüge der eigenmäähtigen 
Verfügung nur die zweite Lieferung. 

Ob bei theilweier Mangelhaftigkeit das Ganze zurüdgewiejen werden darf, 
hängt zunächſt davon ab, ob nad dem Willen der Parteien, nad) der Natur des 
Vertrages oder der Beihaffenheit des Gegenftandes die Sendung als eine un— 
theilbare zu eradten if. Das Berufungsgericht macht geltend, der Beklagte 
habe bei der waggonweijen Beſtellung ein fpezielles Intereffe an der Bertrags- 
möäßigfeit und demgemäßen Empfangbarfeit der ganzen Waggonfendung gehabt und 
babe fhon aus diefem Grunde das jeweild in einem Waggon verladene Kalbe: 
leder als Ganzes zurücweilen können, Auch bringe e8 die Natur und Beihaffen- 
heit der in jo großer Menge hergericdhteten, waggonweife verladenen nur beftellungs» 
gemäß dieſer Weife gelieferten Kalbsköpfe mit fich, daß diefes verkaufte Objekt als 
ein wirthſchaftlich untrennbares Ganze anzufehen fei. Dem Beklagten dürfe ohne» 
dies nicht zugemuthet werden, aus jedem der Waggons den in der Vermiſchung 
mit verborbenen Kalbsföpfen enthaltenen Theil vertragsmäßiger Waare auszu— 
jortiren. Die Waare, vom Knochengerüſte abgelöfte Fleiſchtheile von Kalbe- 
füpfen, war waggonweije zu dem Preiſe von 12,50 .# per 100 Silo beftelft, jo 
daß fid) der Preis der Sendung nad dem Abzuge der Tara gemäß dem Netto 
gewicht berechnete. Da der Beflagte zum Zwede der Gelatinebereitung fäulniffreie 
Waare bedungen hatte, bei aufeinandergelagerten organiſchen Stoffen die äufer- 
lich wahrnehmbare Zerjegung eines Theiles aber feineswegs die Grenze des Fäul- 
nißprozefies bezeichnet, die Ausfheidung der etwa noch gefunden Theile fomit ein 
umftändlidhes, zeitraubendes Verfahren erfordert hätte, fo erſcheint fowohl die An- 
nahme der Untheilbarkeit, als aud die Annahme geredtfertigt, daß die Aus- 
ſcheidung der Klägerin obgelegen hätte. (Vergl. Entſcheidung des Reichsgerichts, 
I. Eivil-Senats, vom 25. Novbr. 1896; Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 ©. 13 
Nr. 35.) 

Die Mängelanzeige ift nicht von der Unterfuhung der Waare bedingt, fie 
fann aber auf die Unterfudung geftüßt werden. Soll fie auf Grund der Unter 
ſuchung erfolgen, jo muß dem Käufer die zur Unterfuhung erforderliche Zeit ges 
währt werden; anderjeit8 darf die Unterfuhung auch nicht verzögert werden. Die 
Mängelanzeige darf aljo nicht früher gefordert werden, als fie auf Grund ber 
ohne Verzug vorgenommenen Unterjudung erfolgen kann, die Unterfuhung jelbft 
darf aber aud nicht zu einer durch den ordnungsmäßigen Geſchäftsgang nicht 
veranlaßten Verzögerung ber Anzeige benußt werben. Reichs-Oberhand.Ger.⸗ 
Entſch. Bd. 13 ©. 9; Staub, Handelögefeßbud, 3. u. 4. Aufl. S. 859 8 25. 

Das Berufungsgeriht führt nun allerdings aus, in Anbetradit des Um— 
ftandes, „daß es fi um eine Durchſuchung eines mit 200 Etr. Leimleder be- 
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ladenen Eifenbahnwaggons handle, was zweifello® mit vieler Mühe und Zeit ver- 
bunden ſei,“ babe es fir die Unterfuhung eine Zeitdauer von fünf Tagen für 
entſprechend eradtet. Daß aber in der That eine Frift von fünf Tagen zur 
Unterfudung erforderlich gewejen, ift nicht dargethan. Die Annahme des Erforder- 
nifjes von fünf Tagen fteht mindeftens anjcheinend im Wideriprud mit der Dar- 
ftellung des Zeugen H., jelbft wenn man annimmt, daß exjt die weitere durch 
Stihproben gemachte Unterfuhung der Waare ein ſicheres Urtheil über deren 
Beſchaffenheit ermöglicht Habe. Denn nad diefer Darftellung wäre feine Unter: 
juhung, die Berftändigung des Bellagten S. und die weitere Unterfuhung in 
defjen Gegenwart in ummittelbarer Zeitfolge vorgenommen worden. Hiernach 
wäre fein Grund erfihtlid, der eine Verzögerung der Mängelanzeige um mehrere 
Tage zu rechtfertigen vermöchte. Die Vorſchrift der fofortigen Anzeige ſchließt den 
Berzug, d. h. ſchuldhafte Verſäumniß aus; der Verzug ift aber individuell, d. h. 
nad der konkreten Sadjlage, nit nad) allgemeinen, der Beihaffenheit der 
Eendung entnommenen Erwägungen zu beurtheilen. Gegenüber der Darftellung 
ded Zeugen H. erideint jomit die Annahme der Redtzeitigkeit der Mängelanzeige 
binfihtli der erften Sendung nicht ausreihend begründet. 

Hinfihtlih der zweiten Sendung hat die Klägerin ferner geltend gemacht, 
der Beklagte Habe eigenmädhtig über diefelbe verfügt, indem er fie ohne Erlaub— 
niß der Klägerin verfteigert habe. Das Berufungsgericht ftellt feit, der Beklagte 
habe fie, nachdem er fie zur Verfügung geftellt, zu fi) in Verwahrung genommen 
und jpäter zur Abwendung weiteren Schadens verfauft, Der Bellagte habe im 
Itereffe der Klägerin nur gethan, wozu er nad) Art. 348 Abſ. 1 des H.6.8.'8 
verpflichtet und nad Abſatz 5 überdies beredtigt gewejen fei. Die behauptete 
Nichteinwilligung der Stlägerin oder „eine andere Nichteinhaltung einer vom Be— 
Hagten nad Art. 343 des H.G. B.'s zu beobadtenden Förmlichkeit“ ſei für die 
Entſcheidung diefes Prozefjes, in dem es ſich um die Frage handle, ob der Be— 
klagte zur Bezahlung der Kaufpreie für die zwei m. Leimleder verpflichtet 
fei, völlig belanglos. 

In welher Weiſe der Verkauf erfolgte, ob er —— den Formen des 
Art 343 des H.G. B.'s entſprach oder, wie anzunehmen, unter Verlegung der— 
ſelben vollzogen wurde, iſt nicht feſtgeſtellt. Gemäß Art. 348 des H. G. B.'s hatte 
der Beklagte für die einftweilige Aufbewahrung der beanftandeten Waare zu 
forgen. Diefe Verwahrungspfliht dauert aber nicht länger, als bis der Verkäufer 
durch die Benachrichtigung von der Sadjlage in die Yage verjegt ift, anderweit 
über die Waare zu verfügen. Die Veräußerung der beanftandeten Waare kann 
als Nothverfauf oder als nützliche Geſchäftsführung in Betracht fommen. Aud) 
der Nothverfauf muß gemäß Art. 348 in den Formen des Art. 343 erfolgen. 
Sind weder die Vorausſetzungen des Nothverfaufs, noch der nützlichen Geſchäfts— 
führung gegeben, oder ift der Nothverfauf nicht in den vorgeſchriebenen Formen 
erfolgt, fo gilt der Verkauf als eigenmädhtige und unberedtigte Verfügung über 
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die beanftandete Waare. Im Falle der Dispofitionsftellung ift aber als_regel- 
mäßige Folge folder Eigenmädjtigfeit eine jeden Anfprud wegen Mängel der 
Waare ausjhliegende Genehmigung derjelben anzunehmen. (Entid. des R.G.'s 
Bd. 17 S. 68; Staub, a. a. O. zu Art. 348 $ 9 Abi. 2 und 8 10; Pudelt- 
Foertſch, Komm. zum H.G. B. II. Bd. Nr. 15 ©. 1006 und 1007). 

Nothverkauf jegt voraus, daR die Waare dem Verderben ausgeſetzt und 
Gefahr im Berzuge if. Der Umſtand, daß der Verfäufer feine Verfügung ge 
‚ teoffen hat, gewährt das Verkaufsrecht nod nit (Staub, a.a.D. $ 9). Mit 
der bloßen Feſtſtellung, der Beklagte habe im Intereſſe der Klägerin gehandelt, 
ohne irgend welche Prüfung der wirklichen Sadjlage, der Abſichten des Verkäufers, 
der Verfaufsgelegenheit, des Ergebnifjes zc., find die Vorausfegungen der nüß- 
lichen Geſchäftsführung nicht dargethan. 

Die Entjheidung beruht aber in diefer Beziehung injofern auf einem ent- 
ſchiedenen Rechtsirrthum, als das Berufungsgeriht die Thatſache des Verkaufs 
als für die Entjdeidung über den Klageanſpruch belanglos erklärt. 

Hiernad) war das Berufungsurtheil aufzuheben und die Sache zur ander- 
weiten Verhandlung und Entiheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 


Entlafiung eines Handlungsgehilfen des Gemeinjchuldners wegen vor der 
Konlurseröffnung liegender Verfehlungen. Entlafjung für einen jpäteren 
Zeitpunkt ftatt der jofortigen Entlaffung. 


R.G. L Civ.S. Urth. v. 26. Juni 1897. L 78/97. 


Der Kläger hatte mit dem Kaufmann Albert L. einen Vertrag abgeſchloſſen, 
durch den er die Dberleitung des Y.’ihen Gejhäfts gegen eine Vergütung von 
6000 .# jährlih für die Zeit vom 1. Juli 1893 an bis zum 1. Juli 1898 über- 
nommen hatte. Am 19. Dezember 1894 wurde über das Vermögen des 8. 
Konfurs eröffnet; der Konfursverwalter Fündigte durch Schreiben vom 11. Febr. 
1895 dem Kläger deſſen Stellung im L.eſchen Gejhäfte unter Bezugnahme auf 
$ 19 der Konk.O. und Art. 61 des 9.6.8.8 zum 1. April 1895 auf, In 
Folge deſſen meldete der Kläger im Konfurje feine „eventuellen Anjprüde” aus 
dem Bertrage für die nod) laufende Kontraftszeit unter Vorbehalt einer weiteren 
Entihädigungsflage an, die Forderung wurde aber für die Zeit vom 1. April 
1895 bis 30. Juni 1898 vom Verwalter beftritten. 

Das Yandgeriht zu Potsdam eradjtete die vom Kläger angejtellte Klage für 
an ji) begründet, die Einwendungen*) dagegen nidt für durdgreifend, weil in 


) Der Bellagte wendete ein, daß Kläger feine Pflichten vor und nad) Ausbruch des 
Konkurſes gröblic verlegt, inöbejondere für eine ordnungsgemäße Buchführung zu forgen 
unterlafjen habe. 
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dem Schreiben des Konfursverwalters vom 11. Februar 1895 nur die in Folge 
der Konfurseröffnung zuläffige Kündigung, nicht aber eine Entlaffung ausgefproden, 
aud die in der Zeit nad) der Konfurseröffnung angeblid) vorgefommenen Pflicht- 
widrigfeiten des Klägers als ein für die Entlaffung zureihender Grund nicht an- 
zufehen fein. Ob der Konfursverwalter überhaupt berechtigt geweſen fein würde, 
wegen der vor jenem Zeitpunkte liegenden Verfehlungen eine Entlafjung vorzu— 
nehmen, ließ der erjte Richter dahingeftellt. Dagegen wurde die Klage vom 
Kammergerichte Berlin abgewiefen und dieje Entſcheidung vom Reichsgerichte aus 
den nachſtehenden Gründen bejtätigt. 

Der Berufungsrihter verfteht das Schreiben des Konkursverwalters vom 
24. Januar 1895**) im Sinne einer in die fhonende Form einer Kündigung ges 
kleideten Entlaffung des Klägers mit Fortbezug des Gehalts desjelben bis zum 
1. April 1895. Ob diefe Auffaffung dem Wortlaute des Schreibens gegenüber 
möglich ift, und ob das vom Berufungsrihter nit ausdrücklich berückſichtigte 
fpätere und endgültige Schreiben de8 Konfureverwalters vom 11. Februar 1895, 
durch welches dem Kläger unter Bezugnahme auf $ 19 der Konk. Ord. und Art, 61 
des H.G.B.'s zum 1. April 1895 gefündigt ift, die gleihe Auslegung geftatten 
würde, fann jedoch dahingeftellt bleiben, weil, aud) wenn der Standpunkt des Be: 
rufungsrichters auf eine Gejeßesverlegung zurüdzuführen fein ſollte, die Entſchei— 
dung auf diefem nicht beruhen würde. Einer auf die Kündigung geftüßten Ent- 
ihädigungsffage gegenüber befteht die Befugniß, Die einfeitige Aufhebung des 
Dienftverhältniffes, wie fie in der Kündigung liegt und wie fie hier, wenn aud) 
mit Hinweis auf die erwähnten Gejepesftellen, jo doch ſchlechthin und ohne Ein: 
ihränfung auf den beftimmten Tag ausgeiproden ift, aud) mit der Behauptung 
eined aus Art. 62 des H.G. B.'s Hergeleiteten Rechts auf fofortige Entlaffung zu 
rechtfertigen. Inſoweit zeigt dieſes Recht fi) nod als wirſſam. Der Handlungs: 
gehülfe hat durch die Kimdigung für die Zeit vom beftimmten Endtermine an 
nit etwa eine Rechtsbaſis gewonnen, vermöge deren feiner Entihädigungsflage 
mit der Geltendmahung eines auf Art. 62 des H.G. B.'s geftügten Rechts nur 
dann begegnet werden könnte, wenn, wie die Reviſion ausführt, die Kündigung 
gleichzeitig wegen Nichtkenntniß jenes Rechts fondicirt würde. — Will Kläger Auf: 
hebung des Entlafjungsredts durch eine ihm gewährte Verzeihung geltend maden, 
jo liegt ihm der Beweis ob. Diejer hat fi, da die Verzeihung nicht durd eine 
ausdrüdlide Erflärung geihehen, fondern den beiden oben erwähnten Schreiben 
entnommen werden joll, aud auf die Thatſache zu erjtreden, daß bei Erlaß jener 
Schreiben die Pflihtverlegungen des Klägers dem Konfursverwalter befannt ge: 
weien find. Die Annahme des Berufungsrichters nun, daß weder die Lage der 
Sache dieſe Kenntniß ergiebt, nod) daß ein weiterer Beweis für diefelbe angetreten 
ift, läßt ſich auf eine Rechtsverletzung nicht zurüdführen, insbejondere trifft den 


**) Bereits in diefem Schreiben hatte der Konkursverwalter dem Beklagten gekündigt. 
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Berufungsrihter der Vorwurf nicht, erheblihde Momente außer Betracht gelafjen 
zu haben, Daß dem Konfursverwalter überhaupt Verfehlungen des Klägers be- 
fannt geweſen find, ift nicht von entjcheidender Bedeutung, jondern e8 fommt darauf 
an, ob er von denjenigen Pflihtverlegungen, aus denen er gegenwärtig das Recht 
der Entlafjung berleitet und im Hinblid auf welde diefes vom Berufungsrichter 
als begründet anerkannt ift, Kenntniß gehabt hat oder nit. 

AZutreffend nimmt der Berufungsridter an, daß das Recht des Konkurs: 
verwalters, Pflihtvernahläffigungen des Klägers geltend zu machen, auch die ſchon 
vor der Konkurseröffnung begangenen einbegreift, und zwar folgt dies ſchon aus 
der im $ 5 der Konf,Ord. dem Sonfursverwalter gewiefenen Stellung. Indem 
der Verwalter das gemäß Art. 62 des H.G. B.'s mit dem Dienftvertrage ver: 
bundene Net der Entlaffung ausübt und auf diefe Weile das beftehende Rechts— 
verhältniß auflöft, nimmt er eine Handlung vor, durch welde das zur Maſſe ge 
hörige Vermögen verwaltet und durch welche über dasjelbe verfügt wird; ob der 
Srund zur Entlaffung in der Zeit vor oder nad) der Konfurseröffnung entftanden 
iſt, ändert an der Rechtslage nichts. 

Die Feftftellung der einzelnen Pfligtwidrigfeiten beruht auf thatſächlichen, 
dur einen Nedtsirrifum nicht beeinflußten Erwägungen. Ihre Erheblichkeit ift 
vom Berufungsridter in Bethätigung des durd Art. 62 Abſ. 2 des H.G. B.s 
angeordneten vidterlihden Ermejjens angenommen, ıc. 


lrheberbenennung; Anwendbarkeit der Borihrift in 8 73 der C.P.O. 

auf die Klage wegen Beihränkung fremden Eigentums oder auf An- 

erfennung einer Dienftbarfeit. Materielle oder prozeiiunle Natur der 
Vorichriften in SS 324, 534 des B.6.B.H? 


Urtheil des D.L.G.8 Dresden vom 18. Juli 1897. O. V. 88/97. 


Der Kläger klagt, als Befiger des — in der Oberlaufiß gelegenen — Ritter: 
gutes N. und unter Bezugnahme auf das den Gutsherrſchaften als ſolchen in 
den zum ehemaligen Markgrafenthume Oberlaufiß gehörenden Landestheilen an den 
fließenden Gewäfjern regelmäßig zuftchende Fiſchereirecht, gegen den Beklagten P. 
als Befiger mehrerer am N,er Dorfbache anliegender Flurparzellen und gegen 
den Mitbeflagten 3., den Schwiegervater und Vorbeſitzer P.’s, auf Anerkennung 
des don ihm beanfpruchten Fiſchereirechtes an der, von den Parzellen P.'s und 
von zwei anderen, hier nicht weiter in Betracht kommenden Flurftücen begrenzten 
Strede des N,er Dorfbachs, jowie auf Androhung einer Strafe für jeden Zumider- 
handlungsfall. 

Es Hatten nämlich unbeſtritten, als am 25. Mai 1895 der Kläger durch 
mehrere Perſonen den Bach in der betreffenden Strecke hatte fiſchen laſſen wollen, 
P. und der ihn begleitende Mitbeklagte J. die bereits mit Netzen ins Waſſer 
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geftiegenen Leute des Klägers am Fiſchen gehindert und ihnen ein Fiſchnetz 
abgepfänbet. 

Der Beklagte P. hat in der Vorinftanz um Slagabweifung gebeten, der 
Mitbeflagte 3. aber in der erften mündliden Verhandlung den ſchon zuvor 
dem Kläger zugeftellten Antrag verlejen, ihn von der Klage zu entbinden, 

Wie in der leßteren Beziehung im Thatbejtande bes erſtinſtanzlichen Urtheils 
weiter feftgeftelit worden ift, hat J., feitdem er im Jahre 1892 aufgehört Hat, 
Eigenthümer der jetzt P.’n gehörigen Parzellen zu fein, für fi) keinerlei Fiſcherei— 
recht im Dorfbade in Anfprud genommen, und nur geltend gemadjt, daß er, als er 
am 25. Mai 1895 gemeinfam mit P. den Leuten des Klägers das Fiſchen unterjagt 
und fie zu pfänden, geholfen habe, „nur im Namen und auf Geheiß P.'s ge 
handelt habe”, da diejer allein der Mehrzahl von Fiſchenden nicht habe entgegen« 
treten können, Nah den ferneren erftinftanzlicen Feſtſtellungen hat der Kläger, 
„ohne diefe Thatfahen zu beftreiten”, aus Rechtsgründen einer „nominatio 
auctoris“ widerjproden, der Beklagte P. aber die Behauptungen 3.8 als richtig 
anerkannt und erklärt, daß er den Prozek an deſſen Stelle übernehme, 

Durch das erftinftanzlidhe Urtheil ift der Beklagte I. von der Klage ent- 
“ bunden und ift dabei beftimmt worden, daß die ihm gegenüber erwachſenen be- 
ionderen Koften des Nechtsftreites vom Kläger zu tragen ſeien. Die Vorderrichter 
halten eine analoge Anwendung der Vorſchriften in den 88 534 des B. G. B.'s 
und 73 der EP.D. und zwar in der erfteren Beziehung auf einen Fall der 
Geltendmahung eines Fiſcher eirechtes und nad der anderen Hinfiht auf die 
Fälle der Negatorien- und der Confejjorienklage für zuläffig und zutreffend 
und beziehen ſich Hierfür und für die jonftige prozeſſualiſche Behandlung des Streit- 
falfes auf die in Wengler's Archiv, Jahrgang 1890, ©. 585 flg. und in den 
Entjheidungen des Reihsgerihts in Eivilfahen, Bd. 22 ©. 393 flg. abgedrudten 
Urtheile. Auch verweift die Vorinftanz bezüglich der Entjheidung über den Koſten— 
punkt auf die Beftimmung in $ 87 der C. P.O. und auf die Ausführungen einiger 
Commentatoren der C.P.O. zu $ 73 der leßteren. 

Ein vom Kläger rechtzeitig geftellter Antrag, den Thatbeftand dahin zu be 
rihtigen, daß er die Behauptung 9.'8, „er habe nur im Namen und auf Geheiß 
P.s gehandelt”, nicht nur nicht zugeftanden, vielmehr ausdrücklich beftritten habe, ift 
von den Vorderrichtern durd) Beſchluß als ungeredtfertigt und als aus ſachlichen 
Gründen einflußlos abgelehnt worden, 

Kläger hat Berufung eingewendet und er beantragt, aud) den Bellagten 9. 
dem Klagantrage gemäß zu verurtheilen. 

Der Beklagte 9. beantragt Zurücdweifung der Berufung. 

Die Berufung wurde zurücgewiefen aus folgenden Gründen: 

Für die hier allein zu entfcheidende Frage, ob der Mitbeflagte 3. in Ueber: 
einftimmung mit der erftinftanzlihen Entſcheidung von der auf Anerkennung eines 
Fiſchereirechtes des Klägers, ſowie auf dementipredende Strafandrohung geridteten 


“ 
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Klage zu entbinden fei, kann es zur Zeit dahin geſtellt bleiben, ob die vorliegende 
Klage als Klage wegen Beihränfung fremden Eigentums oder als Klage auf 
Anerkennung einer Dienftbarfeit anzujehen ift und ob aljo die Beweislaſt bezüg- 
fich des Fiſchereirechts den Kläger oder den Beklagten trifft. Denn e8 kann ſowohl 
nad $ 324 des B. G. B.'s die erftgenannte Klage von demjenigen, der im Namen 
eines Anderen fremdes Eigenthum thatſächlich beſchränkt, als aud) nad) $ 534 
deffelben Geſetzbuches die an zweiter Stelle bezeichnete Klage auch von demjenigen, 
der die Dienftbarfeit durd; Ausübung eines Nedhtes im Namen eines Dritten 
geftört Hat, von ſich abgewendet werden, wenn der betreffende Beklagte eriteren- 
fall8 „den Anderen“, leßterenfalls denjenigen, für den er das Recht ausgeübt hat, 
benennt und wenn in beiden Fällen der Benannte den Rechtsſtreit an Stelle des 
zunächſt Qerflagten übernimmt. Diefe Vorausſetzungen treffen — vorläufig rein 
äußerlich betrachtet — aud) im vorliegenden Falle infofern zu, al® der Mit- 
beffagte 9. ſich darauf berufen bat, daß er bei dem vom Kläger zur Klagebegrün: 
dung herangezogenen Vorfalle vom 25. Mai 1895, indem ev gemeinjfam mit 
feinem Schwiegerſohne P. die Yeute des Klägers am Fiſchen Hinderte und fie zu 
pfänden half, „nur im Namen umd auf Geheiß P.'s gehandelt“ habe, und als 
der Bellagte P. dies als richtig anerfannt und die Uebernahme des Prozefjes an 
3.8 Stelle erflärt hat. 

Die Vorderrichter erbliden in diefem prozefjualen Verhalten der beiden Be— 
Hlagten eine Urbeberbenennung feiten 9.8 und eine Prozegübernahme feiten Ps, 
auf welche fie die Vorfhriften des $ 73 der C.P.O. unter Bezugnahme auf das 
bereit8 oben angezogene Urtheil des Landgerichts zu Plauen, 

zu vergleihen: Wengler’s Ardiv, Jahrgang 1890, S. 586 flg., 
für wenigftens analog anwendbar erachten. Eine joldje, jei e8 unmittelbare oder 
au nur übertragene Anwendbarfeit von $ 73 der C.P.O. auf einen 
Fall der Klage wegen Beſchränkung fremden Eigenthbums oder der 
Klage auf Anerkennung einer Dienftbarfeit, hält das Berufungsgeridt 
für nit unbedenklich). 

Zwar hält noch Siebenhaar 

zu vergleihen: deſſen Commentar zur E.P.D. zu $ 73 Note*), Abjah 3, 

©. 124 
ein Verfahren in Gemäßheit des 8 73 gegenüber der erftgenannten Klage jogar 
in dem Falle nit nur für zuläffig, jondern auch für geboten, wenn 3. B. der 
Dienftfneht eines Grunpdjtücsbefigers iiber ein fremdes Grundftücd gefahren ift, 
der Beſitzer des leßteren hierin eine Störung jeines Eigentum findet und wider 
den Dienſtknecht „negatorie* Flagt, und diefer ſich darauf bezieht, daß fein Dienft- 
herr die Fahrwegsgeredhtigfeit über das Grundjtüd des Klägers Habe. 

Ebenfo hält Rumpelt in feiner Abhandlung „zur Lehre von der Urheber: 
benennung“ 
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zu vergleihen: Zeitſchrift fiir Nechtspflege und Verwaltung, N. F. Bd. 46 
©. 12 
im Anſchluſſe an die obige Ausführung Siebenhaar’s dafür, daß bezüglich der 
prozeffualen Behandlung der Fälle von 88 324 und 534 des B.G. B.'s Die 
Beitimmung in $ 73 der EP.D. aud auf diefe Fälle Anwendung zu leiden 
haben werde. 
Aud neigt fh Mandry 
zu vergleichen: denjelben, der civilredhtlihe Inhalt der Reichsgeſetze $ 30 
bei und in Note 13, ©. 323 der 3. Auflage 
— dieſer allerdings unter Heranziehung der württembergifhen Prozefordnung von 
1868 — zu der Annahme, daß auch nad) Reichsrecht fiir die Beantwortung der 
Frage, ob Klagen, die fi gegen Iemanden wenden, der ein jus in re in fremden 
Namen auszuüben behauptet, aud zu den Fällen des 8 73 der C. P.O. zu zählen 
jeien, „die Analogie wohl nicht ausgeſchloſſen jei”. 
Allein die ſämmtlichen jonftigen hervorragenden Commentatoren der C. P.O., 
vor Allem Gaupp 
zu vergleihen: deſſen C. P.O. zu $ 73 unter II, 1 bei Note 2), S. 199 
der 3. Auflage 
fafjen die blofe Ausübung eines Rechts in fremden Namen für die 
Anwendbarfeit des 8 73 der E.P.D. nit genügen. Nicht foll damit 
gejagt fein, daß die Urheberbenennung bei den auf Befeitigung einer Eigenthums— 
beihränfung oder auf Anerkennung einer Dienftbarfeit gerichteten Klagen über: 
haupt nit möglich fei. Eine jolhe Annahme wäre unzutreffend und wiirde aud) 
dem Geifte des Gejehgebers jhon nad) der Begründung dis Entwurfs der C. P.O. 
widerſprechen, in ber 
zu vergleien: die angezogenen Mot. ©. 92 und ©. 93 bei Hahn, die 
gefammten Materialien zur C.P.O., 1. Abtheilung S. 182 
ausdrüdlid die „Nomination” jedem Beklagten, welder als Beſitzer (Detentor) 
einer beweglichen oder unbeweglihen Sache belangt ift, die er im Namen eines 
Dritten zu befißen behauptet, geftattet und dabei hinzugefügt wird, daß die Urheber- 
benennung alſo nit nur bei den dinglichen und dieſen gleichgeftellten Klagen ſtatt— 
finde, fondern aud bei allen Klagen, welde nad) dem bürgerlihen Rechte gegen 
den Befiger einer Sache als ſolchen erhoben werden fünnen, zuläffig, infoweit 
daher aud bei „confeſſoriſchen und negatoriihen Klagen“ möglich fei. Die ange: 
zogenen Motive verweilen a. a.’ DO. dazu auf die nordd, Prot. I S. 171/173. 
Es würde daher die Urheberbenennung zwar nicht bei Kontrafts: oder Delifts- 
Hagen im Falle eines behaupteten Auftragverhbältnifies, 
zu vergleihen: Strudmann ud Koh C. P.O. zu $ 73 unter 1), Abſ. 2, 
S. 91 der 6, Auflage; au von Wilmowski und Levy, C.P.O. zu 
$ 73 unter 1, Abſ. 2, S. 142 der 7. Auflage, 
wohl aber z. B. dann zuläffig fein, wenn der Nießbraucher oder der Superficiar 
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oder ein anderer Beſitzer eines Gebäudes in feiner Eigenſchaft als folder 
„negatoriſch“ belangt wird. 
Zu vergleihen: Krug in feiner Abhandlung „die Urheberbenennung“ in 
Buſch's (Schulgenftein und Vierhaus’) Zeitſchrift für deutihen Civil- 
prozeß, Bd. 20, S. 338 in Anm. 77. 
Denn $ 73 der EP.D. ſetzt nad feinem Wortlaute voraus, daß der 
Deflagte, der zur Benennung eines Dritten beredtigt fein will, gerade als 
Beſitzer einer Sade und zwar derjenigen Sache verflagt fein muß, die er 
im Namen eines Dritten zu beſitzen begauptet. 

Ob dabei im Sinne des Gejeßgebers befonderer Ton aud gerade auf ben 
Befig einer Sache zu legen ift oder ob es für die Berechtigung zur Urheber: 
benennung genügt, wenn „die Ausübuug eines jus in re“ wenigftens „die Mani- 
feftation eines eigenen Befigwillens” auf Eeiten des Beklagten, der „Ausfluß 
eines dem Sachbeſitze in fremdem Namen analogen Rehtsbejiges” ift, fann 
zweifelhaft erſcheinen. Allerdings räumt Krug 

zu vergl. denjelben a. a. DO. ©. 341, 342 
da8 Net zur Benennung des Urbebers fogar 3. B. dem Pächter einer Fiſcherei— 
geredhtigfeit ein, welder aus feinem Padtvertrage ein Recht zur Ausübung des 
Fiſchfanges, alfo zur Vornahme von „Quaſi-Beſitzhandlungen“ berleitet und welder 
als Befiger eines Rechts, das er in fremdem Namen zu befigen behauptet, belangt 
ift, während derſelbe Schriftfteller a. a. OD. ©. 342, 343 die Urheberbenennung 
z. B. dann für unzuläffig hält, falls die Klage gegen einen Knecht gerichtet wird, 
der nur als Bedienfteter feines Herrn auf deſſen Geheiß die von Letzterem in Ans 
ſpruch genommene Fifhereigeretigfeit ausübt. Wenn Krug im letzteren Beiſpiele 
die Benennung verjagt, weil er eine Ausdehnung des Inftituts der Urbeberbe- 
nennung auf die Fälle entſchieden zurücweift, in denen weder Sachbeſitz noch 
Rechtsbeſitz auf Seiten des DBellagten vorliegt, jo wird man dem zuftimmen 
und nur darüber zweifeln fünnen, ob nicht Krug in der Ausdehnung des bezeid)- 
neten Inftituts fon zuweit geht, wenn er, womit allerdings aud Seuffert 

zu vergl. deffen Kommentar zur C. P.O. zu $ 73 unter 2, a. E. ©. 117, 

der 7, Aufl. 
übereinftimmt, die Urheberbenennung aud nod bei bloßem Rechtsbeſitz zuläft. 
Beigetreten aber Tann ihm (ſ. a. a. D., ©. 344) auf alle Fälle darin werden, daf 
e8 demjenigen Beklagten an der „paffiven Sadlegitimation“ fehlt, ber 
mit der lage wegen Beihräntung fremden Eigenthums belangt wird, obgleid 
er ohne eigene Rechtsanmaßung lediglid im Dienfte eines Anderen 
„ein jus in re” ausübt, Ein folder Beklagter Hat daher nicht nöthig, jeinen 

Urheber zu benennen, 
Daß der Gefeßgeber bei der Zulafjung der Urheberbenennung im Falle des 
s 73 C.P.O., entgegen der im oben angezogenen Urtheile des Landgerichts zu 
Plauen und im angefochtenen Urtheile vertretenen Auffaffung, einer ausdehnenden 
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Auslegung diefer Vorſchrift abhold geweſen ift, ergiebt fid) Übrigens aus dem 
weiteren Inhalt der bereits oben 

ſiehe Hahn a. a. O. ©, 182 
angezogenen Motive, im denen zwar filr einen anderen bier nicht weiter in Be— 
trat fommenden Fall die Zuläffigfeit der Ausdehnung verneint, gleichzeitig aber 
aud) überhaupt eine zuweite Ausdehnung des Inftituts theils für entbehrlich, theils 
für bedenklich erflärt wird, 

Im Gegentheile, daß die Befugniß des beflagten Inhabers zur Nennung 
feines Gewährsmannes in $ 73 C.P.O. recht eigentlih nur für den „Vindi— 
fationsprozeß“ beſtimmt ift, ergiebt fi aud aus den Motiven zu $ 944 des I. 
Entwurfes eines Bürgerlichen Geſetzbuches für das Deutſche Reid), 

zu vergl.: diefelben in der amtl. Ausgabe, Bd. II, ©. 428, zu $ 944 

unter 2, 
wojelbft zur Rechtfertigung der Vorſchrift in $ 944 des I. Entwurfs, wonad) die 
entiprehende Anwendung der im $ 73 C. P.O. enthaltenen Vorſchriften auf die 
Klage wegen Beſchränkung fremden Eigentums für zulüffig erflärt werden follte, 
wörtlid) ausgeführt wird: 
„Es würde mindeftens ſehr zweifelhaft fein, ob in Ermangelung einer bejon- 
„deren Beitimmung aud im Falle der Negatorienklage eine ähnliche laudatio 
„auctoris zuläffig iſt. Das fähfiihe ©.B. $ 324 beftimmt die analoge Zu: 
„läſſigkeit.“ 

Dies wird dann im folgenden Abſatze der Motive näher ausgeführt. 

Der $ 944 des I. Entwurfes hat nun nicht einmal Aufnahme im Deutſchen 
Bürgerlien Geſetzbuche gefunden. Es erflärt fid) dies daraus, daß bei der zweiten 
Lefung des Entwurfes beichloffen worden ift, ihn als $ 73a in die C. P.O. aufs 
zunehmen 

zu vergl.: dazu Grützmann's Bericht im Sächſiſchen Ardiv, Bd. 5 (1895) 

©. 778, 
und biefer $ 73a der EP.O. foll, neben einer dem Deutſchen Bürgerlihen Ge— 
ſetzbuche jelbft entjprehenden etwas veränderten Wortfaffung des 8 73 C. P.O., 
nad der Anlage II. zur ſog. Denfihrift 

zu vergl.: diefe in der Heymann’ihen Ausgabe, S. 458 der 2, Aufl, 
folgenden Wortlaut erhalten: 

$ 73a. „Die Vorjhriften des $ 73 finden entiprehende Anwendung, wenn 
„Jemand von dem Eigenthimer einer Sadje wegen einer Beeinträchtigung des 
„Eigenthums verklagt ift, die er in Ausübung des Rechtes eines Dritten vor— 
„genommen zu haben behauptet,” 

Iſt nun auch nad) dem derzeitigen Stande der Gejeßgebung bisher eine die 
bezeichneten Abänderungen enthaltende Novelle zur C.P.O. weder bereitd zum Ge— 
jeße erhoben, noch aud) nur dem Reichstage ald Entwurf vorgelegt, jo erfieht man 
doch aus den vorftehenden Zeugniffen der gejeßgebenden Körperſchaften, daß es der 
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Geſetzgeber als eine Rüde in der C.P.O. empfindet, daß eine Ausdehnung 
dev Torjärift in $ 73 C.P.O. vom Falle des „Vindifationsprozeffes“ auf die 
„Negatorienklage* — und der leteren fteht infoweit die ſog. „Konfeſſorienklage“ 
gleich — nad) dem derzeitigen Stande der Gefebgebung „mindeftens jehr zweifel- 
haft“ ift. 

Aus den vorftehend entwidelten Gründen hält das Berufungsgericht Die 
Zuläffigfeit einer Urheberbenennung im vorliegenden Falle, foweit diefe lediglich 
aus 8 73 C.P.O. herzuleiten verſucht worden ift, fir ausgeichloffen. Denn der 
Mitbeflagte 3. ift nicht als dermaliger Befiter von, am N,er Dorfbade an- 
liegenden Flurparzellen verklagt — er war zwar der Vorbefiger des Beklagten 
P. im Eigentfum an folden Grundftücstheilen, hatte das Eigentum an den 
leßteren aber jdon im Jahre 1892, alſo längft vor der in Betracht fommenden 
Störungshandlung vom 25. Mai 1895 und alfo auch vor der erft in der Folge 
zeit eingetretenen Redtshängigfeit des vorliegenden Prozefles, an P. veräußert —, 
er hat fi aud an der bezeidäneten Störungshandlung zwar nidt als bloßer Be 
auftragter P.'s, immerhin nur als deſſen Gehilfe betheiligt, der — wie bereits 
im Thatbeſtande fejtgeftellt ift — „nur im Namen und auf Geheiß P.'s gehan- 
delt“ hat. 

Alfein mit der VBerneinung der Frage, ob dem Mitbeflagten I. die Vorſchrift 
in 8 73 C.P.O. zur Seite ftehe, ift nur die prozefjuale Seite feiner Redts- 
vertheidigung nad) der angegebenen Richtung erſchöpft. Es erübrigt nod) die Be 
antwortung der weiteren frage, ob das vom Mitbeflagten 3. beanſpruchte Recht 
auf Entbindung von der Klage nit wenigſtens aus materiell-rehtliden Er- 
wägungen gerechtfertigt erſcheint, und diefe Frage wird vom Berufungsgerihte bejaht. 

In diefer Beziehung fommt e8 im Wefentlien auf die Stellungnahme zu 
der weiteren Frage an, ob die Vorjhriften in den 83 324 und 534 3.6.8.8 
als Beitimmungen rein prozeſſualiſchen Inhalts oder als folde blos ma— 
teriellrechtlichen Gepräges oder als folde gemischten Charakters anzufehen find. 

Wären die angezogenen 88 nur als prozeßrechtliche Vorſchriften der Landes— 
gejege aufzufaſſen, jo wären fie nad $ 14 des Einführungsgefeßes zur C. P.O. 
als außer Kraft getreten anzuſehen. Die gleiche Folge mühte ihre Beurtheilung 
als Beitimmungen gemiſchten Charakters nad) jid) ziehen, joweit fie Darnad pro» 
zeßrechtliche Vorſchriften mit enthielten. 

Für die Auslegung, daß das Erſtere oder wenigftens das Lebtere zuträfe, 
ließe fi die Meinung Hoffmann’s 

zu vergl.: deffen Ausgabe des B.G.B.'s für das Königreich Sachſen zu 

$ 324, ©. 158 und zu $ 534, ©. 253, fowie Nadtrag, S. 56 und 
©. 9, 
heranziehen, welder unter Verweiſung auf $ 73 C. P.O. dafür hält, daß eine 
Urheberbenennung fowohl gegenüber der „actio negatoria“ als auch bei ber 
„actio confessoria* nicht mehr jtatt habe, 
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Auch meint Frande 
zu vergl. deſſen Sammelwerf, die Gejeßgebung des Königreihs Sadjen :c. 
Bd. 2, ©. 448, Note 4, zu $ 324, vergl. auch S. 465, Note 2, zu 
8 534 8.9.8.8, 
daß nah 8 73 C. P.O. die Urheberbenennung auf die Fälle der $ 320 gedachten 
Art beihränft jei und daß daher für die Fälle des $ 324 ſowie des $ 534 an 
deren Stelle die Streitverfündung zu erfolgen haben werde, 

Endlich liege fid) für die nämlihe Auffaſſung ein Vergleih der Beftim- 
mungen in den 88 324 und 534 mit derjenigen in $ 320 infofern verwerthen, 
als nit nur alle drei Paragraphen je am Schluffe der Beftimmungen über die 
Eigenthums-, die „Negatorien-“ und die ſog. Konfefforienflage angefügt find, fon- 
dern aud) die 88 324 und 534 inhaltlid für die beiden letzteren Klagen im 
Weſentlichen die gleihe Beltimmung treffen, die für die Eigenthumsklage früher 
in $ 320 3.6.8.8 getroffen war und nunmehr in $ 73 C.P.O. gegeben wird, 

Gleichwohl hat ſich das Berufungsgericht in Uebereinftimmung mit der von 
Rumpelt 

zu vergl. denjelben a. a. DO. ©. 12 
vertretenen Auffaffung für die Auslegung entjdieden, daß die Beftimmungen in 
88 324 und 534 B.G. B.'s, wenn nidt ausſchließlich, ſo doch vorwiegend aud) 
materiellsrehtliden Inhalts find und mindeftens infoweit durd $ 14 E. G. 
3. C.P.O., durch STE EP.D. ſelbſt oder durd andre Prozeßgejege nicht berührt 
werben. 

Zunächſt find jene Paragraphen, rein äußerlid genommen, nicht in einem 
landesrehtlihen Prozeßgejeße, weder in der Alten Prozeßordnung nod in der Er- 
läuterten Prozekordnung, noch in einer der zahlreihen, vor dem Inkrafttreten der 
EPD. für das Deutſche Reid) erſchienenen Prozeßnovellen, fondern eben im B. G. B. 
jelbft enthalten. Es ſpricht daher die Vermuthung dafür, daß der jähfiihe Ge— 
jeßgeber damit materielles Civilrecht hat ausſprechen wollen. 

Sodann aber gebraucht der ſächſiſche Gejeßgeber den Ausdrud „Abwendung 
einer Klage”, wie ſich z. DB. aus einer Vergleihung der 88 324 und 323 mit 
einander ergiebt, nicht blos von einer prozefjualiiden Geſtaltung des Falles, in 
dem eine Benennung des Urhebers ſammt den daraus nad) der damaligen landes— 
rechtlichen Prozeßgeſetzgebung ſich ergebenden Folgen angezeigt ift, jondern über- 
haupt von Fällen, in denen nad dem Spradgebraude der C.P.O. auf „Ab- 
weilung der Klage” erkannt zu werden pflegt. 

Vor Allem aber — und dies erjheint im obigen Sinne ausjhlaggebend — 
verfolgt der Gejeßgeber mit der Aufnahme der 88 324 und 534 in das B. G. B., 
wie fih aus dem Inhalte dieſer Beftimmungen ergiebt, in der That die Abſicht, 
dem wegen Beſchränkung fremden Eigentums oder auf Anerkennung einer Dienft- 
barfeit belangten Beflagten unter den im Geſetze angezogenen Voraugjegungen das 
Recht auf Abwendung der Klage als materielles Recht zuzugeftehen. Daß er das 
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bei gleichzeitig die prozefiualiihe Form der Geltendmachung diejes Rechtes in ber 
zur Zeit der Erlaffung des B.G. B.'s für das Königreich Sachſen gebräudliden 
Weife mit erwähnt, kann nit befremden. Diefe Form erjcheint dabei aber nicht 
als die Hauptjahe und wird nur nebenbei mit geftreift. Das Weſentliche Liegt 
im Hauptfage: Wer... ., fann.... die... Klage... von ſich abwen- 
den. Diefer Eaß bildet den Kern der Vorihrift und es fann für die gegen- 
wärtige Entiheidung dahingeftellt bleiben, ob dem Bellagten damit eine Einrede 
oder ein Bertheidigungsmittel befonderer Art eingeräumt wird. Krug 

fiege denfelben a. a. O. S 319 bei Note 30, und S. 324 bei Note 37 
verwirft die Annahme, daß es ſich infoweit um eine Einrede handele, und nimmt 
an, daß die Urheberbenennung ein „eigenartiges Prozeßinſtitut“ fei. 

Geht man von diefer Beurtheilung der Vorſchriften in den 88 324 und 
534 B. G. B. aus, daf fie alfo dem materiellen Rechte angehören und daher allein 
deshalb, weil die Prozeßordnung fie „ignorirt“, nicht als aufgehoben gelten können, 
fo kann e8 aud nicht zweifelhaft eriheinen, daß dem Mitbeflagten 3. vorliegen- 
ben Falls das Recht zukommt, nicht länger auf die Klage des Klägers mit dem 
Prozeffe befaßt zu bleiben. Denn nad) dem bereits oben feftgeftellten Sadjver- 
halte hat er eben „nur im Namen und auf Geheiß P' gehandelt”, alfo 
fein eigenes Filhereircht in Anfprud genommen. Dazu fehlt e8 auch nit an 
der Vorausſetzung, daß der von ihm als Urheber benannte P. die Uebernahme 
des Streitd an feiner Stelle erklärt Hat, joweit dies noch jeht als erforderlid er— 
feinen follte. 3. hat demnad aus materiell-rechtlichen Gründen das Redt 
auf „Abwendung der Klage”, und es erſcheint im Endergebniffe unweſentlich, ob 
die Abwendung der Klage in die prozeſſualiſche Form der Klagabweiſung oder in 
die von der orinftanz gewählte, allerdings an 8 73 C. P.O. erinnernde Aus- 
drucksweiſe der Entbindung von der Klage eingefleidet wird. 

War aber die erftinftanzlige Entſcheidung zwar nicht aus den dafür dort 
angenommenen prozeffualiigen Gründen, wohl aber nad dem materiellen Rechte 
zutreffend, jo war die Berufung des Klägers ohne Weiteres als unbegründet zus 
rückzuweiſen, und es kann diefem imsbefondere nicht nod das von ihm übrigens 
nicht einmal, auch nicht eventuell in Anfprud) genommene Recht zugejtanden ers 
den, daß nad) age der Sade der Rechtsſtreit zur anderweiten jahlihen Prüfung 
in die Vorinftanz zurüczuderweifen wäre, Dem Kläger wird feine Inftanz ent» 
zogen, aud) nit dadurd), daß die Vorinftanz und das Berufungsgeriht, wenn 
au aus verfdiedenen Gründen, zum gleichen Endergebniffe gelangen. 
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1. Dertlides Recht bei unmittelbar auf dem Geſetze beruhenden per: 
ſönlichen Berbindlihfeiten. Ein Kahn, der den im Gebiete des Preuß. Allg. 
Landrechts wohndaften Beklagten gehörte, war durd) Zufall auf einer zu Mecklen— 
burg gehörigen Strede der Elbe gejunfen und Hatte dann ein Hinderniß für die 
Schifffahrt gebildet. Nach einer Mecklenburgſchen Polizeiordnung vom 24, März 
1894 muß in foldem Falle der Eigenthümer des Fahrzeugs für die Hebungs- 
foften auffommen. Die Bellagten, die gejhehener Aufforderung ungeadhtet das 
Fahrzeug nicht befeitigt Hatten, wurden auf die Klage des Medlenburgihen Fiskus 
zur Bezahlung der Hebungstoften von dem D.L.G. Naumburg verurtheilt. Das 
Preuß. Landrecht enthält für Fälle, wo es ſich um eine unmittelbar auf dem Ge— 
ſetze beruhende perſönliche Verbindlichkeit Handelt, Feine befonderen Beftimmungen 
über das anzumwendende örtlihe Recht. Das Reichsgericht beftätigte die Ver— 
urtheilung. Die Beklagten Hätten die Schifffahrt auf Medlenburger Gebiet zu 
einer Zeit betrieben, wo die erwähnte Polizeiordnung publicirt und damit aus— 
geſprochen gewejen ei, daß das dortige Recht die Schifffahrt nur unter der Vor: 
ausfegung geftatte, daß der Schiffseigner bei einem Unglüdsfalle die durd Frei: 
fegung des Fahrwaſſers entjtehenden Koften trage. Damit hätten fie fid) der Ber: 
ordnung unterworfen. U. v. 21. 6. 97. I 54. 97. 

2. Haftung des BVerfäufers, der die von ihm gelieferte, vom Käufer als zu 
der beabfidtigten Verwendung unbraudbar beanftandete Waare, als hierzu braud)- 
bar empfiehlt, ohne die erforderlihe Sachkenntniß zu befißen, aus der Raths— 
ertheilung. „Nad den Feftftellungen des angefochtenen Urtheils ift der Wider: 
Häger erft durch die Koftfarte des Widerbeflagten vom 11. Dftober 1892 be- 
wogen worden, das — überaus ſchlechte — Didtungsmaterial zu verwenden, und 
zwar wurde er hierzu beftimmt, weil Widerbeflagter ihm mit voller Beftimmtheit 
die auf angeblide Sachkunde geftüßte Verfiherung gab „Sie dürfen deshalb Ihre 
Beſorgniß fallen laſſen“. Die Hierin enthaltene Behauptung der Sachkunde ent- 
ſprach jedoch der Wahrheit nit und Widerbeflagter war fi, wie für erwiefen 
erachtet ift, dejjen bewußt. Ob Hieraus, was die Revifion bemängelt, gefolgert 
werden durfte, daß Widerbeflagter vorjäglih in dem Widerfläger einen Irrthum 
erregen, ibn aljo täujhen wollte, kann dahin geftellt bleiben. Denn jedenfalls 
geht aus den Feitjtellungen des Berufungsgerihts hervor, daß ihm ein grobes 
Berjehen zur Laft fällt, und dies genügt, um feine Haftbarfeit zu begründen. Dies 
würde ſchon dann der Fall fein, wenn anzunehmen wäre, daß Widerbeflagter den 
in feiner Voftfarte vom 11. Dftober 1892 gegebenen Rath außerhalb feines mit 
dem Widerkläger beftehenden Vertragsverhältnifjes ertheilt hätte, weil alsdann die 
Vorſchrift in $ 219 Theil I Tit. 13 des Allg. Landredits zur Anwendung kommen 
würde, Die Rathsertheilung ift indeß innerhalb des Handelsbetrieb8 des Wider- 
beffagten erfolgt. Derfelbe hatte fi durch fein Schreiben verpflichtet, aud Dich— 
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tungen, und zwar von gefirnißter Pappe zu liefern. Er bat ſtatt deſſen getalgte 
Holzftoffringe geliefert, und zwar im Auguft 1892. Gleich nachher begann die 
Legung der Rohrleitung. Am 2. Dftober 1892, während der Arbeit, äußerte 
Widerfläger Bedenken wegen der Dichtungen, worauf Widerbeflagter ihm die An- 
Ihaffung anderen Materials anheimftellte. Widerfläger erklärte am 9. Dftober 
unter ausführlider Darlegung der Nothlage, in die er gebradjt worden ſei, Die 
Anbringung des neu empfohlenen Didtungsmateriald für unmöglid und erhielt 
nun die mehrerwähnte Poftlarte vom 11. Dftober. Die Sadjlage war damals 
die, daß dem Widerbeflagten, der für die Güte feines Didtungsmateriald verant- 
wortlid war, daran gelegen jein mußte, daß fein Material verwendet werde, da— 
mit Weiterungen vermieden würden. Deshalb gehörte die Ausfunft nad Art. 273 
des H.G. B.'s zum Betrieb feines Handeldgewerbeg, und deshalb haftet er nad) 
Art. 282 für die Eorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns, die ev aber nad) den 
Veftftellungen des angefochtenen Urtheil® außer Acht gelafjen bat.“ U. v. 6. 10, 
97. 1. 163. 97. 

2a. Unterlafjene Rüge von Quantitätsmängeln. Der Beklagte, 
ein Bäder, machte gegen die auf Bezahlung des Preijes für Mehl gerichtete 
Klage eines Mühlenbefigers eine Gegenforderung geltend. Nach feiner Darftellung 
war der Verkehr zwiſchen den Parteien folgendermaßen geftaltet gewejen. Der 
Kläger kaufte für den Beklagten je 20 Gentner Weizen; hiervon jollte er zwei 
Gentner als Mahllohn für fi) behalten, das Uebrige in feiner Mühle vermahlen 
und das Mehl an den Beklagten abliefern, der dann den Preis der 20 Centner 
Weizen zu bezahlen Hatte. Der Bellagte behauptete nun, der Kläger habe längere 
Zeit hindurch unredlicher Weije nicht blos die ihm gebührenden zwei, fondern drei 
Gentner Weizen von je 20 Ceutnern für fi behalten und aud) von dem aus 
den für den Beklagten vermahlenen je 17 Gentnern Weizen gewonnenen Mehle 
noch einen halben Gentner fi angeeignet. Der Kläger beftritt die Behauptung 
und madte überdem geltend, daß es wider Xreu und Glauben verftoße, wenn 
der Bellagte, nachdem er lange Zeit Hindurd die ihm jeweilig gelieferten, angeblich 
zu geringen Mehlmengen ohne Widerſpruch angenommen habe, nadträglid den 
in Dede ftehenden Einwand erhebe. Vom Reichsgericht wurde ausgeführt: Das - 
Berufungsgericht eradjtet die unter den Parteien abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte als 
Lieferungsfäufe und darum als Handelsgeſchäfte und hält die Rüge der Quan— 
titätsmängel durd) die jahrelange fortgejegte unbeanftandete Annahme der Mehl: 
lieferungen für ausgeſchloſſen ꝛc. Sollte der Weizen für den Bellagten erworben 
werden, jo läge ein Kauf durd den Bevollmädtigten in Werbindung mit einem 
Werkverdingungsvertrag vor. Geht man aber davon aus, daß der Bellagte nur ein 
Intereſſe an der Lieferung des Mehles hatte, und hierfür ein die Anſchaffungs-— 
und Produftionsfoften umfajiender Preis in der Weife beftimmt war, daß ber 
Beklagte den ſchrannenmäßigen Preis des ganzen, nad) dem Anſchlage feines 
regelmäßigen Bedarfs gefauften Duantums Weizen zu bezahlen hatte, jo ftünbde 
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der Annahme eines Mebllieferungsfaufes nichts im Wege. Da das Mehl zur 
Verwendung im Geſchäfte des Beklagten bejtimmt war, jo läge ein Handelsgeſchäft 
ihon gemäß Artikel 271 des H.G. B.'s vor. Bon diefem Gefitspunfte aus 
ließe fi) aud die Behandlung der gerügten Abzüge an der Lieferung als Quan— 
titätsmängel rechtfertigen. Findet auf Quantitätsmängel aud die Beftimmung 
des Art. 347 des H.G. B.'s nicht Anwendung, fo ift dod anerfannt, daß nad) 
den Umftänden des Einzelfalles aus dem paffiven Verhalten des Käufers ftill- 
jhweigende Genehmigung abgeleitet werden fann (Staub, Komm. zu Art. 347, $14b 
und Entſch. des Reichs-O. H.G.'s, Bd. 1 ©. 126). Dies läßt ſich rechtfertigen, wenn 
die nachträgliche Rüge in jahrelanger Geihäftsverbindung wahrgenommener und 
unbeanftandet gebliebener Mängel den Verkäufer in feiner Annahme der Billigung 
jeiner Lieferungen täujhen und nun nad) Jahren in die Verlegenheit verjeßen 
würde, über den Grund oder Ungrund der Rüge ohne die Möglichkeit ficherer 
Ermittlung fid) ein Urtheil zu bilden und, ohne auf die Sicherung von Beweis- 
mitteln Bedacht genommen zu haben, Nahforderungen oder Erſatzanſprüchen aus- 
gejeßt zu fein zc. Der vom Reichs-O. H.G. in Bd. I S. 126 entſchiedene Fall 
unterjheidet fid) von der vorliegenden Sadje gerade dadurch, daß in erfterer Sade 
die Kenntniß des Käufers von den Lieferungsmängeln feitgeftellt war. Das 
Berufungsgericht nimmt hier nur die Erfennbarfeit der Mängel an und ftellt 
die etwa eingetretene Benadtheiligung auf Rechnung der Nadläffigkeit des Be— 
Hagten. In Entſcheidungen des Reichsgerichts ift ferner zwar anerfannt, daß die 
Ueberjendung einer vertragswidrigen Waare, deren Bertragswidrigfeit der Ver— 
fäufer gefannt bat, fir fid) allein den Thatbeftand eines Betrugs im Sinne des 
Art. 350 des H.G. B.'s nicht begründe (R. II 265/1886, I 1137/1892, I 406/1892). 
Das Berufungsgericht ftellt auch feit, daß nad) der Art der Ausiheidung und 
Berjendung des an den Bellagten gelieferten Mehles von einem auf Täuſchung 
bes Klägers berechneten Verhalten feine Rede fein könne. Erſchiene hiernad) aud) die 
Anfechtung wegen Betruges ausgeſchloſſen, jo fann deshalb doch die Geltendmachung 
einer erft ermittelten Unredlidfeit den Vorwurf eines Verftoßes gegen Treu und 
Glauben nicht deshalb begründen, weil der in feinem Vertrauen Getäufdte und 
Benadjtheiligte die ihm gebotene Möglichkeit nicht benügt Hat, die Unredlichkeit 
früher zu entdeden, Aus der Thatſache langjähriger Nichtentdeckung läßt ſich nicht 
auf Genehmigung ſchließen. Es wäre eine Umkehrung des Gebots des Handelns 
nad Treue und Glauben, wenn der gegen Treu und Glauben Handelnde, Un- 
redlihe nun mehr dem in feinem Vertrauen Getäuſchten den Vorwurf des Ber- 
ftoßes wider Treu und Glauben maden dürfte, weil er ihm fo lange Vertrauen 
geſchenkt. U. v. 3. 6. 97. VI. 30. 97. 

3. Verfiderung imaginären Gewinns Die Beklagte, eine Ham- 
burger Verſicherungsgeſellſchaft, hatte die Seeverfiherung für alle Waarenausjen- 
dungen, die der Kläger für eigene oder fremde Redinung von der Elbe oder 
Weſer nad) Guatemala machen werde, übernommen, Der Kläger hatte dann 
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Wagen, die er für den Kaufmann P. in Guatemala in Deutihland angefauft 
hatte, an diefen gejendet, fie waren bejhädigt angefommen, Bei der Bejtimmung 
der Berfiherungsjumme hatte der Kläger dieſe durch Zuſammenrechnung des Kauf— 
preijes für die Wagen, feiner Kommijjionär: Provifion, der Fracht und aller ſonſti— 
gen Epejen und eines Anjages für imaginären Gewinn berednet. Die Beklagte 
machte geltend, daß es für die Einrehnung imaginären Gewinns an einem ver: 
fiherbaren Intereſſe gefehlt Habe, da P. ſich die Wagen nicht zum Weiterverfaufe, 
jondern zum eigenen Gebraude habe kommen lajjen. Das D.Y.G. Hamburg ver- 
worf den Einwand. Der imaginäre Gewinn beftehe in dem Unterſchied des Preiſes, 
den P. für die vom Kläger für ihn gekauften Wagen zu zahlen gehabt hätte im 
Vergleihe mit dem Preije, den er bei einem Weiterverfaufe in Guatemala vor— 
ausſichtlich zu erzielen erwarten konnte, oder den er bei Anihaffung der Wagen 
für feinen Privargebraud) in Guatemala vorausfidtlid) würde haben ausgeben 
müffen. Der Kaufpreis für eine Anjhaffung in Guatemala werde im Zweifel 
dem Verkaufspreiſe gleihfommen, den ein Importeur von Wagen erzielen könne, 
In beiden Fällen jei ein als „imaginärer Gewinn” verfidgerbares Intereſſe vor: 
handen. In einem alle bejtehe es in dem Gewinne, der bei der Weiterveräufe- 
rung erwartet werde, im anderen Falle in der Mehrausgabe, die der Käufer durd 
den Bezug von auswärts vermeiden wolle. Das R.G. verwarf den hiergegen 
gerichteten Reviſionsangriff: „Zuzugeben ift nur, daß jowohl das Handelsgejegbud 
wie die Allgemeinen SeesBerfiherungs-Bedingungen der Beklagten in ihren es 
ftimmungen über die Verſicherung des imaginären Gewinns von dem durch eine 
Weiterveräußerung am Beitimmungsplage zu erzielenden Gewinne als von dem 
Regelfalle ausgehen. Ein verjigerbares Interefje ift vorhanden, wenn und injo- 
weit nad) vernünftiger kaufmänniſcher Berechnung beim glüdliden Verlaufe der 
Reiſe auf einen Gewinn aus den Gütern gerechnet werden fanı, Daß ſchon Ans 
jtalten zur thatſächlichen Sicherung dieſes Gewinns getroffen jeien, wird nicht ges 
fordert, wie es denn aud dem Verſicherer nicht freijteht, fi) durd) die Darlegung, 
daß die thatſächliche Entwidelung der Konjunktur den erhofften Gewinn aud) bei 
glüdlihem Verlaufe der Reife unmöglid gemadt haben würde, von jeiner Erjaß- 
pflit zu befreien (Bergl Bolze, in der Zeitſchrift für das gej. Handelsreht Bd. 42 
©. 42 flg.). Es handelt jid) daher um die Sicherung der Werthfteigerung der Güter, 
die don dem Transporte erwartet wird. Dit die Annahme einer derartigen Werth 
fteigerung überhaupt durd die objektiven Verhältniſſe gerechtfertigt, jo läßt ſich auch 
nit leugnen, daß an der Verſicherung dieſer Werthjteigerung vor den Gefahren 
der Seereiſe ebenjowohl ein Intereſſe hat, wer die Güter in feiner Privatwirth— 
wirthſchaft benußen will, als wer fie zu veräußern beabfidtigt. U. v. 20, 10, 
1897. I. 195/97. 

4, Muſterſchutz. „Wie bereits in einer Reihe von Urtheilen des Reichs— 
gerichts ausgejprohen worden ift, ſchützt die Eintragung eines Modells die darin 
zu Tage tretende Formgebung. Daraus folgt, daß nit die diejer Formgebung 
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etwa zu Grunde liegende Erfindung, das dabei leitend gewefene Prinzip, geſchützt 
wird, jondern nur die daraus abgeleitete Form eines Gebraudsgegenftandes oder 
Arbeitsgeräths, fo daß die auf demfelben Prinzip rubende Geftaltung oder An 
ordnung anderer Gebraudsgegenftände oder Geräthe nit in den Schußbereid, des 
eingetragenen Mufters eingreifen würde. Andererſeits darf die Grenze des Schuß 
bereih8 nicht zu eng gezogen werden. Stellt ſich das eingetragene Modell als die 
Grundform einer Gattung von Gebrauchsgegenftänden oder Geräthen dar, fo ift 
durch die Eintragung nicht bloß diefe Grundform, jondern es find aud die inner: 
halb des Gattungsbegriffs liegenden Modifikationen derjelben geihüßt. Für den 
vorliegenden Fall ergiebt fid hieraus, daR, obgleid; das eingetragene Modell nur 
eine Bürfte mit länglichem geraden Bürftenholze zeigt, dennoch aud alle andern 
Bürftenformen (jo 3. B. runde, gefrümmmte und geftielte Bürften) geſchützt find, 
jofern an ihnen Lederftreifen an Stelle der ſonſt üblichen Borften oder Fafern als 
Reinigungsmittel angebradt find. Won diejem Ausgangspunfte aus läßt e8 fi 
nicht rechtfertigen, daß das Berufungsgeriht die Schupfähigfeit des für die Be— 
flagte eingetragenen Modells eines Cylinderpußers damit zu begründen verjudt, 
daß der Eylinderpußer einer andern Gruppe von Gebraudjsgegenftänden anges 
böre, denn wenn auch der Cylinderpußer feiner äußern Geftalt nad) von der ge- 
wöhnlichen Handbürfte nicht unerheblich abweicht, jo fällt er dod unter den Gat- 
tungsbegriff „Bürſte“, was einerjeit® aus feiner Zweckbeſtimmung und anderer 
jeitö daraus hervorgeht, daß es an den mannigfaltigften Uebergangsformen von 
der gemeinen Handbürfte zu dem Cylinderpußer nicht fehlt. Auch der Umjtand, 
daß bei dem Modell der Beklagten die Leder- bezw. Tuchftreifen zwiſchen den ale 
Stiel dienenden gewundenen Drähten eingeflemmt find, vermag die Selbftändig- 
feit dieſes Modells nit zu begründen, da eine beftimmte Art der Befeſtigung der 
Lederjtreifen in der Bürfte der Klägerin nicht vorausgefegt wird, und befannter- 
maßen die Befejtigung der Reinigungsmittel (Borften, Fafern u. dergl.) bei Bür- 
ften eine höchſt verjhiedenartige ift, jo daß jede der befannten Befejtigungsarten 
auch bei dem klägeriſchen Modell angewendet werden kann, ohne daß dadurd) eine 
über deſſen Schutzbereich binausgreifende Verjhiedenheit entfteht. Der Hülfsgennd, 
den das Berufungsgericht für feine Auffafjung daraus entnehmen will, daß das 
Patentamt bei der Bezeichnung des Muſters die in deffen Beſchreibung und Zeich— 
nung vorgejehene Mitverwendung don Borften weggelaffen und damit zu erfennen 
gegeben habe, daß es in der Verwendung von Leder oder Tuchſtreifen bei Eylin- 
derpußern eine ſchutzfähige Neuheit erblide, verfagt ſchon darum völlig, weil dem 
Patentamt bei der Eintragung von Gebraudsmuftern weder die Pflicht noch das 
Recht zur Prüfung dev Neuheit beimohnt und diefe Behörde ſich auch hinſichtlich 
der Bezeihnung, unter welcher das Mufter in die Rolle einzutragen ift, an die 
Angabe des Anmelders zu halten hat (88 2, 3 des Muſterſchutzgeſetzes vom 
1. Juni 1891 und die vom Patentamt erlafjenen „Beftimmungen über die Ans 
meldung von Gebraudsmuftern“ vom 31. Auguft 1891, Reichsanzeiger Nr. 206). 
48* 
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Aus der Art der Eintragung des von der Beklagten angemeldeten Mufters können 
daher Schlüffe auf die Anſicht des Patentamts hinſichtlich der Schutzfähigkeit des- 
jelben nidyt gezogen werden.“ U. v. 16. 10, 1897. I, 183/97, 

5. „Tas für die Klägerin eingetragene Waarenzeihen ijt ein reines 
Wortzeichen, das nicht wegen ſeines figürliden Eindruds, jondern nad jeinen 
Chriftzeihen und feinem lautlien Klange geihügt ift. Die Frage, ob die von 
der Beklagten angewendete Waarenbezeihnung dem geſchützten Zeichen der Klägerin 
jo ähnlich ift, daß die Gefahr einer Verwechſelung beider im Verkehr bejteht 
($ 20 des Geſetzes vom 12, Diai 1894), ift aljo nad) der Richtung zu beant- 
worten, ob das gejdriebene (gedrudte) oder das geiprodene Wort Roerperle dem 
Worte Ruhrperle jo ähnlid iſt, daß beide den Echriftzeihen oder dem Klange 
nad im Vertehr verwedjelt werden können. Statt jid der Erörterung diejer Frage 
zu unterziehen, hat das Berufungsgericht geprüft, ob die von den Parteien ge: 
braudten Etiketten, in denen die Worte Roerperle und Ruhrperle vorfommen, 
ihrer ganzen äußeren Erjdeinung nad die Verwechſelungsgeſahr begründen, und 
hat wegen der erheblihen Verſchiedenheiten diefer Etiketten in Bezug auf Farben 
und fonjtige wörtlide und zeidneriihe Zuthaten eine folde Gefahr für ausge- 
ſchloſſen erachtet. Aus diefem Grunde ift die Klage abgewiefen. Dieje Entſchei— 
dung beruht auf einer rechtsirrigen Auffafjung des durd die Eintragung eines 
bloßen Wortes ald Waarenzeihen begründeten Schutzrechtes. Der Inhaber eines 
jolden Wortzeichens ift bei der Verwendung dejjelben zur Waarenbezeihnung nicht 
auf eine bejtimmte äußere Darjtellung beſchränkt. Er kann jede beliebige typo- 
graphiſche Geftaltung, jede beliebige Farbe, Umraymung oder dergl. für das Wort 
oder neben demjelben wählen und die gewählte Gejtaltung und dereu Zuthaten 
beliebig wechſeln. Geſchütztes Waarenzeihen bleibt in allen dieſen Darjtellungen 
immer nur das eingetragene Wort, Die Unterſuchung, ob eine Störung des 
Zeihheninhabers in dem ausſchließlichen Rechte der Benugung feines Waarenzei- 
chens vorliegt, hat ſich aljo darauf zu erftreden, ob der Störende ſich deſſelben 
oder eines die Verwechſelungsgefahr bedingenden Wortes zur Bezeichnung jeiner 
Waare bedient, wogegen es auf die Gleichheit oder Verjdiedenheit der etwa da— 
neben auf der Waare oder deren Berpadung angebradten ſchmückenden oder er: 
klärenden Zuthaten nit anfommt. Aehnlichkeit in diefen Dingen kann von Be— 
deutung jein, wenn es fi um die widerrechtliche Nachahmung der Ausftattung 
von Waaren handelt ($ 15 des Gejeßes vom 12, Mai 1894), für die Nad- 
ahmung eines bloßen Wortzeihens ift fie ohne Belang.“ U. v. 27. 10. 1897, 
I, 212,97, 

6. Wudher Wenn der Schuldner über das, was er in der vom Gläu— 
biger wucheriſch ausgebeuteten Nothlage dieſem zu zahlen verjproden, einen Wechſel 
gegeben hat, jo kann er, wenn er gegenüber der vom Gläubiger angejtellten 
Wechſelklage Verſäumnißurtheil wider fi hat ergehen lafjen, nad) Eintritt der 
Rechtskraft des Urtheild an ſich das auf Grund des leßteren an den Gläubiger 
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Geleiftete nicht mehr unter Berufung auf den Wucher zurüdforbern, weil dem die 
Rechtskraft des Urtheils, durch welches die Nedtbeftändigfeit der Forderung des 
Gläubigers anerkannt ift, entgegenfteht. Eine andere Beurtheilung ift aber ge- 
boten, wenn die Nothlage des Schuldners aud) zu der Zeit, als das Berfäumniß- 
urtheil erging, noch fortbeftand und die Annahme geredtfertigt erjdheint, daß der / 
Gläubiger, indem er die VBerurtheilung aus dem Wechfel erwirfte, wiederum die / 
Nothlage des Schuldners ausbeutete und diefer unter deren Drud die Vertheidi- 
gung gegen den Wechſelanſpruch unterließ. Denn aud) civilprozefjuale Handlungen ' 
lönnen das Mittel fein, durch weldes der Wucherer die Nothlage des Schuldners 
ausbeutet, und die Unterwerfung des Schuldners unter die die Einziehung des 
wucheriſchen Wechſels bezwedtende Klage kann als ein Vermögensvortheil aufge- 
faßt werden, den fid) der Wucherer von feinem Schuldner gewähren läßt. Be 
qnügt fi) der Gläubiger nicht mit dem über eine übermäßige Summe ausgeftelften 
Wechſel des Schuldners, jondern erhebt er die Wechſelklage, folange er den Schuldner 
noch in der Hand hat, um eine von ihm für unanfehtbar gehaltene redtsfräftige 
Verurtheilung de8 Schuldners zu erlangen und fid jo die von dieſem durd den 
Wedel verſprochenen übermäßigen Vermögensvortheile zu fihern, und unterwirft 
ih der Schuldner, der die Abfiht des Gläubigers erkennt, in feiner fortdauern- 
den Nothlage dieſem Beginnen, jo liegt darin, ohne daß man gerade ein ftill- 
ſchweigendes Abkommen zwiſchen Gläubiger und Schuldner heranzuziehen braudt, 
eine Fortjegung des wucheriſchen Treibens, und der jo ausgebeutete Schuldner ift 
wohl beredtigt, die durch Geltendmahung des Urtheils vom Gläubiger einges 
zogenen übermäßigen VBermögensvortheile zurücdzufordern. U. v. 6. 10. 1897. IL, 
298,97. 

7, Nidtaufnahme einer mündlid getroffenen Vereinbarung 
in die Bertragsurfunde: „Die Revifion führt aus, vom Fall der Arglift 
abgejehen, jeien Zufiderungen nur dann verpflidtend, wenn fie bei Abſchluß des 
Vertrages abgegeben jeien, dies fünne aber in der Regel dann nicht angenommen 
werden, wenn die Zufiherungen in einem von den Kontrahenten jchriftlicd abge: 
ſchloſſenen Vertrag nit aufgenommen feien. Es fann aber, wie aud) die Revi— 
fion ſelbſt nicht verkennt, nicht ald ein ausnahmsloſer Grundfag, fondern nur als 
die Regel betrachtet werden, daß in den Vorverhandlungen vereinbarte Bedingun: 
gen, welde in dem jhriftlihen Vertrag Aufnahme nicht gefunden haben, als auf- 
gegeben gelten müfjen. Im gegemwärtigen Falle enthielten nun ſowohl die Ent: 
widelung der Zerhandlungen bis zum Vertragsabſchluß als aud die Beſchaffen— 
heit des Vertragsgegenftandes einen Hinweis darauf, daß die Bedingung in Gel- 
tung bleiben follte. Wenn in den vorhergegangenen Verhandlungen ftets betont 
ift, daß ohne die allgemeine polizeilihe Zulaffjung der Deden der Vertrag feinen 
Werth für den Kläger habe, und wenn nod unmittelbar vor dem Vertragsab- 
ſchluß als jelbftverftändlid bezeichnet ift, daß die Zulafjung bedingend fei, fo 
ſpricht dies dafür, daß die Kontrahenten diefe eben als eine ganz felbftverjtänd: 
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lie, ausdrüdlider Erwähnung in der Urfunde gar nicht bedürfende Bedingung 
auch beim Abſchluß des Vertrages noch betradjtet und anerfannt haben. Und da 
die ausſchließliche Fabrikation und der alleinige Vertrieb der muſter— 
geihügten Deden zc. für Berlin und Vororte den Gegenftand des Vertrages 
bildet, jo giebt die® einen weiteren Anhalt dafür, daß die Möglichkeit eines ſolchen 
Betriebes, feine Nichthinderung durch polizeiliche Vorjhriften, unter allen Umſtän— 
den ein Bertragselement bilden folltee Wenn nun aud) die Erwägungen des Be: 
rufungsridters infoweit, als fie den Beklagten als beweispflihtig dafür betraditen, 
daß die in den Vorverhandlungen vereinbarte Bedingung bei dem Bertragsab: 
ſchluſſe fallen gelafjen ift, einen Rechtsirrihum zeigen follten, jo beruht dod die 
angefodhtene Entiheidung auf demfelben nicht, denn dev Berufungsridter gelangt 
im weiteren Zufammenhang feiner Gründe mit Rückſicht auf die gefammte Sad; 
lage zu der Feftitellung, daß jene Thatſache nicht zutrifft, fondern daß die Be— 
dingung aufrecht erhalten ift. Hiernach ift die Bedingung Vertragsinhalt gewor: 
den, obwohl fie Aufnahme in die Urkunde nicht gefunden hat. Von ihrem Ein: 
tritt oder Nichteintritt ift die Eriftenz der im Vertrage vereinbarten Rechte und 
Berbindlicgfeiten abhängig.“ U. v. 9. 10, 1897. I. 170/97. 

8. Negative Feftftellungs-Widerklage; rechtliches Interefje an 
al8baldiger Feſtſtellung. „Durd das angefochtene Urtheil ift die Berufung 
gegen das landgerichtliche Urtheil zurückgewieſen, in weldem der Beklagte Foften- 
pflihtig unter Zurüdweilung feiner Widerflage verurtheilt ift, an den Kläger 
10000 .# nebft Zinfen zu zahlen. Die Nevifion richtet ihren Angriff gegen die 
Zurüdweifung der Widerflage. Der Antrag der Widerflage ging auf Feſtſtellung, 
daß dem Kläger keinerlei Forderung aus der Vermittelung des Ankaufs der 
bom Kläger erworbenen Hypothek gegen den Bellagten, in&bejondere fein Anſpruch 
auf Erfah des bei der Subhaftation erfolgten Ausfall® an Kapital und Zinfen 
zuftehe. Das Berufungsgericht weift den Antrag zurüd, weil der Anſpruch des 
Klägers mindeſtens in Höhe der ihm bier zugeiprodenen 10000 .4 beftehe. Es 
hatte jedod) der Kläger diefen Betrag ausdrüdlid nur als einen Theil des ihm 
vom Bellagten zu erjeßenden Schadens verlangt, den er in der Klage dem von 
ihm erlittenen Hypothefenausfall von über 70000 # glei) jeßte, in der Be 
rufungsinftanz ‚aber auf 40000 .4 bezifferte. Dadurch alſo, daß die Klage in 
dem bier geforderten Theilbetrage zugeſprochen ift, erledigte ſich die Widerflage 
noch nit; eine Feitftellung, daß der Kläger nur fo viel, als ihm Hier zuge 
ſprochen ift, oder dod nit mehr, als einen gewiffen Betrag unter 40000 .4 zu 
fordern habe, lag nicht außerhalb des Widerklageantrages, wie er geftellt ift, zu— 
mal der Kläger in der Berufungsinftanz durch feine Erflärungen zu erfennen 
gegeben Hatte, daß es ihm auf die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens 
des vom Kläger behaupteten Schuldverhältniſſes überhaupt, eventuell der Höhe 
nad, anfomme (vergl. Urtheile des Reichsgerichts vom 27. Juni 1884 und vom 
18, Juni 1885, bei Bolze, Praxis, Bd. 1 Nr. 1715, 1716). Das Berufungs- 
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geriht meint zwar, daß eine folde Feſtſtellung nicht erfolgen fünne, weil der 
Kläger nicht beftimmt angegeben babe, wie viel er im Ganzen beanſpruche. Dies 
ift jedod) nad dem eben Gefagten nicht richtig; der Kläger bat feinen Schaden, 
den Bellagter ihm zu erftatten babe, fchliehlih, wie bemerkt, auf 40000 # be 
rechnet. Wenn weiterhin noch der Mangel eines Nachweiſes des rechtlichen In— 
tereffe® des Beklagten an der alsbaldigen Feitftellung der Höhe der Forderung 
hervorgehoben wird, jo ift e8 zwar richtig, daß die Feſtſtellungsklage, infoweit fie 
ſich auf die Höhe der Forderung bezieht, nicht die Imcidentfeftftellungsflage nad) 
8 253 der E.P.D. ift, weil davon, ob Kläger mehr als 10000 4 zu fordern 
bat, die Entſcheidung über die Klage nicht abhängt, und daß fomit das Erforderniß 
eines rechtlichen Intereſſes an der alsbaldigen Feſtſtellung nah $ 231 d. EP.O. 
alferdings befteht. Allein das Vorhandenſein defielben kann bei richtiger Auf— 
faffung des Benriffs des rechtlichen Intereſſes in $ 231 (vergl. Entiheidungen 
des R.G.'s in Civil-Saden Bd. 35 ©. 392) nicht bezweifelt werden, da, wie 
e8 in dem eben gedachten Urtheil heißt, auch das ökonomiſche Intereſſe, zu wiſſen, 
woran man in Anjehung eines gewiſſen Rechtsverhältniſſes ift, um fein Verhalten 
danach einzurichten, eim rechtliches Intereffe im Sinne des $ 231 eit. zu nennen 
ift. Ein ſolches Intereſſe hat der Beklagte hinſichtlich der Feſtſtellung, daß die 
Forderung des Klägers nit in der von diefem behaupteten Höhe beftehe und einen 
gewiffen Minderbetrag nicht überſteige.“ Urth. v. 16. 9. 1897. VI. 103/97, 
I, C.P.O. 8240? „Nicht zu bilfigen ift e8, daß das Berufungsgericht die 
in ber Berufungsinftanz erfolgte Veränderung des erften Klageantrages dahin, daf 
die Beklagte zur Zahlung der ſich aus ihrer Abrehnung für die Klägerin er- 
gebenden Yicenzgebühr verurtheilt werden möge, für unzuläffig eradtet hat. Der 
von der Klägerin erhobene Anſpruch auf Rechnungslegung gründet fi auf das 
zwifchen ihr und der Beflagten bejtehende Vertragsverhältniß. Aus diefem ergiebt 
fid für die Klägerin eine Forderung, deren Höhe von dem Umfange der von ber 
Beklagten bewirkten Verkäufe abhängt und von der Klägerin nur auf Grund ber 
von der Bellagten aufzuftellenden Abrehnung über dieſe Verfäufe beziffert werden 
fann. Indem die Klägerin von der Bellagten die Ablegung diefer Rechnung 
fordert, thut fie dies lediglich in der Verfolgung ihres Forderungsrechts, denn die 
geforderte Rechnungslegung bat für fie feine jelbjtändige Bedeutung, fondern nur 
die eines Mittels, um zur Einziehung ihrer Forderung zu gelangen. Daraus 
folgt, daß, wenn die Klägerin diefes Mitteld aus einem oder dem andern Grunde 
nit mehr zu bedürfen meint, fondern dazu verſchreitet, die ihr gebührende 
Leiſtung in einer beftimmten Geldiumme zu fordern, fie ihre Klage nicht ändert, 
fondern nur erweitert, indem fie auf devjelben rechtlichen Grundlage, in der Ber: 
folgung des gleichen Forderungsrechtes jeßt unmittelbar den Endzwed anjtrebt, 
deffen Erreichung durch die zunächſt verlangte Rechnungslegung mittelbar ver: 
folgt wurde. Dieſes Verhältniß des Antrages auf Rechnungslegung zu dem An: 
trage auf Zahlung der durd die Rechnung feftzuftellenden Summe ift bereits in 
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einem Urtbeil des Reichsgerichts vom 29. März 1887 (Grudot, Beiträge, 
Bd. 32 ©. 412) anerkannt, wo umgekehrt ſpäter Rechnungslegung an Stelle der 
zunädhft geforderten Zahlung verlangt wurde und dieje Aenderung des Antrages 
unter Hinweis auf $ 240 Ziffer 2 der C. P.O. für zuläffig erflärt worden ift. 
Diejelbe Anſchauung liegt dem Urtbeil des Reihsgerihts vom 16. Januar 1889 
(Entf. Bd. 23 ©. 419) zu Grunde, weldes die Aenderung des Antrages auf 
Veftftellung in den Antrag auf Leiftung für zuläffig erklärt. Daß die Zahlung 
an Stelle der Rechnungslegung erit in der Berufungsinftanz verlangt worden 
ift, fteht der Zuläffigfeit diefer Erweiterung des Slageantrages nidht im Wege, da 
der 8 240 der C. P.O. aud für die Berufungsinftanz gilt, und daß die Klägerin 
möglicherweife ſchon auf Grund der in I. Inftanz vorgelegten Rechnung Zahlung 
des darin beredineten (minderen) Betrages hätte fordern fünnen, ift fein Grund, 
um den erft jpäter geänderten Antrag abzuweijen, wenn derjelbe an ſich zuläffig 
war.“ U. v. 16. 10, 97. I. 183/97. 

10. C.P.O. $ 350 Ziff. 3. Auguſt K. und feine Ehefrau Hagten gegen 
deren Vater Aug. Kl. unter der Behauptung, daß er verſprochen habe, feiner 
Toter, wenn fie den Auguft K. heirathe, 6000 .# als Mitgift zu gewähren, 
auf Bezahlung diefer Summe. Der Beflagte behauptete, er habe am Tage des 
Aufgebotd dem Kläger Auguft 8. im Beifein der Mitklägerin erflärt, fie babe 
nur das Erbtheil ihres Großvaters, ihren Erbantheil an einer für ihre Mutter 
eingetragenen Hypothet von 3000 .# und 300.4, die er jelbft zulegen wolle, in 
Ausfiht. Hierfür benannte der Beklagte zwei feiner Söhne und feine Ehefrau 
ald Zeugen. Dieſe Perfonen wurden in zweiter Inftanz vernommen, aber ent» 
gegen dem Antrag des Beklagten nicht vereidet. Das Beruf.-Ger. erachtete näm— 
(ih die Beſtimmung in $ 350 Ziff. 3 der C.P.O. nit für anwendbar, weil 
die Zeugen nicht über Thatſachen ausgejagt hätten, welde die durch das Familien- 
verhältniß bedingten Faimilienangelegenheiten beträfen, dem Streite liege ein reiner 
Bertrag über Handlungen im Sinne des Preuß. Allg. L.R.'s zu Grunde, aus 
dem ein Familienmitglied ebenfo verpflidgtet werde, wie ein Kamilienmitglied. Diefe 
Auffaffung wurde vom R.G. gemißbilligt. Die Ausnahmevorjhrift des $ 350° 
berube, wie die Entftehungsgeihichte ergebe, auf dem durd den muthmaßlicdhen 
Mangel anderer Beweismittel hervorgerufenen Bedürfniffe. Ihre Anwendbarkeit 
könne deshalb nicht daran gefmüpft fein, daß die betreffende VBermögensangelegen- 
heit nur auf dem Boden eines Familienverhältniffes entftehen könne, entſcheidend 
ſei lediglih, daß die Fonfrete Vermögensangelegenheit ihre Grundlage im Fa— 
milienverbande habe. U. v. 4. 10. 97. VI. 140/97. Bergl. noch Seuffert's 
Arhiv Bd. 43 Nr. 236, Bd. 45 Nr. 52, Bd. 47 Nr. 73; Yurift. Wochenſchr. 
1891 ©. 413 Nr. 13, 1895 ©. 8 Nr. 19. 

11. Neuer felbftändiger Bejhwerdegrund. „Die weitere Beſchwerde 
ift nad $ 531 Abi. 2 der C.P.O. unzuläſſig. Der Beihwerdeführer findet zwar 
einen neuen jelbjtändigen Beſchwerdegrund darin, daß, das Beſchwerdegericht mehrere 
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feiner Behauptungen nicht oder nicht ausreihend berüdfichtigt habe. Zunächſt er- 
ſcheint es jedoch völlig irrthümlih, von einer nit ausreihenden Berückſich— 
tigung einer Behauptung als von einem neuen felbftändigen Beſchwerdegrund zu 
ſprechen. Dazu geben aud die vom Beihwerdeführer angezogenen Entſcheidungen 
des Reihsgerits (Bd. 17 ©. 371, Bd. 18 S. 425) feinen Anlaß. Die leßtere 
— weitergehende — Entſcheidung läßt allerdings unter Umftänden die weitere 
Beihwerde aud wegen völliger Uebergehung eines Angriffs der Beſchwerde zu, 
infofern ſich nämlid darin eine Verlegung des Anſpruchs der Partei auf recht— 
fies Gehör finden laſſe. Dies Yebtere ift aber eben nur bei völliger Leber- 
gehung eines Angriffs oder einer Behauptung denkbar, nicht ſchon bei nicht „aus: 
reihender" Würdigung. Es kann im Uebrigen bier umerörtert bleiben, ob in der 
That in der Uebergehung von Behauptungen eine Berfagung des rechtlichen Gehörs 
liege, und ob, wenn dies der Fall, ein neuer jelbftändiger Beihwerdegrund ge- 
geben jei (vergl. Entid, des R.G.'s Bd. 30 S. 338). Denn für den Vorwurf, 
dat das Beihtwerdegeriht Behauptungen des Beichwerdeführerse unberückſichtigt 
gelafjen Habe, giebt der angefochtene Beihluß feinen Anhalt ꝛc.“ Beſchl. v. 6. 10, 
97. Bs. R. VI. 210/97, 

12. „Mit Unreht erachtet der Kläger die Revifion der Bellagten wegen 
Gehlens der Reviſionsſumme für unzuläſſig. Der Slagantrag geht auf Ver— 
urtheilung der Beklagten zur Zahlung von 1900 .# 30 4. Dies ift der Werth 
des Streitgegenftandes für das Urtheil der erften Inftanz, das die Klage abge: 
wiejen, und für das Urtheil der Berufungsinftanz, das den Anſpruch des Klägers 
dem Grunde nad) für berechtigt erklärt hat. Folglich ift es aud) der Beſchwerde— 
gegenftand für die Revifion, die die Aufhebung diefes Urtheils verlangt. Daß 
der Kläger nad der Verkündung des Berufungsurtheil® und vor Einlegung der 
Reviſion brieflid und durch Zuftellung eines Schriftfages der Beklagten angezeigt 
bat, er ermäßige den Klageantrag auf 1450 M, ift für die Bemeffung des Be— 
jchwerdegegenftandes bedeutungslos. Denn diefer wird durd den Inhalt des an- 
gefohtenen Urtheil® und der Revifionsanträge beſtimmt.“ U. vd. 9. 10. 97. 
I. 172/97. 

13. C.P.O. $ 590. Der Tagelöhner D. hatte fi, während feine früher 
eingegangene Ehe noch beftand, anderweit verheirathet. Die Staatsanwaltihaft 
Plauen erhob wider ihn und feine zweite Ehefrau Klage auf Nihtigerflärung der 
Ehe und es wurde dementipredhend von dem L.G. erfannt. D. legte Berufung 
ein, doch wurde die Berufungsſchrift friftgemäß nur der Staatsanwaltihaft beim 
O.L.G. Dresden, der verehel. D. dagegen erſt längere Zeit nad) Ablauf der Bes 
rufungsfrift zugeftell. Das DL.G. verwarf aus diefem Grunde die Berufung 
als unzuläffig. Nah 8 590 der C.P.O. Habe für das Berufungsverfahren dem 
Berufungsfläger D. außer der Staatsanwaltſchaft auch die verehel. D. als Geg— 
nerin gegenübergeftanden, und es jeien diefe und die Staatsanwaltihaft, obwohl 
fie in erfter Inftanz Gegner geweien, in der Berufungsinftanz nothiwendige Streit: 
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genofjen (C.P.O. 8 59) geweien und zwar nicht erft nad Einlequng der Be- 
rufung des D., fondern ſchon in dem Augenblide, wo D. zur Einlegung bes 
Rechtémittels verihritten ſei. Da ferner in den Fällen nothwendiger Streitge- 
noſſenſchaft ein Streitgenoffe zwar zugleich für den andern den Prozeß betreiben, 
nicht aber der Gegner der Streitgenoffen eine Prozeßhandlung gegenüber einem 
einzelnen Streitgenoffen mit redhtliher Wirkung gegenüber den übrigen vornehmen 
fünne, fo hätte die Berufungsihrift in der PBerufungsfrift der Staatsanwaltihaft 
und der verehel. D. zugeftellt werden müſſen, und fei, da letzteres nicht aeichehen, 
die Berufung als verfäumt unzuläſſig. Diefe Auffaffung wurde vom R.G. ge 
bilfigt. U. v. 11. 10, 97. VI. 156. 97. 

14. Anordnung nad 88 688, 690 der C.P.O. oder einstweilige 
Verfügung nad) SS S14 fig. „Der angefochtene Beſchluß hat auf die Beſchwerde des 
Beflanten die vom Pandgerichte netroffene Verfügung aufgehoben, durch melde 
in dem gegenwärtigen Mechtsftreit, in dem die Kläger im Wege der fogenannten 
Zwangsvollſtreckungsinterventionsklage Eigenthumsrechte an Gegenftänden geltend 
maden, die auf Reranlaffıng des Beflanten gepfändet find, auf den Antraq der 
Kläger das Gerichtsvollzieheramt erſucht ift, den Erlös aus den gepfändeten Sachen 
nit an den Beklagten abzuliefern, fondern bei der Pandgerichtsfaffe zu hinter 
legen. Die von den Klägern zur Hand genommene weitere Beſchwerde ift nun 
darauf geftüßt, daß es fich bier nicht um eine einftweilige Anordnung im Sinne 
der 88 688, 689 und 690 Abi. 3 der C. P.O., fondern um eine nad) SS 814 fig. 
dafelbft zu beurtheilende einftweilige Verfiigung handle, und daß danach (vgl. 
88 815, 704) dem Bellagten gegen den erwähnten landgerichtlichen Beſchluß nur 
der Widerſpruch, nicht der Weg der Beſchwerde offengeftanden habe. Dieſe Aus: 
führung fann fir zutreffend nicht eradhtet werden. Die getroffene Anordnung be 
zwedt fowohl nad) der Tendenz der Antragsteller wie ihrem Wefen nad die Ein- 
ftellung der Zwangspollftrefung und fällt damit unter die citirten 
SS 688 flg. Die Stelle bei Falkmann, Zwangsvolfftrefung, auf melde fid 
die Beihwerdeführer berufen, ſpricht nicht biegegen, indem dort nur ausgeführt 
wird, daß Verfügungen, die, nahdem die Zwangsvollſtreckung eingeftellt worden, 
bezüglih des Erefutionsgegenftandes weiter noch ergehen, nad) den angezogenen 
88 814 fig. zu beurtheilen find. Es fann auch nicht etwa gegen das Borliegen 
der Einftellung der Zwangsvollſtreckung darauf hingewieſen werden, daß die feßtere 
ja ſchon beendigt, da mit dem Nugenblid des Empfange des Erlöfes Seitens des 
Gerichtsvollziehers nah $ 720 der C.P.O. die Zahlung Seitens des Schuldners 
al8 erfolgt gelte. Hiergegen ift geltend zu machen, daß, al® die fraglidhe Anord- 
nung erlaffen wurde, welde von demjelben Tage datirt, an weldem die Ver: 
fteigerung der gepfändeten Gegenftände erfolgte, die gedachte Empfangnahme bes 
Erlöfes nod nicht ftattgefunden hatte. Es kommt aber auf den Augenblicd der 
Emanation des betreffenden Beſchluſſes an, da dafür zu halten, daß durch leßteren 
dem ſpäter gefchehenden Inempfangnehmen des erlöften Geldes Seitens des Ge- 
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rihtsvollziehers die Wirfung der damit regelmäßig erfolgenden Tilgung der bei— 
zutreibenden Forderung entzogen werde. Hierüber ift zu vdergleihen Gaupp, 
Komm. zur EP.O., Aufl. 2, Note zu $ 720 und die dort angezogenen Noten 
zu 88 716 und 709, wo foldes für den dem gegenwärtigen gleichitehenden all, 
daß die Hinterlegung des Erlöfes der Zwangsvollſtreckung nah $ 710 Abi. 4 
angeordnet wird, ausgeiproden if. Es kann nun aud) mod auf die von Falk— 
mann angezogenen Abhandlungen von Peters und Voß Bezug genommen werden, 
welche ſich über den Unterſchied zwiſchen einftweiligen Anordnungen und einftweiligen 
Verfügungen in dem obengedadhten Sinne verbreiten und erftere als vorliegend 
annehmen, wenn e8 ſich um Abwehr der Nadıtheile von beredtigten Handlungen 
ftaatliher Organe handelt, als letztere aber ſolche anſehen, die gegen unbefugte 
nefährdende Handlungen von Privatperfonen gerichtet find. Hiernad wird man 
zu der erjteren Kategorie den bier in Frage ftehenden Beſchluß zählen, durd den 
der Auszahlung eines Zwangsvolljtrefungserlöfes Seitens des Gerichtsvollziehers 
an den ihn beauftragt habenden Gläubiger entgegengetreten werden ſoll. Endlich 
ift nod auf den Beſchluß des Reichsgerichts zu verweilen, welder in den Entid). 
in Civ.“S. Bd. 30 ©, 394 flg. abgedrudt ift. Hier wird gejagt, daf die dort 
in Frage ftehende Anordnung der Hinterlegung des Erlöjes, welche in Anlaß da— 
von, daß ein Konfursverwalter in Anfehung einer Pfändung ein Anfechtungsrecht 
geltend machte, getroffen ift, fi jehr wohl unter den $ 690 Abf. 3 in Verbin— 
dung mit $ 688 Abi. 1 bringen laffe, da diefe Hinterlegung doch als eine Art 
der Einftellung der Zwangsvollftredung, nämlid in einem etwas jpäteren Sta— 
dium, oder als ein Einzelfall der Fortjeßung der Zwangsvollftrefung nur gegen 
Sicherheitsleiſtung angejehen werden könne ꝛc.“ Beſchl. dv. 20. 9. 97, Bs. VI. 
190/97. 

15. Werth des Streitgegenftandes. Gegenftand des Rechtsſtreits 
war die Mitgliedihaft des Klägers bei dem beffagten Militärverein. Wenn der 
Streitwertö von den vermögensrechtlichen Vortheilen abhinge, welde der Verein 
feinen Mitgliedern gewährt, jo würde nit außer Betracht bleiben fünnen, daß 
dem bedingten Aniprude der Mitglieder auf Unterftügung in Krankheitsfällen 
die unbedingte Berpflitung zur Zahlung von Beiträgen, die monatlid 30 &. 
betragen, jedoch unter Umftänden erhöht werden fünnen ($ 13 des Statuts), 
gegenüberfteht. Auch bei Berüdjihtigung der Ausftener in Sterbefällen ($ 17 
des Statuts) ift deshalb der vermögensrechtliche Aniprud, den SMäger mit der 
auf Anerkennung feiner Mitgliedſchaft gerichteten Klage verfolgt, keinesfalls höher, 
als auf 200-300 zu ſchätzen ꝛc. Es erſcheint jedod richtiger, den Anſpruch 
des Klägers als einen nicht vermögensrechtlichen anzuſehen. Der beklagte 
Verein verfolgt nah $ 1 des Statuts in erſter Linie ideale Zwecke; die da— 
neben den Mitgliedern zu gewährenden Unterftügungen fünnen bei Schätzung des 
Streitwerths zwar injofern in Betracht kommen, als dieſe nicht unter die ver— 
mögensrehtlihen Vortheile der Mitgliedſchaft hinabgehen darf, fie fünnen aber für 
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den Streitwerth nicht allein beftimmend fein. Indeſſen ift, wenn der Anfprud) 
als nicht vermögensrehtliher betrachtet wird, der Streitwerth gleihwohl nad) 
8 10 des Gerihtsfoftengefeßes mit Rüdjiht auf die obwaltenden Umftände, und 
da insbefondere, wie bemerkt, der vermögensrechtliche Vorteil durd die Beitrags- 
pfliht aufgewogen wird, nicht zu niedrig feftgeießt. Beil. v. 20. 9. 97. Bs. VI 
157/97. 

16. Koften einer Anſchlußberufung. Die Entiheidung über die Koften 
war injofern zu beanftanden, als dem Kläger „die Koften der Anſchlußberufung“ 
auferlegt worden ſind. Die Anſchließung an eine Berufung ift ebenjo wie die 
Berufung felbft fein Angriffs: oder Vertheidigungsmittel im Sinne des $ 91 der 
C.P.O., und eine gefonderte Koſtenberechnung für fie findet nit ftatt. $ 11 
des Ger.Koſt. Geſ, $ 10 der Geb.O. f. RAnw. Es konnte daher nur über die 
gefanımten Koften der Berufungsinftanz nah Maßgabe des 8 88 Abf. 1 der 
C.P.O. erfannt werden. U. v. 16, 10. 97. I 182/97. 

17. Zurüdnahme oder Einfhränfung eines Rechtsmittels, Ein- 
fluß auf die Höhe des Koftenvorfhuffes. Die Klägerin Hatte in einem 
Prozeffe, der ein Streitobjeft von 176000 .4 betraf, ohne Einihränfung Revifion 
eingelegt, ſpäter formulirte fie einen Antrag, wonad fie Aenderung des zweiten 
Urtheils nur wegen 33356 .# verlangte. Mit Rückſicht Hierauf beantragte fie 
Herabjeßung des ihr abgeforderten, nad) einem Werthsobjeft von 176000 .# be: 
rechneten Gerichtskoſtenvorſchuſſes und entiprehende Zurüdzahlung. Der Autrag 
wurde durch Beihluß des V. Eiv.Sen. des RG.s vom 15. 12, 1894 (V. 361/94) 
zurückgewieſen mit folgender Begründung: Nah der Struftur des Gerichtskoſten— 
geſetzes, insbeſondere mit Rückſicht auf die Norihrift, daß die Gebühren und Aus 
lagen der Regel nad) erft mit Beendigung der Inftanz fällig werden ($ 93), fowie 
darauf, daß das Gefe zwar von einer Erhöhung, nit aber auch von einer 
Herabjegung des Koſtenvorſchuſſes ſpricht ($ 81), muß angenommen werden, dak 
der Gerichtskoſten-Vorſchuß, der zur Sidyerung der Staatsfaffe wegen der im ber 
betreffenden Inftanz entjtehenden Koſten beftimmt ift, vor Beendigung der Inftanz 
nicht, aud nicht zum Theil zurüdverlangt werden darf, e8 müßte denn jein, daß 
er don Anfang an zu Unrecht eingefordert oder falſch berechnet worden wäre.” 
Die gleiche Anſicht hat der VI. Civ.Sen. in einem Beſchluſſe vom 16. September 
1897 (VI. 311/97) in einem Falle befolgt, in weldem die Revifion zurückgenommen, 
aber ein Antrag des Nevifionsbeflagten nad) SS 529, 467 Abſ. 3 der C. P.O. zu 
erwarten war. 

18. Beweisgebühr. „Die Vorinſtanz, weldje entgegen dem landgericht— 
lichen Koftenfeftfegungsbefhluffe die vom Kläger liquidirte Beweis: und weitere 
Verhandlungsgebühr abgejegt hat, ift zutreffend davon ausgegangen, daß es 
darauf anfomme, ob die durch den Beſchluß vom 24. März 1897 geſchehene Anz 
ordnung der Borlegung gewiffer Vorprozefaften zu dem Zwed einer Information _ 
oder zu dem der Beweisaufnahme erfolgt fei. (Vergl. Juriſt. Wod. 1895 ©. 243.) 
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Wenn nun das erjtere daraus gefolgert wird, daß, wie erfidhtlid, die aus den 
erwähnten Vorprozeßaften zu entnehmenden Thatſachen unter den Parteien nicht 
ftreitig gewejen, jo ift allerdings dieſer Schluß nicht bedenfenfrei, da darüber, wie 
e8 in dieſer Beziehung zur Zeit, als der erwähnte Bescheid abgegeben, 
geftanden Hat, nichts vorliegt; e8 muß indefjen der Annahme, daß die in Rede 
ftehende Verfügung der Information halber getroffen, deshalb beigetreten werden, 
weil, wie das den Beihluß enthaltende, über den erjten Termin, der in der 
gegenwärtigen Prozeßſache jtattgehabt, aufgenommene Protokoll ergiebt, eine Ver: 
Handlung gar nicht ftattgefunden hat, ſondern ausſchließlich das Gericht dahin 
thätig geworden, daß neuer Termin angejeßt und die Einforderung der mehr: 
erwähnten Vorprozeßakten angeordnet ift. Eventuell muß aber auch in Betracht 
gezogen werden, daß jedenfalls es ungewiß ift, ob zu dem einen oder dem 
anderen Zwede die jraglide Anordnung erfolgte. Dieſe Ungewißheit genügt, um 
eine für die Zubilligung der geforderten Gebühr erforderlide Beweisanordnung 
nit als vorliegend erjheinen zu laffen (ur. Woch. 1891 ©. 274)" Beidl. v. 
16. 9. 97. Bs. VI. 169. 97. 


— — — — 


Literatur. 


A. Die Gefelfhaft nad dem Deutſchen Bürgerlihen Gelekbude. 
Nah dem Bortrage vom Geh. Hofrat Prof. Dr. Sohm in der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft zu Leipzig. 

(Gehalten am 24, November 1897.) *) 


Durch dad neue bürgerlihe Geſetzbuch werden tiefgreifende Aenderungen in den Bes 
flimmungen über dad Gejeljcaftsreht eingeführt. Während biäher im Allgemeinen binficht- 
ld der gewöhnlichen bürgerlihen Geſellſchaft die Grundſätze der Societas des römiſchen 
Rechts maßgebend waren, tritt durch das neue Geſetzbuch die deutſche Geſellſchaft ins Leben. 
Dieſe gilts deshalb mit Deutlichkeit zu erfaſſen. 

Das Weſen der Geſellſchaft iſt: Geſammthandsverbindung mit Geſammt— 
handsverwaltung. 

1. Geſammthandsverbindung, B.G. B. $ 718. Das Geſellſchaftsvermögen iſt 
gemeinſames Vermögen der Geſellſchaft nach Art des deutſchen Rechts, kein gemeinſames 
Vermögen nad Bruchtheilen. Das bedeutet: 

& Der einzelne Gefammthänder hat feine Verfügung über feinen Antheil, B.G.B. 


*) Ueber den am 27. Dftober 1897 in berfelben Gefellfhaft von Herrn Landrichter 
Dr. Anger gehaltenen Vortrag über 55 816 flg. des B.G. B. brauchen wir an diefer Stelle nicht 
zu berichten, da die den Beginn des vorliegenden Heftes bildende Abhandlung über die unges 
rechtfertigte Bereicherung eine vermehrte und erweiterte Wiedergabe jenes Bortrages iſt. D. Red. 
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8 719. Nah dem römischen Net dagegen ift dieſer fein freies Eigenihum, das er frei ver- 
äußern, verpfänden fann. Das Gefelfchaftävermögen ift fein Miteigentbum römifcher Art. 
Römiſch ift Miteigentfum als Alleineigentfum des Antheild, deutſch ift Eigentum mit ges 
bundenen Händen. 

b. Der einzelne Antheil bed Gejammihänders ift kein fefter Antheil, fondern ein be 
mwegliher — etwas, das es im römiſchen Rechte gar nicht giebt, B.G.B. 3 738. Es befteht 
alfo ein Anwachſungsrecht beim Ausfcheiden eines Geſellſchafters, aber au ein Abwachſungs— 
recht beim Eintritt eines neuen Geſellſchafters. — Bei der Begründung eines gemeinſchaft⸗ 
lihen Bermögend müflen die Erwerbsformen des gemeinfamen Eigenthums beobadtet wer: 
den: es genügt alfo unter Umſtänden ein formlofer Vertrag. Schwierigkeit entftcht beim 
Erwerb unbemegliher Sachen. $& 48 des Entwurſs einer neuen Grundbudordnung fennt 
zwei verfhiedene Formen der Eintragung eines gemeinfamen Eigenthums: entweder werben 
die Antheile der Berechtigten in Bruchtheilen angegeben, oder ed wird das für die Gemein: 
[haft maßgebende Verhältniß bezeichnet. Diefe Angabe ift nicht die der Bruchtheile, fondern 
die der Maßgabe der Rechtsſätze über die Geſellſchaft, und diefe Art der Eintragung ift bei 
Eigenthumserwerb durch eine Gejellichaft anzuwenden. Dann bedarf ed aber auch feiner 
Eintragung im Grundbuh, wenn ein Gefellichafter ausſcheidet. Gr verliert ſchon mit dem 
bloßen Austritt aus der Gejellihaft fein Eigentfum am gemeinfhaftlien Grundftüd. Und 
ebenfo gewinnt ein neuer Geſellſchafter aud ohne Eintragung ind Grundbud das gemeins 
ſchaftliche Eigenthum am Grundftüde allein mit dem Eintritt in die Gefelichaft auf Grund 
der vorhandenen Eintragung. 

Hieraus ergiebt fi, daß die Aniheile des Gefellichafters nicht rein vermögensrecht⸗ 
liher Natur find. Sie find Feine Eigenthumsrechte, fondern Mitgliedsrechte, perfonenredhts 
licher Natur. Tiefe Perſonenrechte find aber gemeinfchaftlich eng verbunden. Römiſchrechtlich 
haben fie nichts miteinander zu thun, find ganz yelbftändig, deutſch ftehen fie in einem gemein: 
famen perfönliden Verhältniß. Es ift fein individualiftifches, fondern ein focialiftifches 
Eigentum, das Verhältniß ift dem öffentlihen Recht verwandt, die Gemeinnügigfeit 
wiegt vor. 


Mas von den Antheildrechten gilt, gilt von allen Gefellfchaftsrechten, auch von ben 
Geſellſchaftspflichten. Die fämmtlihen Forderungsrechte auß dem Geſellſchaftsvertrage find 
feine reinen Vermögensrechte, feine reinen Forderungsrechte, fondern eben Mitgliedsrechte, 
8.6.8. 5 717, $ 725 Abi. 2. An Stelle des Privatrechts tritt das Socialreht. Auch wenn 
die Geſellſchaft aufgelöft ift, bleibt c8 beim Gefammteigentbum und es wird dieſes auch dann 
noch nicht freies Eigenthum, B G.B. 5 730 Abſ. 2, alfo genau wie bei der Handelsgeſellſchaft. 

Das Gefellihaftsvermögen ift aber fein Eondervermögen, mie bei der offenen Handels 
geiellichaft, es ftellt feine innere Cinheit dem Werthe nad dar. Während das Handelägefeh- 
buch Geſellſchaftsſchulden fennt, Schulden der Gefellfchaft, kennt das B.G.B. nur Schulden 
der Geſellſchafter, B.G.B. $ 783. Hierunter fallen alfo aud die Schulden, Die mit ber 
Gefelichaft felbft und ihren Zweden gar nichts zu thun haben. Die Geſellſchaft des bürger: 
lichen Rechts kann daher anders ald die Handelsgeſellſchaft auch feinen Konkurs machen. Die 
Geſellſchaft als folhe hat feine Schulden. Der Ausdrud „Geſellſchaftsvermögen“ bedeutet 
nicht eine felbftändige innere Einheit, fondern nur ein Sondergut für die Verwaltung. 

2. Geſammthandsverwaltung, nicht Cinhandävermaltung, B. G. B. $5 709, 714. 

a. Die Geſellſchaft ift beihlußfähig, B.G.B. $ 709. Anders als im römiſchen Redt 
ift alfo eine Ueberftiimmung möglid. Dort ift die Zuftimmung nur obligatorifch, nicht orga: 
nifatorifh wirkfam. Hier, bei der deutſchen Gejellichaft, ift der Einzelne an feine Zuftims 
mung feft gebunden, und zwar nit nur obligatorifch, fondern er kann überhaupt nicht mehr 
zurüd, Die römische Geſellſchaft ift alſo anarchiſch, es gilt die Freiheit ded Individuums, 
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bie beutfche ift gebunden, es gilt die Macht der Gefellfchaft über den Einzelnen, die Sub» 
ordination. 

b. Die Geſellſchaft ift aber nicht handlungsfähig. B.G. B. $ 714 berechtigt den Ge— 
ſellſchafter die Geſellſchafter, nicht die Geſellſchaft zu vertreten (anderd als bei der offenen 
Handelsgeſellſchaft), der Gefelihafter handelt nicht im Namen der Organifation, er ift Ver— 
treter aller Geſellſchafter. Die Geſellſchaft als ſolche hat feine Organe. Die Verwaltung 
fann zwar organifirt fein, die Beriretung Tann aber nicht organifirt fein. Im Namen ber 
Geſellſchaft lönnen alfo keine Rechtsgeſchafte abgefchlofjen werden, B.G.B. 5 427 findet An: 
wendung. 

Die Geſellſchaſt lann aud nicht im Grundbud eingetragen werden, einzutragen find 
die einzelnen Geſellſchafter. Die Geſellſchaft ift ferner nicht prozeßfähige Partei, wie die 
offene Handelsgeſellſchaft. Bei diefer handelt der Geſellſchafter als gejeglicher Vertreter, 
d. 5. er handelt in fremder Perſon, durd ihn handelt der Bertretene, wie er aud) die 
fremden Pflihten für den Bertretenen erfüllen muß. Bei der bürgerlichen Geſellſchaft 
handelt der Geſellſchaſter als gewillfürter Vertreter, d, 5. er handelt in fremdem Nameı, 
durh ihn handeln die Gejellihafter. Deshalb ift die Geſellſchaft weder prozeßfähig nod 
parteifähig. 

Alle diefe Rechtsſätze find aber nun lediglich dispofitiver Natur. Sie können dur 
Parteiwillen, der auch durch concludente Handlung zu Tage freien fann, geändert werben, 
8.6.8. 8 705. Der Vertrag kann die gejeglichen Wirkungen abſchwächen — es kann aud) 
fünftig ftille Gejelfchaften geben, bei denen das Vermögen nur dem einen Geſellſchaſter gr: 
hört, — er kann aber au die Wirkungen fteigern, wie died häufig bei Vereinen der Fall 


fein wird, 
Landrichter Dr. Lobe in Leipzig. 


B. Belpredungen. 


1. Das Bürgerlihe Geſetzbuch für das Deutſche Reich. Vorträge gehalten in den 
Jahren 1896,97 von Dr. Hachenburg, Rechtsanwalt in Mannheim, Xirferung 1—8. 
Mannheim 1897. Bensheimers Verlag (je 80 Zeiten). 


2. Bergleihende Darftellung des Lode eiril und des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
für das Deutfhe Reich von Föriſch, Reichsgerichtsrath. Berlin 1897. Yiebmanııs 
Verlag. (869 Seiten.) 

8. Allgemeiner Theil des Bürgerlichen Geſetzbuchs Für das Deutihe Neid. 
(8.6.8. I Bud 85 1—240). 1. Heft (55 1—143) von Dr. W. Scherer, Rechtsanwalt 
am Neichägericht. Erlangen 1897. Verlag von Palm & Ente. (288 Seiten.) 

Die überaus zahlreichen Bearbeitungen des gefammten neuen bürgerlihen Rechts — 
von Ginzeldarftellungen aus dieſem wird hier abgejehen — laſſen fi in drei Kategorien 
eintheilen, nämlıd in 1) die Kommentare, die erften Erſcheinungen auf dem neuen Rechts— 
gebiete, 2) die Yehrbücher, beftimmt einerjeits für die Studirenden, andererjeits für die Prak— 
tifer, und 8) die Bergleihungen des neuen mit dem geltenden Civilrecht. Von den ange 
führten Werten gehört jedes einer anderen Kategorie an. 

Es ift erklärlich, daß die Lehrzwecken dienenden Darftellungen für Praftifer und 
Studirende zu unterfcheiden find. Rechtsanwalt Dr. Hachenburg will dem erfteren dienen und 
bat zu feinen Redtsentwidelungen die Form des Vortrags gewählt. Die bisher im Drud 
erſchienenen Borträge umfafjen 1) allgemeine Rechisbegriffe, 2) Bedeutung von Leben und 
Tod im Recht, 8) den Einfluß des Alterd, Geſchlechts, Berufs und der Staatdangehörigfeit, 
4) dad Vereinsrecht und 5) das Hypothefen: und Grundſchuldweſen. Die Rechtsentwicklungen 
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zeichnen ſich ebenfo durch Klarheit wie durch juriſtiſche Schärfe aus, der Stil ift fließend und 
anregend. Die aufgeftellten Rechtsſätze werben burd die Gefehftellen belegt und das Ber 
ftändniß für dad Neue wird dur Heranziehung des Alten erleichtert. Die Anordnung be 
Stoffes iſt diejenige des Geſetzes. 

In umgelehrter Weiſe gewiſſermaßen ſucht Reichsgerichtsrath Föriſch in das neue Recht 
einzuführen. Sein ausſchließlich für das franzöſiſche Rechtsgebiet beſtimmtes Werk führt dem 
Braltiter den Code civil vor und fügt die Säße des B.G.B.'s von Beftimmung zu Beftims 
mung ein. In diefer Weife ergiebt ji ein überfichtlihed und Mares Bild defjen, mas nad 
1900 vom Code civil noch Rechtens bleibt. Rechtäftoffe des B.G.B.'s, die dem Code civil 
volllommen fremd find, haben überhaupt feine Berückſichtigung gefunden; es find dieſes 
ollerdingd nur fehr wenige. Gleihe Bearbeitungen find von Dberlandesgerichtärath Dr. 
von Bucla für das gemeine und vom vortragenden Rathe Dr. Leske für daß preußifche 
Recht veröffentlicht. 

Unter den zahlreihen Kommentaren zum B.G.B. ift der Schererfche einer der jüngften, 


‚  bafür überbietet er die meiften an Gründlichleit und Braugbarkeit. Zur möglidften Er—⸗ 


ſparung des Zurüdgreifend auf die immerhin nur in befchränkten Fällen zugänglichen Gefek- 
materialien ift der Wortlaut ded J. Entwurfs neben demjenigen des Geſetzes abgedrudt und 
der Inhalt der Motive an die Spike der Bemerkungen gefegt. Ausführlide Bermeifungen 
auf die gefammten Materialien ermöglichen ein leichtes Nachfchlagen, wenn die Auszüge nicht 
genügen. Durch feine praftifhe Thätigkeit in den Gebieten des gemeinen, preußifhen und 
des franzöſiſchen Rechts erjcheint Berfafjer befonders berufen, dad neue Recht mit dem gelten» 
den zu vergleihen; an die Entwicklung des erfteren fchließen fich denn aud in den An— 
merlungen Verweiſungen auf die bisherigen Abweichungen in genannten Rechtögebieten. Bei 
Nehtöfägen, die aus dem jegigen Rechte in dad 8.G.B. übernommen find, ift die neuefte 
Rechtſprechung des Reichsgerichts und des bayerijchen oberften Landesgerichts angeführt. 

Der Titel ded Scererfchen Werkes Lönnte eine Behandlung eines einzelnen Theiles 
bed B.G. B.'s vermuthen laffen, nad Angabe der Berlagshandlung ift jedoch die wunſchens— 
werth erjcheinende Bearbeitung ded ganzen B.G. B.'s in Ausſicht genommen. 


D. Coermann (Bolden). 


— 
> 


. Die reise 
.» Die Beftimmungen des 


. Das öffentliche 
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jemandes, daß er an einen andern feinen 
Anſpruch, bez. einen gewiſſen Anſpruch nicht 
habe, eine die Rechtmäßigkeit diefer Erklä- 

ne Klage ded andern mög: 
ti 

— ft das Recht eines Aktionärd zur Ans 

fehtung eines Generalverfjammlungäbe- 

ichlufjes davon abhängig, daß ihm vermöge 
feines Altienbefiged das Stimmredt zus 
ftand? Einfluß des Umftandes, daß in der 

Generalverjammlung Altionäre, welche für 

eine gewiſſe Frage vom Stimmredt aus: 

ejhlofien waren, zu Unreht mit abges 

* haben, auf die Giltigkeit des Bes 

eg Tragweite der Aufhebung eines 

die Decdargeertheilung ausfprechenden Be: 
fhlufjes der Generalverfammlung 200 
4 — Stellung des Liquidatord einer A. 


= 


rechnung ber — — auf die Algemeinde, 


Schädenforderung? 48 


Rechtliche Natur derjelben 724 flo. 


8. 
2 — Vorzeitige Löjung u Vertragsverhält⸗ Altona |. Handelsplatz. 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


Aufechtung. 1 
nach der Reichskonkursordnung. 


787 


folden Hinterlegung. Zweck ber Borfchrift 
in 8 808 CPO. 448 fig. 
— — f. Sicherungshypothek 4. 


1 — eines Vertrag, der nicht unmittelbar | Arz 
zwifchen dem Gemeinfchuldner und dem zu — Honorarforderung des A., ber ohne Zus 


befriedigenden Gläubiger, fondern durch 
Vorſchiebung eines Dritten abgeſchloſſen 
worden ift. Befriedigung dur Hingabe 
von Mobilien an Stelle von Bahlung | 


812 fla. 

2 — nah 823 3.2 KO. Anfehtbar ift nur 
die einem Konkurdgläubiger gemährte Sicher: 
heit. Begriff des Konkursglaubigers. 4627. 

3 — Die auf 323 3.2 KD. geftügte Anfech— 
tungätlage ift feine Klage aus einer uner: 
laubten Handlung 228. 

4 — nah SAND. — 
und bereits vollſtreckbaren 








einer fälligen 
chuld der In. 


haber einer offenen Handelsgeſellſchaft gegen 1 


Uebernahme einer Bürgihaft und Pfandbe- 
ftellung feiten der Handelsgeſellſchaft 462°. 


I. 
von Kechtshandlungen außerhalb des Konkurfes 
nach Mafgabe des Reichsgefehes vom 21. Iuli 


1 — Anfechtungsklage, verbunden mit der | 
Delilts: und Befigllage. Keine A., menn | 
die veräußerten Gegenftände für ben Kläger 
feinen Vollftredungswerth haben. Boraus: | 
fegung der Anfhlußpfändung 285 fg. | 

2— Bu 888.2 des Gef. vom 21. Juli! 
1879. Zum Begriffe ded Erfüllungsgefchäfts. 
„Reines“ Erfüllungsgeſchäft 255 1°, 

8 — Berurtheilung zur Geftattung d. Zwangs⸗ 
vollitredung in ein Milhgeihäft. Faſſung 
des Urtheilstenord. Erfag des Werthes im 
Falle der Weiterveräußerung des Anfech— 
tungägegenftandes feiten der Bellagten. Ein: 
wand der Klagänderung 644 fig. 


Angriffs u. Vertheidigungsmittel j. Berufung 5. 

Anonpmität j. Zeuge 2. 

Anfdinßberufung ſ. Koſten 7. 

Anfhlußpfändung |. ber get: I, 1. 

Auſpruch. Zum Begriffe 128. 

Anwalts;wang |. Roftenfeftiegungäuerfahren 8, 

Apotheker ſ. Handlungägehilfe 1. 

Arbeiter f. Zeugniß. 

Arbeitsgeräthfchaft f. Gebrauchsmuſter 2. 

Argliſt ſ. Delcreberevertrag. Cingetragene Ge: 
noſſenſchaft. Kaufvertrag 15. Wedel 6. 

Arreh ſ. Einftweilige Verfügung. 

1 — Aufhebung wegen veränderter Umftände 
oder wegen unwirkſamer AZuftellung des 
Arreſtbefehls 302 lg. 

2 — Haftet der vom Schuldner jur Hemmung 
der Vollziehung des N. hinterlegte Schuld» 
betrag dem Gläubiger aud dann, wenn dic 
vorausgegangene, auf Grund des Arreftbes 
fehls bewirkte Mobiliarpfändung unmwirkjam 
iſt? Rechtögefchäftlihe Bedeutung einer 


ftimmung des Patienten eine lebengefährs 
lihe Operation vornimmt, Wiberrechtlich- 
feit feiner Handlungdmeife. Anſpruch bes 
Patienten auf eg und Berftüms 
melungsentfhädiqung. achträgliche Ge⸗ 
nehmigung und Verzeihung des Patienten 
728 flg. 

auctoris nominatio ſ. Urheberbenennung. 

Auffũhtungsrecht ſ. Theater 6. 

Auftechnung ſ. Koſtenfeſtſetzungsverfahren 4. 
Urtheil la. 

1 — nad) dem Deutſchen BGB. 401 fig. 

Auftrag ſ. Agent 1. Vertrag 1c,d. 

— Kann ein A. mehreren Perfonen derart 

ertheilt werden, daß feine Ausführung eine 

untheilbare, gemeinfchaftlie Leiftung bars 

ftelt? 552. 

Augenfdein. 


1 — Richterlicher A. Beweismittel 186 flog. 
2 — Verzicht deö Bemweisführers auf Ginnab- 
me des A.? 414. 


Ausfalsmufter f. Kaufvertrag 21. 
Ausfertigung |. Zmangsvollftredung 5, 
Ausländervorfhuß Sf. Koften 2. 8, 

Auslegung f. Konventionalftrafe 8. Revifion 
1. Urtheil 2. Verſicherungsvertrag 1. 
Zwangsvollſtreckung 5, 

1 — Bedeutung der bei Gefeeöberathungen 
von den zuftändigen Organen abgegebenen 
Erklärungen über Sinn und Tragweite eines 
Geſetzes 247. 

2 — fremdlänbifher Urkunden. A. einer in 
englifher Sprade abgefaßten Chartepartie, 
Einfluß engliſcher Rechtsauffaſſungen 647*. 

Auslobung. 

— Deffentlihed Berfprehen einer Belohnung 
für den finder einer Brieftafche. Iſt ber 
Auslobende gehalten, die Belohnung aus: 
zuzahlen, wenn ihm nur ein Theil bes Ber 
lorenen zurüdgebradt wird? Auch dem uns 
reblihen Finder gegenüber? 208 flg. 

Ausfonderungsanfprud) ſ. Konkurs 4. 

Ausverkauf |. Unlauterer Wettbewerb 9, 


B. 

Banurecht. 

1 — Ueber bie in $ 21 des Sächſiſchen Ge: 
feed vom 12. Mai 1878 behandelten 
rg und B. Abh. von Hoffmann. 

J 


g. 

2 — Begriffliches. 470. 

8 — Kann ein nah $1 8.1 Gem.D. ablös⸗ 
bares Zwangs⸗- und B. nah $ 10 Gew.O. 
auch denen gegenüber ausgeübt werben, 
welche vor d. 1. Jan. 1878 dieſem Rechte noch 
nicht unterworfen waren? 459'. 470. 471°, 


50* 
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4 — Kann bie Landeögefekgebung Beftims 
mungen erlafien, nad denen fi der eins 
zelne Bannpflihtige für feine Perfon und 
feine rg unbeſchadet des 
Fortbeſtandes des B. als Geſammtrechts, 
— ſeiner Verpflichtung befreien kann? 

Bedingung ſ. Genoſſenſchaft 1. 

1 — Verjährung bedingter Anſprüche 638. 

Beglaubigung ſ. Form 8, 

Beleidigung ſ. Schadenserfag 1. Sühne, 

Bereicherung. 

1 — Die Anfprüde aus ungerechtfertigter B. 
(85 812- 822 des Deutſchen BGB.'8). Abd, 
von Anger 657 flg. 

2 — Anſpruch aus ungeredtfertigter B. nad) 
preußiſchem Recht. Erfüllungsort 741 flog. 

8 — Zum Begriffe. Nichteintritt einer Ber: 
mögenäminderung? 657 flg., 662. 

4 — Mangel des rechtlichen Grundes 658 le. 

5 — Verbindlichkeit des Bereicherten 661 flg. 

6 — Wer ift zur Anſtellung der Bereiche: 
rungsklage beredtigt? 664 flg. 

7 — Beweislaſt 666 flg. 

8 — Einzelne Fälle: 

a) — Yeiftung zwecks Erfüllung einer Ber 
bindlichleit 667 fig. 
b) — £eiftung zu einem nad dem —* 
* Rechtsgeſchäfts bezweckten Erfolge 
6 


g. 

c) — Leiſtung, deren rechtlicher Grund fpäter | 
mwegfält 673 fig. 

d) — Yeiftung, nad) deren Smedbeftimmung | 
der Empfänger durch die Annahme gegen | 

ein gejegliche® Verbot oder gegen die) 
guten Gitten verftößt 675 file. | 

e) — durd Verfügungen Nichtberechtigter 
und durch dem Berechtigten gegenüber | 
wirffame Leiftungen an Nichtberechtigte 
677 fle. 

a) — Schutz des gutgläubigen Schuldners 
bei der Ceſſion 677 flg. 

A) — Schutz des Dritten, dem der Inhalt 
bed Grundbuchs zur Seite fteht 680 flg. 

V — Schutz des guigläubigen Erwerbers 
einer beweglichen Sache oder eines Rechtes 
an ihr 685 fig. 

d) — Schutz des Dritten, zu deſſen Gunften 
der Inhalt des Erbſcheins als richtig gilt 
691 flo. 

Berichtigung des Urtheils nah $ 290 CpO. 

— menn ım Tenor über den Koftenpunft nicht 
erfannt ift, aber aus ben Gnticheidungs: 
gründen der Wille des Gerichts, die Verur—⸗ 
theilung zur Koftentragung audzufprechen, 
hervorgeht 588. 

Berufung ſ. Cinftweilige Verfügung 4, Noth— 
wendige Streitgenoffenfcaft 

1 — Berfuh einer Enquete über bad Be: 
rufungäverfahren. on b. Sommerlatt 
129 


fig. 








Sachregiſter. 


2 — Vortrag des Streitſtoffs in ber münd— 
lichen Verhandlung in freier Rede oder 
durch Ableſen? 148 flg. 

8 — Inwieweit gilt der Streitſtoff in der 
mündlichen Verhandlung als vorgetragen 
oder gerichtäfundig? 139 flg. 

4 — Undermweiter Vortrag des gejammten 
Streitmateriald bei Wechſel im Richterfolle: 
gium? 153 flo. 

5 — fein jelbftändiged Angriffs: und Ber- 
Te u ra im Sinne von $A1 CPO. 

16 


6 — Zuläffigfeit der B., wenn nad Zuftel: 
lung des Berufungsfchriftfage® der Ans 
ſpruch in der Hauptſache erledigt wird 746. 

7 — reformatio in pejus, wenn dem Kläger 
an Stelle des Bellagten, ber B. eingelegt 
bat, weil er einen ihm zuerfannten Eid 
nicht leiften kann, ein Eid auferlegt wird? 
745. . 

8 — Zurüdweifung nah $ 501 CPO., wenn 
dad Berufungsgericht nach der Prozeßlage 
in der Sache entjcheiden kann? 893, 

Beſchlagnahme ſ. Zwangsverwaltung 6. 

Beſchwerde ſ. Mundliche Verhandlung 3. Zeug: 
niß 8, Zwangsverwaltung 25. Zmwangs: 
vollftredung 1. 

1 — Beſchlüſſe, welde der fofortigen B. uns 
terliegen, werden für den Inſtanzrichter mit 
der Zuſtellung an die Parteien unabänder: 
ih 113 flg. 

2 — gegen einen Beihluß, durch ben jede 

weitere Verhandlung in der Sache abgelehnt 

wird, weil der Rechtsſtreit durch prozeh: 
gerichtlichen BVergleih in vollem Umfange 
erledigt jei. Entſcheidung in der Sade 
durch Urtheil, Fortfegung des Verfahrens 
durd eine Partei irof ergangenen Endur— 

theild 8148, 

— Neuer jelbftändiger Beichwerbegrund im 

Sinne von & 531 Abi. 2 CPO. 252°, 77811, 

— Zuläffigfeit weitrer B. wegen nicht aud« 

reihender Berüdfichtigung einer Behaups 

tung? 7781, 

Sefig |. Patent 7. 

1 u Sinne bon Art. 813 Abf. 1 86B. 


2 — Kann der Schuldner den B. ber ihm 
abgepfändeten Sachen durch Uebergabe auf 
einen andren übertragen? Gtellvertretung 
des Gerichtövollziehers im Pfandbefig. 
205 flo. 

Befipklage ſ. Anfechtung II, 1. Zwangsver⸗ 
waltung 12. 

Betrug S. Kaufvertrag 10, 11, 


3 
4 


Kommanbit: 


gejelichaft 1. Unlautrer Wettbewerb 6. 
Bewrggrund ſ. Vorausſetzung. 
Bewtisaufuahme. 


1 — Nichterſcheinen einer oder beider Par: 
teien im Termine zur B. vor dem Prozeß» 


Alphabetifches Sachregiſter. 


ericht. Erlaf von Berfäumnißurtheil. Ru: 
En des Berfahrend. Richterwechſel 405 flg. 

2 — Aufhebung, Abänderung eined Beweis: 
beſchluſſes 414 flg. 

Beweisbefhluß j. Beweisaufnahme 2, 

Brweisgebühr f. Gebühren des Rechtsanwalts. 

Beweislaft f. Bereiherung 7. Dienftvertrag 7. 
Kaufvertrag 2, 8. Patent 10. Ratherthei- 
lung 2. Verſchollenheit 2. 

1 — Die B. im Eivilprogeß. Beſprechung 
eines Werkes von Behinger 125 fla. 

2 — beim qualifisirten Geftändniß 125 fla. 

3 — bei Unmöglichkeit, die Miethobjekte uns 
beihädigt zurüdsugeben. influß eines 
Glementarereignified 587°, 

Beweiswürdigung. 

— Das freie Ermeffen des Gericht? hat auch 
bezüglid der Frage Pla zu greifen, ob 
zwifchen einer Handlung, die einen Schaden 
verurfahen konnte, und dem wirflid einge: 
tretenen Schaden ein urfählicher Zufammen: 
bang beiteht 589'?, 

Bezugsquelle ſ. Unlautrer Mettbewerb 7. 

Bienenfhwarm 660. 

Bigamie ſ. Verfhollenheit 5. 

Blankoccffion ſ. Briefhypothef 12. 

Blatternkrankheit ſ. Schadenserſatz 2, 

Börfe 5. Effekten. Kommiffionsvertrag 1. 

a ee ſ. Zwangsverwaltung 


Bricfhypothek. 

1 — im Deutſchen BGB. 694 flg. 

2 — Verhälmiß zur Buchhypothek 694, 703. 

8 — Boraudfegungen der Uebertragung ber 
Br. 695, 696. 

4 — Mehrmalige Uebertragung einer Br. 
Nichteintragung einer Mebertragung ins 
Grundbud 329 flg. 

5 — Berufung des Grwerberö der Br. auf 
dad Grundbuch 695 flg. 


6 — Inhalt ded Brief betreffs der Rechts: | 


lage der Hypolhek. Wideripruh gegen die 
Eintragung. Beräußerungdverbot 696 flg. 
7 — Eintragung von Bormerkungen 698, 
8 — Iſt der Erwerber der Br. in feinem 
quten Glauben an die Beräußerungsbefug: 
niß feiner Vormänner aud dann geichügt, 


189 


Bühereinfit ſ. Offene Handelsgeſellſchaft 2. 
Bühnenengagement |. Theater 4. 

Bürgfhaft ſ. Schulbübernahme 8, Wechſel 7. 
Buchhypothek ſ. Briefhypothek 2. 


C. (j. auch K.) 
Ceſſion ſ. Abtretung. 
Ehartepartie ſ. Auslegung 2. 
Ehicane ſ. Kaufvertrag 15. 


Commende. 270, 


condictio ſ. Bereicherung. 

condictio causa data causa non Secuta. 

1 — im Deutihen BGB. 667 flag. 

2 — Beweislaft. 666. 

condictio indebiti j. Schuldübernahme 9. 

1 — Fälle derfelben im Deutfhen BGB. 
667 flg. 

2 — Beweislaſt. 666. 

3 — bei Erfüllung eines irrthümlih nicht für 
anfechtbar gehaltenen Rechtsgeſchäfts? 668. 

condictio ob causam firitam. 

1 — im Deutfhen BGB. Rüdforderung von 
Schenkungen unter Verlobten bei unterbleis 
bender Eheſchließung? 673 flg. 

2 — Begriff der causa. 6591, 

3 — Bemeiälaft. 667. 

condictio ob turpem causam. 

1 — Boraudfegungen und einzelne Fälle im 
Deutfhen BSB. 675 flg. 

2 — Bemeidlaft. 667. 

condictio sine causa. 

1 — im Deutihen BGB. 657 flg. 

2 — Bemeiölaft. 667. 

3 — Giebt die Zahlungsunfähigkeit des Schuld» 

ners einen Grund, in der Befriedigung oder 

Siderftellung, welche dem Gläubiger aus 

den Mitteln eines Dritten zu Theil wird, 





eine Bereicherung deffelben zu erbliden? 86. 
— NRüdforderung wegen Leiſtung einer 
Nihtihuld und wegen Mangels jeden Grun— 
des vom gutgläubigen Erwerber nach ges 
meinem, ſächſiſchem uud franzöſiſchem Rechte. 
Honorirung eines Wechſels durch die Zahl: 
ftelle, ohne daß diefe Dedung Hatte. 84 fig. 


D. 


4* 


wenn einer von ihnen nicht kraft Öffentlich | Dampfkraft ſ. Miethvertrag 1. 
beglaubigter Abtretungserklärung erworben | Darichen |. Ehegatten 2. 
bat, fondern diefe durch Umschreibung im | Dedarge |. Aktiengejellihaft 3. 


Grundbuche erjegt worden ift? 699. 


Delcrederevertrag 


9 — Shut des gutgläubigen Grwerbers einer | — Einwand der Arglift, Verſchweigen von 


Br. 699 fla. 

10 — Kann ſich auf die öffentlich beglaubigten 
Abtretungdurfunden, durch welche feine Bor: 
männer erworben haben, auch derjenige 
Briefbefiger verlaffen, der nur durch Pri— 
vaturfunde erworben hat? 700 flag. 

11 — und Hypothefenbrief 705 flo. 

Mn —“ der Blankoceſſion der 

n 72, 


befonderen Umftänden, welche für Beurthei- 
lung der zu übernehmenden Gefahr von 
Bedeutung. Zweifel an die Sicherheit ber 
Forderung. 649°, 


—3* j. Anfechtung IL 1. 


iebfahl. 

— oder Unterfchlagung an Sachen ber ruhen: 
ET im neuen bürgerlihen Recht ? 
264. 
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Dieuſtbarkelt ſ. Urheberbenennung. Waſſernutz ⸗ 
ungsrecht. 

Dienfivertrag ſ. Arzt. Theater 4. Zwangsver⸗ 
waltung 14. 


8 

1 — Der einfeitige Rüdtritt vom D. und deſſen 
Rechtswirkungen nach deutfhem und ſäch— 

ig — Recht. Abh. von Rein— 
rd. 33 

2 — — Aufloſungsgrund.“ Auch ein 
in der Perſon des Dienſtherrn eingetretener 
Zufall? Unterſchied zwiſchen dem ſächſiſchen 
und gemeinen einer⸗ und dem Handelsrecht 
und Recht der Gewerbeordnung andrerſeits. 
34 flg., 49 flg. 

8 — Aufhebnng des D. beim Vorliegen eines 
wichtigen Grundes ſchon durch die einfeitige 
Erflärung des verlegten Vertragstheils oder 
—25* den Ausſpruch des Richters? 

g. 

4 — Anſpruch auf Schadenserſatz * Nicht⸗ 
—— des Vertrags trotz * gter Auf: 
hebung deſſelben. 38 flg., 50. 

5 — Rechtswirkungen eines ungerecdhtfertigte 
Rücktritis vom Vertrage. Anfprud auf 
tragderfüllung oder auf ER we: 
gen Nichterfüllung? 44 flg., 

6 — Die Dienftleiftungäpflicht vos Han dlungs⸗ 
ehilfen und ihr Verhältniß zu feinem An: 
pruch auf die Gegenleiftung. 41 flg. 

7 — Vorausſetzungen bed Anſpruchs bes 
Dienftleiftenden — die Gegenleiſtung. Be⸗ 
weislaſt. 42 flg., 

8 — An pruch des va Gehalt und Reife: 
fpefen angeftellten Reifenden auf die Gegen: 
leiftung bei Nichtannahme der Dienfte feiten 
bed Principals. 43 fig. 

9 — Widerruf der Rüdirittderflärung. 48. 

Differenzgefdhäft. 

— und vefuationsget a ai 586. 

Difanzkauf f. Kaufvertrag 1 

Dolmetfder j. Teftament 4. 

Dresden ſ. Pfannenzins, 

| 


€. 

Editionspflidt. 

— Pflicht des rar "ea zur Borlegung von 
Zagerbüdern ? 

Efickten. 

— Die an ber Börfe —— — 
ſchäfte über ©. als Fixgeſchäfte. 535. 

Ehegatten ſ. Adel. dee enkinderbentlonätlage 
8. Handelsfrau 1. Prozekfähigkeit. Schent: 
ya 8 2. Unterhaltsanſpruch. Verſchollenheit 


1 — ne des Hypothekenſchutzes nad 
B. ift nur der Anfpruch ber 

Beten —9— Ruckerſtattung bed eheweib⸗ 
lichen Vermögens im Sinne von 8 168812 
BEB. Ihre Forderungen gegen den Ehe | 
mann genießen nicht den Rechtsſchutz einer 


Einfiweilige Verfügung ſ. Arreft. 


Sachregiſter. 


geſetzlichen Spnolkel: Ehemännliches Ber: 
waltungsrecht. 6 

2 — Auläffigkeit eine harlehnsvertrags un⸗ 
ter Ehegatten? Stillſchweigender Verzicht 
des Ehemannes auf ſein Verwaltungsrecht? 
Verzicht auf fein Nießbrauchsrecht durch Be: 
ablung von Zinfen eines von feiner Ehe: 
* entliehenen Darlehns? 429 flg. 

Ehtlichkeilserklãrung. 

Die E. nach dem Deutſchen BGB. 341. 

Eheprojeß ſ. Unterhaltsanſpruch. 

— Das öffentliche Intereſſe und die Staats: 
anmwaltihaft im &. Abh. von v. Feiligich. 


fig. 

Ehefcheidung ſ. Unterhaltsaniprud. 

Eid ſ. Nachlaßverzeichniß. Urtheil 8, 4. 

1 — Eideözuichiebung. 

a) — über Gegenftände innerer Wahrneh— 
nehmung (daß der Bellagte gewußt habe, 
die Supotdet — den Werth des 
Immobile) 8 

b) — über das Bien einer Thatſache, die 
nicht feftfteht. Eideszuſchiebung darüber, 
daß Kläger beim Erwerb des Wechſels 
gewußt habe, daß fein Inkaſſomandat In— 
faffjomandatar des Schuldnerd bes Be: 
Hagten ift. 59018, 

2 — Die Befugniß des Gerichts, einer Partei 
einen richterlihen G. aufjuerlegen, ift nicht 
davon abhängig, daß zuvor er — 
Beweismittel erſchöpft ſind. 

8 — Schließt die —A des Auf⸗ 
enthalts des durch einen Prozeßbevollmäch— 
tigten vertretenen Schwurpflichtigen die An— 
beraumung eines Schwörungstermins und 
den Erlaß des Verſäumnißurtheils aus? 


105 flg. 
4 — Bu $ 441 ERD. 107. 
Eigenthum ſ. Crekutiondinterventiondflage 1. 


Grundſtück 1. Negatorienklage 1. 
Eigens 
684, 
— Genoſſenſchaft. 


Eigenthũmerhypolthek. 

— Kann ſie durch Beſtimmung des 
—— zur Briefhypothek werden? 

— Kann der Vorftand, der ftatutenmäßig 
durch 2 Mitglieder zeichnen muß, einem eins 
zelnen Vorſtandsmitgliede mit Rechtswir— 
fung gegen Dritte Vollmacht dahin ertheilen, 
daß er einen ganzen Geſchäftszweig allein 
verwalte? Einrede der Arglift. 318°, 

Exekutions⸗ 


interventionstlage 6. 

1 — zwecks Wahrung von Sonderrechten des 
Mitgliedes einer aufgelöften Genoſſenſchaft 
im alle der Veräußerung des Genofien- 
haftsgrundftüds,. Sicherheitsleiftung. 238 


g. 

Gericht der Hauptſache. Recht auf Ins 
dividualleiſtung im Falle des Anſpruchs auf 
Abtretung einer Forderung. 224 flg. 


Alphabeliſches Sachregiſter. 


8 — Gericht ber Hauptiſache, vor das ber 
Gegner nad $ 820 CRD. zur Verhandlung 
über die Rechtmäßigkeit einer zur Sicherung 
eined — ——— erlaſſenen e. V. 
zu laden iſt. 227 flg. 

4 — Wie lange bleibt, wenn ein Prozeß in 
die Terufungsinftang gelangt ift, das Be: 
rufungägericht en —* — im 
Sinne von $ 8216 

Einwendungen nad 8 es a 

— Iſt Beginn der Bmangsvollftredung Er: 
forberniß ober genügt drohende Zmang3: 
vollftredung? 574 flag. 

Eifenbahmverwaltung |. Schadenserſatz 2. 

— Eind die einzelnen Stationen ind Handels: 
regifter einzutragen? it für jede Station 
bei dem zuftändigen Nichter ein befonderer 
Gerichtsſtand der Niederlaffung begründet? 
Taunusbahn. — Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft. 279 flg. 364 

Empfthlung ſ. Rathertheilung. 

br Recht f. Auslegung 2. Kaufvertrag 
168, 


Entdekung |. —* 4. 

Entge —— Maäklervertrag 1. 

Erbbaurecht. 

— veftellung eines G. nah dem Deuitſchen 
BGB. 337 flg. 

— ſ. Abtretung 1. Stiftung 7. Wed; 


—* ſ. Diebſtahl. 

Erbſchein ſ. Bereicherung Bed. 

Erbvertrag. 

— Hüdtrittsreht des Erblaſſers 342 fla. 
Erfindung ſ. Patent 8. 

Erfüllungsgefhäft ſ. Anfechtung II, 2. 

ker f. Unmöglichleit der Leiſt— 


ung 1, 

eg 

— 5 707 BGB. kommt bei Forberungen 
auf Berabtung eines Gelbbetragd aus einem 
Handeldgefhäfte nicht zur Anwendung. 742, 

Erfülungsübernahme j. Schuldübernahme 10. 

Erfagzuflellung ſ. Zuftellung 1, 8. 

Erwartung ſ. Boraudfegung. 

Erehutionsinterventionsklage, 

1 — Pfändung baren Geldes, Cigenthums» 
erwerb an —— Nachträgliche Geltend⸗ 
machung des Geſichtspunktes der Bereiche— 
rungsklage als — era 87 flg. 

2 — Begriff des die Beräußerung — 
Rechts. 89. 

er Ehefrau. Deren Recht an einer For— 

derung ein die Veräußerung hinderndes 

Recht im Sinne von 5 690 CPO.? Klage 

auf Freigabe bei Pfändung eines Anſpruchs 

gegen eine Lebensverſicherungsgeſellſchaft. 


flg. 
4— Sreigabe gepfänbeter Sachen feiten des 
betreibenden läubigerd auf Intervention 
eine Dritten, Klage des Intervenienten 
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gegen ben bie Heraudgabe vermweigernben 

erichtsvollzieher. 578, 

5 — Bis wann ift die E. zuläffig? Beenbi: 
aung des Amangdvollftredungdverfahrens. 
us bes Gerichtsvollziehers. 229 flg., 


6 — Anordnung nad 88 688, 690 CRD. oder 
— Verfügung nad) S 814 flg. ERD.? 


F. 
Fahrläffigkeit ſ. Verſicherungsvertrag 2. 
Familienname ſ. Abel. 
Feſtellungsklage f. Konkurs 2. Revifion 2. 
1 — oder Leiftungdflage. Verbindung des 
— auf Verurtheilung und Feſtſtellung. 


2 — negative. 

a) — Für die bloße nelung eines Auf: 
bebungdgrundes für fich gegenüber ber 
Anerkennung, daß ein Schuldverhältniß 
nicht befteht, giebt es feine F. 

b) gegenüber — en Ausfonde: 
Pia: 

—— — Rechtliches Ins 
a e an aldbaldiger eftftelung. es 
nügt ein Öfonomifches Intereſſe? 774°. 
Firma ſ. Zmeignieberlafiung 9, 11. 
Firgefhäft ſ. Kaufvertrag 16a, 19, 
Form }. Konkurs 2. 


11 — Die F. der Nechtögeihäfte nad dem 


— BGB. Abh. von Tränkner. 321 


2 — Grundfag der Formfreibeit. 321. 

8 — Arten der F. Folgen des Mangels ber 
vorgeichriebenen F. 321 flg. 

4 = Fälle der einfachen Scrifttichteit, 323 


8- 
5 — Erforderniſſe der Scriftlichfeit. 325 flg. 
6 — Unterzeichnung einer Urkunde durch den 
Vertreter. 325. 
7 — des fchriftlihen Vertrags. 326 flg. 
8 — Deffentlihe Beglaubigung. 328 flg. 
9 — Fi oder notarielle Beurkundung. 


10 . — Errichtung eines Rechtsgeſchäfts vor 
Gericht oder Notar. 344 flg. 

11 — Verabredung zwiſchen Kaufleuten, daß 
über ein Abkommen eine Urkunde aufgefett 
werden fol. Landesrechtliche Vermuthungen 
bezüglich der Wirkung der Formvereinbas 
rung greifen nicht Pla. Mafgebend ift der 
Wille der Parteien. Handeläbraud. 581°. 

SFtanzöfifhes Recht ſ. condictio sine causa 4, 
Fteizeichen |. Unlauterer Wettbewerb 8, 

Fendt |. Zwangsverwaltung 9. 

Fund ſ. Auslobung. 


G. 
Gebrauchsmuſter. 
1 — Gebrauchsgegenſtand. Begriff. Briefums 


192 


flag. Halbfabrifate. Vor dem Brennen ber 
Länge nad eingefhnittenes Thonrohr. Turd): 
gangsftadium der Fabrifation. 817*. 

2 — AUrbeitögerätbihaft und Gebrauchsgegen— 
ftand. Filterprefje. Zum Begriff der Ma: 
fine. 542 flg. 

8 — Schupfähigleit einzelner Theile 
Apparats 544 flg. 

4 — Begriff der Neuheit. 545 fla. 

5 — Bedeutung der nad 5 2 des Reichsge— 
feed vom 1. Juni 1891 bei der Anmeldung 
gemachten Angaben. 547. 

6 — Das Patentamt hat bei der Cintragung 
von ©. weder Recht, no Pflicht zur Prü— 
tung ne Neuheit. 771. 

7 — Die Eintragung ded Modells jhütt die 
darin zu Tage tretende Formgebung. Mit 
der Grundform einer Gattung von Ge: 
brauchs gegenſtaͤnden oder Geräthen find auch 
die innerhalb des Gattungsbegriffs liegen: 
den Modifikationen derſelben geſchützt. 
(Bürfte, Cylinderputzer) 770%. 

8 — Der Inhaber eines eingetragenen ©. fann 


eines 


von dem Inhaber eines jpäter angemeldeten, 
in fein Recht eingreifenden Mufters nicht 
Löſchung defjelben verlangen, jondern nur, 


daß diejer dad Mufter nicht gebraudye. 3961°, 

9 — Zu 84 Abi. 2 und S 6 des Reichsge— 
feges vom 1. Juni 1691. Theilmeife Loſch— 
ung ded G. (Hutſchachtel mit Schugvorrich- 
tung für den Hut.). 624 jla. 

Gebühren des Redisanwalts. 

— AZuläffigfeit der Bemweisgebühr bei Unge— 

heit Darüber, ob die Anordnung der Vors 
legung gewifjer Vorprozeßalten zum Zmede 
der Information oder der Beweisaufnahme 
erfolgt ift? 782'°, 

Gefäligkeitsakzept f. Wechſel 7. 

Gefangene |. Zuftellung 1. 

Geld 1. Erekutiondinterventionsflage 1, 5. 

Gemeinfhaft j. Offene Kerr ir pr 8. 

Gemeinfhuldner j. Anfechtung I, 1. Konkurs. 

Genehmigung ſ. Arzt. 

1 — im Deutfhen BOB. Begrifflides. 323, 
595 fle. 

Genoffenfhaft j. Eingetragene G. Ginftweilige 
Verfügung 1. G. mit befchräntter Haftpflicht. 

Genoffenfhaft mit befhränkter Haftpflicht. 

1 — Betheiligung eines Genofjen mit meh: 
reren Geihäftsantheilen. Beginn der Be: 
rechtigung und Berpflichtung Ddefjelben aus 
dieſen mehreren Antheilen. Unbedingtheit 
der MHebernahmeerflärung. NRüdforderung 
wegen Bereicherung. Irrthum über das 
Vorhandenfein feiner Verbindlichkeit zur 
Nachſchußzahlung. 446 fig. 

2 — Verbindlichkeiten, weile aus der Mits 
gliedfhaft und ſolche, die aus der Ueber: 
nahme weiterer Gejchäftsantheile hervor: 
gehen. 450. 

Geritskundigkeit ſ. Berufung 8, 


Alphabetifhes Sachregiſter. 


Gerichlsſtand |. Einftweilige Verfügung 2-4. 
Schuldbefreiung. 

1 — ber Nieberlaffung. 363 flg. 

Gerichtsvolljieher ſ. Beſitz 2. Erelutiondinter: 
ventiondflage 4, 5. 

Gefchäftsantheil ſ. Genoſſenſchaft mit beſchränk— 
ter Haftpflicht. 

Gefhmaksmufer. 

— Verhältniß des Mufterfhußes zum Zeichen: 
ſchutze 244 fla. 

Geſellſchaft ſ. Offene Handelsgeſellſchaft. Sille 
G. Urtheil 2. 

1 — nach dem Deutſchen BGB. Beſprechung 
eines Vortrags von Sohm 783 fla. 

Gefehliher Vertreter ſ. Minderjährigkeit 1. Ber 
traq 5a, 

Gehändniß ſ. Bemweislaft 2. Urtheil 4. 

Gewährleilungsanfprud ſ. Abtretung 2. 

Gewerbebetrieb ſ. Schadenserja 3. 

1 — Zum Beariffe. 10. 

2 — im Umberziehen f. Zweigniederlafjung 3. 

Gewerbegehilfe. 

— Anftellung eines gemwerbliden Geſchäfts— 
führer auf Probe, Wegfall der Probezeit 

' nach Ablauf einer angemefjenen Frift. 749 


tlg. 
Gewerbegericht ſ. Rechtskraft 2. 
Gewerbepolizei ſ. Handelsfrau 1. 
Grundbud }. Bereicherung Be 2. 
1 Tu oiat der Deffentlichfeit des Gr. 








| 0. 

Grunddienfibarkeit j. Waſſernutzungsrecht. 

Grundfduld. 

— im Deutihen BGB. 716 fla. 

Gruudſtück ſ. Schuldübernahme 6. Werth des 
Streitgegenftandes 2. Zwangsverwaltung 27. 

1 — lebertragung des Eigenthums an einem 
G. nad) dem Deutſchen BGB. Rechtliche 
Natur des Anſpruchs, der dem durch eine 
zu Unrecht erfolgte Eintragung Berlekten 
gegen ven Eingetragenen zujteht, nad dem 
Saͤchſiſchen und Deutſchen BEB. 332 fig. 

2 — — und dinglicher Vertrag. 
334. 


‚3 — Boraudfeßung der Gebunbenheit der 
Parteien vor der Eintragung nad dem 
Deutihen BGB. 336 flg. 

4 — Wird vom Käufer eines ald altgemeins 
deberechtigt verlautbarten Gr. kraft des 
Grundjages der Deffentlichleit de Grund: 
buchs die Altgemeindeberechtigung aud im 
Falle ihrer irrthümlichen Berlautbarung mit 
erworben? 723 flg. 

Guter Glaube |. Bereiherung Be. Briefhypos 
thef 8, 9, 

9. 


—— ſ. Zwangsverwaltung 15. 


albfabrikate |. Gebrauchsmuſter 1, 
amburg ſ. —— 
Hamburger Kecht ſ. Kaufvertrag 26, 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


Handelsbrandy ſ. Form 11. Kaufvertrag 19. 
Vertrag le. 

Handelsbüder. 

— —— der H. nach Art. 87 66B.s 
737 


Handelsfrau ſ. Prozeßfähigkeit. 

1 — Haftung der H. die zuläßt, daß neben 
ihrem Gewerbebetriebe durch ihren Ehemann 
ein gleichartiged Geſchäft betrieben wird, 
ohne die Trennung beider Geſchäfte nad 
außen hin erfennbar zu machen, für die von 
ihrem Ghemanne bemwirften Beftellungen. 
Produktenhandel in offener Gejchäftsftelle 
und im Umberziehen. Bedeutung gewerbe: 
polizeiliher Anmeldung 434 fla. 

Handelsgefhäft ſ. Erfüllungsort. Urkunde 2. 

1 — Ueberlaſſung von Hypothekenforderungen 

2 — Einſtellung von Pferd und Wagen im 
Stalle eines Gejhäftsfreundes gegen Ents 
gelt. Miethe oder Verdingungsvertrag? 
885 fla. 

Handelsplah. 

— Hamburg: Altona als einheitliher H. im 
Handeläverkchr 578, 

Handiungsgehilfe ſ. Dienftvertrag 6. 

1 — Hat er Anſpruch auf Ausftellung eines 
Zeugnifies? Sind Apothekergehilfen zu den 
9. zu zählen? 558. 

2 — Entlaffung eined 9. des Gemeinfchuld: 


nerd durch den Konkursverwalter wegen | 


vor der Konfurserdffnung liegender Ber: 
fehlungen. Entlaffung für einen fpäteren 
Zeitpunkt ftatt fofortiger Entlaffung 756 flg. 

Handlungslehrling. 

1 — Anſpruch defjelben auf Ausftellung eines 
Zeugniffes nad beendigter Lehrzeit. Das: 
jelbe hat fih aud auf die Führung zu er 
ftreden, Berurtheilung zur Ausftellung. 
Faſſung des Urtheilätenors 553 flg., 555*. 

2 — Eind die Apotheferlehrlinge zu den 9. 
zu zählen? 558, 

zn f. Dienftvertrag 8. 
ndlungsvollmad)t. 

— Erklaͤrung des Princivald: „Der Bevoll: 
mächtigte jei in der Ausführung des Fa: 
brifgejchäftd durchaus felbitändig, mie er 
felbft”. Umfang der 9. Wirkung der 9. 
nad dem Tode des Princivald. Beftellung 
eined Nachlafvertreterd 384 flg. 

Haupiniederlaffung ſ. Zmweigniederlaffung. 
ingabe an Bahlungsfatt ſ. Anfechtung L, 1. 
interlegung ſ. Arreft 2. 
onorar j. Arzt. 
ypothek ſ. Ehegatten 1. Handelsgeſchäft 1. 
a u a in 1. Zwangsverwaltung 


15—1Die 9. im Deutfchen BGB. 694 ilg. 
2 — ein Nutzungsrecht? Begriffliches 481. 
Hnpothekenbrief ſ. Briefhypothek 11. 
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I. 
Incidenzfehflelungsklage 775. 
Indofament |. re 4. 
Inhaberpapier ſ. Siherungshypothel5. Zwangs⸗ 


volljtredung 4. 

Inkafomandat ſ. Eid 16. 

Innehabung ſ. Uebergabe, 

Ierthum ſ. Grundftüd 4. Konkurs Ib. Kons 
ventionalftrafe 2. 

1 — Weſentlicher 3. bei Abtretung einer, von 
der einen Partei für vollftredbar gehaltenen, 
in Wirklichkeit aber nicht vollftredbaren For: 
derung; Beurtheilung der rechtlichen Natur 
der vorgebrachten Thatjachen feiten des Rich— 
ters 783 flo. 

Inrififhe Perfon ſ. Stiftung 2. 


8. 

Kaufvertrag. 

1 — Bertragäfreiheit bei der Preisfeſtſetzung. 

Benadtheiligung des Käufers durch Bemilli- 

aung niedrigerer Preife an andre Kunden? 

Bedeutung von Preisliften; Verheimlihung 

von Preisverzeichniffen; Trintgelver des Ber: 

fäufers an Angeitellte des Käufers 59 flg. 

— Bemeidlaft 125 fle. 

— Bemeislaft, wenn fich Kläger auf Ange: 

meſſenheit des Preiſes, Bellagter auf Preis: 

vereinbarung bezieht. Recht des Käufers 
auf Verbeſſerung der mangelhaften Sade 
und Zurüdhaltung des Preifes? 70 flg. 

4 — Lieferung und Auffiellung einer Mas 
fhine K. oder Verdingungdvertrag? Zuläfs 

| figfeit der Zurüdhaltungseinrede gegenüber 
dem Berdingungävertrage 745 flag. 

5 — oder Berdingungävertrag, wenn der Lies 
ferant zualeih die Aufftellung des Appa— 
rats an Ort und Stelle übernommen hat? 
12. 

6 — unter Vorbehalt ded Umtaufched; auf 
Probe. Unterfchied 218 fla. 

7 — BZufiderung beftimmter Gigenfchaften der 

Waare neben der Verabredung der Probes 

mäßigteit. Klagänderung, wenn ber Ber: 

fäufer erft in zweiter Inſtanz behauptet, 
e3 jei nach Probe geliefert worden? 751 flg. 

— Umwandlung eine Gattungsfauf3 in 

einen folchen über eine individuell beftimmte 

Sade. Rechtsfolgen bei Mangelhaftigkeit 

des gelieferten Gegenftandes 746. 

— Anſpruch auf nachträgliche Lieferuug des 

gefauften Gegenftandes bei wiffentliher Ans 

nahme eines verjehentlih vom Verkäufer 
gelieferten andren Gegenftandes gleicher 

Art? 744. 

10 Betrug des Verkäufers, begangen durch 
falfche Zufiherungen über Grtrag.und Um: 
fang des veräußerten Handelögeihäfts. Recht 
des Betrogenen auf Schabenserfag, anftatt 


2 
3 


794 Alphabetifches 


des Anſpruchs auf völlige Bertragsaufld« | 23 
fung 525 


11 — Ueberſendung einer vertragdmibrigen 
Ware, beren —— — der Ber: 
fäufer gelannt hat, Betrug im Sinne von 
Art. 850 HGB.? Verftoß gegen Treu und 
Glauben 769. 

12 — Vieferungsmweigerung und Erfüllungs: 
weigerung 519. 

13 — Diftanzlauf. Begriff 253°, 816°, 

14 — Platzgeſchäft, wenn die in Berlin domi— 
zilirenden Parteien in Hamburg den K. mit 
Hamburg ald Erfülungsort ſchließen. Wel: 
ches Recht ailt hinfichtlih des Cigenthum®: 
übergangs der Waare, der Streitpunfe aus 
dem K. und indbefondere hinſichtlich der 
Borausfegungen der Wandlungsklage? 816°. 

15 — Vereinbarung, daf die Waare bis zu 
einem beftimmten Tage verladen fein müfle. 
Einwand der Chifane 584°. 

16 — Selbfthilfefauf. 

a) — Selbfthirfeverfauf im Falle eines Fir: 
geſchäfts nah engliſchem Recht 532 flg. 
b) — Zuläſſigkeit der Wiederholung eines 

nicht dem Geſetze entſprechenden Selbft: 
hilfeverkaufs in geſetzlicher Weiſe. Wann 
iſt der Verläufer mit der Wiederholung 
ausgeſchloſſen? 2546. 

17 — Beanſtandung einer größeren Lieferung 
bei theilweiſer Mangelhafligkeit. Rechtzeitig: 
feit ber Mängelanzeige. Die Rügepflicht ! 
des Art. 847 H6B. ift nad den befon: 
deren Berbältniffen des Fonfreten Falles, 
nicht nach allgemeinen, ber Beichaffenheit 
der Sendung entnommenen Erwägungen zu 
beurtheilen. Verfügung des Käuferd über 
eine Waare, die er ald unempfangbar dem 
Verkäufer zur Dispofition geftellt hat. Noth— 
verfauf 758 flg. 

18 — Recht des Käufer, bei theilmeifer 
Mangelhaftigkeit der gelieferten Waare die 
ganze Sendung zurüdgumeifen? 67 flg. 

19 — Lieferung von Garnen nad) vorgängiger 
Dellaration ded Käufers bis fpäteftend Ende 
des Jahres. Handeläbraud. Enthält dic 
Annahme fpätrer Deklarationen eine Ber: 
zeihung des Annahmeverzugs betreffö ber 
nicht deflarirten Garnmenge? Rüdtrittörecht 
vom Vertrage. Nachfriſt. Fixgeſchäft 517 flg. 

20 — Verzug durch Nichteinhaltung der ver— 
einbarten Verſchiffungszeit. Einrede bes 
nicht erfüllten Vertrags bei Mangelhaftig 
feit eines Theild der Waare 65 flag. 

21 — Nedtzeitigfeit der Mängelanzeige. Be: 
rüdfichtigung der befonderen Umftände des 
vorliegenden Falls. Rüge von Mängeln, 
durch welche fich die gelieferte Waare vom 
Ausfalldmufter unterſchied 128°, 

22 — Nüdtritt vom Vertrage wegen nicht 
rechtzeitiger Lieferung. Schabenderfat. Ge: 
währung von Nachfriſt 460%, 


Sadregifter, 


— Bei eingetretenem Annahmeverzuge des 
Käufers Tann der nichtfäumige Verkäufer 
feine Anfprühe aus dem K. ebenfo geltend» 
maden, wie wenn er erfüllt hat. Berlangen 
des Kaufpreiſes 518 flo. 

24 — Unterlaffene Rüge v. Duantitätdmängeln. 
Stillihmweigende Genehmigung kann nad 
den Umftänden des Ginzelfald aus dem 
paffiven Verhalten des Käuferd abgeleitet 
werden 768%. 

25 — Hat der Käufer nad Hamburger Redt 
meitre Einwendungen gegen die Beichaffen: 
beit der gekauften Waare nad deren Ems 
vfang? 578. 

26 — Zurüdbehaltungäreht des Verkäufers 
hinſichtlich fpäterer Lieferungsraten wegen 
Zahlungsverzugs bed Häuferd bezüglich einer 
Theillieferung 68*. 

Kautionshnpoihek |. Sicherunashypothel. 

Klagänderung ſ. Anfechtung IL, 8. Grefutionss 
interventiondflage 1. Kaufvertrag 7. 

1 — durd Berufung auf einen fchriftlichen 
Generalverfiherungävertrag, nachdem urs 
fprünglih auf Grund eine mündlichen, be 
fonderen BVerficherungsvertragd Klage erhos 
ben worden 583*, 

2 — Erweiterung des Antrags auf Rechnungs⸗ 

legung in einen folden auf Zahlung der 

durh die Rechnungslegung feftzuftellenden 

Summe 775°, 


Alagermeiterung ſ. Klagänderung 2. 

Rlagrüknahme, 

— Iſt in der bloßen Thatfadhe, daß der Klä— 
ger die Auerfennung eines geringeren Be 
trags verlangt hat, eine Kl. für den früher 
geforderten Mehrbetrag zu erbliden? Nad: 
prüfung in ber Nevifionsinftanz? Kann 
Kläger trotz theilmeifer AL, feinen Anfprud 
in einem fpäteren Prozeßſtadium erhöhen? 
120°, 

Klagfhrift ſ. Verjährung 1b. 

Kommanditgefelfhaft ſ. Revifion 2. 

1 — Kommanditbetheiligung, vorgenommen 
zum Scheine, um Dritte zur Kreditbewilli: 
gung an den perfönlih haftenden Gefell: 
Ichafter au beftimmen. Haftung wegen Bes 
trugs 214 fla. 

Kommiffionsverirag ſ. Revortgeichäft. 

1 — Yfliht des Kommilftionärs bei Börſen— 
termingejchäften zur Glattftellung. Darf er 
während fchwebender Engagements feine 
Beziehungen zum Kommittenten löjen? 649°. 


Kouknrrenzklanfel. 

Bierverlag. Stillychweigende Bereinba- 
rung einer räumlichen Beſchränkung 8986®. 
Konkurs |. Anfehtung J. Schuldübernahme 8. 

Urtheil 2. Ameignieberlaffung 13. 

1 — Konkursverwalter ſ. Handlungsgehilfe 

2. rg 1. 

a) Rechtsſtellung defjelben 479, 509, 


Alphabetifches Sachregiſter. 


b) — Rechtsirrihum des Konkursverwalters. 
Durch $ 74 RD, ift bezügli der von 


ihm zu vertretenden Sorgfalt einheitliches | 


—— für das Deutſche Reich geſchaffen. 


2 — —— en an eine wirkſame An— 
meldung einer J———— Eine nit form: 
gerechte Anmeldung ift unwirkſam, aud) 
wenn im Prüfungdtermine der Yormmangel 
nit befonder8 gerügt wird. Unzuläffigfeit 
einer Klage auf Feftftellung einer nicht ge: 
—— —— beſtrittenen Forde⸗ 


—— der —— einer Forde⸗ 
m in die Konfurdtabelle. 688 
4 2 — — f. Feftftellungss 
age 2 
a) — a Ausfonderungsanfprud im AR. 
fann auch auf einen auf die Sade be: 
üglichen — des Gläubigers ge 
* werden. 89. 
5 — Abſonderungsrecht ſ. Miethvertrag 1. 
a) Schließt das Auftreten als Konkursgläu— 
biger oder die vorbehaltloſe Anmeldung 
einer Forderung im K. ſchon einen Ver— 
zicht auf das etwa mit der Forderung 
—— Abſonderungsrecht in ſich? 


flg 
b) — Abſonderungsrecht ber Nachlaßglaubi⸗ 
ger im K. ber Erben. Behandlung des 


Abfonderungsrehtd nad früherem und 


jegigem Konkursrecht. Verjährung nad) 
83 2842, 2389 BGB., 219 fla. 

6 — Vorrecht des Kindes, dem eine Forde— 
rung an den Bater zufteht, in deſſen K., 
wenn die Forderung der Verwaltung des 
ne fraft Geſehes unterlegen hatte. | 


7— — övergleicdh. 

8) — Geſichtspunkte für Vermerfung eines 
wangsvergleichs nach $ 178 KD. Ueber: 
immung der ablehnenden Gläubiger 

durch den mit dem Gemeinfhulbner ver: 
wandten Haupiſchuldner. — 
des Nachforderungsrechts. 118 flg. 

b) — Die Koften des Zwangsvergieichsver⸗ 

— gehören nicht zu den Maſſekoſten. 


— ge LE 

Konkurstabelle |. Konkurs 8 

Aonkursperwalter j. Konkurs 1. 

Tg der ih 

1 — Hat ber Promiſſar, der die für den Fall 
einer Zumwiderhandlung vereinbarte K. nicht 
mwählt, einen Anſpruch auf Unterlaffung oder 
nur auf Schadenserſatz? 564 flg. 

2 — Entjhuldigt Irrtum über den Inhalt, 
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Koflen ſ. Berichtigung bed Urtheild. Koftens 
eftfegungdverfahren. Zurückhaltungsrecht 1. 
1 — Theilmeife Rüdzahlung bed Koftenvors 
fhuffe® vor Beendigung der Inſtanz bei 
Rüdnahme oder Einfchränfung eines Rechts: 
mittel3? 78217, 
— Die Nichtzahlung des dem Magenden Aus: 
länder rn ge Vorſchuſſes hindert nicht 
ben Fortbetrieb des Prozefjes durch den Be⸗ 
Hagten 117. 
— Ausländervorfhuß, nicht zu erheben von 
ruffifhen und ie Staatdanges 
hörigen 118, 809, 5 
— Die im —— vor dem Amtsgerichte 
erwachſenen K. ſind als Theil der beim 
Landgerichte entſtandenen zu behandeln, 
wenn die Verweiſung ans Landgericht auf 
Grund von $ 467 END. erfolgte, nicht wenn 
fie gemäß & 466 CRD. geihah 580. 
— GEntiheidung über ie Prozeßloſten, 
wenn Klage und Widerklage erhoben iſt, und 
die Klage durch Theilurtheil zurückgewieſen 
wird. Entſcheidung über die einem Neben« 
intervenienten erwachſenen Koften 457 fla. 
— In der Anordnung bed Urtheild, daß 
die 8. gegen einander aufgehoben jeien, 
Su zugleich der Ausſpruch der Tragung ber 
Gerichtöfoften feiten der Parteien zu gleichen 
| Theilen BIA". 
7 — Eine gefonderte Koftenberehnung findet 
für die Anfchlußberufung nicht ftatt 782°, 
Roftcnerflaitung. 
— Erftattungsfäßigfeit der Koften ber Reife 
ber Bartei zum Schwörungätermine bei Uns 
a eines Antrags nad 8 441 CPO. 


2 


8 





‚4 





5 





q 
— — 
Zweck deſſelben 575, 577. 
— Ünabänbertiptei des Roftenfeftfegungds 
beſchluſſes durch den Inſtanzrichter mit der 
Suftelung bed Beſchluſſes an die Parteien 


$. 

8 — * Anwaltisprozeſſe iſt für dad K. bie 
ne einer Vollmacht nicht erforder 
fi 

4 — Geltendmadung von —— 
—— durch Klage nad 8 686 CPO. ge 
Ban er dem durch ben Roftenfeftfegungss 

eihluß feftgeftellten Anſpruch auf Erftat: 
tung von Prozeßkoſten 574 flg. 

—— 

— Rechtliche Natur der nad 8 26a Abi. 2 
Biff. 2a des Krankenverſicherungsgeſetzes 
vom 10, April 1892 zuläffigen Ordnungs— 
ftrafen. lt des Rechtswegs? Beis 
treibung derſelben 98 fla. 

Krankheit |. Schadenserſatz 2. 


einer Bertragäbeftimmung ein Zumiderhan: Kündigung j. Vertrag 3, 


deln gegen diefe? Verfchulden 651°. 


Rundſchaft 1 Unlauterer Wettbewerb 8. 


8 — a Stillſchweigende Aufhebung | Auppelci ſ. Negatorienklage 2. 


einer 8 
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2. 
Lagerbüder ſ. Editionspflicht. 
Leben. 


1 — und Tod im Deutſchen BGB. Abh. von 
Rehbein 257 fla. 

2 — Anfang und Ende der Rechtäfähigfeit 
des Menfhen 257 fa. 

3 — Füurſorge für die Leibesfrucht 259, 

4 — Rechtsfolgen des Todes 250. 


5 — Beweislaſt bezüglih der Thatſache von | 


L. und Tod 250, 


6 — Umkommen mehrerer Berfonen in einer | 
qemeinfamen Gefahr. Todedvermuthung 261. | 


Febensverfiherungspolize. 

— Rechtliche Natur derfelben 689. 

Leibesfrucht |. Yeben 8. 

Leifuugsklage ſ. Feſtſtellungsklage 1. 

re T Dffene Handelsgeſellſchaft 4. Re: 
vifion 2. 


M. 

Mählervertrag. 

1 — Etillihmweigende Vereinbarung der Mäl: 
lergebühr. Höhe derfelben. Fall, in dem der 
Srundftüdsbefiger, der die Aufnahme einer 
Hypothek beabfichtigt. Unentgeltlichkeit der 


Dienfte des Mäklers hat annehmen können 
— Klage auf Herausgabe und eidlihe Ber 


521 flg. 

2 — Bermutbung des urlädhlichen Zuſammen; 
hangs zwifchen der Thätigfeit des Mäklers 
und dem fpäteren Zuftandelommen bes Ber: 
traad 524, 

Mängelanzeige |. Kaufvertrag 17, 21. 

Alahnung. 

— Der Borbehalt der Rüdforderung als M. 
um fofortige Rüdgabe 542, 

Mahnverfahren. 

— Unterbredung der Wechfelverjährung durch 
Zuftellung eines Kahlungsbefehlde. Wann 
endet dad M.? Wann beginnt, wenn der 
Schuldner Widerfpruh erhoben hat, die 
Verjährung von neuem au laufen? Begriff 
der Rechtshängigkeit Begriff der Forde— 
rungsverjährung 627 flg. j 

Mafhine f. Gebrauhsmufter 2, 

Maſſckoſten |. Konkurs 7b. 

Micthverirag |. Beweislaft 8, Handelägefchäft 
2. Zwangsverwaltung 14. 

1 — über ein Fabrifgrundftüd, zugleich mit 
einem Bertrage auf Lieferung von Dampf: 
fraft. Kommt der Entfhädigung für die 
Lieferung ber letzteren aud das Abſonde— 
rungsrecht des 841 3.4 KO. au? 438 flg. 

Militärdienfiverficherungsanfalt f. Bertrag 5a. 


8 — Berpflidtung 





Alphabetiſches Sachregiſter. 


a ſ. Werth des Streitgegenftan 
[4 . 


Möndıe. 
Rechtsfähigkeit derfelben 259, 


Mündliche Verhandlung ſ. Berufung 2, 8. Bes 


weidaufnabme 1. 

1 — Die Friftbeftimmung in 
nur auf Grund m. B. auläflig. 
diefer Friftbeitimmung 393%. 

2 — Hein Recht der Parteien auf Wieder: 
eröffnung der m. ®. 119!, 892*, 

des Vrozeßgerichts aur 
Entgegennahme von Schriftſätzen nah Schluß 
ber m. V.? Zuläffigkeit der Beſchwerde 
103 fla. 

Mühlenwafferuugungsreht |. Wafjernugungs 


recht. 
N. 


Uachbarrecht ſ. Negatorienklage 2. 

Uachdruck. 

— durch Herſtellung von Notenſcheiben zu 
einem Symphonion. Verbot der Fortſetzung 
des N. unter Strafandrohung #18 flg. 

Nadlaßgerict ſ. Nachlakverzeihniß. 

Uachlaßgläubiger f. Konkurs 5b. 

Nadlaßvertreter 1. Handlungsvollmacht. 

Nadlaßverzeihuiß 


821 CPO. ift 
Charafter 


ftärfung eine N. lage auf Bervollftän: 
diqung eines N. Mitwirfung des Nachlaß— 
gerichts? Forderung des Spezifilationsei: 
des, 615 flg. 

Hamen f. Adel, Theater 5. 

Acbenintervention, 

— Db die N. augulaffen, ift nur zu entſcheiden, 
wenn ein Antrag auf deren Zurückweiſung 
vorliegt. 459, 

Negatorienklage ſ. Urheberbenennung. 

1 — ift ſtets gegeben, wenn der Bellagte eine 
ſich als Eingriff ind Eigenthumsrecht bes 
Klägerd barftellende Handlung vornimmt. 
Schadenserſatanſpruch. Unerheblichkeit des 
Verſchuldens. 728, 

2 — Errichtung eines Bordells unter Dul— 
dung der Verwaltungsbehörde. N. der Be— 
ſiher der Nachbargrundſtücke. Zuſtändigkeit 
der Gerichte zur Unterſagung des Weiter: 
haltens des Bordells. 1247, 


3 — im Falle der Beſchädigung eines Hauſes 


durch den Motorwagen einer eleltriſchen 


Straßenbahn. 727 flg. 


Nidifreitige Rechtspflege. 


1 — Gebdanfen über die n. R. Abb. von 
Freſe. 185 


Militärverein |. Werth des Streitgegenftandes 3. |% — Die beweißerheblichen Handlungen ber 


Minderjährigkeit |. Prozeßfahigkeit. 


n. R. 185 


fig. 
1 — Form der Einwilligung des gefegl. Ver: en f. Gmeignieberioffung. 


treterd eines Minderjährigen aur Bornahme | Nickbrand) 


Ehegatten 2. 


eined einfeitigen Nectsgefchäfts nad dem !1l — an forderungen, deren Schulbner ber 


Deutihen BOB, 323, 


Nießbraucher iſt. 613, 


Alphabetifged Sachregiſter. 


2 — Eniſtehung des N. nad dem Deutfchen 
BOB. 687, : ’ 1% 


Uonnen. 

— Rechtsfähigkeit derſelben. 259. 

Uotar ſ. Form 9, 10. 

Nothverkauf ſ. Kaufvertrag 17, 

Hothwendige Streitgenoſſenſchaft. 

— Bur Lehre von der n. St. Wahrung der 
Berufungsfrift durch Zahlung nur an einen 
Streitgenofien? 101 flg., 77919, 

Uovation. 

— Zum Begriffe derjelben. 76 flg. 


O. 


Orrtlihe Geltung des Rechts ſ. Kaufvertrag 25. 
Schadenserſatz 2. 

1 — Unmittelbar auf den Gefeten beruhende, 
perſönliche Verbindlichleiten. 767', 

Ocferreih ſ. Koſten 8. Patent 1. 

Offenbarnngseid. 

1 — „Beitreiten” im Sinne von $ 781 Abi. 
2 CRD. 289. 

2 — Kann der Schuldner, nachdem zur Er- 
zwingung der 2eiftung bed D. gemäß 5 782 
CPO. wider ihn die Haft angeordnet wor: 
den ift, feine Verpflichtung zur Eidesleiftung 

nachträglich noch beftreiten? 239 ftg 

Die Beftimmung in $ 784 € 
nicht von amtöwegen zu beachten. 241. 
Offene Handelsgefellfchaft j. Anfechtung I, 4. 
1 — Unwirkſamteit der Beftimmung ded Ge: 


— 


ſellſchaftsvertrags, wonach ein Geſellſchafter 


durch einſtimmigen Beſchluß der übrigen 


Geſellſchafter aus der o. H. ausgeſchloſſen 


werden kann. 1226. 


2 — Dem ausgeſchiedenen Geſellſchafter ſteht 


das Recht des Art. 145 Abſ. 2 HGB. auf 
Bücereinfiht und Benupung der Papiere 
auch zu, wenn ohne Yiquidation die Aus: 
einanderfetung durch Uebernahme des Ges 
fchäfts feiten eined Gejellichafterd und Ab: 
findung des anderen erfolgt. 459*, 

8 — Beſteht ein Gemeinſchaftsverhältniß 
zwifchen den Gläubigern einer 0. H.? 57. 
4 — Haftet der Liquidator einer 0, 9. aus 

eignen Mitteln den Gläubigern dafür, daß 
ie aud dem Grirage der Liquidation be: 
iedigt werden? 54 flg. 
5 — Grlöfchen einer beflagten o. 9. während 
des Prozeſſes. Fafjung des Urtheildrubrums 
71 


6 — Parteifähigkeit einer unzuläffigerweife in 
das Handelsregifter eingetragenen o. 9.? 
Auftreten der Inhaber diefer Geſellſchaft als 
Kläger? Rüdvermeifung an das Prozeßge— 
richt erfter Inſtanz? 565 flg. 


RO, iſt 





797 


Oralfideikommiß. 
— ift ins Deuifhe BGB. nicht aufgenommen 
355. 


Orderpapier f. Sicherungshypothek 56. 
Ordnungsfrafe ſ. Krantenverfiherung. Zwangs⸗ 
verwaltung 22, 
P. 


Pachwertrag ſ. Miethvertrag I. Zwangsver⸗ 
waltung 14. 
Parteifähigkeit ſ. Offene Handelsgeſellſchaft 6. 


atent. 

1 — Die Patentertheilung (insbeſondere nad 
dem öfterreihifchen Geſetze vom 11. Januar 
1897). Vortrag von Schanze. 1 flg. 

2 — Borausfegungen der Patentfähigkeit. 2flg. 

8 — Zum Begriffe der Erfindung. 2 flg. 

4 — Erfindung und Eutdeckung. 3 flg. 

5 — Neuheit der Erfindung. Begriff. Unter 
ſchied von der Eigenartigfeit derfelben. & flg. 

6 — Zum Begriffe der gewerblichen Bermerths 
barkeit einer Erfindung. 9 flg. 

7 — Rechtsgrund des Patentſchutzes. Ber: 
hältniß zwiſchen Erfinder und Erfindungs— 
beſitzer. 11 flg. 

8 — Vorausjegungen der Patentertheilung. 


15 


|? — Patentanfprud). Begriff. 15. 


10 — Verfahren zur Prüfung der Patent« 
fähigkeit nach deutfchem und öſterreichiſchem 
Rechte. Beweislaft. 15 fla. 

11 — „Offenbare Batentunfähigkeit” im Sinne 
des neuen Defterreihifhen Patentgefeges. 


17 flg. 

12 — 3 40 des TDeutjchen Patentgeſetzes im 
Verhältniß zu $ 4 des Reichsgeſetzes vom 
27. Mai 1896. 27 flg. 

13 — Die patentrechtliche Licenz. Beſprechung 
einer Studie von Munk. Begriffliches. 
591 fla. 

Pfandrecht ſ. Hypothek. Schuldübernahme 8. 

1 — Entſtehung nad) dem Deutſchen BGB. 
688 


Pfandvertrag ſ. Abtretung 2. Sicherungsfauf. 

Pfaunenjins. 

— und Zweigroſchenzins zu Gunften der 
Stadtgemeinde Dresden. 467,3, 474", 

Plaggefhäft ſ. Kaufvertrag 14. 

Polizei 1. Handelsfrau 1. 

1 — Berpflitung einer Poligeibehörde, vor 
Erlaß einer Straierfügung Grörterungen 
über den Anzeigefall anzuftellen? 608. 

Preistife, Preisverzeihniß ſ. Kaufvertrag 1. 

Preffe ſ. Schadenscrjag 1. 

Privatklage ſ. Sühne. 

Probe j. Gemwerbegehilfe. Kaufvertrag 6, 7. 

Prolongationsgefdhäft ſ. Reportgeſchaft. 

Projzeßfãhigkeii. 


7 — Wenn die Klage nur gegen „Herrn X“ — einer minderjährigen, bevormundeten Che: 


erichtet, ift ald Bellagter eine phufifche 
Berfon, feine o. 9. gemeint. 8957, 


frau? Einfluß ihrer Eigenfhaft als Han- 
beiöfrau auf ihre Pr.? 2614, 
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Prozeßhindernde Einrede. | 
1 — der Nechtshängigfeit ſ. Mahnverfahren. 
2 — der mangelnden Sicherheit für die Pro: 
zeßkoſten f. Sicherheitäteiftung 1. 

Prozehkoflen ſ. Koſten. 

Projeßvolmacht ſ. Eid 3. Koſtenſeſtſetzungs— 
verfahren 8. 
— Ermächtigt bie Pr. unter ber Herrſchaft 
des Deutihen BGB.’ zur Vornahme und 
Entgegennahme der Aufrehnung und andrer 
einjeitiger Willenserllärungen, wie Rüdtritt 
vom Bertrage, Anfechtung einer Willens: 
erklärung, Wieberfauf, Borfauf, Widerruf 
einer Schenkung? 401 flg. 


O. 


Quantitätsmängel |. Kaufvertrag 24. 
Quittung |. Wechſel 4a. 


N. 

Ratheriheilung. | 

1 — Haftung des Berläuferd, der die von 
ihm gelieferten, vom Käufer als zur beab: 
ee Verwendung unbraudbar bean: 

andete Waare, alö hierzu brauchbar em: 
pfiehlt, ohne die erforderlihe Sachlenntniß 
zu befigen. 767°, | 

2 — Schuldhaftes Verhalten des Banfiers, 
Klage auf Schadenserjag. Beweislaſt. 462°. 

Reallaf. 

— im Deutihen BGB. 718 fla., 721. 

Rechnungslegung |. Alagänderung 2, Zwangs— 
verwaltung 18, 

1 — BVerpflihtung zur R. Nothwendigkeit ber 
Beifügung von Belegen? Begriff der Be: 
lege. 786 jla. 

Rechisauwalt |. Gebühren d. R. Verwaltungs: 
bebhörde. Zeuge 1. Auftellung 2, 3. 

Redhisfähigkeit |. Yeben 2. 

Rechtsacſchãft ſ. Form 1. 

Redhtshängigkeit f. Mahnverfahren. 

Rechtsirrthum ſ. Konkurs 1b. 

Rechtskraft |. Urtheil 4. Wucher. 

1 — von Urtheilen, welche der Revifion unters 
liegen. 560, | 

2 — Eintrit der R. von Uriheilen eines Ge: | 
werbegerichtö, in denen der Streitwerth den 
Beirag von 100 Mark nicht erreicht. 560. | 

Rechtsmittel |. Berufung. Beſchwerde. Koften 1. 
Revifion. | 

Rechlsweg ſ. Krankenverſicherung. Negatorien: | 
Mage 2. Verſicherungsvertrag 4, 5, Ber: 
waltungäbehörde. 

reformatio in pejus f. Berufung 7. 

Reihsfiempelabgaben ſ. Stempel. 

Reifckoften |. Roftenerfiattung. 

Reifefpefen ſ. Dienftvertrag 8. 

Reklame |. Unlautrer Wettbewerb 5. 

Rentenfduld. 

1 — im Deutfhen BEB. Unterfhied von 
der Reallaft. 720 flg. | 


— 








Sachregiſter. 


2 — Berbältniß zur Grundſchuld. 721 fig. 

KReporigeſchãft. 

zrolongationsgeſchäfle als R. Eintritt 
des Kommiſſionärs als Selbſtkontrahent. 
582 flg. 

Reviſion ſ. Klagrücknahme. Rechtskraft 1. 

1 — Verſtoß gegen die gemeinrechtlichen Re— 
geln über die Auslegung eines irrevifiblen 
Geſetzes. NR. wegen nicht genügender Bes 
gründung der Auslegung unzulälfig. 815*, 

2 — Der Verftoß gegen 5 279 CRD. ift ein 
Mangel ded Berfahrend. Aberlennung eines 
erhobenen Anſpruchs und Zuerlennung von 
etwas Nichtbegehrtem. Berurtheilung — 
Rechnungslegung bezüglich der Liquidation 
einer Kommanditgeſellſchaft, während ber 
Klagantrag auf Feitftellung des Guthabens 
bed Klägers zur Zeit feines Ausfcheidens 
aus der noch beftehenden Geſellſchaft ges 
richtet ift. 8983, 

8 — Berechnung der Revifiondfumme bei Ers 
mäßigung des Alagantragd nad Berfüns 
dung des Berufungdurtheils, aber vor Eins 
legung d, R. auf weniger ala 1500 Marl, 
wenn ber Bellagte mit der R. Aufhebung 
des Urtheils erftrebt. 779'?, 

4 — Werth ded Befchwerbegegenftandes, wenn 
der Indofjatar die von ihm an feinen Nach— 
mann gezahlte Wechſelregreßſumme gegen 
die Auöftellerin einklagt, 2548, 

—— ſ. Berufung 4. Beweisaufnah— 
me 1. 


Rüdtritt vom Vertrage f. Dienftvertrag 5, 9. 

Kaufvertrag 19, 22. Prozeßvollmacht 1. 
Ruben des Verfahrens ſ. Beweisaufnahme 1. 
Rußland ſ. Koften 8. 


©. 


— Austunft des Aelteftenlollegiums der Kauf: 
mannſchaft zu Berlin 68 flo. 


Schadenserfaß ſ. Agent 1. Beweiswürdigung. 
Dienftvertrag 4. Kaufvertrag 10, 22. Kon⸗ 
ventionalftrafe 1. Negatorienflage 8. Rath: 
ertbeilung. Unterhaltsanfprud. Unlautrer 
Wettbewerb 4. Waarenzeihen 5. Zwangs⸗ 
verwaltung 24. 

1 — Berpflidtung zum Sch., wenn ein in 
einer Zeitung Angegriffener ebenfalld dur 
Zeitungen wahre Thatjachen verbreitet, die 
ben Gegner in der Achtung anderer herab: 
Ben und ihn zu ſchädigen geeignet find. 
4 . 


2 — Haftbarleit wegen Webertragung ber 
Blatternfrankheit. r, behaftet mit dieſer 
Krankheit, die Eifenbahn benutzt und bier 
bei einen Mitreifenbden anftedt, haftet diefem 
wegen des burch Uebertragung ber Krank: 
—* gold he Schadens. Welches Recht 
ft für die Erſatzpflicht maßgebendẽ 626 fig. 


Sachverſländige. 


Alphabeliſches Sachregiſter. 


8 — Zu 8 120 Abf. 2 Gew. O. Privatrecht⸗ 
liche Folgen der Verletzung dieſer Vorſicht. 
Prüfung des ſubjektiven Verhaltens dei 
Gemwerbeunternehmerd. 588°. 

— ſ. Kommanditgeſellſchaft 1. Side: 
rungskauf. 

Schenkung ſ. Prozeßvollmacht 1. 

1 — Formvorſchriften nah dem Sächſiſchen 
und Deutihen BGB. 340 flg. 

2 — Abtretung einer Lebensverſicherungs— 
polize ded Ehemanns an feine ki eine 
Sch. nad ſächſiſchem Recht? 641. 

Sciedsvertrag |. Verſicherungsvertrag 5. 

1 — Beftellung eined Schiedärichterd durch 
2 Dritten. Unausführbarleit des Sch. 
4 


2 — Vollſtreckungsurtheil aus einem Schieds— 
ſpruch. Faſſung des Urtheilstenors. Bus 
ſtändigkeit des Schiedsgerichts. 571 flg. 

Sqhtifiſäße ſ. Mündliche Verhandlung 3. 


Schuldbefrtiung. 

— Der Anſpruch auf Befreiung von einer Ver: 
bindlichleit zur Zahlung von Geldbeträgen 
ift Vermögen. Gerichtäftand des 3 24 
CPO. 8911, 

Schuldſchein. 

— Iſt die Beſtimmung in 8 952 des Deut: 
[hen BGB.'s zwingender Natur? 706. 


Squldũbernahme. 

1 — Die Ed. nach dem Deutſchen BGB. 
Abh. von Tränfner. 593 flo. 

2 — Zum Begriffe. Deutiges und ſachſi⸗ 
ſches Net. 593. 

8 — Xrten der Sch. 594. 

4 — Sondernachfolge dur Vertrag zwiſchen 


Schuldner und Schuldübernehmer. Beitritt 


des Gläubigerd. Vertrag zu Gunften eines 
Dritten? Genehmigung des Gläubigers. 
Stillſchweigende Verweigerung derſelben. 
594 flg. 

b — Wirkung der Genehmigung und der Ver— 
weigerung der Genehmigung ſeiten des 
Glaubigers. 597 flg. 

6 — des Erwerbers eines mit einer Hypo: 
— belaſteten Grundftüds. 599 fla., 603. 
— Wirkung der Sch. wenn mit der Forde: 
" rung ein Zurüdhaltungsredht verbunden ift. 


8 — — auf mit der Forderung verbuns 


dene Bürgſchaften, Pfandredte und Bor: ' 


zugsrechte. 
mers. 603 flo. 

9 — Einwendungen des Eduldübernehmers, 
Condictio indebiti bei Sch. infolge irrthum⸗ 
liher Borausjegung einer zwiſchen Schuld: 
übernehmer und A beftehenden Ber: 

pflihtung bierz 


Konkurs des Schuldüberneh: 
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Zicherheitsleitung ſ. Arreft 2. 

1 — megen der Prozeßkoſten. Vorausſetzun⸗ 
gen der Befreiung des Ausländer von der 
Verpflihtung zur Er des erhöhten 
Gerichtskoſtenvorſchuſſes. 117, 8309, 6891, 

—————— 

— im Deutihen BGB. 707 fig. 

2 — Beftehen einer befonderen bupotfelari, 
ſchen eg berg ei ©. 

8 — Xrten der S. 71 


4 — Zwangd- u. —— 710 flg. 


5 — Hypothelen für Forderungen aus In— 
babers und Orderpapieren. 715 flg. 


Sichtrungskauf. 

— Rechiliche Zuläſſigleit des S. Einwand 
des Scheingeſchäfts. Ungiltige Pfandbe— 
ftellung. 452 flg. 

Sklaverti 259, 

Schmerzensgeld |. Arzt. 

Sofortige Befhwerde ſ. Beſchwerde 1. 

Sondernadhfolge ſ. Schuldübernahme, 4. 

Speditenr, 

— Haftet der Sp. für die von ihm gewählten 
Zwiichenipediteure?. 582°, 

Spezifikationseid |. Raclapverzeicni, 

Staatsanwalıfdaft j. Eheprozeß. 1 

Ataatsfiskus, 

— Rechtliche Stellung deſſelben. 421, 


Stempel. 

1 — Zu $ 1, verb, mit Tarif Poſ. 1 des Ges 
etzes vom 27. April 1894. Wann ift eine 
ftıe, die einen urkundlichen Zuſatz erhält, 

als eine neue im Sinne des Reichsſtempel⸗ 
gefeges zu behandeln? Verzicht auf Bor: 
zugärchte. Wegfall der Verlosbarkeit. Die 
Attien ald Werthpapiere. 588 flag. 

2 — Nüdforderungdflage. Bon welchem Tage 
an ift die Friſt des 5 82 des Getegeß bont 
29. Mai 1885 zu N 690'5, 


Siellvertretung ſ. Beſitz. 2 

Stenographie ſ. Teftantent. 5. 

Zuftung. 

1 — Form 323, 399, 

2 — Die St. gehört zu den juriftifhen Per: 
fonen. 398, 

8 — Entftehung derſelben. 399. 

4 — Inhalt des Stiftungsgefhäftt, Muß 
Ihon vom Stifter der St. Vermögen zuge: 
wendet werden? 399, 

5 — Bann ift das Stiftungägefchäft voll» 
zogen? 399. 

‚6 — vBis wann kann der Gtifter die St, » 
widerrufen? 399, 

7 — Widerrufsrecht der Erben. 400, 

8 — Ummandlung der St. nad) 3 87 deö Deuts 
jhen BGB. 3. Iſt fie eine Frage des 
öffentlihen Rechts? 400. 


— im Segenlah zur Erfülungsübernahme. 9 — Aufhebung der St, 400, 


Selbſthilfekauf ſ. Kaufvertrag 16. 


Ztille Geſellſchaft. 
— Haftung des ftilen Geſellſchafters. Kunde 
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madung des Beſtehens bes ftillen Geſell. 
fhaftöverhältnifies. 58 flg. 

Stilfgweigende Willenserklärung |. Ehegatten 2. | 
Kaufvertrag 24. Konfurrenzflaufel. Kon: 
ventionalftrafe 3. Mäflervertrag 1. Schuld» 
übernahme 4. Bertrag Ic, 5a. Wechſel dc. 

1 — im Deutiben BGB. 670°, 

Strafandrohung ſ. Nahdrud. 

Itrafantrag j. Sühne. 

Strafverfügung ſ. Polizei 1. 

Straßenbahn ſ. Negatorientlage 8. 

Streitgenoffenfhaft ſ. Nothwendige St. 


Alphabetiſches 





Sũhne. 

— Giltigkeit eines Verſprechens, durch das 
der wegen Beleidigung Angeklagte dem 
Privatlläger für Zurüdnahme des Straf— 
antrags Zahlung einer Geldſumme zu einem 
milden Zwecke verſpricht. Privatrechtliche 
Natur des Ablommend. Berftoß gegen die 
guten Sitten. Berfolgbarteit des Verſpre— 
chens einer öffentlihen Abbitte im Civil: . 
prozeß? 211 fig. 

Symphonion j. Nachdruck. 


x. 
Eelegramm f. Agent 1. Bertrag le. 


Teflament. 
nah dem Deutjcen | 


1 — formen bed T. 
BOB. 346 fig. 

2%, — Errichtung der Richter oder Notar. Ber 
binderungägründe in deren Perſon. 347 flg. 

8 — Formen des Öffentlihen T. Inhalt des 
RPrototolld. 348 fig. 

4 — eines der beutjhen Sprade nicht mäch— 
tigen Erblaſſers. Zuziehung eines Dolmet: 
ſchers. 351 fg. | 

5 — Privatteftament. Erforderniffe. Anmens | 
dung von Zeichenſchrift; Stenographie? 
354 


5 . 
6— —— — — Formen bes T. 355 flg. 
7 — Das Gemeindeteftament. 355 flg. | 
8 — Das Eeeteftament. 357. 
9 — Das T. Nbgefperrter. 356 flg. | 





Teſtamentsvollſtrecker. | 
— Mitwirkung des ald T. beftellten Notars | 
bei der Teftamentderridtung. Gebühren 


defieiben für feine Mühemwaltungen als T. | 
348. 


| 
Theater, , 
1 — Deutsches Theaterrecht. Befpredhung eines | 
Wertes von Opet. 653 flo. | 
2 — Tie Beftimmungen der Gew.D. über | 
das Th. 653 flg. | 
3 — Iſt die Zenfur durch die Gewerbefrei— 
heit aufgehoben? 654. 
4 — Iſt das Bühnenengagement Dienftmiethe 
oder Werlverdingung? 654. | 
5 — Theaternamen. 655. | 
6 — Unterfchied zwiſchen Aufführungd: und 
Vervielfältigungdredt. 655, | 


2 _ 


Sachre giſter. 


7 — Theaterbeſuch. Recht auf Klatſchen oder 
Ziſchen? Recht auf Zutritt zu den Aufs 
führungen? 655. 

Theiluriheil ſ. Koften 5. 

Eren uud Glauben ſ. Kaufvertrag 11. 


U. 

Ucbergabe. 

— Eymbolifhe Ue. im Sinne von $ 199 
BOB. kann nur vom Befiger, der zugleich 
Inhaber, vorgenommen werden, 207. 

Umtauſch j. Raufverirag 6. 

Unerlaubte Handlung ſ. Anfehtung I, 8. Arzt, 

Unlautrer Weltbewerb f. MWaarenzeichen 5. 

1 — Die Beftiimmungen des Gefeged vom 
27. Mai 1896 über Rellame in ihrem Bers 
hältniß zum Deutſchen BGB. und zu den 
übrigen gewerblichen Schuggejegen. Vortrag 
von Xobe. 19 flg. 

Zum Begriffe. 22 fla. 

8 — Rundfcoft. Begriff. 23. 


‚4 — Berbältniß der Beftimmungen ded Deut: 


fhen BGB.'s über Schadenderfag zu den 
entgegenftehenden Beftimmungen des Ge 
fepes vom 27. Mai 1896, 25 flg. 

5 — Reklame. Begriffliches. 26. 

6 — Nellame und Betrug. 26 flg. 

7 — Bezugsquelle. Zum Begriffe. 30 flg. 

8 — Berübung des u. W. durch Benupung 
von MWaarenzeichen. Freizeichen? 31 flag. 

9 — Ankündigung eined „totalen Ausver— 
aufs“. 547 flag. 

Unmöglichkeit der Leitung ſ. Beweislaſt 8. 

1 — Erfullungsinterefje. Nachweis ded Schuld: 
ners, daß die U. dur einen von ihm nicht 
zu vertretenden Umftand herbeigeführt jei. 
462°, 

Unterhaltsanfprud). 

— des geidiedenen unfhuldigen Ehegatten. 
Rechtliche Natur deffelben. Schädenanſpruch? 
Bemefjung der Höhe der Unterhaltsbeiträge. 

g. 

Untetlaſſung ſ. Konventionalſtrafe 1. 

Unterfhlagung ſ. Diebſtahl. 

Untheilbarktit der Leiſſung ſ. Auftrag 1. 

Ucheberbenennung. 

— Anwendung der Borfhriften in $ 73 EBD. 
auf die Klage wegen Beſchränkung fremden 
Eigenthumsrechts oder auf Anerkennung 
einer Dienftbarfeit. Materielle oder prozeſſu⸗ 
ale Natur der Beftimmungen in $3 324, 
6584 BGB.? 758 flg. 

Urkunde ſ. Auslegung 2, Form 6, Vertrag 4. 
Beuge 5. 

1 — Zum Begriffe. Beweiskraft. 188 lg. 

2 — Abweichung der über ein Handelsgeſchäft 
aufgejekten, volljogenen U. von dem über: 
einftimmenden Willen der Parteien. Der 
Benachtheiligte Tann Richtigftelung der U. 
verlangen. 396°. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Urkundenprozeß. 
— Der Grundſatz freier Beweiswürdigung 
gilt auch im U. 551. 


Urtheil f." Beichwerde 2. Koften 4—T. Rechts: 


kraft. Zeuge 5. 


1 — Faſſung des Urtheildtenors f. Anfechtung | 


II, 3. Handlungslehrling 1. Offene Handels: 

geſellſchaft 5. Schiedövertrag 2. 

a) — bei Klagabweifung infolge Tilgung 
ded Klaganſpruchs durch Aufrechnung. 
488, 441 


2 — Auslegung der Urtheildformel. Anſpruch 
aus einem auf Begründung einer Gejfell- 
haft gerichteten Bertrage nah Cröffnung 
des Konfurfes zum Bermögen besjenigen, 
= en Geſchäft ein andrer eintreten follte. 

6 


8 — Grenzen der Zuläffigfeit der Aenderung 
eines durch bedingtes Endurtheil auferlegten 
Eided. Die Unerheblichkeit des zu berichtis 

enden Umftandes darf nicht den Gegen: 


tand neuer Beweiserhebungen bilden. 107 
Berüdfihtigung von Geftändnifien des | 
Gegners des Schwurpflichtigen im Schmwö: | 
‚5 — Vertragdmäfiger Verzicht auf die Bes 
dung der durch rechtäfräftiges bedingtes | 
— zum Eide verftellten Ginrede. | 


tlg 
4 


rungdtermine, Unzuläffigfeit neuer Begrüns 


V. 


Vater ſ. Konkurs 6. | 

Verdingungsvertrag ſ. Handelsgeſchäft 2. Kauf: 
* 4,5. Theater 4. Zwangsverwaltung 

4. 

1 — oder Lieferung einer Duantität vertretbarer | 
Sachen? Xieferung von Kleidungäftüden | 
nad Maß. 460°, 

Vergleid. 

— Ein prozefaerichtliher V. wirft in pro 
zeſſualer Bezie 
Urtheil. 814°. 

re... ſ. Mahnverfahren. Bermwaltungäbe: 

rde. 


1 — Unterbrechung ber V. 
8) — durd Anmeldung einer Forderung im | 
Konkurfe. 629 flg. 
b) — durch Klagerhebung. Mangel eines ger | 
Eee Grfordernifjes der Klagſchrift. 627, 





Verlagsbuhhändier ſ. Zeuge 2. 
Verlöbnig |. condietio ob causam finitam 1. 


Vermuihung |. Form 11, Yeben 6. Mäklerver: | 


trag 2. 

Verfäumnißurtheil S. Beweisaufnahme 1. Eid 
3. Wucher. 

Verfhiffungszeit ſ. Kaufvertrag 20. 


Verfhollenheit. 
1 — nad) dem Deutihen BGB, 261 fle. 
2 — Bemweiälaft. 262. 


8 — Todeserklärungäurtheil. 263. 
Arhiv für Bürgerl. Recht u. Prozeß. VII, 





bung nicht durdaus wie ein | M 
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4 — Birfung der Tobederflärung, indbefondre 
für die Che des Verfchollenen. 263 flg. 

5 — Wiederverheirathung des Ehegatten bes 
Berfhollenen. Liegt der Thatbeitand der 
Bigamie vor, wenn die neue Ehe gitig ift, 
weil ein Gatie in bona fide? 264. 

Verfculden ſ. Agent 1. Konventionalftrafe 2. 

Negatorienflage 1. Verſicherungsvertrag 2. 

Nathertheilung 2. Bermaltungäbehörde. 

erfierungsvertrag |. Agent 1. Bertrag 5. 

Bwangsperwaltung 14, Zweigniederlaffung 8. 

— Strenge Auslegung der Beftimmungen 

eined V. 569, 583%. 

2 — Falſche Fütterung bon Pferden ald Grund 
der Verwirkung eines Viehverſicherungs— 
vertrags. Wartung der Pferde. Grobe fahr: 
läffigfeit, Haftung für Verſchulden Dritter. 

529 flg. 

3 — Verfiherung imaginären Gewinns, Bes 
griffliches. 769°, 

4 — Wahrung der in einem B, beftimmten 
Präflufionsfrift für Befchreitung des Rechts— 
wegs feiten des Berficherten. „Bejchreiten 
bed Rechtswegs“ durch Klagerhebung bei 
einem unzuftändigen Gerichte? 583*, 


v 
l 





Iireitung des Rechtswegs enthalten in Ver 

iherungsbedingungen. Unterfchied von der 
Vereinbarung eines ſchiedsrichterlichen Ber: 
fahrens, 567 fla. 

Verfümmelungsentfhädigung. 

— Stillihmeigender Verzicht auf die V. 782, 

Veriheidigung ſ. Verwaltungsbehörde. 

Vertrag. 

1 — Vertragsanerbieten. 

a) — Nechtzeitigleit der Annahme, Für die 

Bemeſſung der Frift ift die Willensab— 

ſicht der Betheiligten bei ihrer Erwirkung 

und Bewilligung maßgebend, Die Folgen 
der Nichteinhaltung der Friſt beftimmen 
fi) nad bürgerlihem Recht. 51 flg. 

) — Vertragsaugebot durch Zufendung von 

Preistiften. 60 flg. . 

c) — Stillihweigen auf einen Vertragsan— 
trag. Handelsbrauch, nad mweldem der 
Empfänger des Antrags zur Antwort ber: 
pflichtet ift. Nüdjendung des Auftrags 
durch Aufgabe ded Antwortbriefed zur 
Poſt. 889 fig. 

d) — Auftrag im Sinne von Art. 823 HGB, 
und Bertragsanerbieten. 390. 

e) — Rechtswirkung einer telegraphiich an— 
genommenen brieflihen Offerte nad) dem 
Deutfhen BGB. 327. 

2 — Bedeutung der Vereinbarung im Papiers 
handel, daß die MWaare „auf fucceffive Abs 
forderung” zu liefern ift. 63 flg. 

8 — Kündigung eines V., durd den jemand 
einem andern den Alleinverfauf eined Ars 
tikels auf unbeftimmte Zeit übertragen hat, 


73 flg 





61 
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4 — Nihtaufnahme einer mündlich getroffenen 
Vereinbarung in die Vertragsurlunde. Bleibt 
diefe Veredung trogdem in Geltung? 7787, 

5 — Vertrag zu Gunften eined Dritten f. 
Schuldübernahme 4, 


a) — mit einer Militärdienftverfiherungs: | 


geſellſchaft Beitritt zu derjelben feiten 
eines Dritten durch feinen gefeglichen Ver: 


treter, der die ®. felbft mit der Gefell: 


ſchaft abgeichloffen bat. Sttllſchweigende 
Beitrittöerflärung. 876 flg. 

b) — Iſt nad) gemeinem Rechte eine Bei: 
trittserflärung bei — —— —— 
zu Gunſten Dritter erforderlich? BAL 

Veriragsanerbieten |. Vertrag L 


Vertrag zu Gunflen eines Dritten |. Vertrag DL 


Verireibare Sachen ſ. Verdingungdvertrag 

Verwaltungsbehörde. 

— Grobes Verfhulden einer V. bei Erlaß 
einer Strafverfügung wegen einer bereits 
verjährten Uebertretung? Anfprud auf Er: 


fag der durch die Vertheidigung vor dem 


Schöffengericht entftandenen Anmaltöfoften. 
Zuläffigkeit des Rechtswegs. 606 flg. 

Verzicht \. Chegatten 2. Konkurs 5a. Verfiche: 
rungövertrag 5. Verſtümmelungsentſchädi— 
gung. 

1 — auf ein NRedt, weldes ftreitig ift, durch 
Ausſprechen der Hoffnung auf eine Ber: 
fländigung? 425. 

Verzug ſ. Kaufvertrag 19, 20, 22, 28. 26. 
Smwangsdvollftredung 5. 


Viehverfiherungsvertrag j. Berfiherungdver: 


trag 2. 


BSR Ausfertigung |. — 


ung 5. 

Volifirekungsgericht 

Volfrekungsurtheil 

Vorausfchung. 

— Unilerſchied von der bloßen Erwartung und 
vom Beweggrund. 428 flg. 

Vorkauf ſ. Prozefvollmadt 1. 

Vormerkung ſ. Briefhypothet 7, 

vormundſchaft j. Prozeßfähigleit. 


chiedsvertrag 2, 


Vorzugstecht ſ. Konkurs 6. Schuldübernahme 8. | 


W. 


Wandlungsklagt ſ. Kaufvertrag 14. 

Waarenzeihen ſ. Unlauterer Wettbewerb 8. 

1 — Geſchützt ift dad ganze W. in feiner bild- 
lihen Wirtung, nicht die im W. vorlommen: 


den Worte ihrem Klange nad. 298, 772°, | 


2 — Ausftattung im Sinne von $ 1A des 
Reichsgeſetzes vom 12. Mai 1894. Begriff. 
Wörtlihe Bezeihnung des Bieres für fid. 
(Pilsner Bier)? 299, 772°, 

8 — Der Zeichenſchutz greift auch gegenüber 
der Anbringung von W. auf Laden- und 
Gefhäftsihildern Pla, 25531, 


ſ. Zmangövermaltung 17, | 
|. 


Alphabetifches Sachregiſter. 


4 — Tragmeite einer gerichtlichen Entſchei—⸗ 
dung, durd melde vor NAufrafttreten des 
Geſetzes vom 12. Mai 1894 eine Klage dar: 
auf, daß ein andrer ſich eines gewiſſen W. 
nicht bedienen dürfe, rechtäfräftig abgewieſen 
ift, für die Rechtöverhältniffe nach dem In» 
kraftireten jened Geſetzes. Bl fg. 

d— Edabenderfaganfprud auf Grund von 

N 16 des Geſetzes vom 12, Mai 1894, 
iwilrechtlihe Bedeutung diefer Beftimmung. 

' Verhältuiß zu 8 1 des Reichsgeſetzes vom 

27, Mai 1896. fig. 

— Peg 

— Kollijion eines Mühlenwafjernugungsrechts 
mit einem MW, andrer Art, Vorzugsrecht 
deö erjteren? Analoge Anwendung der Bes 
ftimmungen über die Grunddienftbarkeit. 
Eonfefjorienflage. 418 flg. 

Wedfel f. condictio sine causa 4, 
Nevifion 4 Wucher. 

1 — Bezeichnung ded Bezoginen ald „Herr 
Wilhelmine Werner”. 550. 

2 — Zuläjfigfeit der Bezeihnung mehrerer 
Perſonen als gemeinſchaftlich Bezogener auf 
demſelben W. Dürfen mehrere wahlweife als 
Bezogene genannt werden? 560 fla. 

3 — Nichtigkeit eines W,, den Erben fih an 

Stelle des im Nachlaß vorgefundenen be: 





Eid 15. 





hufs Stundung der Schuld vom Wedel: 
' Schuldner an Ordre des Erblafjers ausftellen 


laſſen. 259. 

4 — Proteſt. 

a) — Zur Proteſterhebung iſt nicht erfor— 
berlih, daß der zur Zahlung präfentirte 

| W, bereit3 die Quittung des Wechſel— 
gläubigers trage. 255°, 

b) — Zmorreltheit des Proteftes eines Dos 
mizilwechſels. 581'. 

c) — Wirljamfeit der Erflärung des ohne 
Proteft zahlenden Domiziliaten, der zus 

| gleich Indoſſant ift, daß er in dieſer Ich» 

| teren Eigenſchaft zahle? Kann diefe Gr: 
klärung ftillfchweigend erfolgen? 887 fla. 

D — Wechſelbegebungsvertrag. Erforbdernifje. 
Einrede des Verpflichteten gegen die Rechts— 

vermuthung deö Art. 36 WO. 292 flg. 

6 — Einwand des mangelnden Wechſelbege— 

bungsvertrags; der Arglift. 90 flg. 

‚Zz — Gefälligkeitsatzept und Bürgichoft. 91 fig. 

‚8 — Iſt bei Berechnung des Streitgegenftands 

für die Klage des Ausjtellerd, der den W. 

im Negrefwege eingelöft hat, gegen den 

Alzeptanten der Betrag der Wechſelſumme 

| — der der Regreßſumme maßgebend ? 

96 fig. 

‚9,— Verjährung von Regreßanſprüchen aus 
W. Beginn und Unterbredung, der Ber: 
jährung. 627, 631, 684. 

Werth des Sireitgegenflandes ſ. Revifion 4. 
Wechſel 8. Zeugniß B 





= Alphabetifches Sachregifter. 803 


1 — bei einer auf Abnahme ber verfauften! 3 — Werth des Streitgegenftands, wenn bie 
Waare und Bezahlung des Kaufpreifes ge: | Klage auf Ausftelung eines 3. gerichtet ift. 
richteten Klage. Einfluß accefforisher S d; | Auläffigkeit der Befchwerde gegen die vom 
benanfprüdhe. Anfpruh auf Lagerfpefen,) Gemwerbegericht bewirkte Werihsfeſtſetzung. 
—— * * cr 559 flg. 

em au nahme ber Waare. g. Zubchörung ſ. Zwangsverwaltung 8. 
2 — wenn ber Käufer Auflaſſung, der Ber: | Ing nm Ingleiftung |. Zwangsvollitretung 5. 


fäufer Entgegennahme der Auflaffung eines | „.- j 
Grundftüds fordert. 646 fl en Kaufvertrag 4,26. Schuld: 


8 — wenn Gegenftand des Hechtöftreits bie | 


Mitgliedichaft deö Klägers bei dem beflagten 
Militärverein ift. 781%, 

4 — Feſtſetzung durch das Prozeßgericht erfter, 
nicht durch das höherer Inſtanz. Abände— 





L — des Kaufmanns nah Art. 313 HB, 


gegenüber der vom Konfurdvermwalter nad 
S 47 Abf. 1 KO. auf Herausgabe der zu⸗ 
rüdbehaltenen Gegenftände erhobenen Klage. 
Kojtenentiheidung. 382 flg. 





worte des leßteren. 253%, 2 — Wegfall des 3. nah Art. 813 Nbf. 2 


Stempel L | 


Widerklage | fftellungsllage Be. Koften &,,_ GP. BEN. 

iderklage ſ. Feſtſtellungsklage Ze. Koften & | _ i 

Widerruf f. Dienftvertrag 9. Prog-Fvollmact | Fufändigkeit ſ. Einftweilige Verfügung 2-4, 
1. Stiftung 6, 7, | Nechtämeg. 


Widerfpruchsklage ſ. Grefutionsinterventions: | Buflellung ſ. Koftenfeftfegungsverfahren 2. 

age. —— Nothwendige Streitgenof: 
€ t enichaft, 

—— —— 1 — an Gefangene. Erſatzzuſtellung an den 

— Ausftellung eines Wechſels über eine über, _ Strafanftaltödireftor. 249. 
mäßige Summe. Nüdforderung de3 Ge: 2 — Bei 3. von Anwalt zu Anwalt muß das 
teifteten unter Berufung auf W. nad! Empfangsbekenntniß innerhalb der Zuſtel— 
Nechtöfraft des auf die Wechfelllage ergam . lungsfriſt ausgeftellt werden. 115 fl 


äumnißurtheil3? 7727 — von Anwalt zu Anwalt, Seitpunkt ber 
—— Vollendung der 3. Ausſchluß der Erſatz⸗ 


zuftellung. 642 flg.] 
B- Zwangsrecht |. Bannrecht. 

Bahlungsbefehl ſ. Mahnverfahren. ‚ 3wangsvergleih |. Konkurs 7. 
Bahlungseinfellung. Iwangsverfleigerung f. Zwangsverwaltung 27. 
— und Zahlungsftodung. Wann liegt 3. vor? 1— Den in 58 24—28 der Preuß. Subhafta: 

395®, tionsordnung genannten Forderungen fteht 
ein Vorrecht gegenüber den in das geringjfte 

Gebot nicht aufgenommenen Hypothekenfor— 
112, derungen auch dann zu, wenn fie nicht ſchon 
2 — Berechtigung eined Berlagäbuchhändlers, | im urn fondern erft fpäter 

der fi dem Autor gegenüber zur Wahrung | angemeldet werden. 124°, 

der Anonymität verpflichtet Hat, zur Ber Zwangsverwaltung. 

weigerung des Zeugnified. LIO fig. '1—Die Rechtöftellung des Zwangsverwalters 
3 — Für die Anwendbarkeit der re und fein Verhaltniß zum Hypothekengläubi— 

in & 850 Ziff. 3 CRD. ift entfcheidend, daß ger, Schuldner und PVollitredungsgericht. 

die Fonfrete er —* bh. von Reinhard. fſig. 

Grundlage im Familienverbande habe. 2 — ift ein Alt der Zwangsvollſtreckung. 
778'° 478, 482, en j B 
3 — Iſt der Zwangsverwalter Vertreter der 
— — 485 flo. 

— Die Auslagenvorfhußpflicht des betrei: 
5 — Venutzung eines Protofolles über die) Henden Gläubigerd befteht dem Bollftred: 

eiblihe Vernehmung cine 3, welded er ungsgericht gegenüber. 484, 

nicht genehmigt hat, bei der Urtheilsfällung. 5 — Sn der Zwangsverwalter Vertreter des 

Benußung als Urkunde? 894°, Schuldners? Sachſ., bayr., preuf. Recht. 
Beugniß f. Handlungsgebilfe 1. 486 flg. 
1 — Inhalt von 3. über die Führung von 6 — Die Bedeutung der Beichlagnahme zum 

Arbeitern. Zum Begriff der „Fuhrung“. Bmwede der 3. 487 fig. 

655 flog. 7— Eintritt des Zwangsvermalterd in bie 
2 — Bu $ 113 Ubf. 2 GewO. Verbot der ſachenrechtliche Vermögenslage des Schuld: 

Ausftelung eines nicht verlangten 3. 587°. | ners. 459 fig. 

bL* 





Zeugt. 
1 — Recht des Rechtsanwalts zur Verweige— 
rung des Zeugniſſes. 








4 — Bezugnahme des Z3. auf eine von ihm 
angefertigte, Schriftliche Darftellung des Sad): 
verhalts. 121°, 
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8 — Iſt der Zwangdvermalter legitimirt, der 
Pfändung einer als Grundſtückszubehör 
angefprodenen, beweglichen Sache zu wider: | 
iprehen? 491 

9 — Pfändung von Früdten. Einleitung 
der 3. 492, 

10 — Eubjett der in der Zwangsverwaltungs: 
maſſe begriffenen Rechte und Verbindlich: 
keiten. 492 flg. 

U — Werden die in $ 198 Abſ. 2 Subh.O. 
genannten Gegenftände von dem Beräuße: 
rungsverbot des $ 88 Abſ. 2 Subh.D. ger | 
troffen? 498 fig. | 


12 — Benutungsrecht des Verwalter8 an den | 
in $ 193 Abf. 2 Subh.D. genannten Gegen: 
ftänden. Befisflagen. Konturderöffnung 
zum Bermögen ded Schuldners. 500 fla. 

13 — Darf der Verwalter die von der 3. 
umfaßten, beweglichen Gegenftände veräu: 
bern? 502. | 

14 — Verhältniß des Zwangsverwalters zu | 
ben Verträgen ded Schuldners. Mieth: und | 
Pacht⸗, Dienſt⸗, Lieferungs:, Verſicherungs⸗ 
verträge. 503 flg., 506. 

15 — Der Verwalter hat feinen Anſpruch auf 
die Hagelihädenvergütung. 505. | 

16 — Anſpruch auf die Immobiliarbrand: 
fhädenvergütung. 505. 

17 — Verhältniß des Zwangsverwalters zum 
Vollftredungsgericht. 506 fig. 

18 — Pflicht des Zwangsverwalters zur Rech— 
nungslegung. 508, insb. Ann. | 

19 — Umfang der Thätigkeit ded Zwangs- 
verwalterd. 509 flag. 

20 — Wann endet die Funktion des Zwangs— 
verwalter8? 510, 

ar Euspenfiondbefuguiß des Gerichts. 








22 — Drbnungsftrafen des Gerichts 510 fla. 

23 — Klage des Vollftredungsgerichts gegen 
den Verwalter. 513. 

24 — Haftung des Zwangsverwalters für 
Schadenserſatz. 514. | 

25 — Cinwendungen des Verwalters gegen 
Berfünungen des Vollſtreckungsgerichts. Be: | 
ſchwerderecht. 515. 

26 — Einfluß der Beendigung des Zwangs— 
verwaltungdverfahrens auf das Recht des 
Verwalters zur Forterhebung der bis da: 
bin noch unerhobenen Früchte. 515 flg. 

27 — eines ideellen Grundftüdstheild. Um: 
fang des Befriedigungsrechts des Gläubi: 
gers, wenn ſeine Hypothek auf dem ganzen 
Grundſtück eingetragen, dieſes ſelbſt aber 
nur zu einem Theile in 8. genommen iſt. 
Umfang des Rechtes bei Zwangädverfteiger | 
rung eine® ideellen Theild. 456 fig. 

Dwangsvollfrekung ſ. Anfechtung II, 8. Kranz | 
Tenverficherung. | 

1— Gegen Bejchlüffe, welde in dem nur! 





flg 12 


Sachregiſter. 


ur Vorbereitung der Z. dienenden Ber 
Sr Bine getroffen werden, insbeſondere die 
Ertheilung von Zeugniſſen der Redtäfraft 
oder Vollſtreckbarkeit beireffen, findet ein: 
fache Beſchwerde ftatt. 121*, 252°, 

— Unabänderlichleit des die 3. einftellens 
den Beſchluſſes durh den Inſtanzrichter 
von der Zuftelung an die Parteien an. 


2 


3 — Beendigung der 3. in baared Gelb. 
flg., 780'4, 

4 — Pfändung des dem Schuldner gegen eine 
Lebensverſicherungsgeſellſchaft zuftehenden 
Anfpruche, wenn die Police ein unvollfom- 
mened Inhaberpapier. Indoffamente auf 
Policen ohne Orderklaufel. 687 fla. 

5 — Hat der Kläger, der gegen eine Bugs 
um Zugleiftung die Verurtheilung ded Bes 
Hagten erlangt bat, vor Ertheilung der volls 
jtredbaren Ausfertigung nad 55 Bid, 667 
CRD. nachzuweiſen, daß er die ihm oblies 
gende Yeiftung erwirlt oder den Gegner in 
Annahmeverzug geſetzt habe? Einwendun— 
gen des letzteren, daß er die Gegenteiftung 
nicht ordnungsmäßig erhalten habe, Aus» 


legung einer Vereinbarung nach billigem 
Fi niht nah Wilfür einer Partei. 
805 flg 


hi — Einwendungen nad) S 685 CPO. 240. 
7 — Einwendungen nad $ 686 CRD. 574flg. 
Bweigniederlaffung. 

1 — Die 8. Abh. von Schulze, 265 flg., 359fla. 

— „Niederlaffung“ des Kaufmanns. „Haupt“ 

Handelöniederlaffung. Zum Begriffe. 266 

tlg. 

3 — Niederlaffung der Vollfaufleute, welche 
ihr Geſchäft im Umberziehen betreiben ? 
26810, 

4 — Zum Begriffe der 3. Andere Bezeich— 
nungen. 270 flg., 27219, 652°, 

5 — Können die von der 3. aus abzufclies 
ßenden Geſchäfte von denen, welche von 
der Hauptniederlafjung aus abgefchloffen 
werden, generell verjchieden fein? 275. 


6 — Erkennungsmerkmale 276 9: 
a) — Datum der Errichtung. 276. 
b) — Umfang des Geſchäftsbetriebs. 
trieb8fapital. 277, 279. 
c) — Geſchäftsbücher. Korreſpondenz. Ges 
ſchaftsabſchlüſſe. 277. 
d) — Näumlihe Lage im Verhältuiß zur 
Hauptniederlaffung. 282 flg. 
7 — Folgen des Borhandenfeind einer 3. 276, 
8 — der Verfiherungsgefellihaften, inäbefon: 
dere außländiicher Berfi erungsgeſellſchaften 
im Juland. 278, 281 flg. 
9 — Firma der 3. Bedeutung des Zuſatzes 
nah Art. 21 Abf. 2 HGB, 284 flg., 289. 
10 — Vermaltung der 3. 288 flg. 
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— Bu $ 21 Abf, 3 HGB. — | rg der Hauptniederlaffung zu Halten? 


— Firma der 8. ins Handelsregiſter nad) 9 flg. 
erfolgter Gintragung der — — — Konkurs der 3. 364 fla. 


niederlaffung. Mitüberlaffung der Fi 
365 fle. 


— dieſer Eintragung. 290 flg, 361. " — Loötrennung er 3. von ber Haupt: 


— — ins Handelsregiſter. —— 
i 


— find die Einträge im Regiſter ber 


rma. 


3. übereinſtimmend mit denen im Re 15 — Die Beſtimmungen bed neuen HGB.'s 


über bie 3. 368 fig. 


IV. Quellenregiſter. 
A. Reichsrecht. 











Allgemeine Deutſche Wechſelordnung. Gewerbeordnung. 
Art. Seite Art. Seite! & Seite Seite 
4 if. 8 550fle. Ba 254°,| 884 654, 120Nbf.2,2 588°, 
86 255°, 388, 78 bj 2 '113 587°. 128 50 flag. 
89 92 fla. 80 627. 113 Abf.2 556, 587°. => 750. 
n 4 Ri, E 44* a 113 Abf. 2 558. 558, 
#1, g 
50 887 fig. = 92 He. | | 8 dert an Schriftwerfen ꝛc. 
61 97,2549,887fla.. 88 Ziff. 8 255°. Seite 
—n Dentfdyes n——s 118, 21, 26 
Eeite Seite 28 ©. 11, 
in "360 2a =, u 
. 52, | 
18 216. 27a 64.508,50 eh 
21 859, 648, Seite 8 Seite 
21 Abſ.2 286.289, 270 58, BIB. | 197 608 fla. = 26 fla. 
21 Abf.B 290 fla.. 431 fig., 7672. 2a7. h a 
B6l?t, 286 59. 171 264. 860 Riff. 7,8 28. 
22  287,289.866. 296 an5». | 193 61). BE7Bif.14 588°. 
26, 46 863. 297 [2400 ar. 
87 727. 818 B82 fg Verfonenfandsgefeh vom 6. Februar 1875. 
47 884. 818 52flg.|_ 8 55 
54 Abf. 2 BBk. 819 BB Me. ——— ung Fe Reichdlanzlerd v. 13, Nos 
62—64 BB flg. 828 90,| vember 1 betr. die Prüfung der Apo- 
124b 128. om thefergehilfen” in der Faffung ber Abände- 
130, 131 122 fla. 843 254°,519,755,| rungen vom 4. ffebruar 1879, vom 25, De: 
133 56. 3247 254°, 816°, zember 1879 und vom 23, Dezember 1882. 
145 Xbf.2 459%, 753 flg., 768?=. H 3 ©. 554. 
146 862, 348 753 fla. | Gefeh, betr. den Mufterichug vom 11. Januar 
151 216. 349 2547,| 1876. &S 15, 14. ©. 248, 
163 217. 8350 768? ». Serichtsverfafungsgrfeh vom - a. 1877. 
190 Abf 202. 854 519 flg.| 8 187 ©. 167, 
190 a 201. 856 66 fla., Alffla. —— = ER Ban Bere vom 
202 b&. 857 520,535,5845.!| 80. Januar 1877. 
222 201. 382 649.| S 13 Ab.8 ©.67. 815 3.8 6.223 
243 55. 876 534, | Eivilpropeßordnung vom 80, Januar 1877. 
248 196. 380,384, 385 582°.| & Site 8 Seite 
256 58, 8 == 60 102 flg. 
f. a. unten Handelsgeſe 2 ür das Deutfhe| . 688 459, 
Rei vom 10, Mai 1 rn ſch 19 Abſ. 8 280. 73 ern: 
22 864, 6527, 74 Xbf.2 
Gewerbeordnung. 24 8911, 477 401 flg, 
S Seite $ Seite| 29, 82 228, 78 30% 
7-10 46öfle. 10 4591, 468 fig, 50, dl 1 84 412, 
8 Ziff. 1 459, a7ı'| 59 102flg,7790% 87 119, 
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Etvilprogekorduung vom 80. Sanuar 1877. 





Eeite 
5 

88 Abf. 1 814! 
78216, 

89 578, 618, 
91 458, 782'6, 
94 746, 
98 560, 
102 809 fla., 58911, 
119 398%, 
120 flg. 104, 
124 104 fla 
128 148 fla 
142 119, 892° 
162 108, 804, 
590'% 

166 fla. 848, 
166. Abf. 2 2A0. 
181 115 fla. 
206 414, 415. 418, 
208 243, 
291 9014 
209.2 632.685, 
231 466, 564, 775. 
232 Abf. 2 238. 
BAR. 

240 8.2 76, 120, 
Tr5®, 


645, 
2408.38 76, 648. 
248 120. 


247 8.2 568, 610, 
247 3.4 809 fla. 
263 775. 
268 145, 
259 AB, 252°, Ah1, 
260 302, 58912, 744. 
278 458, 
279 893°, 664 
289 118, 
290, 292 538, 
208 88, 441 
BnB#, 
382 nn fig ‚safe. 
332 A 412 fla. 
833 OO g.. 415 fla. 
Bah Abſ. 409 fla. 
335 Abſ. > 410, 
848 3. 110fla., 
112, 
849 8.8 110, 
= 8.8 T7R1?. 
412, 
— 887 413, 
880 829, 
887 flag. 624, 
401 414, 
410 314°, 590'°, 


— zur em vom 
877. $ 11 ©, 212 


1, Februar 1 


Duellenregifter. A. Reichsrecht. 


| Itraforosehordnung vom L Februar 1877. 











N Seite, 88137, 140, 458, 454,497 8. 2 ©. K0Rfle. 
431 108. 109. | Aonkursordnung vom 10. frebruar 1877. 
J er N Seite 8 Eeite 
84 60 631, 
466, 467 Abſ. 5 78 65 119 
580. 15 69, 74 652°, 
498 745. |19 87. 8 KaR, 
501 398°. |28 3 L2 228, 117 Abf 883, 
508 2548, 811 fla. 1297 fla. 
530 104, 253,314°%,. 28 9.2, 25 462°. 128 Abſ. 2 683, 
531 Abi.2 253,77811, |85 89, 456. 188 632. 
540 Abf 8 11 fla. 89 Abſ. 2 501 184 629 fla. 
bAh 551. 41 3.4 438 flg. 142 631. 
569, 577, RBl '54 603 fla. 118 fa. 
BA. MR. 548.1 47°, 365, 
ni, 667 308, FERIEN ren \ 18. Juni 1878. — 
674 fig. 230. | 15 11 
ARR E40, RIK. 76, 10 —— X 58911, 
11 458, 782%, BA Abſ. 117 Ffla. 
BRR 807,574 Ha. Zar 78217 
2 ur f 29 i 1878. 
Aal ae ch * ul 
690 229 fla.. ö $8 2 
690 Abſ. 8 — 87 Abſ. 1 2 Fr fin. 
701 121%, 252°, Stempeln vom 29. Mai 1885. 
702 8.3, 708, $B2 6. 59018, 
— Abſ. 4 3 577. ||. a. — Reichsſtempelgeſetz vom 27, April 
712 fig. — ı Genoffenfaftsgefch 20m 1. Mai 1889, 
712 $ N Seite 
716 Abſ. 2 "220 fe. 78.2 18 130 450. 
231 118.2 450. 181 449 flo. 
722 638. 25, 40 818”. 131 Abf. 3 472 ilg. 
730 637 fla. 129 447 flo. 
— | Bekanntmadhung, beir. die Führung des Ge: 
768 8 207. nofienfchaftöregifters und * — 
zu demſelben vom 11. Juli 
| Een 
Tal Abf.2 230 fa. | Gefeh. betr. die Gemerbegerichte vom 29. Juli 
782 241 Aa. | „189. j 
TR4 241. | 8 Eeite Seite 
801 Abf.2 ann. | 52 560. 55 Abſ. IS. 560. 
802 Abf.1 og, |55 Abf. 1 556,559, 56 Abi. 1 562. 
808 443 Ha 561. 56 Abſ.4 561. 
807, 809 204. | Patentaefeh vom 7. Avril 1891. 
814 224 fla.. 235, 0 6 7fle. 
780'%, | Gefeh, betr. den Schu von Gebrauchsmuſtern 
315 235.| vom L Juni 1891. 
819 224 flq.|S Seite 8 Selte 
820 228 fla. |] 58 4 10, 
821 590% |2, 8 770: 4 bf.2 626. 
851 fla 568. |2 Abi. 2 547. 6 896'°, 626, 
—7—— = Handels. und Bollvertrag zwiſchen dem Deut: 
865. 887 571 fhen Reihe und Defterreidh » Ungarn vom 


6. Dezember 1891. Art.2, 12 S. 810 


—— u in er Faffung der 
Novelle vom 1 
$ 26a Abj.2 3.2a, 55, ö8, "Tee ©. 48 fig. 


Duellenregifter. A” Reichsrecht. 


Handels- und Ayiffahrisverirag zwiſchen Deuiſch⸗ 


land und Ru 2. vom 10, Februar 1894.| vom 18. Augujt 1 








807 


Bürgerliches —— für dad Deuiſche Reich 


Art. 2 S 6 ılm SL. 
Reihsempelgefeh vom 27. Aprit 1894. 522 
Aepeupelseieg Dom B7, Up Seite | 828 24flg. 1177 Mbj.l 608. 
i 824 461, 1187 716. 
A m. Tarif 54 | © 
Poſ. 5ösflg. 6 Ab. 2 540. | 826 24 fig. 1189 21 fig 
857 264°. 1192 716 fig 
Gefeh zum Schuß — Waarenbezeichnungen 873 882flg., 887. 1186 717. 
vom 12, — 877, 878 " 709. 1199 fig. 720, 
Fe Seite | gg] 699. 1207 19. 688, 
„246. 772°. | 802 680flg., 696, IEUl Auf. 1 678, 
8 245 fl. 16 28 flg., 80, 0 1848, 1560 264. 
12 2507". 2u9 fig. | 998 "680 fig. 1507 692 
5 sure 
14 80flg., „un 12.995 Büßflg, 887. 1608 Abf. 1 428 
1a WW fig, 290, 24 88. | y5g 706. 1718, 1720 Abj. 2 
Gtſth zur VBelämpfung des unlauteren Wett: | 976 829, 
bewerbed vom 27, Wai 1846. 1015 834, 887, 1757, 1768 208, 
cite N Seite | 1032 687. 2088 84%, 
801. h Abj. 4 27 flg. | 1105 719. 2231 8.2 Adafle. 
1 Abj. 1 — 547 fig. | 1105 Abf. 1 720. 2288 846 fig. 
bj. ß. 1118 208, 2285 847 ng. 
Einführungsgefeg zum ıgerlüßen Gefegbuche | 1116 2288 8. 
für das Deutſche ee vom 18. Auguft 1134 Abſ. 1 z1u, 2289 Bay. 
1896. Art. Bl ©. en Tr F 
142 
Bürgerliches ig ie das Deutſche Reich | 11a 706. 2244 N6j26.2 
vom 18. a Frame F N ‚1154 700. . 861 
eite Seite 1155 686, 699, 700, 245 352 flg 
S, 257 fig. 419 605. 702, 708, 2249 
12 666, 427 785.|11566 Abj.l 708. 2250 866, 
82 899, 518 340 fg. 1156 Abj.2 704 221 867. 
87, 88 400, 615 1157 708. 2266 858, 
111 Bd 61561 41 lg. | 1160 705. 2866 fig 691, 
125 322, 626 87. | 1168 708, 2368 692, 
127 827. 628 Abf. 2 402, | 1164 601, 2870 693, 
128 * 881, 705 785. | 1168 603, 
- — * ir he Grundbudordnung vom 24. März 1897. 
143 695. 717 784. N Seite Seite 
Fri BL MB. 0 DE 9) 6 ALL 2 
he En aus ia m 207. 
267 602. — 1 657,660, ud = vom 24, März 1897, 
808 601, 669, Eeit Seite 
840. 812 Abſ. 16.2 30, 31 11 lıeı mes 
813 884 ‚fg 678 flg. 52 Abj.1 697, 
829 667 fig. rege für dad Deutfhe Reich vom 
888 401 BIBN.1EG.1 10, Dat 1897. 
en en rn * Is — N Seite 
Du4, 814 667 869, 871,378. 128 870. 
415 ud fi. 815 667, 666 fig. | 15 875. 875. 
als A.8 üb. 8I6 667, 677fig. 18Af.1,20 BTL el 870, 878, 
416 699 flg., 608. 816Abj.1©.2 Kt. |22 872, 176 870. 
6.16.2506 BT en |26, 82 201 374 
417 604. 81 S. 1 675, 38 871, 873, 820 870, 378, 
418 602 fl. BD Ab. ı 668. 50 872, 


B. Gemeintedtlihe Rechtsquelſſen. 


L10D.20,6 L38D.21,2 L25D.26,7; c.1 Cod.8, 46. ©, 296. 


808 Duellenregifter. C. Landesrecht, 


C. Sandesredt. 
L Außerſächſiſches Redt. 
Code civil. 


Preupen. Art. Seite 
Allgemeines ra für die Preußiihen Staa: , 554 1247, 
ten. Theil 1878, 1379, 1380 84 fig. 
Titel ei Titel Eeite ‚1882 flo. 124', 
5 S 303 ae 2 $ = serie. Bayern. 
g., 93. 
348 Bios. 219 53 — Neximliinens Bavarlcus vom Jahre 
65 Bf. 4610. 15510 294. Theil 4 Cap. 16 $ 73.6 Seite 529, 
7 22, u 16 a — —2 ‚165189 ur Aubbaflationsorduung. 
88 30, ‚181 Seite 487. 
Preußiſches Gefeh über die — S 184, 140-142 Eeite 5087, 
in das unbewegliche Vermögen vom 13. Juli SS 142 Abj. 2 Seite 494, 
1888. Meclenburg. 


$ $ Eeite | Polizeiverorduung v, 24. März 189. S. 767, 
16 2 1 4 *3 — 1. —— Hamburg. 
124°, 9. | Hamburger Einführungsgefch zum Allg. Deutſchen 
189, 40 466 flg. 144 Abſ. 8 5l4 | ’ Handelöge a vom 22, Dach I 
5 48 eite 573, 


2, Sähfifhes Recht. 
Const. ined. XXXVI v. Jahre 1572. ©. a Bürgerliches” „Sefeäbnd vom 2. Januar 1868. 





Refcript vom 11. Dftober 1796. Seite Sos, Seite 
—— vom hy März 1832. - | = 1 1467 90 fla. 
53 206 Seite 473. 859 67, 70. 1488 fig. 730. 
— = vom 28, Februar 1838. ' 864 46, 59. 1504 217 
8 75 Seite 624. 865 65. 1506, 1507 606 I 
Gefeh, Nachträge zu den — Ablöfungs: 870 85, 40. 1619-1550 
Sn betr. vom mm 1851. 876 219. 1519, 1523 451 ng 
Bl fla. Eeite 478 [8 e- 85, 
* erliches Geſchbu or 2. Januar 1863. | 916 1583 46L 
4 ⸗ erg N Seite | 919 526. 1584 424, 451 
19 26911, Sa 922 flg. 1547 57, 658°, 
54 283 flg. 626, 660 618, | 957, 970 226. 1550 85, 
60 2 687 288 flg., 500. | 992 403. 1565 flg 624. 
2 735. 688 426 fig. | 1003, 1005 598. 641, 
98 522, 695 68 flag. 1225 440, 1688 612. 
11 219, ZU 64, 1228 1750, 1751 426 fl. 
116 499. 786, 287 518. | 1229 fig 730. 1848 
129 502. 742 542, | 128 35, 40. 2096 849, 258. 
185 425,481,518. 749 518, | 1239 42, 44, 2114 
158 757 1254 622. 2246 885. 
199 205 fig. 765 57,| 1824 3856. 2801 617, 
201 208 fig., 460 He. 768 68, 72. | 1208 flg., 1852 780. — 
206 773 —— 
208 238, 500, 808 518. 1402 flg. 593, 2389 222 flg 
209 813 1405 ©. 2 2842 g 
219 flg 455, 81662 58, 1410 218 flg. 
254 508. 817 52. 1428, 1482 564. 
278 ©.2 728 flg. 820 782, Gefeh, die in den Deutſchen Bundesjtaaten in 
821 727 tlg. 828 228 fig. ‚ bürgerlien Redtöftreitigleiten gegenfeitig 
390 610 fig. 829 458. zu gewährende Rechtshülfe betr,, vom 16. Jas 
418 484,490,491. 837, 888, 842, | _ nuar 1865. 5 Geite 364. 
482 601, 850 785, Gefeh vom 12, Mai 1873, die Entihädigung 


377.| gemwiffer, mit dem ftäbtifchen Branurbar 
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Zufammenftellung der zum Abdrud gebrachten Gntſcheidungen. 809 


verbundenen Berechtigungen, fowie das Bier: verwaltung unbeweglider Saden v. 15, Aug. 
verlagdreht von Yandbrauereien betr, ' 1884. 


BAU ER ER ER NE 42 u6f.2 7 19, 188 — 
Gefeh, einige mit der E.P.D. RT = 515. 190 490, 496 flg. 
ejtimmungen betr., vom 4, März 1 | 83 Ab 499. 190 Abf. 2 sul. 
82 Seite 180. 176 Fr 496. 192 507, 
Verordnung des — — vom 9. Juli | |186 ar * J 2 ._ Fr 
1881. Weite 200 186 Abj.8 511,514, , 502, 
Gefeh, betr. die —— u. Zwangs⸗ 5615. 196 614. 


D. Ausfländildes Nedt. 
Berner Aonveution vom 9. September 1886. Octſlerreichiſches — vom 11. Januar 1897. 


Nr. 8 des Schlufprotofolld Seite 618 flg. $ $ Seite 
— — PER vom 15. Augut r 8.2 E 5 14. 
1852. Seite 11. 18 flg. 55 Abſ. 5 6 


V. Zuſammenſtellung 
der zum Abdruck gebrachten Entſcheidungen 


I des Reichs gerichts. 
1. Urtheile. 





Febr. 1895. | Bär en — 1.158 97 652°. 
71. 5 249 fla. . 5 un 
I: PERIOD. MI ME 4. VI.238,96 316%. 2. L 43,97 4598. 
Jan. 18%. 10. 1.373,96 292 flg. 3. VI. 29/97 460°. 
16. 1.296,96 244 flo. 18. VI.258,96 252%, | VI 30,97 7688, 
Juli 24. 1.408,96 583°. | 10. VI 38:97 4638. 
2. VI. 81/96 76 flg. April | VI. 87,97 462°. 
Novbr. 2. III. 25/97 5901, 14. I. 9597 59013 
16. VI.198/96 78 flg. 5. VI.377,96 895° 16. I. 52/97 460% 
Deybr 7. 1.425,96 896’. I. 5897 462° 
2. 1.230796 81 | 1.429,96 898°. 17. VI. 50:97 4615 
5. 1.246/96 646 V. 91,97 488 flq 21. I. 5497 7671 
15. 11. 266/96 120° ' 12. VI.260.96 629 fig 26. I. 7897 756 fig 
16. 1.226/96 193 fl ' 14. V1.422/96 894° 80. 1.110,97 581! 
28. II. 54/96 1248. "Mai I. 145,97 5845 
30. I.382/96 255°. 3. VI.44896 587,8, Juli 
ı 5. L12197 585°, 5. VI.204/97 6528, 
Jan, 1897. 8 IL 197 896, ' 8. Blenarentich. 459", 470. 
4. VI.263/96 1218, | I. 397 542flee , 14. 1108,97 649°. 
8. 11.263/96 1247. ' 10. VI.45796 581%. | I. 106 97 6515, 
9. 1.285/96 254. 12. 1 7,97 5828. | Septbr. 
1. 406/96 200 fl. 1. 148,97 627 flg. 16. VI.108,97 774°. 
12. II.289/96 123°. 13, VI.145/97 547 fl. Oftbr. 
13. I.424/96 457 flg. 15, I. 10/97 3060 ' 4. V1.140,97 77810. 
15. 11.270,96 1223, 18. II. 8297 391, 6. 1.163897 767%. 
20. 1.304/96 255", ' 19. I. 17797 6498, 1.298,97 772%. 
29. I1.308/96 254% | I. 19,97 896°, ' 9. L170,97 Br. 
Febr. | 20. VL478,96 588°. . Limg97 7791, 
4. VI.306/96 2551 VI. 1/97 59018, 11. VI 156,97 7794, 
10. 1.328/96 251, 254° | 22. I.426/96 587%. 16. 1.182,97 7821. 
11. v1.31 2589, 1.451,96 647°. | 1. 183,97 770°, 775°. 
15. VI.819/96 314: | I. 20,97 892%, 20. 1.195/97 769°. 
24. 1.357/96 316° I. 67,97 650%. | 27. 1.212,97 772%. 
1.360,96 297 flg 24. VI.448,96 58810, 28. VI.180/97 758 flo. 
27. 1.863/96 318’, VI. 12,97 5891. | 


8310 Bufammenftellung der zum Abdrud gebrachten Entſcheidungen. 


2. Beſchluſſe. 
— 1894, Febr. Septbr. 
15. V.86194 78215. 11. Bs. VI. 897 252°. 16. Bs. VI. 169,97 78218, 
März 1896. | Bs. V1.15,97 268*. Bs. VI. 31197 48217, 
3. B.R.11.3896 580. März ' 20. Bs. VI. 157,97 78118, 
Derbr. 20. B.R.V1.5497 314% | Bs. VI. 190,97 7804, 
Jan. 1897, 2. B.R. 11.5397 314. | 6. VI. 21017 mei. 
7. B.R.VI. 221/96 121%. 12. Bs. V1.8297 3u3#, I 


I. Des Oberlandesgerichts Dreäöden. 
1. Urtheile. 








Febr. 1889. Septbr. 26. O.IV. 180/96 538 fla 
11. 0.1. 12288 54 flo. H 0.IV. 4295 67 flg. . O.II. 16297 738 lg 
ftbr. ärz 
—— 120.89 73 flg. | 23. O.IV. 8894 63fle. 5. O.IV. 497 437° 
Aigen ss 2. 0.l. 6195 81lflg. 10. O.IV. 81,95 582 flg 
. O.L 5001 400 30. O.I1I. 11694 302 lg. 11. O.I. 172,96 741 fla 
Me ' Novbr. 15. 0.1. 20096 521 fla 
Jan. 1892. 29. O. IV. 30% 59 flg. 16. O.IV. 857 550 fla 
29. 0.W. 6% 70fle. 25. 0.I. 19996 429 fla 
Jan, 1893. Mai 1896. April 
10. O.II. 83,92 205 fla. 9. O.II. 6995 887 flg. 1. 0O.I. 18196 644 fla. 
Novbr. 15. 0.II. 3996 618 la. | 8.0. VII. 188/96 426 fla. 
28. O.IV. 226/92 571 flg. 18. O.I. 27,96 389 jlg. | 10. O.V. 6196 446 fla. 
Dezbr. Juni 13. O. VII. 9196 553 fla. 
2. 0. M. 13493 87 ilg. 9. O.IV. 11895 4831 flg. Mai 
5. O.IV. 8392 517flg, | 12. O.IV, 72/96 90fla. 5. O.IV. 49,96 525 fla. 
Febr 1004 22. 0.I 4596 33jlge. | 4. O.I 1897 452 flg. 
2.0. 16493 6 ſig. Dltbr. ...1.29.0.VII. 18,97 610 fig. 
Man OT IS 0.1. 26,97 606 
na 0 16.0. VII. 66/98 418 flg. , 10. O.I. 183,96 2 Ma 
80. O.Iv. 1093 68 9 30. 0.1. 62,96 567 fig. 12. 8. 6097 574 fig. 
ne ——— Dezbr. 25. O.II. 28,97 615 fla. 
1 OL 8190 rl 10. 0,0. ‚james 888 g. F 0.V. 57,97 642 fla. 
Septbr. | 31.0. VII. 7898 376 Ha. |" 6.0.VIL. 82,97 687 
25. O.IV. 116/98 487%, 8 OVI 7097 64M 


, . 0. 
Jan. 189. 14. 0.V. 3897 78383 flo. 
20 a Due | 19. O.IV. 18596 428 fig. | Septbr. 

“IV. 1005 flg- | 29. O.IV. 170,96 318*. 21. O.II. 53,97 733 flg. 


i 89. br. 2 
31. 0O.I. 15994 52® lg. 5. O.III. 86/96 219 fle. | 7. O.I. 65,97 728 fla. 
März 8. 0.11. 132/95 214 fig. | 25. O.II. 93,97 727 flo. 
7. 0.1. 180/9% 101 flg. | 10. O.IV. 17496 305 flg. |Novbr. 
15. O.III. 111/94 565 fla. 16. O.III. 14496 48810. ' 4. O.V. 6497 749 fig. 


2. Beſchlüſſe. 
San. 1894. Jan, 1895. Mai 1896. 
22. I.C. 239 110flg. | %5. IH. C. 17,% 112. 4 I. O. 9996 224 flo. 
Dftbr. Mär Oktbr. 
12. III. C.181,94 115. 28. V.C. 4795 96 fla. | 15. II. C.142/95 113 fig. 
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